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I.  ABHANDLUNGEN. 

DIE  BEWEGUNG  DES  UNTERNEHMER- 
EINKOMMENS UNTER  DEM  EINFLUSSE  DER 
ENTWICKELUNG  »). 

Von 

Dr.  EMANUEL  HUGO  VOGEL,  a.o.  Üniv.-Prof.,  Wien. 

Unter  den  volkswirtschaftlichen  Bewegungserscheinungen, 
welche  in  normalen  Friedensverhältnissen  mit  dem  Entwicklungs- 
vorgange zusammenhängen,  bez.  durch  ihn  in  ihrem  Verlaufe 
bestimmt  und  geleitet  werden,  kommt  neben  der  schon  seiner- 
zeit in  dieser  Zeitschrift  (72.  Jahrg.  1916/ 191 7  B.  2,  S.  143 — 203) 
eingehend  untersuchten  Bewegung  des  Kapitalzinses  noch  der 
Bewegung  der  Grundrente  und  des  Arbeitslohnes  einerseits,  des 
Unternehmereinkommens    anderseits    eine     theoretisch    wie    wirt- 


i)  Die  vorliegende  Abliandlung  bildet  eine  Fortsetzung  der  in  dieser  Zeitschrift 
seinerzeit  (siehe  72.  Jahrg.  1916  Heft  2  S.  143—203)  veiöflfentlichten  Arbeit  über 
»Die  Bewegung  des  Kapitalzinses  unter  dem  Einflüsse  der  EiUwickelung«  und  soll, 
wie  dort  bereits  angekündigt  (S.  143  Anmerkung  i),  nunmehr  noch  das  Spezial- 
problem  des  Unternehmereinkommens  (bez.  Unternehmergewinnes)  und  seiner  Ver- 
änderung im  Gefolge  der  Wirtschaftsentwickelung  untersuchen. 

Die  theoretischen  Grundlagen  dieser  wie  der  früheren  Spezialuntersuchung  sind 
in  meinem  Buche:  »Die  Theorie  des  volkswirtschaftlichen  Entwickelungsprozesses 
und  das  Krisenproblem  (mit  besond.  Berücksichtigung  der  englischen  Wirtschafts- 
entwickelung bis  zum  Ausbruche  des  Weltkrieges  im  Jahre  1914)  Verlag,  Alfred 
Holder,  Wien-Leipzig,  1917  enthalten  und  sei  hierauf  allgemein  Bezug  genommen. 
Damit  erscheint  die  vom  Verfasser  bereits  im  Zusammenhang  mit  dieser  allge- 
meinen Darstellung  geplante  Untersuchung  einiger  volkswirtschaftlicher  Sonder- 
probleme in  ihrem  Verhältnis  zum  Entwickelimgsvorgange,  soweit  die  gegenwärtij^en 
außerordentlichen  Verhältnisse  für  eine  weitere  Verfolgung  und  Bearbeitung  dieser 
interessanten  Fragen  in  technischer  und  zeitlicher  Hinsicht  die  Möglichkeit  gaben, 
abgeschlossen. 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.     1919.     i.  I 
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schaftspolitiscli  nicht  minder  i,n-oße  Bedeutunc,^  zu.  Während 
Grundrente  und  Arbeitslohn  als  »abgeleitete  Einkommenszweige« 
nach  ihrem  Wesen  und  Ursprung  in  einer  Parallele  mit  dem 
Kapitalzinse  stehen,  daher  schon  deshalb  unter  dem  Einflüsse  des 
Entwickelungsvorganges  betrachtet  weniger  neues  und  problema- 
tisches zu  bieten  vermögen,  tritt  uns  im  »Unternehmereinkommen« 
im  Rahmen  einer  privat-  oder  verkehrswirtschaftlich  organisierten 
Volkswirtschaft  die  individualistische  Quelle  aller  Güterproduktion 
und  des  selbständigen  Erwerbes  aus  tauschwirtschaftlichem  Güter- 
verkehr entgegen,  welche  alle  übrigen,  auf  vertragsweise  Ueber- 
lassung  und  Verwertung  von  Arbeitskraft,  Boden,  Kapital  usw. 
im  Erwerbsprozesse  von  »Unternehmungen«  Dritter  gegründeten 
Einkommenszweige  speist.  Hat  die  Bewegung  des  Kapitalzinses 
den  Vorzug  für  sich,  gleich  einem  Barometer  der  Volkswirtschaft 
Aufstieg  und  Niedergang,  wie  scheinbare  Stabilität  in  den  Ziffern 
des  Leihzinsfußes,  der  internationalen  Wechselkurse  usw.  zu  deut- 
lich erkennbarem  und  im  Verlaufe  längerer  Zeiträume  genau 
verfolgbarem  Ausdruck  zu  bringen,  so  gilt  nicht  das  Gleiche  auch 
von  dem  weiten  Begrifte  des  »Unternehmereinkommens«,  das 
sich  in  unserem  privatwirtschaftlichen  Wirtschaftssystem  in  die 
tausendfachen  Kanäle  des  Einzel-  und  gesellschaftlichen  Unter- 
nehmertums verästelt  und  überdies  schon  nach  Art  und 
Gegenstand  der  Unternehmung  keine  einheitliche  Bewegungsrich- 
tung aufweisen  kann.  Bietet  also  die  Bewegung  des  Kapital- 
zinses ein  zugleich  auch  für  die  Bewegung  der  übrigen  Ein- 
kommenszweige einschließlich  des  Unternehmereinkommens  selbst 
unter  dem  Einflüsse  der  Entwickelung  markantes  Spiegelbild 
der  gesamten  volkswirtschaftlichen  Vorgänge,  so  müssen  wir  von 
vornherein  darauf  verzichten,  ein  ziffernmäßig  meßbares  oder 
statistisch  erfaßbares  Bild  von  der  Bewegung  des  »Unternehmer- 
einkommens« in  einer  Volkswirtschaft  entwerfen  zu  können.  Dieses 
wäre  nur  aus  dem  Gesamtmaterial  einer  fortlaufend  geführten 
umfassenden  Wirtschaftsstatistik  (insbes.  Preisstatistik),  dann  der 
Veranlagungsergebnisse  der  direkten  Steuern  (insbes.  Erwerb-  und 
Einkommensteuer)  zu  gewinnen,  würde  aber  auf  keinen  Fall  gleich 
dem  Kapitalzinse  in  einer  für  weitere  Wirtschaftsgebiete  gültigen 
Ziff'ernfolge  eine  konzentrierte  Zusammenfassung  gestatten,  viel- 
mehr lediglich  aus  einer  Vielheit  von  statistischen  Ergebnissen 
erschlossen  werden  können,  mit  umso  größerem  Wahrscheinlich- 
keitserfolge, je  umfassender  und  vielgestaltiger,  in  alle  einzelnen 
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Zweige  und  Gebiete  des  »unternehmungsweisen-  Wirtschaftsbe- 
triebes eindringend,  diese  Statistik  wäre.  Von  vornherein  würde 
sich  eine  solche  »Bewegungsstatistik«  des  Unternehmereinkommens 
stets  nur  für  konkrete,  möglichst  genau  umgrenzte  Wirtschafts- 
gebiete verfolgen  lassen,  aus  deren  Zusammenfassung  dann  even- 
tuell gewisse  Rückschlüsse  auf  die  durchschnittliche  Gestaltung 
in  den  führenden  Unternehmungszweigen  während  längerer  Zeit- 
räume für  eine  ganze  Volkswirtschaft,  ja  vielleicht  in  manchen 
Beziehungen  auch  für  die  Wirtschaftsentwickelung  im  allgemeinen 
ohne  räumliche  Grenzen  sich  ziehen  ließen.  Hiefür  mangelt  aber, 
wenn  auch  nicht  alles,  so  doch  genügend  spezifiziertes  und  vor 
allem  nach  einheitlichen  Gesichtspunkten  aufgebautes,  in  ge- 
nügend weitreichende  Zeitperioden  zurückgreifendes  Material, 
mag  man  nun  welche  konkrete  Volkswirtschaft  immer  als  Unter- 
suchungsobjekt wählen,  und  stets  wären  es  nur  gewisse,  ganz 
besonders  markante  Bewegungserscheinungen  des  Unternehmer- 
einkommens einzelner  Wirtschaftszweige  und  sonstige  Indizien, 
aus  welchen  auf  die  allgemeinen  Bewegungstendenzen  unter  dem 
Einfluß  fortschreitender  Entwickelung  einige  Schlüsse  gezogen 
werden  könnten.  So  in|^^ssant  und  wertvoll  trotz  aller  hierbei 
gebotenen  Vorsichten  eine  solche  konkrete  Untersuchung  auch 
wäre,  für  welche  natürlich  nur  das  mit  dem  Ausbruche  des  Welt- 
krieges jäh  abgeschlossene  Material  der  langen  vorangegangenen 
Friedensepoche  dienen  könnte,  so  würde  sie  unter  den  derzeit 
herrschenden  Verhältnissen  geradezu  unüberwindlichen  Schwie- 
rigkeiten begegnen,  übrigens  auch  ^ines  über  private  Forscher- 
arbeit hinausreichenden  Apparates  bedürfen.  So  müssen  wir  uns 
denn  hier  mit  einer  allgemeinen,  nicht  auf  konkrete,  zahlenmäßig 
meßbare  Vorgänge  eingehenden  Untersuchung  begnügen,  welche 
vor  allem  die  inneren  Zusammenhänge  zwischen  dem 
allgemeinen  wirtschaftlichen  Entwickelungspro- 
zesse  und  der  Bewegung  des  Unter  nehmer  ei  n- 
k  o  m  m  e  n  s  zu  verfolgen  haben  wird.  Sie  wird  also  vor  allem 
die  Klarlegung  der  hierauf  Einfluß  nehmenden  Tatsachen  und 
der  unter  dem  Einfluß  eines  normalen  Entwickelungsganges  er- 
kennbaren allgemeinen  Bewegungstendenzen  des  originären  Unter- 
nehmereinkommens zum  Gegenstande  haben. 

So  wie  hinsichtlich  des  Kapitalzinses  begegnen  wir  auch  in 
den  hier  zu  untersuchenden  Gebieten,  insbesondere  was  die  Frage 
des  Unternehmereinkommens  anbelangt,  in  der  herrschenden  Lehre 
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einigen  althergebrachten  allgemeinen  Erfahrungssätzen,    die  einer 
näheren  Prüfung  bedürfen. 

Was  zunächst  die  Wirkungen  der  Entwickclung  in  bezug  auf 
Grundrente  und  Arbeitslohn  anbelangt,  so  liegen  diese 
hn  großen  und  ganzen  klar  zutage.  Hinsichtlich  beider  macht 
sich  eine  zwar  zeitlich  und  örtlich  variierende,  aber  doch  im 
Vergleiche  längerer  Zeitperioden  unzweifelhaft  steigende  Ten- 
denz geltend,  welche  insbesondere  bei  der  Grundrente  in  städti- 
schen Attraktionszentren,  wie  auch  für  den  Boden  mit  Standorts- 
qualität für  industrielle  oder  gewerbliche  Zwecke,  scharf  hervor- 
tritt, beim  Arbeitslohn  dagegen  allerdings  vielfach  nur  nominellen 
Charakter  hat.  Die  Zusammenhänge  zwischen  der  steigenden 
Tendenz  speziell  der  Grundrente  und  der  Gesamtentwickelung 
der  Wirtschaft  sind  unverkennbar.  Die  Rückwirkung  dieser  auf- 
steigenden Bewegung  auf  Produktionskosten  und  Preisbildung  ist 
eine  weitere  Ausstrahlung  des  allgemeinen  Entwickelungspro- 
zesses.  Ihre  nähere  Untersuchung,  welche  zweifellos  außerordent- 
lich interessante  Aufschlüsse  für  die  Theorie  des  letzteren  liefern 
würde,  fällt  außerhalb  unsrer  Aufgabe.  Beim  Arbeitslohn  sind 
die  Zusammenhänge  seiner  Bewegung  mit  den  allgemeinen  Ent- 
wickelungserscheinungen  zunächst  nur  mittelbarer  Natur,  sie 
stehen  hier  in  einer  Reihe  mit  vielen  andern  Faktoren,  wie  Ver- 
änderungen des  Geldwertes  bez.  der  Kaufkraft  des  Geldes,  Durch- 
dringen sozialer  Arbeiterschutzmaßnahmen,  welche  die  Ausnützung 
der  individuellen  Arbeitskraft  einschränken  usw.  Auch  auf  diese 
Beziehungen  zwischen  Bewegung  des  Lohneinkommens  und  Wirt- 
schaftsentwickelung kann  hier  nicht  näher  eingegangen  werden, 
wie  denn  überhaupt  die  mannigfachen  Zusammenhänge  und  Ein- 
wirkungen des  Entvvickelungselementes  auf  die  vielgestaltigen 
Erscheinungsformen  und  Lebensäußerungen  des  Wirtschaftspro- 
zesses noch  der  näheren  wissenschaftlichen  Durchforschung  ent- 
behren. 

Zeigt  sich  immerhin  der  Zusammenhang  zwischen  Entwickc- 
lung und  Bewegung  "der  Grundrente  und  des  Arbeitslohnes  in 
offensichtlicher  Weise,  so  ist  der  Einfluß  der  Entwickelung  auf 
das  Unternehmerein  kommen^)  und  seine  Bewegungs- 


l)  Siehe  zur  Lehre  vom  Unternehmereinkommen  insbes.  Schmoller, 
Grundriß  II  S.  431  f.;  Schaf U,  gesellsch.  System  II.  S.  392,  458  und  a.  a.  O. ; 
/.  St.  Mill,  Grundsätze  der  polit.  Oekon.  IV.  Buch,  Kap.  II  und  III;  Marx, 
Kapital,    i.  u.  3.  Bd.;    Rodbertus,    Zur    Beleuchtung    der    sozialen    Frage  I,    1875; 
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t  e  n  d  e  n  z  nicht  in  gleich  deutlicher  Weise  zu  erkennen.  Im 
allgemeinen  wird  hier  ähnlich  wie  beim  Kapitalzinse  angenommen, 
daß  im  Zusammenhang  mit  der  geschichtlichen  Entwickelung 
einer  evolutionären  Volkswirtschaft  sich  eine  Tendenz  zum 
Sinken  zeige.  Diese  Lehre  geht  insbesondere  von  der  in 
Zeiten  der  Friedenswirtschaft  gemachten  Beobachtung  aus,  daß 
auf  manchen  Gebieten  der  industriellen  Produktion,  speziell  vieler 
Textilartikel,  Konfektionswaren  usw.  durch  Vermehrung  der  Kon- 
kurrenz und  Zunahme  der  auf  den  Markt  gebrachten  Produkt- 
menge trotz  eventueller  Verminderung  der  Produktionskosten  per 
Produkteinheit  eine  solche  Verkleinerung  des  Unternehmergewinnes 
eingetreten  ist,  daß  eine  geringe  weitere  Ausdehnung  der  Pro- 
duktion schon  eine  Ueberproduktion  und  Aufhebung  des  letzteren 
herbeiführen  müßte.  Eine  harmonische  VVeiterentwickelung  werde 
ein  mit  den  Verhältnissen  in  Uebereinstimmung  stehendes  Wachsen 
aller  Teile  bewirken,  das  für  die  Anlage  neuer  Kapitalien  wenig 
Raum  bietet  und  in  den  stationären  Zustand  Mills  mit  einer 
Minimumrate  des  Kapitalgewinnes  mündet,  eine  Phase,  welche 
unsere  Entwickelung  angeblich  schon  bis  vor  Kriegsausbruch 
erreicht  haben  soll.  Wieder  anders  begründet  Mithoff  diese  Er- 
scheinung:  »Mit  dem  kulturlichen  und  wirtschaftlichen  Fortschritt 
hat  das  Unternehmereinkommen  die  Neigung  zum  Sinken,  weil 
mit  wachsender  Verbreitung  der  Bildung  die  für  den  Unternehmer 
nötigen  persönlichen  Erfordernisse  häufiger  sind,  die  Lust  zum 
Wagen  steigt,  die  Gewinn- und  Verlustchancen  sicherer  berechnet 
werden  können,  der  Kapitalreichtum  sich  mehrt,  der  Kapitalzins 
sinkt,  Monopolpreise  der  Produkte  seltener  werden  und  die  Kon- 
kurrenz unter  den  Unternehmern  stärker  wird.«  (Schönbergs 
Handbuch,  S.  759)^).     Auch  Philippovich  spricht  von  einer  »all- 

Maiigoldt,  Lehre  vom  Unternehmergewinn  1855;  Picrstorff,  Lehre  vom  Unter- 
nehmergewinn 1875  (insbes.  dogmen geschichtlich) ;  ferner  dessen  Artikel  »Unter- 
nehmer und  Unternehmergewinn«,  im  Hdwtbch.  d.  Stw. ;  Mataja,  Unternehmer- 
gewinn, Wien  1884  S.  171  f.;  Groß,  Lehre  vom  Unternehmergewinn  1884  (mit 
Literaturnachweisung) ;  AJ.  Wagner,  Theoret.  Sozialökonomik  I  S.  355  f.;  Lexis, 
Volkswirtschaftslehre  S.  144  f.;  Steht,  Volkswirtschaftslehre  S.  212;  Röscher, 
System  der  Volkswirtschaft  I  §  115;  Philippovich,  Grundriß  I  S.  357,  364,  371; 
W ir min g haus,  Der  Unternehmer,  der  Unternehmergewinn  und  die  Beteiligung  der  Ar- 
beiter am  Unternehmergewinn,  Jena  1886;  R.  Wiedenfeld,  Das  Persönliche  im 
modernen  Unternehmertum,  Schmollers  Jbch.  1910  S.  223;  TF.  Sombart,  Der 
kapitalistische  Unternehmer,  Archiv  f.  Sozw.  u.  Sozp.   1909  Heft  3  u.  a. 

i)    Artikel    »Unternehmer«    im    G.    Schönberg%c\\&ii    Handbuch  d.  pol.  Oekon. 
Volkswirtschaftslehre   i.  Bd.  4.  A.  1896  S.  759. 


(5  Emanuel  llngo  Vogel: 

gemeinen  Veränderung  der  Unternehmereinkommen  im  Laufe  der 
geschichtlichen  Entwickekmg  der  Volkswirtschaft«,  in  der  sich 
eine  Tendenz  zum  Sinken  zeige,  die  »wesentlich  begründet  ist 
durch  die  wachsende  Verbreitung  der  Bildung,  durch  das  An- 
wachsen des  Besitzes  und  das  auf  Kapitalvermehrung  beruhende 
Sinken  des  Kapitalzinsfußes«.  (S.  357.) 

Bevor  wir  auf  diese  Frage  näher  eingehen,  müssen  wir  uns 
erst  über  den  Begriff  des  »U  n  t  e  rn  e  h  m  e  r  e  in  k  o  m.  m  e  n  s« 
und  seine  Unterscheidung  vom  »Unternehmergewinn«  ver- 
ständigen. Bekanntlich  ist  ersteres  der  weitere  Begriff  als  der 
Ueberschuß,  den  der  Unternehmer  aus  seiner  Produktion  oder 
Erwerbstätigkeit  im  Verkaufspreise  seiner  Produkte  über  die  Pro- 
duktions- oder  Erwerbskosten  (zu  welchen  selbstverständlich  die 
Verzinsung  des  fremden  Leihkapitals,  die  Arbeitslöhne,  die  für 
Benützung  fremden  Bodens  gezahlte  Rente  gehören)  erzielt  und 
innerhalb  dessen  dann  wieder  mehrere  Bestandteile,  der  »Unter- 
nehmerlohn« (Lohn  für  die  eigene  Arbeitsleistung),  der  »Kapital- 
gewinn«  (auch  »ursprünglicher«  Käpitalzins),  d.  i.  die  rechnungs- 
mäßige Verzinsung  des  eigenen,  in  der  Unternehmung  anliegenden 
Kapitales  des  Unternehmers  (berechnet  zu  einem  den  mittleren 
Zinsfuß  der  sicheren  Kapitalsanlage  im  Verhältnis  des  Risikos 
der  Unternehmung  übersteigenden  Zinsfuße)  und  endlich  als 
»reiner  Ueberschuß«  über  diese  Elemente,  der  »Unternehmerge- 
winn <  unterschieden  werden.  Dieser  »Unternehmergewinn«  re- 
präsentiert dann  erst  eigentUch  jenen  Teil  des  gesamten  Unter- 
nehmereinkommens, der  sich  gleichsam  auf  die  Zusammenfassung 
aller  Produktionsfaktoren  in  der  Hand  des  Unternehmers,  also 
seines  Besitzes  an  Produktionsmitteln,  der  Verwendung  seines 
eignen  Kapitals  und  Kredits  und  der  leitenden  Arbeitstätigkeit 
des  Unternehmers,  kurz  der  gesamten  Unternehmerstellung  als 
solcher  rückbezieht  ^).     So  wichtig  und  wertvoll  diese  Unterschei- 

l)  Ueber  den  Begriff  des  »Unternehmergewinnesc  im  Unterschiede  von  jenem 
des  »Unternehmereinkommens«,  siehe  insbes.  die  Ausführungen  Matajas,  in  denen 
auch  die  weitere  Unterscheidung  zwischen  »Unternehmergewinn«  und  »Kapital- 
gewinn« scharf  und  treffend  durchgeführt  wird.  Allerdings  seiner  Lehre  vom 
»natürlichen«  Preis  in  der  Volkswirtschaft,  von  einer  angeblich  in  letzterer  herrschen- 
den Tendenz  diesen  natürlichen  Preis  zur  Herrschaft  zu  bringen,  ferner  seiner 
Lehre,  daß  der  Unternehmergewinn  nur  auf  der  Differenz  zwischen  dem  natür- 
lichen Preis  (Produktionskosten  ohne  Gewinn)  imd  dem  wirklichen  Preis  beruht 
und  kraft  obiger  Tendenz  nach  Erreichung  des  natürlichen  Preises  verschwinden 
müßte  (Beseitigungstendenz)  kann  ich  nicht  zustimmen,  da  sie  in  den  Tatsachen 
nicht  begründet  erscheint.     (Siehe  hiez.u  weiter  unten.) 
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dung  der  Bestandteile  für  die  theoretische  Ableitung  insbesondere 
des  »Kapitalgewinnes«,  d.  h.  des  aus  dem  Produktionsertrag  auf 
die  Mitwirkung  des  eigenen  Kapitals  des  Unternehmers  rückge- 
rechneten Ertragsanteiles,  wie  auch  für  die  theoretische  Ableitung 
des  »Unternehmergewinnes«  als  des  spezifischen  Elementes  im 
Unternehmereinkommen  ist,  für  die  Betrachtung  der  Zusammen- 
hänge zwischen  Entwickelung  und  Unternehmereinkommen  muß 
doch  zunächst  von  diesem  letzteren  als  Ganzem  ausgegangen 
werden,  worauf  dann  erst  speziell  die  Rückwirkung  auf  das 
Spezifikum  im  Unternehmereinkommen,  den  Unternehmergewinn 
erörtert  werden  kann  i).     Und   in   der  Tat   pflegt   man    auch  das 

l)  Ohne  auf  das  hier  nicht  weiter  zu  erörternde  Problem  der  Zusammen- 
setzung des  Unternehmereinkommens  näher  einzugehen,  möchte  ich  nur  der 
Anschauung  Ausdruck  geben,  daß  im  Unternehmereinkommen  nach  Ausscheidung 
der  auf  die  Mitwirkung  fremder  Faktoren  (fremdes  Leihkapital,  Grund-  und  Boden, 
Arbeitskräfte)  entfallenden  Anteile  des  Bruttobetrages  wohl  überhaupt  nur  die 
Kapitalrente  (im  Sinne  einer  nach  dem  landesüblichen  Zinsfuße  zuzüglich  einer 
der  individuellen  Verwendung  des  eigenen  Kapitales  entsprechenden  Risikoprämie) 
als  effektiver  Bestandteil  deutlich  hervortritt,  während  dann  das  gesamte 
darüber  hinausgehende  auf  die  Unternehmertätigkeit  als 
solche  in  ihren  sämtlichen  Funktionen  (Zusammenfassung  der  Produktionsmittel, 
leitende  organisatorische  Tätigkeit  behufs  Erfassung  der  Konjunkturen  und  Er- 
zielung der  Unternehmergewinne)  entfallende  Einkommen  (also  »Unter- 
nehraerlohn«  wie  »Unternehmergewinn«  zusammengenommen)  das  »Un  ternehmer«- 
einkommen  imengerenSinne  bildet.  Dies  entspricht  auch  vollständig  der 
praktischen  Auffassung  des  Geschäftslebens.  Innerhalb  des  Unternehmereinkommens 
noch  einen  besonderen  »Arbeitslohn«  des  Unternehmers  zu  unterscheiden,  ist  sachlich 
so  wenig  begründet  als  die  Annahme  eines  besonderen  »Unternehmergewinnes« 
innerhalb  des  Unternehmereinkommens.  Denn  das  gesamte  »Unternehmerein- 
kommen« ist  ein  einheitliches  und  wesensgleiches  Resultat  der  »Unternehmer- 
stellung« und  der  in  ihr  geleisteten  »Unternehmerarbeit«.  Das  »Unternehmerein- 
kommen« qualifiziert  sich  als  ein  zwar  aus  dem  Zusammenwirken  verschiedener 
Faktoren  (arbeitstätige  Verwertung  von  Kapital,  Lage  des  Betriebsortes,  unter- 
nehmungsweise Zusammenfassung  der  Produktionsmittel  einschließlich  der  Arbeits- 
kräfte), aber  doch  nur  kraft  dieser  Unternehmerstellung  fließendes  Einkommen,  in 
welchem  nur  der  auf  das  »anliegende  Kapital«  bezügliche  Zins  als  unterscheid- 
barer Bestandteil  mit  Recht  hervortritt,  da  sich  in  ihm  der  gegensätzliche  Fall  der 
bloßen,  mit  eigener  Unternehmerstellung  nicht  verbundenen  Kapitalanlage  aus- 
drückt. Von  einem  abgesonderten  »Unternehmergewinn«  wäre  darnach  überhaupt 
nicht  zu  sprechen  und  dieser  Ausdruck  nur  für  den  Fall  der  Rückbeziehung  des 
Unternehmereinkommens  auf  das  angelegte  Kapital  im  Sinne  einer  Profitrate 
(Kapitalgewinn)  zu  gebrauchen.  Der  Begriff  des  Unternehmereinkommens  müßte 
durch  diese  Vereinfachung  wohl  wesentlich  an  Klarheit  und  Abgrenzung  gewinnen. 
Uebrigens  ist,    soweit  es  sich  um  den  Unternehmerbegriff  im  weiteren  Sinne,  nicht 
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gesamte  Unternehmereinkommen  auf  das  in  der  Unternehmung- 
angelegte Kapital  rückzubeziehen  und  in  einem,  allerdings  dann 
uneigentlichen  Sinne  als  >Ka  p  i  t  a  1  g  e  w  i  n  n«  oder  »Kapital- 
profit« des  Unternehmers  zu  bezeichnen.  Immer  müßte  man  sich 
aber,  wenn  man  das  Unternehmereinkommen  in  diesem  Sinne 
faßt,  dessen  bewußt  bleiben,  daß  man  es  nicht  mit  einem  »Ka- 
pitalzins« im  technischen  Sinne  oder  einem  bloßen  «Kapitalge- 
winn« zu  tun  hat,  sondern  mit  einem  auf  die  Unternehmer- 
stellung und  Unternehmertätigkeit,  auf  die  sei b- 
ständige  erwerbstätige  Verwendung  und  Ver- 
wertung von  Vermögen  zurückgehenden  und  da- 
her ursprünglichen,  nicht  abgeleiteten  E  i  n  k  o  m  m  e  n  i).  Gerade 
diese  Unterscheidung  des  »Unternehmereinkommens«  als  des 
beim  Unternehmer  zusammenfließenden  Resultats  selbsttätiger 
produktiver  Verwertung  von  Kapital  gegenüber  dem  » Kapitalge- 
winn« im  engeren  Sinne  als  dem  auf  die  Mitwirkung  von  Kapital 
(eigenem  oder  fremdem)  zurückgerechneten  Produktionsanteile 
(=3  Kapitalzins)  ist  in  der  Literatur  nicht  immer  deutlich  hervor- 
getreten. Tendenzen  oder  Bewegungsgesetze,  die  in  erster  Linie 
nur  für  das  produktiven  Zwecken  zugewendete  Leihkapital  gelten, 
wurden  auch  auf  den  »Kapitalgewinn«  im  allgemeinen  und  in 
weiterer    Linie    auf    das    Unternehmereinkommen    übertragen  2). 


um  jenen  der  kapitalistischen  Unternehmung  handelt,  auch  die  Kapitalrente  kein 
notwendiger  Bestandteil  des  Unternehmereinkommens,  vielmehr  verbleibt  bei  dem 
ohne  Kapital  im  eigentlichen  Sinne  arbeitenden  selbständigen  Handwerker,  Händ- 
ler usf.  nur  das  »Unternehmereinkommen«  in  seinem  spezifischen,  stets  das  Entgelt 
für  die  eigene  Arbeit  und  die  »Unternehmertätigkeit«  als  solche  zusammenfassenden 
Sinne,  in  dem  es  sich  immer  deutlich  von  der  Lohnarbeit  in  fremdem  Dienste  ab- 
hebt. Wie  gekünstelt  die  bisherige  Auffassung  ist,  zeigt  die  im  übrigen  äußerst 
instruktive  Darstellung  der  Ursachen  für  die  Entstehung  des  Unternehmergewinns 
bei  Schönberg  (ebenda  S.  766).  Diese  Zusammenstellung  der  verschiedenen  Quellen 
zeigt  nur,  daß  alle  diese  Quellen  eines  »Ueberschuß«einkommens  über  Arbeitsrente 
und  Kapitalrente  einfach  selbst  der  allerdings  vielgestaltige  und  individuell  ver- 
schiedene Inhalt  des  Unternehmer  e  i  n  k  o  m  ra  e  n  s  selber  sind,  das  teils  reinen 
Arbeitsverdienst  darstellt,  teils  kaufmännisches  Genie,  teils  Monopolstellung  honoriert. 

i)  Wir  haben  hier  zunächst  den  engeren  Begriff  der  »Unternehmung«,  näm- 
lich die  »kapitalistische«,  d.  h.  die  unter  Verwertung  von  Kapital  arbeitende  Unter- 
nehmung im  Auge,  da  vom  Standpunkte  des  Entwickelungsproblemes  diese  in 
erster  Linie  in  Betracht  kommt.  Ueber  den  Begriff  des  »Unternehmers«  und  der 
>Unternehmung<   siehe  mein  a.  a.  O.  zit.  Buch  S,  204  f.,  207,  246,  252  f. 

2)  Die  klassische  englische  Nation. Oekon.  hat  den  Unternehmergewinn  über- 
haupt mit  dem  Kapiialgewinn  vielfach  identifiziert  und  den  Anteil  der  Unternehmer- 
tätigkeit   hiebei    vollständig    vernachlässigt.     Dieser  Vorgang    zeigt    sich    auch    bei 
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Diese  Unterscheidung  ist  aber  von  um  so  größerer  Bedeutung, 
als  für  die  Bildung  des  Unternehmereinkommens  der  dem  mit- 
wirkenden fremden  Kapitale  zugerechnete  Kapitalzins  einen  Pro- 
duktionskostenfaktor bildet,  daher  die  Bewegungstendenzen  des 
letzteren  für  das  erstere  in  entgegengesetzter  Richtung  wirksam 
sein  werden.  Betrachten  wir  nun  die  Bewegungserscheinungen 
der  einzelnen  zur  Bildung  des  Unternehmereinkommens  mitwir- 
kenden Produktionskostenfaktoren. 

Wäre  es  richtig,  daß  zunächst  einmal  der  »K  a  p  i  t  a  1  z  i  n  s  -, 
das  ist  hier  der  für  fremdes  Leihkapital  gezahlte  Zins  ganz  im 
allgemeinen  ohne  weitere  Scheidung  eine  durchschnittlich  sinkende 
Tendenz  im  Verlaufe  der  wirtschaftlichen  Entwickelung  hat,  so 
müßte  diese  Erscheinung  ja  eigentlich  für  das  Unternehmerein- 
kommen günstig  wirken,  wenn  einer  seiner  wichtigsten  Kosten- 
faktoren, der  Leihzins  für  fremdes  Geld,  infolge  Kapitalver- 
mehrung oder  zunehmender  internationaler  Bereitstellung  von 
Kapital  eine  Ermäßigung  erfährt.  Für  das  Unternehrnerein- 
kommen  könnte  diese  Erscheinung  nur  in  steigerndem  Sinne 
wirken,  da  billiger  Kredit  durchaus  nur  die  Stellung  des  Unter- 
nehmers erleichtert,  die  Unternehmungslust  anregt  und  so  zur 
Erhöhung   der    Rentabilität    des    Unternehmens    beiträgt  i).      Nun 


y.  St.  Afill,  der  im  Kap.  III  seines  IV.  Buches  (S.  176  f.)  von  »dem  Einflüsse  des 
Fortschrittes  der  Erwerbstätigkeit  und  der  Bevölkerung  auf  Bodenrente,  Kapital- 
gewinn und  Arbeitslohn«  handelt,  ohne  dabei  dem  Unternehmerehikommen  eine 
vom  »Kapitalgewinns  gesonderte  Stellung  einzuräumen.  So  spricht  er  von  der 
»Verteilung  des  Produktionsertrages  in  Bodenrente,  Kapitalgewinn  und  Arbeitslohn« 
(S.  190).  »Kapitalist«  und  »Unternehmer«  wird  bei  ihm  nicht  auseinandergehalten 
(siehe  S.  177).  Die  Tendenz  des  Kapitalgewinnes  auf  ein  Minimum  zu  sinken,  bei 
gleichzeitigem  Steigen  der  Bodenrente  und  des  Arbeitslohnes  wird  ganz  allgemein 
von  jeder  produktiven  Verwertung  des  Kapitales  (sei  es  nun  unmittelbar  in  der 
Gestalt  des  vom  Unternehmer  bezogenen  Gewinnes,  sei  es  in  der  Gestalt  des  von 
ihm  abgegebenen  Leihzinses  für  den  ihm  gewährten  Kredit)  angenommen.  So 
kommt  denn  auch  Mill  zu  folgenden  Resultaten:  »Das  wirtschaftliche  Fortschreiten 
einer  Gesellschaft,  die  aus  Grundherren,  Kapitalisten  und  Arbeitern  besteht,  hat 
die  Tendenz  die  Grundeigenlümerklasse  progressiv  zu  bereichern,  während  die 
Kosten  der  Subsistenz  der  Arbeiter  im  ganzen  genommen,  steigen  und  der 
K  ap  i  t  al  g  e  w  in  n  sinken  wird«  (S.  195).  In  der  französischen  Literatur 
wird  der  Unternehmergewinn  überwiegend  als  Lohn  für  eine  qualifizierte  Arbeit 
behandelt.  Der  wissenschaftliche  Sozialismus  faßt  den  Unternehmergewinn  so  wie 
die  englische  Nation. Oek.  als  Kapitalgewinn  auf,  der  aus  dem  durch  die  Arbeit  ge- 
schaffenen Produktwerte  stammt  und  zugleich  einen  Abzug  am  Arbeitslohn  bildet, 
i)  Bei  allgemein  sinkender  Tendenz  des  Kapitalzinses  mußte  auch  der  auf 
das  eigene  Kapital  des  Unternehmens  rückgerechnete  Kapitalzins  sinken,    da  er  ja 
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ist  aber  eine  solche  Tendenz  nach  unseren  früheren  Ausführungen 
richtiger  (und  auch  da  mit  Einschränkungen)  nur  auf  die  sicheren 
Kapitalanlagen  zu  beziehen,  während  für  das  der  unmittelbaren 
produktiven  Verwendung  zustrebende  Leihkapital  bei  Bestand 
einer  Entwickelungsbewegung  eine  mit  dieser  korrespondierende 
wechselnd  aufsteigende  Tendenz,  zum  mindesten  in  der  modernen 
Entwickelungsgeschichte  der  Wirtschaft  aber  keine  hierdurch  be- 
stimmte Grundbewegung  von  sinkender  Tendenz  zu  konsta- 
tieren war.  So  weit  also,  wie  dies  stets  in  Zeiten  intensiverer 
Entwickelung  der  Fall,  der  Leihzins  eine  aufsteigende  Bewegung 
durchmacht,  wird  die  Erhöhung  dieses  Kostenfaktors  an  sich 
der  Steigerung  des  Unternehrnereinkommens  entgegenwirken. 

Doch  es  wäre  sehr  einseitig,  den  Kapitalzins  nur  vom  Stand- 
punkte eines  Produktionskostenfaktors  im  Verhältnis  zum  Unter- 
nehmereinkommen zu  betrachten.  Für  die  Frage  nach  der  Be- 
wegungstendenz des  letzteren  unter  dem  Einflüsse  der  Entwicke- 
lung dürfen  die  inneren  wirtschaftlichen  Zusammenhänge  zwischen 
»K  a  p  i  t  a  1  z  i  n  s«  und  der  selbsttätigen  produktiven  Verwertung 
von  Kapital  seitens  der  Unternehmer  (wenn  man  will  »Kapi- 
talgewinnc)  nicht  übersehen  werden.  Wie  schon  erwähnt, 
ist  der  »Kapitalgewinn«,  d.  h.  der  vom  Unternehmer  durch  ar- 
beitstätige Verwertung  von  eigenem  und  fremdem  Kapital  erzielte 
Gewinn  auf  keinen  Fall  wesensgleich  mit  dem  auf  das  zur  Mit- 
wirkung herangezogene  fremde  Kapital  entfallenden  Leihzins,  da 
der  Kapitalgewinn  des  Unternehmers  durch  die  bei 
ihm  zusammenwirkenden  Faktoren  (leitende  xUnternehmertätig- 
keit<,  Gesamtrisiko)  sich  eben  nicht  als  »Kapitaleinkommen«, 
sondern  als  selbsterzeugtes  Erwerbseinkommen  qualifiziert 
und  erst  aus  diesem  Quell  produktiver  Erwerbstätigkeit  der  Strom 
des  Zinseinkommens  entspringt.  Gerade  deshalb  aber  müssen 
zwischen  der  Bewegung  des  Leihzinses  und  jener  des  Unter- 
nehmereinkommens unter  dem  Einflüsse  der  Entwickelung  gewisse 
innere  Zusammenhänge    bestehen.     Daß    zunächst  in  jedem  kon- 


überhaupt  nur  eine  durch  Vergleich  mit  der  Verzinsung  fremden  Kapitales  er- 
mittelte Größe  ist.  Doch  selbst  wenn  diese  sinkende  Tendenz  richtig  wäre,  könnte 
hierin  allein  natürhch  noch  kein  Grund  für  ein  »Sinken  des  Unternehmerein- 
kommens« gefunden  werden,  denn  die  Verzinsung  des  eigenen  Kapitales  kommt 
nur  als  völlig  relativer  Faktor  des  gesamten  Unternehmereinkommens,  welcher  in  diesem 
nur  eine  fiktive,  rechneiische  Rolle  spielt,  in  Frage,  müßte  übrigens  in  seiner 
Wirkung  durch  die  Verbilligung  des  Leihkapitales  paralysiert  werden. 
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kreten  Einzelfalle  die  steigende  Tendenz  des  Leihzinses  den  ab- 
soluten Bruttobetrag  des  Unternehmereinkommens  vermindert, 
folgt  aus  seiner  Eigenschaft  als  Kostenfaktor  der  Unternehmung. 
Aber  diese  Funktion  ist  es  nicht,  die  wir  hier  meinen.  Die  Be- 
wegung des  Leihzinses  im  allgemeinen  hat  uns  gleich  einem 
Kraftmesser  den  Hoch-  oder  Tiefstand,  die  auf-  oder  absteigende 
Entwickelungsbewegung  angezeigt.  Steigt  der  Leihzins,  dann 
pflegt  dies  eine  Folge  des  Umstandes  zu  sein,  daß  der  Beschäf- 
tigungsgrad der  industriellen  Produktion  und  mit  ihr  der  Kapital- 
bedarf steigt  und  steigende  Preise  auch  die  Rentabilität  der 
Unternehmungen,  also  das  Unternehmereinkommen  steigern.  Was 
unter  dem  Einflüsse  der  Entwickelung  für  den  Leihzins  gilt, 
das  dürfte  auch  für  seine  Quelle,  das  Unternehmereinkommen, 
oder  wenn  man  nur  die  produktive  Verwertung  von  Kapital  durch 
den  Unternehmer  im  Auge  hat,  für  den  originären  »Kapital- 
gewinn« des  lezteren  gelten.  Die  Entwickelung  ist  für  beide 
die  gemeinsame  Kraftquelle,  welche  ihre  Bewegung  bestimmt. 
Für  beide  Bewegungen  muß  logischerweise  zunächst  eine 
P  a  r  a  11  e  1  i  j:  ä  t  angenommen  werden,  die  in  dem  Entwickelungs- 
vorgange  ihre  gemeinsame  Ursache  hat.  Sie  wird  in  concreto 
erst  aufhören,  wenn  das  Steigen  des  Leihzinses  infolge  eintreten- 
den Kapitalmangels  die  Spannkraft  des  Unternehmereinkommens, 
bez.  die  Preissteigerung  der  Produkte  überholt;  dann  wird  jene 
entgegengesetzte  Wirkung  des  Leihzinses  als  Kostenfaktor  mit 
vollem  Gewicht  zum  Ausdruck  kommen  und  zur  Einschränkung 
eventuell  zum  Stillstand,  zur  Hemmung  der  konkreten  Entwicke- 
lungsphase  führen. 

Was  für  den  konkreten  Entwickelungsvorgang  sinnfällig  in 
Erscheinung  tritt,  muß  in  abgeschwächtem  Durchschnittsmaß  auch 
für  die  allgemeine  Grundbewegung  der  Entwickelung  in 
einer  evolutionär  veranlagten  Volkswirtschaft  gelten.  Halten  wir 
uns  diesen  Zusammenhang  zwischen  den  Bewegungsursachen  des 
Leihzinses  und  des  Unternehmereinkommens  vor  Augen,  dann 
werden  wir  nur  den  Schluß  ziehen  können,  daß  bei  über- 
wiegend aufsteigender  Entwickelungsbewe- 
gung auch  im  Vergleiche  längerer  Epochen  nicht  nur  eine 
durchschnittliche  Steigerungstendenz  des  Leihzin- 
ses, sondern  auch,  und  wohl  in  noch  stärkerem  Maße  eine 
steigende  Tendenz  des  durchschnittlichen  Unterneh- 
mereinkommens   (und    aller    seiner    Bestandteile    im  Sinne 
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der  Theorie,  insbesondere  selbstverständlich  des  »Unternehmer- 
gewinnes« als  des  für  die  Gesamtbewegung  markanten  Bestand- 
teiles im  Unternehmereinkommen)  wahrscheinlich  wird.  Besonders 
sei  betont,  daß  diese  Erscheinung  durchaus  auch  mit  der  tat- 
sächlich beobachteten  Senkung  der  Preise  in  manchen  Produk- 
tionszweigen vereinbar  ist,  da  wie  später  noch  zu  erörtern,  ver- 
besserte Produktionsmethoden  und  Verbilligung  der  Produktion 
im  allgemeinen  trotzdem  die  steigende  Tendenz  der  Rentabilität 
wie  des  Unternehinereinkommens  aufrechterhalten  können. 

Betrachten  wir  nun  noch  die  übrigen  für  die  Höhe  des  Unter- 
nehmereinkommens maßgebenden  Faktoren.  Zum  Teile  zeigt 
hier  die  Entwickelung  unmittelbar  und  deutlich  erkennbare  Wir- 
kungen. Vollständig  klar  liegt  die  von  ihr  ausgehende  P^rhöhung 
der  Grundrente,  bezüglich  des  als  Standort  für  die  indu- 
strielle Produktion,  für  alle  Art  von  Erwerbstätigkeit,  oder  für 
städtische  Wohnzwecke  in  Betracht  kommenden  Bodens.  Das 
Hauptelement  der  Grundrente,  der  Seltenheitswert  derartig  um 
seiner  Lage  willen  verwendbaren  Bodens,  erfährt  unter  dem  Ein- 
flüsse der  Entwickelung  eine  fortgesetzte  Erhöhung  und  daraus 
ergibt  sich  die  Steigerung  der  Grundrente  als  unmittelbare  Folge. 
Die  Verteuerung  des  Bodens,  die  Erhöhung  des  auf  seine  Mit- 
wirkung in  Form  von  Miete  oder  Pachtzins  entfallenden  Anteiles 
am  Bruttoertrage  der  Unternehmung,  wirkt,  und  zwar  um  ihres 
verhältnismäßig  kontinuierlichen  Charakters  willen,  wie  jede  Er- 
höhung der  Produktionskosten  auf  das  Unternehmereinkommen 
vermindernd  ein. 

Ein  zweiter  wichtiger  Produktionskostenfaktor,  der  Ar- 
beitslohn, läßt  an  sich  keine  einheitliche  Bewegung  erkennen, 
im  allgemeinen  weist  aber  der  Nominallohn  im  Laufe  der  Zeit 
trotz  des  aus  dem  Wachstum  der  Bevölkerung  hervorgehenden 
vermehrten  Arbeitsangebotes  eine  durchschnittliche  Erhöhung  auf. 
Vom  Standpunkt  der  absoluten  Höhe  des  Unternehmereinkom- 
mens wirkt  auch  dieser  Umstand  in  gleicher  Richtung  wie  die 
Erhöhung  der  Grundrente,  nämlich  im  Sinne  einer  Verminderung 
des  letzteren.  P"ür  die  hier  nicht  näher  zu  verfolgende  Frage  der 
Zusammenhänge  zwischen  Entwickelung  und  Lohnhöhe,  spielt 
gewiß  eine  ganz  besondere  Rolle  die  allerdings  nach  volkswirt- 
■  schaftlichen  Gebieten  verschiedene  Preissteigerung  von  Nahrungs- 
mitteln und  landwirtschaftlichen  Rohstoffen,  welche  teils  mit  der 
Einschränkung  des  weltwirtschaftlichen  Verkehres    durch  Schutz- 
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Zölle,  teils  mit  der  natürlichen  Steigerung  des  Bedarfs  infolge 
Wachstumes  der  Bevölkerung,  Steigerung  der  Bedürfnisse  usw. 
zusammenhängt.  Sie  bewirkt  eine  Verteuerung  der  Subsistenz, 
insbesondere  für  die  im  Lohnverhältnis  stehenden  Schichten. 
Die  hieraus  hervorgehende  und  von  Zeit  zu  Zeit  immer  wieder 
eintretende  Diskrepanz  zwischen  Real-  und  Nominallohn  ^)  ist  zu- 
gleich die  hauptsächliche  Quelle  für  die  im  Stadium  der  Ent- 
wickelung  zu  beobachtende  Steigerung  der  NominaUöhne. 

Jedenfalls  wird  man  aber  der  Veränderung  der  beiden  letzt- 
besprochenen Produktionskostenfaktoren,  Grundrente  und  Arbeits- 
lohn, für  das  Unternehmereinkommen  als  wirtschaftsgeschicht- 
licher Erscheinung,  also  im  Verlaufe  längerer  Zeitperioden,  kaum 
einen  maßgebenden  Einfluß  auf  seine  Höhe  und  Bewegung  ein- 
räumen können,  zumal  diese  Faktoren  vollständig  nur  relativen 
Charakter  haben,  übrigens  auch  m.it  den  Veränderungen  des  Geld- 
wertes in  engem  Zusammenhang  stehen. 

Wirken  die  bisher  erörterten  hauptsächlichen  Bewegungsten- 
denzen der  Kostenfaktoren,  Leihzins,  Grundrente,  Arbeitslohn, 
im  allgemeinen  eher  im  Sinne  einer  Senkung  des  Unternehmer- 
einkommens, so  steht  dem  auf  der  andern  Seite  die  Gesamtheit 
der  unmittelbar  aus  der  Einwirkung  der  Entwickelung  auf 
die  Unternehmertätigkeit  und  ihre  Erfolgsaussicht  fließenden,  und 
wie  es  scheint  ausschlaggebenden  Momente  gegenüber,  die  in 
entgegengesetzter  Richtung  einer  durchschnittlich  stei- 
genden Tendenz  der  Unternehmereinkommen  tätig  sind. 
In  erster  Linie  steht  hier  die  durch  Verbesserungen  des  Produk- 
tionsprozesses in  organisatorischer  wie  technischer  Richtung  zu 
erzielende  Verringerung  der  Produktionskosten  per  Produkteinheit. 
Sie  ist  zweifellos  in  der  Entwickelungsgeschichte  unsrer  Industrie 
ein  gewichtiger  Faktor  der  die  Rentabilität  zahlreicher  Produk- 
tionszweige namhaft  erhöht  hat  2).  Als  hauptsächlidie  Momente 
für  eine  Steigerung  der  Unternehmereinkommen  im  Rahmen  einer 
im  allgemeinen  evolutionären  Volkswirtschaft    kommen  jedenfalls 

i)  Daß  diese  auch  auf  Veränderungen  des  Geldwertes  beruhen  kann,  ist  nicht 
zu  übersehen,  aber  hier  nicht  weiter  zu  verfolgen. 

2)  Eine  Grenze  dieser  Verbesserungsmöglichkeiten  ist  vorläufig  nicht  abzusehen. 
Ueberblickt  man  den  Werdegang  unserer  industriellen  Produktionsweise  von  ihren 
ersten  primitiven  Anfängen  bis  zum  heutigen  Stande,  dann  zeigt  sich  deutlich, 
welch  ungeheuere  Entwickelung  die  menschliche  Wirtschaft  bereits  durchgemacht 
hat  und  wie  unbegrenzbar,  ja  unerschöpflich  die  Möglichkeiten  weiterer  Ent- 
wickelung sind. 
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die  mit  dem  Wachstum  der  Bevölkerung  und  der  Erweiterung 
der  Bedürfnisse  zusammenhängende  Steigerung  des  Be- 
darfs sowie  die  durch  Verbesserung  des  Verkehrs  zunehmende 
Erweiterung  der  Absatzgebiete  in  Betracht.  Das  größte  und 
stärkste  Argument  für  eine  steigende  Tendenz  des  Unternehmer- 
einkommens im  allgemeinen  Durchschnitt  (eine  einheitliche  Be- 
wegung ist  hier  auf  keinen  Fall  denkbar)  ist  sohin  zweifellos  diese 
nie  vollständig  oder  dauernd  aussetzende,  in  ihren  Quellen  und 
Grenzen  überhaupt  nicht  erfaßbare  und  erschöpfbare  Entwicke- 
lung  der  menschlichen  Wirtschaft. 

Die  Veränderung  der  Produktpreise  unter  ihrem  Einflüsse 
erscheint  hiebei  jedenfalls  nur  als  ein  äußerliches  Moment.  Aus 
ihrem  Steigen  "oder  Sinken  ist  an  sich  gewiß  noch  kein  irgend 
verläßlicher  Schluß  auf  ein  Steigen  oder  Sinken  der  Unternehmer- 
einkommen zulässig.  So  hat  sich  vor  Kriegsausbruch  auf  zahl- 
reichen Gebieten  der  Fabrikation  teils  infolge  erhöhter  Konkur- 
renz, teils  infolge  wesentlicher  Verbilligungen  des  Produktions- 
prozesses tatsächlich  eine  nicht  unwesentliche  Erniederung  der 
Produktpreise  ergeben.  Es  war  dies  insbesondere  da  der  Fall, 
wo  die  Verbesserungen  der  Produktionsmethode  nicht  durch  Ver- 
teuerung der  Rohstoffe  paralysiert  wurden.  Jedenlalls  ist  eine 
Verbilligung  der  Produkte  an  sich  so  wenig  ein  Symptom  für  ein 
Sinken  des  Unternehmereinkommens  wie  eine  Steigerung  der  Preise 
ein  solches  für  ein  Steigen  des  letzteren  wäre. 


Dies  führt  uns  zu  einer  weiteren  für  die  Bewegungstendenzen 
der  Unternehmereinkommen  wichtigen  Frage,  dem  viel  erörterten 
Problem  von  der  Möglichkeit  einer  Ausgleichung  der 
letzteren,  für  welche  gerade  die  Entwickelung  selbst  durch  Ver- 
mehrung de»  Bildung,  Verbreiterung  der  Besitzgrundlagen  und 
damit  P^rhöhung  der  Konkurrenz  der  Unternehmer  die  Voraus- 
setzungen schafft.  Hier  handelt  es  sich  richtiger,  wie  später 
noch  zu  erweisen  Gelegenheit  sein  wird,  nicht  so  sehr  um  das 
Unternehmereinkommen  als  solches,  als  vielmehr  um  das  hauptsäch- 
lich differenzierende  PLlement  in  letzterem,  das  ist  jenes  Ueberschuß- 
einkommen,  welches  wir  früher  als  »Unternehmergewinn« 
bezeichnet  haben.  Es  ist  dies  bekanntlich  neben  der  behaup- 
teten sinkenden  Tendenz  der  Unternehmereinkommen  eine  weitere 
Behauptung  der  herrschenden  Lehre,  für  welche  allerdings  eben- 
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sowenig  wie  für  erstere  je  ein  Beweis  erbracht  wurde.  Während 
es  sich  bei  der  Lehre  vom  Sinken  der  Unternehmereinkommen 
im  Zuge  der  Entwickelung  um  eine  die  durchschnittliche  Höhe 
der  letzteren  im  Verlaufe  der  Zeit  betreffende  Bewegungserschei- 
nung handelt,  steht  hier  die  Nivellierung  der  bisher  zu  beobach- 
tenden Ungleichmäßigkeiten  in  der  relativen  Höhe  des  Unter- 
nehmergewinnes in  Frage. 

Auf  wie  schwacher  Grundlage  die  ganze  herrschende  Lehre 
von  der  Ausgleichungstendenz  der  Unternehmereinkommen  steht,' 
bev/eist  speziell  die  Ableitung  Mitlioffs'^),  der  hiebei  von  den 
Produktionskosten  als  den  Opfern  ausgeht,  welche  ihre  Hervor- 
bringung den  Unternehmern  auferlegt.  »Daraus  geht  in  analoger 
Weise  wie  beim  Arbeitslohn  und  Kapitalzins  auch  die  Ausglei- 
chungstendenz bei  den  verschiedenen  Gattungen  derselben  her- 
vor« (S.  756).  Denn  die  Unternehmereinkommen  werden  sich 
nach  der  Größe  der  für  ihre  Hervorbringung  verlangten  Opfer 
an  Arbeitsleistungen,  Vermögensnutzungen,  und  an  Verlustge- 
fahren ins  Verhältnis  zu  setzen  suchen.  Die  Ausgleichung  werde 
zwar  wegen  des  letzteren  Momentes  nicht  für  alle  einzelnen  Unter- 
nehmungen, wohl  aber  für  das  Durchschnittseinkommen  der  ver- 
schiedenen Arten  derselben  eintreten.  Ist  schon  die  Ableitung 
der  Ausgleichstendenz  aus  den  Produktionskosten  mehr  als  frag- 
lich, so  darf  die  Annahme  von  einer  Ausgleichung  der  ^Durch- 
schnittseinkommen«  der  verschiedenen  Arten  von  Unternehmungen 
wohl  überhaupt  in  das  Reich  der  Fiktion  zählen.  Die  Verwirk- 
lichung der  Ausgleichungstendenz  denkt  sich  auch  MitJioff  darin, 
daß  die  Unternehmertätigkeit  sich  solchen  Unternehmungen  zu- 
bez.  von  ihnen  abwendet,  in  denen  das  Unternehmereinkommen 
höher  oder  niedriger  ist,  »als  den  von  den  Unternehmern  für 
deren  Gewinnung  gebrachten  Opfern  entspricht«.  Gerade  die 
Produktionskosten  aber  sind  meiner  Meinung  nach  richtiger  ein 
differenzierendes  Moment,  ganz  besonders  nach  der  Größe  des 
Betriebes  (Groß-  und  Kleinbetrieb).  Allerdings  weist  auch  Mit- 
hoff  auf  die  Hindernisse  der  Ausgleichung  hin,  die  noch  größer 
als  die  der  Ausgleichung  der  Löhne  und  Zinse  entgegenstehenden 
seien,  meint  jedoch,  daß  sich  mit  dem  kulturellen  und  wirt- 
schaftlichen Fortschritt  die  Hindernisse  der  Ausgleichung  ver- 
ringern.    Daß    aber  auf    der    andern  Seite  gerade  die  unter  dem 

i)  Siehe  Artikel  >Unternelimereinkommenc  in  Schonberg'i  Handbuch  der  pol. 
Oekonoraie  I.  Bd.  Volkswirtschaftslehre  4.  A.,   1896  S.  750  f. 
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Einflüsse  des  letzteren  fortschreitende  örtliche  und  sachliche 
Differenzierung  der  Produktion,  die  Spezialisierung  des  Handels 
immer  mehr  nach  einer  Spezialisierung  der  Unternehmereinkom- 
men drängt,  derart,  daß  viellach,  von  allen  andern  qualifizie- 
renden Momenten  individueller  Natur  ganz  abgesehen,  auch  nicht 
eine  Unternehmung,  selbst  der  gleichen  Branche,  per  Produkt- 
einheit berechnet,  zur  Gleichheit  der  Gewinnerzielung  tendiert, 
wird  bei  Mithoff,  wie  ganz  im  allgemeinen  bei  der  üblichen  Be- 
handlung dieser  Frage  vollständig  übersehen.  Das  einzige  und 
stärkste  Argument  ist  nur  die  wachsende  Konkurrenz  der  Unter- 
nehmer, diese  treibt  aber  nicht  nur,  oder  doch  bloß  in  einzelnen 
Kategorien  zu  einer  Ausgleichung  der  Gewinnhöhe,  sondern  ist 
selbst  wieder  ein  wichtiger  Grund  zu  weiterer  Spezialisierung  und 
Individualisierung  der  Gewinnmöglichkeiten  behufs  Einschränkung 
der  Konkurrenz. 

G.  Sdiönberg'^)  hat  dem  gegenüber  die  angebliche  Ausglei- 
chungstendenz des  Unternehmereinkommens  wesentlich  einge- 
schränkt. Er  beschränkt  sie  nämlich  auf  die  zwei  Hauptbestand- 
teile des  Unternehmereinkommens,  die  Kapitalrente  und  die 
Arbeitsrente.  Erstere  habe  die  Tendenz,  sich  dem  landesüblichen 
Zinsfuß  anzugleichen  2).  Bezüglich  der  Arbeitsrente  (das  ist  die 
auf  die  eigene  Arbeitsleistung  des  Unternehmers  berechnete  Rente) 
der  selbst  arbeitenden  Unternehmer  schränkt  er  die  Ausgleichs- 
tendenz noch  weitergehend  dahin  ein,  daß  bei  freier  Produktion 
und  freier  Konkurrenz  nicht,  wie  bei  der  Kapitalrente,  eine  Aus- 
gleichung der  Arbeitsrente  aller  Unternehmer,  sondern  nur  inner- 
halb derselben  Unternehmerklasse  stattfinde.  Sclwnberg  meint 
mm,  daß  bei  den  meisten  Unternehmungen  bei  richtiger  Berech- 
nung das  Unternehmereinkommen  nur  diese  beiden  Bestandteile, 
und  soweit  Unternehmer  nicht  mitarbeiten,  nur  die  reine  Kapital- 
rente enthalte,  dagegen  keinen  darüber  hinausgehenden  Unter- 
nehmergewinn. Letzterer  ergebe  sich  als  Ueberschuß  der  Ka- 
pital- und  Arbeitsrente  nur  bei  einem  Teile  der  Unternehmungen, 
sei  in  viel  höherem  Grade  unsicher  und  wechselnd,  so  daß  er 
nur  die  Natur  außerordentlicher  Einnahmen    habe  (S.  766).     Be-. 


i)  Handbuch  der  pol.  Oekonomie  l,  Bd.  Volkswirtschaftslehre  4.  A.  1896  S.  761. 

2)  Hinsichtlich  der  Kapitalrente  bestehe  diese  Tendenz  in  einer  Ausgleichung 
»der  durchschnittlichen  reinen  oder  sicheren  Kapitalrente  in  allen  Unter- 
nehmungen und  der  Annäherung  dieser  Rente  an  den  reinen  Zins,  insbes.  den 
landesüblichen  Zinsfuß«  (S.  763). 
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züglich  des  Unternehmergewinnes  spricht  Sdi'önberg  sohin  nicht 
von  einer  Ausgieichungstendenz.  Damit  verliert  aber  das  ganze 
Problem  sein  spezifisches  Interesse. 

Doch  scheint  es  mir  auch  in  dem  eingeschränkten  Sinne 
Schönbergs,  nicht  richtig,  bezüglich  der  »Kapitalrente«  und  der 
»Arbeitsrente«  schlechtweg  von  einer  Ausgleichungstendenz  zu 
sprechen :  vor  allem  schließt  die  Kapitalrente  wohl  richtiger  eben 
nicht  den  Zins  für  sichere  Kapitalanlagen,  sondern  jenen  für  Leih- 
kapital bei  mittlerer  Sicherheit  und  außerdem  eventuell  noch 
eine  Risikoprämie  in  sich,  die,  je  nach  der  Unternehmungskate- 
gorie, verschieden  ist  und  eine  Ausgleichung  ausschließt.  Eher 
umgekehrt  könnte  man  sagen,  daß  der  auf  dem  Gebiete  des 
übrigen  Kapitalmarktes,  insbesondere  des  Zinses  für  Leihkapital, 
sich  bildende  durchschnittliche  Zinsfuß  auf  die  Kapitalrente  oder 
den  auf  das  eigene  Kapital  rückgerechneten  Gewinnanteil  über- 
tragen und  durch  den  Zuschlag  der  Risikoprämie  differenziert 
wird.  Es  ist  eben  meiner  Meinung  nach  nicht  richtig,  daß  die 
Konkurrenz  der  Unternehmer  auch  bei  vollster  Freiheit  des  Wett- 
bewerbes überhaupt  einen  derartigen  Einfluß  auf  die  Kapitalrente 
auszuüben  vermag,  daß  diese  wirklich  für  alle  Unternehmungen 
auf  den  landesüblichen  Zinsfuß  herabgedrückt  werden  müßte. 
Differenzierung  der  Unternehmungen  und  Schwiefigkeiten  der 
Kapitalumwandlung  machen  wohl  jede  solche  Tendenz  zunichte. 
Richtig  ist  nur  so  viel,  daß  die  Berechnung  des  Kapitalgewinnes 
im  allgemeinen  von  dem  geltenden  Zinsfuß  für  Leihkapital  bei 
mittlerer  Sicherheit  ausgeht,  sich  im  übrigen  je  nach  der  Ver- 
lustgefahr differenziert,  daß  ferner  auch  umgekehrt  unter  Um- 
ständen viel  weitergehend  die  Einflüsse  der  Kapitalrente  und  des 
Unternehmergewinnes  auf  den  allgemeinen  Leihzinsfuß  sind. 
Denn  mit  dem  Steigen  der  Unternehmergewinne  pflegt  auch  der 
letztere  eine  steigende  Bewegung  infolge  erhöhter  Kapitalanfor- 
derung einzuschlagen.  Was  aber  die  »Arbeitsrente«  der  Unter- 
nehmer (auch  »Unternehmerlohn«  genannt)  anbelangt,  so  ist  ihre 
Berechnung  (durchschnittliche  Vergütung  für  die  vom  Unter- 
nehmer geleistete  Arbeit  nach  dem  Maßstabe  entgeltlicher  Ueber- 
lassung  seiner  Arbeitskraft)  eine  reine  Abstraktion  der  Theorie 
und  nur  als  solche  aufzufassen  und  zu  behandeln.  Gerade  hier 
ist,  soweit  es  sich  nicht  um  ganz  untergeordnete  manuelle  Ar- 
beitstätigkeit (z.  B.  selbständiger  Handwerker)  und  damit  um  die 
Löhne    des    gewöhnlichen    Arbeitsmarktes  handelt,    sondern    um 
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höherstehende  leitende  Tätigkeit,  ein  gemeinsamer  Maßstab  und 
eine  Ausgleichungstendenz  in  keiner  Hinsicht  real  denkbar,  nicht 
einmal  in  der  von  Schönberg  vorgenommenen  Einschränkung  auf 
den  »durchschnittlichen  Arbeitsverdienst  innerhalb  derselben 
Unternehmerklasse«  (S.  764).  Es  handelt  sich  eben  stets  um 
höhere,  leitende,  daher  vollständig  individuell  zu  wertende  Ar- 
beitstätigkeit. 

Mataja  glaubt  zwar,  daß  eine  Ausgleichungs  t  e  n  d  e  n  z  der 
Unternehmer  ein  kommen,  nicht  dagegen  eine  solche  der 
Unternehmer  gewinne  bestehe.  Wohl  aber  bestehe  in  der  Volks- 
wirtschaft eine  Tendenz  die  Unternehmer  gewinne  ganz  zu 
beseitigen  (Beseitigungstendenz)  und  damit  die  Produktions- 
kosten den  Marktpreisen  der  Güter  gleichzustellen  (S.  168).  Dies 
hängt  mit  seiner  Lehre  vom  »natürlichen  Preise  der  Güter- 
(Kostenpreise)  zusammen,  welchen  zur  Herrschaft  zu  bringen,  in 
jeder  Volkswirtschaft  angeblich  eine  Tendenz  bestehen  soll.  Der 
Unternehmergewinn  beruhe  nur  auf  der  Differenz  zwischen  natür- 
lichem und  wirklichem  Preise  und  müsse  nach  Erreichung  des 
natürlichen  verschwinden.  Von  diesem  Gesichtspunkte  aus  beur- 
teilt Mataja  alle  einschlägigen  Probleme,  insbesondere  jenes  der 
Ausgleichungstendenz,  der  Steuerüberwälzung  usw.  Er  setzt  an 
Stelle  der  Ausgleichungstendenz,  eine  Beseitigungstendenz  der 
Unternehmergewinne  ^).  Die  Richtigkeit  dieser  Annahme  mufA 
wohl  aus  theoretischen,  wie  praktischen  Erwägungen  angezweifelt 
werden.  Gegen  sie  spricht  alle  wirtschaftsgeschichtliche  Erfahrung. 
Die  Ausgleichungstendenz  der  Unternehmergewinne  in  Abrede 
stellen,  und  unter  ihnen  eine  Beseitigungstendenz  anzunehmen, 
geht  wohl  nicht  an.  Denn  letztere  könnte  sich  tatsächlich  doch 
nur  auf  dem  Wgge  über  erstere  vollziehen.  Diese  weitgehenden 
Konsequenzen,  wären  sie  richtig,  und  in  den  realen  Vorgängen 
der  Volkswirtschaft  begründet,  müßten  nach  Erreichung  der 
»natürlichen  Preise«  notwendig  zu  einer  Aufhebung  der  unter- 
nehmungsweisen Produktion,  zu  einem  Nullpunkt  stationärer 
menschlicher  Wirtschaft  im  Rahmen  einer  privatwirtschaftlichen 
Organisation  führen.  Aber  auch  Mataja  selbst  erkennt  sehr 
richtig,  daß  die  angenommenen  »Tendenzen«  nur  Hypothesen 
sind,  denn  er  spricht  a.  a.  O.  sich  sehr  skeptisch  über  die  prak- 
tische Wirksamkeit  derselben  aus  (S.  171).  Uebrigens  müßte 
selbst  die  Beseitigung  der  Unternehmergew  in  nc  noch  nicht  not- 

i)  Der  Unternehinergewinn,   Wien    1884. 
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wendig  zu  der  auch  von  Mataja  im  übrigen  angenommenen  Aus- 
gleichungstendenz der  Unternehmer  einkommen  führen,  da 
dem  die  individuelle  Verschiedenheit  der  übrigen  Bestandteile  des 
letzteren  (Entlohnung  der  eigenen  Arbeit,  Risikoprämie  in  der 
Kapitalrente,  Art  der  Kreditquelle  usw.)  hinderlich  entgegensteht. 
Bezeichnend  und  interessant  ist  die  große  Einschränkung, 
welche  gerade  das  Spezifikum  alles  Unternehmereinkommens  in 
der  Literatur  vielfach  erfährt.  So  geht  auch  v.  Wieser  ^)  von  dem 
Gedanken  aus,  daß  im  ^ Unternehmereinkommen«,  in  welchem 
» Unternehmerlohn <■  und  »Unternehmerzins <;  mit  dem  Gewinn  unter 
den  Gesetzen  der  Tauschwirtschaft  zu  einem  Ganzen  als  Schluß- 
ergebnis der  Preisrechnung  zusammengefaßt  erscheint,  der  Unter- 
nehmer g  e  w  i  n  n,  also  »der  spezifische  Ertrag  der  Unternehmer- 
stellung:: für  die  große  Masse  der  Unternehmungen  zurücktrete 
oder  ganz  fehle  (S.  375  f,)  • nur  für  eine  verhältnis- 
mäßig geringe  Zahl  von  Fällen  wird  die  Auslese  noch  weiter 
beschränkt,  weil  ganz  besonders  selten  Leistungen  verlangt  werden 
oder  weil  ein  spezifischer  Kapitalbesitz  notwendig  ist,  spezifisch 
durch  seine  Eigenart  oder  durch  seine  Größe.«  :>Nur  in  diesen 
Fällen  erhält  die  Unternehmung  einen  spezifischen  Charakter  und 
ist  die  Grundlage  für  Unternehmergewinn  gegeben. «  Damit  würde 
die  Masse  der  mittleren  und  kleineren  Gewerbe  und  der  land- 
wirtschaftlichen Betriebe  aus  dem  Charakter  der  spezifischen 
Unternehmerstellung  ausscheiden  und  diese  der  Hauptsache  nach 
auf  die  führende  Großindustrie  und  ihre  modernen  Verbände  ein- 
geschränkt. Damit  würde  die  Frage  der  Ausgleichungstendenz 
dann  im  Wesen  von  der  im  Rahmen  der  letzteren  durchgeführten 
Produktionsregelung  bestimmt.  Aber  die  verallgemeinernde  An- 
nahme, daß  die  große  Masse  der  Unternehmungen  im  wesent- 
lichen nur  Lohn-  bez.  Arbeitseinkommen  und  Zinseinkommen, 
aber  keinen  darüber  hinausgehenden  Unternehmergewinn  beziehe, 
scheint  mir  viel  zu  weitgehend  und  durch  die  wirtschaftliche  Er- 
fahrung nicht  genügend  begründet.  Sie  geht  allzusehr  nur  von 
der  Massenerscheinung  unter  wenig  veränderlichen  Betriebsver- 
hältnissen und  zu  gewohnten  Preissätzen  arbeitender  Unternehmer 
aus,  ohne  die  gerade  in  der  neueren  Zeit  ausschlaggebende  Stei- 
gerung der  Konkurrenz  auf  der  Nachfrageseite,  die  Erhöhung  des 
Bedarfs  an  Gebrauchs-  und  Genußgütern  aller  Art   genügend  zu 

l)  Theorie    der    gesellschaitlichen    Wirtschaft:    Grundriß    der  Sozialökonomik 
I.  Bd.  Tübingen   1914. 
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beachten.  Und  gerade  da  hat  sich  unter  dem  preissteigerndert 
Einflüsse  der  Entwickelung  vor  Kriegsausbruch  auch  für  land- 
wirtschaftHche  wie  für  mittlere  und  kleinere  Unternehmer,  —  von 
reinen  Handelsbetrieben,  die  hiebei  stets  ganz  außer  acht  gelassen 
werden,  gar  nicht  zu  reden,  —  durchschnittlich  die  zweifellose  Mög- 
lichkeit von  Unternehmergewinnen  im  eigentlichen  Sinne  tatsäch- 
lich ergeben.  Mag  es  sich  hiebei  auch  immer  nur  um  eine  rela- 
tiv zu  beurteilende  Größe  handeln,  so  ist  doch  eine  in  der  Tat- 
sache der  über  »Lohn«  oder  »Zins«  hinausgehenden  Unter- 
nehmergewinne sich  äußernde  Unternehmerstellung  auch  bei 
ihnen  unverkennbar  gegeben.  Gerade  dieses  in  der  Gegenwart 
wieder  stärker  hervortretende  differenzierende  Merkmal  des  Unter- 
nehmergewinns ist  aber  das  stärkste  Argument  gegen  die  An- 
nahme von  Ausgleichungs-  oder  Beseitigungstendenzen  und  ihrer 
Realisierbarkeit  im  Verlaufe  der  Wirtschaftsgeschichte. 

Vollständig  gegen  die  Möglichkeit  einer  Ausgleichung  der 
Unternehmereinkommen  spricht  sich  v.  Pliilippovick  aus.  Von 
ihr  könne  ebensowenig  die  Rede  sein,  als  man  eine  bestimmte 
Plöhe  des  Unternehmereinkommens  als  »normale«  bezeichnen 
könne  (S.  356). 

Betrachten  wir  nun  das  Für  und  Wider  der  Frage  etwas 
näher.  In  zweifacher  Richtung  kann  die  Ausgleichungstendenz 
Gegenstand  der  Erörterung  sein.  Einmal  im  Verhältnis  der  ver- 
schiedenen Kategorien  von  Unternehmungen  untereinander,  dann 
im  Verhältnis  ein  und  derselben  Kategorie.  An  sich  würde  die 
Tendenz  zur  Ausgleichung  nur  in  den  Konsequenzen  eines  rest- 
los durchführbaren  Gewinnstrebens  bei  unbehinderter  Konkurrenz 
liegen  und  bedeuten,  daß  die  höhere  Gewinnrate  in  der  einen 
Unternehmungskategorie  eine  Anziehung  von  Kapital  und  Unter- 
nehmern aus  andern  weniger  rentablen  Kategorien  im  Gefolge 
hat,  wodurch  der  Gewinn  der  ersteren  bei  erhöhter  Konkurrenz 
sinkt,  jener  der  letzteren  aus  dem  gleichen  Grunde  steigt,  bis  sich 
in  den  verschiedenen  Unternehmungskategorien  ein  mittleres  Ge- 
winnniveau bildet  oder  aber  mindestens  (und  dies  ist  der  Inhalt 
der  »Ausgleichungstendenz«)  eine  Annäherung  der  Gewinndiffe- 
renzen, eine  Ausgleichung  der  höchsten  und  niedersten  Gewinne 
vollzieht.  Innerhalb  derselben  Unternehmergruppe  aber  würde 
die  wechselseitige  Konkurrenz  durch  das  allgemeine  Streben  nach 
möglichster  Produktionsausdehnung  und  möglichst  großer  indi- 
vidueller Beteiligung  am  Gewinn  zu  Preisunterbietung  oder  doch 
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zur  Erhöhung  der  Produktionsmenge  drängen  und  so  einen  Preis- 
druck und  eine  Verminderung  des  Unternehmergewinnes  für  alle 
herbeiführen.  In  der  Hauptsache  meint  man  aber  mit  dem 
Theorem  von  der  Ausgleichungstendenz  nur  den  ersteren  Fall, 
nicht  jenen  der  bloßen  Unternehmerkonkurrenz,  und  nur  mit  ihm 
wollen  wir  uns  weiterhin  beschäftigen.  Den  Ausgangspunkt  für 
die  Beurteilung  der  ganzen  Frage  muß  wohl  die  sachliche 
und  individuelle  Disparität  und  Differenzie- 
rung der  unternehmungsweisen  Produktion  bil- 
den. Aus  ihr  allein  geht  bereits  mit  voller  Klarheit  hervor,  daß 
auf  eine  Ausgleichungstendenz  aus  dem  Bestände  eines  auf  größt- 
mögliche Gewinnerzielung  gerichteten  Wettbewerbes  nicht  mit 
Recht  geschlossen  werden  kann.  Entsprechend  dem  Grundzug 
unsrer  Wirtschaft  nach  Differenzierung  hat  sich  die  Produktion 
selbst  innerhalb  der  ganz  gleichen  Unternehmungsgruppen  außer- 
ordentlich spezialisiert  ^),  um  so  mehr  aber  gilt  dies  von  verschie- 
den gearteten  Unternehmungskategorien.  Eine  Herausziehung 
von  Kapital  aus  der  einen,  seine  Ueberführung  in  eine  andere, 
ist,  von  technischen  Schwierigkeiten,  Mangel  an  Fachkenntnissen 
usw.  ganz  abgesehen,  nur  mit  größeren  oder  geringeren  Ver- 
lusten möglich.  Doch  außer  den  Schwierigkeiten  dieser  Kapital- 
umwandlung wird  auch  Unkenntnis  der  Marktlage,  Schwanken 
des  Bedarfes,  Festhalten  an  dem  einmal  eingeschlagenen  Produk- 
tionswege von  jeder  weitergehenden  Aenderung  abhalten.  All 
dies  gilt  aber  allerdings  in  vollem  Maße  nur  für  die  eigentliche 
»Produktionsunternehmung«,  während  bei  der  reinen  »Erwerbs- 
unternehmung«, speziell  dem  Handelsunternehmen,  die  Kapital- 
umwandlung wesentlich  leichter  sein  wird.  Deshalb  wäre  es 
.aber  doch  sehr  irrig  und  den  tatsächlichen  Verhältnissen  wider- 
sprechend, im  allgemeinen  für  die  Kategorie  der  Handelsunter- 
nehmen eine  Ausgleichungstendenz  der  Unternehmereinkommen 
anzunehmen, ,  da  dafür  hier  wieder  die  Spezialisierung  der  Ob- 
jekte sowohl  als  der  Unternehmergewinne  eine  viel  weitergehende 
ist.  Ueberdies  lassen  auch  hier  Verschiedenheit  der  Einkaufs- 
bedingungen wie  der  Regien  von  Groß-  und  Kleinbetrieben  keiner- 
lei weitergehende  Ausgleichstendenzen  durchgreifen.  Nur  für 
gewisse,  unter  dem  Druck  der  Konkurrenz  stehende  industrielle 
Artikel  des  täglichen  Massenbedarfes  wird  eine  Ausgleichung  der 

1)  Dies  ist  auch  ein  Grund  gegen  die  Annahme  einer  Ausgleichung  innerhalb 
einer  und  derselben  Kategorie. 
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Preise  denkbar  sein,  die  aber  deshalb  für  die  Unternehmer- 
gewinne,  wieder  infolge  der  Verschiedenheiten  in  den  Kosten 
der  individuellen  Betriebsführung  keine  Ausgleichung  herbeiführen 
muß.  Nur  dort  wird  eine  solche  häufiger  zu  beobachten  sein, 
wo  die  Mitwirkung  des  uniformen  Geldkapitales  überwiegt  und 
den  allgemeinen  Inhalt  der  Unternehmerstellung  bestimmt.  Schon 
die  Ausgleichung  des  Zinsfußes  innerhalb  der  gleichgearteten 
Darlehensgruppen  ist  ein  deutliches  Zeichen  der  hier  waltenden 
generellen  Einflüsse.  Hiervon  abgesehen  werden  im  Rahmen  der 
produktiven  Erwerbstätigkeit  nur  gewisse,  ohne  größeren  tech- 
nischen und  kapitalistischen  Apparat  arbeitende  Unternehmer- 
kategorien, wie  die  landwirtschaftlichen  Betriebe  der  Mittel-  und 
Kleinbauern,  dann  die  handwerksmäßigen  Betriebe  tatsächlich 
eine  gewisse  Ausgleichungs  t  en  d  e  n  z  der  Höhe  ihrer  Unter- 
nehmergewinne infolge  der  Bildung  gewisser  durchschnittlicher 
Marktpreise  aufweisen,  ohne  daß  aber  deshalb  wie  früher  ausge- 
führt, die  Erzielung  von  Unternehmergewinnen  aufhören  würde. 
Sie  beruht  hier  mehr  oder  weniger  auf  der  Gleichartigkeit  der 
Betriebstätigkeit,  der  Produktionskosten,  und  des  Besitzes.  Alle 
übrigen  Unternehmerkategorien  weisen  derart  verschiedene  Pro- 
duktions- und  Erwerbsbedingungen  auf,  daß  von  einer  Ausglei- 
chungstendenz überhaupt  keine  Rede  sein  kann. 

Abgesehen  von  den  erwähnten  sachlichen  und  individuellen 
Verschiedenheiten  der  unternehmungsweisen  Produktion  sind  aber 
in  der  modernen  Wirtschaft  noch  einige  weitere  Momente  dazuge- 
kommen, welche  teils  gegen,  teils  für  eine  Ausgleichungstendenz 
wirksam  werden.  Gegen  letztere,  ja  im  Gegenteil  f  ü  r  die  Auf- 
rechterhaltung verschieden  hoher  Unternehmergewinne  und  ihre 
immer  weitergehende  Differenzierung  und  individuelle  Festhaltung^ 
sind  insbesondere  die  im  Rahmen  privatwirtschaftlicher  Produk- 
tjon so  vielfach  entstehenden  individuellen  Monopol  Stellungen 
von  Unternehmern  wirksam,  die  auf  den  verschiedensten  Ursachen 
beruhen  können,  wie  sie  vielgestaltig  dem  reichen  Strom  des 
wirtschaftlichen  Lebens  entspringen.  Sie  sind  vielfach  ein  Aus- 
fluß der  individuellen  Unternehmertätigkeit  selbst  und  so  ein  auf 
Arbeit  und  Geschäftstüchtigkeit  beruhendes  Produkt  des  Wirt- 
schaftslebens, zum  Teil  auch  ein  Ergebnis  zufälliger  Umstände 
(Kundengeschäft,  Lage,  Renommee,  Alter  des  Geschäftes  usw.). 
Hieraus  entspringen  teils  »Renten  der  Lage«,  teils  überhaupt 
> Vorzugsrenten  c,  welche  einen  differenzierenden,    durch  Konkur- 
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renz  nicht  zu  beseitigenden  Bestandteil  der  Unternehmergewinne 
bilden.  Es  ist  dies  nur  ein  Spezialfall  der  allgemeinen  Erschei- 
nung, daß  die  Marktpreise  je  nach  den  Verhältnissen  des  Be- 
darfes auch  die  Kosten  des  unter  ungünstigeren  Bedingungen 
produzierenden  Unternehmers,  dessen  Mitwirkung  zur  Befriedigung 
dieses  Bedarfes  noch  erforderlich  ist,  zu  decken  gestatten  und 
dafi  daher  schon  deshalb  für  alle  unter  günstigeren  Bedingungen 
produzierenden  oder  verkaufenden  Unternehmer  eine  Differenzial- 
rente  entspringt.  Mataja  spricht  von  diesem  Gesichtspunkte  mit 
Recht  von  einem  »Rentenelemente  im  Unternehmergewinn <.<  (S.  161). 
Schon  dieser  allgemeine  Ursprung  aus  der  Entstehungsquelle  alles 
Unternehmereinkommens,  der  Preisbildung  auf  einem,  unter  dem 
Einflüsse  des  Wettbewerbes  verschieden  disponierter  Unternehmer 
stehenden  Markte,  verhindert  dauernd  und  notwendig  jede  weiter- 
gehende Ausgleichung  der  Unternehmergewinne.  Aus  ganz  den 
gleichen  Gründen  kann  aber  noch  viel  weniger  von  einer  Tendenz 
zur  gänzlichen  Beseitigung  der  Unternehmergewinne  durch  Gleich- 
stellung der  Produktionskosten  mit  den  Marktpreisen  der  Güter 
(»natürliche  Preise«,  Mataja)  die  Rede  sein,  da  dies  eben  einen 
die  Schwankungen  des  Bedarfes  überwindenden  Wechsel  der 
Produktionsrichtung  und  der  Kapitalumwandlung  voraussetzen 
würde,  der  faktisch  unmöglich  ist.  Kommt  man  zu  dem  Ergeb- 
nis, daß,  von  den  früher  erwähnten  Ausnahmen  abgesehen,  eine 
Ausgleichungstendenz  mit  irgendwelchen  praktisch  fühlbaren 
Folgen  allgemeiner  Art  tatsächlich  nicht  besteht,  so  kann  man 
noch  weniger  eine  Beseitigungstendenz  für  möglich  halten.  Letz- 
tere würde  direkt  die  Annahme  in  sich  schließen,  daß  die  im 
Rahmen  privatwirtschaftlicher  Organisation  wirksame  Unternehmer- 
tätigkeit sich  selbst  den  Boden  ihrer  Existenz  abgräbt,  was  ge- 
rade durch  die  organisatorischen  Grundlagen  dieser  auf  freier, 
privatwirtschaftlicher  Bedarfsbefriedigung  beruhenden  :>  Unter- 
nehmertätigkeit« ausgeschlossen  wird. 

Was  aber  dem  privatwirtschaftlichen  System  selbst  nicht 
eigen  ist,  das  wird  allerdings  von  außen  im  Wege  der  bewußten 
und  beabsichtigten,  auf  Produktions-  oder  Absatzregelung  ge- 
richteten Vereinbarung  herbeigeführt.  Die  verschiedenen  Formen 
der  Unternehmer  Organisationen  wie  Kartelle,  Trusts 
usw.  werden  —  allerdings  in  der  Regel  mit  Beschränkung  auf  gleich- 
artige oder  komplementäre  Produktionszweige  im  Sinne  einer 
Ausgleichung  der  Unternehmergewinne  innerhalb  der  Kartell- 
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angehörigen  —  wirksam,  indem  sie  durch  gemeinsame  Regelung  der 
Preise,  der  Produktion,  der  Absatzgebiete  usw.  allen  Mitgliedern 
die  verhältnismäßig  gleiche  Ausnützung  gegebener  Konjunktur- 
vorteile ermöglichen,  wie  sie  auch  eingetretene  Ausfälle  durch 
gemeinsame  Produktionsordnung  ausgleichen.  Aber  von  einer 
Ausgieichstendenz  im  eigentlichen  Sinne  nach  außen  hin  über 
ihre  Gruppe  hinaus  kann  auch  hier  keine  Rede  sein,  denn  die 
Unternehmerorganisationen  der  einzelnen  Branchen  stellen  für  die 
Außenstehenden,  wie  überhaupt  für  die  übrige  Unternehmerwelt 
sogar  im  Gegenteil  eine  Monopolistengruppe  dar,  die  bestrebt 
ist,  durch  Preisfesthaltung  einem  Sinken  der  Unternehmergewinne 
entgegenzutreten.  Auch  diesen  privaten  Organisationsformen  der 
Produktion  kann  sohin  kein  Einfluß  im  Sinne  einer  Ausgleichung, 
noch  weniger  aber  im  Sinne  eines  Sinkens  der  Unternehmerge- 
winne zugesprochen  werden. 


Wie  ersichtlich,  läßt  sich  also  weder  eine  Ausgleichung  noch 
eine  Aufhebung  des  Unternehmer  g  e  w  i  n  n  e  s  infolge  gestei- 
gerter Konkurrenz,  noch  eine  allgemeine  Tendenz  zum 
Sinken  des  Unternehmer  einkommens,  wie  dies  bisher  in 
der  nationalökon.  Literatur  seit  der  Zeit  der  Klassiker  im  Zu- 
sammenhange mit  der  Bewegungstheorie  des  Kapitalzinses  meist 
angenommen  wurde,  aus  den  hiefür  in  Betracht  kommenden 
Faktoren  in  irgend  einwandfreier  Weise  ableiten.  Vielmehr  liegen 
für  das  Gegenteil,  die  Annahme  einer  durchschnitt- 
lichsteigenden Tendenz  der  Unternehmerein- 
kommen  bez.  Unternehmer  gewinne,  wenigstens  in 
der  jüngsten  Entwickelungsgeschichte  vor  dem  Kriege  und  für 
gewisse  führende  oder  für  die  Güterversorgung  ausschlaggebende 
Unternehmerkategorien  einschließlich  der  Landwirtschaft,  viele  und 
sehr  triftige  Gründe  vor,  die  durchwegs  die  Nachfrageseite,  die 
Aenderung  der  Bedarfsverhältnisse  betreffen  und  hier  im  Zu- 
sammenhange mit  dem  Entwickekingsvorgange  die  stete  Erwei- 
terungsmöglichkeit des  Beschäftigungsfeldes,  der  Verwendungs- 
möglichkeiten und  der  Rentabilitäten  dartun,  in  ähnlicher  Weise 
wie  sich  hieraus  die  Unrichtigkeit  der  Minimumtheorie  auf  dem 
Gebiete  des  Kapitalzinses  in  negativem  Sinne  ergab.  Bei  der 
Ungleichmäßigkeit  des  wirtschaftlichen  Bewegungsverlaufes,  dem 
Wechsel  der  Auf-  und  Abwärtsbewegung,    werden  stets   auch  in 
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der  Bewegungstendenz  der  Unternehmereinkommen  gegenteilige 
Erscheinungen  auftreten,  nur  um  die  durchschnittUche  Grund- 
tendenz und  ihren  Zusammenhang  mit  dem  Entwickelungsphä- 
nomen  kann  es  sich  hier  handeln.  Viel  weniger  aber  als 
auf  dem  Gebiete  des  Leihzinses,  der  infolge  der 
ausgleichenden  Kraft  des  Geldmarktes  schon  an  sich  stets  mehr 
oder  weniger  einheitlichen  Charakter  trägt,  wird  auf  dem 
Gebiete  des  Unternehmereinkommens  eine  Ein- 
heitlichkeit der  Bewegungsrichtung  denkbar 
sein.  Hier  wird  und  muß  sich  notwendig  ein  Bild  differentieller 
Preis-  und  Einkommensgestaltung  ergeben,  und  nur  die  Wirt- 
schaftsstatistik vermag  eine  Antwort  auf  die  Frage  zu 
geben,  ob  und  inwieweit  das  auf  dem  Wege  spekulativer  Be- 
trachtung gewonnene  Bild  für  einzelne  Produktions-  und  Erwerbs- 
zweige, eventuell  für  die  führenden,  d.  h.  die  Güterversorgung 
und  die  Einkommensverteilung  ausschlaggebenden  Kategorien 
von  Unternehmern  wirklich  einheitliche  Grundzüge  in  der  einen 
oder  andern  Richtung  aufweist  ^). 

l)  Die  Preisstatistik,  dann  die  Einkommenstatistik  auf  Grund  der  Einkommen- 
steuerergebnisse, verbunden  mit  der  bei  den  Volkszählungen  festgestellten  Berufs- 
gliederung, insbes.  hinsichtlich  der  einzelnen  physischen  Unternehmerkategorien  im 
Vergleiche  längerer  Beobachtungsperioden ,  endlich  die  Erträgnisse  der  Gesell- 
schaftsunternehmungen, namentlich  der  Aktiengesellschaften  können  hier  wertvolle 
Anhaltspunkte  liefern.  Allerdings  liegen  meist  nur  für  einzelne  Ausschnitte  des 
Wirtschaftslebens  verläßliche  statistische  Ergebnisse  vor,  und  mehr  nur  Symptome 
sind  es,  aus  denen  man  wenigstens  für  die  neuere  Zeit  auf  die  Bewegung  des 
Unternehmereinkommens  im  allgemeinen  schließen  kann.  Soweit  nun  die  positiven 
Materialien  der  Wirtschaftsstaiistik  aus  der  Zeit  vor  dem  Kriege  für  einzelne 
markante  volkswirtschaftliche  Gebiete  ein  Urteil  gestatten,  sprechen  sie  wohl  über- 
wiegend für  die  Annahme  eines  relativ  steigenden  Unter- 
nehmereinkommens in  vielen  der  hauptsächlichen  industriellen  und 
kommerziellen  Unternehmungszweigen,  und  wohl  fraglos  hinsichtlich  der  landwirt- 
schaftlichen Unternehmereinkommen,  soweit  es  sich  um  Betriebe  handelte,  die  in 
der  Lage  waren,  fortdauernd  für  den  Marktverkehr  zu  produzieren,  ohne  daß 
hieraus  natürlich  jeweils  verallgemeinernde  Schlüsse  auf  die  Einkommensbewegung 
aller  Betriebe  der  betreffenden  Kategorie  oder  anderer  Kategorien  gezogen,  noch 
die  das  äußere  Bild  verändernden  Verschiebungen  des  Geldwertes  außer  acht  ge- 
lassen werden  dürften. 

Bereits  ein  Blick  auf  die  in  meinem  mehrfach  zitierten  Buche  mitgeteilten 
Daten  aus  der  Wirtschaftsgeschichte  Englands  zeigt  die  unzweifelhaft  steigende 
Tendenz  der  Unternehmereinkommen,  zumindest  für  die  letzten  zwei  Jahrzehnte 
vor  Kriegsausbruch.  So  z.  B.  die  Indexziffern  des  Britischen  Handelsamtes  für 
die  Zeit  der  Aufschwungsperiode  von  1894  bis  1913  (8.  77  Tab.  II.  Kol.  8),  sie 
zeigen  eine  fast  ununterbrochene  Kette  der  Preissteigerung  der  wichtigsten 
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Warenkategorien ,  die  nicht  einmal  durch  vorübergehende  Depressionszustände 
sonderlich  hecinllußt  wird.  Eine  Hauptrolle  spielt  hiebei  zweifellos  die  unausge- 
setzte Preissteigerung  landwirtschaftlicher  Rohstoffe  und  Lebensmittel.  Auch  die 
Roheisenpreise  befanden  sich  in  unausgesetzt  steigender  Bewegung  (siehe  Kol.  5 
derselben  Tabelle).  Was  in  dieser  Hinsicht  die  Wirtschaftsstatistik  Englands  an- 
zeigt, dürfte  sich  in  nicht  minderem  Maße,  teilweise  noch  prägnanter  in  andern 
Volkswirtschaften,  insbes.  Deutschland,  ergeben,  wobei  in  vielen  Beziehungen  noch 
der  Zollschutz  in  der  gleichen  Richtung  einer  Erhöhung  der  Unternehmerein- 
kommen wirksam  ist.  Ganz  besonders  deutlich  tritt  die  Erscheinung  durchschnitt- 
lich steigenden  Unternehmereinkommens  bei  den  großen  Gesellschaftsunternehmungen, 
insbes.  den  Aktiengesellschaften  zutage,  wie  jede  Statistik  ihrer  Erträge, 
Dividendenausschüttungen  und  Anlagekapitalien  ervs^eist.  (Siehe  z.  B.  die  inter- 
essante Uebersicht  der  »Geschäftsergebnisse  der  reinen  Erwerbsgesellschaften  * 
vor  dem  Kriege  im  »Statist,  Jahrbuch  f.  d.  Deutsche  Reich«  Abtlg.  XVII  Jhg.  1910 
bis  1914;  für  England  siehe  die  Daten  des  eingezahlten  Aktienkapitales  in  der 
Zeit  von  1894  bis  1913  in  dem  zitierten  Buche  des  Verfassers  S.  78  Tab.  III  Kol.  6). 
Ueber  die  Steigerung  der  Unternehmereinkommen  bei  den  physischenEinzel- 
personen  geben  noch  den  besten,  wenn  auch  durch  die  jeweiligen  Veran- 
lagungsverhältnisse getrübten  Aufschluß  die  Ergebnisse  der  direkten  Steuern, 
insbes.  zur  Erwerb-  und  Einkommensteuer.  Auch  hier  zeigen  die  Daten  jeder 
Steuerstatistik  für  die  Zeit  vor  dem  Kriege,  von  eigentlichen  Depressionsjahren  ab- 
gesehen, ein  im  Durchschnitt  kontinuierliches  Ansteigen  der  Einkommen  aus  selb- 
ständigen Unternehmungen.  Auf  die  außerordentlichen  Verhältnisse  der  Kriegszeit 
und  ihre  umwälzenden  Einwirkungen  auf  Produktion  und  Unternehmereinkommen 
ist  entsprechend  unserem  auf  die  Erscheinungen  normaler  Wirtschaftsfunktionen 
beschränkten  Untersuchungsgegenstande  nicht  einzugehen. 
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DIE  NEUESTE  UMGESTALTUNG  DER  BAYE- 
RISCHEN DIREKTEN  BESTEUERUNG. 


Professor  Dr.  GEORG  VON  MAYR, 

Kaiserl.  Unterstaatssekretär  z.  D.  '). 

Durch  sieben  einzelne  Gesetze  vom  17.  August  1918  ist  die 
neueste  Umgestaltung  der  direkten  Besteuerung  in  Bayern  erfolgt. 
Es  sind  dies  nachstehende  Gesetze  : 

I.  Vermögenssteuergesetz;  2.  Gesetz  zur  Abänderung  des 
Einkommensteuergesetzes  vom  14.  August  1910;  3.  Gesetz  zur 
Abänderung  des  Haussteuergesetzes  m  der  Fassung  vom  4.  No- 
vember 1910;  4.  Gesetz  zur  Abänderung  des  Umlagengesetzes  vom 
14.  August  1910;  5.  Gesetz  zur  Abänderung  des  Kapitalrenten- 
Steuergesetzes  vom   14.  August  19 10;   6.  Gesetz  zur  Abänderung 


i)  Dieser  Aufsatz  ist  vor  den  jüngsten  großen  politischen  Umwälzungen  in  Deutsch- 
land geschrieben.  Gerade  mit  Rücksicht  auf  die  bevorstehenden  umfassenden 
steuerpolitischen  Erwägungen,  die  nach  dieser  Umwälzung  für  das  gesamte  Deutsch- 
land und  für  seine  einzelnen  Staaten  in  Frage  kommen,  ist  es  meines  Erachtens 
von  besonderem  Interesse,  einen  Blick  auf  die  kurz  vor  der  Umwälzung  erfolgte 
Ausgestaltung  des  gesamten  direkten  Steuersystems  in  dem  zweitgrößten  deutschen 
Bundesstaate  zu  werfen,  in  dem  auch  heute  noch  die  verschiedenen  Arten  direkter 
Besteuerung  in  voller  Ausdehnung  verwirklicht  sind.  Nicht  bloß  diese  mit  kriti- 
schen Erörterungen  verbundene  Darlegung,  sondern  namentlich  auch  der  Hinweis 
auf  die  zweckmäßige  Verteilung  von  Reichs-  und  Staatssteuergewalt  ist  für  die  in 
Aussicht  stehenden  grundlegenden  Erwägungen  über  die  Ausgestaltung  des  kommen- 
den gewaltigen  deutschen  Steuersystems,  das  dem  föderativen  Wesen  des  deut- 
schen Gemeinwesens  anzupassen  sein  wird,  von  durchaus  aktueller  Bedeutung. 
Unter  den  bezüglichen  wissenschaftlichen  Vorarbeiten  möchte  ich  der  hier  ge- 
gebenen Darlegung  eine  ähnliche  Rolle  zuweisen,  wie  der  für  die  künftige  deutsche 
Steuerpolitik  maßgebenden  Würdigung  der  indirekten  Besteuerung  in  meiner 
in  den  Finanz-  und  Volkswirtschaftlichen  Zeitfragen  herausgegebenen  von  G.  v. 
Schanz  und  J.  Wolf  als  Heft  56  erschienenen  Schrift  »Zur  Theorie  der  indirekten 
Steuern«  zukommen  dürfte.  G.  v.  Mayr. 
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des  Gewerbesteuergesetzes  und  des  Einführungsgesetzes  zu  den 
Gesetzen  über  die  direkten  Steuern  vom  14.  August  1910;  7.  Ge- 
setz zur  Abänderung  der  Kirchengemeindeordnung  vom  24.  Sep- 
tember 191 2  und  der  Gemeindeordnungen  für  die  Landesteile 
rechts  des  Rheines  und  für  die  Pfalz  vom  29.  April   1869. 

Schon  die  Aufzählung  dieser  einzelnen  Gesetze  läßt  ersehen, 
daß  es  sich  —  auch  abgesehen  von  der  Verbindung  von  Pro- 
blemen der  staatlichen  Besteuerung  einerseits  und  der  Kommunal- 
und  Kirchenbesteuerung  anderseits  —  um  eine  sehr  verwickelte 
Gesetzgebung  handelt.  Das  steht  im  Zusammenhang  mit  der 
vorhergehenden  Umänderung  der  bayerischen  direkten  Besteue- 
rung vom  Jahre  19 10,  bei  der  man  trotz  der  Neueinführung  der 
allgemeinen  Einkommensteuer  nicht  dazu  gekommen  war,  die 
Ertragssteuern  als  Staatssteuern  aufzugeben.  War  dies  schon 
damals  in  der  Friedenszeit  nicht  gelungen,  so  ist  dies  nunmehr 
in  der  Kriegszeit  bei  der  Weiterführung  der  > Reform«  trotz  Neu- 
einfügung der  Vermögenssteuer  auch  nicht  geschehen.  Vor  der 
Einführung  der  allgemeinen  Einkommensteuer  durch  Gesetz  von 
1910  hatte  es  allerdings  in  Bayern  schon  eine  Steuer  gegeben, 
die  so  hieß,  aber  das  war  nur  ein  den  Ring  der  ursprünglichen 
echten  Ertragssteuern  schließender  Notbehelf,  in  der  Hauptsache 
eine  Lohn-  und  Besoldungssteuer,  die  man  haben  und  als  Er- 
tragssteuer ansprechen  mußte,  wenn  man  mit  dem  Bündel  der 
Ertragssteuern  allein  die  direkte  Besteuerung  bewirken  wollte. 
Als  nun  im  Jahre  19 10  die  allgemeine  Einkommensteuer  einge- 
führt wurde,  hätte  es  nahe  gelegen,  das  verwickelte  Ertrags- 
steuersystem unter  Ueberweisung  sämtlicher  —  ausgenommen 
selbstverständlich  die  von  der  allgemeinen  Einkommensteuer  auf- 
gesogene alte  sog.  Einkommensteuer  —  oder  doch  der  dafür 
besonders  geeigneten  Ertragssteuerarten,  an  die  Gemeinden,  über- 
haupt aufzugeben  und  durch  eine  ergänzende  allgemeine  Be- 
steuerung des  Vermögens  zu  ersetzen.  Aber  die  alte  Liebe  zu 
den  Ertragssteuern,  die  in  Bayern,  wie  ich  nach  Vorlage  der 
jetzt  Gesetz  gewordenen  Entwürfe  in  einem  Aufsatz  in  der 
Deutschen  Juristen-Zeitung  (Nr.  7 — 8  von  191 8)  hervorgehoben 
habe,  nicht  rostet,  ließ  es  schon  damals,  wie  wiederum  auch  jetzt 
nicht  zu,  auf  die  P2rtragssteuern  als  Staatssteuern  ganz  zu  ver- 
zichten. Sie  wurden  im  Jahre  1910  in  ihrer  finanziellen  Bedeu- 
tung etwa  urrt  die  Hälfte  degradiert,  in  ihrer  abgeminderten 
Bedeutung    aber   neben    der   allgemeinen  Einkommensteuer,   und 
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zwar  in  der  Hauptsache  als  eine  Art  Extra-Besitzbesteuerung, . 
beibehalten.  Doch  schien  ihr  Todesurteil,  weniger  allerdings 
nach  der  Ansicht  der  Regierung  und  der  Reichsratskammer  als 
der  Abgeordnetenkammer,  durch  die  nach  Antrag  der  letzteren 
in  das  Einführungsgesetz  von  1910  aufgenommenen  Befristung 
besiegelt,  wonach  das  Grund-,  Haus-,  Gewerbe-  und  Kapital- 
rentensteuergesetz  mit  Ablauf  des  Jahres  19 18  außer  Wirksam- 
keit zu  treten  hatte,  wenn  nicht  die  Staatsregierung  bis  dahin 
dem  Landtage  Gesetzentwürfe  zur  Fortsetzung  der  Reform  der 
direkten  Steuern  vorgelegt  hätte.  Daß  selbst  in  der  Friedenszeit 
die  Ertragssteuern  ohne  Ersatz  nicht  aufgegeben  werden  konnten, 
Hegt  auf  der  Hand.  Hienach  mußte,  selbst  wenn  der  Weltkrieg 
nicht  ausgebrochen  wäre,  im  Jahre  19 18  die  Fortführung  der 
Reform  der  direkten  Besteuerung  in  Bayern  kommen.  Und  sie 
ist  gekommen  in  den  eingangs  erwähnten  Gesetzen,  allerdings  in 
einer  Weise  wie  es  der  überwiegenden  Erwartung,  die  im  Jahre 
19 10  waltete,  wohl  nicht  entspricht.  Die  naturgemäße  Ergänzung 
der  allgemeinen  Einkommensteuer  durch  die  allgemeine  Besteue- 
rung des  Vermögens  ist  gekommen,  aber  nicht  als  Ersatz  der 
Erti-agssteuern,  sondern  unter  gleichzeitiger  Beibehaltung  der  im 
ganzen  in  ihrer  Technik  nur  wenig  veränderten  Ertragsbesteue- 
rung und  unter  Ablehnung  der  mit  Auflassung  der  Ertragssteuern 
als  Staatssteuern  in  Aussicht  stehenden  Autonomie  der  Kommu- 
nalbesteuerung. Diese  positive  äußerste  Verwickeltheit  der  für 
die  nächste  Zukunft  maßgebenden  bayerischen  direkten  Besteue- 
rung und  das  negative  Ergebnis  der  Reform,  soweit  die  Kom- 
munalbesteuerung in  Frage  ist,  sind  vor  allern  die  Signatur  des 
Gesetzgebungswerkes  von  1918.  Begreiflich  ist,  daß  der  durch 
die  Kriegslage  so  gewaltig  gesteigerte  Staatsbedarf  die  Bedenken 
gegen  die  Auflassung  einer  altüberkommenen  Steuerquelle  und 
deren  Ersatz  durch  schärfere  Nutzbarmachung  der  neu  einge- 
führten Vermögenssteuer  vermehren  mußte.  Auch  der  Umstand 
trägt  wohl  dazu  bei,  daß  —  wie  aus  der  im  übrigen  in  trefflicher 
finanzpolitischer  und  finanzwissenschaftlicher  Darstellung  gebo- 
tenen Begründung  der  Vorlage  ersichtlich  ist  —  auch  manche,  end- 
gültig allerdings  nicht  haltbare  Bedenken  gegen  die  Ausgestaltung 
insbesondere  einer  durch  Ertragssteuern  nicht  noch  weiter  er- 
gänzten Vermögensbesteuerung  obwalteten.  Es  muß  nun  in  den 
zunächst  folgenden  Jahren  auch  in  Bayern  mit  diesem  überaus 
verwickelten  Steuersystem  —  wozu  ja  gerade  in  Süddeutschland, 
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siehe  Württemberg^,  die  Neigung  besonders  verbreitet  ist  —  ge- 
wirtschaftet werden.  Auf  die  Dauer  kann  es  bei  diesem  die 
Steuergerechtigkeit  kaum  vollständig  verwirklichenden  und  die 
Arbeitslast  der  Steuerbehörden  ohne  Not  vermehrenden  System 
nicht  bleiben.  Es  ist  als  ein  beachtenswertes  Symptom  einer 
solchen  in  weiten  Kreisen  bestehenden  Auffassung  anzusehen, 
daß  schließlich  auch  in  das  Gesetzgebungswerk  von  191 8  neuer- 
lich —  und  zwar  wiederum  auf  Antrag  der  Abgeordnetenkammer, 
dem  schließlich  auch  die  Reichsratskammer  nicht  mehr  wider- 
sprach —  eine  Befristung  der  Gültigkeit  der  auch  weiterhin  beibe- 
haltenen Ertragssteuergesetze  wie  im  Jahre  1910  schon  geschehen 
war,  und  zwar  nunmehr  bis  1928,  in  das  abgeänderte  Einführungs- 
gesetz von  19 10  eingefügt  worden  ist.  Es  wird  aber  nicht  ein 
Jahrzehnt  dauern,  bis  die  auf  die  Dauer  doch  unvermeidliche 
Vereinfachung  der  jetzt  überaus  verwickelten  bayerischen  direkten 
Besteuerung  herbeigeführt  wird.  Ueber  einiges,  was  geeignet  ist 
zugleich  auch  als  Vorbereitung  einer  baldigen  Inangriffnahme 
dieser  Vereinfachung  sich  nutzbringend  zu  erweisen,  möchte  ich 
mir  kurze  Andeutungen  in  dem  nunmehr  folgenden,  möglichst 
knapp  gehaltenen  Ausblick  auf  die  einzelnen  Gesetze  der  neuesten 
Umgestaltung  der  bayerischen  direkten  Besteuerung,  und  zwar 
vor  allem  über  das  Vermögenssteuergesetz  und  die  gesetzlichen 
Abänderungen  der  Einkommensteuer  gestatten. 

I.  Die  Vermögensteuer.  Die  Ausgestaltung  dieser 
neuen  partikularen  Staatsbesteuerung  ist,  insbesondere  auch  hin- 
sichtlich der  Befreiung  der  kleineren  Vermögen  von  der  Steuer- 
pfiicht,  wesentlich  durch  den  Umstand  bedingt,  daß  diese  neue 
bayerische  Steuer  im  engsten  Anschluß  an  die  alle  drei  Jahre 
zur  Veranlagung  gelangende  Besitzsteuer  des  Reiches  aufgebaut 
ist,  die  jeweils  mit  Feststellung  des  früheren  und  späteren  Ver- 
mögenszustandes verbunden  ist.  Auf  die  Wahrung  des  Rechtes 
der  ausschliefSlichen  fortlaufenden  ordentlichen  Besteuerung  des 
Vermögens  —  man  darf  vielleicht  kurzweg  sagen  auf  das  Recht 
der  allgemeinen  Vermögensbesteuerung  als  das  Gegenstück  der 
allgemeinen  Einkommensbesteuerung  —  wird  seitens  der  Bundes- 
staaten wohl  mit  Recht  besonderes  Gewicht  gelegt.  Daraus 
ergibt  sich  Steuer  politisch  die  Vorfrage,  ob  nicht  bei 
einer  derartigen  Landesbesteuerung  grundsätzlich  die  unbedingte 
Verselbständigung  der  Landesbesteuerungsgrundsätze  gegenüber 
den  für  Reichssteuerzwecke    zu    bewirkenden  Bestandsaufnahmen 
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der  steuerbaren  Vermögen  das  richtige  wäre.  Begreiflich  ist, 
daß  bei  Beibehaltung  der  umfassenden  verschiedenartigen  Ver- 
anlagungen, die  bei  der  Ertragsbesteuerung  sich  ergeben,  steuer- 
technisch der  Wunsch  der  Vereinfachung  zum  Anschluß  an 
die  zu  Reichssteuerzwecken  stattfindenden  Feststellungen  führen 
konnte.  Ganz  ohne  besondere  Veranlagungsarbeit  geht  es  aber 
steuertechnisch  doch  nicht.  Nach  dem  Gesetz  (Art.  3)  unterliegt 
der  Besteuerung  in  den  auf  das  Ende  eines  Besitzsteuerveran- 
lagungszeitraumes (Veranlagungspunkt)  folgenden  drei  Steuer- 
jahren (Vermögenssteuerjahre),  das  in  Bayern  zur  Reichsbesitz- 
steuer, >nötigenfalls  das  besonders  festgestellte  Vermögen  (steuer- 
bares Vermögen)«.  Auf  die  Einzelheiten  dieser  hienach  vorge- 
sehenen besonderen  Feststellungen,  die  doch  eine  mehr  oder  minder 
selbständige  Veranlagungstätigkeit  der  Steuerbehörden  erfordern, 
möchte  ich  nicht  eingehen.  Aber  die  Frage  liegt  für  die  Zukunfts- 
gestaltung der  bayerischen  Vermögenssteuer  nahe,  ob  es  schließlich 
nicht  richtig  ist,  die  Veranlagung  der  Vermögenssteuer  als  Landes- 
steuerveranlagung zu  verselbständigen  in  einer  Weise,  welche  zu- 
gleich die  Durchführung  und  namentlich  die  Kontrolle  der  Reichs- 
besitzsteuerveranlagung wesentlich  erleichtert.  Dann  entfiele  auch 
die  jetzt  gebotene  weitgehende  volle  Befreiung-  kleinerer  Ver- 
mögen, d.  i.  solcher  von  nicht  mehr  als  20000  M.  von  der 
Vermögenssteuer,  eine  Befreiung,  die  in  solchem  Maße  bei  der 
wünschenswerten  Vereinfachung  des  bayerischen  Steuersystems 
jedenfalls  nicht  mehr  gewährt  werden  könnte,  auch  bei  den  übri- 
gen zurzeit  schon  bestehenden  partikularen  deutschen  Vermögens- 
besteuerungen (abgesehen  von  Württemberg,  das,  dem  Wehrbei- 
tragsgesetz   folgend,    auch    20000  M.  freiläßt)    sich    nicht  findet. 

Der  eventuelle  Wunsch  nach  Verselbständigung  der  staat- 
lichen Vermögensbesteuerung  schließt  nicht  aus,  daß  eine  weit- 
gehende Annäherung  der  verschiedenen  einzelstaatlichen  Vermö- 
genssteuergesetze durch  freie  Verständigung  der  deutschen  Einzel- 
staaten angestrebt  wird.  Es  gilt  hier  von  der  Begründung  einer 
sicheren  Zukunft  der  partikularen  ordentlichen  fortlaufenden  Ver- 
mögensbesteuerung dasselbe,  was  nachher  über  die  möglichst 
gleichartige  Ausgestaltung  der  fortlaufenden  partikularen  Ein- 
kommensbesteuerung zu  sagen  sein  wird,  nachdem  gerade  bei  de 
jetzt  in  Bayern  vorgenommenen  teilweisen  Aenderung  der  Ein- 
kommensteuer auch  diese  Frage  im  Landtag  gestreift  worden  ist. 

Von    besonderem    Interesse    ist    auch    die    Festsetzung    des 
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Steuersatzes  der  neuen  bayerischen  Vermögenssteuer  und  die 
Veränderungen ,  welche  in  dieser  Beziehung  erst  im  Landtag 
auf  Vorschlag  der  Staatsregierung  an  der  ursprünglichen  Regie- 
rungsvorlage vorgenommen  worden  sind.  Im  Entwurf  war  der 
Einheitssatz  eins  vom  Tausend  des  festgestellten,  auf  looo  M. 
nach  unten  abgerundeten  steuerbaren  Vermögens  vorgeschlagen. 
Im  Gesetz  erscheint  nunmehr  weiter  zwar  nicht  eine  weitgehende 
Progression  für  die  größeren  und  großen  Vermögen,  aber  doch 
eine  Degression  für  die  Vermögen  von  65  000  M.  bis  über  20000 
bis  25000  M.  in  9  Klassen  mit  Abänderung  des  Steuersatzes, 
wobei  die  Abminderung  um  je  ^  lo  steigt,  so  daß  Vermögen  mit 
mehr  als  20000  25000  M.  um  ^/lo  ermäßigt  werden.  Progressiv 
ausgedrückt  hat  diese  Vermögensklasse  also  nur  Vio  vom  Tau- 
send zu  steuern.  Auf  den  degressiven  Ausdruck  der  allerdings 
ziemlich  bald  in  die  Proportionalität  übergehenden  Anfangs- 
progression ist  vom  Gesetzgeber  Gewicht  gelegt.  Schließlich  wird 
aber  im  Verlauf  der  Zeit  auch  hier  die  Progression  weitergeführt 
werden  müssen,  worüber  ich  mich  eingehender  schon  in  einer 
Artikelserie  über  die  bayerischen  Steuervorlagen,  speziell  über 
die  Vermögenssteuer  in  Nr.  149  der  München- Augsburger  Abend- 
zeitung vom  22.  März  1918  verbreitet  habe.  Allerdings  wird  sich 
die  Progression  in  mäßigen  Grenzen  halten  müssen  und  außer- 
dem ist  gerade  bei  der  progressiven  Besteuerung  des  Vermögens 
die  vorerwähnte  gleichartige  Gestaltung  solcher  Progression  in 
den  einzelnen  Staaten  —  zunächst  also  auch  der  durchzuführen- 
den Degression  —  mit  Rücksicht  auf  die  Gefahr  der  Steuerflucht 
—  anzustreben. 

Weiter  ist  auch,  —  und  dies  zu  betonen,  dazu  gibt  gerade  eine 
wichtige  Aenderung  Anlaß,  die  an  dem  Entwurf  durch  die  Be- 
schlüsse des  Landtags  vorgenommen  worden  ist,  —  von  großer  Be- 
deutung, daß  der  gesetzlich  festgelegte  Normalsteuersatz  nicht 
ohne  weiteres  durch  Finanzgesetz  jeweils  für  die  zwei  Jahre  der 
bayerischen  Finanzperiode,  eventuell  sogar  verschieden  für  die 
beiden  einzelnen  Jahre  bei  Feststellung  des  Landeshaushalts  im 
Finanzgesetz  verändert,  d.  h.  wie  jetzt  die  Finanzen  liegen,  er- 
höht wird.  Das  ist  bisher  allgemeines  bayerisches  Verfassungs- 
recht bei  den  direkten  Steuern.  Auch  für  die  Vermögenssteuer 
war  im  Entwurf  zwar  ausgesprochen,  daß  sie  zu  Gemeindeum- 
lagen und  Kirchensteuern  nicht  herangezogen  werden  solle,  aber 
den   Staatssteuerzuschlägen    sollte   sie    unterliegen.     Im    Landtag 
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gelangte  aber  der  Zusatz  zur  Annahme,  daß  auch  Staatssteuer- 
zuschläge aus  der  Vermögenssteuer  nicht  zu  entrichten  sind. 
Dem  Vermögen  ist  hiernach  nicht  bloß  eine  » Normal  «besteuerung 
gewährleistet,  sondern  ein  fester  Steuersatz,  der  selbst  nur  wieder 
durch  Steuergesetz,  nicht  auf  dem  Wege  finanzgesetzlicher  Zu- 
schläge geändert  werden  kann.  Wie  groß  die  Bedeutung  dieser 
veränderlichen  Staatssteuerzuschläge  ist,  ergibt  sich  beispielsweise 
aus  dem  bayerischen  Gesetz  vom  6.  August  19 18  betreffend  den 
Staatshaushalt  für  die  Jahre  191 8  und  1919,  wonach  die  Ein- 
kommensteuer, die  Gewerbesteuer,  die  Kapitalrentensteuer,  die 
Grundsteuer  und  die  Haussteuer  für  das  Jahr  191 8  mit  140,  für 
das  Jahr  19 19  mit  125  vom  Hundert  der  Normalsteuer,  die  Steuer 
vom  Gewerbebetrieb  im  Umherziehen  für  das  Jahr  191 8  mit  einem 
um  75,  für  das  Jahr  1919  um  50  vom  Hundert  erhöhten  Betrage 
und  die  Vermögenssteuer  für  1919  »nach  dem  ergehenden  ein- 
schlägigen Gesetze«  zu  erheben  ist. 

2.  Aenderungen  des  Einkommensteuergeset- 
zes. Auf  Grund  der  Erfahrungen,  die  mit  der  durch  Gesetz  von 
19 10  in  Bayern  eingeführten  allgemeinen  Einkommensteuer  ge- 
macht worden  sind,  sowie  als  Folge  der  gerade  in  der  neuesten 
Zeit  stärker  hervortretenden  sozialpolitischen  und  insbesondere 
bevölkerungspolitischen  Erwägungen,  sind  durch  das  Gesetz  vom 
17.  August  191 8  verschiedene  teils  steuertechnische,  teils  finanz- 
und  steuerpolitische  Aenderungen  durchgeführt,  die  als  beachtens- 
werte Fortschritte  auf  dem  Gebiete  einer  namentlich  den  Erfor- 
dernissen der  Sozialpolitik  angepaßten  Weiterbildung  der  Ein- 
kommensbesteuerung von  allgemeinerem  Interesse  sind  und  des- 
halb hier  kurz  erwähnt  werden  sollen.  Sehr  eingehende  steuer- 
technische Erörterungen  haben  über  die  Frage  der  Besteuerung 
des  Einkommens  aus  Waldbesitz  stattgefunden.  Der  Entwurf 
wollte  eine  vollständige  Aenderung  des  bisherigen  Systems  durch 
Üebergang  von  der  sog.  Holzertragsbesteuerung  zur  sog.  Holzzu- 
wachsbesteuerung —  unter  Annahme  eines  Nachhaltsbetriebs 
durchführen.  So  weit  geht  nach  sehr  eingehenden  Verhandlungen 
in  beiden  Kammern,  die  für  diese  Spezialfrage  reiches  Material 
bieten,  die  schließlich  zustande  gekommene  Fassung  des  Gesetzes 
nicht.  Doch  wird  die  Berücksichtigung,  die  bisher  schon  die  durch 
Naturereignisse  verursachten  außerordentlichen  Waldnutzungen 
gefunden  haben,  auf  alle  außerordentlichen  Nutzungen,  insbeson- 
dere auch   auf  den  aussetzenden  Betrieb    ausgedehnt,    indem  ins- 
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besondere  ein  Mehrerlös,  der  zur  Ergänzung  der  Waldrente  der 
letzten  Jahre  zurückgestellt  wird,  für  die  Besteuerung  außer  Be- 
tracht bleibt. 

In  erster  Linie  finanzpolitisch  bedeutsam  ist  die  Festlegung 
der  Steuersätze  in  progressiver  Ausgestaltung  mit  der  Erhöhung 
des  Höchstsatzes  der  Normalsteuer  bei  mehr  als  150000  M.  Ein- 
kommen auf  6  vom  Hundert.  (Der  tatsächliche  Höchstsatz  der 
Steuer  ist  hiernach  jeweils  nach  der  Festsetzung  des  Staatssteuer- 
zuschlags entsprechend  höher,  so  beispielsweise  für  1919  bei 
1/4  Zuschlag  nicht  6,  sondern  7,5  vom  Hundert.)  Wirtschafts-, 
finanz-  und  steuerpolitisch  ist  die  weitgehende  günstigere  steuer- 
liche Behandlung,  welche  nach  dem  neuen  Gesetze  den  bisher  in 
Bayern  stark  belasteten  und  dadurch  in  ihrer  Entwicklung  zurück- 
gehaltenen Gesellschaften  m.  b.  H.  gewährt  wird.  Insbesondere 
dürfen  diese  Gesellschaften  fortan  ihren  Gewinn  um  ^/^  und  der 
Gesellschafter  seinen  Gewinnanteil  um  2/5  für  die  Besteuerung 
kürzen.  Der  Referent  in  der  Kammer  der  Reichsräte,  v.  Schanz, 
hat,  wohl  nicht  mit  Unrecht,  zu  dem  weitgehenden  Entgegen- 
kommen gegenüber  den  Gesellschaften  m.  b.  H.  bemerkt,  daß 
man  erst  Gesellschaften  durch  die  Gesellschaftsform  Vorteile  biete, 
die  eine  Einzelfirma  nicht  habe  und  hernach  sie  in  vielen  Fällen 
steuerlich  noch  besser  stelle  als  eine  Einzelfirma,  ein  Vorwurf, 
der  in  gleicher  Weise  gegenüber  der  Aktiengesellschaft  gelte 
vmd  zeige,  daß  hier  in  Zukunft  neue  Wege  beschritten  werden 
müßten. 

Verwaltungstechnisch  bedeutsam,  aber  hier  im  einzelnen  nicht 
weiter  zu  verfolgen,  sind  neue  Bestimmungen  des  Gesetzes,  die 
sich  beziehen  auf  die  Entlastung  der  Steuerausschüsse,  auf  die 
Einräumung  eines  gemeindlichen  Berufungsrechts  im  Falle  vor- 
merkungsweiser Veranlagung  und  auf  stärkere  Wahrung  des 
Rechtsmittelanspruchs  der  Steuerpflichtigen. 

Wesentlich  sozialpolitisch  ist  die  trotz  des  gewaltig  gestie- 
genen Staatsbedarfs  und  der  Erhöhung  des  Steuersatzes  bei  den 
mittleren  und  großen  Einkommen  durchgeführte  Abminderung  des 
Steuersatzes  bis  herauf  zu  4200  M.,  während  die  Steigerung  — 
wohl  etwas  zu  beschleunigt  —  bei  4400  M.  einsetzt.  Wesentlich 
sozialpolitisch  ist  auch  der  weitere  Ausbau  der  sog.  Ehepara- 
graphen, wonach  in  stärkerem  iMaße  als  bisher  bei  kleinen  Ein- 
kommen (nunmehr  bis  2400  M.)  ein  abgestufter  kleiner  Arbeits- 
verdienst   der  Frau  von  400 — 100  M.    bei    der    Zurechnung    zum 
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Einkommen  des  Mannes  außer  Berechnung  bleibt.  Auch  der  sog. 
Kinderparagraph  ist  gegenüber  dem  bisherigen  Steuerrecht  er- 
hebhch  weiter  ausgebaut.  Am  weitesten  geht  die  Ermäßigung,  die 
Steuerpflichtigen  gewährt  wird,  die  auf  Grund  gesetzHcher  Ver- 
pflichtung Abkömmlingen  den  Unterhalt  gewähren  bei  steuerbarem 
Einkommen  von  nicht  mehr  als  4000  M.  (bei  i — 7  Abkömmlingen 
für  jeden  Abkömmling  um  je  i  Tarifstufe,  bei  8  oder  mehr  Ab- 
kömmlingen um  8  Tarifstufen)  und  dann  weiter  entsprechend  in 
3  Abstufungen,  zuletzt  bei  Einkommen  von  mehr  als  12000  M. 
bis  16000  M.  bei  7  oder  8  Abkömmlingen  eine  Ermäßigung  um 
2,  bei  9  oder  mehr  Abkömmlingen  um  3  Tarifstufen.  Auch  die 
allgemeine  Steuerermäßigung  wegen  besonderer,  die  Leistungs- 
fähigkeit wesentlich  beeinträchtigender  Verhältnisse  ist,  und  zwar 
als  Ermäßigung  um  2 — 6  Stufen  in  Weiterführung  der  Gesetz- 
gebung von  19 10  auch  für  Einkommen  nicht  bloß  bis  6000  M., 
sondern  bis  zu  9000  M.  zugestanden. 

Gegenüber  den  beachtenswerten  sozialpolitischen  Verbesse- 
rungen, die  namentlich  der  Ausbau  des  Kinder-  und  des  Ehe- 
paragraphen bringt,  ist  die  auf  die  Schonung  des  Existenzmini- 
mums bezügliche  Verbesserung  ungenügend  und  —  was  die 
Hauptsache  ist  —  überhaupt  nur  auf  dem  Papier  stehend.  Das 
steuerfreie  Einkommen,  das  bisher  auf  nur  600  M.  festgesetzt 
war,  ist  zwar  auf  1000  M.  (was  noch  weitaus  zu  niedrig  ist)  erhöht, 
aber  dieses  steuerfreie  Existenzminimum  kommt  für  die  weitaus 
überwiegende  Mehrzahl  der  Steuerpflichtigen  überhaupt  nicht  in 
Frage,  weil  für  die  »männlichen  bayerischen  Staatsangehörigen-^ 
die  Einkommensteuerpflicht  aus  wahlpolitischen  Erwägungen  ge- 
genüber der  theoretischen  Festlegung  —  bisher  auf  600  und  in 
Zukunft  auf  1000  M.  —  schon  bei  300  M.  (!)  beginnt.  Dieses  wahl- 
politische, unglaublich  niedrige  Existenzminimum  wird  wohl  bald 
von  der  siegreich  fortgeschrittenen  Politik  absolut  freien  Wahlrechts 
beseitigt  sein  —  aber  auch  dann  noch  wird  man  eine  Festlegung 
auf  1000  M.  schon  mit  Rücksicht  auf  die  Gestaltung  des  allge- 
meinen deutschen  Sozialversicherungsrechts  nicht  für  befriedigend 
erachten  können;  es  wird  mindestens  eine  Verdoppelung  dieses 
Satzes  geboten  sein. 

Ich  habe  im  vorstehenden  die  jüngste  Umgestaltung  der 
bayerischen  Einkommensbesteuerung  etwas  eingehender  behandelt, 
weil  ich  der  Ansicht  bin,  daß  diese  Aenderungen,  die  durchweg 
ein    stärkeres    Vordringen    sozialpolitischer    Ausgestaltung    dieser 
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Hesteuerungsart  sind,  nicht  bloß  für  Bayern,  sondern  auch  sonst 
lür  Deutschland  von  Interesse  sind.  Wie  schon  oben  bei  der 
Vermögensbesteuerung  hervorgehoben  ist,  müssen  die  deutschen 
Bundesstaaten,  wenn  sie  für  die  Wahrung  ihres  wohlbegründeten 
Rechts  auf  die  fortlaufende  ordentliche  Besteuerung  von  Vermögen 
und  Einkommen  die  zuverlässige  materielle  Unterlage  gut  aus- 
bauen wollen,  sich  angelegen  sein  lassen,  in  den  Grundzügen 
dieser  Besteuerung  die  größtmögliche  Annäherung  durch  Staats- 
gesetzgebung nach  vorgängiger  Verständigung  herbeizuführen. 
Ich  habe  schon  im  Jahre  1890  in  der  Deutschen  Revue  in  einem 
Artikel  über  finanzielle  Kriegsbereitschaft  im  Frieden  auf  dieses 
Problem  hingewiesen.  Gerade  in  der  Frage  der  sozialpolitischen 
Ausgestaltung  der  Einkommensbesteuerung  kommen  jetzt  auch 
noch  besondere  bevölkerungspoUtische  Momente  in  Betracht,  die 
eine  möglichste  Gleichmäßigkeit  des  Vorgehens  der  einzelstaat- 
lichen Gesetzgebung  auch  auf  dem  hier  einschlagenden  Gebiet  der 
Besteuerung,  und  da  vor  allem  bei  der  Ausgestaltung  der  Ein- 
kommensbesteuerung, als  geboten  erscheinen  lassen.  Darum  habe 
ich  schon  anderwärts,  zuerst  in  Nr.  373  der  München-Augsburger 
Abendzeitung  als  eine  von  den  Vorbereitungen  der  weiteren  Maß- 
nahmen, die  für  Bayern  auf  dem  Gebiete  der  künftigen  Weiter- 
führung der  Reform  der  direkten  Besteuerung  geboten  ist,  die 
Anbahnung  einer  Verständigung  der  deutschen  Finanzminister 
über  den  Plan  einer  solchen  möglichsten  Annäherung  der  parti- 
kularen Einkommens-  und  Vermögensbesteuerung  hervorgehoben, 
mit  der  Aussicht  auf  parlamentarische  Erledigung  dieses  Pro- 
gramms in  den  einzelnen  Staaten.  Tatsächlich  ist  auch  bei  der 
aus  Anlaß  des  jüngsten,  vor  der  Revolution  erfolgten  Ausbaues 
der  deutschen  Reichbesteuerung  über  die  fernere  Gestaltung  der 
direkten  Landesbesteuerung  stattgehabten  Besprechung  der  deut- 
schen Finanzminister  diese  wichtige  Angelegenheit  erörtert  wor- 
den. Schon  vorher  war  im  Landtag  der  Finanzminister  v.  Breunig, 
der  ursprünglich  noch  starke  Bedenken  hatte,  bei  Beratung  des 
Etats  der  direkten  Steuern  Ende  Juli  19 18  schließlich  dazuge- 
kommen, dem  Gedanken  zuzustimmen,  daß  die  einheitliche  Ver- 
anlagung der  direkten  Besteuerung  in  allen  Bundesstaaten  an- 
gestrebt werden  müsse,  allerdings  unter  gleichzeitiger  Betonung 
der  erheblichen  Schwierigkeiten  dieser  Aufgabe.  Das  stimmt 
auch  mit  dem  überein,  was  nach  Zeitungsberichten  als  das  Er- 
gebnis der  Besprechung  der  damaligen  Finanzminister  anzusehen 
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ist.  Wenn  dabei  speziell  betont  wurde,  daß  eine  volle  Vereinheit- 
lichung nicht  möglich  sei,  so  weist  dies  auf  die  Notwendigkeit 
hin,  ernsthaft  an  die  Festlegung  der  Grenzen  der  freien  Ent- 
schließung der  einzelnen  Staaten  gegenüber  einem  durch  Ver- 
ständigung derselben  aufzustellenden  Normalprogramme  für  die 
Ausgestaltung  der  direkten  Besteuerung  und  damit  zur  Bestim- 
mung des  Maßes  der  notwendigen  Annäherung  an  dieses  Normal- 
programm zu  gelajigen,  falls  wirklich  bei  weiterer  sorgsamer  Er- 
wägung die  volle  Vereinheitlichung  der  direkten  deutschen  Staats- 
besteuerung endgültig  als  unmöglich  erscheinen  sollte.  Zur  Frage 
der  gleichartigen  Gestaltung  der  fortlaufenden  ordentlichen  Lan- 
desbesteuerung von  Vermögen  und  Einkommen  ist  nach  der 
neuzeitlichen  Ausgestaltung  der  Verteilung  der  Reichs-  und  Lan- 
dessteuerlast daran  festzuhalten,  daß  durch  die  Gleichartigkeit 
dieser  Landesbesteuerung  nicht  etwa  die  Vorbereitung  einer  Be- 
teiligung des  Reiches  durch  Zulassung  von  Reichszuschlägen  zu 
diesen  Steuern  bewirkt  werden  soll.  Der  volle  Ertrag  der  fort- 
laufenden Einkommens-  und  Vermögensbesteuerung  muß  den 
Bundesstaaten  verbleiben.  Mit  der  tatsächlich  bereits  durchgeführ- 
ten außerordentlichen  Reichsbesteuerung  von  Vermögen  und  Ein- 
kommen, für  die  in  der  nächsten  Zukunft  gewiß  noch  weitere  Stei- 
gerung erfolgen  wird,  sollte  das  hier  in  Frage  kommende  Steuer- 
gebiet für  Reich  und  Staat  iür  absehbare  Zeit  endgültig  ausge- 
schieden sein.  Tatsächlich  ist  diese  für  die  Ausgestaltung  des 
deutschen  Steuerwesens  bedeutungsvolle  Frage  eine  allgemein 
deutsche,  nicht  mehr  bloß  einzelstaatliche  Angelegenheit;  gerade 
im  Hinblick  auf  diese  weiter  ausgreifende  Bedeutung  der  Neu- 
gestaltung der  direkten  Besteuerung  in  einem  deutschen  Einzel- 
staat schien  es  mir  veranlaßt,  diese  Neugestaltung  der  bayerischen 
direkten  Besteuerung  insoweit  hier  etwas  eingehender  zu  behan- 
deln, als  die  beiden  lebenskräftigen  und  entwicklungsfähigen 
Formen  der  direkten  Besteuerung  —  die  Einkommens-  und  die 
Vermögenssteuer  —  in  Betracht  kommen. 

Bei  den  im  Absterben  begriffenen  Steuerformen  der  Ertrags- 
steuern, an  deren  Wiederbelebung,  abgesehen  von  einigen  in  der 
allernächsten  Zeit  auftauchenden  Ideen  —  insbesondere  über  die 
Wiederbelebung  der  staatlichen  Grundsteuer  —  niemand  denkt  und 
deren  Weiterbelassung  für  die  nächste  Zukunft  wohl  nur  eine  spezifisch 
bayerische  Angelegenheit  ist,  glaube  ich  mit  kürzester  Andeutung 
der  Belebungsversuche  der  neuesten  Gesetzgebung  hier  mich  be- 
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gnügen  zu  dürfen.  Das  nämliche  gilt  dann  von  dem  Rest  der 
Gesetzgebung,  der  mit  der  Kommunal-  und  Kirchenbesteuerung 
sich  beschäftigt;  auch  hier  gibt  es  im  übrigen  Deutschland  aus 
dem  bayerischen  Vorgehen,  das  ganz  in  den  alten  Geleisen  der 
Ablehnung  jeglicher  Autonomie  der  Kommunalbesteuerung  sich 
bewegt,  nichts  zu  lernen. 

3.  Aenderungen  der  Ertragss  teuer  gesetze. 
An  der  Grundsteuer  wird  nichts  geändert ;  in  der  Begrün- 
dung des  Entwurfs  findet  sich  darüber  eine  eingehende  Darlegung. 
Am  bedeutendsten  sind  die  Aenderungen  im  Haussteuer- 
gesetz. Die  Haussteuer  ist  die  einzige  von  den  Ertragssteuern, 
bei  der  eine  Herabsetzung  des  Steuersatzes  für  den  städtischen 
Hausbesitz  eintritt.  Weiter  werden  die  Voraussetzungen  eines  zu 
gewährenden  Mietsteuernachlasses  erheblich  erweitert.  Der  Ein- 
druck scheint  mir  berechtigt,  daß  zumal  bei  der  gegenwärtigen 
Finanzlage  und  bei  der  in  Aussicht  stehenden  günstigen  Lage 
3es  spekulativen  städtischen  Hausbesitzes,  der  aus  der  Wohnungs- 
not sich  ergibt,  in  den  verhältnismäßigen  Begünstigungen  des 
Hausbesitzes,  auf  die  allerdings  schon  die  Begründung  der  Re- 
gierungsvorlage besonderes  Gewicht  gelegt  hat,  sehr  weit  ge- 
gangen ist.  Einen  beachtenswerten  Steuer-  und  sozialpolitischen 
Fortschritt  stellen  die  erheblichen  neuen  Begünstigungen  des 
Kleinwohnungsbaues  insbesondere  durch  längere  zeitweilige  Be- 
freiung von  der  Haussteuer  dar.  Das  Kapital  rentensteuer- 
g  e  s  e  t  z  erfährt  keine  allgemeinen,  grundsätzlich  bedeutsamen 
Aenderungen ;  im  einzelnen  wäre  nur  die  hier  ausgesprochene 
Vergünstigung  bei  der  Besteuerung  der  Gewinnanteile  von  Ge- 
sellschaften m.  b.  H.  zu  verzeichnen.  Die  Aenderung  des  G  e- 
werbsteuergesetzes  ist  auf  eine  weitere  Befreiung  der 
Kleingewerbetreibenden  bis  zum  gewerblichen  Betriebskapital  von 
6000  M.  und  einem  gewerblichen  Reinertrag  von  2000  M.  zu 
verzeichnen,  sowie  auf  die  entsprechenden  Bestimmungen  für  die 
schon  bei  geringerem  Betriebskapital  (mehr  als  500  M.)  und  ge- 
ringerem Reinertrag  (mehr  als  300  M.)  zum  Zweck  der  dann 
einsetzenden  Gemeindebesteuerung  gebotene  vormerkungsweise 
Veranlagung. 

4.  Kommunal-  und  Kirche  nbe  Steuerung.  Was 
allgemein  von  Interesse  an  der  weiteren  Gestaltung  der  Kommunal- 
besteuerung in  Bayern  ist,  das  ist  die  bereits  hervorgehobene 
negative  Erscheinung,    daß    gegenüber    nicht    unberechtigten   Er- 
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Wartungen  aus  dem  Jahre  1910  von  einer  Gewährung  der  Steuer- 
autonomie an  die  Gemeinden  und  zur  Erleichterung  dieser  Ge- 
währung von  der  Ueberlassung  von  Ertragssteuern  an  dieselben 
nicht  die  Rede  ist.  Es  bleibt  bei  dem  überaus  verwickelten  Ge- 
bilde, daß  zunächst —  wenn  hier  von  der  Sonderbehandlung  der 
Ertragssteuern  des  Reiches,  des  Staates,  der  Kreisgemeinden,  der 
Gemeinden  und  der  Ortschaften  ganz  abgesehen  wird  —  für  Be- 
messung der  gemeindlichen  Umlagepflicht  rechnerische  Erhöhun- 
gen vorgenommen  werden,  namentlich  bei  den  höheren  steuer- 
baren Einkommen  von  12000  M.  an,  progressiv  steigend  um  Vis 
bis  um  ^°/i5  (von  220000  M.  an),  und  nach  Durchführung  aller 
vorgeschriebenen  Erhöhungen,  in  Ansatz  gebracht  werden :  sämt- 
liche Grundsteuern  und  Haussteuern  iV2fach,  sämtliche  Gewerb- 
steuern 2  fach,  sämtliche  Kapitalrentensteuern  ifach,  sämtliche 
Einkommensteuern  1/2  fach.  Herabgesetzt  ist  gegenüber  dem  bis- 
herigen Steuerrecht  namentlich  der  Vervielfältigungssatz  bei  der 
Grund-  und  Haussteuer  mit  ^jr^  Ermäßigung,  bei  der  Gewerbe- 
steuer um  1/5,  bei  der  Kapitalrentensteuer  um  V'g.  Diese  kurzen 
Andeutungen  werden  wohl  genügen,  um  den  Eindruck  hervorzu- 
rufen, daß  es  sich  bei  der  heutigen  bayerischen  Kommunalbe- 
steuerung um  ein  altüberkommenes,  durchaus  formalistisch  me- 
chanisiertes Gebilde  handelt,  das  in  seiner  Gleichartigkeit  für 
größte  wie  für  kleinste  Gemeinden  der  konkreten  Gestaltung  der 
verschiedenen  Leistungsfähigkeit  der  Gemeindeangehörigen  wohl 
nicht  zu  entsprechen  vermag.  Die  Entwerfung  eines  gründlichen 
Reformplanes  für  Ausgestaltung  der  gemeindlichen  Steuerauto- 
nomie und  Festlegung  auch  gewisser  Grenzen  derselben  in  einem 
künftigen  Kommunalabgabengesetz  ist  hiernach  in  Bayern  wohl 
vor  allem  geboten.  Erwünscht  erscheint  es,  daß  Beihilfe  hierzu 
auch  durch  einleitende  Untersuchungen  und  Ausführungen  der 
bayerischen,  insbesondere  städtischen  und  namentlich  großstädti- 
schen Gemeindeverwaltungen  geleistet  werde. 

Was  schließlich  das  Kirchenumlagengesetz  anlangt,  so  ist 
der  Zweck  der  eintretenden  Aenderungen  lediglich,  die  Ueber- 
einstimmung  der  Kirchengemeindeordnungen  mit  dem  neugestal- 
teten Gemeindeumlagengesetze  herzustellen. 

Zum  Abschluß  dieser,,  selbstverständlich  alle  Einzelheiten  der 
neuesten  Umgestaltung  der  bayerischen  direkten  Besteuerung 
nicht  enthaltenden  Ausführungen  sei  zusammenfassend  hervorge- 
hoben,   daß    es    mir   namentlich   darum  zu  tun  war,    einen  allge- 
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meinen  Einblick  in  das  gesamte  Wesen  dieser  neuesten  Umge- 
staltung, die  kein  Abschluß  der  Reform,  sondern  nur  ein  weiterer 
Schritt  zur  Fortführung  dieser  Umgestaltung  ist,  zu  geben,  und 
dann  weiterhin  einen  näheren  Einblick  namentlich  in  die  Eigenart 
der  in  Bayern  neu  eingeführten  Vermögenssteuer  und  in  die 
hauptsächlichen  Veränderungen,  die  in  der  Ausgestaltung  der 
allgemeinen  Einkommensteuer  vorgenommen  sind.  Dabei  lag  mir 
weiter  daran,  namentlich  auch  das  aktuelle  Problem  sowohl  der 
Verständigung  über  Annäherung  der  einzelstaatlichen  Einkom- 
mens- und  Vermögensbesteuerung  in  Deutschland  als  der  Aus- 
arbeitung eines  Programms  für  ein  künftiges  Kommunalabgaben- 
gesetz zu  berühren. 
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DIE  DEUTSCHE    VOLKSWIRTSCHAFT    NACH 
DEM  WELTKRIEG. 

Von 

Dr.    HERMANN  LOSCH. 

I.  Vorbemerkungen. 

>Wird  der  Kampf  um  die  wirtschaftliche  Hegemonie  Euro- 
pas nicht  zielbewußt  geführt,  so  sind  die  Vereinigten  Staaten 
von  Nordamerika  in  etwa  20  bis  30  Jahren  die  wirtschaftlichen 
Beherrscher  Europas  und  damit  der  Erde.«  Wenn  ich  diesen 
Satz  nicht  schon  im  Jahre  1901  in  den  5  offenen  Briefen^)  an 
Dr.  Friedrich  Naumann  niedergeschrieben  hätte ,  so  würde 
ich  heute  über  diesen  Gegenstand  nicht  schreiben.  Man  kann 
sich  fragen,  ob  es  Vermessenheit,  oder  aber  —  Pflicht  ist,  dies 
jetzt  zu  tun.  Wenn  ich  mich  für  letzteres  entschieden  habe,  so 
rührt  dies  u.  a.  daher,  daß  es  angezeigt  erscheint,  sich  aus  den 
Niederungen  kleiner,  ja  kleinlicher  Horizonte  etwas  zu  erheben 
und  den  Blick  aufs  Ganze  zu  richten.  Es  ist  eine  betrübliche 
Tatsache,  daß  in  der  deutschen  staatswissenschaftlichen  Litera- 
tur die  zwei  Werke  des  nordamerikanischen  Professors  Roland 
G.  Usher  über  »Pangermanism«  und  über  >Panamericanism«,  die 
in  den  Jahren  1913  und  1915  erschienen  sind,  so  ziemlich  un- 
beachtet blieben^).  Vermutlich  sind  sie  auch  dem  deutschen 
Auswärtigen  Amt  unbekannt  gewesen,  obschon  sie  den  Schlüssel 
zum  Verständnis  für  das  Verhalten  der  Politik  in  Washington 
bilden.  Die  Nordamerikaner  sind  weder  wegen  Belgien  noch 
wegen  der  Hohenzollern  in  den  Europakrieg  eingetreten,  sondern 
zur  Ausbreitung  ihrer  Wirtschaftkraft  und  -macht.     Es  ist  kindisch 


1)  Brotwucher    oder  —  Kühles  Blut?    Berlin   1901.     Verlag  von  W.   Baensch. 

2)  Von  mir  besprochen  im  Staatsanzeiger  für  Württemberg   1914  Nr.  310  und 
1915  Nr.  242. 
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ZU  glauben,  daß  dieses  Eingreifen  erst  mit  der  Kriegserklärung 
erfolgt  sei.  Der  Reichstag  wie  die  Reichsleitung  mußten  sich 
sagen,  daß  es  keine  der  mögliche^  Arten  von  Neutralität  ist, 
wenn  die  U.States  den  europäischen  Gegnern  der  Mittelmächte 
Geld  und  Waffen  liefern. 

Nachdem  die  Union  endlich  in  den  wirklichen  Krieg  einge- 
treten war,  um  die  bei  den  Ententevölkern  angelegten  Gelder  zu 
retten,  galt  es,  ihn  mit  allen  Mitteln  der  Gewalt  wie  Klugheit 
zu  gewinnen.  Es  gelang,  Verbündete  abzusplittern  und  es  ge- 
lang mit  Hilfe  russischer  Einflüsse,  den  großen  Keil  in  das  Innere 
des  deutschen  Volkes  einzutreiben.  Dieses  politisch  ungeschulte 
Volk  ist  nunmehr  inmitten  eines  lebensgefährlichen  Krieges  nach 
vier  Fronten  in  zwei  große  innere  Heerlager  getrennt  worden  und 
die  ganze  Zukunft  dieses  Volkes  ist  dadurch  derart  gefährdet, 
daß  die  nachfolgenden  Zeilen  schon  gegenstandslos  sein  4cönnen, 
wenn  oder  sogar  ehe  sie  gedruckt  vorliegen. 

Ich  vertrete,  wie  schon  1892  in  meinem  Buche  über  »natio- 
nale Produktion«  ^)  den  Satz,  daß  nur  eine  der  bisherigen 
fast  rein  privatkapitalistischen  Produktionsweise 
in  der  Leistung  überlegene  Reform  der  nationalen 
Produktion  die  Wahrscheinlichkeit  bietet,  ökono- 
misch und  damit  auch  sozial  höher  zu  kommen.  Dies 
ist  auch  der  einzige  Weg,  der  aus  dem  Chaos  herausführt,  in 
welches  das  ganze  festländische  Europa  durch  den  Krieg  gestürzt 
worden  ist.  Die  ^j'Wahrscheinlickeit!«  Irgendwelche  Sicherheit 
ist  dafür  weder  vorhanden  noch  avch  zu  erweisen. 

Aber  warum  sollte  man  seine  Auffassung  der  Sachlage  des- 
halb verschweigen,  weil  sie  große  Schwierigkeiten  zeigt.?  Schwierig- 
keiten waren  vor  allem  in  der  Wissenschaft  jederzeit  dazu  da, 
um  überwunden  zu  werden. 

2.  Die   kommenden   Steuerlasten. 

Man  kann  an  die  vorliegende  Frage  von  verschiedenen 
Seiten  herantreten;  wählen  wir  den  Weg  über  die  Finanzen. 
Georg  Bernhard  meinte  vor  einiger  Zeit,  daß  nach  dem  Krieg 
im  Reich,  in  den  Bundesstaaten  und  -Gemeinden  jährlich  etwa 
14  Milliarden  mehr  nötig  sein  werden,  für  das  Reich  allein 
mindestens  9.     Er  wird  hierin  mit  dem  Zusatz  »mindestens«  Recht 

l)  Nationale  Produktion  und  nationale  Berufsgliederung.  Leipzig,  Duncker 
lind  Humblot.     1892.       Verlag  an  W.  Kohlhammer,  Stuttgart  übergegangen. 
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haben.  Hierüber  ist  mit  Redensarten  nicht  hinwegzukommen. 
Der  übliche  Zank  über  > direkte «  und  »indirekte«  Steuern  schrumpft 
demgegenüber  zu  einer  ;>querelle  allemande«  zusammen.  Lassen 
wir  also  alle  Ladenhüterschlagworte  dieser  Art  ruhig  auf  sich 
beruhen.  Lassen  wir  uns  die  ganze  Größe  dieser  Frage  weder 
durch  kurzsichtigen  parteipolitischen  Dilettantismus  noch  durch 
gedankenlosen  Optimismus,  aber  auch  nicht  durch  tatenlosen 
Pessimismus  gegenseitiger,  selbstzerfleischender  Schuldanklagen 
umnebeln.  Das  unerhörte,  niedagewesene  der  Lage  verlangt  ge- 
bieterisch rücksichtslose  Kennzeichnung  der  Dinge,    wie  sie  sind. 

Wie  beschaffen  wir,  einerlei,  wie  der  Krieg  beendet  werden 
mag,  jährlich  mindestens  14  Milliarden  Mark  an  öffentlichen  Be- 
darfen  t  Daß  ja  auch  die  ganze  öffentliche  Verwaltung  selbst 
verändert  und  im  ganzen  verbilligt  werden  kann,  wie  ich  das  für 
Württemberg  früher  in  der  Zeitschrift  für  die  gesamte  Staats- 
wissenschaft darzulegen  versucht  habe'),  will  ich  nur  ausdrück- 
lich erwähnen.  Die  14  Milliarden  sollen  die  sämtlichen,  durch 
anderen  Aufbau  der  Verwaltung  im  weitesten  Sinn  zu  erzielen- 
den Ersparnisse  schon  in  sich  schließen;  so  hoch  man  sie  auch 
schätzen  mag:  im  Verhältnis  zu  dem,  was  hier  in  Frage  steht, 
treten  sie  —  wenigstens  in  Rücksicht  auf  die  finanzielle  Wirkung  — 
zurück. 

Kann  die  deutsche  Volkswirtschaft  eine  solche  Last  tragen 
und  vor  allem,  kann  sie  diese  Last  in  den  auf  den  Krieg  unmittel- 
bar folgenden  10  Jahren  tragen  .- 

3.  Die  Tragfähigkeit  der    alten    Volkswirtschaft. 

Alle  öffentlichen  Lasten  stehen  hinsichtlich  Größe,  Arten 
und  Aufbringungsweisen  im  engsten  Zusammenhang  mit  der  Ge- 
samtverfassung der  Volkswirtschaft.  Können  wir  die  Volkswirt- 
schaft vom  Jahr  1914  wieder  aufbauen  im  Sinne  einer  Wieder- 
herstellung.' Helfferich  hat  das  Volkseinkommen  im  Reich  vor 
dem  Krieg  auf  40  Milliarden  Mark  jährlich  berechnet  oder  vielmehr 
geschätzt;  14  Milliarden  sind  35  Prozent  davon.  Das  läßt  sich 
gar  nicht  erzielen,  denn  Voraussetzung  wäre  ja  die  sofortige 
Wiederherstellung  der  Art  und  Größe  der  Friedensvolkswirt- 
schaft des  Jahres  19 14,  von  welcher  Helfferich  ausging.  Man 
darf  daher  diese  frühere  Friedenswirtschaft  ruhig  als  die  alte 
Volkswirtschaft   bezeichnen,    damit  ja   kein   Zweifel    darüber  auf- 

l)  Tübingen,   1916.      i.  Heft. 
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kommt,  daß  auch  sie  am  Boden  liegt,  also  erst  wieder  neu  aut- 
zubauen wäre.  Noch  seichter  wäre  der  Wahn,  daß  bei  den  ge- 
stiegenen Preisen  das  Nationaleinkommen  jetzt  im  Geldwert  sich 
mindestens  verdoppelt  habe,  also  etwa  80  Milliarden  betrage, 
wovon  man  bequem  15  herausziehen  könne.  Das  hieße  Schulden 
mit  neuen  und  mehr  Schulden  bezahlen  wollen !  Walter  Rathenau, 
ein  Praktiker  der  deutschen  Privatwirtschaft,  nicht  ein  Theoretiker 
der  deutschen  Volkswirtschaft,  hofft  und  glaubt,  daß  man  das 
^Nationaleinkommen  verdoppeln  könne.  Von  Beweis  ist 
natürlich  keine  Rede ;  vielleicht  darf  man  hinzufügen,  hinsichtlich 
der  einen  großen  Quelle,  der  Landwirtschaft  nicht  einmal  von 
einer  nüchternen  Würdigung  der  Schwierigkeiten,  auch  bei  voraus- 
gesetztem besten  Willen. 

Allgemein  läßt  sich  ja  sehr  wohl  sagen,  nach  welchen  zwei 
Richtungen  vorgegangen  werden  muß.  Einmal  muß  die  Arbeit 
der  Nation  als  solche  durch  alle  Stadien  der  Sachgüterherstel- 
lung,  Personen-  und  Sachgüterbewegung,  Verteilung  und  Anwen- 
dung hindurch  ergiebiger  gestaltet  werden ;  sodann  aber 
muß  gleichzeitig  auf  der  anderen  Seite  der  Gebrauch  und 
Verbrauch  sparsamer  werden.  Das  ist  sozusagen  die 
volkswirtschaftlich  anzuwendende  privatwirtschaftliche  Lehre:  Ar- 
beite und  spare.  Nur  ruht  der  Nachdruck  nicht  auf  »Mehr- 
arbeit« sondern  auf  rationellerer  Arbeit,  und  nicht  auf 
Sparen  schlechtweg,    sondern   auf  Sparen    am  —  Ueberflüssigen. 

Allein  das  sind  vorerst  etwas  vage  Auskünfte.  Wir  müssen 
den  Dingen  rechnerisch  und  prüfend  näher  treten. 

Was  haben  wir  volkswirtschaftlich  und  sozialwirtschaftlich 
gelernt?  Es  ist  mehr  als  wahrscheinlich,  daß  wir  gar  nicht 
zurück  können,  sondern  vorwärts  müssen. 

4.      Der      Weltkrieg       als      Volkswirt  schaftlicher 
Lehrmeister. 

Daß  der  Weltkrieg  schon  als  solcher  eine  Umwälzung  (Re- 
volution) bedeutet,  ist  eine  Binsenwahrheit ;  fraglich  ist,  was  das 
Kennzeichnende  und  Bleibende  dieser  Umwälzung  ist  und  sein 
wird  *).  Man  erinnere  sich,  daß  das  kennzeichnende  der  franzö- 
sischen Revolution  Ende  des  18.  Jahrhunderts  negativ  wohl  die 
Beseitigung  des  alten  Königtums,  positiv  aber  die  Anbahnung 
des  Kaisertums  Napoleon  I.  war.     Was  dazwischen  war,  erscheint 

i)  Das  Obige  ist  vor  dem  9.  November   1918  niedergeschrieben  worden. 
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heute  als  Episode  i).  Es  ist  zweifellos,  daß  dieser  Ausgang  im 
Jahre  1789  weder  geahnt  noch  erwartet,  geschweige  denn  ange- 
strebt war.  So  ging  es  auch  bei  dem  Weltkrieg.  Er  brachte 
die  Ermordung  des  Bundesgenossen  der  Entente  Nikolaus  II.  und 
den  Zerfall  des  russischen  Landkolosses,  die  Landmilitarisierung 
Englands  und  Nordamerikas  und  den  Schlachtflottenbau  Amerikas 
und  Japans.  Seine  Ergebnisse  sind  in  dieser  Hinsicht  noch  nicht 
abgeschlossen,  geschweige  denn  absehbar.  Er  brachte  aber  auch, 
und  zwar  bei  so  ziemlich  allen  Kriegführenden,  einen  sehr  stark 
steigenden  Einfluß  der  Arbeiterklasse  auf  die  innere  wie 
äußere  Politik.  Nun  ist  zu  beachten,  was  Marx  und  Engels 
jederzeit  den  verschiedenen  französischen  Revolutionen  gegenüber 
betont  haben,  daß  eine  demokratische  Regierung  noch 
lange  keine  soziale  ist.  Wenn  heute  noch  ein  Marx  lebte, 
wie  würde  er  die  Regierung  Wilsons,  des  Demokraten  hinsicht- 
lich der  Arbeiterfragen  kennzeichnen.^  Was  würde  er  der  Ar- 
beiterschaft des  kontinentalen  Europa  von  einer  weltwirtschaft- 
lichen Diktatur  des  Nordamerikanertums  an  Aussichten  ankün- 
digen.- Damit  treten  wir  in  die  eigentliche  Erörterung  ein. 
Als  der  Weltkrieg  ausgebrochen  war,  schrumpfte  der  sog.  »Welt- 
verkehr« und  die  bestehende,  übrigens  nur  sehr  partielle  »Teil- 
weltwirtschaft« ein,  während  die  sehr  großen  inneren  Kreisläufe 
teils  weitergingen,  teils  sich  veränderten.  Es  bildeten  sich  —  wenn 
wir  von  Ostasien  hier  vorerst  absehen  —  sozusagen  zwei  abge- 
schnürte Halbweltwirtschaftsgebiete  heraus,  eine  sehr  große  see- 
verbundene, weithin  zerhackte  der  Entente  und  ihrer  Anhängsel, 
und  eine  kleinere,  zunächst  fast  ganz  eingeschlossene,  von  den 
Tropen  und  Subtropen  mehr  oder  minder  völlig  abgeschnittene, 
von  3 — 4  verbundenen  sogenannten  Mittelmächten.  Die  zwei 
Gruppen  hatten  an  ihren  Rändern  je  noch  mehr  oder  minder 
neutrale  Kleingebiete  und  Kleinmächte,  in  denen  sich  die  zwei 
feindlichen  Gruppen  berührten.  Diese  Kleingebiete  wollten  und 
konnten  > politisch«  zunächst  mehr  oder  minder  neutral  sich  fühlen 
und  handeln.  Wirtschaftlich  »neutral  zu  sein  war  ihnen  auf  die 
Dauer  gar  nicht  m  ög  1  i  ch,  weil  sie  nicht  entfernt  »autarke<, 
selbständige  Volkswirtschaften  waren  noch  sind,  sondern  Teil- 
volkswirtschaften, Splitternationen  im  volkswirtschaftlichen  Sinn, 
wie  schon  Friedrich  List  sie  genannt  hat.  Innerhalb  der  zwei 
großen  feindlich  gewordenen   »Kriegsverbände«   bildete  sich  aber 

l)  Thomas  Carlyle  hat  es  mit  Recht  so  behandelt. 
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je  eine  besondere  »Kriegshalbweltwirtschaft«  aus.  Diese  war 
natürlich  gar  nicht  als  etwas  festes,  dauerndes,  »chronisches« 
gedacht,  sondern  vielmehr  als  etwas  höchst  vorübergehendes, 
als  eine  Art  von  gelegentlichem  Gesellschaftsunternehmen,  eine 
»Gelegenheitsgesellschaft«,  wie  man  sie  vom  privaten  Erwerbs- 
und Wirtschaftsleben  her  kennt;  ein  neuzeitlicher  Koalitionshandels- 
krieg, oder  wie  man  es  nennen  will. 

Betrachten  wir  uns  einmal  die  erste,  größere  Kriegsgenossen- 
-schaft.  Wir  sehen  hier  vor  uns  eine  Riesenunternehmung,  finden 
diese  aber  doch  in  ihren  Einlagen  ganz  klar  gegliedert.  E  n  g- 
1  a  n  d  steuerte  Geld,  Kredit,  Frachten,  Schiffe,  Kohlen,  Stahl 
usw.  bei  und  ließ,  als  das  Geschäft  doch  größer  als  erwartet  sich 
anließ,  die  Union  mitverdienen.  Frankreich  lieferte  seine  Offiziere, 
seine  Kanonen  und  Soldaten,  Rußland  sein  unerschöpfliches 
Menschenblut.  Aber  das  Geschäft  zog  sich  nicht  V2,  sondern 
I,  2,  ja  3  und  4  Jahre  hin  und  konnte  nicht  recht  »liquidiert^ 
werden.  Da  bekam  auch  der  Hinterpartner,  der  stille  Teil- 
haber, d.  h.  United  States,  Angst  um  seine  Einschüsse  in  das 
gigantische  Geschäft  und  wurde  offener  Mitteilhaber.  Je  länger 
der  Lieferungskreislauf  in  dem  unnatürlichen  Gebilde  wurde,  um 
so  mehr  trat  der  neue  Partner  in  den  Vordergrund,  weil  er  wirt- 
schaftlich der  stärkste  war.  Er  mußte  sich  schließlich  sogar  zur 
Lieferung  von  Menschenblut  entschließen,  nachdem  der  größte 
Blutlieferant,  Rußland,  sich  nahezu  ausgeblutet  hatte.  Es  ist 
wahr,  er  entschloß  sich  sehr  schwer  zu  dieser  Lieferung;  aber 
das  Gesamtgeschäft  ging  mit  Sicherheit  verloren,  wenn  er  es 
nicht  tat.  Wallstreet-Wilson  standen  als  Riesengläubiger  bank- 
rotten und  zugleich  schwer  verärgerten  Schuldnern  gegenüber, 
wenn  er  es  nicht  tat.  Also  tat  er  es.  Nun  aber  die  Gründe  r 
Das  heißt  die  vorgewendeten  Gründe.^  Ein  Teil  der  deutschen 
sozialdemokratischen  Literatur  witterte  gleichsam  den  Riesen- 
Großbourgeois  jenseits  des  atlantischen  Ozeans;  ein  anderer  ließ 
.sich  durch  den  ethischen  Presse-» cant«  von  drüben  beirren.  Daß 
diese  eigentümliche  Weltgruppe  sich  zu  einer  dauernden  Wirt- 
schaftsgruppe zusammenschweißen  könnte,  davon  kann  kein  Rede 
sein.  Man  müßte  schon  ein  einfältiger  Italiener  oder  ein  von 
Eitelkeit  verblendeter  Franzose  sein,  um  so  etwas  anzunehmen. 
Das  wird  sich  auch  bald  zeigen. 

Wenden  wir  uns  nunmehr  der  anderen,  der  kleineren  »Gruppe^ 
zu.     Diese  sollte,    man  masf  sagen  und   drucken  lassen  was  man 
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will,  SO  oder  so  wirtschaftlich  erdrosselt  werden.  Sie  war  in  der 
Hauptsache  ein  in  sich  zusammenhängender  Landkomplex  mit 
der  inneren  Linie  des  Verkehrs,  der  Kriegstheater,  größtenteils 
auch  der  Sprache,  der  Hilfsmittel  und  des  Abwehrnotgedankens. 
Nachdem  es  nicht  gelungen  war,  diese  mittleren  Gebiete  des 
Erdteils  Europa  im  ersten  Ansturm  militärisch  niederzuwerfen, 
vom  Ozean  ganz  zu  verdrängen,  durch  die  Seesperre  auszu- 
hungern, mußten  andere  Mittel  angewendet  werden.  Man  mußte 
die  dunklen  Instinkte  der  anderssprachlichen  Teile  der  Gegner, 
der  Massen  usw.  aufpeitschen  usw.  Doch  das  nur  nebenbei.  Die 
kleine  Gruppe  selbst,  und  das  ist  sehr  wichtig,  welche  ge- 
zwungen war,  den  Krieg  in  sich  selbst  zu  finanzie- 
ren, konnte  dies  nur  dadurch,  daß  siedle  gesamte  Volks- 
wirtschaft planmäßig  für  den  immer  mehr  als  Volksdaseins- 
kampf erkannten  Krieg  nutzbar  und  dienstbar  machte.  Kriegs- 
industrie, Hilfsdienst,  Bewirtschaftung  aller  wichtigen  Nähr-  und 
Kriegsstoffe  usw.  setzten  ein;  als  man  durch  ein  gütiges  Schick- 
sal vor  dem  unmittelbaren  kriegerischen  Ruin  bewahrt  worden 
war,  erkannte  man,  daß  der  Krieg  ein  Wirtschaftskrieg 
allermodernster  Art  war. 

Diese  Erkenntnis  war  aber  weder  ganz  allgemein,  noch  ge- 
bar sie  sofort  den  unbeugsamen  Allgemeinwillen  bis  zum  letzten. 
Es  mußten  verschiedene  Zwischenerlebnisse  eintreten,  welche  so- 
zusagen die  rein  wirtschaftlichen  und  die  sozialen  Einsichten  aut 
einen  gemeinsamen  Boden  brachten.  Zunächst  wurde  durch  die 
riesenhafte  Anspannung  der  Kriegsindustrie  der  Gegensatz  von 
Kapital  und  Arbeit  noch  gesteigert.  Er  trat '  aber  anfangs  nicht 
hervor,  weil  die  neutrale  militärische  Disziplin  und  die  Not  des 
Kriegs  selbst  im  Vordergrund  des  Empfindens  war.  Die  Führer 
der  deutschen  Arbeiter,  insonderheit  die  gewerkschaftlich  und 
volkswirtschaftlich  Geschulten,  waren  über  die  unklaren  und  rein 
gefühlsmäßigen  revolutionären  Stimmungen  des  russischen  Prole- 
tariats längst  hinaus.  Sie  wußten  das  Bauwerk  der  deutschen 
Volkswirtschaft  von  der  grundbesitzenden  Aristokratie  und  dem 
industriellen  Unternehmertum  zu  unterscheiden.  Ihnen  war  klar, 
daß  unter  den  fallenden  Fabrikschloten  nicht  nur  die  Schlotjunker, 
sondern  auch  die  Arbeiterbataillone  zertrümmert  werden  würden 
und  daß  neben  den  Agrariern  auch  eine  breite  Schicht  deutschet 
Bauern  die  Nahrungsmittelproduktion  für  die  schwere  Kriegszeit 
zu  liefern  hatte.     Die  Kriegszwangswirtschaft  legte  sich  auf  Stadt 


j^g  Hermann  Losch 

und  Land,  auf  Industrie,  Verkehr,  Handel  und  Landwirtschaft. 
Auch  die  bürgcrUchen  Behörden  von  Reich,  Bundesstaaten,  Ge- 
meinden mußten  sich  den  Schlag  auf  Schlag  folgenden  kriegs- 
wirtschaftlichen Anordnungen  fügen.  All  das  geschah  unter  viel 
Aufwand  an  nötigen  und  weniger  nötigen  Anordnungen,  Ver- 
fügungen, Aenderungen  von  Verfügungen,  unter  viel  Räsonieren 
und  Murmeln  in  Presse  und  in  Gastwirtschaften,  in  Eisenbahn- 
wagen und  Rathäusern,  in  Handelskammern  und  Fach  vereinen, 
unter  starken  Reibungen  zwischen  Uniformen  und  Zivilbeamten, 
Reichs-,  Staats-  und  Gemeindebeamten  usw.,  aber  es  geschah. 
Die  ^Wirtschaft  wurde  teils  gebremst,  teils  ein-  und  umgestellt. 
Wenn  es  auch  da  und  dort  knatterte  und  wetterte,  es  geschah. 
Wir  wollen  ganz  offen  sagen :  wenn  auch  das  Faß  oder  die  Fäs- 
ser nicht  immer  und  überall  ganz  dicht  waren,  wenn  auch  Ketten- 
und  Schleichhandel,  brutaler  und  verschämter  Wucher,  Profitgier 
hier  und  faules  Gehenlassen  dort  das  Bild  trüben  und  leider  zu- 
nehmend getrübt  haben,  im  ganzen  genommen  gelang  es.  Man 
wird  übrigens,  wenn  einstmals  die  Geschichte  dieser  vier  Jahre 
um-  und  eingestellter  Volkswirtschaft  geschrieben  werden  wird, 
neben  der  Kritik  und  dem  Lob  für  die  Behörden  beides  auch 
dem  Verhalten  des  Publikums  aller  Schichten  gegenüber  nicht 
vergessen  dürfen. 

Zum  erstenmal  erblickte  man  allseitig  gewissermaßen  den 
nackten  Grund  und  Boden  jeder  Volkswirtschaft,  nämlich  die 
Wahrheit :  wirkliches  Kapital  sind  nur  die  sachlichen 
Produktionsmittel  und  die  Menschen,  welche  aus 
ihnen  mit  der  zweckmäßigsten  Anordnung  und  Entfaltung  ihrer 
Arbeit  den  größten  und  andauerndsten  Erfolg  herauszuwirtschaf- 
ten  vermögen. 

5 .  Weltwirtschaftlicher  Zusammenbruch  und  kon- 
tinentaler  Neubau. 

Vielen,  allzu  vielen  erscheint  die  Katastrophe  des  Weltkriegs 
nur  als  Zusammenbruch  und  Rückschritt.  In  Wirklichkeit  handelt 
es  sich  um  ein  notwendiges  Stadium  der  Geschichte  der  Mensch- 
heit. Wer  dies  nicht  begreift,  muß  verzweifeln..  Wir  stehen  in 
den  blutigen  Geburtswehen  eines  andern,  und  zwar  eines  höher 
organisierten,  mehr  kollektiven  Wirtschaftens.  Die  zusammen- 
pressende und  verschweißende  Glut  nie  gekannter  Nöte  hat 
bereits  geschichtliche  Wirkungen  gehabt  und  wirkt  weiter- 
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hin,  v;enn  auch  zumeist  noch  latent.  Man  beachte  zunächst  die 
eine  Tatsache:  ein  vierjähriger  Krieg  um  die  deutsche  Volks- 
wirtschaft herum,  welche  den  Hauptdruck  auszuhalten  hatte,  war 
nicht  imstande,  sie  zu  töte  n.  Sie  wurde  aut  sich  selbst  und 
auf  einige  wenige  benachbarte  Hilfsquellen  zurückgeworfen  und 
des  ungewissen,  noch  tastenden  Hineinragens  in  die  Weltverkehre 
vorläufig  beraubt.  Vorläufig.  Die  Erwerbsgroß  Wirtschaft 
hat  einer  Bedarfsgroß  Wirtschaft  Platz  machen  müssen. 
Dieses  Experiment  hätte  das  deutsche  Volk  von  sich  aus,  ge- 
wissermaßen aus  freiem  Entschluß  heraus,  n  i  e  gemacht,  nicht 
machen  können.  Die  Weltgeschichte  hat  dieses  Experiment 
dem  deutschen  Volke  aufgezwungen :  der  Verfasser  des 
»Testaments  eines  Deutschen«,  der  Schwabe  Karl  Christian 
Plancky  hat  das  vorausgeahnt,  weil  kein  anderes  Volk  der  Erde 
solche  vier  Jahre  ausgehalten  hätte ;  der  Norddeutsche  Johann 
Gottlieb  Fichte  hat  es  vorausgesehen;  sein  »geschlossener  Handels- 
staat« wurde  über  ein  Jahrhundert  nach  seiner  Entstehung  — 
bis  zu  einem  gewissen  Grade  —  natürlich  mutatis  mutandis  — 
Wirklichkeit.  Trotz  der  Furchtbarkeit  der  Lage,  in  welche  dieses 
deutsche  Volk  jetzt  gepreßt  ist,  sind  Anzeichen  dafür  vorhanden, 
daß  das  weltgeschichtliche  Experiment  gelingt  und  somit  wieder 
all  das  Gräßliche  einen  tiefen  und  befreienden  Sinn  erhält. 
Denn  das  ist  die  Hauptsache,  daß  alle  inneren  Gegner  diesen 
gemeinschaftlichen  Sinn  erkennen  und  nach  dieser  Richtung 
zusammenarbeiten.  Amerikanische  Heere  können  nicht  dauernd 
auf  dem  Kontinent  Europa  lagern.  Völkerbünde  bedeuten  noch 
lange  keine  Völkerwirtschaft.  Kriegsmüde  und  wirtschaftsge- 
schwächt ist  alles  in  Europa,  nicht  nur  das  deutsche  Volk.  In 
allen  Kulturstaaten  der  Erde  würde  die  Arbeiterklasse  in  ihrem 
Emanzipationskampf  zurückgeschleudert,  wenn  die  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika  es  zuließen,  daß  das  deutsche  Volk,  und 
damit  auch  die  deutsche  Arbeiterklasse,  nieder- 
geworfen würde.  Darüber  sind  sich  wohl  alle  geschicht- 
lich, gerade  auch  ökonomisch-materialistisch  geschichtlich  Denken- 
den, klar  geworden  durch  den  Zusammenbruch  Großrußlands. 
Der  Wiederaufbau  einer  Volkswirtschaft  wie  der  deutschen 
ist  etwas  ganz  anderes  als  die  Zerstörung  einer  Gewaltherr- 
schaft, wie  der  russischen,  welche  sich  über  zwei  Kontinente  und 
die    verschiedensten    Rassen-    und    Sprachenvölker    mit    den  ver- 
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schiedensten  Stufen  wirtschaftlichen  Handels  und  Wandels  er- 
streckte und  kein  einheitlicher  Volkswirtschaftskörper  war. 

Eine  neue  Lage  ist  dadurch  geschaffen,  daß  in  Oesterreich- 
Ungarn  die  »Reichskraft«  sich  als  schwächer  erwiesen  hat,  als 
die  Auseinanderstrebungen  der  verschiedenen  Nationalitäten.  Da- 
mit hat  dort  das  wirtschaftliche  Chaos  eingesetzt.  Die  Vertreter 
dieser  Auseinanderstrebung  sind  sich  gar  nicht  darüber  klar, 
daß  sie  zwar  neue  Staaten,  aber  keine  neuen  Volkswirtschaften 
zu  bilden  vermögen.  Sie  werden  stets  Splitternationen  im  Sinn 
Friedrich  Lists  sein  und  bleiben  und  damit  so  oder  so  in  Ab- 
hängigkeiten geraten,  welche  größer  sind,  als  wenn  sie  eine  große 
Volkswirtschaft  bilden  würden.  Sobald  diese  Art  der  Lösung 
folgerichtig  durchgeführt  wird,  verschwindet  der  Traum  »Mittel- 
europa«, dessen  begeistertster  Vertreter  Friedrich  Natimanji  in 
seinem  bekannten  Buch  gewesen  ist,  vorläufig  von  der  Bild- 
fläche. Dafür  aber  taucht  etwas  anderes  auf,  eben  kraft  des  vom 
fernen  Westen  über  den  Ozean  herüber  als  Ferment  in  die 
Kämpfe  hereingeworfenen  Rufes  nach  dem  Selbstbestimmungs- 
recht der  —  Nationen.  Es  wird  nicht  verhindert  werden  können, 
daß  die  deutsch  sprechenden  und  kompakt  wohnenden  Teile  des 
etwa  zerfallenden  Großösterreich  zu  dem  Deutschen  Reich  stoßen 
und  in  den  Kreis  der  Bundesstaaten  sich  einfügen.  Es  gibt 
keinerlei  Rechtsvorwand,  um  diese  Entwicklung  von  außen  her 
zu  hindern,  denn  sie  Hegt  ebenso  sehr  im  Interesse  der  Arbeiter- 
klasse dieser  Gebiete,  wie  der  landwirtschaftlichen  Bevölkerungen. 
Es  werden  sich  also  die  vereinigten  deutschen  Staaten  Mittel- 
europas aus  den  Wirrnissen  des  Weltkriegs  erheben  kraft  des- 
selben Grundsatzes,  welcher  von  den  Vertretern  der  ersten  Gruppe 
aufgestellt  worden  ist,  um  das  jetzt  bestehende  Deutsche  Reich 
zu  schwächen  und  die  Habsburger  Monarchie  zu  zersetzen. 

Daß  diese  neu  hinzukommenden  Gebiete  ebenso  an  das 
Bundesganze  angegliedert  werden,  wie  die  zahlreichen  neuen 
Staaten  der  Union  drüben,  ist  nur  recht  und  billig.  Die  Zoll- 
grenzen würden  also  erweitert,  der  Binnenmarkt  erheblich  ver- 
größert werden., 

6.  Das    Reichsgesetz    über    die  Produktions-    und 
Binnenverkehrsstatistik. 

Der  Uebergang  von  einer  grundsätzlichen  Erwerbsvolkswirt- 
schaft   zu  einer  grundsätzlichen  Bedarfswirtschaft  kann  nicht  von 
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heute  auf  morgen  stattfinden.  Wer  all  die  vielen  Anordnungen 
über  Beschlagnahmen,  Bestandserfassungen,  Bestands-  und  Bedarfs- 
anmeldungen, Rationierungen  usw.  überblickt,  welche  die  vier 
Kriegsjahre  gebracht  haben,  findet  die  Kundgebungen  für  Wieder- 
herstellung der  freien  Erwerbswirtschaft  einigermaßen  verständlich. 
Man  wird  aber  nicht  darüber  hinwegkommen,  daß  ein  sehr  viel 
genauerer  Ueberblick  über  die  wirklichen  Gesamtvorgänge  der 
Volkswirtschaft  unvermeidlich  ist.  Es  ist  in  der  Tat  unverständ- 
lich, daß  man  zwar  ein  Reichsgesetz  über  den  statistischen  Waren- 
verkehr von  und  nach  dem  Zollauslande  seit  1879  besitzt,  nicht 
aber  über  denselben  Verkehr  im  Zollinland.  Kein  Lehrer  der 
Volkswirtschaft  im  Deutschen  Reich  war  vor  dem  Krieg  imstande, 
anzugeben,  ob  die  sogenannte  Exportrate  in  den  letzten  20  Jahren 
gestiegen  oder  aber  gefallen  ist.  Man  kann  unter  Exportrate  die 
Summe  und  den  Gesamtwert  derjenigen  Waren  verstehen,  welche 
von  der  jährlichen  Binnenproduktion  im  ganzen  ausgeführt  worden 
sind.  Aehnlich  müßte  die  Importrate  verfolgt  werden  können  im 
Verhältnis  zu  dem  Binnenverbrauch  und  den  Binnenverwendungen. 
Man  hat  auch  von  der  landwirtschaftlichen  wie  von  der  gewerb- 
lichen Produktionsstatistik  zwar  namhafte  Teile  gehabt,  aber 
keinerlei  halbwegs  zutreffendes  Gesamtbild.  Man  hielt  das  vor 
dem  Krieg  für  überflüssig  oder  höchstens  für  wünschenswert, 
zum  Teil  auch  {ür  undurchführbar  oder  für  ein  mehr  theoretisches 
Verlangen  mancher  statistischen  Fanatiker.  Der  Krieg  machte 
derlei  Nachweise,  und  zwar  möglichst  genaue  Nachweise,  über 
Nacht  zu  einer  gebieterisch  auftretenden  Voraussetzung  aller 
organisatorischen  Arbeit.  Wenn  eine  Art  von  »ingenieurmäßigen«, 
schöpferisch  gestaltenden  Aufrisses  des  notwendig  werdenden 
Neubaus  der  »Friedens  Wirtschaft  <  unerläßliche  Voraussetzung 
aller  einzelnen  Maßnahmen  ist  und  sein  muß,  so  ist  hier  der 
erste  Grundstein  zu  legen.  Es  ist  sonst  ganz  unmöglich,  daß  die 
»Grundrißentwerfer«,  d.  h.  die  verantwortlichen  Geschäftsführer 
der  leitenden  Reichsstellen  mit  den  »politischen  Bauherren«,  d.  h. 
den  Vertretern  des  Volkswillens  zu  gemeinschaftlicher,  zielbewuß- 
ter und  gedeihlicher  Arbeit  zusammentreten  können.  Die  Voll- 
ziehung des  Reichsgesetzes  über  Produktionsstatistik  hat  derart 
zu  erfolgen,  daß  nicht  nur  die  Jahresergebnisse,  sondern  auch, 
ganz  wie  bei  der  Außenhandelsstatistik,  Monatsausweise  für  die 
wichtigsten  Warenarten  erfolgen.  Für  eine  ganze  Anzahl  von 
Großindustrien  sind  derlei  Ausweise  bereits  vorhanden,    nur  sind 
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sie  lediglich  etlichen  Eingeweihten  bekannt.  Zwischen  den  Aus- 
und  Einfuhrwarenstatistiken  und  den  Nachweisen  der  Innenerzeu- 
gung und  des  Innenverbrauchs  müssen  genaue  quantitative  und 
qualitative  Vergleiche  möglich  sein.  Die  Bilanz  der  Volkswirt- 
schaft muß  ebenso  angestrebt  werden,  wie  die  Bilanz  zwischen 
Ausgaben  und  Einnahmen  des  Staatshaushalts;  der  Staatshaus- 
halt ist  nur  ein  Teil  des  »Volkshaushalts«. 

Ebenso  ist  der  Binnenverkehr  zu  überblicken  und  zwar 
sowohl  nach  natürlichen  Provinzen  wie  nach  den  natürlichen 
städtischen  Mittelpunkten.  Der  Güterverkehr  auf  den  deutschen 
Eisenbahnen  wird  schon  heute  nach  Verkehrsbezirken  und  ge- 
wissen verbesserungsbedürftigen  Warengruppen  nachgewiesen. 
Diese  Verkehre  sind  durch  alle  übrigen  Arten  von  solchen,  ein- 
schließlich Wasserstraßen  usw.,  planmäßig  zu  ergänzen;  alles  nicht 
aus  Ueberwachungsbedürfnis,  sondern  lediglich  aus  der  Not- 
wendigkeit heraus,  einen  Ueberblick  über  die  ganze  Bewegung 
des  volkswirtschaftlichen  Lebens  zu  erhalten. 

7.  Das  Kataster    der  Betriebe. 

Volkswirtschaftliche  Katasterwerke  sind  bisher  viel  zu  sehr 
als  eine  Art  häuslicherM^achangelegenheit  der  Statistiker  oder 
statistischen  Fachbehörden  angesehen  worden.  Sie  sind  aber 
eine  nationale  Angelegenheit  erster  Ordnung.  Von  sämtlichen 
Industrien  und  organischen  Produktionen,  von  Handel  und  Ver- 
kehr sind  die  namhaftesten  Fachleute  heranzuziehen,  um  eine 
Grundlage  für  fortzuschreibende  Buchung  zu  erhalten.  Man  hat 
ja  während  des  Krieges  den  Versuch  zu  einer  Gewerbezählung 
am  15.  August  191 7  gemacht,  er  ist  aber  nicht  gut  gelungen. 
Nach  grundlegenden  Vorarbeiten  muß  eine  erschöpfende  Betriebs- 
statistik aufgestellt  werden  einschließlich  aller  Landwirtschaftsbe- 
triebe und  öffentlichen.  Es  ist  ein  Kuriosum  der  Gewerbestatistiken 
von  1907,  1895  und  1882,  daß  der  größte  Gesamtbetrieb  des 
Reiches,  der  preußische  Staatseisenbahnbetrieb,  gar  nicht  in  der 
Gewerbestatistik  erschien.  Es  ist  bei  dieser  Gelegenheit  von 
jedem  einzelnen  Betrieb  festzustellen,  zu  welchen  Interessenver- 
bänden er  gehört,  welches  Personal,  welche  mechanischen  Kräfte 
er  benützt,  welche  Roh-  und  Hilfsstoffe  er  verbraucht,  welche 
Waren  er  herstellt.  Leider  ist  im  Deutschen  Reich  sehr  wenig 
bekannt,  wie  eingehend  beispielsweise  der  Zensus  der  Vereinigten 
Staaten    von   Nordamerika  vom  Jahre    19 10    die    dortige    Agrar- 
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und  Gewerbeverfassung  erhoben  hat.  Die  Bearbeitung  dieser 
Unterlagen  darf  nicht  etwa  nur  adreßbuchartig  oder  in  dicken 
Tabellen  erfolgen,  sie  muß  jederzeit  die  Möglichkeit  bieten,  alle 
einzelnen  Industrien-,  Handels-  und  Verkehrsbetriebe,  auch  Land- 
wirtschaftsbetriebe, die  kleinen  summarisch,  herauszustellen.  Nach 
den  Beobachtungen  der  neueren  Zeit  können  und  müssen  wohl 
gegen  looo  Gewerbearten  unterschieden  werden,  während  man 
an  eine  Sondergliederung  der  landwirtschaftlichen  und  gärtnerischen 
Betriebe  nach  Maßgabe  ihrer  Spezialitäten  einschließlich  Viehhal- 
tung sich  noch  gar  nicht  herangewagt  hat. 

Naturgemäß  muß  bei  dieser  Erhebung  auch  die  sozialöko- 
nomische Seite  genau  erforscht  werden.  Darunter  ist  zu  verstehen 
das  Lohnquantum  der  Arbeiter,  die  Gehalte  der  Angestellten  in 
bestimmter  Periode,  die  Arbeitszeiten,  die  Versicherungsausgaben 
usw.  Hier  handelt  es  sich  keineswegs  um  ideologische  Forde- 
rungen weltfremder  Theorie,  sondern  um  die  allernüchternsten 
und  wichtigsten  Grundlagen.  Daß  dabei  auch  die  Steuerleistungen 
der  » Betriebe  <:,  seien  die  Inhaber  nun  Einzelpersonen,  Gesell- 
schafter oder  Rechtssubjekte  unpersönlicher  Art,  nicht  vergessen 
werden  dürfen,  muß  deshalb  bescnders  erwähnt  werden,  w'eil 
hiezu  jedenfalls  besondere  gesetzliche  Vorschriften  erforderlich 
werden^).  Was  die  K  o  s  t  e  n  eines  solchen  grundlegenden  Werkes 
anlangt,  so  wird  durch  sie  kein  Sachverständiger  eingeschüchtert 
werden.  Die  Technik  ist  auch  in  diesen  Dingen  außerordentlich 
hoch  entwickelt  und  wenn  einmal  d  i  e  Kosten  bekannt  werden 
würden,  welche  die  hunderte  von  vielfach  neben-  und  durch- 
einander laufenden  adhoc-Statistiken  während  der  Kriegswirtschaf- 
tungszeiten verursacht  haben,  dann  würde  die  praktische  Seite 
dieser  Sache  sofort  in  die  Augen  springen.  Auf  Einzelheiten 
braucht  hier  nicht  eingegangen  zu  werden. 

8.  Das    Kataster    der    nicht    in    Betrieben    Arbei- 
tenden. 

Wer  sich  mit  dem  Versuch,  das  Erwerbsleben  restlos  zu 
überblicken,  je  schon  befaßt  hat,  weiß,  daß  zwischen  Berufs-  und 
Betriebsstatistik  nicht  nur  ein  großer  Unterschied  besteht,  sondern 
auch,    daß   die    Berufe    weiter    greifen    als   die  Personale   der  Be- 

i)  Wie  viele  Reichsmonopolindustrien  in  Angriff  zu  nehmen  sind,  ist  eine 
Sonderfrage  ;  Branntwein,  Tabak,  Kohle,  Kali,  Stickstoff,  Elektrizität,  Luftverkehr 
dürften  im  Vordergrund  stehen. 
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triebe.  Das  ganze  Heer  der  Beamten,  Kirchen-  und  Schulper- 
sonen, der  MiUtärs,  der  Aerzte,  Rechtsanwälte,  Schauspieler,  freien 
Schriftsteller,.  Künstler  und  die  ganze  Schicht  der  Rentner  und 
Pensionierten,  der  dauernd  in  Anstalten  Untergebrachten  usw. 
umschließt  wie  eine  Art  Kranz  die  große  Schar  der  in  den  Be- 
triebsmassen arbeitenden  Betriebsinhaber,  Angestellten,  Arbeiter- 
massen. Auch  diese  Masse  muß  für  volkswirtschaftliche  Zwecke 
klar  überblickbar  sein.  Dieses  »Kataster«  ist  verhältnismäßig 
leicht  zu  gewinnen,  da  ja  schon  eine  ganze  Anzahl  von  Berufs- 
verbänden bestehen  und  sich  rasch  bilden.  So  sind  beispiels- 
weise die  Aerzte,  Anwälte,  ohne  weiteres  restlos  zusammenfaßbar. 
Bei  den  Aerzten  springt  die  Bedeutung  schon  in  Rücksicht  auf 
die  Aufgaben  der  zu  erweiternden  Sozialversicherung  in  die  Augen. 
Man  bedenke,  daß  bisher  nicht  genau  festgestellt  werden  konnte, 
ob  die  Behauptung  richtig  ist,  daß  im  Deutschen  Reiche  nur 
noch  etwa   lo  Prozent  der  gesamten  Bevölkerung  nicht  in  Kranken- 


9.   Die    Organisation   unter    dem    Gesichtspunkte 
des  Gesamtbedarfs. 

Nachdem  wir  versucht  haben,  die  allgemeinen  Erfordernisse 
eines  Ueberblicks  über  die  Volkswirtschaft  selbst  in  ihrer  Be- 
triebs- und  Personengliederung  aufzuzeigen,  können  wir  daran 
gehen,  an  einem  Spezialfall  zu  schildern,  in  welcher  Weise  die 
Produktion  selbst,  sowohl  rationell  durchgeführt  als  »rationiert«, 
d.  h.  in  ihrem  Gesamtquantum  des  zu  Liefernden  überblickt  und 
je  nachdem,  begrenzt  werden  kann,  l'^s  darf  sogleich  bemerkt 
werden,  daß  hiebei  sowohl  die  Betriebe  als  solche  wie 
ihre  zur  Reichsgewerbeart  zusammengefaßte  Gesamtheit 
gleichzeitig  Produktionsfaktoren  und  Steuerträger  werden  können. 
Das  Wort  »Berufsgenossenschaft«  ist  schon  von  den  Unfallbe- 
rufsgenossenschaften gewissermaßen  beschlagnahmt,  wir  können 
es  also  nicht  verwenden.  Das  Wort  »Kartell«  können  wir  auch 
nicht  verwenden,  weil  es  einen  geschichtlich  geprägten  Sinn  hat; 
höchstens  könnten  wir  sagen  neue  »Gewerbeverbände«.  Daß 
solche  gerade  während  des  Kriegs  zahlreich  entstanden  sind, 
steht  fest.  Nicht  minder,  daß  sie  vielfach  zu  Preisverbänden 
nicht  nur  selbst  sich  zusammengeschlossen  haben,  sondern  sogar 
zusammengefaßt  worden  sind.  Wir  greifen  als  Beispiel  die 
Schuh  Warenindustrie  heraus.     Es  wird  uns  sogleich  nicht 
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nur  in  alle  hier  vorliegendeü  Teilfragen  hineinführen,  es  wird  uns 
auch  zeigen,  daß  man  aus  der  tatsächlichen  Entwicklung  vor 
dem  Krieg  und  während  des  Kriegs  das  Erforderliche  lernen 
kann.  Alle  diejenigen,  welche  das  geschichtlich  Gewordene  und 
Gegebene  als  eine  Art  von  unübersteigbarer  Schranke  ansehen, 
werden  dabei  erkennen,  daß  man  heute  einer  ganz  neuen  Lage 
gegenübersteht.  Zu  diesem  Behuf  ist  mit  kurzen  Zahlengerippen 
aufzuwarten.  Es  handelt  sich  dabei  nicht  etwa  um  die  umständ- 
liche Akribie  einer  weltfernen  Doktorarbeit,  sondern  zunächst  um 
Vorführung  der  Cäsur  oder  sagen  wir  deutlicher,  der  Katastrophe, 
in  welche  dieses  Gewerbe  durch  den  Weltkrieg  geworfen  worden 
ist.  »Katastrophe«  bedeutet  hier  nicht  etwa  nur  Vernichtung 
und  Einschrumpfung  auf  der  einen,  sondern  auch  Anschwellen 
und  Verdienen  auf  der  anderen  Seite. 


Das  Bild  für  den  Bundesstaat  Wüi 

ttemberg 

sieht  so 

aus: 

Personal 

»Neben. 

Jahr                                       Hauptbetriebe 

männl . 

weibl. 

zus. 

betriebe« 

1882                                             14790 

22349 

386 

22735 

(1893) 

1895                                             II  734 

19  100 

II42 

20  242 

2793 

1907                                               8353 

17  170 

2431 

19  601 

2421 

1917            »im  Betrieb             (6070 

9  797 

3657 

13454 

» 

ruhende                 \i  788 

2  920 

366 

3286 

» 

1914I)                                   zus. 

12717 

4023 

16740 

» 

Nur  ein  paar  kurze  Worte  zur  Erläuterung  dieses  Zahlen- 
bildes. In  dem  Menschenalter  von  32  Jahren  (1882  bis  1914)  ist 
die  Zahl  der  Schusterbetriebe  aller  Arten  auf  etwa  die  Hälfte 
gesunken;  seit  Kriegsbeginn  bis  September  1917  »ruhen«  weitere 
nahezu  2000  Betriebe.  Während  der  Vorgang  des  Absterbens 
der  Handweberei  in  Württemberg  schon  vor  dem  Krieg  als  ab- 
geschlossen gelten  konnte,  stand  er  bei  den  Schustern  etwa  in 
der  Mitte. 

Die  Scheintragik  des  Vorganges  verliert  das  Sentimentale, 
wenn  man,  was  z.  B.  in  Württemberg  im  Jahre  1907  für  die 
> Alleinweber«  geschah,  das  Lebensalter  dieser  Alleinbetriebsper- 
sonen  feststellt.  Die  alten  treten  teils  in  den  Nebenbetrieb,  teils 
sterben  sie  ab,  junge  folgen  nicht  oder  nur  ganz  vereinzelt  nach. 
Der  Rückgang  der  Kleinbetriebe  ist  größer  bei  den  Schustern, 
als  er  aus  dieser  ganz  summarischen  Zusammenstellung  sich  zu 
ergeben  scheint.  Aber  neben  dem  Schwund  der  Kleinen,  der 
Ausdehnung     und    Neuentstehung     größerer     Betriebe    erscheint 


1)  Retrospektiv  durch  die  Zählung  am   10.  Sept.    18 17   erkundet. 
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darunter 

Personen 

lalir 

Hauptbetriebe 

Alleinbetriebe 

männl.         weibl. 

zus. 

1882 

247779 

(163  182) 

390  092          8  389 

398757 

1895 

237  160 

(169434) 

370727        17440 

388 167 

1907 

200  362 

(140090) 

334690       34916 

369606 

noch  ein  drittes:  die  weiblichen  »Schuster«  haben  ihre  Zahl  ver- 
zehnfacht, die  männlichen  sind  auf  die  Hälfte  zusammen- 
geschmolzen. l"2in  innerer  durchgreifender  Umbildungsvorgang 
hatte  schon  vor  1914  begonnen,  das  Personal  durchaus  zu  ver- 
ändern^ Daß  dieser  Vorgang  mit  der  Aenderung  der  einzelnen 
Arbeitsprozesse  bei  Herstellung  der  verschiedenen  Schuhv^aren 
zusammenhängt,  ist  klar  und  in  Spezialarbeiten  genugsam  ge- 
schildert. Aus  den  Zahlen  für  das  ganze  Reich,  die,  soweit  er- 
hältlich, hier  auch  stehen  mögen,  ergibt  sich, 

Neben- 
betriebe 

(19915) 
(24  162) 
(21633) 

daß  nicht  etwa  der  Ausnahmezustand  des  Kriegs  das  Eindringen 
weiblicher  Personen  erst  gebracht  oder  abnorm  gestaltet  hat; 
er  hat  es  nur  beschleunigt.  Daraus,  daß  das  Kleinbild  aus  Würt- 
temberg so  ziemlich  dieselben  Züge  aufweist,  wie  das  Reichsbild, 
ergibt  sich,  daß  man  einen  inneren  Gesamtvorgang  des  ganzen 
Gewerbes  vor  sich  hat. 

Schon  vor  dem  Kriege  bestanden  entfernt  keine  sta- 
bilen, befriedigenden  d.  h.  womöglich  wieder  herzu- 
stellenden Zus4:ände!  Das  war  zu  zeigen.  Die  P'rage. 
was  die  einzelnen  Betriebe  in  den  Jahren  1907,  1914,  191 7  an 
Schuhwaren  hergestellt,  d.  h.  geleistet  haben,  ist  dabei  noch 
offen.  Auch  muß  betont  werden,  daß  die  Gesamtleistung  und 
Leistungsfähigkeit  z.  B.  der  einzelnen  Bundesstaaten  des  Reichs 
durchaus  nicht  nach  der  Zahl  der  Betriebspersonen  und  ihrer 
Wandlung  verlief,  vielmehr  kann  mit  einer  Verringerung  der  Per-" 
sonenzahlen  eine  Steigerung  der  Leistungsfähigkeit  wie  Leistung 
verbunden  sein. 

Wenn  die  im  Jahre  191 7  für  Württemberg  erkundeten  Zahlen 
auch  für  das  Reich  im  ganzen  annähernd  zutreffen,  so  waren  in 
etwa  40000  durch  den  Krieg  > ruhend«  gewordenen  Schuh- 
machereibetrieben etwa  50 — 55000  männliche  Personen  tätig 
gewesen.  Stellen  wir  die  Zahl  der  in  irgend  einer  Weise  zum 
Heere  Eingezogenen  der  Schusterei  dieser  Zahl  gleich  und  nehmen 
wir  an,  es  seien  etwa  10  000  im  ganzen  gefallen,  dauernd  untaug- 
lich zum  Schustergewerbe  usw.  geworden,  so  erhebt  sich  die 
volkswirtschaftliche  Frage,  was  mit  diesen  40000  bis  45  000 
Männern  werden  kann  und  soll,  wenn  wieder  Friede  ist.  Diese 


Die  deutsche  Volkswirtschaft  nach  dem  Weltkrieg.  cj 

Frage  läßt  sich  nur  beantworten,  wenn  man  weiß,  ob  die  Arbeits- 
kräfte auf  diesem  Gebiet  überhaupt  wieder  —  nötig  werden 
und  w  o.  Die  Antwort  auf  diese  weiteren  Fragen  kann  nur  ge- 
geben werden  durch  eine  Darstellung  der  Gestaltung  der  Schuh- 
warenherstellung und  Belieferung  während  des  Kriegs.  Die  Unter- 
lagen dafür  sind  vorhanden.  Sie  können  und  müssen  von  Fach- 
leuten bearbeitet  werden,  welche  schon  bisher  in  der  Reichsstelle 
für  Schuhversorgung  tätig  waren.  Aehnlich  müssen  diejenigen 
Gebiete  der  Produktion  in  Angrift"  genommen  werden,  welche 
vermöge  ihrer  technischen  Gestaltung  wie  ihrer  Wichtigkeit  den 
Vorrang  verdienen.  Jedes  Gewerbe  verlangt  natürlich  eine  ein- 
gehende Bearbeitung  und  —  Denkschrift.  Bei  » Gewerbe <  ist 
natürlich  auch  der  »Handel«  eingeschlossen,  welcher,  soweit 
Kleinhandel,  sehr  abhängig  von  der  Größe  der  menschlichen 
Siedelungen  ist. 

Ausdrücklich  ist  zu  bemerken,  daß  die  ganze 'Arbeitsvermitt- 
lung hinsichtlich  ihrer  materiellen  Seite  von  der  Produktion  aus 
gehandhabt  werden  sollte.  In  dieser  Hinsicht  ist  zunächst  die 
Schwierigkeit  vorhanden,  daß  bei  der  »Demobilisation«  die  Zeit 
das  Ausschlaggebende  ist  und  sein  muß.  In  der  Uebergangszeit 
ist  das  wichtigste,  daß  die  einzelnen  Personen,  welche  Arbeit 
suchen,  möglichst  rasch  solche  an  den  ihrer  Heimat,  ihrer  An- 
kunft usw.  entsprechenden  Orten  finden.  Diese  Arbeit  braucht 
natürlich  nicht  unbedingt  und  in  jedem  Einzelfall  die  spezielle 
Berufsarbeit  zu  sein,  welche  der  Arbeitsuchende  gelernt  hat  oder 
auszuüben  wünscht,  aber  in  der  Hauptsache  wird  es  ja  so 
sein.  Später  dürfte  die  Zuweisung  nach  anderen,  rein  wirtschaft- 
lichen Gesichtspunkten  erfolgen.  Sobald  man  sich  die  enormen 
sachlichen  wie  persönlichen  Schwierigkeiten  der  Arbeitsver- 
mittlung klar  macht,  welche  nicht  auf  Grund  von  persönlicher 
freier  Uebereinkunft  zwischen  jeweiligem  Arbeiter  und  Unter- 
nehmer (Betriebsleiter)  erfolgt,  wird  man  auch  begreifen,  daß  die 
Grundfrage  der  Revolution,  wie  bei  allen  früheren,  die  Art  der 
Abgrenzung  von  Zwang  und  persönlicher  Freiheit  ist.  Was  heißt 
»Zuweisung«  von  Arbeit.?  Muß  man  da  oder  dort,  muß  man  da, 
wo  man  ist,  oder  wo  anders  Arbeit  ■.> nehmen«  ? 

lO.  Der  demokratische   und    der  autoritäre  Sozia- 
lismus. 

Mit  dem  Bisherigen  haben  wir  das  schwierigste  Problem 
noch  nicht  erledigt.     Dieses  liegt   auf  einem  Gebiet,   in  welchem 
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noch     große    Unklarheiten     und     leider     gefährliche    Gegensätze 
klaffen. 

Es  hilft  nichts,  diese  Schwierigkeiten  tot  zu  schweigen,  denn 
sie  können,  je  nachdem,  ohne  weiteres  zum  Scheitern  der  ganzen 
Entwicklung  führen.  Wir  verzichten  auf  geschichtliche  Rückblicke. 
Sie  mögen  anderweit  erfolgen.  Die  Frage  wird  sich  so  zuspitzen 
lassen,  ob  die  Autorität,  welche  das  nationalökonomische  Pro- 
gramm in  die  Wirklichkeit  überführen  kann  und  soll,  eine  G  e- 
w  a  1 1  sein  soll,  darf  und  kann,  oder  ein  Parlament.  Wenn 
die  Gewalt  nicht  in  ganz  kurzer  Zeit  sich  in  eine  Nationalvertre- 
tung verändert,  dann  ist  die  ganze  Skizze  einer  höheren  National- 
wirtschaft gegenstandslos,  weil  die  noch  vereinigten  Gegner,  bei 
welchen  die  Revolution  nicht  gesiegt  hat,  dann  einmarschieren 
und  ihrerseits  »Ordnung«  machen,  aber  dann  ist  das  nicht  eine 
Ordnung,  die  »wir«  meinen,  sondern  eine  solche,  welche  ihren 
Zwecken  dienen  wird.  Dann  wird  das  deutsche  Volk  voraus- 
sichtlich gespalten  wie  früher.  Die  Trennung  erhält  staatsrecht- 
liche Bindung  und  damit  geht  die  Erde  zu  einer  neuen  Tages- 
ordnung über. 

II.  Volkszählung    und    Wählerliste. 

Es  ist  keine  Zeit  zu  verlieren,  die  Volkszählung  ist  in 
allen  Bundesstaaten  des  Deutschen  Reichs  vorbereitet.  Die 
Listen  sind  wohl  noch  nirgends  ganz  ausgedruckt,  können  also 
noch  etwas  abgeändert  werden,  so  daß  sie,  je  nachdem,  neben 
dem  Beruf  noch  die  Staatsangehörigkeit  enthalten,  Alter  (Ge- 
burtstag und  -Jahr),  Geschlecht  und  Wohnort  sind  ohnedies  vor- 
gesehen. Man  hat  bei  uns,  im  Gegensatz  zu  den  U.  States 
den  »Zensus«  in  weiten  Kreisen  unterschätzt.  In  den  Ver.  Staaten 
ist  er  verfassungsgemäß  unseres  Wissens  für  alle  lo  Jahre  vor- 
geschrieben, während  die  Bundesstaaten  in  kürzeren  Zeiträumen 
für  ihre  Zwecke  zählen  können  und  es  auch  zahlreich  tun.  Von 
der  provisorischen  Regierung  in  Berlin  ist  das  Wahlrecht  auch 
des  weiblichen  Geschlechts  angekündigt  worden.  Soviel  ist  klar, 
daß  die  Außenbehörden  eine  Wählerliste  für  das  weibliche  Ge- 
schlecht ohne  das  Hilfsmittel  der  Haushaltungsliste  der  Volks- 
zählung gar  nicht,  oder  nur  mit  Lücken  und  größter  Verzögerung, 
herstellen  könnten.  Man  muß  also  sofort  Vorbereitungen  treffen, 
um  die  glücklicherweise  verschobene  Volkszählung  zu  einer  kom- 
binierten Aktion  zu  machen,    damit  erhält   man   dann   auch  eine 
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einheitliche  Unterlage  für  alles  weitere.  Die  Unterlagen  der 
Volkszählung  können  amtlich  sehr  wohl  gleichzeitig  als  Wähler- 
listen behandelt  werden;  sie  wären  dazu  dann  draußen  mit  ent- 
sprechenden Einträgen  zu  versehen,  so  daß  sie  später  auch  nach 
dieser  Hinsicht  einer  Bearbeitung  unterziehbar  sind.  Natürlich 
müßte  eine  Anzahl  von  Bestimmungen  getroffen  werden,  welche 
die  Anpassung  dieser  Wählerliste  an  das  Wahlgesetz  oder  an 
den  Wahlmodus  betreffen;  dazu  gehört  vor  allem  die  Frage,  ob 
die  vorübergehend  Anwesenden  wählen  sollen  oder  nicht. 

Die  nähere  Behandlung  auch  dieses  aktuellsten  Teils  der 
ganzen  Sache  mag  hier  unterbleiben.  Sie  ist  Spezialsache.  Es 
ist  lediglich  zu  sagen,  daß  der  in  unserem  Zusammenhang  hier 
als  letzter  behandelte  Gegenstand  in  Wirklichkeit  naturgemäß, 
wie  aus  den  Andeutungen  in  Abschnitt  ii  ersichtlich  ist,  der 
dringlichste  der  Zeit  nach  ist.  Die  württ.  Volkszählungsstelle  ist 
in  der  Lage,  jeden  Tag  die  erforderlichen  Modifikationen  für 
einen  Zensus  zu  machen,  der  dann  in  Wirklichkeit  den  Beginn 
eines  neuen  staatsbürgerlichen  Zeitalters  kennzeichnen  würde, 
und  zwar  auch  äußerlich,  insofern,  als  seine  Liste  in  jedes 
Haus  gelangt  und  später,  wie  der  Vefasser  schon  lange  ge- 
wünscht hat,  als  vorzügliche  Grundlage  zu  staatsbürgerlicher 
Unterweisung  zu  dienen  berufen  sein  wird.  An  dieser  Frage 
wird  sich  auch  zu  entscheiden  haben,  ob  und  in  welcher  Weise 
das  Deutsche  Reich  noch  besteht.  Es  wird  sich  empfehlen, 
gleichartige  Bestimmungen  für  das  ganze  Reich  zu  treffen  i). 

12.  Schlußbemerkungen. 

Zwischen  der  Niederschrift  des  Bisherigen  mit  Ausnahme  von 
Ziffer  II,  welche  unmittelbar  nach  dem  9.  November  angefügt 
wurde,  und  der  vorliegenden  Veröffentlichung  liegt  nunmehr 
nahezu  ein  halbes  Jahr.  Die,  volkswirtschaftlich  betrachtet, 
furchtbarste  Gefahr  einer  Sprengung  der  Reichseinheit,  scheint 
gebannt  zu  sein;  der  Kampf  tobt  lediglich  noch  um  —  Berlin 
als  ^ Reichszentrale«  und  um  die  Verwandlung  des  überlebten 
Gemisches  von  souveränen  Gliedstaaten  geschichtlicher  Natur  in 
Verkehrs-  wie  stammeswirtschaftlich  zweckmäßige  Teilstaaten  und 
um  Erhaltung  der  Grenzgebiete  in  den  4  Himmelsrichtungen.  So- 
gar von  Bayern  aus  erheben  sich  die  Notrufe  der  tiefer  Blicken- 

i)  Die  Ausführungen  bis  hieher  sind  im  Staatsanzeiger  für  Württemberg 
Nr.   289.   290  vom  9.  und    10,  Dezember    1918   veröffentlicht  worden. 


6o  Hermann  Losch: 

den  um  die  lühaltung  der  Reichseinheit  i).  In  der  Tat  sind  alle 
obigen  Ausführungen  gegenstandslos,  wenn  die  Einheit  des 
deutschen  Volks  und  Bodens  zerschlagen  würde.  Die  ganze 
riesenhafte  Entwicklung  der  deutschen  Volkswirtschaft,  welche 
hauptsächlich  in  die  Jahre  1890/1914  fällt,  was  nicht  nur  auf  das 
gemeinsame  Indigenat,  die  innere  Gewerbefreiheit,  die  gemein- 
same Außenzollinie,  die  gemeinsame  Verkehrsbewältigung,  ein 
auf  der  Erde  einzig  dastehendes  Beamten-  und  Gelehrtentum  be- 
gründet, sondern  wesentlich  auf  der  in  gegenseitiger  Anpassung 
und  Aushilfe  entwickelten  Produktionsteilung  zwischen  Ost  und 
West,  Nord  und  Süd  und  auf  die  Arbeitsteilung  und  gegenseitige 
Kontrolle  wie  Wettlauf  zwischen  Reich,  Staat,  Gemeinde.  An 
dieser  Tatsache  wird  dadurch  nichts  geändert,  daß  weite  Kreise 
im  Reich  selbst  sich  dieser  großen  innervolkswirtschaftlichen 
Gliederung  gar  nicht  klar  bewußt  geworden  waren.  Es  gab  nur 
eine  »reichsdeutsche«  Volkswirtschaft,  weder  eine  preußische, 
bayerische,  noch  eine  sächsische,  württembergische  usw.  Sie 
auseinanderreißen,  heißt  sie  auf  etwa  die  halbe  Leistungsfähig- 
keit zurückschrauben. 

Die  weit  schwierigere  Frage  aber  bleibt  nach  Erhaltung  der 
ersten  Vorbedingung  noch  zu  erledigen.  Das  ist  die  Herstellung 
der  größtmöglichen  rein  wirtschaftlichen  Leistung  mit  der 
größtmöglichen  Abzweigung  des  Ertrags  dieser  Leistung  an  die 
Mitarbeitermassen.  In  dieser  Beziehung  herrschen  immer 
noch  unsagbare  Verblendung  und  gemeingefährliche  Täuschung. 
Das  nationale  Gesamtprodukt  in  seiner  Art  und  Größe  ist  die 
erste  Vorbedingung  für  alles  weitere;  die  seine  Zweiteilung  in 
die  zwei  großen  volkswirtschaftlichen  Ströme  :  Verbrauchs-  und 
Gebrauchsgüter  einerseits,  Erhaltung  und  Verbesserung  der  Pro- 
duktivgüter einschließlich  der  Verkehrsanlagen  andrerseits  muß 
bei  jeder  Wirtschaftsordnung  erfolgen. 

Diejenigen  Schichten,  welche  die  Revolution  des  9.  Novem- 
ber 191 8  gemacht  haben,  leben  noch  größtenteils  in  dem  Wahne, 
man  könne  den  ersten  Strom  beliebig  groß  laufen  lassen,  wobei 
noch  die  dilettantische  Täuschung  mitunterläuft,  daß  er  sich  ge- 
wissermaßen in  den  »Arbeitslöhnen«  erschöpfe.  Wir  leben  seit 
3    Monaten   vom   —   Nationalkapital,    aber   nicht   einmal   der  — 

i)  Bayern  und  die  Reichseinheit.  Von  Dr.  Friedrich  Zahn,  München  1919, 
Karl  Gerber,  M.  2.50;  vgl.  auch  »Elsaß-Lothringen  als  Wirtschaftskörper«,  Frank- 
furter Zeitung   1919  Nr.  108. 


Die  deutsche  Volkswirtschaft  nach  dem  Weltkrieg.  gl 

Gegenwart,  sondern  der  Zukunft;  denn  alles  gedruckte  Geld  ist 
Nationalschuld,  welche  die  Nation  als  solche  irgend  einmal  be- 
zahlen muß,  einerlei,  ob  auf  dem  Wege  wirklicher  Tilgung  oder 
dem  des  —  Bankerotts  ^). 

Der  zweite  Strom,  welcher  streng  genommen  die  erste  Stelle 
einzunehmen  hat,  wenn  ein  Volk  seine  Zukunft  höher  einschätzt 
als  seine  Gegenwart,  ist  nicht  etwa  ein  Raub  des  Unternehmer- 
tums, der  Kapitalistenklasse,  des  Kapitalismus  am  arbeitenden 
Volke,  er  muß  ganz  abgesehen  von  irgendwelcher  Klassenein- 
teilung des  Volks  aus  rein  sachlich-ökonomischen  Gründen  immer 
abgezweigt  werden,  weil  sonst  die  Voraustetzungen  für  alle 
Weiterarbeit  und  erst  recht  für  irgendeinsn  sogenannten  sozialen 
Fortschritt  unterbunden  sind.  Hier  liegen  auch  die  in  der  Regel 
von  den  Laien  ungewürdigten  Grenzen  gewisser  Wegsteuerungs- 
fanatiker. Wenn  nicht  sehr  bald  das  ganze  Volk  wieder  an  — 
die  Arbeit  geht,  dann  verbleibt  es  bei  den  14 —  1 5  Milliarden 
nicht;  es  ist  wahrscheinlich,  daß  durch  den  bisherigen  Verlauf 
der  Revolution  selbst  schon  mehr  als  10  weitere  Milliarden  öffent- 
licher Werte  veruntreut,  verschlampt,  beschädigt  usw.  sind  und 
daß  der  ganze  Schaden  erst  im  Laufe  des  Frühjahrs  nach  dem 
Friedensschlüsse  wird  überblickt  werden  können. 

I)  Es  ist  ein  Verdienst  R.  Calwer's  und  mancher  tiefer  blickender  Sozial- 
demokraten, auf  diesen  rein  ökonomischen  Sachverhalt  immer  wieder  hingewiesen 
zu  haben  und  hinzuweisen;  er  liegt  jenseits  aller  politischen  Meinungsver- 
schiedenheiten. 
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Das  Problem  der  Ausnützung  des  Stickstoffs  der  Luft  i). 

Von 

Bruno  Simmersbach,  Hütteningenieur  in  Wiesbaden. 

Durch  die  Erfindung  der  Dynamomaschine  wurde  für  die 
Elektrochemie  ein  ganz  bedeutendes  Arbeitsfeld  erschlossen.  Die 
infolge  dieser  Erfindung  eingetretene  Verbilligung  der  elektrischen 
Energie  kam  zunächst  dem  Hüttenwesen  zugute,  weil  die  Ab- 
scheidung eines  Metalles  aus  seinen  Salzen  zu  den  einfacheren 
elektrolytischen  Vorgängen  gehört  und  oft  ein  nahezu  chemisch 
reines  Erzeugnis  liefert.  Die  elektrolytische  Gewinnung  des  Kupfers 
förderte  ihrerseits  der  hohen  Leitfähigkeit  des  reinen  Metalls 
wegen  wiederum  in  erster  Linie  die  Elektrotechnik.  Die  Aus- 
dehnung der  Elektrolyse  auf  den  gesamten  chemischen  Großbe- 
trieb scheint,  soweit  es  sich  um  anorganische  Prozesse  handelt, 
nur  noch  eine  Frage  der  Zeit  zu  sein.  Selbst  die  organisch- 
chemischen Gewerbe  beginnen  in  jüngster  Zeit  sich  des  neuen 
Mittels  zu  bedienen,  so  daß  das  20.  Jahrhundert  auf  diesem  Ge- 
biete sich  einer  Fülle   neuer  Aufgaben  gegenüber   gestellt   sieht. 

Von  den  eigentlichen  elektrolytischen  Arbeitsmethoden  sind 
die  elektrothermischen  Errungenschaften  der  chemischen  Industrie 
zu  unterscheiden,  bei  welchen  zwar  ebenfalls  der  elektrische 
Strom  Verwendung  findet,  jedoch  nicht  in  seiner  spezifisch  che- 
mischen Wirkung,  sondern  wesentlich  als  Quelle  sehr  hoher 
Temperaturen.  Auf  diesem  Gebiete  ist  man  sogar  früher  zu 
greifbaren  Resultaten  gelangt  als  bei  der  vorhin  angeführten 
technischen  Verwertung  der  Elektrolyse. 

Weitaus  die  großartigste  Errungenschaft  der  Einführung  elek- 
trothermischer  Arbeitsmethoden  in  die  chemische  Industrie  ist  die 

i)  War  für  Jahrg.  1915  Heft  l  vorgesehen,  wurde  sr.  Zt.  aber  von  der  Zensur 
verboten. 
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Synthese  der  Salpetersäure  und  ihrer  Abkömmlinge  auf  diesem 
Wege.  In  ihr  haben  wir  eine  Bereicherung  unserer  Technik  von 
solcher  Tragweite  und  Bedeutung  zu  erblicken,  daß  nicht  nur 
eine  völlige  Verschiebung  des  Gleichgewichts  der  chemischen 
Industrie  durch  sie  zu  erwarten  ist,  sondern  daß  sie  sogar  in  der 
Lösung  der  wichtigsten  Fragen  der  Volkswirtschaft  und  für  die 
Fortexistenz  des  ganzen  Lebens  auf  der  Erdoberfläche  eine  ent- 
scheidende Rolle  zu  spielen  berufen  ist. 

Von  den  beiden  Hauptbestandteilen  der  atmosphärischen 
Luft,  dem  Sauerstoff  und  Stickstoff,  waren  wir  gewohnt,  den 
ersteren  als  das  fundamental  wichtige  Element  zu  betrachten. 
Es  stellt  für  uns  beim  Atmen  die  Lebensluft  dar,  ist  für  eine 
jegliche  Heizung  und  Verbrennung  unentbehrlich  und  setzt  schließ- 
lich noch  in  Form  von  oxydischen  Verbindungen  und  Salzen 
nahezu  die  Hälfte  unserer  ganzen  Erdrinde  zusammen.  Den  Stick- 
stoff aber  kennen  wir  zumeist  nur  als  ein  die  Verbrennung  nicht 
unterhaltendes  Gas,  das  wir  ungenutzt  ein-  und  ausatmen,  in 
welchem  bei  Ausschluß  von  Sauerstoff  ein  Leben  nicht  möglich 
ist  und  das  durch  eine  große  Indifferenz  chemischen  Vorgängen 
gegenüber  ausgezeichnet  ist.  Und  doch  ist  es  gerade  dieser  Stick- 
stoff, dessen  Verbindungen  eine  fundamentale  Bedeutung  für  die 
Ernährung  alles  Lebenden  besitzen,  derart,  daß  das  Problem  zur 
Erschließung  neuer  Quellen  von  Stickstoffverbindungen  zu  einer 
hochinteressanten  und  geradezu  brennenden  Aufgabe  geworden  ist. 

Der  Stickstoff,  welcher  im  molekularen  Zustande  vier  Fünftel 
unseres  Luftmeeres  einnimmt,  und  von  dem  uns  daher  ganz  un- 
berechenbar große  Mengen  zur  Verfügung  stehen,  ist  wohl  ziem- 
lich allgemein  bekannt  durch  seine  Gleichgültigkeit  gegen  che- 
mische Beeinflussungen  aller  Art.  Die  zahllosen  chemischen 
Wirkungen  der  Luft,  wie  die  Atmung  und  Verbrennung  sind  fast 
immer  auf  den,  den  geringeren  Anteil  des  Luftgemisches  bilden- 
den Sauerstoff  zurückzuführen.  Erst  in  neuerer  Zeit  haben  unsere 
Anschauungen  über  das  chemische  Verhalten  des  Stickstoffs  eine 
Aenderung  und  Einschränkung  erfahren.  Wir  wissen  heute,  daß 
manche  unserer  Pflanzen  befähigt  sind,  den  Stickstoff  aus  der  Luft 
direkt  zu  absorbieren  und  ihn  zu  verarbeiten.  Die  Erkenntnis 
dieses  Vorganges  hat  ein  neues  Licht  auf  uns  bisher  noch  uner- 
klärliche P^'ragen  der  Pflanzenphysiologie  geworfen. 

Unter  den  zahlreichen  organischen  und  anorganischen  Ver- 
bindungen des  Stickstoffs  gibt  es  viele,  die  bloß  ein  rein  wissen- 
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schaftliches  Interesse  beanspruchen,  es  gibt  aber  auch  eine  ganze 
Anzahl  solcher,  denen  eine  enorme  praktische  Bedeutung  zukommt. 
Stickstoffhaltige  organische  Verbindungen,  vor  allem  aus  der  Ei- 
weißgruppe, braucht  z.  B.  der  tierische  Organismus  zu  seinem 
Lebensunterhalt.  Stickstoffhaltiger  Verbindungen  des  Ammoniaks 
und  der  Salpetersäure  bedient  sich  in  weit  ausgedehntem  Maße 
die  chemische  Großindustrie  in  ihren  verschiedenen  Zweigep,  bei  der 
Darstellung  der  Schwefelsäure,  Soda,  Explosivstoffe,  zur  Herstellung 
vieler  Farbstoffe,   Genußmittel  und  pharmazeutischer  Präparate. 

Suchen  wir  nach  der  Quelle,  aus  welcher  bis  jetzt  der  Be- 
darf des  Menschen  und  der  Tiere  an  Stickstoffverbindungen  ge- 
deckt wurde,  so  werden  wir  direkt  nicht  auf  den  in  der  Atmo- 
sphäre in  unerschöpflicher  Menge  vorhandenen ,  chemisch  aber 
stark  indifferenten  elementaren  Stickstoff,  sondern  vielmehr  auf 
die  Pflanzenwelt  geführt.  Durch  Verzehrung  von  Pflanzen  wird 
bei  den  tierischen  Organismen  der  Bedarf  an  Eiweiß  gedeckt. 
Durch  Verwesung  und  Zerstörung  pflanzlicher  Organismen  werden 
aus  ihrer  stickstoffhaltigen  Substanz  wieder  einfache  Stickstoff- 
verbindungen, vor  allem  das  Ammoniak  gebildet.  Die  Verdau- 
ung führt  im  lebenden  Organismus  der  Menschen  und  Tiere  die 
komplizierten,  dem  Pflanzenreiche  entnommenen  Stickstoffverbin- 
dungen wieder  in  einfachere  über,  aus  denen  weiter  leicht  Am- 
moniak entsteht.  Nitrifizierende  Bakterien  wiederum  sind  es, 
aus  denen  die  Pflanze  von  neuem  die  komplizierten  Stickstoff- 
verbindungen aufbauen  kann.  Schon  als  man  noch  so  gut  wie 
gar  keine  Mittel  kannte,  den  Luftstickstoff  zu  nützlicher  Arbeit 
heranzuziehen,  konnte  man  sich  doch  der  Erkenntnis  nicht  ver- 
schließen, daß  es  gewisse  Bedingungen  geben  muß,  unter  welchen 
auch  dieser  träge  Luftkörper  aktiv  wird.  Denn  man  wußte  schon 
lange,  daß  gebundener  Stickstoff  ein  integrierender  Bestandteil 
der  Eiweißstoffe,  also  der  eigentliche  Träger  alles  Lebens  ist 
Man  mußte  sich  sagen,  daß  dieser  gebundene  Stickstoff  nur  aus 
der  Atmosphäre  stammen  konnte  und  den  Schlüssel  zu  der  Frage 
nach  der  Assimilation  des  Stickstoffs  hatte  uns  schon  vor  mehr 
als  hundert  Jahren  Cave-ndisli  in  die  Hand  gegeben,  als  er  er- 
kannte, daß  unter  dem  Einfluß  elektrischer  P^ntladungen  die  bei- 
den Bestandteile  der  Luft  sich  zu  Oxyden  des  Stickstoffs  und 
schließlich  unter  Mitwirkung  des  Wassers  zu  Salpetersäure  zu 
vereinigen  vermögen. 

Man    lernte    dann    bei  weiterer  Beobachtung    erkennen,    daß 
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eine  ganze  Anzahl  von  Stickstoffverbindungen,  vor  allem  wieder 
Ammoniak  und  seine  verschiedenen  organischen  Abkömmlinge 
imstande  sind,  sich  an  andere  Verbindungen  zu  addieren,  ein 
Problem,  das  eifrig  studiert  wurde.  Die  Erfahrung  zeigte  uns 
dann,  daß  das  Gebiet  der  komplexen  Stickstoffverbindungen  ein 
für  die  experimentelle  Bearbeitung  weit  einfacheres  darstellte  als 
das  anderer  einfacherer  Stickstoffverbindungen.  Diesem  Um- 
stände verdanken  daraufhin  die  Stickstoffverbindungen  die  Be- 
deutung, welche  sie  in  neuerer  Zeit  für  die  Entwicklung  des 
Komplexbegriffs,  für  die  Ermittlung  der  Gesetzmäßigkeiten  beim 
Aufbau  komplexer  Verbindungen  erlangt  haben.  Es  ist  in- 
direkt der  atmosphärische  Stickstoff,  der  vom  Menschen  nutz- 
bar gemacht  wird,  denn  aus  der  Atmosphäre  schöpft  die  Pflanze 
die  ganze  Menge  Stickstoff,  dessen  sie  bedarf;  das,  was  vom 
Menschen  in  größerem  Maßstabe  nicht  durchgeführt  wurde,  die 
Umwandlung  des  ungebundenen  Stickstoffs  in  die  gebundene 
Form,  das  besorgen  die  Pflanzen  schon  von  jeher.  Dieser  Prozeß 
vollzieht  sich  auf  zweierlei  Weise.  Die  eine,  weniger  zahlreiche 
Kategorie  der  Pflanzen,  hauptsächlich  die  Leguminosen,  sind  im- 
stande, mit  Hilfe  von  Bakterien  den  atmosphärischen  Stickstoff 
direkt  zu  binden  und  ihn  weiter  zu  verarbeiten.  Die  anderen 
Pflanzen  aber,  und  dies  ist  der  weitaus  größere  Teil  unserer 
Pflanzenwelt,  schöpfen  ihn  aus  einer  besonderen,  zwar  spärlich, 
aber  unaufhaltsam  fließenden  Quelle ;  zwar  auch  aus  der  Luft, 
aber  auf  Umwegen.  Mit  der  Erkenntnis  dieses  Vorganges  schuf 
man  die  Lehre  von  dem  Kreislauf  des  Stickstoffs,  dessen  Weg 
auch  in  der  belebten  Welt  schließlich  klar  erkannt  wurde. 

Durch  die  in  der  Atmosphäre  fortwährend  sich  abspielenden 
elektrischen  Entladungen  —  nicht  nur  bei  Gewittern  —  werden 
jeweilig  kleine,  in  ihrer  Gesamtheit  aber  riesige  Mengen  von  Sal- 
petersäure gebildet,  welche  mit  den  atmosphärischen  Nieder- 
schlägen auf  die  Erdoberfläche  gelangen  und  von  den  Pflanzen 
gierig  aufgenommen  werden.  Durch  ihren  Abbau  und  ihre  Wech- 
selwirkung mit  den  anderen  Produkten  des  Pflanzenlebens  ent- 
stehen dann  die  Eiweißstofte,  welche  nach  dem  Tode  der  Lebe- 
wesen der  Fäulnis  anheimfallen  und  dabei  ihren  Stickstoffgehalt 
wiederum  in  der  Form  von  Ammoniak  abgeben.  Dieses  Am- 
moniak wird  von  den  in  keinem  Boden  fehlenden  Nitrifikations- 
organismen,  Bakterien,  verbraucht  und  wieder  in  Nitrate  ver- 
wandelt,   welche    aufs    neue    den  höheren  Pflanzen  zur  Nahrung 
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dienen.  Somit  erhält  die  von  den  Produkten  der  Pflanzen  lebende 
Tierwelt  ihren  Stickstoff  indirekt  durch  ihre  Nahrung,  liefert  ihn 
aber  nach  dem  Tode  wieder  in  Form  von  Ammoniak  an  die 
Allgemeinheit  zurück.  Durch  die  stete  Neubildung  von  Nitraten 
müßte  also  schließlich  in  der  Atmosphäre  eine  Anreicherung  an 
gebundenem  Stickstoff  entstehen,  wenn  nicht  durch  gewisse  phy- 
siologische Vorgänge  dafür  gesorgt  wäre ,  daß  immer  auch  ein 
Teil  des  Ammoniaks  unter  Rückbildung  von  Stickstoff  zersetzt 
wird.  Für  die  Hervorbringung  organischer  stickstoffhaltiger  Sub- 
stanz bedarf  also  die  Pflanze  ■ —  abgesehen  von  der  Klasse  der 
Leguminosen  —  im  wesentlichen  derselben  zwei  anorganischen 
Verbindungen,  des  Ammoniaks  und  der  Salpetersäure,  die  auch 
für  die  Bedürfnisse  der  Technik  in  erster  Linie  in  Betracht  kommen. 
Alle  intensive  Landwirtschaft,  bei  welcher  aus  dem  Boden 
durch  Kultur  eine  höhere  Ernte  erzielt  werden  soll,  als  er  in  un- 
kultiviertem Zustande  hergeben  würde,  was  durch  die  stetig  zu- 
nehmende Bevölkerung  aller  Länder  und  die  steigenden  Ansprüche 
an  bessere  Ernährung  bedingt  wird,  muß  diesem  Boden  mehr 
gebundenen  Stickstoff  zuführen,  als  er  im  normalen  Gange  der 
Welt  erhalten  würde.  Man  muß  also  den  Pflanzen  mehr  Am- 
moniak oder,  besser  noch,  mehr  Salpetersäure  zuführen,  als  ihnen 
von  der  Natur  geboten  wird ;  man  muß  zur  künstlichen  Ammo- 
niak- oder  Salpeterdüngung  schreiten.  Diese  Aufgabe  ist  nur  zu 
lösen,  wenn  uns  unabhängig  vom  normalen  Kreislauf  des  Stick- 
stoffs weitere  Quellen  von  Stickstoffverbindungen  erschlossen 
werden.  Daß  man  bis  jetzt  den  nach  gleicher  Richtung  sich  er- 
streckenden Bedürfnissen  der  technisch-chemischen  Industrie  und 
der  Landwirtschaft  hat  gerecht  werden  können,  beruht  darauf, 
daß  man  die  in  Südamerika  entdeckten  Guanolager  und  vor  allem 
die  mächtigen  Salpeterlager  in  Chile  heranziehen  konnte.  Die 
mächtigen  Lager  von  Natronsalpeter  im  regenlosen  Westküsten- 
teil von  Südamerika  sind  es,  welche  den  industriellen  und  land- 
wirtschaftlichen Bedarf  an  Salpetersäure  decken  konnten,  während 
das  aus  den  Steinkohlen  leicht  zu  gewinnende  Ammoniakwasser 
den  Bedarf  an  Ammoniak  zu  decken  hat.  Wenn  nun  in  neuerer 
Zeit  das  Stickstoffproblem  aufgetaucht  ist,  so  hat  dies  darin  seinen 
Grund,  daß  weder  die  Vorräte  an  Chilesalpeter,  noch  die  Vor- 
räte der  Ammoniak  liefernden  Steinkohlen  unerschöpflich  sind. 
Liegt  dieser  Zeitpunkt  der  Erschöpfung  für  die  Steinkohlen,  je 
nach  den  einzelnen  Ländern,  auch  noch  in  etwas  weiterer  Ferne, 
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SO  ist  er  für  den  Salpeter  doch  nicht  mehr  erheblich  entfernt, 
sondern  wird  sich  wohl  gegen  das  Jahr  1940  einstellen.  Von  den 
beiden  hier  zur  Erörterung  stehenden  Problemen,  dem  Ammoniak- 
problem und  dem  Salpetersäureproblem,  in  welche  sich  das  Stick- 
stoffhauptproblem gliedert,  ist  daher  das  letztere  als  das  aktuellere 
zu  betrachten. 

Wir  sehen  also,  daß  unter  den  mannigfachen  Verbindungen 
des  Stickstoffs,  welche  unsere  Chemie  kennt,  nur  zwei,  nämlich 
die  Salpetersäure  und  das  Ammoniak,  von  großer  praktischer 
Bedeutung  für  die  Landwirtschaft  sind  und  zwar  in  erster  Linie 
als  Düngemittel,  um  den  Pflanzen  den  zu  ihrem  Wachstum  nöti- 
gen Stickstoff  in  verdaulicher  Form  darzubieten.  Die  natürlichen 
Quellen  dieser  Stickstoff  Verbindungen  sind,  wie  schon  erwähnt, 
die  großen  Lager  von  Chilesalpeter  und  die  Steinkohle,  welche 
beim  Glühen  unter  Luftabschluß,  dem  Verkokungsprozeß,  etwa 
I — 2  Proz.  ihres  Stickstoffgehaltes  als  Ammoniak  abgibt.  Da 
aber  diese  Quellen  mit  der  Zeit  immer  spärlicher  fließen  werden, 
so  hat  man  das  Problem,  den  Stickstoff  der  Luft  nutzbar  zu 
machen,  mit  großer  Energie  aufgegriff'en  und  im  allgemeinen  auch 
glücklich  gelöst. 

Folgende  Wege  hat  man  dabei  mit  Erfolg  eingeschlagen. 
Einmal  die  Oxydation  des  Luftstickstoffs  im  elektrischen  Licht- 
bogen ;  Verfahren  von  Birkeland  und  Eyde^  von  ScJid7iherr ,  von 
Pa7ili7ig.  Zweitens  die  Bindung  des  Stickstoffs  an  Karbid  als 
Kalkstickstoff,  Verfahren  von  Frank  und  Caro ,  die  Bindung 
an  Aluminium,  Verfahren  von  Serpela.  Drittens  ist  man  nach 
dem  Verfahren  von  Haber  zur  Synthese  von  Ammoniak  aus 
Stickstoff  und  Wasserstoff  geschritten.  Schließlich  ist  auch  die 
biologische  Verarbeitung  des  Luftstickstoffs  durch  Bakterien  ein- 
gehender untersucht  worden.  Man  sucht  hierbei  nach  Möglichkeit 
die  Ursachen  auszuschalten,  welche  nutzlose  Salpetersäureverluste 
herbeiführen,  d.  h.  daß  man  der  Tätigkeit  der  denitrifizierenden 
Bakterien  entgegenwirkt.  Eine  Lösung  dieser  Aufgabe,  die  somit 
auf  mehr  bakteriologischem  Gebiete  liegt,  ist  bisher  indessen  noch 
nicht  erfolgt.  Es  gibt  somit  verschiedene  Wege,  die  dazu  führen 
sollen,  eine  Vermehrung  des  Salpetersäurevorrats  auf  unserer  Erde 
zu  bewirken,  und  von  diesen  ist  wohl  prinzipiell  der  einfachste, 
welcher  sich  in  der  Synthese  der  Salpetersäure  aus  den  in  be- 
liebiger Menge  in  der  Luft  zur  Verfügung  stehenden  Elementen, 
dem  Sauerstoff  und  Stickstoff,  bietet. 
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Dieser  Weg  ist  nun  in  neuerer  Zeit  eifrig  beschritten  worden, 
und  es  gehört  zu  den  großartigsten  Erfolgen,  welche  die  Elektro- 
chemie nach  der  Erfindung  der  Dynamomaschine  geleistet  hat, 
daß  die  technische  Gewinnung  von  Salpetersäure  und  salpeter- 
sauren Salzen  aus  dem  Stickstoff  der  Luft,  das  Problem  der  so- 
genannten Luftverbrennung  im  großen  und  ganzen  heute  als  ge- 
lungen betrachtet  werden  darf.  Das  Verfahren  reicht  in  seinen 
ersten  Ursprüngen  bis  auf  Cavendish  zurück,  der  im  Jahre  1787 
entdeckte,  daß  die  Gemengteile  der  Luft  unter  der  Einwirkung 
elektrischer  Entladungen  sich  zu  Salpetersäure  verbinden.  In- 
dessen ruhten  die  Versuche  über  die  praktische  Verwendung 
dieser  Stickstoffverbrennung  wohl  bis  in  die  neunziger  Jahre  des 
vorigen  Jahrhunderts,  wo  sich  dann  eine  ganze  Reihe  von  Che- 
mikern mit  dieser  Frage  befaßten. 

Heute  stellt  man  nach  der  technischen  Ausgestaltung  dieses 
Verfahrens  mit  Hilfe  einer  Flammenbogenscheibe  von  etwa  zwei 
Metern  Durchmesser  im  Ofen  von  Birkeland-Eyde ^  oder  mittels 
eines  gestreckten  Flammenbogens  von  acht  Metern  Länge  im 
Ofen  von  Schönherr  einen  Salpeter  her,  der  im  Marktpreise  dem 
natürUchen  Salpeter  aus  Chile  gleichkommt,  ja,  ihn  jetzt  wohl 
schon  zu  unterbieten  vermag.  Durch  diese  künstliche  Gewin- 
nung des  Salpeters  hat  man  ein  Problem  gelöst,  das  wirtschaft- 
lich in  doppelter  Hinsicht  von  der  größten  Bedeutung  zu  wer- 
den verspricht.  Einmal  ist  der  Weltbedarf  an  Salpeter ,  der 
heute  zu  den  wichtigsten  Düngemitteln  zählt,  derart  gestiegen 
—  1910  auf  ca.  2V2  Millionen  t  — ,  daß  sich  eine  Erschöpfung  der 
chilenischen  Salpeterlager  wohl  schon  für  1940  erwavten  läßt. 
Voraussichtlich  werden  dann  allein  technisch  hergestellte  Ersatz- 
mittel, unter  denen  neben  dem  Luftsalpeter  das  auf  den  Koke- 
reien gewonnene  schwefelsaure  Ammoniak  in  erster  Linie  zu  nen- 
nen ist,  an  die  Stelle  des  natürlichen  Salpeters  treten. 

Das  zweite  wirtschaftliche  Moment  besteht  darin,  daß  die 
Gewinnung  des  Salpeters  aus  der  Luft  ein  Beispiel  dafür  bietet, 
wie  sich  die  ungeheueren  Energiemengen  verwerten  lassen,  welche 
dem  Menschen  in  der  Kraft  der  natürlichen  Wasserfälle  zur 
Verfügung  stehen.  ]3er  Rukan-Fall  in  Telemarken,  welchen  man 
zur  Erzeugung  von  Salpeter  nach  dem  Verfahren  von  Schönherr 
nutzbar  gemacht  hat,  entwickelt  bei  einer  P'allhöhe  von  250 
Metern  in  zwei  Stufen  die  gewaltige  Energie  von  7*  Million 
Pferdestärken.      Etwa    die    Hälfte    dieser    hydraulischen    Energie 
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findet  zum  Betriebe  der  am  Fuße  dieses  Wasserfalls  entstan- 
denen Luftsalpeterfabrik  Verwendung.  Aehnliche  Energiemengen, 
vielleicht  sogar  noch  größere,  können  die  gewaltigen  Wasser- 
fälle und  Stromschnellen  des  nördlichen  Skandinaviens,  Süd- 
amerikas und  Innerafrikas  liefern.  So  ist  die  immer  enger  wer- 
dende Verknüpfung  volkswirtschaftlicher  Aufgaben  mit  techni- 
schen und  wissenschaftlichen  Fortschritten  eines  der  hervor- 
stechendsten Kennzeichen  unserer  modernen,  auf  die  Beherrschung 
der  Naturkräfte  hinzielenden  Kultur.  Die  Lösung  des  Problems 
der  Verwendung  des  Luftstickstoffs  ist  die  erste  große  chemisch- 
technische Errungenschaft,  welche  das  20.  Jahrhundert  uns  ge- 
bracht hat. 

Die  wichtigste  Methode  der  Nutzbarmachung  des  Luftstick- 
stoffs und  gleichzeitig  auch  die  einzige,  welche  bereits  in  den 
Großbetrieb  übergegangen  ist,  besteht  in  der  Verbrennung  des 
Luftstickstoffs  mit  Hilfe  des  beigemengten  Sauerstoffs  durch  Er- 
hitzung von  Luft  auf  genügend  hohe  Temperaturen!  Eine  sol- 
che ist  nur  möglich  durch  Anwendung  des  elektrischen  Flam- 
menbogens.  Die  wichtigsten  Erfindungen,  welche  diese  Indu- 
strie lebensfähig  gemacht  haben,  beziehen  sich  nicht  auf  den 
zugrunde  liegenden  chemischen  Vorgang,  der  uns  ja  schon  durch 
Cavendish  seit  1787  bekannt  ist,  sondern  auf  eine  für  den  beab- 
sichtigten Zweck  geeignete  elektrische  Flamme.  Von  den  vielen 
auf  diesem  Gebiete  zutage  getretenen  und  eine  Fülle  von  Scharf- 
sinn bekundenden  Vorschlägen  verdienen  die  beiden  wichtigsten 
und  in  großem  Maßstabe  bisher  allein  eingeführten  hier  kurz 
skizziert  zu  werden. 

Der  eine  derselben  ist  der  Ofen  von  Birkeland  und  Eyde, 
bei  welchem  in  einem  linsenförmig  gestalteten,  mit  feuerfestem 
Material  ausgefüttertem  Hohlraum  eine  etwa  2  m  im  Durchmesser 
messende,  sonnenartig  ausgebreitete  Flamme  erzeugt  wird.  Dies 
gelingt  dadurch,  daß  der  durch  zwei  gekühlte  metallene  Elek- 
troden zugeleitete  elektrische  Wechselstrom  durch  einen  den  Ofen 
umfassenden  Elektromagneten  >zerblasen«  wird.  Es  entstehen 
dadurch  in  der  raschen  F'olge  des  Stromwechsels  halbkreisför- 
mige Flammenbogen,  welche  auf  den  Elektroden  entlang  laufen, 
bis  sie  schließlich  erlöschen.  Durch  die  stete  Wiederkehr  dieser 
Bogen  und  dadurch,  daß  sie  infolge  des  Stromwechsels  ab- 
wechselnd nach  den  beiden  Seiten  der  Elektroden  sich  aus- 
breiten,   kommt    eine    scheinbar    zusammenhängende    Flammen- 
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Scheibe  zustande.  An  dieser  Scheibe,  ^  deren  Temperatur  zu 
5000"  Celsius  geschätzt  wird,  leitet  man  die  zugeblasene  Luft 
vorbei.  Dabei  verbrennt  ein  gewisser  Teil  des  in  ihr  enthaltenen 
Stickstoffs  mit  einem  gleichen  Volumen  Sauerstoff  zu  Stickoxyd, 
NO,  welches  der  Luft  beigemengt  und  durch  die  rasche  Abküh- 
lung derselben  auf  ihrem  weiteren  Wege  vor  erneutem  Zerfall 
behütet  wird. 

Auf  anderem  Wege  erreicht  das  gleiche  Ziel ,  die  zweite 
dieser  wichtigen  Erfindungen,  das  von  Schonherr  ausgearbeitete 
Verfahren  der  Badischen  Anilin-  und  Sodafabrik.  Bei  diesem 
Verfahren  wird  ebenfalls  mit  Hilfe  von  Wechselstrom  ein  Flam- 
menbogen im  Innern  eines  Rohres  gebildet.  Gleichzeitig  wird  ein 
starker  Luftstrom  tangential  in  das  Rohr  hineingeblasen,  so  daß 
er  in  der  Form  eines  spiraligen  Wirbels  in  dem  Rohre  empor- 
steigt. Der  Flammenbogen,  welcher  zunächst  zwischen  einer  am 
unteren  Ende  des  Rohres  eingesetzten  Elektrode  und  der  leiten- 
den Wandiing  des  Rohres  sich  bildete,  wird  durch  den  Luftwirbel 
von  der  Rohrw^and  abgelöst  und  immer  länger  gestreckt,  so  daß 
er  schließlich  eine  Länge  von  mehreren  Metern  erreichen  kann. 
Dieser  Flammbogen  steht  dann  ganz  ruhig  als  eine  leuchtende 
Säule  im  Innern  des  Rohres  und  wird  von  der  an  ihm  vorbei- 
wirbelnden Luft  bestrichen,  wobei  diese  letztere  ebenso  wie  nach 
dem  Verfahren  von  Birkeland  und  Eyde  durch  momentane  Er- 
hitzung auf  eine  sehr  hohe  Temperatur    partiell   verbrannt    wird. 

Die  Weiterverarbeitung  der  nach  dem  einen  oder  anderen 
Verfahren  elektrisierten  Luft  ist  dieselbe,  sie  geht  darauf  hinaus, 
die  stickoxydhaltige  Luft  unter  Nutzbarmachung  ihres  Wärmege- 
halts so  weit  abzukühlen,  daß  das  zunächst  entstandene  Stick- 
oxyd noch  ein  weiteres  Atom  Sauerstoff  freiwillig  aufnimmt.  Das 
entstandene  Produkt  Stickstofftetraoxyd,  N2O4,  ist  befähigt,  sich 
mit  Wasser  unter  Bildung  von  Salpetersäure  umzusetzen.  Die 
Einzelheiten  dieses  chemischen  Umsetzungsprozesses  mögen  hier 
außer  acht  bleiben,  nur  so  viel  mag  noch  erwähnt  werden,  daß 
beide  Verfahren  annähernd  gleich  gute  Resultate  ergeben  und 
beide  im  großen  nebeneinander  in  der  Praxis  betrieben  werden. 
Das  Schön/terrschQ  Verfahren  der  Badischen  Anilin-  und  Soda- 
fabrik bedarf  gleich  demjenigen  von  Birkeland  und  Eyde  billiger 
Wasserkräfte,  wie  sie  speziell  in  Norwegen  zufolge  seiner  beson- 
deren klimatischen  Verhältnisse  in  das  ganze  Jahr  hindurch  fast 
gleichbleibender  Stärke  zur  Verfügung   stehen. 
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Die  Badische  Anilin-  und  Sodafabrik  stellte  im  Herbst  1907 
eine  kleine  Versuchsanlage  mit  einigen  Tausend  Pferdestärken  in 
Fiskaa  bei  Christianssand  in  Betrieb.  Die  von  Birkeland  und  Eyde 
gegründete  norwegisch-französische  Gesellschaft,  Norsk  Hydro- 
elektrisk  Kvaelstof  Aktieselskab  begann  den  Bau  ihrer  Fabrik  in 
Notodden  zur  Ausnützung  einer  Wasserkraft  von  30000  PS.  Die 
gleichartigen  Interessen  zwischen  beiden  Gesellschaften  brachten  sie 
in  nähere  Berührung  und  schließlich  Ende  1906  zu  einer  Verein- 
barung. Die  Badische  Anilin-  und  Sodafabrik,  die  Farbenfabriken 
Elberfeld  und  die  Aktiengesellschaft  für  Anilinfabrikation  in  Berlin 
schlössen  mit  der  französisch-norwegischen  Gesellschaft  einen  Ver- 
trag und  bildeten  zwei  norwegische  Gesellschaften;  erstens:  eine 
Kraftgesellschaft  mit  einem  Aktienkapital  von  16  000  000  Kronen, 
welche  den  Ausbau  und  die  Ausnutzung  weiterer  norwegischer 
Wasserkräfte  besorgen  soll.  Zweitens :  die  Norske  Salpeterverker 
mit  einem  Aktienkapital  von  1 8  000  000  Kronen,  welche  den  Bau 
und  Betrieb  von  norwegischen  Fabriken  zur  Salpetergewinnung 
mittels  der  von  der  ersteren  Gesellschaft  erzeugten  Elektrizität 
zur  Aufgabe  hat.  Außerdem  haben  sich  beide  Teile  zur  Ver- 
wertung ihres  außernorwegischen  Patentbesitzes  vereinigt,  und  die 
Lizenzerteilung  ist  in  die  Hände  der  Badischen  Anilin-  und  Soda- 
fabrik gelegt.  Christianssand  und  Notodden  bleiben  Sondereigen- 
tum der  betreffenden  Besitzer.  Die  erste  große  gemeinschaftliche 
Fabrik  wurde  im  Innern  Telemarkens  am  Rjukan  errichtet,  einem 
großen  Wasserfall  Norwegens.  Dieser  Wasserfall  vermag  bei 
560  m  Gesamtgefälle  in  zwei  Stufen  mit  einer  sekundlichen  Was- 
sermenge von  50  cbm  etwa  250000  Pferdestärken  zu  liefern.  Es 
wurden  zunächst  10  Turbinen  von  je  14000  PS  gebaut,  um  die 
obere  Stufe  des  W'asserfalls  behufs  Gewinnung  von  140000  PS 
auszunutzen.  Die  näheren  technischen  Einzelheiten  interessieren 
hier  nicht.  Die  Produktion  an  Norgesalpeter  zeigt  einschließlich 
der  ersten  Versuchsmengen  folgende  Entwicklung  : 


1903 

25  tons 

1908 

15  000  tons 

1904 

55°   » 

1909 

25  000   > 

1905 

1600   > 

1910 

25  000   » 

1906 

1600      T 

1911 

25  000   » 

1907 

15000   » 

Die  Mengen  von  Luftsalpeter  oder  Norgesalpeter  sollten  in 
wenigen  Jahren  bis  auf  100  000  tons  gesteigert  und  dem  Welt- 
markt zugeführt  werden. 

Aber  selbst  diese  Erzeugung  von   100  000  tons  bedeutet  keine 
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Erschütterung  des  Salpetermarktes,  da  der  Weltbedarf  an  Sal- 
peter nach  jeweils  2 — 3  Jahren  schon  wiederum  um  mindestens 
100000  tons  gegenüber  dem  heutigen  gestiegen  sein  wird.  Al- 
lein der  Weltverbrauch  von  Chilesalpeter  hob  sich  von  etwa 
2350000  tons  im  Jahre  191 1  auf  etwa  2  500000  tons  im  Jahre 
1912,  was  eine  Zunahme  von  150000  tons  oder  fast  öYg  Proz. 
gegenüber  dem  Vorjahre  bedeutet.  Die  Steigerung  des  Absatzes 
wäre  dabei  noch  wesentlich  größer  gewesen,  wenn  nicht,  aus 
anderen  Gründen,  in  einigen  Konsumländern,  zumal  in  U.  S.  A., 
Rückschläge  eingetreten  wären.  Somit  bedeutet  also  selbst  eine 
Erzeugung  von  über  100 000  tons  Norgesalpeter  noch  nicht  viel; 
im  übrigen  ist  der  Weltbedarf  an  gebundenem  Stickstoff  in  Zu- 
kunft ein  so  gewaltiger,  daß  an  sich  für  eine  jede  auf  seine 
Befriedigung  gerichtete  Industrie  Raum  genug  zur  gedeihlichen 
Entwicklung  vorhanden  ist.  Braucht  doch  allein  unsere  deutsche 
Landwirtschaft  jährlich  etwa  750000  tons  gebundenen  Stickstoff, 
den  sie  mit  einer  Milliarde  Mark  bezahlen  muß.  Dieser  Stick- 
stoff entstammt  dabei  in  der  Hauptsache  den  Salpeterlagern 
Chiles,  also  das  Geld  wandert  ins  Ausland. 

Lange  hat  der  vorhin  geschilderte  deutsch-norwegische  Inter- 
essenverband nicht  gedauert.  Schon  im  Herbst  191 1  wurde  be- 
kannt, daß  der  aus  den  drei  Anilinfabriken :  Badische  Anilin-  und 
Sodafabrik,  Ludwigshafen ;  Farbenfabriken  vormals  Friedr.  Bayer 
u.  Co.  in  Elberfeld  und  Aktiengesellschaft  für  Anilinfabrikation  in 
Treptow  bestehende  Großkonzern  der  chemischen  Industrie  eine 
wesentliche  Veränderung  seiner  umfangreichen  Interessen  an  den 
unter  seiner  Mitwirkung  ins  Leben  gerufenen  norwegischen  Salpeter- 
unternehmungen vorgenommen  hat.  Die  Aktienmajorität  an  den 
gemeinsamen  norwegischen  Unternehmungen  geht  auf  die  Norsk- 
Hydro-Elektrisk  über,  die  damit  den  maßgebenden  Einfluß  auf 
Leitung  und  Besitz  der  beiden  norwegischen  Gründungen  erhält. 
Das  deutsche  Interesse  daran  beschränkt  sich  fortan  auf  5  Mil- 
lionen Mark.  Das  finanzielle  Hauptinteresse  werde  in  französische 
Hände  übergehen,  erheblich  sei  sodann,  mit  10  Millionen  Mark, 
kanadisches  und  im  übrigen  auch  norwegisches  und  schwedisches 
Kapital  beteiligt. 

Dieser  Vorgang  bedeutet  offensichtlich  in  gewissem  Umfange 
eine  wenigstens  finanzielle  und  teilweise  Loslösung  der  deutschen 
chemischen  Großindustrie  von  den  norwegischen  Unternehmungen. 
Als  Gründe    für    diese  Entwicklung   wurden  der  Frankfurter  Zei- 
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tung  aus  beteiligten  deutschen  Kreisen  in  der  Hauptsache  die  Hem- 
mungen bezeichnet,  die  in  Norwegen  deutschem  Kapital  und 
deutscher  Arbeit  bereitet  werden.  Daneben  wird  aber  in  un- 
beteiligten Fachkreisen  auch  noch  angenommen,  daß  es  den  deut- 
schen Industriellen  erwünscht  gewesen  sein  mag,  das  bei  den  in 
Norwegen  investierten  Miliionenbeträgen  recht  beträchtliche  Risiko 
auf  eine  größere  Anzahl  von  Schultern  zu  verteilen.  Sodann  aber 
sollen  auch  die  norwegischen  Unternehmungen  sich  nicht  in  der- 
jenigen Weise  zu  entwickeln  scheinen,  wie  dies  ursprünglich  er- 
hofft und  erwartet  war. 

Es  läßt  sich  denken,  daß  trotz  der  theoretischen  Lösung  des 
Problems  die  praktische  Nutzbarmachung  im  großen  vielleicht 
doch  hinsichtlich  der  Rentabilität  auf  gewisse  Hemmungen  ge- 
stoßen ist,  die  vielleicht  darin  begründet  sind,  daß  das  in  den 
Unternehmungen  investierte  außerordentlich  hohe  Kapital  nur  eine 
Rentabilität  finden  könne,  die  nicht  in  dem  richtigen  Verhältnis 
zu  der  Ertragsfähigkeit  des  sonstigen  bei  den  deutschen  Groß- 
firmen arbeitenden  Kapitals  stehe  und  sich  vielleicht  auch  nicht 
in  der  geeigneten  Relation  zu  dem  Risiko  halte,  das  einer  räum- 
lich fern  gelegenen,  immerhin  auch  Wechselfällen  unterworfenen 
Unternehmung  anhafte.  Wie  groß  die  Summe  ist ,  welche  der 
deutsche  Anilinkonzern  in  die  nordischen  Salpeterfabriken  einge- 
bracht hat,  darüber  liegen  keine  genauen  Angaben  vor;  vermut- 
lich wird  die  Summe  auf  etwa  25  Millionen  Mark  zu  schätzen 
sein,  wobei  Aktienbesitz  und  Barleistungen  zusammengefaßt  sind. 
Von  dem  damals  bekannt  gegebenen  Gründungskapital  der  beiden 
norwegischen  Gesellschaften,  der  Kraftgesellschaft  mit  16  und 
der  Norske  Salpeterverker  mit  18,  insgesamt  also  34  Millionen 
Kronen,  gingen  50  Proz.,  also  17000000  Kronen  in  deutschen 
Besitz  über.  Beteiligt  waren  die  Treptower  Anilinfabrik  mit 
14  Proz.^  die  beiden  anderen,  Elberfeld  und  Ludwigshafen,  mit 
je  43  Proz.  Zu  diesen  17  Millionen  Kronen  treten  dann  noch 
Barleistungen,  welche  die  Frankfurter  Zeitung  nach  einem  Pro- 
spekt der  Elberfelder  Farbenfabriken  im  Jahre  1910  zu  ca.  7  Mil- 
lionen Mark  angibt.  Schon  aus  diesen  Kapitalziffern  ergibt  sich, 
daß  wenn  das  deutsche  Interesse  nach  der  Neuordnung  sich  nur 
auf  5  A'Ullionen  Mark  beschränken  soll,  eine  sehr  erhebliche  Li- 
quidierung von  der  deutschen  Gruppe  erfolgt  sein  muß.  Der 
Preis,  zu  welchem  die  Verkäufe  der  Anteile  erfolgten,  soll  einen 
Verlust    für    den    deutschen  Konzern   nicht  erbracht  haben.     Be- 
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merkenswert  ist,  daß  damals  gerade  die  Eröffnung  der  großen 
Norsk- Hydro -Elektrisk-Salpeterwerke  vor  der  Türe  stand,  der 
Ausbau  der  ersten  Stufe  des  Rjukanwasserfalls  der  Vollendung 
entgegenging  und  im  Jahre  1912  die  erste  Produktion  dieser 
Werke  auf  dem  Markte  erscheinen  sollte. 

Man  hat  nun  neuerdings  vielfach  darauf  hingewiesen,  daß 
nicht  die  Herstellung  von  Luftsalpeter  die  vorteilhaftere,  sondern 
daß  die  Darstellung  von  Kalkstickstoff  rationeller  sei,  indem  für 
die  Bindung  eines  bestimmten  Stickstoffquantums  zu  Kalkstickstoff 
nur  etwa  ein  Drittel  an  elektrischer  Energie  wie  zum  Luftsalpeter 
erforderlich  sei.  Vom  Kraftverbrauch  ist  aber  die  Oekonomie 
beider  Verfahren  in  erster  Reihe  abhängig.  Die  Erzeugung  von 
Salpeter  durch  Luftoxydation  erfordert  außer  der  elektrischen 
Kraft  nur  die  allerbilligsten  Materialien,  nämlich  Wasser  und  Kalk- 
stein. Dagegen  hat  man  zur  Erzeugung  von  Kalkstickstoff  auch 
noch  Kohle  nötig,  und  der  erforderliche  Stickstoff  kann  nicht  in 
der  Form  von  Luft  angewendet,  sondern  muß  aus  dieser  eigens 
abgetrennt  werden.  Nicht  die  spezielle  Frage  des  Verbrauchs  an 
elektrischer  Energie  ist  für  den  Vergleich  der  Rentabilität  der 
Verfahren  entscheidend,  sondern  die  Gesamtheit  der  in  Betracht 
kommenden  Faktoren. 

Auch  das  Kalkstickstoffverfahren  wird  schon  seit  über  zehn 
Jahren  technisch  im  großen  ausgeführt.  Bei  dem  zuerst  hier  ge- 
nannten Verfahren  des  Anilinkonzerns  und  der  Norge  Salpeter- 
verker  wird  der  Stickstoff  bei  der .  sehr  hohen  Temperatur  des 
elektrischen  Flammenbogens  zu  Stickoxyd  verbrannt  und  dieses 
dann  weiter  auf  den  Kalksalpeter  verarbeitet;  bei  dem  anderen 
Verfahren  wird  der  Stickstoff  durch  das  bekannte  Calciumkarbid 
gebunden  und  Kalkstickstoff  als  Endresultat  erzielt.  Das  Ver- 
fahren von  Dr.  Frank  und  Dr.  Caro  ist  hier  besonders  zu  nennen. 
Beide  Verfahren  werden  jedoch  aller  Voraussicht  nach  niemals 
imstande  sein,  den  ganzen  Weltbedarf  an  gebundenem  Stickstoff 
zu  erzeugen.  Das  liegt  in  verschiedenen  Faktoren  begründet. 
PLinmal  liegt  es  an  gewissen  unangenehmen  Eigenschaften,  die 
beide  Kunsterzeugnisse,  besonders  aber  der  Kalkstickstoff,  be- 
sitzen, andererseits  daran,  daß  beide  Prozesse  außerordentlich 
große  Mengen  elektrischer  Energie  erfordern. 

Unter  diesen  Umständen  verdienen  zwei  neuere  Verfahren 
allgemeineres  Interesse,  die  nach  vielfachen  Vorversuchen  vor 
einigen  Jahren  in  die  Erscheinung  traten  und  nun  im  großen 
ausgeführt  werden. 
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Das  eine  dieser  beiden  Verfahren  ist  von  Professor  Häusser 
ausgearbeitet,  das  andere  von  Professor  Haber,  dem  Direk- 
tor des  Kaiser  Wilhelm  -  Instituts  für  physikalische  Elektro- 
chemie. Häussers  Idee  beruht  auf  der  Beobachtung,  daß  bei 
der  Explosion  unverbrennbarer  Gase ,  die  z.  B.  in  unseren 
Gaskraftmaschinen  jeden  Tag  stattfinden,  für  sehr  kurze  Zeit  solch 
hohe  Temperaturen  erreicht  werden,  wie  sie  zur  Stickstoffver- 
brennung nötig  sind.  Allerdings  übersteigen  die  erreichten  Tem- 
peraturen kaum  2000°  Celsius  und  die  gewinnbaren  Stickoxyd- 
mengen sind  nur  sehr  gering.  Beide  Tatsachen  an  sich  waren 
uns  schon  seit  langem  bekannt,  man  hat  aber  diesen  Vorgang 
technisch  noch  nicht  zu  verwerten  gesucht,  w-eil  nach  der  herr- 
schenden theoretischen  Anschauung  über  die  Stickstoffoxydbil- 
dung die  erzielbare  Höchstausbeute  viel  zu  gering  war,  um  eine 
derartige  Stickstoffgewinnung  überhaupt  wirtschafdich- rentabel 
erscheinen  zu  lassen.  Durch  eine  Reihe  von  Laboratoriumsver- 
suchen hat  nun  Professor  Dr.  ing.  Häusser  experimentell  den 
Nachweis  erbracht,  daß  sich  in  größeren  Explosionsgefäßen  bei 
energischer  Abschreckung  des  Gasgemisches  nach  der  Explosion 
Ausbeuten  erzielen  lassen,  welche  die  theoretischen  Werte  um 
mehr  als  100  Proz.  übertreffen.  Diese  Ausbeute  steigt  noch  weiter, 
wenn  man  das  Gas  und  die  zur  Verbrennung  nötige  Luft  vorher 
zusammenpreßt  und  erwärmt  und  dann  der  Verbrennungsluft 
reinen  Sauerstoff  zuführt.  In  einer  Maschinenfabrik  in  Nürnberg 
entstand  daraufhin  eine  größere  Versuchsanlage,  welche  bereits 
eine  technische  Einheit  repräsentierte.  Hier  ergab  sich  danrr  durch 
die  Versuche,  daß  aus  i  cbm  Gas  rund  200  Gramm  Salpetersäure 
oder  die  entsprechende  Menge  salpetersaurer  Salze  gewonnen 
werden  kann,  bei  einem  Kraftbedarf,  der  etwa  fünfmal  kleiner 
ist  wie  bei  den  elektrischen  Verfahren.  Das  Verfahren  von 
Häusser  ist  deshalb  nicht,  wie  diese,  an  billige  elektrische  Kraft- 
quellen gebunden  und  verlangt  auch  nicht  annähernd  das  hohe 
Anlagekapital,  wie  es  bei  den  elektrischen  Luftsalpeterfabriken 
allein  schon  für  den  Ausbau  der  Wasserkraft  aufzuwenden  ist. 
ELs  findet  seine  Heimat  mitten  in  industriereichen  Ländern  und 
rechnet  deshalb  für  seine  P^rzeugnisse,  wie  Salpetersäure,  Nitrit, 
Ammonsalpeter,  Kalisalpeter  und  Düngesalpeter  auf  günstige 
Absatzverhältnisse.  Das  bedeutet  einen  sehr  wesentlichen  Vor- 
teil gegenüber  den  elektrischen  Anlagen,  die  im  Gebirge,  fern 
vom   Wirtschaftsleben    gelegen,    häufig    erst    durch    Straßen   und 
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Bahnen  sich  und  ihren  Erzeugnissen  die  Wege  frei  machen 
müssen. 

Das  Näussersche  Verfahren  scheint  geeignet,  für  die  großen 
Ueberschüsse  an  Koksofengas,  dessen  rationelle  Verwertung  für 
die  Kokereien  immer  noch  ein  nicht  gänzlich  gelöstes  Problem 
bedeutet,  ein  neues  Verwendungsgebiet  zu  schaffen,  das  allem 
Anscheine  nach  rentabler  ist,  wie  die  Abgabe  von  Koksofengas 
an  die  Städte.  Das  Verfahren  wird  zunächst  in  den  Nebenpro- 
dukten der  Kokereien  unserer  Steinkohlenzechen  verwertet,  in  die 
es  sich  nach  der  ganzen  Art  seines  Betriebes  zwanglos  einreiht. 
Eine  Großanlage  ist  auf  der  Zeche  de  Wendel  bei  Hamm  i.  Westf. 
in  Bau,  sie  sollte  Mitte  1914  in  Betrieb  kommen.  Die  de  Wendel- 
sche  Zeche  hat  jährlich  60  Millionen  cbm  überschüssiges  Koks- 
ofengas. Für  ganz  Deutschland  schätzt  man  —  nebenbei  gesagt 
—  die  jährlich  anfallende  Ueberschußmenge  von  Kokereigasen 
auf  etwa  2400  Millionen  cbm.  Mit  der  Verarbeitung  der  Koks- 
ofengase ist  aber  die  Verwertbarkeit  des  Häusserschen  Prozesses 
bei  weitem  noch  nicht  erschöpft;  genau  wie  die  Koksofengase 
können  auch  die  Naturgase  und  voraussichtlich  auch  Generator- 
gase, sowie  flüssige  Brennstoffe  in  hochwertige  Stickstoffprodukte 
umgesetzt  werden.  Das  Verfahren  nach  dem  Häusserschen  Pa- 
tent wird  von  der  in  Herrigen  bei  Hamm  gegründeten  Aktienge- 
sellschaft Stickstoffwerke  ausgeübt.  Hier  wird  also  Stickstoff  zum 
ersten  Male  im  Gegensatz  zu  den  elektrischen  Verfahren  als  Neben- 
produkt der  Koksofen-  und  anderer  brennbarer  Gase  erzeugt,  die 
in  enormen  Mengen  als  sehr  geringwertiges  Abfallprodukt  der 
Zechenbetriebe  sich  ergeben.  Bei  dem  Häusserschen  Prozeß  wird 
die  Energie  der  Brennstoffe,  die  bisher  nur  der  Krafterzeugung 
in  Dampfkesseln,  Dampfmaschinen,  Gasmaschinen,  Dieselmotoren 
u.  ähnl.  dienen,  zum  ersten  Male  direkt  in  chemische  Energie- 
formen umgesetzt.  Das  Wesentliche  des  Verfahrens  besteht  darin, 
daß  die  mit  Luft  gemischten  brennbaren  Gase  in  großen  Stahl- 
bomben zur  Verbrennung  gebracht  werden.  In  diesen  Stahl- 
bomb.en  bildet  sich  dann  durch  Oxydation  des  Luftstickstoffs 
Stickoxyd.  Unmittelbar  nach  der  Explosion  wird  das  Reaktions- 
gemisch aus  der  Stahlbombe  entlassen  und  dabei  so  energisch 
abgekühlt,  daß  ein  Zerfall  des  Stickoxyds  verhindert  wird. 

Das  zweite  der  neuerdings  häufiger  genannten  Verfahren, 
jenes  von  Professor  Hader,  will  aus  Stickstoff  und  Wasserstoff 
Ammoniak   synthetisch   erzeugen.     Der  Prozeß    scheint    auf   den 
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ersten  Blick  das  Ideal  der  StickstoftVerbindung  darzustellen.  Das 
Gasgemisch,  am  besten  aus  einem  Volumen  Stickstoff  und  drei 
Volumen  Wasserstoff  —  den  Bildungsvolumen  des  Ammoniaks 
gleichkommend  —  zusammengesetzt,  wird  durch  eine  Pumpe  in 
den  Ofen  getrieben  mit  etwa  150 — 250  Atmosphären  Druckerzeu- 
gung im  Ofen.  Die  Temperatur  im  Ofen  erreicht  dabei  650  bis 
7CX)°  Celsius.  Außer  der  Temperatur  bedarf  man  für  die  Er- 
zielung der  Reaktion  zwischen  Stickstoff  und  Wasserstoff  aber 
noch  der  Katalysatoren,  also  »Auslöser«,  die  eben  in  der  Lage 
sind,  stockende  Reaktionen  zu  beschleunigen  oder  überhaupt  aus- 
zulösen. Je  stärker  chemisch  der  Katalysator  wirkt,  um  so  nie- 
driger könnte  die  Temperatur  gehalten  werden,  und  dadurch 
würde  sich  auch  die  Dissoziationstendenz  —  Zerfallsneigung  — 
des  gebildeten  Ammoniakgases  verringern.  Die  experimentellen 
Untern^mungen  Habers  sind  von  der  Badischen  Anilin-  und  Soda- 
fabrik in  Ludwigshafen  unterstützt  worden,  die  auch  die  Ausfüh- 
rung in  großem  bewerkstelligt.  Aus  der  Versuchsanordnung  Prof. 
Habers  ist  inzwischen  in  der  Hand  der  Anilinfabrik  ein  fertiges 
großindustrielles  Fabrikationsverfahren  geworden. 

In  Patsch  bei  Innsbruck  arbeitet  man  nach  einem  Verfahren 
der  Salpetersäure -Industrie -Gesellschaft  Gelsenkirchen,  welches 
von  Paulmg  ausgearbeitet  wurde  und  Luftsalpetersäure  herstellt. 
Die  Fabrik  in  Patsch  wird  durch  die  Wasserkräfte  der  Sill  be- 
trieben und  arbeitet  mit  24  Oefen.  Die  Oefen  arbeiten  mit  hör- 
nerblitzartig geformten  festsitzenden  Elektroden,  die  200  Brenn- 
stunden aushalten.  Die  mit  großer  Geschwindigkeit  eingeblasene 
Luft  treibt  den  Flammenbogen,  der  an  der  engsten  Stelle  der 
Hörnerelektroden  gebildet  wird,  in  die  Höhe.  Man  erhält  kon- 
stante Bogen  von  etwa  i  m  Länge ,  da  der  nach  jeder  Halb- 
periode abreißende  Flammenbogen  sofort  an  der  engsten  Stelle 
wieder  neu  entsteht.  Je  zwei  Lichtbogen  sind  in  einem  Ofen,  je 
drei  Oefen  bilden  einen  Komplex.  Die  Regulierung  ist  so  ein- 
fach, daß  ein  Mann  6  Oefen  bedienen  kann  ,  wobei  durch  ein 
Glimmerfenster  im  Mauerwerk  des  Ofens  der  Flammenbogen  be- 
obachtet werden  kann.  Die  Fabrik  erzeugt  30-,  40-  und  60-pro- 
zentige Salpetersäure  und  Nitrit  und  hat  etwa  so  viel  Ausbeute, 
wie  die  von  Birkeland  und  Eyde  aufgestellten  Zahlen  angeben. 
Die  Gesellschaft  Gelsenkirchen  hat  mit  ihrem  Paidingschen  Ver- 
fahren Anklang  gefunden,  denn  es  sollen  in  Mailand  und  in  Süd- 
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frankreich  weitere  Werke  nach  diesem  Patent  erbaut  werden. 
Die  Patscher  Anlage  entwickelt   1 5  000  Pferdestärken. 

Gegenüber  den  riesigen  Mengen  von  Chilesalpeter,  die  all- 
jährlich in  die  Welt  gehen,  scheint  die  gegenwärtige  Erzeugung 
von  Sälpeterprodukten  mit  Hilfe  des  Luftstickstoffs  noch  eine 
geringfügige  zu  sein,  aber  das  Wesentliche  liegt  doch  in  der  Tat- 
sache, daß  diese  Industrie  heute  auf  eine  gesunde  Basis  gestellt 
ist.  Die  Industrie  der  Luftstickstofif-Düngemittel  ist  heute  schon 
eine  gesicherte  und  in  großem  Maßstabe  arbeitende  Technik. 
Während  die  Herstellung  des  Luftsalpeters  fast  allein  auf  Nor- 
wegen und  auch  auf  Tirol  beschränkt  ist,  hat  sich  die  Herstel- 
lung von  Kalkstickstoff,  welche  keiner  großen  Kraftwerke  bedarf. 
eben  deshalb  über  die  ganze  Erde  schon  verbreitet.  Die  Patente 
von  Frank  und  Caro  bilden  zumeist  die  wissenschaftliche  Unter- 
lage der  KalkstickstolT-Fabriken.  Man  arbeitet  heute,  ay^emein 
gesprochen,  in  der  technischen  Großpraxis  nach  zwei  verschie- 
denen Methoden  der  Fixierung  des  Luftstickstoffs.  Einmal  ist 
es  die  direkte  Methode  von  Birke land  und  Eyde,  SchdnJierr^ 
Pauling  u.  a.,  dann  aber  auch  noch  die  indirekte  Methode  nach 
den  Patenten  von  Frank  und  Caro^  Pohenius  u.  a.  Viele  andere 
Methoden  sind  noch  zu  diesen  im  Laufe  des  letzten  Jahrzehnts 
hinzugetreten.  Doch  kann  es  unmöglich  im  Rahmen  dieser  Ar- 
beit liegen,  alle  diese  Verfahren  hier  einzeln  zur  Erörterung  her- 
anzuziehen oder  sie  gar  unter  die  Lupe  der  Kritik  zu  nehmen. 
So  viel  steht  fest,  daß  es  der  deutschen  Geistesarbeit  gelungen 
ist,  die  Idee  zu  realisieren,  für  den  natürlichen  Stickstoffdünger, 
dessen  Erschöpfung  man  voraussieht,  Ersatz  zu  geben  in  dem 
Stickstoff,  den  uns  die  Luft  bietet;  ein  wahrhaft  glänzendes  Zeug- 
nis wissenschaftlicher  Tätigkeit  unserer  Zeit  ist  damit  aufgestellt. 

Aber  die  Verwendung  des  Stickstoffs  hat  sich  schon  wieder 
neue  Arbeitsgebiete  erschlossen,  die  weit  über  die  Benützung  als 
Düngemittel  noch  hinausgehen.  Eine  stetige  Zunahme  zeigt  die 
Verwendung  der  in  Stahlflaschen  a\if  einen  hohen  Druck  zusam- 
mengepreßten Gase.  Als  solche  Gase  benutzte  man  bislang 
meistens  nur  Preßluft,  Sauerstoff,  Wasserstoff,  Kohlensäure,  Blau- 
gas und  Chlorgas.  Die  Herstellung  von  Stickstoff  in  solchen 
leicht  transportablen  Stahlflaschen  und  zu  gleichen  Gebrauchs- 
zwecken war  bisher  viel  schwieriger,  weil,  vor  allem,  viel  teurer. 
Stickstoff  kostete  bis  heute  für  einen  Kubikmeter  etwa  i — 2  Mark, 
so  daß  sich  seine  Verwendung  für  allgemein  technische  Zwecke, 
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zumal  in  der  Handelsform  von  Stahlflaschenfüllung  gegenüber  den 
vorhin  genannten  Gasen  viel  zu  teuer  stellte.  Nach  einer  Erfin- 
dung des  Oberingenieurs  B^-aufi-Berlm  ist  es  nun  aber  möglich, 
die  Herstellungskosten  des  Stickstoffs  ganz  bedeutend  herabzu- 
mindern und  zwar  bei  einem  Druck  von  6 — 8  Atmosphären  auf 
ungefähr  0,4 — 0,5  Pfennig  für  einen  Kubikmeter.  Diese  überaus 
niedrigen  Selbstkosten  werden  einen  erheblichen  Einfluß  auf  die 
Verwendungsmöglichkeit  dieses  überaus  praktisch-wertvollen  Stick- 
stoftgases  herbeizuführen  in  der  Lage  sein. 

Das  ßraumche  patentierte  Verfahren  ermöglicht  es,"  daß  wir 
aus  den  Verbrennungsgasen  industrieller  Feuerungsanlagen  —  die 
sonst  ungenutzt  nach  dem  Schornstein  hin  abziehen  —  den  Stick- 
stoff gewinnen  und  ebenso  auch  die  Kohlensäure  auffangen  kön- 
nen. Wenn  es  früher  nicht  möglich  war,  Stickstoff  in  größeren 
Mengen  wirtschaftlich  rentabel  herzustellen,  so  lag  dies  meistens  an 
der  Umständlichkeit  und  den  hohen  Kosten  des  Verfahrens.  Die 
Braunsche  Gewinnungsmethode  liefert  nun  aber  Stickstoff  handels- 
mäßig in  Stahlflaschen  und  auf  150— 200  Atmosphären  Spannung 
gepreßt,  so  daß  sich  der  Verwertung  dieses  Gases  eine  ganze  Menge 
neuer  Wege  er^hließen  können,  besonders  auch  als  Kraftquelle 
für  Motore.  Die  Versuche  in  dieser  Richtung  liegen  schon  mehrere 
Jahre  zurück ;  auf  der  Brüsseler  Weltausstellung  wurde  bereits 
ein  Stickstoffmotor  für  ein  Motorboot  in  der  Praxis  vorgeführt. 
Der  Stickstoffverbrauch  für  die  Pferdekraftstunde  beträgt  je  nach 
der  Größe  des  Motors  10 — 12  cbm,  also  4  — 6  Pfennig.  Die  Vor- 
teile des  Stickstoffmotors  gegenüber  den  Benzinexplosionsmotoren 
liegen  in  der  Erhöhung  der  Betriebssicherheit  und  der  Herab- 
minderung der  Wartungskosten ;  infolge  seiner  indifferenten  Eigen- 
schaften greift  Stickstoff  weder  Maschinenteile  an,  noch  zersetzt 
er  das  Schmieröl,  wie  andere  Antriebsstoffe.  Es  kön'nen  daher 
zur  Schmierung  der  Stickstoffmotoren  verhältnismäßig  billige 
Schmiermittel  Verwendung  finden.  Ferner  arbeitet  der  Stickstoff- 
motor ohne  jene  unangenehm  riechenden  Abgase,  wie  wir  sie  oft 
genug  bei  den  Benzinmotoren  zu  spüren  bekommen ;  auch  genügt 
bei  dem  Stickstoffmotor  im  Gegensatz  zu  den  Explosionsmotoren 
eine  weit  einfachere  Bauart,  die  ihrerseits  wieder  geringere  An- 
schaffungs-  und  Unterhaltungskosten  mit  im  Gefolge  hat.  Für 
letzteren  Punkt  spricht  auch  noch  der  verhältnismäßig  geringe 
Druck  von  6 — 8  Atmosphären,  mit  welchem  die  Stickstoffmotoren 
arbeiten.     Wenn    der  Stickstoff   zum    Antrieb    eines    Fahrzeuges 
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dient,  so  wird  man  zweckmäßig  behufs  Erhöhung  des  Aktions- 
radius, Stickstoff  von  150—200  Atmosphären  Pressung  verwenden, 
dessen  Druck  man  durch  Reduzierventile  vor  Eintritt  in  den  Be- 
triebszyhnder  auf  den  erforderlichen  niedrigen  Stand  herabmindert. 
So  wird  die  Verwendung  des  Stickstoffs  auf  vielen  Gebieten  der 
Industrie,  im  großen  wie  im  kleinen  von  nicht  zu  unterschätzen- 
der Bedeutung  sein  und  die  Verbilligung  in  der  Herstellung  des- 
selben bedeutet  daher  einen  Erfolg  von  beachtenswerter  Tragweite. 

In  erster  Linie  allerdings  kommt  zunächst  die  Verwertung 
des  Stickstoffs  für  die  Landwirtschaft  in  Betracht.  Die  Preise  für 
künstlichen  Dünger  sind  infolge  der  Unterbindung  der  Zufuhr  von 
Chilesalpeter  durch  die  britische  Flotte  bedeutend  gestiegen,  aber 
inzwischen  hat  auch  die  deutsche  Kunstdüngerfabrikation  erheb- 
liche Fortschritte  gemacht,  zumal  dank  der  Forschungen  deutscher 
Gelehrten,  denen  die  Herstellung  stickstoffhaltiger  Verbindungen 
aus  dem  unerschöpflichen  Vorrat  der  Luft  auf  verschiedensten 
Wegen  gelungen  ist. 

So  werden  wir  nach  einer  kurzen  Uebergangszeit  voraus- 
sichtlich von  der  ausländischen  Zufuhr  ganz  unabhängig  werden, 
nicht  nur  für  den  Bedarf  der  Landwirtschaft,  sondern  auch  der 
Militärverwaltung,  Fahrzeugindustrie,  der  bergbaulichen  Spreng- 
mittel u.  a.  Zur  Sicherstellung  der  Rentabilität  der  mit  staat- 
licher Unterstützung  errichteten  oder  erweiterten  Fabrikbetriebe 
ist  vom  Bundesrat  ein  Handelsmonopol  für  Stickstoff  beantragt 
worden,  welches  dem  Reichstag  zur  Beratung  vorgelegt  wurde.  Aber 
wir  dürfen  voll  überzeugt  sein,  daß  es  auch  ohne  Monopol  gehen 
wird,  die  junge  Stickstoftindustrie  auf  ihre  eigenen  Füße  zu  stellen, 
falls  der  Reichstag  sich  für  diesen  Plan  vielleicht  nicht  erwärmen 
sollte.  Daß  im  deutschen  Volk  ein  unbrechbarer  Wille  zum  wirt- 
schaftlichen Fortschritt,  eine  stets  erneuerte  Kraft  zu  erhöhter 
Leistung  steckt,  verkennen  auch  unsere  politischen  Gegner  nicht; 
gerade  diese  Erkenntnis  bildete  .ja  einen  Hauptgrund  zum  Kriege, 
den  sie  mit  uns  führten.  Bis  jetzt  trat  Deutschland  auf  allen 
Märkten  als  Wettbewerber  auf  und  der  ganze  Vernichtungsplan 
unserer  Gegner  stützt  sich  auf  den  Grundirrtum,  daß  Deutschland 
seine  Hilfskräfte  von  außen  holen  müsse.  Seine  Bevölkerung 
bedarf  einer  reichlichen  Einfuhr  von  Nahrungsmitteln,  seine  be- 
triebsame Industrie  kann  ohne  Rohstoffe  nicht  bestehen,  so  kal- 
kulierte man.  Aber  man  vergaß  dabei  ein  gewaltig  schwerwie- 
gendes volkspsychologisches  Moment,  welches  im  Deutschen  steckt; 
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nämlich  daß  die  gleiche  Kraft,  die  draußen  den  fremden  Wettr. 
bewerb  überwand,  auch  den  Widerstand  des  Stoffes  überwinden 
wird.  Kaum  eine  Wirkung  der  Einfuhrsperre  schien  verhängnis- 
voller für  das  Deutsche  Reich  werden  zu  können,  als  der  Mangel, 
an  Stickstoff.  Ohne  salpetrige  Säure,  also  ohne  Sprengstoffe, 
kann  kein  Krieg  geführt  werden ;  ohne  salpetersaure  Salze  fehlt 
es  der  Landwirtschaft  an  den  unerläßlich  notwendigen  Dünge- 
mitteln, so  kalkulierte  man  ein  zweites  Mal.  Die  Rechnung  schien 
ja  so  klar.  Wenn  eben  nicht  die  Deutschen  ihren  Stickstoff  nun-: 
mehr  nicht  aus  —  dem  Luftmeere  bezögen. 

Im  Gebiete  der  westdeutschen  chemischen  Großindustrie  ent- 
stand das  Verfahren,  das  es  möglich  machte,  den  wertvollen  Nähr- 
stoff unseres  heimischen  Ackers  in  unbegrenzten  Mengen  zu  ge- 
winnen. War  somit  die  Erfindung  als  solche  schon  da ;  der  Krieg 
erst  hat  sie  wirksam  gemacht ;  die  Notwendigkeit  wurde  hier  zur 
Gunst.  Schon  bald  wird  man  der  Landwirtschaft  den  Stickstoff 
billiger  als  zuvor,  für  höchstens  zwei  Drittel  des  sonst  gezahlten 
Preises,  liefern  können.  Damit  die  neue  Industrie  nicht  durch  wil- 
des Unterbieten  im  Wachstum  gestört  werde,  soll  der  Bundesrat 
ermächtigt  werden,  für  Stickstoff  und  Stickstoffverbindungen  ein 
Handelsmonopol  einzuführen.  Die  Gültigkeit  dieses  Stickstoff- 
handelsmonopols ist  bis  zum  Jahre  1922  bemessen;  bis  dahin  wird 
die  künstliche  Gewinnung  des  Stickstoffs  wohl  über  jeden  Wett- 
bewerb hinausgewachsen  sein.  Bislang  brauchten  wir  chilenischen 
Natursalpeter  im  Werte  von  hunderten  von  Millionen  Mark,  wir  wer- 
den seiner  künftig  voraussichtlich  nicht  mehr,  oder  nur  in  ganz  ge- 
ringer Menge  für  etwaige  Spezialzwecke,  bedürfen.  Wer  weiß,  ob 
und  wann  sich  die  Gesetzgebung  ohne  den  Krieg  entschlossen  hätte, 
die  chemische  Gewinnung  des  Luftstickstoffs  in  den  Jahren  ihres 
Wachstums  zu  schützen,  bis  sie  des  Schutzes  nicht  mehr  bedarf.? 
Das  Sperrsystem  unserer  Feinde  hat  uns  hier  den  besten  großen 
Dienst  erwiesen,  indem  es  uns  die  Notwendigkeit,  den  Monopol- 
schritt sofort  zu  tun,  zeigte.  Deutsche  Landwirtschaft  und  deut- 
sche Industrie  werden  fortan  überwiegend  deutschen  Stickstoff 
verbrauchen,  der  aus  dem  Luftmeer  gewonnen  ist.  Wenn  dann 
künftig,  in  nicht  einmal  gar  zu  ferner  Zeit,  die  chilenischen  Sal- 
peterlager erschöpft  sein  werden ,  dann  steht  Deutschland  auf 
Grund  seiner  ernsten  wissenschaftlichen  Arbeiten  als  Stickstoff- 
lieferant schon  lange  an  erster  Stelle.  So  werden  künftig  die 
Länder  der  Welt  ihren  Stickstoff  von  uns  beziehen  müssen,  eine 
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neue  Abhängigkeit    von    deutschem    Arbeitsgeiste    wird    geschaf- 
fen sein. 

Das  Schicksal  eines  Volkes  wird  bestimmt  durch  seinen 
Geistesweg.  Üb  es  steigen  oder  fallen  soll,  hängt  davon  ab,  ob 
sein  Denken  und  Wollen  in  starker  Führung  aufwärts  weist,  oder 
ob  es  in  Lässigkeit,  Unwissenheit  und  Verwirrung  hin  und  her 
taumelt  und  allerlei  Fährnissen  schließlich  zum  Opfer  fällt. 
Schwache  Völker  werden  zum  Spielball  der  Zufälle,  der  Einwir- 
kungen einer  für  sie  sehr  oft  schädlichen  Außenwelt.  Starke 
Geschlechter  aber  bahnen  sich  ihren  Weg  nach  eigener  Willens- 
richtung; sie  zwingen  der  Umwelt  ihr  Gepräge  auf  und  geben 
den  Dingen  diejenige  Gestalt,  die  ihrem  inneren  Wesen  entspricht, 
ihren  Zwecken  dient.  Starker  rassenhafter  Geist  drückt  den  Ver- 
hältnissen seinen  Stempel  auf.  Die  Lcbenszustände  sind  eine 
Frucht  des  Menschengeistes,  nicht  umgekehrt,  und  starker  unge- 
brochener Menschengeist  ist  eben  Schöpfergeist. 


Konsumvereinswesen  und  Kleinhandel  in  Sachsen  nach  ihrer 
neueren  Entwicklung. 

Von 

Dr.  Arno    P  f  ü  t  z  c  -  G  r  o  1 1  e  w  i  t  z  in  Dresden. 

Allgemeine  Teuerung  und  Lebensmittelnot,  die  bereits  seit  Ende  des- 
vorigen  Jahrhunderts  sich  in  schwächerer  Form  bemerkbar  machten  und 
dann  während  des  Krieges  ins  Maßlose  gesteigert  worden  sind,  haben 
zur  natürlichen  Folge  gehabt,  daß  die  Konsumvereine  oder  Verbraucher- 
genossenschaften, die  ihren  Mitgliedern  gute  und  billige  Bedarfsgegen- 
stände beschaffen  wollen,  eine  mächtige  Ausbreitung  gefunden  haben 
und  daß  ihnen  auch  im  öffentlichen  Leben  eine  erhöhte  Aufmerksam- 
keit zuteil  geworden  ist.  Unter  sämtlichen  deutschen  Bundesstaaten 
und  auch  preußischen  Provinzen  ist  Sachsen  dasjenige  Land,  in  dem 
die  Konsumvereine  sich  am  frühesten  ausgebildet  und  überhaupt  die 
größten  Fortschritte  gemacht  haben.  Die  hervorragende  Bedeutung,  die 
der  konsumgenossenschaftlichen  Gütervcrmittlung  immer  mehr  zukommt, 
wird  es  deshalb  auch  rechtfertigen,  dem  in  Sachsen  so  außerordentlich 
entwickelten  Konsumvereinsvvesen,  das  in  dieser  Zeitschrift  (Jahrg.  I9O8 
S.  346  f.)  bereit.s  den  Gegenstand  einer  Darstellung  bildete,  in  seiner 
Weiterentwicklung  bis  zur  Gegenwart  und  in  seiner  Beziehung  zum  Klein- 
handel eine  nochmalige  Untersuchung  zu  widmen. 

Die     Entwicklung    des    Konsum  v  e  r  e  i  n  s  w  e  s  e  n  s     hat 
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in  Sachsen,  wo  seit  Ende  der  60er  Jahre  des  vorigen  Jahrhunderts  mit 
dem  Aufschwünge  der  Industrie  zahh'eiche  >Warenverteilungsvereine« 
und  ähnliche  Genossenschaften  aufkamen  und  diesen  bereits  im  Jahre 
X903  insgesamt  etwa  200000  Mitglieder  angehörten,  in  neuerer  Zeit 
vor  allem  durch  die  Lebensmittelverteuerung  eine  mächtige  Förderung 
erfahren.  In  einigen  anderen  Gebieten  des  Deutschen  Reichs  hat  sich 
gleichfalls  seit  etwa  10  Jahren  die  Konsumvereinsbewegung  gewaltig 
ausgedehnt.  Da  sie  dort  trotz  der  vorhandenen  günstigen  Vorbedin- 
gung für  ihre  Ausbreitung  zum  Teil  in  der  Entwicklung  zurückgeblie- 
ben war,  so  bot  ihr  die  Steigerung  der  Lebensmittelpreise  den  natür- 
lichen Antrieb  zu  besonders  schnellem  Wachstum,  weshalb  sie  dort 
mitunter  auch  verhältnismäßig  noch  rascher  zugenommen  hat  als  in 
Sachsen  mit  seinem  bereits  erstarkten  Konsumvereinswesen.  Nach  den  , 
neuesten  Veröffentlichungen  der  amtlichen  deutschen  Genossenschafts- 
statistik ist  bis  zum  Jahre  1914  in  Sachsen  der  Mitgliederbestand  der 
eingetragenen  Konsumgenossenschaften,  deren  Zahl  212  betrug,  auf 
319000  gestiegen,  während  es  im  ganzen  Deutschen  Reiche  zu  glei- 
cher Zeit  2343  derartige  Genossenschaften  mit  2  137  000  Mitgliedern  gab. 
Gemessen  an  der  Volkszahl  war  danach  das  Konsumvereinswesen  in 
Sachsen  über  doppelt  so  stark  entwickelt  als  im  Durchschnitt  des  Reichs, 
denn  von  dem  Gesamtmitgliederbestande  der  deutschen  Konsumvereine 
entfielen  etwa  15,5  Proz.  auf  Genossenschaften  in  Sachsen,  das  noch 
nicht  7,5  Proz.  der  Rcichsbevölkeruqg  umfaßt.  Die  wirtschaftlichen 
Folgen  des  Kriegs  haben  dann  in  den  letzten  Jahren  den  Konsumver- 
einen eine  große  Menge  neuer  Mitglieder  zugeführt,  so  daß  deren  Ge- 
samtzahl in  Sachsen  im  Jahre  191 7  ungefähr  380000  erreicht  hat  und 
heute  wohl  jeder  dritte  Bewohner  des  Landes  an  der  Güterversorgung 
durch  die  Konsumvereine  beteiligt  ist'). 

Die  konsumgenossenschaftliche  Warenvermittlung  hat  sich  aber 
nicht  nur  durch  Einbeziehung  weiterer  Volksschichten  ausgedehnt,  son- 
dern sie  ist  auch  durch  eine  den  Grad  des  Mitgliederzuwachses  über- 
schreitende Steigerung  der  wirtschaftlichen  Leistungen  intensiver  gewor- 
den. Von  entscheidendem  Einflüsse  sind  dabei  vor  allem  die  in  der 
modernen  Konsumvcrcin.sbewegung  obwaltenden  Entwicklungstendenzen 


i)  Es  wird  dabei  angenommen,  daß  ein  Mitglied  durchschnittlich  eine  Haus- 
haltung mit  5  Personen  vertritt.  Vgl.  die  von  A.  Petersilie  bearbeiteten  »Mittei- 
lungen zur  deutschen  Genossenschaftsstatistik«,  insbesondere  den  Doppeljahrgang 
für  1913  und  1914  S.  30.  —  Weiter  kommen  hier  als  genosseuschaftsstatistische 
Quellen  namentlich  in  Betracht :  das  von  E.  Würzbttrger  herausgegebene  Sta- 
tistische Jahrbuch  für  Sachsen ;  das  Jahrbuch  des  Allgemeinen  Verbandes  der 
deutschen  Erwerbs-  und  Wirtschaftsgenossenschaften  von  H.Crügcr;  das  Jahrbuch 
des  Zentralverbandes  deutscher  Konsumvereine  von  H.  Kau/mann ,  sowie  der 
Jubiläumsbericht  des  Verbandes  sächsischer  Konsumvereine  zu  seinem  50.  Verbands- 
tage, Hamburg  1918. 
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gewesen,  die  hauptsächlich  auf  eine  erhöhte  Zentralisierung  durch  Ausbau 
der  Verbandsorganisation  und  durch  Ausgestaltung  des  Warengroßbezugs 
abzielen  und  die  ferner  auf  eine  fortschreitende  Konzentration  der 
genossenschaftlichen  Unternehmen  durch  Verschmelzung  benachbarter 
Konsumvereine  sowie  auch  auf  eine  erhöhte  Erzeugung  der  Verbrauchs- 
güter in  eigenen  Betriebsstätten  hindrängen.  Die  Konsumgenossenschaf- 
ten Sachsens  gehören  zum  größten  Teile  —  mit  etwa  85  Proz.  des 
Gesamtmitgliederbestandes  —  dem  1867  gegründeten  Verbände  säch- 
sischer Konsumvereine  an,  der  nach  seinem  Ausscheiden  aus  dem  All- 
gemeinen Verbände  deutscher  Erwerbs-  und  Wirtschaftsgenossenschaften 
im  Jahre  1902  mit  einigen  anderen  Kousumvereinsverbänden  imd  der 
> Großeinkaufsgesellschaft«  (GEG)  in  Hamburg  den  Zentralverband  deut- 
scher Konsumvereine  errichtete.  Nur  wenige  Genossenschaften  Ost- 
sachsens sind  dem  Verbände  der  Konsumvereine  der  Lausitz  zu  Görlitz, 
einem  Unterverbande  des  Allgemeinen  Verbandes,  angeschlossen,  und 
in  allerjüngster  Zeit  hat  auch  der  erst  19O8  entstandene  Reichsverband 
deutscher  Konsumvereine  zu  Köln  in  Sachsen  Wurzel  gefaßt.  Im  gan- 
zen Deutschen  Reiche  zählten  diese  3  großen  Verbände  oder  ihre  Unter- 
verbände nach  den  von  ihnen  aufgenommenen  Statistiken  im  Jahre  1917 
über  2,8  Mill.  Mitglieder,  wovon  2,2  Mill.  auf  den  Zentralverband,  345  000 
auf  den  Allgemeinen  Verband  und  309  000  auf  den  Reichsverband 
kamen. 

Innerhalb  des  Zentralverbandes  deutscher  Konsumvereine  zeichnen 
sich  die  Genossenschaften  Sachsens  durch  großen  Mitgliederbestand  und 
hohe  Warenumsätze  aus.  Die  Entwicklung  der  sächsischen  Verbands- 
konsumvereine ist  dabei  seit  Beginn  des  XX.  Jahrhunderts  sowohl  nach 
der  jMitgliederzahl  als  auch  nach  den  Umsatzziffern  in  einer  fast  regel- 
mäßigen Aufvvärtsbewegung  verlaufen,  die  auch,  freilich  in  bezug  auf  die 
Warenumsätze  nur  scheinbar,  während  des  Krieges  kaum  unterbrochen 
worden  ist. 

Es  betrug: 


Im 
Jahre 

Die  Zahl 

Die 

Der 

Umsatz 

im 

Verkaufserlös  aus 

der 

Mitglieder- 

eigenen Geschäft 

selbstproduzierten  Wai 

Vereine 

zahl 

in 

i  Mill.  M. 

in  Mill.  M. 

1903 

121 

199  081 

52.7 

5.4 

1908 

162 

244812 

72,8 

II.5 

1913 

173 

306  734 

106,1 

22,5 

1914 

162 

323  454 

109,2 

23,9 

1915 

155 

331  645 

98,4 

24.8 

1916 

156 

349  835 

109.5 

23,2 

1917 

•       »57 

369  470 

110,7 

23.5 

In  diesen  Ziffern  kommt  vor  allem  der  erwähnte  Konzentrations- 
prozeß :  ein  ständiges  Anwachsen  des  Mitgliederbestandes  bei  abneh- 
mender Zahl  der  Vereine  deutlich  zum  Ausdruck.  Bei  dieser  Erschei- 
nung handelt  es  sich  im  wesentlichen  um  eine  Umbildung  der  Ortskon- 
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sumvereine  in  Bezirksgenossenschaften,  indem  Neugründungen  von  Verei- 
nen möglichst  unterbleiben,  die  bestehenden  Genossenschaften  dafür 
Verkaufsstellen  außerhalb  der  Gemeinde  ihres  Sitzes  errichten  oder  sich 
mit  Konsumvereinen  benachbarter  Orte  verschmelzen,  wodurch  u.  a. 
eine  erhebliche  Ersparnis  an  Verwaltungskosten,  eine  zweckmäßige  ört- 
liche Verteilung  der  Verkaufsstellen,  der  lohnende  Betrieb  der  Eigen- 
produktion und  andere  Vorteile  der  Großunternehmung  erreicht  werden, 
übrigens  auch  häufig  der  Uebertritt  von  Mitgliedern  aus  einer  Genossen- 
schaft in  die  andere  vermieden  wird.  Welche  große  Bedeutung  diese, 
Wandlungen  haben,  erhellt  daraus,  daß  seit  der  Jahrhundertwende  in 
Sachsen  allein  mehr  als  60  Konsumvereine  mit  anderen  verschmolzen 
worden  sind.  Nachdem  in  allen  Teilen  des  Landes  Konsumvereine 
entstanden  sind,  macht  sich  immer  mehr  unter  dem  Einflüsse  des  Ver- 
bandes das  Bestreben  geltend,  ihre  Leistungsfähigkeit  durch  planmäßige 
Organisation  zu  erhöhen  und  insbesondere  durch  Schaffung  eines  geord- 
neten, dem  Bedarf  angepaßten  Netzes  von  Verkaufsstellen  unter  Be- 
schrankung ihrer  Anzahl  auf  das  wirklich  notwendige  Maß  die  genos- 
senschaftlichen Zwecke  mit  dem  geringsten  wirtschaftlichen  Aufwände 
zu  erfüllen,  während  gerade  der  Kleinhandel  unter  einer  planlosen  Neu- 
errichtung von  Betrieben  zu  leiden  hat.  Der  Ausdehnung  der  Bezirks- 
konsumvereine sind  natürlich  insofern  Grenzen  gesetzt,  als  die  persön- 
liche Teilnahme  der  Mitglieder  am  Genossenschaitsleben  im  allgemei- 
nen eine  Vorbedingung  für  das  Gedeihen  des  genossenschaftlichen  Un- 
ternehmens ist.  Auf  der  anderen  Seite  spricht  es  nicht  gegen  die  Zweck- 
mäßigkeit der  Bezirksgenossenschaften,  wenn  diesen  in  den  Ausnahme- 
zuständen des  Kriegs  dadurch  mancherlei  Schwierigkeiten  erwachsen 
sind,  daß  die  öffentliche  Verteilung  der  meisten  Waren  gemeindeweise 
erfolgt. 

Im  übrigen  haben  aber  die  Konsumvereine,  wie  auch  ihr  starker 
Mitgliederzuwachs  zeigt,  gerade  im  Kriege  vermöge  der  planmäßigen 
Organisation  ihre  Vorzüge  auf  dem  Gebiete  ejner  sachgemäßen  Güter- 
verteilung zur  Geltung  gebracht,  und  zwar  vor  allem  in  den  Zeiten,  als 
vielfach  im  freien  Handel  schwere  Mißstände  auftraten^).  So  haben 
fast  alle  Konsumvereine  Sachsens  nach  Ausbruch  des  Krieges  den 
Masseneinkäufen  auf  Vorrat,  dem  ^Hamstern«,  entgegengev/irkt,  indem 
sie  aus  eigener  Entschließung  eine  Grenze  festsetzten,  über  die  hinaus 
Waren  nicht  abgegeben  wurden.  Lebensmittelwucher,  Verfälschungen, 
Bevorzugung  einzelner  Kunden,  welche  höhere  Preise  als  die  festgesezten 
Taxen  zahlen,  widersprechen  dem  inneren  Wesen  der  Konsumvereine, 
die  keinen  eigenen  Erwerbsgewinn  anstreben.     Mit  dem   zunehmenden 


i)  Jahrbuch  des  Zentralverbandes  deutscher  Konsumvereine  1915,  I,  S.  71.  - 
E.  H.  Meyer:  Genossenschaften  und  Kriegsstatistik  (Heft  15  der  von  H.  Crüger 
herausgegebenen  Genossenschaftlichen  Zeit-  und  Sireitfragen),    Berlin   1917,  S.  64  f- 
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Mangel  an  Lebensmitteln  und  der  behördlichen  Bewirtschaftung  der 
wichtigsten  Verbrauchsgüter  sind  natürlich  auch  der  Geschäftstätigkeit 
der  Konsumvereine,  deren  Verband  sich  häufig  über  die  Regelung  der 
Lebensmittclzuteilung  durch  einzelne  Gemeinden  und  Kommunalver- 
bände beschwert  hat,  enge  Schranken  gesetzt  worden,  sodaß  sich  der 
Gesamtwert  der  Umsätze  trotz  der  gewaltigen  Steigerung  der  Preise 
nicht  oder  nicht  Avesentlich  erhöht  hat,  also  eine  beträchtliche  Vermin- 
derung der  abgesetzten  Warenmenge  eingetreten  ist. 
.  Vor  dem  Kriege  ist  aber  nicht  nur  der  Abnehmerkreis  der  Kon- 
sumvereine im  ganzen  ständig  gewachsen,  sondern  deren  wirtschaftliche 
Leistungen  sind,  wie  die  folgenden  Zahlenreihen  erkennen  lassen,  in 
noch  stärkerem  Grade  erh()ht  worden. 

1903  1908  1913  1914  1915  1917 

Mitglieder  pro  Verein 1645  '5'^  ^773  ^997  2140  2353 

Umsatz  pro  Verein  in  1000  M.   .     .     .  435  449  613  674  635  705 

Umsatz  pro  Verkaufsstelle  in   1000  M.  107  1 10  129  129  117  131 

Umsatz  pro  Mitglied 265  297  345  338  297  300 

Eigenproduktion  in  ö/^,  des  Umsatzes  .  10,3  15,8  21,2  21,9  25,2  21,3 
Umsatz  bei  der  GEG  in  *^/q  des  eigenen 

Umsatzes —  19,9  24,0  24,6  26,4  16,5 

Die  Zahlen  bedürfen  keiner  längerer  Erläuterungen :  Beträchtliche 
Vergrößerung  der  Konsumvereine  infolge  Ausdehnung  der  genossen- 
schaftlichen Gütervermittelung  auf  weitere  Bevöikerungskreise  bei  gleich- 
zeitiger Verschmelzung  von  Genossenschaften,  Erhöhung  der  Waren- 
umsätze und  der  Eigenproduktion  in  einem  den  Mitgliederzuwachs 
überschreitendem  Grade,  zunehmende  Zentralisierung  des  Warenbezugs 
durch  die  Großeinkaufsgesellschaft  (GEG),  das  sind  die  wichtigsten  Ent- 
wicklungszüge des  sächsischen  Konsumvereinswesens,  die  in  den  Ziffern, 
wenigstens  soweit  sie  die  Zeit  vor  dem  Kriege  betreffen,  zum  Ausdruck 
kommen.  Der  erhebliche  relative  Rückgang  der  Wareneinkäufe  bei 
der  Großeinkaufsgesellschaft  seit  191 5  —  trotz  der  Erhöhung  der 
Preise  —  erklärt  sich  aus  der  Bewirtschaftung  der  meisten  Lebensmittel 
durch  die  Reichsstellen  und  Reichszentralgesellschaften.  Beachtenswert 
bleibt  aber,  daß  die  Verbandsgenossenschaften  etwa  die  Hälfte  der  ab- 
gesetzten Waren  in  eigenen  Betriebsstätten  herstellen  oder  von  der  GEG, 
die  selbst  umfangreiche  Produktionsanstalten  unterhält,  beziehen. 

Außer  Lebensmitteln,  insbesondere  Kolonial-  und  Materialwaren, 
führen  die  sächsischen  Konsumvereine  größtenteils  auch  Manufaktur- 
und  Schnittwaren  sowie  Schuhwerk,  ferner  mitunter  auch  andere  Bedarfs- 
artikel wie  Konfektionswaren,  Heizungsmaterial,  Kurzwaren  sowie  Haus- 
wirtschaftsgegenstände verschiedener  Art.  In  erster  Reihe  werden  aber 
durch  die  Ausbreitung  der  konsumgenossenschaftlicheu  Verkaufsstellen 
die  Kolonial-,  Materialwaren-  und  Landesproduktenhändler  betroffen,  die 
m  dem  Emporkommen  der  Konsumvereine  —  ebenso  wie  in  den  zahl- 
reichen Neueröffnungen   von   Kleinhandlungen    —  natürlich    eine   Ver- 


Miszellen.  87 

-ichärfung  des  Wettbewerbs  erblicken.  Von  dieser  Seite  geht  denn  auch 
vor  allem  die  in  Sachsen  seit  etwa  15  Jahren  stärker  gewordene  Bewe- 
gung gegen  das  Konsumvereinswesen  aus,  die  eine  Einschränkung  der 
>Konsumvercinsgefahr^~  namentlich  durch  Einführung  einer  besonderen 
Umsatzsteuer  anstrebt. 

Von  einer  staatlichen  S  o  n  d  e  r  s  t  c  u  e  r  nach  dem  Umsätze  sind 
bisher  in  Sachsen  die  Konsumvereine  verschont  geblieben ;  ihre  Ueber- 
schüsse  oder  Reingewinne  werden,  und  zwar  sowohl  bei  der  Genossen- 
schaft als  auch  bei  den  einzelnen  Mitgliedern,  nur  zur  Staatseinkommen- 
steuer in  gleicher  Weise  wie  bei  allen  mit  den  Rechten  der  juristischen 
Person  und  des  Vermügenserwcrbs  ausgestatteten  Vereinen  herangezo- 
gen. Nach  einer  Resolution  auf  ihrem  40.  Verbandstagc,  die  .sich  aber 
hauptsächlich  gegen  die  geplante  Einführung  einer  Umsatzsteuer  richtete, 
halten  die  Vertreter  der  sächsischen  Konsumvereine  auch  diese  Form 
der  Besteuerung  grundsätzlich  nicht  für  gerechtfertigt.  Ihre  Ansicht  ist, 
daß  die  »Rückvergütungen^,  die  von  den  Konsumgenossenschaften  an 
die  Mitglieder,  und  zwar  nach  dem  Gesetz  nur  an  diese,  nach  Maßgabe 
des  Wertes  der  bezogenen  Waren  gewährt  werden  und  die  übrigens 
durch  Herabsetzung  der  Warenverkaufspreise  ohne  Schaden  für  die 
Mitglieder  beliebig  vermindert  werden  können,  nicht  die  Eigenschaft 
eines  Erwerbsgewinnes  haben,  vielmehr  Rückzahlungen  eines  Teiles  der 
zu  hoch  berechneten  Aufschläge  darstellen,  die  der  Konsumverein  zur 
Deckung  seiner  Geschäftsunkosten  auf  die  Wareneinkaufspreise  legt 
und  die  jedes  Konsumvereinsmitglied  aus  seinem  bereits  versteuerten 
Einkommen  leistet  'j.  Wie  dem  aber  sei,  die  Konsumvereinsführer 
scheinen  sich  zum  großen  Teile  mit  dieser  Steuer  abgefunden  zu  haben, 
um  so  mehr,  als  sie  überhauj^t  die  »Dividendenseuche«  zu  bekämpfen 
suchen  und  in  Sachsen  auch  tatsächlich  schon  mit  gutem  Erfolge  auf 
eine  Beschränkung  der  Rückvergütungen  zugunsten  einer  Herabsetzung 
der  Warenpreise  und  insbesondere  einer  Verstärkung  des^  Genossen- 
schaftsvermögens hingewirkt  haben. 

Die  Bestrebungen  auf  landesgesetzliche  Einführung  einer  Sonder- 
besteuerung haben  in  Sachsen  ihr  Ziel  nicht  erreicht.  Ein  von  der 
II.  Kammer  im  Jahre  1908  erneut  angenommener  Antrag  auf  Vorlegung 
eines  Gesetzentwurfs,  wonach  Warenhäuser,  sonstige  Großbetriebe  im 
Kleinhandel  und  Zweiggeschäfte,  darunter  auch  Konsumvereine,  mit 
einer  den  Gemeinden  zufliefSenden  Umsatzsteuer  dergestalt  zu  belegen 
sind,  daß  diese  Steuer  nicht  auf  die  Lieferanten  der  betroffenen  Ge- 
schäfte abgewälzt  werden  kann,  ist  von  der  I.  Kammer  nach  einem  ein- 

i)  Vgl.  hierzu  den  Bericht  von  Riehn  auf  dem  40.  Verbandslage  der  sächsi- 
schen Konsumvereine,  abgedruckt  in  der  Konsumgenossenschaftlichen  Rundschau 
1908,  Nr.  26.  —  Vgl.  auch:  i\I.  Graniinger,  »Zur  Frage  der  Genossenschaftsbe- 
steuerung«  in  dieser  Zeitschrift,  1916  S.  21  f. 
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gehenden  Bericht  der  zuständigen  Deputation  einstimmig  abgelehnt 
worden;  einstimmig  wohl  deshalb,  weil  es  Unmögliches  von  der  Regie- 
rung verlangen  heißt,  die  Abwälzung  der  Steuer  durch  ein  Gesetz  zu 
verhindern^).  Nachdem  das  1 896  eingeführte  Dreiklassenwahlsystem,  das 
gegenüber  dem  vorher  jahrzehntelang  bestehenden  gleichen  Wahlrecht 
eine  weitgehende  politische  Entrechtung  der  unteren  Stände  und  damit 
auch  der  Konsumvereinsmitglieder  in  sich  schloß,  durch  ein  anderes 
Wahlrecht  im  Jahre  1909  ersetzt  worden  v/ar,  hatte  die  IL  Kammer 
eine  solche  Zusammensetzung  erhalten,  daß  die  völlig  aussichtslos  ge- 
wordene Umsatzsteuervorlage  von  ihren  Anhängern  nicht  wieder  ein- 
gebracht worden  ist. 

Dagegen  hatte  schon  früher  eine  Reihe  sächsischer  Gemeinden 
auf  Grund  der  ihnen  zustehenden  Autonomie  den  Konsumvereinen  und 
Kleinhandelsgroßbetrieben  besondere  Umsatzsteuern  auferlegt,  die  in- 
dessen die  Entwicklung  der  Genossenschaften  nicht  zu  hemmen  ver- 
mocht haben  und  nur  eine  Sonderbelastung  eines  Teiles  der  minder- 
bemittelten Bevölkerung  bedeuteten.  Bis  zum  Jahre  1912  war  eine  sol- 
che Steuer  von  39  Gemeinden  eingeführt  worden,  von  denen  19  sie 
aber  inzwischen  wieder  aufgehoben  hatten.  Seit  dem  Inkrafttreten  des 
Gemeindesteuergesetzes  vom  11.  Juli  1913  ist  jedoch  eine  Aenderung 
insofern  eingetreten,  als  die  Gemeinden  bei  Großbetrieben  im  Klein- 
handel und  bei  Zweiggeschäftsunternehmungen  als  Einkommen  eine» 
■bestimmten  Prozentsatz  des  erzielten  Jahresumsatzes,  jedoch  nicht  über 
8  Proz.,  dann  versteuern  können,  wenn  das  wirklich  erzielte  Einkommen 
hinter  diesem  Satze  zurückbleibt,  während,  und  das  ist  die  wichtigste 
Aenderung,  eine  andere  Form  der  Umsatzbesteuerung,  wie  sie  nach  dem 
Regierungsentwurfe  gemäß  dem  bisherigen  Rechtszustande  zugelassen 
werden  sollte  und  von  der  konservativen  Fraktion  gefordert  worden 
war,  unzulässig  ist.  Diese  in  den  Städten  Buchholz  und  Chemnitz  schon 
vorher  bestehende  Besteuerung  eines  »fingierten«  Einkommens,  bei  der 
in  Ermangelung  eines  angemessenen  tatsächlichen  Reinertrags  und  an 
Stelle  dessen  eine  begrenzte  Quote  des  Umsatzes  zur  kommunalen  Ein- 
kommensteuer veranlagt  werden  kann,  trifft  die  Konsumvereine  als 
Sonderbelastung  nur  in  den  ganz  seltenen  Fällen,  wo  die  Rückvergü- 
tungen weniger  als  8  Proz.  des  Umsatzes  betragen.  So  ist  die  neuere 
Wirtschaftsgesetzgebung  in  Sachsen  für  die  Konsumgenossenschaften 
nicht  ungünstig  gewesen.  Eine  staatliche  und  gemeindliche  Umsatz- 
besteuerung ist  zudem  künftig  durch  das  Reichs-Umsatzsteuergesetz 
vom  26.  Juli  1918  teilweise  ausgeschlossen,  indem  von  Unternehmen, 
die  vorwiegend  notwendige  Lebensmittel  vertreiben,  Steuern  vom  Um- 
satz dieser  Waren  in  Einzelstaaten  und  Gemeinden  nicht  mehr  erho- 
den  werden  dürfen. 


[)  Landtagsakten   1907/08.  Berichte  der  I.  Kammer,  II.  Teil,   S.  811. 
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Die  Notwendigkeit  der  Einschränkung  des  konsiimgenossenschaft- 
lichen  Güterverteilungssystems  ist  von  den  Beftirwortern  einer  Umsatz- 
steuer noch  bis  in  die  jüngste  Zeit  meist  damit  begründet  worden,  daß 
sonst  ein  weiterer  Verfall  des  Kleingewerbes  zu  befürchten  sei.  In 
Wahrheit  lehrt  aber  bekanntlich  die  Statistik,  daß  im  Gegensatz  zu 
vielen  im  Rückgang  befindlichen  oder  bereits  fast  erloschenen  Hand- 
werkszweigen, welche  mit  den  Konsumvereinen  in  keinerlei  Wettbewerb 
stehen,  der  Kleinhandel  nicht  nur  keinen  Verlust  an  Betrieben 
erlitten,  sondern  eine  ungeheure  und  offenbar  ungesunde  Vermehrung 
erfahren  hat,  die  mit  ihren  Folgeerscheinungen  sicherlich  vielfach  erst 
den  Anstoß  zum  Zusammenschluß  der  .Konsumenten  zu  Einkaufsge- 
nossenschaften gegeben  hat.  So  sind  in  Sachsen,  wo  das  Konsumver- 
einswesen sich  schon  verhältnismäßig  frühe  eingebürgert  und  allmäh- 
lich eine  hohe  Stufe  der  Ausbildung  erreicht  hat,  die  Handelsbetriebe 
schon  seither  in  starkem  Grade  vertreten  gewesen,  und  sie  haben  sich, 
wie  insbesondere  die  gewerblichen  Betriebszählungen  von  1882,  1895 
und  1907  ergeben,  hier  über  alle  Maßen  vermehrt^). 

Nach  diesen  Erhebungen  bestanden  an  haupt-  und  nebenberuflich 
betriebenen  Warenhandelsgeschäften  (Gewerbeklasse  XlXa  und  d): 


1882 

1895 

1907 

Im  Deutschen  Reiche  . 
In  Sachsen  

531  631 
41  336 

686  195 
63494 

972  538 
90321. 

Während  die  Zahl  der  Warenhandelsbetriebe  in  dem  25jährigen 
Zeiträume  von  I882  bis  1907  im  ganzen  Deutschen  Reiche  um  83  Proz. 
zugenommen  hat,  ist  sie  in  Sachsen  um  119  Proz.  ihres  ehemaligen 
Standes,  also  um  beinahe  das  Anderthalbfache  des  Reichsdurchschnitts 
gewachsen.  Diese  aufsteigende  numerische  Entwickelung  der  Waren- 
handelsgeschäfte ist  dabei  in  einem  viel  schnelleren  Zeitmaße  vor  sich 
gegangen  als  die  der  Bevölkerung.  Hatte  in  Sachsen  die  Anzahl  der 
Warenhandlungen  um  119  Proz.  zugenommen,  so  war  hier  die  Volks- 
ziffer nur  um  52  Proz.  gestiegen.  Jene  hat  sich  danach  2  1 4  bis  2  Va^al 
so  rasch  wie  diese  gehoben.  Wenn  auch  die  Industrialisierung  und 
>Verstadtlichung«  der  Bevölkerung,  die  Steigerung  und  Vermannigfal- 
tigung  der  Bedürfnisse  es  erklärlich  machen,  daß  die  Bevölkerungszu- 
nahme nicht  gleichen  Schritt  mit  der  Vermehrung  der  Warenhandlungen 
gehalten  hat,  so  ist  doch  diese  Vermehrung  ihrem  Grade  nach  offen- 
bar nicht  in  dem  auch  durch  einen  gesteigerten  inneren  Warenaustausch 
gegebenen  Rahmen  geblieben.  Jedenfalls  können  die  Konsumvereine, 
die  in  der  Hauptsache  nur  die  neuaufgekommene  Klasse  der  Industrie- 
arbeiter mit  einem  Teile   der  Bedarfsgegenstände   versorgen,   auf  den 

i)  Bezüglich  der  Ergebnisse  der  gewerblichen  Betriebszählung  von  1907,  die 
für  die  frühere  Darstellung  noch  nicht  vorlagen,  vgl.  die  Zeitschrift  des  Sächsischen 
Statistischen  Landesamtes  1910,  S.  1  f. 
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Wafcnliandcl  im  ganzen  nicht  den  zerstörenden  Einfluß  ausgeübt  haben, 
den  man  ihnen  häufig  zuschreibt. 

Infolge  der  Entstehung  größerer  Betriebsformen  hat  sich  im  Warcn- 
handel  das  erwcrlistätige  Personal  noch  stärker  erhöht  als  die  Zahl  der 
Retriebe  selbst.  In  der  Zeit  von  1882  bis  1907  ist  die  Gesamtzahl  der 
im  Warenhandel  beschäftigten  Arbeitskräfte  im  Reiche  von  706000  auf 
I  772000  oder  um  149  Proz.,  in  Sachsen  von  56000  auf  162000  oder 
um  188  Proz.  gestiegen.  Schon  aus  dem  Unterschiede  zwischen  Perso- 
nal- und  Retricbszahl  geht  hervor,  daß  die  Warenhandlungen  im  all- 
gemeinen geringeren  Umfangs  sind.  Zum  größten  Teile  tragen  sie  den 
Charakter  von  Detailgeschäftcn  oder  Klcinhandelsbetrieben,  die,  wie  die 
Konsumvereine,  ihre  Waren  unmittelbar  an  die  Verbraucher  absetzen. 
Ueber  die  Bestandsveränderungen  der  Warenhandlungen  nach  verschie- 
denen Größenklassen,  abgestuft  nach  dem  Umfange  des  beschäf- 
tigten Gesamtpersonals,  unterrichtet  die  folgende  Uebersicht. 
Zahl  der  Warenhandelsbetriebe  in  Sachsen. 


Proz.  Zunahme 

1882 

1895 

1907 

1882— 1907 

Kleinbetriebe 

29346 

51844 

69653 

137 

Mittelbetriebe     .     .     . 

I  20S 

2256 

3646 

202 

Großbetriebe       .     .     . 

II 

31 

90 

718 

Hauptbetriebe  zus.     . 

30565 

54  131 

73  389 

140 

Nebenbetriebe     .     .     . 

10771 

9364 

16932 

57 

Gesaratzahl    .     .     .     . 

41  336 

63  495 

90321 

119 

In  allen  Größenklassen  zeigt  sich  eine  die  Volkszunahme  ver- 
hältnismäßig übersteigende  Vermehrung  der  Betriebe.  Am  schwächsten 
war  sie  noch  bei  den  sozial'  weniger  wichtigen  Nebenbetrieben,  in 
denen  keine  Person  hauptberuflich  tätig  ist.  Die  umfangreicheren 
Handelsunternchmungen,  insbesondere  die  mehr  als  50  Personen  be- 
schäftigenden »Großbetriebe«,  die  früher  überhaupt  eine  Seltenheit 
waren,  haben  sich  relativ  natürlich  stärker  ausgebreitet  als  die  kleineren 
Betriebsformen.  Bei  der  ganzen  Bestandsveränderung  fallen  aber  doch 
vor  allem  die  »Kleinbetriebe«  mit  höchstens  5  Personen  ins  Gewicht, 
denn  sie  machen  allein  etwa  95  Proz.  der  Hauptbetriebe  aus.  Trotz 
der  Erstarkung  des  Konsumvereinswesens  hat  sich  von  1882— 1907  die 
große  Menge  dieser  kleingewerblichen  Handelsbetriebe 
um  137  Proz.  oder  2-/3^0!  schneller  als  die  Bevölkerung  (52  Proz.) 
vermehrt. 

Ueber  die  Veränderungen  der  Betriebszahl  in  den  einzelnen  Han- 
delszweigen, insbesondere  in  dem  mit  den  Konsumvereinen  hauptsäch- 
lich in  Wettbewerb  stehenden  Lebens mittelhandel,  gibt  die 
Statistik  keine  genauen  Aufschlüsse.  In  Sachsen  ist  neben  den  meist 
älteren  Kolonial-  und  Materialwarenhandlungen,  die  in  der  Regel  gut 
geleitet  sind,  sich  vom  Vater  auf  den  Sohn  fortzuerben  pflegen,  und 
deren  Inhaber  eine  sorgfältige  kaufmannische  Schulung  genossen  haben, 
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auch  eine  Unmenge  kleiner,  von  ungelernten  männlichen  oder  weib- 
lichen Kräften  bewirtschafteter  Kramläden  entstanden,  im  Volksmundc 
sBüdchen«  genannt,  die  sich  von  jenen  u.  a.  dadurch  unterscheiden, 
daß  sie  trotz  des  geringen  Umfanges  der  Betriebsräume  in  höherem 
Grade  das  Gepräge  von  Gemischtwarenhandlungen  tragen.  Außer 
Kolonial-  imd  Materialwaren  und  Landesprodukten  (auch  Brot,  Butter. 
Käse,  Eier,  Kartoffeln,  eingelegte  und  geräucherte  Fischwaren,  Kon- 
serven, Flaschenbier)  vertreiben  sie  hauptsächlich  -^ Grünwaren«  aller 
Art,  die  der  gelernte  Kolonialwarenhändler  nicht  führt,  und  ferner  mit- 
unter auch  allerhand  Hauswirtschaftsgegenstände  wie  Besen,  Bürsten, 
Topfwaren,  An/.ündeholz  usw.  Durch  diese  an  Zahl  ungemein  gewach- 
senen »Landesprodukten-  und  Grünwarcnhandlungenc  wird  zweifellos 
der  Kolonialwarenhändler  in  seinem  Erwerbe  erheblich  berührt,  und 
zwar  auf  seinem  ganzen  Tätigkeitsgebiete,  während  manche  Arten  neu- 
aufgekommener S  p  e  z  i  a  1  g  e  s  c  h  ä  f  t  c  wie  Zigarren-,  Schokolade-,  Kaffee-, 
Konserven-  und  Likürhandlungen  nur  Teile  seines  Wirkungskreises  an 
sich  gezogen  haben.  Da  diese  Sondergeschäftc  lediglich  eine  be- 
schränkte Anzahl  meist  gleichartiger  und  dem  Verderben  nicht  ausge- 
setzter Waren  vertreiben,  die  zudem  vom  Grossisten  häufig  verkaufs- 
fertig, abgezählt  oder  abgewogen  in  festen  Packungen  oder  Stücken, 
geliefert  werden,  so  ist  zu  ihrer  Führung  in  der  Regel  keine  längere 
Ausbildung  erforderlich,  wodurch  natürlich "  die  Neueröffnung  solcher 
Betriebe  erleichtert  wird.  Unter  den  Spezialgeschäften  sind  es  insbe- 
sondere die  Zigarrenhandlungen,  die  sich  über  alle  Maßen  verbreitet 
haben  und  deren  sich  oft  mehrere  dicht  beieinander  in  den  Straßen 
der  größeren  Städte  vorfinden.  Ist  doch  in  der  Zeit  von  1882  — 1907 
die  Zahl  der  Zigarren-  und  Tabakgeschäftc  in  Sachsen  von  597  auf 
2506  oder  um  318  Prozent  und  im  ganzen  Deutschen  Reiche  von  81 13 
auf  29487  oder  um  263  Prozent  gewachsen. 

In  stärkerem  Maße  als  die  Spezialgeschäfte  wirkt  aber  auf  die 
älteren  Kolonialwarenhandlungen  offenbar  der  Wettbewerb  der 
zahlreichen  Landcsproduktcnläden  ein.  Soweit  die  gewerb- 
lichen Betriebszählungen  überhaupt  Vergleiche  hinsichtlich  der  Ent- 
wickelung  der  Kolonialwarenhandlungen  und  der  »Landesprodukten- 
und  Grünwarengeschäfte«  gestatten,  lassen  sie  darauf  schließen,  daß 
sich  diese  viel  schneller  als  jene  vermehrt  haben  ^).  In  den  zahlreichen 
l)  Ein  genauer  Vergleich  ist  deshalb  nicht  möglich,  weil  bei  dem  Vorkommen 
von  Mischformen  eine  gleichmäßige  Zuordnung  der  einzelnen  Betriebe  zur  einen 
oder  anderen  Gruppe  bei  den  verschiedenen  Zählungen  nicht  zu  erwarten  ist,  und 
weil  die  gewerbliche  Betriebszählung  von  1907  gegenüber  ihren  Vorgängerinnen 
«ine  andere,  hauptsächlich  feinere  systematische  Gliederung  des  Handels  durch- 
geführt hat.  Die  im  Jahre  1907  unterschiedenen  Zweige  des  Handels  mit  land- 
wirtschaftlichen Produkten,  zu  dem  hauptsächlich  die  I.andesprodukten-  und  Grün- 
warengeschäfte gehören    (Gewerbeart  XIX a  3—5)    und  die  des  Handels  mit  Kolo- 
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Landesprodukten-  und  Grünwarenhandlungen  oder  >Büdchen«  decken 
meist  die  Haushaltungen  der  Nachbarschaft  ihren  Bedarf  an  frischem 
Gemüse  und  ähnlichen  beim  Kolonialwarenhändler  nicht  erhältlichen 
Gartenerzeugnissen,  und  sie  entnehmen  dort  bei  dieser  Gelegenheit 
auch  vielfach  andere  Gegenstände,  insbesondere  Spezcrei-  und  Mate- 
rialwaren, die  sie  beim  »Kaufmann«,  dem  Kolonialwarenhändler,  meist 
in  reicherer  Auswahl  und  besseren  Qualitäten  vorfänden.  Zweifellos 
haben  die  Kolonialwarenhändler  auch  mit  dem  Wettbewerb  der  kon- 
sumgenossenschaftlichen Verkaufsstellen  zu  rechnen.  Allein  in  dem 
Mittelstande  und  namentlich  in  den  begüterten  Bevölkerungsschichten, 
deren  Bedürfnisse  mit  dem  wachsenden  Wohlstande  sich  erhöht  und 
verfeinert  haben,  ist  ihnen  doch  ein  guter  Kundenstamm  verblieben. 
Deshalb  pflegen  sie  auch,  vor  allem  in  den  größeren  Städten,  immer 
mehr  den  einträglicheren  Vertrieb  hochwertiger  Waren,  z.  B.  auch  den 
von  Delikatessen,  Edelobst,  Südfrüchten,  Weinen  und  Likören,  und  sie 
legen  größere  Sorgfalt  auf  vornehme  Ausstattung  der  Läden,  auf  gute 
Verpackung  der  Waren,  auf  Erfüllung  individueller  Wünsche  und  »promp- 
teste und  zuvorkommendste  Bedienung«  der  Kunden,  wofür  diese,  die 
meist  nicht  mit  dem  Pfennig  und  oft  auch  nicht  mit  der  Mark  zu 
rechnen  brauchen,  natürlich  zum  Teil  auch  entsprechend  höhere  Preise 
zu  zahlen  haben. 

Im  ganzen  werden  die  Inhaber  der  älteren  Kleinhandelsbetriebe 
in  ihrem  ehemaligen  Tätigkeitsgebiete  sicherlich  weniger  durch  die 
Konsumvereine  als  durch  die  Verschärfung  der  Konkurrenz  innerhalb 
ihrer  eigenen  Reihen  beeinträchtigt.  Denn  die  konsumgenossenschaft- 
liche Warenvermittlung  erstreckte  sich  doch  selbst  in  Sachsen  vor  Aus- 
bruch des  Krieges  nur  auf  etwa  ein  Drittel  der  Landesbevölkerung 
oder  auf  nicht  viel  mehr  als  i'/a  Millionen  Bewohner,  und  zwar  auch 
nur  auf  einen  Teil  ihres  Bedarfs,  während  die  gesamte  Bevölkerung 
Sachsens  seit  der  Entstehung  zahlreicher  Konsumvereine,  also  seit 
Anfang  der  70er  Jahre,  wo  bereits  100  derartige  Genossenschaften  be- 
.standen,  um  2,3  Millionen  Personen  gewachsen  ist  und  der  Bedarf  des 
einzelnen  Bewohners  sich  im  Durchschnitt  wesentlich  erhöht  hat.    »Der 

nial-,  Eß-  und  Trinkwaren  (Gewerbeart  XIX  a  15—17  und  19  —  22)  müssen  zum 
Zweck  eines  zeitlichen  Vergleichs  wieder  zusammengefaßt  werden.  Es  ergibt  sich 
hiernach  folgende  Gegenüberstellung,  die  wohl  wenigstens  allgemein  die  Entwick- 
lungstendenzen richtig  zum  Ausdruck  bringt. 

1882  1907         Zimahme  in  *>/(, 

Hauptbetriebe  des  Landesproduktenhandels     5822        14  54S  149.9 

*  «      Kolonialwarenhandels  9804        18  465  88,4 

Die  Gesamtzahl  der  Betriebe  (Haupt-  und  Nebenbetriebe)  ist  we.sentlich  ge- 
ringer, im  Landesproduktenhandel  um  120%,  im  Kolonial-,  Eß-  und  Trinkwaren- 
handel um  52  %  gestiegen.  Bei  der  Zählung  von  1882  sind  übrigens  die  damals 
noch  seltenen  Drogengeschäfte  nicht  ausgeschieden. 
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solide  Detailhandel  wird  —  so  heißt  es  in  dem  erwähnten  Deputations- 
bericht der  I.  Kammer  (a.  a.  O.  S.  821)  —  weniger  durch  Warenhäuser 
und  Großbetriebe  geschädigt,  als  vielmehr  durch  Neugründung  zahl- 
reicher kleiner,  mit  unzureichenden  Mitteln  versehener  Geschäfte,  deren 
Inhaber  oft  der  notwendigen  Sachkenntnis  ermangeln.  Manche  dieser 
Leute  messen,  wenn  es  nicht  vorwärts,  sondern  rückwärts  mit  ihnen 
geht,  nicht  sich  selbst  die  Schuld  bei,  sondern  den  obwaltenden  Ver- 
hältnissen, und  rufen  nach  Staatshilfe.« 

Daß  sich  insbesondere  die  kleinen  Lebensmittelgeschäfte  in  Sachsen 
auch  in  neuerer  Zeit  stark  verbreitet  haben,  geht  ferner  aus  einer  von 
der  Gevverbekammer  Dresden  in  den  Jahren  1905  und  19 lo  aufgenom- 
menen Statistik  hervor,  die  sich  auf  die  von  ihr  vertretenen  Kleinbe- 
triebe, d.  h.  auf  nicht  ins  Handelsregister  eingetragene  Betriebe  mit 
weniger  als  3100  Mark  gewerblichem  Einkommen,  bezieht.  Danach 
war  im  Bezirke  dieser  Kammer,  in  dem  etwa  28  Prozent  der  Landes- 
bevölkerung wohnen,  die  Zahl  der  zu  einer  großen  Gruppe  zusammen- 
gefaßten ^Lebensmittelgeschäfte  wie  Kolonial-  und  Materialwaren-,  Pro- 
dukten- und  Grünwaren-,  Milch-  und  Fischwarenhandlungen  in  der 
Zeit  von  1905  bis  1910  von  4671  auf  5175  oder  um  beinahe  11  Prozent 
gestiegen  ^).  Also  auch  hier  eine  die  Bevölkerungszuwachsrate  (6,6 
Prozent)  überschreitende  Vermehrung,  wobei  zu  berücksichtigen  ist, 
daß  die  zur  Zuständigkeit  der  Gewerbekammer  gehörenden  Kleinbe- 
triebe mit  der  allmählichen  Ausbildung  zu  größeren  Betriebsformen 
aus  dem  Kreise  der  von  jener  Kammer  vertretenen  Betriebe  und  damit 
auch  aus  der  Statistik  von  Zählung  zu  Zählung  ausscheiden,  wofür 
andere,  anfänglich  meist  kleinere  Geschäfte  an  ihre  Stelle  treten. 

Als  beachtenswertes  Ergebnis  zeigt  diese  Statistik  weiterhin,  daß 
das  —  freilich  sehr  niedrige  —  Durchschnittseinkommen  der  be- 
treffenden Lebensmittelgeschäfte,  obwohl  gerade  die  im  wirtschaftlichen 
Aufstieg  begriffenen  Betriebe  beim  Erreichen  einer  gewissen  Höhe  der 
Erträge  aus  der  Statistik  verschwinden,  sich  in  dem  kurzen  Zeitraum 
nicht  unwesentlich,  um  5  Prozent,  erhöht  hat.  Daß  aber  auf  der  an- 
deren Seite  die  Lage  der  kaufmännisch  geschulten  und  mit  hinreichen- 
dem Betriebskapital  ausgestatteten  Inhaber  der  älteren  und  größeren 
Kolonialwarenhandlungen,  für  deren  Vertretung  die  Handelskammern 
zuständig  sind,  sich  in  Sachsen  trotz  der  verschärften  Konkurrenz  im 
ganzen  gebessert  hat,  wird  allgemein  bestätigt  und  ist  in  der  früheren 
Darstellung  bereits  hervorgehoben  worden.  Als  neues  Zeugnis  sei  hier 
nur  der  bereits  genannte,  gewiß  unparteiische  Deputationsbericht  der 
I.  Landtagskammer  angeführt,  in  dem  es  (a.  a.  O.  S.  882)  heißt :  »Wer 
lange  Zeit  im  geschäftlichen  Leben  steht  und  auf  den  verschiedensten 


l)  Ohne  Getreide-,  Schokolade-  und  Zigarrenhandlungen.  —  Vgl.  im  übrigen 
die  Jahresberichte  der  Gewerbekammer  Dresden  für  1905  und  1910. 
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Gebieten  des  Erwerbslebens  erfahren  ist,  wird  bestätigen  können,  daß 
diejenigen,  die  für  ihr  Geschäft  etwas  Tüchtiges  gelernt  haben,  dafür 
die  erforderlichen  I<'achkcnntnissc  besitzen,  Ordnung  zu  halten  verstehen, 
sparsam,  fleißig  und  energisch  sind,  in  der  Regel  auch  geschäftlichen 
Erfolg  im  T.eben  gehabt  haben.« 

Wenn  sich  danach  die  materiellen  Verhältnisse  der  mit  den  Kon- 
sumvereinen hauptsächlich  in  Wettbewerb  stehenden  Kleinhändler  im 
ganzen  zumindestens  kaum  verschlechtert  haben,  so  bringen  ohne 
Zweifel  die  planlosen  Geschäfts- Neueröffnungen,  wie  sie  vor  allem  von 
ungelernten  Arbeitskräften  erfolgen,  doch  ein  Moment  der  Unsicher- 
heit in  die  Lage  des  Detailhandels.  Nicht  Arbeitsscheu  oder  Aussicht 
auf  ein  bequemes  Leben,  wie  wohl  manchmal  angenommen  wird,  son- 
dern allgemeine  Betriebsamkeit,  ein  an  sich  gesundes  Streben  nach 
beruflicher  Selbständigkeit,  der  Drang  nach  Selbstbestimmung  des 
eigenen  Schicksals  und  nach  Selbstverantvvortung  und  andere  an  sich 
vortreffliche  Beweggründe  sind  es  wohl,  die  viele  ungeschulte  Personen 
zum  Händlerberufe  führen,  dessen  Ausübung  ohne  Fachkenntnis  zur 
Not  eben  noch  eher  möglich  ist  als  etwa  der  Betrieb  eines  LIandwerks. 

Der  Zudrang  berufsfremder  Elemente  zum  selbständigen  Klein- 
handel wird  dadurch  begünstigt,  daß  jeder  neueröffnete  Handelsbetrieb 
leicht  einen,  wenn  auch  kleinen  Abnehmerkreis  aus  der  Mitte  der  in 
der  Nähe  wohnenden  Bevölkerung  erwirbt,  die  ihrerseits  die  Gegen- 
stände für  den  täglichen  Bedarf  —  aus  Bequemlichkeit,  Zeitmangel, 
persönlichen  Rücksichten,  Kreditbedürfnis  —  eben  von  dem  »ersten 
besten <-  oder  von  dem  am  leichtesten  erreichbaren  Kleinhändler  be- 
zieht. Diese  Bewegung  wird  weiterhin  dadurch  gefördert,  daß  in  den 
Häusern  der  Städte  die  zu  Wohnzwecken  weniger  geeigneten  Räume 
des  Untergeschosses  immer  mehr  als  Verkaufsläden  eingerichtet  werden. 
Die  Uebersetzung  des  Detailhandels  ist  aber  mit  einer  Verschwendung 
wirtschaftlicher  Kräfte  verbunden,  indem  der  einzelne  Kleinhändler  bei 
ungenügender  Beschäftigung  und  unvollständiger  Ausnutzung  seines  Be- 
triebskapitals im  Durchschnitt  nur  niedrige  Umsätze  erzielen  kann, 
sodaß  er  zur  Gewinnung  seines  Lebensunterhaltes  die  Waren  mit 
hohen  Aufschlägen  auf  die  Einkaufspreise  absetzen  muß.  »Der  Wett- 
bewerb eines  überfüllten  Kleinhandels  so  sagt  die  von  der  Säch- 
sischen Regierung  dem  Landtage  im  Jahre  1902  vorgelegte  Denkschrift 
—  geht  zumeist  mehr  dahin,  den  Handelsgewinn  zu  zersplittern  als 
ihn  zu  ermäßigen,  und  dahin,  ihn  durch  Warenverschlechtcrung  zu 
verschleiern.  Die  meisten  der  geschäftsunerfahrenen,  warenunkundigen 
und  unbemittelten  Kleinhändler  sind  weder  in  der  Lage,  genügend  zu 
kalkulieren,  noch  durch  Preisermäßigungen  ihren  Kunden  dauernd 
Vorteile  zu  verschaffen«  ^). 

i)  Landtagsakten  igoi/02,  Uekrele  ill.  Bd.  —  Hierzu  als  Ergänzung  die 
Ausführungen  des  Ministerialdirektors    Rosc/ur  in  der    II.  Kammer  am   17.  Februar 
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Die  dauernde  Ueberfüllung  des  Kleinhandels  mit  selbständigen 
Erwerbstätigen  hat  zur  notwendigen  Folge,  daß  eine  große  Menge  der 
ständig  neuentstehenden,  volkswirtschaftlich  überzähligen  Handelsbe- 
triebe über  kurz  oder  lang  wieder  eingeht.  Das  durch  die  Gewerbe- 
zählungen gewonnene  Bild  von  der  Vermehrung  der  Warenhandlungen 
erhält  in  diesem  Zusammenhange  denn  auch  noch  eine  ganz  andere 
Beleuchtung  durch  die  Nachweisungen  der  Konkursstatistik,  indem  sich 
hier  zeigt,  daß  außerordentlich  viele  Kleinhändler  infolge  Vermögens- 
verfalls ihren  Betrieb  wieder  einstellen,  und  zwar  trifft  das  vor  allem 
auf  Sachsen  mit  seinem  hohen  und  ungemein  gewachsenen  Bestand  an 
Kleinhandelsgeschäften  zu.  Diese  Verhältnisse  haben  sich  seit  der 
früheren  Darstellung  nicht  geändert;  es  sei  hier  nur  hinzugefügt,  daß 
an  der  Gesamtzahl  der  von  1895  bis  1907  im  Deutschen  Reiche  nach- 
gewiesenen neuen  Konkursen  in  Höhe  von  105  600,  die  zu  37  Prozent 
den  Warenhandel  betrafen,  Sachsen  alljährlich  regelmäßig  mit  einer 
übergroßen  Zahl,  nämlich  mit  etwa  dem  Doppelten  der  seiner  Bevöl- 
kerungsstärke entsprechenden  Menge  beteiligt  war,  denn  die  Anzahl 
der  Konkurse  betrug  hier  in  gleichem  Zeiträume  15400  oder  14,6  Pro- 
zent der  Reichszahl.  Wenn  auch  in  vielen  Fällen,  wo  über  das  Ver- 
mögen der  Geschäftsinhaber  das  Konkursverfahren  eröffnet  wird,  nicht 
eine  völlige  Bctriebseinstellung,  sondern  nur  ein  Besitzwechsel  statt- 
findet, so  ist  doch  tatsächlich  die  Menge  der  Neugründungen  von  Han- 
delsgeschäften noch  viel  größer,  als  es  nach  den  gewerbestatistischen 
Nachweisen  über  die  Bestandsveränderungen  dieser  Betriebe  erscheint. 

Abgesehen  vom  Kleinhandel  wird  das  Gewerbe  im  ganzen,  nament- 
lich aber  das  Handwerk,  durch  die  Tätigkeit  der  Konsumvereine  in 
der  Hauptsache  nicht  berührt.  Beziehen  doch  viele  Handwerker  und 
Kleingewerbetreibende  selbst  ihre  Lebensmittel  aus  den  konsumge- 
nossenschaftlichen Verkaufsstellen.  Von  277  000  Konsumvcreinsmit- 
gliedern  Sachsens  waren  im  Jahre  1913  allein  14200  oder  5,1  Prozent 
selbständige  Gewerbetreibende,  ferner  4100  oder  1,5  Prozent  selbstän- 
dige Landwirte  sowie  3300  oder  1,2  Prozent  Beamte  und  Angehörige 
der  freien  Berufe,  die  große  Mehrheit  aber  —  221  000  oder  beinahe 
80  Prozent  —  bestand  aus  Lohnarbeitern.  Die  den  Konsumvereinen 
beigetretenen  selbständigen  Gewerbetreibenden  sind  sicherlich  nur 
selten  Händler,  sondern  meist  Handwerker.  Da  deren  Gesamtzahl  in 
Sachsen  wohl  looooo  nicht  annähernd  erreicht,  so  bietet  mithin  einem 
sehr  großen  Teile  des  Handwerkerstandes  das  konsumgenossenschaft- 
liche Güterverteilungssystem  sogar  unmittelbaren  Nutzen. 

Mit  Ausnahme  der  Bäcker  werden  aber  die  anderen  Handwerker 
durch   die  Tätigkeit    der  Konsumvereine    so    gut   wie    nicht    betroffen - 

1906.     »MiUei.lungeiK    über   die  Verhandlungen    der    II.  Kammer   1905/06,  I.   Bd. 
S.  914  f. 
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Denn  die  konsumgenossenschaftliche  Gütererzeugung  beschränkt  sich 
in  der  Hauptsache  auf  die  Brothcrstelkmg.  Die  genossenschaftliche 
Fleischerei  ist  dagegen  von  geringerem  Belang  und  hat  nach  den  bis- 
herigen Erfahrungen  auch  keine  große  Zukunft.  Insgesamt  betrieben 
im  Jahre  19 14  42  sächsische  Verbandskonsumvereine  eigene  Produk- 
tionsanstalten, und  zwar  gab  es  32  Bäckereien,  15  Fleischereien  und 
Kleintierschlächtereien  und  einige  vereinzelte  Produktionsbetriebe  an- 
derer Art. 

Die  Zahl  der  konsumgenossenschaftlichen  Produktionsstätten  ist 
zu  gering,  als  daß  sie  einen  anderen  als  örtlich  eng  begrenzten  Ein- 
fluß auf  das  Kleingewerbe  ausüben  könnte.  Die  beiden  wichtigsten 
von  Konsumvereinen  betriebenen  Gewerbe,  die  sicherlich  noch  sehr 
entwicklungsfähige  Bäckerei  und  die  wenig  aussichtsreiche  Fleischerei, 
gehören  dabei  gerade  solchen,  sehr  seltenen  Handwerkszweigen  an, 
die  nach  der  Zahl  der  Betriebe  nicht  zurückgegangen  sind,  sondern 
sogar  zugenommen  haben.  War  doch  in  der  Zeit  von  1882  bis  1907 
in  Sachsen  der  Bestand  an  Bäckereien  von  6594  auf  10320  oder  um 
64  Prozent  und  der  an  Fleischereien  von  5780  auf  8991  oder  um  54 
Prozent  gestiegen.  Mag  manchenorts,  wo  Konsumvereinsbäckereien 
oder  Brotfabriken  bestehen,  die  Entwicklung  eine  andere  gewesen 
sein,  im  ganzen  ergibt  sich  jedenfalls  eine  über  das  Maß  der  Volks- 
vermehrung  hinausgehende  Bestandserhöhung  dieser  Gewerbebetriebe. 

Das  Fleischergewcrbe  gehört  dabei  überhaupt  zu  jenen  wenigen 
Handwerken,  die  noch  einen  »goldenen  Boden«  haben.  Was  die 
Bäckerei  betrifft,  so  ist  die  starke  Vermehrung  der  Betriebe  zwar 
zu  einem  Teile  aus  der  Aenderung  der  Bedarfsbefriedigung  zu  erklären, 
nämlich  aus  der  Vergewerblichung  oder  beruflichen  Verselbständigung 
des  Prozesses  des  Brotbackens  in  der  ländlichen  Hauswirtschaft  und 
ferner  aus  der  gesteigerten  Nachfrage  nach  frischem  Weiß-  und  Fein- 
gebäck. Die  Erfahrung  des  gewöhnlichen  Lebens  lehrt  aber  doch,  daß 
im  Bäckerhandwerk  schon  seither,  von  den  alten  Zeiten  der  ehemaligen 
Reihenbäckerei  ganz  zu  schweigen,  häufig  eine  Uebersetzung  vorhanden 
war,  die  dem  Aufkommen  der  genossenschaftlichen  und  anderen  Brot- 
fabriken erst  Vorschub  geleistet  hat.  Immerhin  ist  im  Bäckergewerbc 
die  Vermehrung  der  Betriebe  nicht  so  stark  wie  im  Kleinhandel,  wo 
sie  in  gar  keinem  Verhältnis  zum  Volkszuwachs  steht  und  off"enbar 
auch  die  durch  die  Industrialisierung  der  Bevölkerung  an  sich  gebote- 
nen weiteren  Grenzen  überschreitet. 

Gegenüber  der  großen  Menge  kleingewerblicher  Detailgeschäftc 
ist  die  Zahl  der  Warenverteilungsstellen  der  Konsum- 
vereine außerordentlich  gering;  sie  betrug  im  Jahre  191 3  nur  821. 
Während  viele  der  kleinen  Hökergeschäfte  oder  »Büdchen«  infolge 
ihrer  übermäßigen  Verbreitung  nur  geringe  Umsätze,  die  wohl  sehr 
häufig  weit  unter  10  000  Mark  im  Jahre  betragen,  erzielen  können,  ent- 
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ftel  auf  jede  Verkaufsstelle  der  sächsischen  Konsumvereine  im  Jahre  1913 
durchschnittlich  ein  Warenumsatz  im  Werte  von  beinahe  130000  Mark. 
Weniger  als  30  000  Mark  Jahresumsatz  hatte  bloß  eine  Genossenschaft, 
die  auch  nur  eine  einzige  Verkaufsstelle  besaß.  Da  in  ein  und  dem- 
selben Orte  Sachsens  in  der  Regel  lediglich  ein  einziger  Konsumverein 
besteht  und  die  Bezirkskonsumvereine  sich  immer  mehr  ausbreiten,  so 
hat  sich  mit  der  wachsenden  Beteiligung  der  Bevölkerung  an  dem  ge- 
nossenschaftlichen Warenbezug  immer  mehr  das  Zvveiggeschäftssystem 
ausgebildet.  Die  folgende  Uebersicht,  die  auf  Grund  eines  Genossen- 
schaftsverzeichnisses im  Jahresbericht  des  Verbandes  sächsischer  Kon- 
sumvereine für  19 13  aufgestellt  ist,  gibt  Aufschluß  über  die  Zahl  der 
Verkaufsstellen  bei  den  Konsumvereinen  verschiedener  Größe  und  über 
die  Höhe  ihrer  Umsätze. 
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Danach  hatte  etwa  noch  ein  Drittel  der  sächsischen  Konsumvereine 
nur  eine  einzige  Warenverteilungsstelle.  Von  besonderer  Wichtigkeit 
erscheint,  daß  —  nach  der  letzten  Spalte  der  Uebersicht  —  im  allge- 
meinen die  Umsätze  oder  die  Leistungsfähigkeit  jeder  Verkaufsstelle 
mit  dem  Gesamtumsätze  ihrer  Genossenschaft  wachsen.  Ein  geordnetes 
Netz  von  Verkaufsstellen  findet  sich  insbesondere  in  den  größeren 
Städten.  Die  bedeutendsten  Konsumvereine  mit  ihren  zahlreichen, 
ium  Teil  außerhalb  der  Gemeinde  in  weit  entfernten  Orten  errichteten 
Vertriebsstellen  haben  auch  in  den  volksreichsten  Städten  Sachsens 
ihren  Sitz.  Das  geht  aus  der  nachstehenden  Zusammenstellung  über 
die  größten  sächsischen  Konsumvereine  mit  mehr  als  2  Millionen  Mark 
Umsatz  im  Jahre  1913  hervor. 

Umsatz  in  Mill.  M. 
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In  den  5  größten  Städten  des  Landes  hat  das  Konsumverein.s- 
wesen  Sachsens  seine  höchste  Ausbildung  gefunden.  Im  Deutschen 
Reiche  stand  im  Jahre  1913  nach  der  Mitgliederzahl  der  Breslauer  Konsum- 
verein, der  nicht  die  Rechtsform  einer  eingetragenen  Genossenschaft 
hat,  mit  108  000  Mitgliedern  an  erster  Stelle  und  ihm  folgte  in  weitem 
Abstände  die  Hamburger  >Produktion«  mit  einer  Mitgliederzahl  von 
68  000.  Der  Höhe  der  Umsätze  nach  war  dagegen  der  Konsumverein 
Leipzig-Piagwitz  der  größte.  Während  des  Krieges  ist  aber  namentlich 
die  Bedeutung  der  Hamburger  Genossenschaft  und  des  verhältnismäfSig 
jungen  Berliner  Konsumvereins  gewachsen. 

Die  wirtschaftlichen  Leistungen  der  einzelnen  Warenverteilung.s- 
stellen  haben  sich  in  Sachsen,  wenig.stens  vor  dem  Kriege,  ständig 
\ergrüßert.     Ks  betrugen 

Die  Zahl  der  Verkaufsstellen     .... 
Umsätze  auf  i  Verkaufsstelle  in    1000  M. 

Innerhalb  des  lojährigen  Zeitraumes  von  1903  bis  1913  sind  durch- 
schnittlich die  Umsätze  um  ^/^  der  ursprünglichen  Höhe  gestiegen, 
also  sicherlich  in  stärkerem  Grade  als  die  Warenpreise,  deren  Steige- 
rung wohl  übrigens  infolge  der  von  den  Konsumvereinen  angestrebten 
Ermäßigung  der  Verkaufspreise  durch  Herabsetzung  der  Rückvergü- 
tungen abgeschwächt  worden  ist.  Jedenfalls  läßt  die  Statistik  zur  Ge- 
nüge erkennen,  dafi  beim  konsumgenossenschaftlichen  Güterverteilungs- 
verfahren nicht,  wie  im  Kleinhandel,  eine  den  Bedarf  überschreitende' 
Neuerrichtung  von  Verkaufsstellen  erfolgt. 

Das  Aehnliche  gilt  auch  von  dem  Arbeitspersoual.  Im  Geschäfts- 
bereiche der  Warenverteilung  der  Verbandskonsumvereine  betrug : 

1903     190S     1913     1914     1917 

Die  Zahl  der  Arbeitskräfte 2373     3172     4504     4573     3885 

Der  Umsatz  auf  i   Arbeitskraft  in  1000  M.       22,2      23,0      23,6      25,2      28,5 

Die  von  einer  Arbeitskraft  mittelbar  oder  unmittelbar  bewirkten 
Umsätze,  die  sich  hauptsächlich  auf  die  billigeren,  in  kleinen  Mengen 
abgegebenen  Warensorten  beziehen,  sind  demnach  sehr  hoch.  Wenn 
sie  im  Laufe  der  Zeit  —  ganz  abgesehen  von  dem  Kriegszustande, 
welcher  Arbeitermangel  und  ärgste  Teuerung  brachte  —  infolge  der 
Preissteigerimg  nicht  noch  mehr  zugenommen  haben,  so  ist  das  viel- 
leicht nicht  als  ein  Nachteil  zu  betrachten,  denn  die  Konsimivereine 
haben  allmählich  bessere  Arbeitsbedingungen  geschaffen,  und  übrigens 
ist  tarifvertraglich  die  Höhe  des  Umsatzes  für  i  Angestellten  nach 
oben  begrenzt  worden.  In  der  Natur  der  genossenschaftlichen  Waren- 
beschafifung  ist  es  begründet,  daß  die  Verwendung  von  menschlichen 
Arbeitskräften  und  Betriebsmitteln  planmäßig  in  Einklang  gebracht 
wird    mit    der    Größe    des    Abnehmerkreises    und    mit    der    Höhe   der 
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Warenumsätze,  während  die  willkürlichen  Uebergründitngen  im  Detail- 
handel zur  dauernden  Kleinhaltung  vieler  Betriebe  und  zur  ungenügen- 
den Beschäftigung  eines  Teiles  der  Erwerbstätigen  führen  müssen. 

In  der  richtigen  Erkenntnis,  daß  eine  stetige  Entwickelung  des 
Kleinhandels  durch  einen  starken  Zustrom  von  Erwerbstätigen  aus 
anderen  Berufsgebicten  dauernd  gestört  wird,  haben  auch  die  beiden 
wichtigsten,  auf  Selbsthilfe  beruhenden  Kleinhändlerorganisationen : 
die  Rabattsparvereine  und  die  Wareneinkaufsvereine,  selbst  einer  Ueber- 
füllung  des  Detailhandels  entgegenzuwirken  versucht. 

Eine  größere  Bedeutung  haben  dabei  für  den  Kleinhandel  in  der 
kurzen  Zeit  ihres  Bestehens  schon  die  R  a  b  a  1 1  s  p  a  r  v  e  r  e  i  n  e  er- 
langt, die  durch  Gewährung  eines  meist  5prozentigen  Rabatts  bei  Bar- 
zahlung das  Borgunwesen  im  Detailhandel  beseitigen  und  —  ähnlich 
den  Konsumvereinen  —  durch  Auszahlung  dieses  Rabatts  am  Jahres- 
ende eine  feste  Kundschaft  an  die  beteiligten  Handelsbetriebe  fesseln 
und  dabei  kostspielige  Werbemittel  entbehrlich  machen  wollen.  Sie 
haben  sich  größtenteils  zum  Verbände  der  deutschen  Rabattsparvereine 
zusammengeschlossen,  dem  im  Jahre  1914  über  500  Vereine  mit  bei- 
nahe 75000  Mitgliedern  angehörten,  und  zwar  zählte  der  besonders 
gut  entwickelte  Gauverband  Sachsen  70  Vereinigungen  mit  einem  Mit- 
gliederbestand von  8200').  Wie  aus  ihren  Verwaltungsberichten  her- 
vorgeht, suchen  die  Rabattsparvereine  die  leichtsinnige  Gründung  von 
Detailgeschäften  namentlich  dadurch  zu  verhindern,  daß  sie  die  Inhaber 
allerkleinster  und  nicht  lebensfähiger  Kleinhandlungen  von  der  Erwer- 
bung der  Mitgliedschaft  ausschließen  -). 

Zweifellos  haben  die  Rabattsparvereine  schon  mit  gutem  Erfolge 
für  eine  Besserung  der  Zustände  im  Kleinhandel  gewirkt.  Der  Aus- 
breitung des  Konsuravereinswesens,  dessen  agitatorische  Bekämpfung 
ihr  Verband  neben  seiner  positiven  Tätigkeit  mit  besonderem  Eifer 
betreibt,  werden  sie  aber  im  ganzen  kaum  Abbruch  tun  können,  denn 
die  Konsumvereine  vermögen  eben  kraft  ihrer  zweckmäßigen  Organi- 
sation im  allgemeinen  höhere  Rückvergütungen  zu  gewähren,  als  die 
Rabattsparsätze  betragen.  Von  166  sächsischen  Konsumgenossen- 
schaften gewährten  im  Jahre  191 3  lediglich  2  Vereine  nur  5  Prozent, 
dagegen  28  über  5  bis  9  Prozent,  sowie  47  10  Prozent  und  ferner  — 
entgegen  den  Verbandsbeschlüssen  —  89  über  10  Prozent,  darunter  5 
Vereine  mehr  als  15  Prozent  des  Umsatzes  an  Rückvergütungen. 

Bei  den  W  a  r  e  n  e  i  n  k  a  u  f  s  v  e  r  e  i  n  e  n  ,  die  vor  allem  von  Kolo- 
nial Warenhändlern  ins  Leben  gerufen  worden  sind  und  die  im  Verband 
deutscher   kaufmännischer  Genossenschaften    eine    zentrale  Zu.sammen- 

i)  Bericht    des    (Jener.-ilsekretärs    des  Verbandes    Beythien    in  der  Deutschen 
Rahatlsparvereins-Zeitung   1914,  S.   160;  ferner  bezüglich  Sachsens  daselbst  S.  100. 
2)  Rabattsparvereins-Zeitung   10 14,  S.  27. 
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Fassung  gefunden  haben,  wird  die  Fernhaltung  unbemittelter  Klein- 
händler durch  hohe  Einlagen  oder  Beitrittsgelder  erreicht.  Im  allge- 
meinen nehmen  aber  diese  Wareneinkaufsvereine,  von  denen  im  Jahre 
19 14  im  Deutschen  Reiche  322  mit  20800  Mitgliedern  und  in  Sachsen 
26  mit  2500  Mitgliedern  ins  Genossenschaftsregister  eingetragen  waren, 
noch  eine  bescheidene  Stellung  in  der  deutschen  Genossenschaftsbe- 
wegung ein.  Ihre  Entwicklung  wird  durch  den  gegenseitigen  Wettbe- 
werb und  die  Verschiedenartigkeit  '  der  Geschäftsinteressen  der  be- 
teiligten Kleinhändler,  die  mitunter  in  einer  Person  zugleich  den  Groß- 
und  Kleinhandel  betreiben,  sehr  erschwert,  wozu  noch  die  neuerlich 
schärfer  hervortretenden  Bestrebungen  der  Grossisten  kommen,  durch 
Vereinbarung  mit  den  Fabrikanten  deren  unmittelbaren  Geschäftsver- 
kehr mit  den  Detaillisten  und  ihren  Einkaufsgenossenschaften  zu 
verhindern  ^). 

In  der  Abwehr  dieser  Bestrebungen  berühren  sich  die  Interessen 
der  Detailgeschäfte  mit  denen  der  größeren  Betriebsformen  des  Klein- 
handels und  der  Konsumgenossenschaften,  und  es  ist  auch  schon  ein 
gemeinsames  Vorgehen  zur  Abwendung  der  von  jener  Seite  drohenden 
Gefahr  erwogen  worden.  Bei  der  wachsenden  wirtschaftlichen  Macht 
der  Kartelle  und  zweckverwandten  Vereinigungen  werden  die  zu  großen 
Verbänden  vereinigten  Konsumgenossenschaften  in  der  Wahrnehmung 
der  Interessen  der  im  übrigen  völlig  isolierten  Verbraucher  noch  eine 
Aufgabe  von  allergrößter  Tragweite  zu  erfüllen  haben,'  und  sie  sind 
auch  bereits  in  dieser  Richtung  mit  Erfolg  tätig  gewesen.  Den  mäch- 
tigen Produzentenverbänden  entsteht  in  dieser  großen  Konsumenten- 
organisation ein  Gegengewicht,  das  um  so  schwerer  in  die  Wagschale 
fällt,  als  die  Konsumvereine  durch  Ausdehnung  der  eigenen  Güterer- 
zeugung auf  neue  Produktionszweige  sich  von  der  privatv/irtschaftlichen 
Industrie  zum  Teil  unabhängig  zu  machen  vermögen. 

Eine  nachhaltige  Besserung  der  Zustände  im  Kleinhandel  können 
die  Kleinhändler-Genossenschaften  wie  die  Rabattsparvereine  nur  mit 
der  Zeit  erzielen,  und  auch  dann  nur,  wenn  es  ihnen  gelingt,  durch 
Ausschaltung  ungeeigneter  und  unbemittelter  Elemente  deren  Autkom- 
men zu  erschweren.  Solange  das  Grundübel,  an  dem  der  Detailhandel 
leidet,  nicht  beseitigt  ist,  solange  die  lebensfähigen  Glieder  des  Klein- 
handelsstandes nicht  Raum  für  ihr  Gedeihen  durch  Unterdrückung  der 
sie  überwuchernden  Eindringlinge  gewinnen,  solange  ist  eine  gründliche 
Gesundung  nicht  zu  erwarten. 

Während  so  die  Kle'inhändler  auf  genossenschaftlichem  Wege  die 
Erhaltung  und  Kräftigung  ihres  Standes  durch  Besserung  der  Lebens- 

i)  Bericht  des  Verbandsleiters  Bt//er  (nach  dem  Jahrbuch  des  Zentralver- 
bandes deutscher  Konsumvereine,  1915,  I,  S.  159).  —  Deutsche  Rabattsparvereins- 
Zeitung   1917,  S.  75,  84  und   151. 
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bedingungen,  und  zwar  zum  Teil  eben  auch  durch  Ausschließung  unge- 
eigneter Elemente,  erreichen  wollen,  haben  die  minderbemittelten 
Konsumenten  ihrerseits  den  für  sie  besonders  nachteiligen  Folgen 
schrankenloser  Neueröffnung  von  Kleinhandelsbetrieben  gleichfalls  auf 
genossenschaftlicher  Grundlage  entgegengewirkt :  Sie  haben  an  Stelle 
oder  neben  der  alten  organisationslosen  Güterverteilungsform  ein  neues 
System,  eine  planmäßige  Ordnung  der  Bedarfsdeckungswirtschaft  ge- 
schaffen, in  deren  Wesen  es  liegt,  daß  nur  eine  dem  festen  Abnehmer- 
kreis und  seinen  Bedürfnissen  entsprechende  Anzahl  von  Verkaufs- 
stellen errichtet  und  überhaupt  der  gesetzte  Zweck  mit  dem  kleinsten 
wirtschaftlichen  Mittel  erreicht  wird,  wobei  als  Nebenwirkung  die  Ver- 
wendung unproduktiver  und  oft  demoralisierender  Werbe-  und  An- 
lockungsmittel wie  Reklame,  Zugabewesen,  "Borgwirtschaft  meist  in 
Wegfall  kommen  kann.  So  bedeutet  diese  Vergenossenschaftlichung 
des  Güterverteilungsprozesses  durch  die  Konsumenten  eine  Ersparnis 
an  wirtschaftlichen  Kräften,  eine  Rationalisierung  des  Bedarfsdeckungs- 
geschäfts, und  sie  schließt  mithin  auch  Vorteile  in  sich  für  die  Ge- 
samtheit, die  sich  gerade  in  der  Zukunft  weniger  denn  je  den  Luxus 
einer  großen  Zahl  halbbeschäftigter  Personen  in  der  Güterverteilung 
leisten  können  wird. 

Die  dem  konsumgenossenschaftlichen  Warenverteilungssystem  inne- 
wohnenden Vorzüge  können  natürlich  nur  dann  voll  zur  Geltung  kom- 
men, wenn  nicht  etwa  in  das  Konsumvereinswesen  selbst  Zersplitterung 
und  Spaltungen,  sei  es  durch  politische  Tendenzen  oder  durch 
andere  Strebungen,  hineingetragen  werden.  Die  Konsumvereinsbe- 
wegung Sachsens  wird  in  dieser  Beziehung  durch  einen  einheitlichen 
Zug  beherrscht.  Seit  einigen  Jahren  sind  aber  doch  stärkere  Kräfte 
am  Werke,  die  neben  den  bestehenden,  grundsätzlich  Angehörige  aller 
Stände  aufnehmenden  Konsumvereinen  auch  andere  zu  errichten  be- 
zwecken und  die  insbesondere  neben  den  vorwiegend  aus  Arbeitern 
zusammengesetzten  »sozialdemokratischen«  Genossenschaften  auch  r.na- 
tionale«  oder  :> christliche-,  besonders  aber  solche  für  einzelne  Stände 
schaffen  wollen.  Wenn  auch  durch  eine  derartige  Spezialisierung  den 
Verbrauchergenossenschaften  hie  und  da  Bevölkerungskreise  gewonnen 
werden  können,  die  ihnen  sonst  vielleicht  fern  blieben,  so  könnte  doch 
die  Neuerrichtung  eigentlicher  Konsumgeno.ssenschaften  an  Orten,  wo 
solche  bereits  bestehen,  in  der  Regel  nur  eine  unnötige  Kräfteteilung 
hervorrufen. 

Für  das  Nebeneinanderbestehen  mehrerer  Konsumvereine  verschie- 
dener »Richtung«  an  ein  und  demselben  Orte  wird  im  allgemeinen 
um-  so  weniger  ein  Bedürfnis  vorliegen,  als  die  Mitglieder  nicht  nur 
für  sich  allein  an  der  Genossenschaft  beteiligt  sind,  sondern  eine  Mehr- 
zahl von  Personen,  eine  ganze  Haushaltungsgemeinschaft  mit  oft  ver- 
schiedenartigen,   auch    familienfremden    Angehörigen    vertreten.      Aus 
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diesem  Grunde  erwerben  ja  auch  immer  mehr  an  Stelle  der  mäiinlicheu 
Haushaltungsvorstände  die  —  dann  wohl  meist  berufslosen  —  Frauen 
als  Verwalterinnen  der  Hauswirtschaft  die  Mitgliedschaft  bei  der  Ge- 
nossenschaft. In  dem  Maße,  wie  die  Konsumvereine  höhere  Stufen 
der  Entwickelung  erreichen,  nehmen  sie  auch  immer  mehr  das  Gepräge 
von  Frauengenossenschaften  an.  Das  gilt  vor  allem  von  den  sächsi- 
schen Konsumvereinen,  unter  deren  Mitgliedern  im  Jahre  19O3  erst 
7  Prozent,  fünf  Jahre  später  schon  ein  Fünftel  und  im  Jahre  1913 
sogar  ein  Viertel  weibliche  Personen  waren.  Diese  Wandlung  ist  dann 
durch  den  Krieg  noch  wesentlich  gefördert  worden. 

Wo  die  Konsumvereinsbewegung  von  politischen  Strömungen  ge- 
trieben wird,  da  hat  sie,  wie  die  Beispiele  in  Belgien  und  Frankreich 
lehren,  auch  nicht  zu  einer  kräftigen  Entwickelung  kommen  können. 
In  dieser  Erkenntnis  haben  auch  die  vorwiegend  aus  Arbeitern  beste- 
henden Genossenschaften  des  Zentralverbandes  deutscher  Konsum- 
vereine und  im  besonderen  die  des  sächsischen  Unterverbandes  sich 
jeder,  ihnen  sonst  vielleicht  besonders  naheliegenden  politischen  Be- 
tätigung enthalten  ^).  Nach  ihrem  bisherigen  Verhalten  ist  anzunehmen, 
daß  sie  dem  alten  Grundsatz  der  Neutralität,  der  das  Konsumvereins- 
wesen groß  gemacht  hat,  auch  künftig  bei  veränderten  politischen 
Zuständen  treu  bleiben  und  etwa  eine  Aenderung  des  Genossen- 
schaftsgesetzes, das  die  Verfolgung  außergenossenschaftlicher  Zwecke 
verbietet,  gar  nicht  wünschen  werden.  Angesichts  der  immer  wie- 
derkehrenden Behauptungen,  die  Arbeiterkonsumvereine  seien  sozial- 
demokratische Einrichtungen,  haben  die  sächsischen  Konsumgenossen- 
schaften, die  in  erster  Linie  den  Charakter  von  Arbeiterorganisationen 
tragen,  schon  auf  ihrem  Verbandstage  im  Jahre  1908  in  einer  ein- 
stimmig angenommenen  Resolution  gegen  >diese  Verdächtigungen  Protest* 
erhoben  und  »festgestellt,  daß  ihre  Ziele  nie  andere  waren  als  eine 
wirtschaftliche  Kräftigung  und  Hebung  der  materiellen  Lage  ihrer  Mit- 
glieder unter  Beobachtung  der  Unabhängigkeit  und  Neutralität  gegen- 
über allen  politischen  Ueberzeugungen.«  Während  die  sozialen  Kämpfe 
der  Neuzeit  vielfach  zu  Unduldsamkeit  und  zu  Abschließung  der  Stände 
voneinander  geführt  und  den  »Klassenhaß«  über  die  Grenzen  des 
politischen  I>ebens  hinaus  auch  auf  andere  Gebiete  menschlichen  Zu- 
sammenseins getragen  haben,  will  diese  mächtige,  vorwiegend  aus  Ar- 
beitern bestehende  Konsumvereins-Organisation,  deren  Träger  zum  Teil 
Führer  der  politischen  Arbeiterbewegung  sind,  Angehörige  aller  Ge- 
selLschaftsschichten  ohne  Rücksicht  auf  ihre  Parteizugehörigkeit  zur 
Mitarbeit  an  ihrem  genossenschaftlichen  Werke  der  friedlichen  Sozial- 

i)  Die  politische  Seite  des  Konsumvereinsweseus  ist  vom  V  e  r  f .  .lusfülir- 
lieber  durch  die  frühere  Darstellung  in  dieser  Zeitschrift  (1908  S.  365  f.)  und  im 
»Arbeiterfreund'    {1908  S.    130  f.)   behandelt  worden. 
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reform  vereinigen.  Nicht  zu  einer  Verschärfung,  wohl  aber  zu  einer 
Milderung  der  Gegensätze  können  die  Arbeiterkonsumvereine  beitragen, 
die  auch  sich  selbst  den  alten  genossenschaftlichen  Leitsatz  zu  eigen 
gemacht  haben:  »Die  Genossenschaft  ist  der  Frieden!«  Wie  die  an- 
deren Genossenschaftsformen,  deren  Wert  überall  anerkannt  wird,  so 
haben  auch  die  Konsumvereine  außer  den  wirtschaftlichen  Vorteilen, 
die  sie  ihren  Mitgliedern  bringen,  noch  eine  allgemeinere,  sozial- 
ethische Bedeutung,  und  sie  sind  deshalb  für  ein  Land  wie  Sachsen, 
v/o  die  Arbeiterklasse  den  Hauptbestandteil  der  Bevölkerung  bildet, 
von  ganz  besonderer  Wichtigkeit. 


104 


III.  LITERATUR. 

Woizendo r/f,  Dr.  Kurt,  Der  Polizeigedanke  des  modernen  Staats 
(Heft  35  der  von  Dr.  Dr.  Brie,  Fleischmann  und  Giese  herausgege- 
benen Abhandlungen  aus  dem  Staats-  und  Verwaltungsrecht).  Breslau, 
M.  u.  H.  Marcus,  1918.     277  S.,  8"-  Mk.  lo.— . 

Juristische  Untersuchungen  haben  oft  mit  Schwierigkeiten  zu  kämpfen, 
die  sich  aus  unscharfen  juristischen  Grundbegriffen  ergeben.  Auch  der 
Begriff  der  Polizei  ist  kein  durch  die  Verwaltungslehre  einigermaßen 
fest  umgrenzter.  Für  das  preußische  Recht  wurde  er,  wie  der  Ver- 
fasser (S.  152)  hervorhebt,  nicht  einmal  durch  das  Gesetz  über  die 
Polizeiverwaltung  festgelegt.  Eine  Abhandlung  über  die  Verwirklichung 
einer  Idee  in  den  Rechtsordnungen  muß  aber  von  einer  klaren  Be- 
stimmung dieser  Idee  ausgehen  und  sie,  wenn  sie  nicht  aus  ihrer  all- 
gemeinen Bezeichnung  genügend  klar  erkennbar  ist,  durch  Umschrei- 
bungen erläutern.  Wenn  die  Verwirklichung  des  Polizeigedankens  im 
Rechte  der  modernen  Staaten  erläutert  werden  soll,  kann  nicht  der  Be- 
griff der  Polizei  im  Sinne  der  Ausdrucksweiae  dieser  oder  jener  Zeit, 
dieses  oder  jenes  Autors  zur  Grundlage  dienen,  sondern  muß  der  all- 
gemeine rechtsdogmatische  Begriff  der  Polizei  erläutert  und  zugrunde 
gelegt  werden.  Der  Verfasser  versteht  unter  Polizei  die  herrschaft- 
liche Wahrung  der  Ordnung  im  bürgerlichen  Leben  durch  verwaltende 
staatliche  Tätigkeit.  Durch  diese  Begriffsumschreibung  wird  das  We- 
sentliche desjenigen,  was  der  uns  geschichtlich  überlieferte  Begriff  der 
Polizei  enthält,  aus  seiner  begrifflichen  Umgebung  herauskristallisiert. 
Wenn  dieser  Begriff  vom  rechtssystematischen  Standpunkte  nicht  be- 
friedigt, so  liegt  dies  an  seiner  Festlegung  durch  den  allgemeinen 
Sprachgebrauch,  der  hier,  wie  z.  B.  auch  bei  der  Festlegung  von  Tier- 
und  Pflanzengattungsbegriffen,  in  einer  der  wissenschaftlichen  Systematisie- 
rung widersprechenden  Weise  stattgefunden  hat.  Der  Ordnung  des 
bürgerlichen  Lebens  durch  obrigkeitliche  verwaltende  Tätigkeit  dient, 
wenn  man  auch  mittelbare  Zweckbeziehungen  als  solche  erkennt,  auch 
z.  B.  die  Normierung  der  allgemeinen  Schulpflicht,  durch  deren  Er- 
füllung vor  allem  die  Kinder  der  Bürger  zu  ordentlichen  Staatsbürgern 
herangezogen  werden  sollen.  Trotzdem  wird  diese  Norm  nicht  zu  den 
polizeilichen  gerechnet.     Ebensowenig  rechnet  man,  um  im  Gegensatze 
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/u  der  erwähnten  generellen  Bestimmung  einen  obrigkeitlichen  Akt  mit 
speziellen  Rechtswirkungen  zu  nennen,  die  Erteilung  eines  Patents, 
durch  welche  zum  Zweck  der  Ordnung  von  hauptsächlich  bürgerlichen 
Interessen  Dritte  von  der  Verwertung  einer  Erfindung  im  Wege  der 
obrigkeitlichen  Anordnung  ausgeschlossen  werden,  zu  den  polizeilichen 
Maßnahmen.  Man  wird  daher  den  Begriff  der  Polizei  noch  näher 
spezialisieren  müssen.  Man  kann  z  B.  in  ihn  das  Moment  aufnehmen, 
das  der  Verfasser  als  einen  zufälligen  Zweck  der  polizeilichen  Maß- 
nahme im  ancien  regime,  zur  Zeit  der  Aufklärung,  der  Restauration, 
im  konstitutionellen  Staate  und  auch  in  der  Neuzeit  hingestellt  hat: 
den  Schutz  der  staatlichen  Autorität.  Allerdings  würde  ein  solcher 
Begriff  in  manchen  Hinsichten  nicht  dem  allgemeinen  Sprachgebrauche 
entsprechen.  Der  Verfasser  ist  weniger  diesen  rechtsdogmatischen 
Begriffsfragen  als  dem  geschichtlichen  Entwickelungsgange  der  Ver- 
wirklichung des  Polizeigedankens  in  jenem  allgemeinen  unbestimmten 
Sinne  im  modernen  Staate  nachgegangen.  In  dieser  Beziehung  ge- 
bührt ihm  uneingeschränktes  Lob.  Sein  Werk,  das  ihm  an  vielen 
Stellen  Gelegenheit  zur  Ablegung  eines  politischen  Glaubensbekennt- 
nisses gibt,  enthält  in  der  Darstellung  der  allgemeinen,  im  modernen 
Staate  wirksamen  Ideen  und  der  Beziehung  des  Polizeigedankens  zu 
ihnen  eine  höchst  wertvolle  Geschichte  der  Qualität  und  Intensität  der 
staatlichen  Autorität  im  modernen  Staate  überhaupt.  So  vermittelt  die 
Lektüre  des  sehr  interessant  geschriebenen  Buches  bedeutend  mehr 
als  nur  ein  Verstehen  der  polizeilichen  Funktionen  des  modernen 
Staates.  Der  Verfasser  will  an  dem  Beispiele  der  Polizei  den  Nach- 
weis erbringen,  daß  die  sozialwissenschaftliche  Betrachtungsweise  der 
Verwaltungslehre  die  prinzipielle  Erkenntnis  von  Erscheinungen  des 
Verwaltungslebens  zu  fördern  vermag.  Referent  möchte  dazu  betonen, 
daß,  soweit  die  Verwaltungspraxis  sich  nach  eigenen  Zweckmäßigkeits- 
erwägungen der  verwaltenden  Organe  zu  richten  hat,  in  der  Tat  sozial- 
wissenschaftliche Erwägungen  die  Verwaltungsrechtslehre  insofern  be- 
reichern können,  als  sie  die  zweckmäßigste  Praxis  ermitteln  helfen  und 
den  Verwaltungsorganen  zur  Rechtspflicht  machen,  trotz  formaler  Auf- 
rechterhaltung jener  »FreiheitS'ssphäre.  Soweit  den  Verwaltungsorga- 
nen ein  bestimmtes  Verfahren  zur  Erreichung  ihrer  Zwecke  vorge- 
schrieben ist,  können  sozialwissenschaftliche  Forschungen,  die  die  ün- 
zweckmäßigkeit  irgend  eines  solchen  Verfahrens  ergeben,  höchstens  zu 
legislatorischen  Aenderungen  führen.  Es  würde  zu  weit  führen,  die 
eingehende  Darstellung  der  Entwickelung  des  Polizeigedankens  im 
modernen  Staate  im  einzelnen  zu  würdigen.  Hervorgehoben  sei  nur 
die  sehr  geschickte  Darlegung  des  bürgerlichen  Genossenschaftsinter- 
esses als  eines  Elementes  des  heutigen-  allgemeinen  Polizeigedankens. 
Pr.  Eylau,  z.  Z.  Danzig.  Dr.  Bruno  Beyer, 

Rechtsanwalt  und  Notar. 
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I.  Hey  de,  Dr.  Erich,  Grundlegung  der  Wertlchre.  Leipzig,  Quelle 
u.  Meyer,  1916.  159  S.  8«.  5  Mk.  2.  Stephinger,  Prof.  Dr. 
Ludwig,  Wert  tind  Geld.  Grundzüge  einer  Wirtschaftsichre.  Tübin- 
gen,  [918.    II:  Der  Wert. 

I.  Die  besondere  Veranlassung  zur  Beachtung 
des  erstgenannten  Buches  von  seilen  der  deutschen 
V  ol  k  s  w  i  r  t  s  c  h  a  f  t  s  -  W  i  s  s'e  n  s  c  h  a  f  t.  —  »Es  gibt  nur  subjektive 
und  relative  Werte  —  nein,  es  gibt  auch  objektive  und  absolute  Werte«  : 
das  ist  der  bis  heute  unüberbrückte  Gegensatz  zweier  Wertrichtungen, 
der  nun  im  Laufe  der  Zeit  (mit  noch  anderen  Gründen  zusammen) 
auch  die  deutsche  Volkswirtschafts-Wissenschaft  nach  zwei  Seiten  hin 
auseinandergerissen  hat.  Würden  nicht  gerade  diese  Auswüchse  in 
dem  sogenannten  »Werturteils-Streit«  immer  deutlicher  hervortreten, 
daß  sogenannte  »Pseudo-Wertfreic's  unterdessen  munter  im  Trüben 
fischen,  dann  dürfte  die  Spaltung  auch  der  Volkswirtschafts-Wissen- 
schaft in  eii\  (naturalistisch)  explikatives  System  einerseits  und 
ein  normatives  (praktisch  philosophisches)  anderseits,  aus  Grün- 
den der  wissenschaftlichen  Arbeitsteilung,  insbesondere  bei  einer 
höheren  Synthese  beider  nur  von  Vorteil  auch  für  unsere  Wissenschaft 
sein.  Aber  von  all  diesem  auch  ganz  abgesehen,  ist  doch  zweierlei  in 
diesern  »wissenschaftlichen«  Streit  kaum  zu  verstehen:  näm- 
lich I.  daß  man  Behauptungen  über  das  Wesen  des  Wertes  als  end- 
gültig gewiß  aufstellt,  ohne  vorher  überhaupt  gefragt  zu  haben,  welche 
Erscheinungen  denn  das  Wort  Wert  umfasse,  also  ohne  genau  zu 
wissen,  was  man  denn  eigentlich  selber  mit  dem  Worte  Wert  meint, 
ohne  den  Begriff  Wert,  und  2.  daß  »Nationalökonomen«  vom  Fach, 
also  im  allgemeinen  philosophische  Laien,  über  den  Wert  und 
anderes  damit  Zusammenhängende,  rein  Philosophische,  räsonnieren, 
ohne  auch  nur  im  Gröbsten  sich  einmal  Rechenschaft  darüber  gegeben 
zu  haben,  welches  denn  eigentlich  der  heutige  Stand  der  gesamten 
Philosophie  in  dieser  Frage  ist.  Es  genügt  doch  nicht,  einen  einzigen 
oder  höchstens  zwei  einseitige  Philosophen  (etwa  Windelband  und 
Rickert)  und  diese  noch  dazu  so  unvollständig  zu  studieren,  daß  ein 
ganz  falsches  Urteil  über  sie  dabei  herauskommt.  (Vgl.  treffend  Wilbrandt, 
diese  Z.  1917/18,  Reform.)  —  Das  zweitgenannte  Buch  ist  das  neueste  Bei- 
spiel dafür,  wie  »Nationalökonomen«  aus  dem  Aermel  philosophieren 
können  (vgl.  die  Definitionen  über  Logik,  Psychologie  281  ff.,  und  die 
Einteilung  der  gesamten  Wissenschaft  u.  a.,  und  insbesondere  über  den 
Begriff  Wert  (s.  u.).  —  Durch  ein  überblickendes  Studium  der 
Wertphilosophie  kommt  man  alsbald  zu  dem  Ergebnis,  das  auch  Heyde 
(neben  anderen  Fachphilosophen  neuerdings)  bestätigt  (2,  146),  daß  die 
ganze  Wertfrage  heute  philosophisch  noch  als  u  n  entschieden  anzu- 
sehen ist.     Ist  es  nun  aber  wirklich  so,    dann  können    doch  nicht  Na- 
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tionalökonomen  —  dazu  mit  einer  Selbstverständlichkeit,  die  zunächst 
verblüfft  —  dauernd  hartnäckig  behaupten;  es  sei  unbedingt  soundso, 
wie  es  besonders  die  >Subjektivisten«  getan  haben  und  tun.  Eine 
eigene  philosophische  Grundlegung  bis  zu  den  letzten  Elementen 
hat  keiner  gegeben.  —  Kurz,  das  erstgenannte  Buch  kommt  uns  wie 
gerufen,  indem  es  insbesondere  i.  zunächst  einmal  den  B  c  gri  ff  Wert 
von  Grund  auf  erörtert,  und  2.  dem  leeren  nationalökonomischen 
Wertstreit  auch  sonst  Gegenstand  und  Inhalt  zu  geben  vorzüglich  ge- 
eignet erscheint,  da  es  eine  ganz  gute  Uebersicht  über  den  gesamten 
Inhalt  des  neuesten  philosophischen  Wertstreites  gibt  und  über  die 
Bedeutung  der  dabei  allgemein  gebrauchten  termini  kaum  Zweifel  übrig 
läßt  (s.  u.). 

II.  Ausgehend  vom  gemeinen  Sprachgebrauch  des  Wortes  Wert,  sucht 
H.  zunächst  in  einer  Reihe  analytischer  Urteile  die  Bedeutung  dieses 
Wortes  im  einzelnen  festzustellen.  Die  Ergebnisse  (im  engsten  An- 
schluß an  die  Philosophie  Rehmkes)  sind  folgende:  i.  Wert  ist  Ge- 
gebenes, d.  h.  wir  kennen  zweifellos  etwas,  was  mit  dem  Worte 
»Werte  bezeichnet  wird,  oder  Wert  ist  »Gewußtes«,  im  Bewußtsein 
»Gehabtes«  (3).  2.  Das  Gegebene  Wert  bietet  sich  stets  an  etwas 
(Die  Lampe  hat  Wert  (5),  die  L.  i  s  t  ein  Wert,  ist  eine  abgelei- 
tete Redeweise).  3.  Das  Gegebene  Wert  ist  etwas  Allgemeines, 
d.  h.  mehrmalig  sich  Findendes  (6);  an  den  verschiedensten  Gegen- 
ständen finden  wir  Wert.  4.  Dieses  allgemeine  Gegebene  Wert  ist 
nicht  eine  verlierbare  oder  unverlierbare  »Bestimmtheit<  eines  Einzel- 
wesens, auch  keine  Eigenschaft  eines  solchen,  sondern  eine  Bezie- 
hung. 'Wer  daher  sagt,  etwas  hat  Wert,  wird  immer  auf  die  Frage 
gefaßt  sein  müssen,  in  bezug  auf  welches«  (zweite!)  »Gegebene  es 
Wert  hat«  (17).  Zwar  können  wir  ja  beim  Aussprechen  des  Satzes  das 
andere,  in  bezug  auf  das  es  W^ert  hat,  verschweigen.  »Nähere  Prü- 
fung vermag  jedoch  bald  zu  zeigen,  daß  beim  Aussprechen  des  Satzes 
das  andere,  in  bezug  auf  das  es  W^ert  hat,  mitgedacht  ist.<  CNebenbei 
bemerkt  Hegt  in  diesem  Verschweigen«  eben  gerade  das  U  n  wissen-' 
schaftliche  der  meisten  Wert-Beurteilungen.)  Dieses  zweite  Gegebene 
muß  nun  immer  ein  Bewußtsein,  eine  Seele  (wenn  auch  oft  nur 
vorgestellte)  sein  (Die  Lampe  hat  Wert  in  bezug  auf  den  Main,  ist 
Unsinn).  5.  Diese  Beziehung  Wert  besteht  immer  zwischen  einem 
Wirklichen,  das  eben  Wert  hat,  und  einem  wirklichen  Be- 
wußtsein, für  das  eben  jenes  Wert  hat,  mithin  ist  Wert  immer  eine 
wirkliche  Beziehung,  kurz  Wirkliches.  Wir  finden  in  der 
Wirklichkeit  Wert-Beziehungen  vor,  stellen  sie  fest,  entdecken  sie.  — 
Damit  verliert  zunächst  der  »Psychologismus«  in  der  Wertlehre  den 
Boden  unter  den  Füßen,  der  das  Wesen  des  Wertes  als  etwas  See- 
lisches (vgl.  d.  »Wertgefühle«  I  allein  ansieht  und  das  Werten  als 
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eine  »psychische  Tätigkeit«  zur  Vorbedingung  des  Wertes  macht. 
Werten  ist  vielmehr  Wertwissen,  Wert  v  o  r  f  i  nd  en  (47).  »Man 
findet,  daß  etwas  »Wert«  hat.«  Aber  »durch  Wert-»F  es  t  s  te  11  en« 
wird  der  Wert  doch  nicht  hergestellt«  (48).  Werten  ist  so- 
mit auch  eine  logische  Angelegenheit,  nicht  eine 
»psychologische«.  Werturteilen  heißt  dann,  »etwas  al? 
Wert  habend  bestimmen  (=  b  e  s  t  i  m  m  t  haben«,  52).  Ebenso 
irrtümlich  ist  nach  //.  der  >Transzendentalismus«  (Jenscitstheorctiker 
und  Geltungstheoretiker),  der  die  Werte  in  ein  besonderes  Reich  ver- 
legt (Rickert)  und  sie  zu  besonderen  Wesen  macht  (54  ff.,  102  ff.;.  — 
6.  Es  bleibt  nun  noch  übrig,  das  Wesen  dieser  allgemeinen  wirklichen 
gegebenen  Beziehung  Wert  zwischen  Gegenstand  und  Bewußtseih  des 
näheren  zu  bestimmen.  Auf  Grund  welcher  Bedingungen  sprechen  wir 
bei  dieser  Beziehung  gerade  von  Wert?  Hey  de  sagt :  a)  Wenn  ein 
Gegenstand  eine  gewollte  Veränderung,  einen  Zweck,  wirkt,  oder 
m.  a.  W.  zweckdienlich  ist  (Wert  in  diesem  Sinne  setzt  also  »das 
Wirken  des  » Gegenstandes <.-  und  das  Wollen  oder  Wünschen  des  Be- 
wußtseins« notwendig  voraus  (86));  b)  wenn  ein  Gegenstand  ^ der  Seele 
Lust-  und  besondere  Innenempfindung  wirkt«  (93).  Letzteres 
erleben  wir  z.  B.  bei  Anhörung  einer  Symphonie  oder  beim  An- 
schauen eines  Gemäldes,  wenn  uns  dabei  »so  ganz  eigentümlich  zu- 
mute« wird.  Beide  Fälle  zusammenfassend  kann  man  dann  sagen : 
»Das  Wesen  der  Beziehung  »Wert«  besteht  darin,  daß  der  Gegenstand 
Besonderes  wirkt«  (102),  und  zwar  ist  in  beiden  Fällen  das 
eigentlich  Wirkungerfahrende  die  Seele,  bei  a)  wird  ihr  zum 
mindesten  ITnlust  e  n  t  wirklicht,  —  weil  sie  nämlich  unlust-betont  ein  Ver- 
änderung will,  bei  b)  wird  ihr  Lust  verwirklicht.  Ich  vermute,  daß  man  bei 
einer  näheren  Untersuchung  diese  beiden  Bedeutungen  der  Wertbeziehung, 
die  H.  scharf  getrennt  wissen  möchte,  noch  weiter  unter  gemeinsamen 
Gesichtspunkten  charakterisieren  kann.  Doch  vorläufig  genügen  uns 
diese  Ergebnisse  schon.  —  Wert  ist  nicht  gleich  Begehrbarkeit 
(Ehrenfels)  und  nicht  gleich  Zweck  (eine  allgemeine  Verwechslung) ; 
diese  Thesen  richten  sich  gegen  den  ^Voluntarismus«  in  der  Wertlehre 
(107  ff.).  —  Wert  ist  auch  nicht  gleich  Bedürfnisbefriedigung, 
wie  die  »ökonomische  Wertlehre«  meinte  (116  ff.). — Die  Kapitel  über 
die  -Größe  des  Wertes«,  ästhetischer,  ethischer,  logischer  Werte  (wo- 
nach leicht  der  Begriff  wirtschaftlicher  Wert  zu  bilden  ist),  vsub- 
jektiver  und  objektiver  Wert<^,  -wahrer  und  falscher  (scheinbarer 
Wert)«,  .-»relativer  und  absoluter  Wert«  beschließen  das  Buch.  —  >Der 
Grund  dafür,  daß  man  von  besonderen  'Werten  also  z.  B.  auch  von 
wirtschaftlichen  —  weswegen  dies  noch  erwähnt  sei  —  redet,  liegt  in 
dem  besonderen  Wirkenden  und  der  besonderen  Art  des  Be- 
sonderen, das  gewirkt  wird,  sei  es  in  der  besonderen  Veränderung,  die 
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gewollt  wird,  sei  es  in  der  besonderen  Wertinnenempfindung«  (127). 
—  Je  drei  Bedeutungen  (!)  von  »subjektiv^,  »objektiv«,  »rela- 
tiv« und  »absolut'  hält  H.  in  dankenswerter  Weise  auseinander  und 
kommt  a)  in  der  bekannten  Streitfrage  der  Subjektivität- 
Objektivität  zu  folgendem  Ergebnis:  »Wert  ist  stets  subjektiv«, 
sofern  Wert  »Beziehung  zum  Subjekt  seiend«  bedeutet,  nicht  aber 
objektiver  Wert,  wenn  objektiv  die  Verneinung  von  subjektiv  in  diesem 
Sinne  ist.  Ferner  läßt  sich  sowohl  von  Subjektivität'^  als  auch  von 
Objektivität^  des  Wertes  reden,  wenn  subjektiver-  Wert  Wert  für  mich, 
objektiver 2  Wert  für  alle  Subjekte  heist.  Endlich:  jeder  Wert  ist  so- 
wohl subjektiv'',  d  h.  er  ist,  wenn  er  als  Vorstellung  auf  das  Subjekt 
bezogen  wird,  zur  Seele  gehörig.  Aber  er  ist  auch  objektiv  ^  denn  er 
ist,  als  besonderes  Gegebenes  betrachtet  nicht  zur  Seele  gehörig 
(141  f.).  In  bezug  auf  den  Gegensatz  relative  —  abso  lute  Werte 
kommt  H.  zu  diesem  Ergebnis :  >  i .  Wert  ist  immer  relativ,  nie  abso- 
lut: insofern  Wert  eine  Beziehung,  d.  i.  Relation  ist  (vgl.  S.  21. 
144).  2.  Wert  ist  nie  absolut,  insofern  die  Beziehung  Wert  nicht 
für  sich  bestehen  kann  (vgl.  S.  144),  und  er  ist  nie  relativ,  insofern 
danach  die  Beziehung  »Wert<<  als  solche  (selbständig)  weder  zum  Ge- 
genstand, noch  zum  Bewußtsein  in  Beziehung  (treten  kann  oder)  steht 
(vgl.  S.  144).  3.  Wert  ist  sowohl  absolut  wie  relativ,  insofern 
wir  von  manchen  Gegenständen  sagen,  sie  müssen  für  alle  Wert 
haben,  andererseits  von  manchen:  sie  haben  nicht  für  alle,  son- 
dern nur  für  manche  Wert.  D.  h.  def 'Wert  mancher  Gegenstände  ist 
bedingt  durch  die  Eigenart  des  Wertenden,  mancher  aber  nicht 
(vgl,  S.  145  f.)«  (156).  —  Den  gesamten  Inhalt  vermag  dieser  Auszug 
natürlich  nicht  zu  "ersetzen. 

Aus  den  bisherigen  Darlegungen  geht  ohne  weiteres  schon  die 
Bedeutung  dieses  Buches  für  den  eingangs  genannten  Streit  im  be- 
sonderen hervor.  Zwar  muß  die  allgemeine  philosophische  Weiter- 
entwickelung der  Wertlehre  in  der  Fachphilosophie  vom  Volkswirt- 
schaftswissenschafter abgewartet  werden ;  doch  ich  bin  überzeugt,  daß 
jeder  für  die  Wertfrage  sich  besonders  Interessierende  beim  Studium 
dieses  Buches  inneren  geistigen  Gewinn  davontragen  wird.  —  Eine 
besondere  philosophische  Kritik  gehört  nicht  hierher :  wir  nehmen  her- 
aus, was  uns  förderlich  erscheint. 

III.  Die  Bedeutung  des  Buches  für  die  gesamte  Wirtschaftswissen- 
schaft aber  sei  gleich  noch  an  dem  Buche  von  Stephinger  illustriert,  das 
ja  gerade  durch  seine  Ueberschrift  und  dazu  als  eine  Erscheinung  im 
Jahre  iQig  die  Gegenüberstellung  herausfordert.  —  Der  II.  Abschnitt 
dieses  Buches:  Der  Wert  (53  if.),  beginnt  —  nachdem  übrigens  an- 
dererseits im  Vorhergehenden  bereits  von  »Subjektivi.smus  und  Ob- 
jektivismus der  Wertlehre«  in  einem  ganz  besonderen,  jedoch  verschleier- 
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ten  Sinne  des  öfteren  die  Rede  war,  und  in  einer  merkwürdigen  Weise 
»Werttheorie«  und  »Wertlehre«  unterschieden  werden  — :  > Werte  sind 
ZweckmögHchkeiten«  (philosophische  Quelle  bzw.  eigene  philosophische 
Grundlegung  fehlen)!  Was  ist  eigentlich:  :>die  Möglichkeit  der  Zwecke« 
(56)?  —  dazu  »in  der  stofflichen  Wirklichkeit«?  S.  56  heißt  es:  :>Sie 
sind  Zweckmöglichkeiten,  Mittel  zur  Verwirklichung  von  Zwecken«  ;  soll 
beides  etwa  gleichzusetzen  sein?  —  Es  ist  doch  überhaupt  sonderbar, 
eine  Möglichkeit  gleich  Wert  zu  setzen.  —  »Subjektivistisch«  soll 
die  Definition  lauten:  »Werte  (sind)  auf  Zwecke  bezogene  (!)  Möglich- 
keiten, vom  »Wirklichkeits-Standpunkt<  aber:  »Werte  (sind)  auf  Zwecke 
bezügliche  Möglichkeiten« .  Muß  denn  ein  Lehrbuch  (»Grundzüge 
einer  Wirtschaftslehre«)  unbedingt  ein  K  o  p  f  ze  rb  r  e  c  he  r  sein?  — 
Weiterhin  wird  Wert  auch  gleich  >Ursächlichkeit«  gesetzt:  »Eine  Ur- 
sächlichkeit, deren  mögliche  oder  tatsächliche  Wirkung  die  Verwirk- 
lichung eines  Zweckes  ist,  ist  ein  Wert«.  Demnach  müßte  nun,  da 
Wert  =  Möglichkeit  und  Wert  =  Ursächlichkeit  sein  soll,  auch  Möglichkeit 
gleich  Ursächlichkeit  sein!  —  Weiters  wird  der  r.wirtschaftliche  Wert-c 
definiert:  »Wirtschaftlicher  Wert  ist  ...  .  das  Verhältnis  (!)  von  Vor- 
rat zum  Bedarf  in  der  stoflflichen  Wirklichkeit«  (60).  Ein  »Verhältnis« 
bleibt  ein  Verhältnis.  Wenn  ich  i  1  Milch  täglich  bedarf,  aber  jetzt 
nur  V'.,  1  täglich  vorrätig  habe,  so  ist  das  Verhältnis  8:1  doch  kein 
Wert.  Es  heißt  aber  ausdrücklich  weiter :  der  wirtschaftliche  Wert  ist 
>ein  reales  Größenverhältnis«  (60),  nämlich  »das  Verhältnis  der  be- 
schränkten vorrätigen  zur  nötigen  stofflichen  Wirklichkeit«  (154).  Zu- 
•sammengefaßt  wäre  also  Wert  zugleich  -^Möglichkeit-,  >UrsächIich- 
keit«,  »Verhältnis«  und  auch  noch  manches  andere  (Stoff  z.  B.,  >stoff- 
liche  Werte«  56,  Eigenschaft,  »Wert  der  Endlichkeit  (ist)  ihre  Eigen- 
schaft als  Mittel  für  die  Unendlichkeit<-,  298);  imd  da  dies  alles  darum 
auch  untereinander  gleichzusetzen  sein  müßte,  was  doch  unmöglich 
ist,  so  möge  die  bisherige  Kennzeichnung  genügen,  um  das  erstge- 
nannte Buch  von  Heyde  für  die  heutige  Wirtschaftswissenschaft  i  n  s 
hellste  Licht  gerückt  zu  haben :  denn  es  machen  sich  auch  an- 
derswo in  neuester  Zeit  (vgl.  z.  B.  Z.  d.  g.  Staatswiss.  73,  1917/18,  360; 
M.Weber,  Der  Sinn  der  Wertfreiheit,  Logos  191 7)  u  n  wissenschaftliche 
Wertdefinitionen  breit. 

Ein  Widerspruch,  das  Wesen  des  Wertes  betreffend,  innerhalb  der 
S.  285 — 288  des  zweitgenannten  Buches  sei  zum  Schluß  noch  aufgedeckt. 
S.  238  heißt  es :  Der  Sinn  der  Werte  ergibt  sich  nicht  aus  dem  Sein 
.selbst ;  285  :  Der  Wert  erhält  den  Sinn  aus  dem  Zweck  ;  236 :  Der  Zweck 
des  Wirtschaftens  ist  .  .  .  konkret  und  eindeutig  (^rund  abgeschlossen«)  in 
der  stofflichen  Wirklichkeit  gegeben.  Da  nun  somit  der  Zweck  doch 
unzweideutig  in  dem  »Sein«  selbst  gegeben  ist,  der  Wert  aber  seinen 
Sinn  aus  dem  Zweck  erhält,  muß  er  ihn  unbedingt  auch  >aus  dem  Sein 
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selbst*  erhalten;  dieser  zwingende  Schlußsatz  steht  aber  in  einem  un- 
bedingten Widerspruch  zum  ersten  Gedanken.  —  Es  wäre  lehrreich 
zu  erfahren,  wer  an  den  Wert -Erörterungen  des  zweitgenannten 
Buches  Befriedigung  zu  finden  vermöchte,  ganz  abgesehen  von  den 
»unmöglichen-  oben  angedeuteten  sonstigen  »philosophischen«  Dar- 
bietungen. Karl  Eugen  Nickel. 


Li  efman  n ,    Robert,     Geld    und    Gold.     Deutsche    Verlagsanstalt. 
Stuttgart-Berlin  1916,  241  S. 

In  Einem  hat  Liefmann  gewiß  ganz  das  Richtige  getroffen;  Neue 
Ideen  können  nicht  genug  in  die  so  oft  durch  andere  Dogmen  ver- 
nagelten Köpfe  hineingehämmert  werden.  »Wenn  man  mit  einem  neuen 
Gedanken  durchdringen  will,  dann  muß  man  den  so  oft  nur  möglich 
und  an  möglichst  vielen  verschiedenen  Stellen  auseinandersetzen  und 
verfechten.  Schließlich  zieht  man  die  Aufmerksamkeit  doch  ein- 
mal auf  sich.  Liefmann  hat  das  getan,  vor  allem  bezüglich  der  theo- 
retischen Hauptgedanken,  die  das  hier  anzuzeigende  Buch  erfüllen  und 
unter  denen  ich  hervorheben  möchte  ;  daß  man  von  Wert  oder  Kauf- 
kraft des  Geldes  nur  in  einem  ganz  individuellen  Sinne  reden  könne, 
daß  das  Geld  für  jeden  Menschen  nur  subjektiven  VV^ert  haben  könne, 
daß  dieser  Wert  bestimmt  sei  durch  den  Nutzen,  den  das  Individuum  mit 
einer  über  die  verfügbare  Menge  (Einkommen)  hinausgehenden  weiteren 
Einheit  sich  verschaffen  kann,  daß  es  also  eine  Kaufkraft  des  Geldes 
schlechthin  nicht  gebe,  daß  nicht  Geldmengen,  sondern  die  Einkommen 
die  Güter  kaufen  und  daß  die  Einkommen  nicht  Geldmengen,  sondern 
in  einer  abstrakten  Rechnungseinheit  ausgedrückte,  nur  verrechnete 
Summen  sind,  die  die  Grundlage  der  Nutzen-  und  Kostenvergleichun- 
gen der  Einzelwirtschaften  bilden,  endlich  daß  jede  Geldvermehrung 
nicht  automatisch  und  proportional  auf  die  Preise  wirken  könne,  son- 
dern daß  sie  nur  durch  die  Einkommen  wirke,  und  daher  auf  die  ein- 
zelnen Preise  höchst  verschieden. 

Für  alle  diese  Hauptthesen  ließe  sich  leicht  eine  ganze  lange 
Reihe  von  Seitenzahlen  des  Buches  als  Belegstellen  anführen.  Liefmann 
betreibt  nämlich  das  Hämmern  sehr  gründlich :  nicht  nur  erscheint  jetzt 
schon  seit  geraumer  Zeit  wohl  jedes  Semester  ein  größerer  Aufsatz  aus 
seiner  Feder  oder  ein  ganzes  Buch,  worin  er  seine  neue  Theorie  dar- 
legt und  ihr  mit  den  schärfsten  Angriffen  auf  die  smaterialistisch-quan- 
titative«  Richtung  oder  kürzer  gesagt :  gegen  alles  an  Theorie  in  der 
Nationalökonomie,  was  vor  ihm  gesagt  worden  ist,  Geltung  zu  schaffen 
sucht,  sondern  er  liebt  es  auch,  seine  Thesen  in  jeder  Arbeit  gründ- 
lich oft  zu  wiederholen.  Nach  einigen  Jahren  überwiegend  abfälliger 
Beurteilungen  hat  er  nun  Erfolge  der  Kritik  aufzuweisen.     Eugen  Jaffe 
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hat  seinem  neuen  Werk  »Grundsätze  der  Volkswirtschaftslehre«  eine 
ganz  ungewöhnliche  Anerkennung  zuteil  werden  lassen,  und  eine  »atem- 
raubende Schrift«  hat  man  das  hier  zu  besprechende  geldtheoretische 
Buch  genannt  Ich  habe  mich  schon  eine  Reihe  von  Jahren  hindurch 
mit  den  Ideen  Liefmanns  zur  Erklärung  aller  wi-rtschaftlichen  Vor- 
gänge und  zur  Neubegründung  der  Volkswirtschaftslehre  beschäftigt, 
vermag  aber  leider  eher  immer  weniger  als  mehr  die  alles  lösende  Theorie 
als  solche  Universallehre  zu  erkennen  und  kann  das,  was  an  ihr  gut 
und  richtig  ist,  nur  zum  Teil  als  neu  gelten  lassen. 

Insonderheit  das  vorliegende  Buch  würde  reichlich  Anlaß  geben 
über  die  Priorität  bezüglich  eines  größeren  Teiles  des  Hauptinhaltes  zu 
diskutieren.  Es  lohnt  sich  aber  schlecht  einen  solchen  Streit  zu  be- 
ginnen, nicht  etwa  bloß,  da  Liefmann  meine  Arbeit  ja  nennt,  sondern 
ich  ziehe  es  vor,  mich  zu  freuen,  daß  die  Hauptgedanken  meiner  Ab- 
handlung in  Schmollers  Jahrbuch  XXXIII,  Heft  I  (1909)  »Die  Ein- 
kommengestaltung als  Geldwertbcstimmungsgrund«  von  einem  so  scharf- 
sinnigen Schriftsteller,  der  Liefmann  zweifellos  ist,  in  den  wesentlichsten 
Teilen  übernommen  werden,  mögen  sie  auch  in  einer  allerdings  viel 
breiteren  Darlegung  mit  seinen  besonderen  Ideen  verknüpft  worden  sein. 
Mir  kann  es  nur  recht  sein,  wenn  meine  Beobachtungen  und  Gedanken, 
die  mir  heute,  10  Jahre  nach  ihrer  ersten  Andeutung  (in  der  Wiener 
Abendpost  vom  19.  März  I908),  noch  vollständig  richtig  dünken,  sich 
auch  durchsetzen  und  so  mit  zur  Grundlegung  einer  reiferen  Beurtei- 
lung der  Geldprobleme  beitragen.  Befremdet  hat  mich  von  Liefmann 
allerdings,  daß  er  wohl  auf  meine  Arbeit  an  ein  paar  Stellen  aufmerk- 
sam macht,  es  aber  unterläßt  dem  Leser  zu  sagen,  was  ich  vor  ihm 
behauptet  habe.  Und  da  hiezu  z.  B.  die  so  wichtigen  Sätze  gehören, 
daß  die  Güter  mit  Einkommen,  nicht  mit  Geld  gekauft  werden,  daß 
die  Kaufkraft  des  Geldes  nicht  durch  den  Wert  des  Geldstoffes  be- 
stimmt ist,  daß  die  Geldvermehrung  nur  auf  dem  Wege  einer  Ein- 
kommcnvermehrung  auf  die  Preise  wirken  kann,  sQwie  die  ganze  di- 
namica  monetaria,  so  hätte  ich  wohl  erwarten  dürfen,  daß  Liefmann 
sich  nicht  bloß  mit  der  Bemerkung  S.  78  und  den  Vorwürfen  S.  171 
begnügen  würde,  zumal  da  er  andere  Autoren  recht  gründlich  im  Wort- 
laut und  seitenweise  zitiert.  Seine  Geldtheorie  wäre  desungeachtet 
sein  ^ausschließliches  geistiges  Eigentum«  geblieben,  um  dessen  Aner- 
kennung er  merkwürdig  besorgt  zu  sein  scheint  (S.  87). 

Aber  mein  Vorwurf  wird  ja  vom  Verfasser  gewiß  mit  der  Ent- 
gegnung beantwortet  werden,  bei  mir  fehle  eben  die  Begründung  (S.  75) 
und  mein  unfruchtbarer  Eklektizismus  (S.  171)  trenne  uns  ja,  was  am 
stärksten  in  den  Schlußfolgerungen  zur  Geltung  komme,  da  er  abso- 
luter Nominalist  ist,  während  ich  zwischen  Metallismus  und  Nomina- 
tismus  schwanke.     Ueber  diese  letzte  Behauptung  wäre  allerdings  noch 
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besonders  zu  reden.  Im  übrigen  lasse  ich  die  vorweggenommenen 
Entgegnungen  gern  auf  sich  beruhen. 

Ich  muß  selbst  sehr  entschieden  betonen,  daß  wir  in  den  Schlüssen 
aus  den  Beobachtungen,  die  ich  in  dem  genannten  Aufsatz  niedergelegt 
habe,  in  manchem  erheblich  auseinandergehen.  Vor  allem  darin,  daß 
ich  seiner  schroffen  Ablehnung  dessen,  was  man  bisher  als  Kaufkraft, 
Verkehrswert,  oder  objektiver  auch  als  äußeren  Wert  des  Geldes  zu  be- 
zeichnen pflegte,  entgegentrete.  Ich  gebe  zu,  man  kann  darüber  an- 
derer Meinung  sein,  daß  hier  von  einem  Wert  geredet  wird,  aber  das 
Phänomen  als  solches  muß  festgehalten  und  wissenschaftlich  beachtet 
bleiben.  Für  Liefmann  aber  existiert  die  Tatsache  nicht,  daß  auf  einem 
Markt  eine  geraume  Zeit  hindurch  mit  tausend  Mark  eine  bestimmte 
ziemlich  gleichbleibende  Menge  von  Waren  zu  beschaffen  ist  oder  daß 
innerhalb  einer  bestimmten  Siedlung  tausend  Mark  eine  Reihe  von 
Jahren  hindurch  eine  bestimmte  Lebensführung  ermöglichen,  zum  min- 
desten schreibt  er  dieser  Tatsache  nicht  das  ihr  gebührende  ökonomisch- 
theoretische Interesse  zu.  Jedenfalls  heißt  es  aber  vor  der  Wirklich- 
keit die  Augen  verschließen,  wenn  man  bestreitet,  daß  die  Fortdauer 
einer  größeren  Zahl  von  Preisen  für  das  Wirtschaftsleben  imd  zwar  für 
die  ökonomische  Ueberlegung  des  einzelnen  Wirtschafters  von  Belang 
ist,  daß  sie  im  Denken  und  Handeln  der  wirtschaftenden  Menschen 
eine  erhebliche  Rolle  spielt.  Und  es  ist  eine  mir  unbegreifliche  In- 
konsequenz einerseits  ein  psychisches  Prinzip  des  Handelns  so  zu  ver- 
teidigen, anderseits  aber  jene  Außenwelt-Tatsachen,  auf  die  das  den 
kende  Individuum  reagiert,  A-öUig  unbeachtet  zu  lassen.  Daß  hier  meh- 
rere Komponenten  vorliegen,  die  das  wirtschaftliche  Handeln,  das 
Disponieren,  das  Einteilen  der  Wirtschaftsmittel  —  nichts  anderes  sind 
ja  die  Kosten  —  bestimmen,  läßt  Liefmann  eben  nicht  gelten,  für  ihn  gilt 
nur  die  psychische  Tatsache  eines  Nutzenüberschusses  über  die  Kosten 
als  Bestimmungsgrund  für  das  Verhalten  des  Individuums  auf  den 
Märkten . 

Da  Liefmann  selbst  auf  die  notwendige  Ausstrahlung  aller  theore- 
tischen Erkenntnis  in  der  Richtung  der  Politik  hinweist,  gereicht  ihm 
die  Nichtberücksichtigung  solcher  Tatsachen  zum  Vorwurf,  denn  ge- 
rade diese  auch  von  jedem  Einzelsubjektsinteresse  losgelöst  auftreten- 
den Quantitätsbeziehungen  zwischen  Gütern  und  Leistungen  einerseits, 
Währungsbeträgen  anderseits  sind  von  Belang  für  wirtschaftspolitische 
Maßnahmen.  Freilich  in  seinen  Kampf  gegen  die  materialistisch- 
quantitative Auffassung  der  Wirtschaftsvorgänge  paßt  diese  Tatsache 
schlecht  hinein.  Daß  und  wieweit  er  aber  selbst  im  Banne  einer 
quantitativen  Auffassung  steckt,  merkt  er  nur  nicht.  G.  Heyn  hat  im 
weltwirtschaftlichen  Archiv  (Bd.  X  S.  177  »Probleme  des  Geldwesens«) 
diesen  Vorwurf  gegen  Liefmann    erhoben    und    ich    pflichte    ihm    bei, 
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Avenngleich  ich  Heyns  zweite  Belegstelle  nicht  für  unbedingt  durch- 
schlagend halten  kann.  Aber  es  genügt,  daß  Liefmann  schreibt :  »Wenn 
die  Geldmenge  nicht  vermehrt  wird,  können  Preissteigerungen  einzelner 
Waren  nur  dadurch  eintreten,  dafS  die  Preise  anderer  fallen«  (S.  165). 
Der  Satz  steht  derart  schroff  im  Widerspruch  zu  anderen  Gedanken, 
daß  man  an  ein  Versehen  glauben  möchte.  Aber  daß  L.  einer  Quan- 
titätsauffassung  näher  steht,  als  er  sich  selbst  bewußt  zu  sein  scheint, 
das  geht  aus  einer  ähnlichen  These  S.  237  hervor,  wo  er  sagt,  daß, 
wenn  bei  gleichbleibendem  Einkommem  einzelne  Preise  steigen,  andere 
fallen  müssen.  Hier  ist  es  wenigstens  die  Einkommensumme,  nicht 
die  Geldmenge.  Aber  falsch  bleibt  auch  dieser  Satz  in  seiner  Unbe- 
dingtheit  und  Uneingeschränktheit.  Falsch,  und  im  Zusammenhang  mit 
L.s  nichts  als  psychische  Reaktionen  gelten  lassenden  Theorie  einfach 
unverständlich. 

Auf  einem  der  Quantitätstheorie  naheliegenden  Gedankengang  be- 
findet sich  L.  auch  mit  dem  Satze  (S.  235) :  >Die  Bankleitung  hat  schon 
längst  erkannt,  daß  es  mindestens  ebenso  auf  den  dem  Wechsel  zu- 
grundeliegenden wirtschaftlichen  Vorgang  ankommt.«  Es  gibt  gewiß 
keine  absolut  bindende  Relation  zwischen  Güter-  und  Geldmenge,  aber 
es  ist  auch  das  Verhältnis  zwischen  Güterquantitäten  und  Einkommen- 
summen nichts  weniger  als  zwingend,  weil  das  Individuum  mit  seinem 
Willen  das  Zwischenglied  ist.  Das  ist  meiner  Ueberzeugung  nach  das 
unentbehrliche  psychische  Moment  in  der  Preiserklärung.  Aber  das 
hindert  nicht,  daß  man  dennoch  für  die  Massen  ein  gleichartiges  Rea- 
gieren und  Funktionieren  des- Willens  beobachten,  das  Beobachtungs- 
ergebnis auch  für  die  Feststellung  gewisser  generaltypischer  Tendenzen 
verwerten  kann.  Dieses  Funktionieren  des  Willens  wird  immer  um  so 
gleichartiger  sein,  je  selbstverständUcher  es  ist  angesichts  der  physio- 
logischen Daseinsnotwendigkeiten  als  Grundlagen  des  Wollens.  Ge- 
rade das  trifft  in  dem  Verhältnisse  zwischen  Einkommen  einerseits, 
Güter-  und  Leistungsmengen  anderseits  zu. 

Es  würde  zu  weit  führen,  hier  auf  die  erkenntnistheoretische  und 
methodologische  Frage  einzugehen,  die  L.  auch  nur  beiläufig  behan- 
delt, vor  allem  die  Frage,  ob  die  Gelderscheinungen  als  Begleitserschei- 
nungen  der  Preisbildung  Gegenstand  der  Wirtschafts-  oder  der  Gesell- 
schaftswissenchaft  sind.  Ich  vermag  ja  allerdings  L.s  gewiß  n^ianchen 
bestechenden,  aber  seiner  eigenen  psychischen  Grundlegung  der  Theorie 
widerstrebenden  Anschauung  nicht  beizupflichten,  daß  es  sich  bei  der 
ersteren  um  sich  bekämpfende,  widerstreitende,  bei  letzterer  um  gleich- 
gerichtete Zwecke  vieler  INIenschen  in  ihrem  Zusammenleben  handeln  soll. 
Aber  auch  auf  wichtige  sachliche  Auseinandersetzungen  über  Auffassungen 
Liefmanns,  denen  ich  entgegentreten  muß,  kann  ich  mich  in  diesem  Rah- 
men nicht  einlassen.  Nur  gegen  den  von  ihm  behaupteten  Zusammenhang 
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seiner  Geldlehre  mit  den  letzten  Grundlagen  seiner  Preistheoric  möchte  ich 
ausdrücklich  Widerspruch  erheben,  obgleich  ich  mit  Genugtuung  eine 
wesentliche  Annäherung  in  der  Auffassung  über  die  Entstehung  der 
Preise  seitens  L.s  an  die  von  mir  vertretene  Lehre  ^)  feststellen  kann. 
In  der  Formulierung  des  Zusammenhanges  von  Preisen  und  Einkom- 
men S.  167,  auf  die  ich  mich  dabei  besonders  stütze  —  eine  gleich- 
falls in  Betracht  kommende  Steife  S.  161  ist  wesentlich  unklarer  — 
scherint  L.  jetzt  zuzugebefi,  daß  »die  tauschwirtschaftlichen  Grenzer- 
träge an  frühere  Preise«  anknüpfen,  »die  jede  Konsumwirtschaft  mit 
größerer  oder  geringerer  Genauigkeit  ihren  wirtschaftlichen  Kalkula- 
tionen zugrunde  legt.«  Das  ist  ziemlich  dasselbe  wie  meine  Auffassung 
von  der  Bedeutung  der  Preisfortwirkung  und  von  der  Notwendigkeit, 
bei  der  Erklärung  der  Markttatsachen  (sowohl  des  Angebots  wie  der 
Nachfrage  als  auch  dann  natürlich  der  zustandegekommenen  Preise  1 
das  Anknüpfen  der  Individuen  an  die  vorausgegangenen  Preise  heran- 
zuziehen. Das  halte  ich  auch  gegen  Oppenheimers  interessante  Neu- 
begründung der  objektiven  Wertlehre  und  ihre  Konsequenzen  für  die 
Preiserklärung  aufrecht. 

Auf  die  Erörterung  der  Grundiegungsfrage  kann  ich  mich  hier 
nicht  einlassen,  da  es  den  Nachweis  gilt,  daß  L.  in  seinen  hieven  ab- 
weichenden Formulierungen,  die  eine  Preiserklärung  nur  aus  psychischen 
Nutzen-  und  Kostenvergleichungen  geben  sollen,  auf  schwankem  Boden 
steht.  Die  Kosten  sind  im  Verhältnis  zum  Einkommen  allerdings  für 
jedes  Individuum  besondere;  aber  die  Erklärung  kann  sich  damit 
nicht  begnügen,  denn  die  Aufgabe  der  Theorie  Liefmanns  ist  es  auch 
die  greifbaren  AußenwelttatsacKen,  die  den  Wirtschafter  bei  seinem 
Entschluß  des  Nachfragens  oder  Anbietens  bestimmen,  zu  erfassen  und 
zur  Erklärung  heranzuziehen.  L.  aber  geht  sowohl  bei  der  Kostenvorstel- 
lung des  Wirtschafters  wie  bei  den  Einkommen  von  dem  Standpunkte 
aus,  daß  diese  gegebene  Größen  sind.  Das  aber  ist  der  Ausgangs- 
punkt der  Schumpeterschen  Theorie,  die  bestimmte  Quantitäten  als 
gegeben  annimmt,  und  die  Liefmann  deswegen  so  scharf  befehdet;  nun 
ist  er  selbst  in  demselben  Fehler  befangen.  Es  liegt  ein  verstecktes 
»Idem  per  idem«  vor,  denn  die  Einkommen  sind  auch  nichts  anderes, 
als  Preise,  Preisdifferenzen  und  Preisresiduen  und  sie  sind  ebenso  Un- 
bekannte in  L.s  Gleichungssystem  wie  alle  anderen  Preise,  deren  Zu- 
standekommen L.  erklären  will. 

Wichtig  ist  mir  aber  hier  noch  zu  betonen,  daß  alle  Schlußfolge- 
rungen währungspolitischer  Natur  die  L.  in  den  letzten  Kapiteln  zieht, 
mit  diesen    Grundlagen    seiner    Preistheorie,    ausgerechnet   mit    seiner 


i)  Zu  vgl.  meine  Aufsätze  in  dieser  Zeitschrift  Jg.  64  und  65  (190S  und  1909) 
»Kritisches  und  Positives  zur  Preislehre«  und  insbes.  II  Theoretisch  vernachlässigte 
Preisbestimmungsgründe  (Jg.  65). 
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>richtigen  allgemeinen  Wirtschaftstheorie«  durchaus  nicht  zwingend 
zusammenhängen.  Ich  stimme  den  meisten  seiner  Ausführungen  in 
dem  9.  Kapitel  (Abrechnungsmethoden  und  Papiergeld)  und  im  Schluß- 
kapitel (Aufgaben  der  Geldpolitik)  zu,  insbesondere,  daß  das  Gold 
wirklich  voraussichtlich  im  XX.  Jahrhundert  seine  Rolle  als  Grund- 
lage des  inländischen  Geldes,  vielleicht  sogar  als  internationales  Zah- 
lungsmittel, ausgespielt  haben  wird,  also  an  die  kommende  Demonetisie- 
rung  des  Goldes,  glaube  auch  ich  —  es  mflßten  denn  Starrsinn  und 
Konservatismus  einen  besonders  erfolgreichen  Bund  gegen  das  Vernünf- 
tige zu  schließen  imstande  sein.  Auch  vfie  sich  L.  die  Zusammen- 
setzung des  Geldes  in  Zukunft  vorstellt,  ist  durchaus  annehmbar:  in 
erster  Linie  ist  die  Notenbank  berufen,  den  Verkehr  mit  Zahlungmit- 
teln auszustatten,  es  muß  nur  die  beliebige  Vermehrung  des  Papier- 
geldes hintangehalten  und  die  Trennung  der  Notenausgabe  vom  Staats- 
kredit gesichert  werden.  Als  Ersatz  für  die  Goldzirkulation  könnte 
eine  bestimmte,  aber  auch  wirklich  feste  Menge  von  höchstens  i — 2 
Milliarden  Mark  Staatspapiergeld  in  Umlauf  gesetzt  werden. 

Die  theoretischen  Voraussetzungen  zu  diesen  wäh- 
rungspolitischen Anschauungen  sind  aber  vollauf  mit  den  Sätzen  ge- 
geben, die  den  Plauptinhalt  meiner  Abhandlung  über  das  Einkommen 
als  Geldwertbestimmungsgrund  bilden,  mögen  diese  Sätze  auch  immer- 
hin auf  verächtlicher  Empirie  begründet  sein.  Ich  bestreite  jedenfalls 
aufs  entschiedenste,  daß  Liefmanns  tauschwirtschaftlicher  Grenzertrag 
zur  Begründung  dieser  Forderung  der  Gold-Demonetisierung  usw.  er- 
forderlich ist.  Ich  zögere  keinen  Augenblick  zu  seinem  Protest  gegen 
die  bisherige  Goldpolitik  in  zustimmendem  Sinne  Stellung  zu  nehmen, 
wozu  L.  auffordert.  Ich  habe  es  pro  foro  interno  längst  getan.  Nach 
meiner  Auffassung  über  die  Rolle  des  Einkommens  im  heutigen  Wirt- 
schaftsverkehr konnte  kein  Zweifel  darüber  bestehen.  An  der  neuer- 
lichen literarischen  Stellungnahme  war  ich  bisher  durch  Dienstpflichten  ge- 
hindert. Ich  glaube  allerdings  nicht,  daß  auch  im  exodromischen  Ver- 
kehr das  Gold  so  bald  entthront  sein  wird,  weil  ich  es  für  eine  Frage 
der  Zweckmäßigkeit  halte,  ob  für  oder  gegen  das  Gold  zu  entscheiden 
ist,  und  weil  auch  in  Deutschland  so  viel  Gold  für  diese  Zwecke  vor- 
handen ist,  daß  die  Kostspieligkeit  kein  Abhaltungsgrund  wird  und  daß 
die  Fortdauer  der  Verfügung  über  2 — 3  Milliarden  Gold  nur  noch  zum 
Nachteil  gereichen  könnte,  hat  L.  noch  nicht  bewiesen.  Bemerkenswert 
i.st  jedoch,  daß  L.,  der  den  ganzen  Mechanismus  des  Wirtschaftslebens 
auf  nichts  anderem  als  auf  einem  gänzlich  individualpsychischen  Ver- 
gleichen von  Nutzen  und  Kosten  aufgebaut  sieht,  einem  der  wichtigsten 
psychischen  Element  einer  so  großen  Zahl  von  Wirtschaftsvorgängen, 
dem  Vertrauen,  so  gut  wie  keine  Bedeutung  beimißt.  Da  diese  Frage 
in  das  Problem  des  Gegenstandes  der    ökonomischen  Theorie    hinein- 
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spielt,  kann  ich  wie  gesagt,  nicht  weiter  darauf  eingehen.  Das  ge- 
schieht an  anderem  Orte.  Hier  nur  soviel,  daß  es  sich  hier  nicht  bloß 
um  Theorie  handelt,  sondern  um  praktische  Interessen,  in  denen  die 
Stimmungsmache  der  Spekulation  ein  allzu  weites  Feld  hat. 

Nur  kurz  andeuten  kann  ich  weiters,  daß  L.  mit  sich  selbst  in  Wider- 
.spruch  gerät,  wenn  er  die  künstliche  Schaffung  von  Kaufkraft  -  ihr 
gleich  zu  achten  ist  meines  Erachtens  auch  die  Mobilisierung  gebundener 
Kaufkraft  —  verschieden  beurteilt,  je  nachdem  die  Form,  in  der  sie 
geschieht,  die  Ausgabe  von  Papiergeld  oder  die  bankbuchmäßige  Kre- 
diteinräumung, die  Benutzung  privater  Umsatz-  und  Abrechnungsmittel 
ist.  Der  Zusammenhang  ist  ein  solcher,  daß  die  Geldausgabe  bedenk- 
licher sein  kann,  es  besteht  aber  gar  keine  Notwendigkeit. 

Endlich  möchte  ich  noch  ■  gegen  die  Formulierung  Einspruch  er- 
heben, als  ob  die  künstlich  geschaffene  Kaufkraft  nur  deshalb  be- 
denklich auf  die  Preisbildung  einwirken  würde,  weil  sie  nicht  aus  dem 
Tauschverkehr  entstandenes  Einkommen  bedeutet.  Es  kann  im  Tausch- 
verkehr sehr  viel  Einkommen  entstanden  sein,  das  schädlicher  wirkt 
als  künstlich,  z.  B.  durch  Kreditnahme  geschaffenes.  Der  Kettenhandel 
ist  gewiß  auch  nur  Produktion  von  Einkommen,  >die  aus  dem  Tausch- 
verkehr entstehen-::  und  die  mit  ihm  zusammenhängende  Geldvermeh- 
rung geht  doch  mit  einer  Geldentwertung  vor  sich.  Ebenso  kommt  es 
beim  Staatskredit  ganz  darauf  an,  in  welcher  Richtung  die  kreditweise 
geschaffene  Kaufkraft  verwendet  wird.  Ich  bin  mir  wohl  bewußt,  daß 
dies  zu  einer  quantitativen  Auffassung  des  Problems  der  Preisbildung 
und  der  Einkommenauswirkung  führt. 

Formell  bedaure  ich  bei  Liefmann  immer  wieder  die  schroffe 
Verächtlichmachung  alles  bisher  von  der  Theorie  Geleisteten.  Auch 
dieses  Buch  ist  voll  solcher  Polemiken,  so  als  ob  er  über  mensch- 
lichem Irren  stünde. 

Lodz,  Februar  1918.  j-  v.  Z  w  i  e  d  i  n  e  c  k. 


Peez,  )Jx.  Alexander  von  u.  Paul  Dehn,  Englands  Vorherrschaft. 
Band  i.  Aus  der  Zeit  der  Kontinentalsperre.  351  S.  go.  Mit  einer 
Karte  und  einem  Bildnis  Alexander  von  Peez".  Leipzig,  Duncker 
u.  Humblot,   19 12. 

Die  gespannte  politische  Weltlage  der  letzten  Jahre  hat  auch  den 
Blick  der  Wissenschaft  in  verstärktem  j\laße  auf  die  wichtigsten  welt- 
politischen Probleme  der  Gegenwart  und  auf  ihre  Entstehung  und  Ent- 
wickelung  gerichtet.  Unter  ihnen  ist  der  britische  Imperialismus  eine 
der  interessantesten  Erscheinungen.  Einer  Periode  seiner  Geschichte 
ist  das  vorliegende  Buch  gewidmet.  Es  ist  das  letzte  Werk  des  öster- 
reichischen Schriftstellers  v.  Peez,  der  die  letzten  beiden  Lebensjahre 
für  seine  Ausarbeitung  einsetzte.     Peez  gehörte  zu  den  besten  Kennern 
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der  englischen  Industrie  und  der  englischen  Geschichte  der  Neuzeit. 
Wiederholt  Jiat  er  die  Politik  Englands  einer  scharfen  kritischen  Beur- 
teilung unterzogen.  So  hat  er  in  seinem  Buche  >Zur  neuesten  Handels- 
politik« u.  a.  einen  geistreichen  Vergleich  zwischen  Engländern  und 
Phöniziern  gezogen,  und  in  der  kleinen  Schrift  »England  und  der 
Kontinent«,  die  bereits  in  4  Auflagen  vorliegt,  hat  er  Englands  Ver- 
halten in  der  Balkankrisis  zum  Ausgangspunkte  einer  scharfen  Verur- 
teilung seiner  auswärtigen  Politik  genommen,  die  sich  hauptsächlich 
von  Neid  gegen  alle  andei-n  Völker  bestimmen  lasse,  keiner  der  übrigen 
Nationen  eine  Ausdehnungspolitik  gestatten  wolle,  wie  es  sie  doch 
selbst  alle  Augenblicke  befolge,  und  darüber  hinaus  Erbitterung  stifte, 
wo  es  nur  möglich  sei,  um  selbst  im  Trüben  fischen  zu  können. 

Das  vorliegende  Buch  ist  auf  einen  ähnlichen  Grundtoll  gestimmt. 
Peez  sah  bestimmte  Zusammenhänge  zwischen  der  englischen  Blockade 
der  Jahre  1805— 1812  und  der  englischen  Einkreisungspolitik  seit  1904. 
Er  meinte,  daß  die  damaligen  Zeitläufte  auch  für  die  Gegenwart  be- 
deutsam seien.  Paul  Dehn,  der  die  Peezsche  Arbeit  vollendet  und 
herausgegeben  hat,  sagt  im  Vorwort:  »Für  ihn  war  diese  Arbeit  eine 
vaterländische  Sendung.  Aufklärung  wollte  er  verbreiten  über  die 
selbstsüchtigen  Beweggründe,  die  irreführenden  Vorwände,  die  geheimen 
Ränke,  die  gewalttätigen  Mittel  und  die  gefährlichen  Ziele  der  eng- 
lischen Politik,  wie  sie  sich  vor  hundert  Jahren  unter  anderen  Verhält- 
nissen zeigte,  wie  sie  in  der  Neuzeit  bestrebt  ist,  die  politische  Zu- 
sammenfassung, die  überseeische  Betätigung,  die  industrielle  Entwicke- 
lung  Mitteleuropas,  in  erster  Linie  Deutschlands,  zu  verhindern«. 

In  geistvoller,  meist  auch  geschmackvoller  Art;  mit  weiten  Aus- 
blicken in  Vergangenheit  und  Gegenwart,  mit  interessanten  geschicht- 
lichen und  wirtschaftsgeschichtlichen  Parallelen,  hat  Peez  seine  Aufgabe 
gelöst.  Er  stellt  nicht  die  diplomatische  und  militärische  Seite  in  den 
Vordergrund  seiner  Schilderung  des  letzten  und  entscheiden- 
den Weltkarapfes  zwischen  England  und  Frankreich, 
sondern  die  seepolitische  und  wirtschaftliche.  »Im  Be- 
sitze des  Geldkapitals  und  der  Seeherrschaft  verfügt  England  über  eine 
Art  Allgegenwart  in  vier  Weltteilen,  schreibt  dem  Feinde  Kriegsschau- 
platz und  Zeit  vor,  läßt  sich  zwar  selbst  nie  tief  ein,  findet  jedoch 
stets  Verbündete,  setzt  seine  Pfunde  bald  in  Linienschiffe,  bald  in  be- 
soldete Fremdtruppen  oder  in  Bestechungen  um,  ermüdet  den  Gegner, 
erschöpft  ihn.  läßt  ihn  nie  zur  Ruhe  kommen  und  behauptet,  nachdem 
es  seine  Niederwerfung  bewirkt,  mit  kühler  Seele  die  Herrschaft«. 

Vieles  in  dem  Buche  ist  vortrefflich.  Kurz,  knapp,  treffend  wird 
etwa  eine  Charakteristik  Napoleons  und  seiner  Politik  entworfen. 
Ebenso  werden  die  Gründe,  die  ihn  scheitern  ließen,  vortrefflich  dar- 
gestellt.    Auch  die  Kapitel  über  die  Kontinentalsperre  und  ihre  schwer 
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in   eine  übereinstimmende    Formel    zusammenzupressende   Folgen   sind 
ausgezeichnet  gelungen. 

Aber  der  Grundzug  des  Ganzen  scheint  mir  doch  verfehlt.  Eng- 
land erscheint  von  der  ersten  bis  zur  letzten  Seite  des  Buches  nur  als 
das  perfide  Albion,  wie  es  in  den  Schriften  seiner  erbittertsten 
Gegner  gebrandmarkt  worden  ist.  Gewiß  ist  die  englische  Politik  jener 
fahre  auch  gegenüber  den  Frankreich  feindlichen  Staaten  keineswegs 
immer  rein  gewesen,  und  niemand  wird  bestreiten  können,  daß  Eng- 
land seine  Bundesgenossen  wiederholt  im  Stiche  gelassen  hat.  Anderer- 
seits hat  es  aber  zweifellos  große  Verdienste  um  die  Niederzwingung 
Napoleons,  die  ohne  sein  Eingreifen,  ohne  sein  zähes  Festhalten  an 
der  Absicht,  den  Gegner  zu  Falle  zubringen,  den  übrigen  europäischen 
Staaten,  wenn  überhaupt,  so  doch  viel  schwerer  gelungen  wäre.  Auch 
Historiker  von  nationalster  deutscher  Gesinnung  wie  Dietrich  Schäfer 
erkennen  dies  an.  Es  leugnen  zu  wollen,  bedeutet  die  Geschichte  nach 
einer  vorgefaßten  Meinung  zurechtstutzen,  alle  Engländer  nur  als 
Egoisten  hinstellen,  die  jeglichen  höheren  sittlichen  Gefühls  unfähig 
sind.  Wie  aber  das  Seelenleben  des  Einzelmenschen  sich  aus  den 
mannigfachsten  Bestandteilen  zusammensetzt,  wie  in  seinem  sittlichen 
Wesen  bald  die  eine  bald  die  andere  Seite  die  Oberhand  gewinnen 
kann,  je  nach  den  Schicksalen,  die  über  ihn  hereinbrechen,  so  kann 
auch  das  geistige  und  sittliche  Wesen  eines  ganzen  Volkes  sehr  ab- 
weichende Aeußerungen  von  sich  geben,  einen  durchaus  verschiedenen 
Anblick  gewinnen,  wenn  es  sich  in  ruhigen  Bahnen  bewegt  oder  wenn 
es  von  unvermuteten  Schicksalsfällen  bestürmt  wird.  Jeder  Kampf  ver- 
härtet, jeder  Krieg,  der  längere  Zeit  andauert,  übt  auf  die  politische 
Moral  der  beteiHgten  Völker  einen  ungünstigen  Einfluß  aus.  Die  Be- 
schießung Kopenhagens  läßt  sich  gewiß  nicht  rechtfertigen;  aber 
es  können  und  müssen  doch  von  der  Geschichtsschreibung  auch  d  i  e 
Gründe  angeführt  werden,  die  diese  Brutalität  in  den  Augen  der  eng- 
lischen Politiker  als  notwendig  erscheinen  ließen. 

Ueberhaupt  darf  man  den  heutigen  Maßstab  politischer 
Moral,  wie  unentwickelt  er  an  sich  auch  sein  möge,  nicht  an  die 
Völkerkämpfe  vor  100  Jahren  anlegen.  Was  wir  heute  als  unrecht  und 
als  einen  Schlag  gegen  das  Völkerrecht  empfinden,  wurde  damals  nicht 
von  allen  Seiten  so  betrachtet.  Auch  sollte  ein  vorsichtiger  Historiker 
nicht  vergessen,  daß  die  politische  Moral  Englands  hinter  der  der 
kontinentalen  Völker  auf  alle  Fälle  zurückstehen  mußte,  weil  England 
eine  Seemacht  und  als  solche  auf  dem  Gebiete  des  Völkerrechtes  ohne 
weiteres  rückständig  ist;  worüber  das  Nähere  z.  B.  in  den  geistvollen 
Ausführungen  Friedrich  Ratzeis  *Das  Meer  als  Quelle  der  Volksgröße-^ 
nachzulesen  wäre. 

In  dem  Peez-Dehnschen  Buche  wird  England  in  allen  Fällen  als 
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der  schwarze  Mann  dargestellt.  Auch  der  Krieg  selbst  soll  von  Eng- 
land vom  Zaune  gebrochen  und  durch  den  Abscheu  vor  der  Hinrich- 
tung Ludwig  XVI.  nur  heuchlerisch  maskiert  worden  sein. 
Das  ist  doch  wohl  nicht  richtig.  Gewiß  hätten  die  Engländer  einen 
Vergleich  mit  der  Hinrichtung  Karls  I.  ziehen  können;  daß  sie  es 
nicht  taten,  ist  wohl  weniger  als  Heuchelei  auszulegen  denn  als  geistige 
Schwerfälligkeit,  wie  sie  oft  bei  ihnen  beobachtet  werden  kann.  Tat- 
sächlich war  der  Eindruck  der  Guillotinierung  des  französischen  Königs 
in  London  ungeheuer  und  machte  sich  spontan  z.  B.  in  der  sofortigen 
Schließung  der  Theater  geltend.  Und  wenn  auch  von  manchen 
Historikern  die  Ansicht  vertreten  wird,  daß  Pitt  von  Anfang  an  auf 
einen  Kampf  mit  Frankreich  hingestrebt  habe,  so  hätte  doch  mindestens 
erwähnt  werden  müssen,  daß  von  anderer  Seite  viele  Gründe  für  das 
Gegenteil  vorgebracht  sind.  So  vertritt  z.  B.  Friedrich  Luckwaldt  in 
seinem  gründlichen  und  sehr  beachtenswerten  Aufsatz  »William  Pitt  der 
Jüngere«  (Preußische  Jahrbücher  Bd.  109  S.  igS  ff-)  die  Ansicht,  daß 
Pitt  immer  wieder  auf  seinen  Lieblingssatz  zurückgekommen  sei:  Eng- 
lands Uebergewicht  müsse  sich  bei  dem  rapiden  Wachstum  seines 
materiellen  Wohlstandes  im  Frieden  sicherer  herausstellen,  als  durch 
die  glänzendsten  Siege  möglich  sei. 

Die  Luckwald'sche  Arbeit,  an  der  die  Verfasser  nicht  hätten  vor- 
übergehen dürfen,  ist  an  keiner  Stelle  ihres  Buches  benutzt.  Uebrigens 
wäre  zu  wünschen,  daß  in  der  Literatur-Uebersicht  alle  Ar- 
beiten aufgeführt  würden,  die  in  dem  Buche  zitiert  sind,  was  leider 
nicht  geschehen  ist;  so  trifft  man  häufig  auf  ganz  unbestimmte  Zeitan- 
gaben und  zuweilen  nur  auf  den  Namen  eines  Verfassers,  mit  dem 
man  ohne  weiteres  nichts  anfangen  kann.  An  einigen  Stellen  fehlt 
sogar  der  Name,  wie  z.  B.  S.  164,  wo  eine  längere  Stelle  aus  »dem 
nordamerikanischen  Admiral«  zitiert  ist;  gemeint  ist  Mahan.  An 
anderer  Stelle  sind  wichtige  Namen  falsch  gedruckt,  wie  z.  B.  S.  41, 
wo  Seely  statt  Seeley  steht.  Auch  sonst  treten  störende  Druckfehler 
auf,  wie  z.  B.  S.  42,  S.  74,  wo  eine  Rede  Pitt's  zitiert  wird,  in  der  er 
für  den  Grundsatz  »Frei  Schiff,  frei  Gut«  eintritt  —  während  England 
ihn  auf  das  schärfste  bekämpft  hat.  —  Hier  und  da  finden  sich  auch 
Stilblüten,  die  in  einer  2.  Auflage  unbedingt  ausgerottet  werden 
müßten.  So  wird  S.  53  der  Hamburger  Johann  Georg  Busch  (1720  bis 
1800)  >ein  Vorkämpfer  des  Mißbrauchs  englischer  Seeherrschaft«  ge- 
nannt, während  gemeint  ist  »ein  Vorkämpfer  gegen  den  Mißbrauch 
englischer  Seeherrschaft*.  S.  §5  ist  die  üble  Romanphrase  gebraucht: 
»Handel  und  Fabriken  der  Republik  .  .  .,  besorgte  Lord  Granville«. 
Daß  es  sich  nicht  um  einen  Zufall  oder  einen  Druckfehler  handelte, 
zeigt  die  folgende  Seite,  wo  derselbe  Ausdruck  wiederkehrt. 

Es  wäre  noch   zu   bemängeln,    daß  die  Gründe    des  Niederganges 
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Spaniens  S.  112  ganz  unzureichend  (nur  durch  Hinweis  auf  die  Ueber- 
spannung  seiner  Kräfte)  wiedergegeben  sind;  ferner  daß  S.  218,  wo 
von  den  Versuchen  Napoleons  zur  Förderung  des  Telegraphenwesens 
die  Rede  ist,  zwar  Chappe  ausführlich  erwähnt  wird,  nicht  aber  der 
Münchner  Anatom  Sömmering,  der  1809  den  ersten  elektrischen  Tele- 
graphen erfand,  den  Napoleon  sich  ebenfalls  vorführen  ließ ;  endlich 
daß  das  Schlußkapitel  zu  dem  Gegenstande  des  Buches  kaum  noch  in 
Beziehungen  steht. 

Ein  2.  Band  des  Peez-Dehn'schen  Werkes  soll  später  erscheinen; 
er  soll  die  Neuzeit  behandeln.  Peez  hat  auch  dazu  bereits  einiges  aus- 
gearbeitet. Es  wäre  zu  wünschen,  daß  der  Gesichtspunkt  des  2.  Bandes 
weniger  einseitig  gewählt  würde.  In  einer  politischen  Rede,  wohl  auch 
in  einem  Essay  kann  man  die  zweifellos  vorhandene  Einheitlichkeit  der 
Gesamtrichtung  der  auswärtigen  Politik  Englands  in  wenige  Schlag- 
worte zusammenpressen,  nicht  aber  in  einem  größeren  Werke,  das 
einen  genaueren  Ueberblick  geben  soll  und  deshalb  den  weiter  und 
nach  verschiedenen  Richtungen  verzweigten  Wurzeln  der  geschicht- 
lichen Vorgänge  und  der  nationalen  Willensstrebungen,  Absichten  und 
Anschauungen  nachgraben  muß. 

Hamburg-Großborstel.  Dr.  Ernst  Schultze. 


Bruce,  Charles,  The  Broad  Stonc  of  Empire.  Problems  of  Crown 
colony  administration.  London,  Macmillan  &  Co.,  191  o.  2  Bände. 
Preis  30  sh.  net. 

Die  sehr  umfangreiche  Literatur  über  das  britische  Kolonialreich 
beschäftigt  sich  zum  weitaus  größten  Teile  mit  den  Selbstverwaltungs- 
kolonien, insbesondere  mit  den  drei  großen  Staatsverbänden  Kanada, 
Australien  und  Südafrika.  Die  kleineren  Selbstverwaltungskolonien,  wie 
z.  B.  Jamaika,  die  auch  dem  Mutterlande  gegenüber  nicht  so  unab- 
hängig dazustehen  pflegen,  werden  weit  weniger  behandelt ;  und  die 
»Kronkolonien«  finden  fast  noch  weniger  Beachtung.  Kommen  sie 
doch  weder  an  Flächeninhalt,  noch  an  weißer  Einwohnerzahl,  noch  an 
wirtschaftlicher  Bedeutung  den  großen  Selbstverwaltungskolonien  gleich. 
Je  mehr  aber  die  letzteren  sich  wirtschaftlich  und  politisch  weiter  ent- 
wickeln, je  eher  es  also  denkbar  ist,  daß  sie  sich  eines  Tages  vom 
Mutterlande  lösen  oder  doch  so  viel  Extratouren  mit  fremden  Staaten 
tanzen,  daß  die  Rücksicht  auf  Großbritannien  praktisch  ausgeschaltet 
i-st,  desto  mehr  werden  die  Kronkolonien  an  Bedeutung  für  das  bri- 
tische Reich  gewinnen.  Auch  ihre  wirtschaftliche  Bedeutung  hat  sich 
in  letzter  Zeit  beträchtlich  gehoben.  Die  landwirtschaftlichen  und 
mineralischen  Reichtümer,  die  viele  von  ihnen  in  ihrem  Boden  bergen, 
werden  durch  eine  energische  und  weitblickende  Verkehrspolitik  mehr 
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und  mehr  gehoben.  Eine  zusammenfassende  Behandlung  der  Probleme 
der  britischen  Kronkolonien  ist  also  von  hohem  Interesse. 

In  dem  vorliegenden  Werk  hat  sich  ein  Mann  diese  Aufgabe  gestellt, 
der  in  den  verschiedensten  Regierungsstellungen  im  britischen  Kolonial- 
wesen tätig  war.  Nachdem  er  mancherlei  andere  Aemter  verwaltet, 
hat  er  auch  als  Gouverneur  an  der  Spitze  mehrerer  Kolonien  gestanden. 
Insbesondere  kennt  er  durch  eigene  Anschauung  und  Tätigkeit  genau 
die  Verhältnisse  von  Mauritius,  Ceylon  und  British  Guiana.  Er  kann 
daher  vielfach  aus  eigener  Erfahrung  sprechen,  und  seine  Urteile  sind 
häufig  sehr  interessant. 

Nach  einer  historischen  Einleitung,  die  den  Verlauf  der  inneren 
und  äußeren  Politik  Großbritanniens  in  den  Jahren  1815 — 1868  aufzu- 
zeigen sucht,  und  nach  einem  kurzen  Ueberblick  über  die  seither  ver- 
folgte Politik  wendet  er  sich  den  einzelnen  Organen  und  Verwaltungs- 
zweigen der  Kronkolonien  zu  und  bespricht  die  mannigfachen  Probleme, 
die  in  ihnen  entstanden  sind.  Er  beginnt  mit  einer  Schilderung  der 
Tätigkeit  des  Kolonialamtes,  widmet  dem  Gouverneur  ein  eigenes  Kapi- 
tel, spricht  über  lokale  Selbstverwaltung,  über  das  Rechtswesen,  über 
das  Arbeitsproblem,  über  die  Rassenfrage,  sehr  ausführlich  über  das  Ge- 
sundheitswesen, alsdann  über  das  Bildungswesen,  über  die  Religions- 
frage, über  Landwirtschaft  und  Forstwesen,  über  Handel  und  Finanzen 
Verkehrswesen  und  JMeteorologie,  Steuern.  Verteidigungswesen  und 
anderes. 

Die  einzelnen  Kapitel  sind  recht  ungleich  gearbeitet.  Im  allge- 
meinen ist  der  er.stc  Band  weit  interessanter  und  besser  als  der  zweite. 
Fast  hat  man  die  Empfindung,  als  Avenn  die  Kraft,  die  bei  der  Abfas- 
sung des  ersten  Bandes  noch  vorhanden  war,  bei  der  des  zweiten  nicht 
mehr  zugereicht  habe.  Ganze  Kapitel  des  letzteren  sind  von  allzu 
großer  Breite.  Dennoch  bringen  sie  nicht  alles  Material,  das  man  er- 
warten sollte,  übergehen  vielmehr  wichtige  Beispiele  und  behandeln  zu 
ausführlich  diejenigen  Kolonien,  die  der  Verfasser  aus  eigener  Tätig- 
keit kennt.  So  ist  z.  B.  in  dem  Kapitel  über  Verkehrsfragen  im  bri- 
tischen Weltreich,  das  sich  naturgemäß  nicht  auf  die  Kronkolonien 
beschränken  durfte,  weder  der  sogenannten  All  red-route  gedacht,  die 
einen  rein  britischen  Verkehrsweg  von  Großbritannien  über  den  Atlan- 
tischen Ozean  durch  Kanada  und  über  den  Stillen  Ozean  nach  Austra- 
lien und  Neuseeland  herstellen  soll,  noch  auch  nur  der  Canadian  Paci- 
fic Railway,  der  für  den  verkehrspolitischen  Zusammenschluß  des  bri- 
tischen Reiches  eine  so  hohe  Bedeutung  zukommt.  In  dem  Kapitel 
Transport«,  das  merkwürdigerweise  von  dem  Kapitel  »Imperial  Com- 
munications« getrennt  ist,  stehen  lange  Ausführungen,  die  in  das  Kapitel 
i-Finance«;  hineingehören.  Ferner  ist  leider  das  Kapitel  »Expansion« 
ganz   auf  die  Erzählung    der  Maßnahmen   beschränkt,    die   Sir  Charles 
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Bruce  selbst  in  British  Guiana  traf  ohne  auch  nur  den  Versuch  einer 
weiter  ausschauenden  Behandlung  dieser  sehr  wichtigen  Frage  zu 
machen.  Endlich  ist  das  Kapitel  »The  Crown«  nur  aus  persönlichen 
Erinnerungen  zusammengesetzt  und  enthält  gar  keine  allgemeinen  Aus- 
führungen. 

Ueberhaupt  fehlen  in  einzelnen  Teilen  des  Werkes  weitere  Ge- 
sichtspunkte. Zuweilen  gleitet  der  Verfasser  aus,  wo  er  sie  gibt;  daß 
die  Politik  des  britischen  Reiches  auf  dem  Glauben  beruhe,  daß  die 
einzige  gesunde  Basis  einer  großen  Nation  und  eines  großen  Reiches 
Selbstlosigkeit  sei  (Bd.  2.  S.  430)  —  diese  Ansicht  ist  zwar  in  Eng- 
land weit  verbreitet,  dürfte  doch  aber  in  einem  Buche,  das  den  An 
Spruch  kritischer  Durcharbeitung  macht,  nicht  ohne  weiteres  wiederge- 
geben werden.  Denn  ein  Blick  in  die  auswärtige  geschichtliche  und 
politische  Literatur  würde  den  Verfasser  ohne  weiteres  belehren,  daß 
hier  nicht  selten  die  umgekehrte  Ansicht  ausgesprochen  und  vertre- 
ten wird. 

Trotz  dieser  Mängel  ist  das  Brucesche  Werk  für  jeden,  der  sich 
mit  den  Problemen  des  britischen  Weltreiches  befaßt,  unentbehrlich. 
Es  gibt  nicht  allzu  viele  höhere  Kolonialbeamtc  in  England,  die  in  so 
vielen  verschiedenen  Stellungen  gewesen  sind,  so  viele  Beobachtungen 
gemacht  haben  und  nun  Wunsch  und  Fähigkeit  besaßen,  ihr  otium 
cum  dignitate  dadurch  auszufüllen,  daß  sie  den  Versuch  einer  zusam- 
menfassenden Schilderung  unternehmen.  Und  abgesehen  von  dem,  was 
man  an  Tatsachen  aus  dem  Bruceschen  Werke  entnehmen  kann,  trägt 
man  noch  einen  weiteren  Gewinn  davon :  den  Eindruck  einer  innerlich 
vornehmen  Persönlichkeit,  die  von  dem  besten  Willen  beseelt  ist,  ge- 
recht zu  denken  und  gerecht  zu  handeln.  Sichtlich  ist  hier  Charles 
Bruce  bemüht,  sich  den  Blick  durch  keinerlei  Vorurteile  politischer 
oder  religiöser  Natur  trüben  zu  lassen,  vielmehr  allen  Völkern,  Rassen 
und  Religionen  Gerechtigkeit  widerfahren  zu  lassen.  Daß  er  diesen 
Gesichtspunkt  auch  in  seiner  amtlichen  Tätigkeit  gewahrt  hat,  erfahren 
wir  an  verschiedenen  Stellen ;  nicht  in  prahlerischer  Weise,  sondern  in 
durchaus  ruhiger,  objektiver  Berichterstattung.  Und  wenn  diese  Aus- 
führungen auch  zuweilen  weiterer  Gesichtspunkte  entbehren,  so  gilt  doch 
diese  Kritik  keineswegs  für  alle  Kapitel.  Vielmehr  sind  einige  darunter 
-  wie  z.  B.  die  über  das  Arbeitsproblem  und  das  über  die  Rassen- 
frage —  die  hohes  Lob  verdienen.  Im  ganzen  genommen  wird  in 
Zukunft  niemand,  der  sich  mit  den  britischen  Kronkolonien  beschäftigt, 
an  diesem  Werke  vorübergehen  können. 

Hamburg-Großborstel.  Ernst    Schnitze. 
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Springer,  Die  Salzversorgung  der ■  Eingeborenen  Afrikas  vor  der  neu- 
seitlichen eJiropäischen  Kolonisation.  223  S.  und  i  Karte.  Dresden, 
Zahn  &  Jaensch,  19 18. 

Die  Arbeit  Springers  über  die  Salzversorgung  Afrikas  ist  muster- 
gültig. Sie  zeigt,  wie  sich  die  Salzgewinnung  und  der  Salzhandel  der 
Eingeborenen  zu  Ende  des  19.  Jahrhunderts  gestalteten.  Auf  die 
Salzeinfuhr  aus  Europa  ist  nicht  Bedacht  genommen,  was  den  Wert 
des  Buches  kaum  beeinträchtigt,  denn  noch  ist  die  einheimische  Ver- 
sorgung in  den  meisten  Gebieten  des  Erdteils  von  vorwiegender  Be- 
deutung. Zudem  wollte  der  Verfasser  seinen  Gegenstand  nicht  vom 
nationalökonomischen,  sondern  vom  ethnographischen  Gesichtspunkte 
aus  betrachten.  Springer  behandelt  im  »allgemeinen  Teil<:  seines 
Buches  zuerst  den  Kochsalzbedarf  im  Haushalt  des  menschlichen  Kör- 
pers, sodann  in  Afrika  gebräuchliche  Salzersatzmittel ;  Salzgewinnung 
und  Salzhandel ;  die  Einwirkung  des  Salzbedürfnisses  auf  die  friedlichen 
oder  feindlichen  Beziehungen  der  Völker ;  die  Beeinflussung  der  Volks- 
dichte und  Siedelungsweise  durch  Salzgewinnung  und  Salzhandel;  das 
Salz  als  Geld-  und  als  Steuerobjekt  und  das  Salz  im  Kultus.  Die 
Salzversorgung  in  den  einzelnen  geographischen  Gebieten  wird  im 
zweiten  Teil  des  Buches  anschaulich  gemacht. 

Bei  den  Völkern  Afrikas,  die  viel  tierische  Nahrung  genießen, 
spielt  das  Salz  keine  große  Rolle,  wohl  aber  ist  es  unentbehrlich  für 
die  vorwiegend  von  vegetabilischer  Nahrung  lebenden  Völker,  da  die 
pflanzlichen  Nahrungsmittel  in  der  Regel  zu  wenig  von  dem  zum  Leben 
notwendigen  Natrium  und  Chlor  enthalten.  Absichtlich  kein  Salz  ge- 
nießen in  Afrika  nur  die  Masaikrieger ;  sonst  wird  der  Salzgenuß  auch 
von  den  Viehzüchtern  nicht  verabscheut.-  Die  Mehrzahl  der  Afrikaner 
ist  jedoch  auf  Pflanzenkost  angewiesen  und  sie  müssen  Salz  haben,  das 
in  vielen  Gebieten  des  Kontinents  mangelt  und  durch  den  Handel  nicht 
überall  leicht  zu  bekommen  ist.  An  marinen  Steinsalzlagern  ist  Afrika 
arm;  sie  beschränken  sich  auf  die  Atlasländer,  die  östliche  Sahara, 
die  Landschaft  Quissama  und  das  Küstengebiet  von  West-Mauretanien. 
In  der  westlichen  Sahara  trifft  man  Steinsalzlager  als  Ablagerungen 
früherer  Wüstensalzseen.  Solquellen  gibt  es  an  zahlreichen  Stellen  des 
Kongobeckens  und  seiner  Randgebirge.  In  den  abflußlosen  Gebieten 
müssen  die  Salzseen  einen  recht  erheblichen  Bedarf  an  Salz  decken, 
das  geringwertig  ist,  denn  es  enthält  gewöhnlich  neben  Natriumchlorid 
auch  noch  Natriumkarbonat  iSoda)  und  -Nitrat,  sowie  große  Mengen 
Magnesiumsalze.  In  den  sehr  ausgedehnten  Steppengebieten  wird 
Salz,  das  sehr  verschiedenen  Ursprungs  sein  kann,  aus  salzhaltiger 
Erde  gewonnen.  In  weiten  Gebieten  mußten  sich  die  Einwohner  da- 
durch zu  behelfen  suchen,  daß  sie  die  Asche  von  Pflanzen  zur  Salzer- 
zeugung benutzen.     Die  Eingeborenen    greifen    dabei   nicht  wahllos  zu 
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jeder  Pflanze,  sondern  sie  verwenden  in  der  Regel  Sumpf-  und  Wasser- 
gewächse, die  sich  mehr  als  andere  Pflanzen  durch  Kochsalzgehalt 
auszeichnen.  Die  Asche  solcher  Pflanzen  wird  nicht  ohne  weiteres 
verwendet,  sondern  (wie  die  salzhaltige  Erde)  ausgelaugt  und  die  Lauge 
wird  dann  eingedampft.  Manchmal  wird  Asche  aus  Rinder-  oder 
Ziegenkot  verwendet.  Durch  Bereitung  von  Seesalz  wie  durch  direkte 
Verwendung  von  Meerwasser  wird  ebenfalls  ein  erheblicher  Teil  de.s 
Salzbedarfes  gedeckt.  —  Bemerkenswert  ist,  daß  Springer  sich  der 
Meinung  anschließt,  daß  der  Mangel  von  Salz  und  von  tierischer 
Nahrung  ein  Hauptgrund  der  Entstehung  des  Kannibalismus  sei; 
das  Vorhandensein  dieses  Brauches  deckt  sich  in  Afrika  ungefähr  mit 
dem  Gebiet,  das  bisher  ausschließlich  auf  Pflanzensalz  angewiesen  war, 
und  wo  gewöhnlich  »Salzhunger«  herrschte.  —  Manche  Volksstämme 
befassen  sich  nur  mit  der  Salzgewinnung  und  in  einigen  Fällen  sind  solche 
Stämme  in  ein  Abhängigkeitsverhältnis  zu  anderen  geraten,  sie  sind 
zu  Pariastämmen  geworden.  Die  Herrenstämme  sind  viehzüch- 
tende Nomaden,  denen  die  Salzgewinnung  ebenso  wie  die  Ausübung 
anderer  Gewerbe  lästig  sein  mußte;  sie  unterwarfen  sich  deshalb 
Arbeiterstämme,  um  deren  Künste  auszunutzen. 

Hans  F  e  h  1  i  n  e  e  r. 


Vater ,  Prof.  Dr.  Heiiiric h ,  Die  Stelhmg  der  Forstwissenschaft  im 
Hochschulwesen.  Berlin,  P.  Parey,  191 8-  37  S.  8*^.  (Sonderabdruck 
aus  dem  Tharandter  Forstl.  Jahrbuch  19 18.) 

Der  Verfasser  ist  ordentlicher  Professor  der  Mineralogie,  Geologie 
und  Bodenkunde  an  der  Forstakademie  in  Tharandt  und  seine  Schrift 
über  den  forstlichen  Unterricht  kann  deshalb  von  vornherein  auf  die 
Teilnahme  der  Fachkundigen  rechnen.  Sie  ist  im  wesentlichen  der 
Streitfrage,  ob  Fachhochschule  oder  Universität,  gewidmet  und  kommt 
zu  dem  Ergebnisse,  daß  die  Verlegung  des  forstlichen  Unterrichts  an 
die  Universitäten  vorzuziehen  sei.  Die  Gründe,  die  er  dafür  geltend 
macht,  sind  oft  schon  in  ähnlicher  Weise  auseinandergesetzt  worden, 
und  wenn  der  Verfasser  sie  jetzt  mit  einem  größeren  philosophischen 
Unterbau  zu  versehen  sucht,  so  kann  doch  auch  er  nicht  leugnen,  daß 
sie  im  wesentlichen  praktischer  Natur  sind.  Unter  den  dabei  geltend 
gemachten  Gesichtspunkten  spielt  die  Vereinigung  der  Forstwissen- 
schaft mit  der  Landwirtschaftslehre  eine  größere  Rolle,  die  seit  der 
berühmten  Rede  von  Justus  Liebig  allmählich  fast  überall  Universitäts- 
disziplin geworden  ist.  Nicht  uninteressant  ist,  was  er  dabei  über  die 
Nachteile  der  Fachhochschulen  sagt,  denen  er  Mangel  an  Arbeitsteilung 
und  Ueberhäufung  der  Lehrer  mit  Fächern  vorwirft.  Auch  ihre  Klein- 
heit und  der  Mangel  des  Promotionsrechtes  sollen  ihnen  nachteilig  sein. 
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Die  Technischen  Hochschulen  sollen  trotz  einzelner  verwandter  Fächer 
nicht  in  Frage  kommen  liönnen. 

Wie  mir  scheint,  ist  bei  dieser  Erörterung  der  wichtigste  Ge- 
sichtspunkt, der  finanzielle,  etwas  zu  kurz  gekommen.  Sieben  Pflege- 
stätten des  höheren  forstlichen  Unterrichts  im  Deutschen  Reiche  sind 
entschieden  zu  viel,  und  der  beste  Freund  der  Universitäten  kann  doch 
gewiß  nicht  wünschen,  daß  diese  ihn  in  einer  gleichen  Zahl  von  Pflege- 
.stätten  übernehmen  sollen.  Meines  Erachtens  könnten  ruhig  die  drei 
noch  bestehenden  Forstakademien  aufgehoben  werden,  ohne  daß  eine 
empfindliche  Lücke  entstünde.  Was  die  Ueberführung  der  Forstaka- 
demie Tharandt  an  die  Universität  Leipzig  betrifft,  welcher  der  Ver- 
fasser den  letzten  Teil  seiner  Schrift  widmet,  so  ist  der  gegenwärtige 
Zustand  der  forstlichen  Berufsbildung  in  Sachsen  gewiß  kein  idealer. 
Aber  wenn  er  ihn  nun  damit  beseitigen  will,  daß  die  Akademie  in 
der  Hauptsache  nach  Leipzig  verlegt,  bei  der  Technischen  Hochschule 
Dresden  aber  gleichzeitig  eine  Abteilung  für  Bodenkultur  begründet 
werde,  so  scheint  mir  das  die  Dinge  noch  komplizierter  zu  gestalten, 
als  sie  seither  schon  waren.  Dabei  kann  gern  zugegeben  werden,  daß 
die  Vertretung  der  Landwirtschaft  an  der  Universität  Leipzig  zurzeit  zu 
wünschen  läßt.  Aber  was  hindert  den  Verfasser,  für  die  Vereinigung 
bestimmte  Forderungen  zu  stellen,  die  doch  jetzt  gewiß  auch  Aussicht 
auf  Befriedigung  hätten? 

Die  Schrift  ist  gewiß  lesenswert,  erschöpft  aber  den  Gegenstand 
bei  weitem  nicht.  Die  Not  der  Zeit  dürfte  uns  bald  dazu  nötigen,  die 
Frage  des  gesamten  forstlichen  Unterrichts  in  Deutschland  von  höheren 
Gesichtspunkten  aus  zu  behandeln,  und  dann  dürfte  sich  herausstellen, 
daß  wir  seither  auf  diesem  Gebiete  einen  unverantwortlichen  Luxus 
getrieben  haben,  der  durch  Konzentration  der  Berufsbildung  in  einer 
oder  zwei  Pflegestätten  der  Forstwissenschaft  —  seien  es  Universitäten 
oder  etwas  anderes  —  ohne  Schaden  für  die  Allgemeinheit  ersetzt 
werden  kann.  r. 
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Eingesendete  Schriften. 

Zur  Beachtung.  Unter  dieser  Rubrik  werden  die  genauen  Titel  aller  von 
Verlegern  oder  Verfassern  der  Redaktion  zugegangenen  Druckschriften  verzeichnet. 
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ARBEITSSTÄTTEN- WANDERUNGEN. 
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im  Juli  19 12  aufgenommenen  Verhältnissen  im  rhein-mainischen  Wirt- 
schaftsgebiet, vornehmlich  für  die  Agglomerationen  Frankfurt  a/M.  und 
Offenbach  a/M. 

Von 

Dr.  HEINZ  CHRISTIAN  GÖBEL,  Charlottenburg. 

Die  Wohnungsnot,  über  die  fast  alle  städtischen  Ver- 
waltungen eindringlich  berichten,  wird  in  nächster  Zeit  wohl  öfter 
wieder  Gegenstand  allgemeiner  Erörterungen  und  der  Feststellung 
sein,  daß  die  Zahl  der  jeweils  vorhandenen  Wohnungen  zu  der 
Zahl  der  wohnungsuchenden  Bevölkerung  in  keinem  geordneten 
Verhältnis  mehr  steht.  Es  liegt  das  in  erster  Linie  daran,  daß  im 
Kriege  so  gut  wie  nichts  mehr  gebaut  werden  konnte.  Aber 
selbst  in  Friedenszeiten,  wo  in  dieser  Beziehung  der  darnals  noch 
nachweisbar  steigenden  Volkszahl  entsprechend  viel  geschah,  be- 
stand in  den  meisten  Großstädten  eine  Knappheit  an  Wohnungen, 
vornehmlich  an  den  am  meisten  begehrten  Kleinwohnun- 
gen von*2,  3  und  4  Zimmern.  Die  Produktion  von  Kleinwoh- 
nungen konnte  jedoch  schon  im  Frieden  nie  zur  Ruhe  kommen, 
da  immer  wieder  neue  Familien  in  die  Städte  zuzogen  und  die 
Nachfrage  belebten.  Der  Grund  des  Zuzugs  lag  meist  darin,  daß 
der  Haushaltungsvorstand,  und  oft  nicht  einmal  dieser  allein,  in 
der  Stadt  seine  neue  Arbeitsstätte  gefunden  hatte  und  deshalb 
auch  zu  einer  Verlegung  seiner  Wohnstätte  in  die  Nähe  dieser 
Arbeitsstätte  schreiten  wollte.  Dieser  Zug  ist  in  der  Arbeiterschaft 
so  stark  ausgeprägt,  daß  z.  B.  größere  Werke  mit  selbstgeschaf- 
fenen Heimstätten  für  Arbeiter  meist  die  Erfahrung  gemacht 
haben,  daß  moderner  und  künstlerischer,  zugleich  aber  auch  in 
etwas  größerer  Entfernung  vom  Fabriktor  angelegte  Arbeiter- 
kolonien  stets  von  den  Arbeitern    gewechselt  wurden,    sobald   in 
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den  ältesten,  unmittelbar  im  Gestank  der  Fabrikschlote  gelegenen 
und  total  verwohnten  Behausungen  irgend  etwas  frei  wurde.  Diese 
Tendenz  konnte  in  allen  Kolonien  nur  durch  besondere  Vorteile 
der  entfernter  gelegenen  Siedelungen  aufgewogen  werden, 

Karl  Bücher  hat  in  der  seiner  bevölkerungsstatistischen  Un- 
tersuchung der  Bevölkerung  des  Kantons  BaseP)  schon  metho- 
disch gezeigt,  wie  sich  aus  der  Aufzeichnung  der  Geburtsorte  der 
nicht  ortsgebürtigen  Bevölkerungsteile  einer  Stadt  ein  Bild  der 
Agglomerationsprovenienzen  gewinnen  läßt,  beson- 
ders dann,  wenn  man  Untergruppierungen  nach  Geschlecht,  Alter, 
Familienstand,  Konfession  und  vor  allem  nach  Berufsart  vornimmt. 

Inzwischen  hat  sich  eine  Reihe  Untersuchungen  den  Unter- 
suchungen Büchers  für  zahlreiche  andere  Gebiete  angeschlossen. 
—  Leider  haben  die  Verf.  nur  zu  oft  an  den  politischen  Grenzen 
ihrer  Gebiete  Halt  gemacht.  Bei  solchen  Untersuchungen  muß 
man  aber  den  Mut  aufbringen,  gelegentlich  auch  über  die  poli- 
tischen Grenzen  hinaus  die  natürlichen  Grenzen  des  zugehörigen 
Wirtschaftsbezirkes  abzustecken.  Es  steht  außer  Zweifel,  'daß  sich 
bei  Beachtung  dieses  Gesichtspunktes  aus  einer  vergleichenden 
Betrachtung  derart  auf  die  Gebürtigkeit  ihrer  Bevölkerung  unter- 
suchter städtischer  Siedelungen  noch  manche  Gesetzmäßigkeiten 
in  der  Erscheinung  der  Binnenwanderung,  damit  zugleich  aber 
auch  Unterlagen  für  die  kommunalpolitische  Behandlung  dieser 
Frage  werden  gewinnen  lassen. 

So  vor  allem  überall  da,  wo  eine  städtische  Verwaltung  eine 
Zurückdämmung  der  allzustark  zuwandernden  Bevölkerungsteile 
und  deren  Festhaltung  in  den  mehr  ländlichen  Vorortgebieten 
zwecks  anhaltender  Sanierung  der  städtischen  Wohnungsverhält- 
nisse versuchen  will. 

Die  Frage,  woher  die  Bevölkerung  einer  Stadt,  soweit  sie 
nicht  ortsgebürtig  war,  bisher  in  der  Hauptsache  zugewandert  ist, 
wird  für  einen  an  der  Psychologie  der  Stadtbevölkerung  und 
ihres  Lebens  interessierten  Kommunalpolitiker  damit  erweitert  zu 
der  Frage :  »Wie  kann  ich  der  Stadt  diese  ortsfremden  Rekru- 
tierungsgebiete und  die  Arbeitskraft  ihrer  Bevöll«erung  erhalten, 
ohne  daß  der  Zustrom  solcher  Massen  die  dauernde  Sanierung 
der  Wohnfrage  unmöglich  macht  und  das  Stadtleben  durch 
mangelhafte  Auslese    der  Provenienz  mit  der  Dauer  einseitig  be- 


i)  Die  Bevölkerung    des  Kantons    Basel-Stadt    am  i.  Dezember   iS88.     Basel 
Kommissionsverlag  von  H.  Georg   1890. 
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lastet?«  Wo  also  wird  sich  die  den  besseren  Arbeitsstätten  nach- 
ziehende Bevölkerung  aufstauen  lassen ,  so  daß  sie  zwar  ihre 
Arbeitskraft  zur  Verwertung  bringen  kann,  daß  sie  aber  ander- 
seits ihre  Wohnstätte  aus  stadtfremden  Gebieten  nicht  ohne  wei- 
teres in  die  Stadt  verlegt  sondern  zwischen  den  dicht  besiedelten 
Steinwüsten  der  Städte  und  dem  dünnbesiedelten  »platten  Land« 
Zonen  des  Ueberganges  in  der  Bevölkerungsdichte,  in 
der  agrarischen  und  industriellen  Verwertung  der  Arbeitskräfte 
schafft?  Damit  zugleich  natürliche  Versorgungsgebiete  des  städ- 
tischen Massenbedarfs  an  Fleisch,  Milch,  Butter,  Kartoffeln,  Obst, 
Gemüse  u.  dgl.  schafft,  deren  mangelhafte  Ausprägung  uns  im 
Kriege  die  Durchfütterung  unserer  Städte  ja  noch  ganz  anders 
als  schon  im  Frieden  zum  Problem  des  Tages  hat  werden  lassen. 

Zu  dem  Verständnis  dieser  Fragen  der  Arbeitsstättenwande- 
rungen, die  für  den  städtischen  Ernährungs-  und  Wohnhaushalt 
von  so  eminenter  Bedeutung  sind,  will  die  nachfolgende  Studie, 
die  dem  politisch  vielfach  überschnittenen  rhein-mainischen 
Wirtschaftsgebiet  (Bayern,  Hessen,  Preußen,  teilweise 
auch  Baden)  entnommen  ist,  beitragen. 

Das  Gebiet  umfaßt  in  der  Hauptsache  die  F  a  b  r  i  k  s  t  r  a  ß  e 
Hanau-Mainz,  also  den  Unterlauf  des  Mains  bis  zur  Ein- 
mündung in  den  Rhein.  Die  Hauptagglomeration  ist  das  rings 
von  Hessen  umgrenzte  Gebiet  der  Stadt  Frankfurt  a.  M.  Baulich 
damit  eng  verbunden,  aber  dem  hessischen  Bundesstaat  zugehörig, 
liegt  vor  den  östlichen  Toren  Frankfurts  die  Industriestadt  Offen- 
bach mit  etwa  ^U  der  Bevölkerung  der  Stadt  Frankfurt.  Durch 
diese  Besonderheit  erhält  die  Agglomeration  Offenbach 
für  sich  ein  ganz  besonderes  Interesse.  Sie  schneidet  Frankfurt 
a.  M.  als  die  stärkere  Agglomeration  noch  lange  nicht  von  den 
östlichen  Zuwanderungsgebieten  des  Odenwaldes,  des  Spes- 
sarts  und  der  Rhön  ab,  sie  bildet  aber  auch  nicht  ohne  weiteres 
den  Durchgang  dieser  Provenienzen  nach  Frankfurt  a.  M.  Dazu  sind 
die  gewerblichen  Verhältnisse  der  beiden  Städte  viel  zu  ver- 
schieden. Jedoch  schneidet  die  größere  Agglomeration  Frankfurt 
die  Agglomeration  Offenbach  vom  Westen  fast  ganz,  vom  Süden 
größtenteils  und  unter  Mitwirkung  der  stets  von  sich  aus  schon 
unterbindend  wirkenden  Flußlinie  (Main)  auch  völlig  vom  Norden 
ab.  Die  Untersuchung  war  deshalb  besonders  reizvoll.  Sie  wird 
zwischen  Frankfurt  und  Mainz  ihre  Ergänzung  erhalten  durch 
eine  noch    unveröffentlichte  Studie  meines  Bruders  über  die  Pro- 
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venienzen  aus  dem  Riedgebiet  im  Südwesten  der  Stadt  Frank- 
furt a.  M.,  in  das  sich  Frankfurt  a.  M.  mit  Mannheim  und  da- 
neben mit  Darmstadt,  Worms  a.  Rh.  und  Mainz  a.  Rh.  als  Ag- 
glomerationen teilt. 

Die  östlich  gelegenen  engeren  Provenienzen  der  Städte  Frank- 
furt a.  M.  und  Offenbach  sind  hauptsächlich  markiert  durch  den 
nord-südlichen  Höhenzug  des  Spessarts  und  im  Süden  durch  die 
Ausläufer  des  Odenwaldes.  Der  Höhenzug  des  Spessart  teilt  wieder 
die  Ortsrichtung  der  Ansaugung  in  eine  Linie  über  Aschaffenburg 
hinaus  gegen  Würzburg  zu  und  über  Hanau-Bebra  (Rhöngebiet) 
hinaus  gegen  die  thüringischen  Lande  zu.  Hoch  dort  oben  liegen 
jedenfalls  zugleich  mit  den  Wasserscheiden  auch  die  Wegscheiden 
der  Agglomerationen. 

Nach  einer  vom  Dekanat  Miltenberg  a.  M.  unternommenen 
Enquete,  die  sich  über  30  Gemeinden  des  bayerischen  Oden- 
waldes, des  Spessarts  und  des  Untermains  mit  einer  Einwohner- 
zahl von  35000  erstreckte,  wanderten  im  ersten  Jahrzehnt  unseres 
Jahrhunderts  allein  nahezu  50%  aller  Mädchen  im  Alter  von 
15 — 25  Jahren  ab.  25%  gingen  davon  als  Dienstboten  auf  das 
platte  Land,  50%  in  Kleinstädte  (Miltenberg,  Amorbach),  25%  in 
Mittel- und  Großstädte  (Frankfurt  a.  M.,  Offenbach,  Hanau,  Wies- 
baden und  Mainz).  Die  Abwanderung  jugendlicher  männlicher 
Arbeiter  stellt  sich  zu  der  der  weiblichen  wie  3:5;  ^A  davon 
kehrten  jedoch  wieder  in  die  Heimat  zurück. 

Wie  stark  im  Laufe  der  Jahre  die  Zuwanderungen  aus  diesen 
Gebieten  waren,  läßt  sich  mit  Sicherheit  nicht  mehr  nachweisen. 
Ein  ungefähres  geographisches  Bild  läßt  sich  lediglich  noch  aus 
der  zuletzt  1907  erfolgten  Aufnahme  der  Gebürtigkeit  der 
Bevölkerung  gewinnen,  insofern  man  statistisch  jeden  nicht 
ortsgebürtigen  Einwohner  an  seine  Geburtsstätte  zurückverlegen 
kann  und  aus  dem  Prozentverhältnis  der  Beteiligung  einzelner 
Gegenden  mittelbar  auf  die  Anteilschaft  an  den  Binnenwande- 
rungen schließen  kann. 

Die  Momentaufnahme  einer  für  das  erwähnte  Gebiet  an  sich 
jahrzehntelang  dauernden  Entwicklung  wiederzugeben,  ist  für  mich 
besonders  reizvoll,  weil  ich  diese  Darstellung  schon  seit  191 2  in 
einer  größeren    gedruckten  Abhandlung  i)    niedergelegt  habe,    an 


i)  Die  Sladt  Offenbach  am  Main.     Bevölkerungsentwicklung  einer  industriellen 
Mittelstadt  vor  den  Toren  Frankfurts. 
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deren Gesamtveröffentlichung  ich  jedoch  bis  heute  durch  andere 
Abhaltungen  verhindert  bin.  Ich  verspreche  mir  von  der  vor- 
greifenden Veröffentlichung  gerade  dieses  Abschnittes  eine  Be- 
lebung des  Interesses  für  derartige  monographisch  ver- 
gleichende Untersuchungen  der  Binnenwande- 
rungen. Dies  um  so  mehr,  als  ich  in  meiner  Studie  in  der 
glücklichen  Lage  war,  über  den  Rahmen  dieser  immer  noch  nicht 
genügenden  Aufnahmen  der  Gebürtigkeit  hinaus  auch  den  U  m- 
fang  des  ständigen  Pendelverkehrs  zwischen 
Wohn-  und  Arbeitsstätten  ergänzend  festzustellen  und 
so  zu  Beobachtungen  vorzudringen,  die  vor  allem  bei  den  künftig 
zu  erhebenden  Forderungen  für  Regelung  des  Nahverkehrs  der 
Städte  gut  verwendbar  sein  dürften.  In  der  Regelung  des 
Vorortverkehrs  der  Städte  im  Interesse  der  Ar- 
beitsstättenwanderungen erblicke  ich  mit  vielen  Prak- 
tikern des  Wohnungswesens  die  conditio  sine  qua  non  eines  Er- 
folges aller  zukünftigen  Bemühungen  um  die  Wohnungsnot  in  den 
Städten,  besonders  in  Industrie-  und  Handelsstädten. 

Soweit  nämlich  gute  Verkehrsverbindungen  eine  tägliche 
Arbeitsstättenwanderung  ermöglichen,  ist  die  direkte  Zuwanderung 
mit  Wohnstättenverlegung  hintanzuhalten.  Diese  pflegt  vielmehr 
erst  hinter  den  Grenzen  dieser  Arbeitsstättenwanderungen  (Pendel- 
wanderungen, wie  man  sie  auch  genannt  hat)  einzusetzen. 

Zu  statten  kommt  nun  der  Untersuchung  der  Arbeitsstätten- 
wanderungen für  das  Wirtschaftsgebiet  der  Stadt  Offenbach  a.  M. 
der  Umstand,  daß  der  Radverkehr  zur  Arbeitsstätte  für  die 
in  das  Hinterland  fallenden  hessischen  Orte  vollständig  ermittelt 
werden  konnte,  da  gewerblich  benutzte  Räder  im  Großherzogtum 
Hessen  steuerfrei  sind  und  bei  den  Kreisämtern  in  besonderen 
Listen  aufgeführt  werden.  Für  die  Stadt  Offenbach  können  die 
Verhältnisse  hier  festgehalten  werden. 

Ein  natürliches  Transportmittel,  das  Gehen  zur  und  von  der 
Arbeitsstätte,  entzieht  sich  jeglicher  genauen  Erfassung.  Es  fällt 
jedoch  mehr  oder  weniger  noch  in  das  Weichbild  der  Stadt  und 
kann  daher  unberücksichtigt  bleiben.  Bei  Offenbach  a.  M.  dürfte 
es  sich  ausnahmsweise  um  die  Orte  Bieber,  Rumpenheim  über 
Bürgel  (Straßenbahn !)  und  um  den  Ort  Fechenheim  handeln,  der, 
auf  dem  anderen  Mainufer  Offenbach  gegenüberliegend,  trotz  der 
Anzugskraft  der  chemischen  Casellawerke  in  Fechenheim,  noch 
rege  Beziehungen  zu  Offenbach  unterhält. 
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Die  Zufahrt  mit  Rad  erstreckt  sich  allerdings  aus  naheliegen- 
den Gründen  nicht  über  lo  km  hinaus.  Auch  wurde  von  den 
Gemeinden  des  Rodgaugebiets  wiederholt  angegeben,  daß  der 
Radverkehr  zwischen  Arbeitsstätte  und  Wohnsitz  seit  Eröffnung 
der  Bahnlinie  stark  nachgelassen  habe. 

Der  R  a  d  V  e  r  k  e  h  r  betrug  aus  nebenstehenden  Orten  des 
Wirtschaftsgebietes  auf  Grund  einer  von  mir  selbst  ^)  veranstal- 
teten Enquete  im  Juli  191 2: 


Mühlheim  a.  M. 

6  (nur  in  den  Sommermonaten) 

Dietesheim 

50  Verheiratete,  36  Ledige 

Dudenhofen 

20  (höchstens !), 

Dietzenbach 

48  Verheiratete,  22  Ledige  * 

') 

Neu-Isenburg 

100*  2) 

Lämmerspiel 

27  Verheiratete,   13  Ledige 

Weißkirchen 

30             >              25        > 

Klein-Krotzenburg 

5 

Klein-Steinheim 

22            »              2       > 

(außerdem  12 

Langen 

15*3) 

Offenthal 

10*^) 

Dreieichenhain 

IG 

Klein-Welzheim 

I 

Heusenstamm 

160  Verheiratete,    100  Ledige 

Rumpenheim 

40             >                 50         » 

Hainstadt 

3 

Rembrücken 

9             "                  7        5 

(außerdem   1 

Zellhausen 

3  Verheiratete,     20  Ledige 

Hausen 

90  (außerdem  Heimarbeiter) 

Hainhausen 

30  Verheiratete,      12  Ledige 

Froschhausen 

30 

Klein-Auheim 

5  (wegen  Bahnverbindung  nicht  ständig), 

Es  handelt  sich  um  mindestens  906,  also  ca.  1000  Personen, 
die  täglich  zur  Verwertung  ihrer  Arbeitskraft  aus  den  angegebenen 
Orten  des  Landkreises  mit  Rädern  nach  Offenbach  fahren.  Dar- 
unter befinden  sich  bestimmt  409  verheiratete  Personen.  Ersicht- 
lich ist  hier  der  Einfluß  der  Stadt  Frankfurt  auf  die  Orte  des 
westlichen  Teiles  des  Landkreises,  so  vor  allem  auf  Dietzenbach, 
Neu-Isenburg,  Langen,  Offenthal  [mit  662  Personen.  Ebenso  ist 
Hanau  auf  Klein-Steinheim  von  großem  Einfluß. 


i)  Nur  für  die  Stadt  Offenbach  a.  M. 

*)  Außerdem:    ^)  20  Verheiratete  und   12  Ledige,    '■*)  400,  ^)  220,  *)    10  nach 
Frankfurt. 
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A.   Die  A  r  b  e  i  t  s  s  t  ä  1 1  e  n  w  a  n  d  e  r  u  n  g  e  n   gewerb- 
licher Arbeiter  nach  Offenbach  a.  IM. 
Zufahrt  mittels  Eisenbahn: 
Der  Arbeiterbeförderimg  dienen  sodann  6  Bahnlinien.    Elek- 
trische Vorortbahnen  kommen  nicht  in  Betracht. 


Strecke 


Auf    diesen    Strecken    fuhren    am    l.  Jul 
1912  zu  *) 


täglich  mit  Wochen- 
karte 
nach 


wöchentlich  einmal 
mit  Arbeiter- 
Rückfahrkarte 


Offenbach|Frankfurt  |  Offenbach  Frankfurt 


I.  Offenbach-Hanau-Elm-Fulda-Bebra  j  1083  (420)     |  206 

aus  Seitenlinien  hierzu  1  14  (46)     |  69 

I  I.  Offenbach     über     Hanau — Baben-  ;  | 

hausen— Erbach'i.  O '.  215  ("2)     1  247 

III.  Offenbach  über  Hanau— Aschaffen-  I  j  I 

bürg  a.  M ;  50       !  (25)     I  333 

IV.  Offenbach     über    Frankfurt-Darm-  I  i 

Stadt !  98      !  (2415)  7 

V.  Offenbach— Bieber— Dieburg—  i  [  ^   - 

Reinheim  (Rodgau-Nebenbahn)      .  i  1343       |  (733)  ^)  j  1^2 

VI.   Offenbach- Bieber— Heusenstamm  I  j  j 

—Dietzenbach  (Nebenbahn)       .     ■  I  35  ^       I        — I ^ 


(567) 
(227) 

(164) 

(334) 
(70) 
(19) 


Summa   |      3154      |  (3750     I      ^046       |    (1381) 

Aus   den    aufgeführten  Orten   des    Offenbacher  Hinterlandes 

wurden  1912  (Juli)    an  Arbeitskräften   nach    Frankfurt   entzogen: 

Es  fuhren  im  übrigen  von  nebenstehenden  Orten 

nach  Frankfurt  a.  M. : 

(km-Entfernung  in  Klammern  beigesetzt.) 

Arbeiter  mittels     Arbeiter  mittels     Radfahrer  nach 
Wochenkarte         Rückfahrkarte           Frankfurt  ^) 
täglich  wöchentlich 
Neu-Isenburg     ab    Staatsbahn- 
hof (7)  146  9 

Neu-Isenburg  —  Waldbahn  (6)              533  — 

Sprendlingen  West  (ii)  .     .     .               45  ^\ 

Ost     (12)  ...             315  2j 

Langen  (14)        1540  10 

Egelsbach  (17) 289  i 

Erzhausen  (19) I37  *) 

Wixhausen  (21) II7  4 

Arheiligen  (23)        47  5 

Darmstadt  (27) 88  40  ■*)  (6) 

Von  oberhalb  Darmstadt  und 
von  Seitenlinien  über  Darm- 
stadt (bis  über  50  km)     .^ 2  29 


höchstens 

400  (100) 

war    nicht    zu  er- 
mitteln 
220     (15) 


Summa  3265  loi  620  (115) 

1)  In  Klammern    sind    die  Ziffern    der  von  Orten  derselben  Linie  gleichzeitig 
bis  Frankfurt  a.  M.  fahrenden  Arbeiter  beigefügt. 

2)  Bei  der  Strecke  V  sind  die  Ziffern  für  die  von  Oberroden  über  Sprendlingen 
nach  Frankfurt  (Rodgaubahn)   fahrenden  Personen   in  Klammern  eingesetzt  worden. 

3)  In  Klammern  nach  Offenbach. 

4)  Vereinzelte  Fälle  sind  zu  andern  Zeiten  festgestellt. 
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E  s  fuhren  nach  l*"  r  a  n  k  f  u  r  t  a.  M.  von: 

r,    ,       ,    ,    s                          mittels  Wochenkarte  mittels  Rückfahrkarte 

(Rodgaubahn)                                    ^..^^^^^  ,^  wöchentlich  ^) 

Dreieichenhain   i6                                              174          (10)  i)  5 

Götzenhain          18                                                4o         ( — )  — 

Offenthal             20                                                52         (10)*)         .  — 

Urberach              24                                                97          ( — )  — 

Oberroden           31        (21)                                   55         (134)  i 

Dieburg               35       (29)                                   —          (20)  II     (59) 

Für  die  einzelnen  Orte  der  Offenbacher  Strecken  wurden 
nachgewiesen : 

Zufahrten  nach  („)  f  f  e  n  b  a  c  h  ^j  am  i .  Juli   1912^). 
Strecke  I. 

„  1       4^        mittels  Wochen-"         mittels  Arbeiter- 

^  •" '  ^                                *""   ^           karte  täglich  Rückfahrkarte 

.Mühlheim  a.  M 6               703   (247)  —  (10) 

Klein-Steinheim 11                219  (  26)  5      — 

Hanau 13                  10  (     5)  2         ^) 

Pulverfabrik 15                    4(1)  —         «) 

Niederrodenbach 20                  19  (   11)  1(2) 

Langenselbold 24                 94  (  23)  34  (   14) 

Niedermittlau 28                    7       —  9  (   15) 

Meerholz 31                    4      —  13       — 

Gelnhausen 34                 22  (     3)  46  (  55) 

Wirtheim 40                 —      —  10  (  25) 

Wächterbach 45                    2      —  40  (  58) 

Salmünster — Soden 51                  —      —  6  (  64) 

Steinau 58                —      —  8      — 

Schlüchtern 64                —      —  15  (  18) 

Sterbfritz        74                 —      —  9(7) 

Flieden 82                 —      —  4  (120) 

Neuhof 87                 —      —  7  (108) 

darüber  hinaus  bis   132  km      .     .          —                 —      —  —  (71) 

Summa                         1083  (429)  206  (567) 

Nördliche    Seitenlinien   zu  Strecke  I  (über   Hanau) 

Büdingen        49                 —      —  23    (28) 

Stockheim 58                 —      —  i     (53) 

Höchst  a.  d.  N 36                 —      —  13     — 

Altenstadt 38                 —      —  16     — 

I.indheim 4i                  —      —  6     — 

Heldenbergen 30                  12   (30)  10    (24) 

Bruchköbel 24                    i    (   5)  —    (2) 

Erbstadt— Kaichen 35                    i   (  9)  —    (66) 

Summa                                 14   (44)  69  (173) 

i)  In  Klammern  beigesetzt  die  Zahlen  für  Offenbach  a.  M. 

2)  Vereinzelte  Fälle  der  Zufahrt  mit  Rad  wurden  wiederholt  festgestellt. 

3)  Für  die  Stadt  Frankfurt  sind  die  Ziffern  in  Klammern  beigesetzt. 

4)  Das  Material  entstammt  einer  Enquete  vom  l.  Juli  1912,  für  deren  Ver- 
anstaltung ich  der  Eisenbahndirektion  Frankfurt  a.  M.  an  dieser  Stelle  meinen 
verbindlichsten  Dank  ausspreche. 

5)  Bis  Frankfurt  10  km  mehr. 

6)  Jeweils  vereinzelte  Fälle. 


Arbeitsstätten-Wanderungen.  j_^q 

Strecke  in). 

^  1      2\  mittels  Wochen-  mittels  Arbeiter- 

^'^^  ^™  -'  karte  täglich  Rückfahrkarte 

Klein-Auheira i6  i8  (  5)  —    — 

Hainstadt 17  52   (13)  i   (    i) 

Seligenstadt 21  96  (17)  9(4) 

Babenhausen 31  40  (77)  39  (  4) 

Langstadt 36  5     —  6  (l  i) 

Klein-Umstadt 39  i     —  8(6) 

Groß-Umstadt 43  3     —  36  (70) 

Höchst  im  Odenwald       ....  52  —    —  80  (49) 

König 59  —    —  36  (19) 

Michelstadt 65  —    —  25     — 

Erbach •     .     .  70  —    —  8     — 

Summa  215   (112)  247  (164) 

Strecke  III. 

Groß-Auheim 15  12   (10)  —     — 

Groß-Krotzenburg 18  —    —  —     — 

«•ihl 21  26  (  9)  155  (  68) 

Dettingen 25  —  (6)  —  (14) 

Klein-Ostheim 30  10     —  *)  (   15) 

Aschaffenburg 36  -       *)  178  (237) 

Summa  ~  ~       5°  (25)  333  (334) 

Strecke  IV. 

Darmstadt 37  —     —  5     — 

Arheiligen 33  —     —  i     — 

Frankfurt  [^^''P^^^''"''''^   ■     '     '  '°  33(62)»)  i      — 

,,  .     {  Südbahnhof        ...  S  44     —  —     — 

^™^I^"M  Oberrad 3  I9  (  42)  -       *) 

Griesheim  am  Main 13  2  (232)  —       *) 

Summa  ~"^  98  (336)       ~~  7      *T 

Strecke  V. 

^  ,  mittels  Wochen-  mittels  Arbeiter- 

^^^^  karte  täglich  Rückfahrkarte 

Bieber 3  182  — 

Obertshausen 7  147  i 

Weißkirchen 10  91  4 

Hainhausen 11  45  i 

Jügesheim 13  159  — 

Dudenhofen 15  113  — 

Niederroden 17  189  i 

Oberroden 21  134  — 

Eppertshausen 24  130  5 

Münster 27  129  39 

Dieburg 29  20  59 

Reinheim 39  —  13 

von  Offenbach  nach  Orten  dieser 

Strecke  verausgabt —  4  59 

Summa  1343  1S2 

i)  Von   Orten  dieser  Strecke,  insbesondere  aus  der  Erbacher  Gegend,    fahren 

außerdem    noch    viele  Arbeiter    nach    den  chemischen  Werken    in  Griesheim  und 
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Strecke  VI. 


Heusenstamm 7  153 

Dietzenbach        13  198 


Summa  35i  ')  ~ 

Aus  diesen  Aufstellungen  geht  deutlich  die  überörtliche  Dis- 
position über  die  Arbeitskräfte  hervor.  In  der  näheren  Umgegend 
überwiegen  die  täglichen  Fahrten.  Die  Orte  um  die  Agglomeration 
Hanau  herum  sind  nur  gering  vertreten.  Darüber  hinaus  zeigt  sich 
aber  besonders  für  wöchentlich  Zufahrende  die  Anziehungskraft 
der  Stadt  Offenbach  und  noch  mehr  die  der  Stadt  Frankfurt.  Es 
konnte  weiter  verschiedentlich  beobachtet  werden,  daß  in  Orten, 
in  denen  sich  mittlere  und  größere  industrielle  Betriebe  vorfinden, 
die  verheirateten,  älteren  Arbeiter  an  Ort  und  Stelle  tätig  sind, 
die  jüngeren ,  ledigen  Elemente  dagegen  dem  großstädtischen 
Arbeitsmarkte  zuströmen.  Inwieweit  hier  eine  Regel  vorliegt,  kann 
nicht  bestimmt  ausgedrückt  werden.  Bei  den  mit  Rückfahrkarten 
zufahrenden  Arbeitern  handelt  es  sich  dagegen  vorwiegend  um 
P^amilienväter,  während  die  jüngeren  Elemente  meist  in  die  Stadt 
übersiedeln  und  kaum  an  hohen  Fest-  und  Familientagen  die 
Heimat  aufsuchen.  Für  die  Wohnungspolitik  sind  derartige  Fest- 
stellungen von  großer  Bedeutung,  weil,  wie  gesagt,  die  Städte 
Wert  darauf  legen,  den  Zuzug  der  Arbeiter  mit  all  seinen  finan- 
ziellen und  sozialen  Belastungen  zurückzudämmen  und  die  betref- 
fenden Bevölkerungsteile  nach  Möglichkeit,  trotz  Verwertung  ihrer 
Arbeitskraft  in  der  Stadt,  doch  in  ihren  alten  ländlichen  Siede- 
lungen festzuhalten.  Die  so  auf  die  umliegenden  Landorte  ab- 
geschobenen Lasten  werden  für  die  preußischen  Gemeinden 
wenigstens  durch  den  §  53  des  preußischen  Kommunalabgaben- 
gesetzes gegenseitig  ausgeglichen.  Zwischen  Frankfurt  und  den 
sowohl  im  Süden  wie  im  Norden  anliegenden  hessischen  Gemein- 
den besteht  ein  derartiger  Abrechnungsverkehr  nicht,  vielfach  zum 
Schaden  der  Entwicklung  dieser  Gemeinden. 

Wie  sehr  sich  die  Arbeiter  möglichst  in  der  Nähe  der  Ar- 
beitsstätte   ansiedeln   wollen,    zeigte   sich    insofern   auch   bei  den 


Höchst  lt.  Mitteilung  der  Werke  und  der  Eisenbahndirektion.  Die  Frankfurter 
Arbeiter  aus  dieser  Gegend  fahren  dagegen  vorwiegend  nach  dem  Frankfurter 
Ostbahnhof  und   sind  hier  also  nicht  aufgeführt. 

2)  Bis  Frankfurt  jeweilig  10  km  mehr. 

3)  Von  Offenbach  nach  Frankfurt  Hauptbahnhof. 

4)  Vereinzelte  Fälle  sind  zu  andern  Zeiten  festgestellt. 

i)  Dazu  kommen  noch  einige  vom  Ostbahnhof  Offenbach  ausgegebene  Karten. 


Arbeitsstätten-Wanderungen.  I  r  j 

VVohlfahrtseinrichtungen  der  Höchster  Farbwerke,  als  die  Arbeiter 
die  in  jeder  Hinsicht  besseren,  aber  entfernter  gelegenen  Kolonien 
sofort  aufgaben,  wenn  in  den  alten,  dicht  bei  der  Fabrik  gelegenen 
Revieren  irgend  eine  der  meist  viel  primitiveren  Wohnungen  frei 
ward.  Dieses  psychologische  Moment  wird  vielfach  übersehen. 
Im  übrigen  wird  der  Entfernungsgrad  von  der  Arbeitsstätte  in 
dem  Moment  für  den  Arbeiter  gleichgültig,  wo  die  häusliche 
Einnahme  des  Hauptessens  unmöglich  wird.  Die  Ansiedelung 
wird  sich  also  naturgemäß  da  dichter  gestalten,  wo  gute  Ver- 
kehrsverbindungen die  häusliche  Einnahme  des  Hauptessens  ge- 
statten. Dieser  Fall  liegt  z.  B.  für  Langen  vor.  Darauf  ist  auch 
zurückzuführen,  daß  unsere  Nachweise  über  Arbeitsstättenwan- 
derungen für  Orte  der  näheren  Umgebung  der  Stadt  viel  zu  niedrig 
gegriffen  sein  müssen,  weil  die  Arbeiter  durch  die  Mittagsfahrt 
keine  Arbeiterkarten  benützen  können.  Sie  fahren  daher,  wie  ich 
selbst  wiederholt  beobachtet  habe,  mit  Monatskarten  III.  Klasse. 
Der  Fahrpreis  selbst  tritt  ja  erst  bei  größeren  Entfernungen  in 
Geltung.     Bis  jetzt  beträgt  der  Tarifsatz   i  Pfg.  pro  km. 

An  den  Arbeitsstättenwanderungen  nach  Offenbach  sind  also, 
wie  aus  den  Aufstellungen  hervorgeht,  vor  allem  die  Gemeinden 
Mühlheim  und  Klein-Steinheim  sehr  stark  beteiligt,  sodann  noch 
Bieber  und  Obertshausen,  Jügesheim,  Dudenhofen,  Niederroden, 
Oberroden,  Eppertshausen  und  Münster,  Heusenstamm  und  Dietzen- 
bach. 

Das  bestätigt,  daß  das  Offenbacher  Wirtschaftsgebiet  in  der 
Hauptsache  auf  den  schmalen  Streifen  des  Rodgaues  eingeschränkt 
und  in  den  Gemeinden  dieses  Gebietes  die  Hauptbezugsquelle 
der  auswärtigen  Arbeiterschaft  zu  suchen  ist.  In  dieses  für  die 
Entwicklung  Offenbachs  demnach  hochbedeutsame  Gebiet  hat 
sich  durch  die  von  Oberroden  über  Sprendlingen  führende  Bahn 
nunmehr  auch  Frankfurt  eingeschoben  und  übt  von  dort  aus  eine 
starke  Konkurrenz  auf  den  Offenbacher  Arbeitsmarkt  aus. 

B.    Die    Arbeitsstättenwanderungen   gewerb- 
licher   Arbeiter    nach    F  r  a  n  k  f  u  r  t  a.  M. 
Zufahrt  mittels  Eisenbahn. 
Für  die  A  r  b  e  i  t  s  s  t  ä  1 1  e  n  z  u  f  a  h  r  t  nach  Frankfurt 
a.  M.  kommen  folgende  P2isenbahnlinien  in  Betracht : 
Von  Norden: 

I.  Marburg— Gießen— Friedberg— Vilbel— Frankfurt  a.  M. 
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2.  Nidcla— Friedberg — Vilbel— Frankfurt  a.  M. 

3.  Stockheim — Heldenbergen — Vilbel — Frankfurt  a.  M. 

4.  Usingen — Homburg — Frankfurt  a.  M. 

5.  Limburg — Niedernhausen — Frankfurt  a.  M. 

6.  Diez — Zollhaus — Wiesbaden ( — Frankfurt  a.  M.). 
Auf  diesen  Nordlinien  fuhren  im  Juli  1912: 


Strecke 


Sa.  4178  1073 

\^on  Osten: 

1 .  Aschaffenburg — Hanau — (Frankfurt-Ost). 

2.  Friedberg— Hanau — (Frankfurt  a.  M.). 

3.  Nidda— Hanau— (Frankfurt  a.  M.). 

4.  Hanau  (über  Westbahnhof) — Frankfurt-Ost. 

5.  Fulda— Elm — Hanau — Offenbach — Frankfurt  a.  M. 

6.  Lokalbahn  Offenbach — Frankfurt  a.  M. 
Die  Zufahrt  betrug  auf  diesen  Strecken : 

a)  b) 

334 


a)  Arbeiter  täglich 

mit 

b) 

Arbeiter 

wöchentlich  mit 

Wochenkarte ; 

Arbeiter-Rückfahrkarte : 

I                     2398 

315 

2                           8 

49 

3                       340 

27 

4                      928 

172 

5                       604 

356 

6                        - 

54 

25 
46 

782 

420 

369 


119 

108 

1089 

567 


1642 


2217 


Von  Süden:    - 
Main-Neckarbahn : 
Rodgaubahn  : 
Riedbahn : 
Odenwaldbahn  : 


1.  Heidelberg — Darmstadt — Frankfurt  a.  M. 

2.  Oberroden— Sprendlingen(— Frankfurt  a.M.). 

3.  Goddelau — Frankfurt  a.  M. 

4.  Erbach — Babenhausen— Hanau — Frank- 
furt a.  M. 

Waldbahn;  5.  Neu-Isenburg — Frankfurt  a.M. 

Die  Zufahrt  betrug  auf  diesen  Strecken : 

a)  b) 

2417  99 

733  19 

879  19 


112 

533 
4674 
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Arbeitsstätten-Wanderungen.  jr^ 

Von  Westen: 

1.  Wiesbaden — Kastei — Frankfurt  a.  M. 

2.  Mainz — Frankfurt  a.  M. 

3.  Soden — Frankfurt  a.  M. 

4.  Städtische  Waldbahn:  Schwanheim— Frankfurt  a.  M. 

5.  Elektrische  Taunusschnellbahnen  der  Frankfurter 
Lokalbahn-A.-G. 

6.  Privatbahn  Cronberg — Höchst— (Frankfurt  a.  M.). 

7.  Kleinbahn  A.-G.  Königstein— Höchst— (Frankfurt  a.  M.). 
Die  Zufahrt  auf  diesen  Linien  betrug: 


Strecke 


a) 

a) 

1 

525 

107 

2 

241 

45 

3 

151 

9 

4 

221 

— 

5 

229 

— 

6 

469 

10 

7 

113 

45 

Sa. 

1949 

216 

Auf  den  einzelnen  Strecken  fuhren  demnach  nach  Frankfurt 
a.  M.  mindestens  zu: 


Ton  Norden 

4178 

1073 

»   Osten 

1642 

2317 

»   Süden 

4624 

301 

»  Westen 

1949 

216 

12443      3807 

Nicht  in  Rechnung  gestellt  ist  hierbei  die  schon  aufgeführte 
Zufahrt  nach  OfTenbach  und  Hanau.  Daher  sind  die  östlichen 
Strecken  an  der  Zufahrt  nach  Frankfurt  geringer  beteiligt. 

Nicht  einbezogen  in  unsere  Aufstellung  sind  bisher  die  selb- 
ständigen Agglomerationen  der  großen  chemischen  Werke  in 
Fechenheim,  Griesheim  und  Höchst  a.  M.,  die  ebenfalls  sehr  viele 
Arbeiter  aus  den  östlichen  Gebieten  erhalten.  In  das  Riedgebiet 
und  gegen  die  Mainzer  Gegend  hin  greifen  sodann  noch  die 
Automobil-  und  Fahrradwerke  der  Fabrik  Opel  in  Rüsselsheim 
sowie  die  Werke  Gustavsburg  der  Maschinenfabrik  Augsburg- 
Nürnberg  agglomerierend  ein. 

Wir  finden  darin  auch  die  Erklärung  dafür,  daß  sich  die 
Zufahrt  aus  westlichen  Gebieten  nach  Frankfurt  fast  ganz  auf  die 
dicht  bei  Frankfurt  gelegenen  Orte  Niederrad,  Kelsterbach  sowie 
Walldorf    und   Mörfelden    beschränkt.     Am    stärksten    ist   an    der 
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Zufahrt  nach  Frankfurt  die  Wetterau  und  der  Taunus  beteiUgt. 
Daneben  komnrien  noch  die  zwischen  Darmstadt  und  Frankfurt 
und  Überroden  und  Sprendlingen  gelegenen  Orte  in  Betracht.  In 
der  Hauptsache  handelt  es  sich  jedoch  um  dicht  bei  Frankfurt 
gelegene  Orte. 

Im  Umkreis  des  Frankfurter-Offenbacher  Hauptbahnhofes  be- 
trus:  die  Zufahrt  nach  Frankfurt  a.  IM. : 


Bei  einer  Ent- 

Mit Wochenkarte 

Mit  Rückfahrkarte 

fernung  von 

täglich 

wöchentlich 

81 — 90 
km. 

km 

Frankfurt 

Offenbach 

Frankfurt 

Offenbach 

I—     5 

623 

245 

15 

40 

II 

6—    lo 

3248 

I126 

97 

7 

II—   15 

3696 

762 

95 

8 

16-  20 

2819 

278 

73 

21-   25 

850 

481 

80 

26—  30 

640 

170 

263 

31-  35 

146 

67 

147 

36—  40 

123 

6 

205 

41—  45 

34                           5 

596 

46—  50 

6          1 

258 

41—  55 

8         1             — 

106 

56—  60 

1             _ 

161 

61—  65 

— 

78 

66—  70 

6 

178 

71—  75 

10 

28 

76—  80 

2 

3 

Si—  85 

203 

61 

91—  95 

295 

120 

06 — 100 

99 

108 

191-105 

42 

12 

III-II5 

76 

IG 

116— 120 

— 

37 

131  — 135 

86 
44 

12 

Bei  der  Entfernung  i — 5  km  handelt  es  sich  um  die  Stadt- 
teile Bockenheim,  Eschersheim,  Bonames,  Berkersheim  und  den 
Vorort  Vilbel. 

Daneben  dürfte  noch  in  Frankfurt  die  Straßenbahn  und  der 
Fußgänger-  sowie  Radfahrverkehr  in  Betracht  kommen. 

Bei  der  Zone  6—10  km  ist  hauptsächlich  Neu-Isenburg,  Offen- 
bach, Schwanheim,  Rödelheim  und  Med  a.  M.,  also  die  nähere 
Umgegend  beteiligt,  Orte,  die  ebenfalls  noch  Radfahr-  und  Tram- 
bahnverkehr haben. 

In  der  Zone  11  — 15  km  ist  vor  allen  Dingen  Langen  mit 
1546  täglich  zufahrenden  Arbeitern  beteiligt.  Daneben  sind  noch 
die  Cronberger  Privatbahn  und  die  elektrische  Taunusschnellbahn 
beteiligt.     Hier  ist  auch  noch  die  Monatskarte  in  Gebrauch. 


Arbeitsstätten-Wanderungen.  j  c  c 

Bei  der  Zone  31 — 35  km  ist  Oberroden  mit  55  täglich  zu- 
fahrenden Arbeitern  besonders  hervorzuheben.  Ebenso  bei  der 
Zone  36—40  km  Babenhausen  mit  -jj  tägHch  zufahrenden  Ar- 
beitern. Bei  Zone  41 — 45  km  ist  vor  allem  Aschaffenburg  mit  237, 
bei  Zone  46 — 50  km  Camberg  i.  Taunus  mit  113  wöchentlich 
einmal  hin-  und  zurückfahrenden  Arbeitern  erwähnenswert. 

Bei  Zone  51 — 55  km  und  66 — 70  km  ist  vorwiegend  die 
Wetterau,  bei  Zone  56 — 60  km  vorwiegend  der  Odenwald  bez. 
der  Spessart,  bei  Zone  61 — 65  km  der  Taunus,  bei  den  Zonen 
66 — 130  km  die  Eimer  Gegend  beteiligt. 

Es  wurde  bereits  darauf  hingewiesen,  daß  diese  Arbeitsstätten- 
zuwanderungen für  die  Ansiedlung  von  Arbeitern  auf  dem  Lande 
und  damit  für  die  städtische  Wohnungsfrage  von  großer  Bedeu- 
tung sind.  Es  muß  jedoch  hierbei  hinzugefügt  werden,  daß  der 
Ansiedlung  der  Arbeiter  in  den  umliegenden  Gemeinden  der 
Stadt  I'rankfurt  insofern  Schwierigkeiten  im  Wege  stehen,  als 
große  Strecken  des  Grundes  und  Bodens  auch  in  der  weiteren 
Umgegend  der  Stadt  große  Wertsteigerungen  erfahren  haben. 
Die  Stiftungen  der  Stadt  Frankfurt,  wie  die  Stadt  Frankfurt  selbst 
haben  nämlich  durch  ihre  Landkäufe  die  Preisforderungen  der  in 
einzelnen  Orten  ansässigen  Eigentümer  allgemein  erheblich  ge- 
steigert, so  daß  unter  Einrechnung  der  noch  bis  zur  völligen 
Baureife  des  Bodens  hinzukommenden  Abgaben  die  Kosten  eines 
qm  Landes  für  die  Ansiedlung  von  Arbeitern  bereits  recht  teuer 
zu  stehen  kommen.  Außerdem  ist  der  Besitz  der  Stadt  Frankfurt 
wiederum  viel  zu  sehr  zersplittert,  um  auf  diese  durch  die  eigenen 
Ankäufe  eingeleiteten  allgemeinen  Wertsteigerungen  irgendwie 
einen  nachhaltigen  Einfluß  ausüben  zu  können.  Zum  Teil  ist 
dazu  der  Boden  recht  fruchtbar  und  ergibt  bei  intensivster,  fast 
als  Gartenkultur  zu  bezeichnender  Bearbeitung  eine  an  sich  schon 
hohe  natürliche  Rente. 

Alle  diese  Momente  tragen  natürlich  dazu  bei,  die  Ansied- 
lung von  Arbeitern  in  der  Umgegend  von  Frankfurt  wesentlich 
zu  erschweren.  Es  ist  daher  auch  nicht  wunder  zu  nehmen,  wenn 
selbst  in  fast  ländlichen  Gemeinden  versucht  wird,  die  Verteue- 
rung des  Bodens  durch  mehrstöckige  Bauten  entsprechend  aus- 
zugleichen. —  Die  Wohnfrage  steht  aber  in  innigem  Verhältnis 
zur  Lohnfrage  und  es  sind  infolgedessen  auch  Rückwirkungen 
dieser  Art  nicht  ausgeblieben. 
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N  o  r  d  s  t  r  e  c  k  e  n. 


a)  IMarburg-Gie- 
ßen-Frankfurt 


Slationen 


1.  Bockenheim 

2.  Eschersheim 

3.  Bonames 

4.  Berkersheim 

5.  Vilbel 

6.  Dortelweil 

7.  Großkarben 

8.  Okarben 

9.  Niederwöllstadt 

10.  Buchenbrücken 

11.  Friedberg 

12.  Bad  Nauheim 

13.  Butzbach 

14.  Langgöns 

15.  Gießen 

16.  Lollar 


Zahl  der  zufahrenden 
Entfer-  Arbeiter 

nung       Mittels        Mittels 
in  km  Wochen-  Rückfahr- 
karten        karten 


Sonstige  Bemer 
kungen 


95 
959 

70 
218 
446 

19 
171 

15 
3" 

63 

26 

5 


65 


Viele  Arbeiter 
fahren  von  be- 
nachbarten Orten 
mit  Rad  bis  zur 
Station  Nieder- 
wöllstadt. 


2398 

315 

~ 

17.  Häuserhof 

40 

— 

— 

b)    Nidda 

über 

18.  Echzell 

45 

_ 

15 

Friedberg- 

Frank 

-  19.  Gethenau-Bingen- 

Die  Strecke   wird 

furt 

heim 

47 

— 

12 

auch    über    Geln- 

20. Nidda 

48 



4 

hausen-Hanau  ge- 

21. Reicheisheim     in 

fahren.  S.Blatt  IV. 

Oberhessen 

49 

— 

18 

22.  Weckesheim 

51 

8 

— 

8       ' 

49 

c)  Stockheim- 

23.  Gronau 

21 

34 

Heldenbergen 

24.  Niederdorfeiden 

22 

21 

über  Vilbel 

nacli 

25.  Oberdorfeiden 

24 

IG 

I 

Frankfurt 

26.  Kilianstädten 

25 

"5 

4 

27.  Büdesheim 

27 

60 

5 

28.  Heldenbergen 

31 

— 

2 

Auch  über  Hanau 

29.  Eichen" 

35 



2 

fahrbar. 

30.  Höchst  a.  M. 

37 

_ 

2 

31.  Altenstadt 

40 

— - 

9 

32.  Lindheim 

42 

— 

2 

a)    240 

27 

33.  Rödelheim 

7 

200 

8 

34.  Weißkirchen 

13 

313 

I 

35.  Oberursel 

15 

317 

47 

Hierzu  siehe  auch 

36.  Homburg 

19 

193 

8 

Lokalbahn      A.G. 

37.  Seulberg 

23 

I 

Frankfurt  -  Hom- 

38. Friedrichsdorf 

24 

burg    und  Frank- 

39. Köppern 

26 

— 

I 

furt-Oberursel. 

40.  Wehrheim 

33 



23 

41.   Anspach 

38 

4 

I 

42.  Hausen 

37 

— 

20 

43.  Usingen 

42 

— 

60 

44.  Klingenberg 

57 

— 

3 

b)  92S 
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Zahl  der  zufahrenden 


Linien 

Stationen 

lintier- 
nung 

Are 
Mittels 

)eiier 

Mittels 

Son; 

stige   Bemer- 
kungen 

in  km 

Wochen- 

Rückfahr- 

karten 

karten 

c)  Limburg-Nie- 

■  45- 

Nied 

7 

185 

derhausen- 

46. 

Griesheim 

— 

232 

— 

Frankfurt 

47- 

Kriftel 

14 

18 

I 

48. 

Hofheim 

17 

63 

7 

49- 

Lorsbach 

21 

14 

II 

50. 

Eppstein 

25 

51 

17 

51- 

Niederhausen 

32 

35 

12 

52. 

Idstein 

40 

48 

53- 

Wörsdorf 

45 

— 

70 

54. 

Camberg 

49 

6 

113 

55- 

Niederselters 

54 

— 

81 

56. 

Oberbrechen 

58 

— 

16 

57. 

Niederbrechen 

60 

— 

59 

58- 

Eschhofen 

67 

— 

6 

_59- 

Limburg 

70 

~ 

15 

604         456 

Diez-Zollhaus 

60. 

Zollhaus 

82 

— 

6 

Station       Hohen- 

Wiesbaden. 

61. 

Hahnstätten 

84 

— 

48 

stein, 

64  km  be- 

54 


4178     1073 


richtet,  »da  über 
50  km  können  wir 

keine  Karten  aus- 
geben <.  Ebenso 
andere  Stationen. 
Für  sämtliche  Nordstrecken  also  eine  Zufahrt  von  4178  Arbeiter  mit  Wochen- 

Icarten  und   1073  Arbeiter  mit  Rückfahrkarten. 


0  sts  tr  ec 

k  e  n. 

a)  Aschaffenburg 

I.  Groß-Auheim 

20 

10 



a.  M.,  Hanau  a.M. 

2.Groß-Krotzenburg 

23 

_ 



nach     Frankfurt 

3.  Kahl 

26 

9 

68 

Ost. 

4.  Dettingen 

30 

6 

14 

5.  Klein-Ostheim 

35 



15 

6.  Aschaffenburg 

41 

237 

Sa.    25          334 

b)  Friedberg- 

7.  Assenheim 

46 

Frankfurt    a.   M. 

8.  Erbstadt-Kaichen 

41 

9 

(0 

66 

über  Hanau 

9.  Heldenbergen- 

Windecken 

36 

30 

(12) 

24  (10) 

10.  Ostheim 

34 

26 

II.  Bruchköbel 

30 

5 

(0 

2 

Sa.   46  119 

12.  Lieblos 
c)  Nidda-Frank-   13.  Mittelgründau 
fürt    a.   M.    über   14.   Büdingen 
Sachsenhausen       15.  Buches -Dudes- 


59 


28  (23) 


heim 

62 



10 

16.  Bleichenbach 

6S 



2 

17.  Stockheira 

68 

— 

53 

18.  Raustadt 

72 



9 

19.  Nidda 

79 

— 

3 

Sa.    —          108 

<i)   Hanau-West-  20.  Mainkur 

S 

209 

9 

Frankfurt-Ost        21.  Hochstadt- 

10 

204 

Dörnigheim 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswis»en»ch. 
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Zahl  der  zufahrenden 

Strecke 

Entfer- 
Stationen              nung 

Arbeiter 
Mittels        Mittels 

Sonstige  Bemer- 
kungen 

. 

in  km 

Wochen-  ; 

Rückfahr- 

karten 

karten 

22. 

Wilhelmsbad 

14 

14 

I 

s.  dazu  folgende 

23- 

Hanau-West 

16 

93 

17 

Linie    u.  Hanau- 

dazu  Ausgabe   in 

Ost 

- 

Frankfurt-Ost 

262 

1062 

Sa.  782      1089 

e)  Fulda  -  Elm- 

24. 

Frankfurt  -  Ober- 

Frankfurt   a.   M. 

rad 

7 

42 

In  Klammer  bei- 

25- 

Offenbach    a.  M. 

10 

62 

— 

gesetzt    sind  die 

26. 

Mühlheim    a.  M. 

16 

247 

(7 

02) 

10  (-) 

Zufahrtszahlen 

27. 

Klein-Steinheim 

21 

26 

(2 

19) 

(  5) 

aus  nebenstehen- 

28. 

Hanau-Ost 

23 

5 

10) 

(  2) 

den    Orten     für 

29. 

Hanau-Pulver- 

Oflfenbach a.  M. 

fabrik 

25 

I 

4) 

(-) 

Bis  34  km  über- 

30. 

Niederrodenbach 

30 

II 

19) 

2  (  I) 

wiegt  die  Zufahrt 

31. 

Langenselbold 

34 

23 

(  94) 

14  (34) 

nach    Offenbach, 

32. 

Niedermittlau 

38 

— 

7) 

15  (  9) 

von  da  ab,  wohl 

33- 

Meerholz 

41 

— 

4) 

-  (13) 

unter  dem  Einfluß 

34- 

Gelnhausen 

45 

3 

22) 

55  (46) 

der    Gegenüber- 

35- 

Wiktheim 

50 

— 

25  (10) 

stellung  :     durch 

36. 

Wächtersbach 

55 

— 

( 

2) 

58  (40) 

Entfernung  höh. 

37. 

Salmünster-Soden 

61 

— 

64  (  6) 

Produktionsko- 

38. 

Steinau-Schlüch- 

sten  der  Arbeits- 

tern. 

68 

— 

(8) 

kraft  etc.  höhere 

39- 

Schlüchtern 

74 

— 

'8  (15) 

Löhne  in  Frank- 

40. 

Elm 

83 

— 

7 

In  Elm  selbst  lie- 

furt a.  M.  die  Zu- 

41- 

Sterbfritz 

84 

— 

-  (  8) 

gen  keine  Karten 

fahrt  nach  Frank- 

42. 

Flieden 

93 

— 

120  (  4) 

auf. 

furt  a.  M. 

43- 

Neuhof 

97 

— 

108  (  7) 

44. 

.  Kerzel 

103 

— 

12 

45. 

Fulda 

III 

— 

IG 

46. 

Steinau 

117 

— 

37 

_47. 

Burghaun 

132 

— 

12 

Sa.  420         567 

Offenbach  a.  M.- 

48. 

Offenbach-Lokal- 

Frankfurt Lokal- 

bahnhof 

5 

359 

— 

Dazu  noch   10 

bahnhof 

nach  Oberrad. 

Sa.  359 

Für  sämtliche  Oststrecken  also  eine  Zufahrt  von   1632  Arbeitern  mit  Wochen- 
karten, 2217  Arbeitern  mit  Rückfahrkarten. 

Südstrecken. 


a)  Main- 

Neckar- 

■   I.  Neuisenburg 

7 

146 

9 

bahn 

2,  Sprendlingen 

II 

45 

3,  Langen 

14 

1546 

IG 

4.  Egelsbach 

17 

289 

I 

5.  Erzhausen 

19 

137 

— 

6.  Wixhausen 

21 

117 

4 

7.  Arheiligen 

23 

47 

5 

Sa.  2415 

70 

8.   Darmstadt 

27 

88 

40 

9.  Eberstadt 

34 

_ 

7 

2.  M,-Neckar- 

10.  Pfungstadt 

36 

— 

5 

Nebenlinie  ab 

bahn 

1 1.  Bickenbach 

40 



Eberstadt 

12.  Jugenheim 

43 

I 

— 

Nebenlinie  ab 

13.  Zwingenberg 

44 

I 

3 

Jugenheim 
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Linien 


Zahl  der  zufahrenden 
Entfer-  Arbeiter  „  t. 

nung      Mittels        Mittels       ^«"^^'g^  ^^"'''- 
in  km    Wochen-  Rückfahr- 
karten        karten 


knngen 


14.  Auerbacli 

15.  Bensheim 

a)  3.  16.  Niederramstadt 

17.  Oberramstadt 

18.  Zeilhardt 

19.  Reinheim 

20.  Reicheisheim 

21.  Roßdorf 

Sa.    2  29     22.  Großzimmern 

Nebenlinie  23.  SprendlingenOst- 

Sprendlingen-  bahnhof 

Oberroden  24.  Dreieichenhain 

25.  Götzenhain 

26.  Offenthal 

27.  Urberach 

28.  Oberroden 
Sa.  33             28     29.  Dieburg 
Städtische  Wald-  30.  Neuisenburg    s. 


bahn 

Sa.   533 


d)  Riedbahn 


Sa,  879 


Hanau-Erbach 


Sa.   112 


Nr. 
hof 


Waldbahn- 


ni.  Walldorf 


32.  Mörfelden 

33.  Groß-Gerau 

34.  Gomheim 

35.  Leeheim-Wolf- 
kehlen 

36.  Goddelau-Er- 
felden 

37.  Gernsheim  a.  Rh. 
19     38.  Groß-Rohrheim 

39.  Klein-Auheim 

40.  Hainstadt 

41.  Seligenstadt 

42.  Babenhausen 

43.  Langstadt 

44.  Klein-Umstadt 

45.  Groß-Umstadt 

46.  Höchst 

47.  Mümling-Grum- 
bach 

164     48.  König 


315 

174 

40 

52 
97 

55 


533 

211 

640 

28 


Nebenlinie  ab 
Darmstadt  inRich- 
tung Vorland  des 
Odenwaldgebirges 


Nebenlinie  ab 
Sprendlingen 


Vorwiegend      auf 

sämtl.      Stationen 

dieser  Linie  nach 

Frankfurt-Ost. 


4674       310  zusammen  Südstrecken. 


Aus  dieser  Erba- 
cherGegend  fahren 
u.  a.  auch  sehr 
viele  Arbeiter  in 
die   ehem.  Werke 

nach  Höchst- 
Griesheim  lt.  Mit- 
teilung der  Eisen- 
bahndirektion und 
des  Dr.  Geißen- 
berger-Griesheim. 

Also  insgesamt   von   sämtlichen  Südstrecken:    4674   Arbeiter    mittels  Wochen- 
karte, 310  Arbeiter  mittels  Rückfahrkarte. 
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Weststrecken. 


Strecke 


Stationen 


Zahl  der  zufahrenden 
Entfer-  Arbeiter  ^^  g^^^, 

nung      Mittels        Mittels  j^^^ 

in  kra   Wochen-   Rückfahr-  ^ 

karte  karte 


a)  Mainlinie  rechts 
Kastel-Frankfurt 

I,  Höchst  a.  M. 

9 

244 

15 

2.    Sindlingen-Zeils- 

a.  M. 

heini 

12 

81 

10 

3.  Hattersheim 

15 

60 

5 

4.  Eddersheim 

19 

29 

I 

5.  Flörsheim 

23 

69 

2 

6.  Hochheim 

28 

15 

3 

7.  Kastei 

33 

6 

6 

8.  Biebrich 

38 

I 

5 

525 

107 

9.  Wiesbaden 

41 

20 

69 

b)  Mainlinie 

links 

10.  Niederrad 

4 

28 

— 

Siehe     Waldbahn 

d.    Mains  Mainz- 

II.  Goldstein 

7 

5 

— 

unter     d)     dieses 

Goldstein -F 

'rank- 

12.  Schwanheim 

Blattes  4 

fürt 

13.  Kelsterbach 

14 

121 

4 

14.  Raunheim 

22 

18 

— 

15.  Rüsselsheim 

26 

22 

12 

16.  Bischofsheim 

30 

5 

I 

Industriereiche 

17,  Gustavsburg 

33 

— 

Gebiete 

18.  Mainz-Süd 

36 

— 

6 

19.  Mainz-Haupt- 

bahnhof 

38 

6 

17 

20.  Mainz-Mombach 

41 

— 

I 

Außerdem  ab 

241 

45 

21.  Niederrad  ausge- 

geben 

36 

36 

4 

Frankfurt 

22.  Sossenheim 

44 

3 

23.  Sulzbach 

13 

23 

— 

151 

9 

24.  Soden 
25.WaldbahnSchwan- 

16 

84 

6 

221 

heim  unter  städti- 

scher Direktion 

10 

221 

— 

Cronberg  Privat- 

bahn 

26.  Cronberg 

27.  Niederhöchstadt 

469 

_ 

469 

10 

28.  Eschborn 

Königstein 

29.  Unterlederbach 

— 

— 

Frankfurt 

KleinbahnHöchst- 

-  30.  Oberliederbach 

I 

— 

Königstein 

31.  Münster 

n 

— 

32.  Kelkheim 

51 

9 

33.  Hornau 

30 

34.  Schneidhain 

20 

2 

« 

113 

45 

35.  Königstein 

— 

34- 

c)       Elektrische 

36.  Bonames 

52 

— 

Bahn  der  LA-Oi 

37.  Niedereschbach 

53 

— 

FrankfurterLokal 

-  38.  Obereschbach 

75 

— 

bahn  A.  G. 

Elek- 

39.  Gonzenheim 

13 

— 

Irische  Straßen- 

40. Niederursel 

10 

—  . 

schnellbahn 

41.  Weißkirchen 

18 

— 

Sa.    229 

42.  Bommersheim 

8 

— 

Insgesamt  Weststrecken  also 
1949  Arbeiter  mit  Wochenkarten 
2x6  Arbeiter  mit  Rückfahrkarten. 
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Im  letzten  Grunde  läuft  die  ganze  Ansied- 
lungsfrage  auf  eine  entsprechende  Verkehrs- 
politik hinsichtlich  d  e  r  v  o  n  d  e  n  I  n  t  er  e  ss  e  n  t  e  n 
aufzuwendenden  Kosten  und  Zeit  hinaus. 

In  England  hat  man  den  Verkehr  zeitlich  durch  die  sog. 
j Parlamentszüge«  geregelt.  Die  belgischen  Staatsbahnen  haben, 
um  den  Arbeiterverkehr  zu  verbilligen  und  um  der  Industrie  ge- 
nügend Arbeiter  zuzuführen,  bereits  1869  Abonnements,  neuer- 
dings sogar  einen  Einheitstarif  zu  nur  2,75  Fr.  für  je  50  km  ein- 
gerichtet. In  den  90er  Jahren  des  vorigen  Jahrhunderts  fuhren 
hier  schon  mehr  als  20000  Arbeiter  täglich  über  50  km.  Meilen- 
weit erstrecken  sich  aber  auch  in  Belgien  die  villenartigen  Land- 
häuser der  Arbeiter,  die  trotz  zunehmender  Industrialisierung  ihren 
Wohnsitz  auf  dem  Lande  beibehalten  können. 

Wie  steht  es  nun  in  dieser  Frage  bei  uns }  Wir  benutzen 
Arbeiterwochenkarten,  die  täglich  zu  einer  Hin-  und  Rückfahrt 
zum  Preise  von  l  Pfg.  pro  km  berechtigen.  Zum  gleichen  Preise 
werden  dann  noch  Arbeiter-Rückfahrkarten  aufgelegt,  die  zur 
Heimfahrt  am  Sonnabend  und  zur  Rückfahrt  bis  Montag  früh 
gelten  und,  wie  wir  gesehen  haben,  ebenfalls  sehr  rege  benutzt 
werden.  Doch  ist  die  Ausgabe  derartiger  Karten,  für  Preußen 
wenigstens,  durch  einen  Erlaß  des  Eisenbahnministers  auf  50  km 
beschränkt. 

Die  Ausdehnung  dieses  für  ostelbische  Zustände  vielleicht 
noch  durchführbaren  Erlasses  auf  westdeutsche  Industrieverhält- 
nisse beruht  vor  allem  auf  dem  Betreiben  landwirtschaftlicher 
Interessenvertretungen,  die  darin  ein  Mittel  gegen  die  Landflucht 
sehen.  Wurde  doch  dem  Berg-  und  Hüttenmännischen  Verein  in 
Siegen  unterm  i.  August  1912  wieder  auf  eine  Eingabe,  die 
Arbeiter-Rückfahrkarten  für  die  in  den  Siegerländer  Werken  tä- 
tigen Arbeiter  allgemein  zur  Ausgabe  gelangen  zu  lassen,  vom 
Minister  kurzerhand  folgendes  mitgeteilt :  »Trotz  des  lebhaften 
Interesses,  das  ich  der  Arbeiterfrage  im  Siegener  Lande  entgegen- 
bringe, bin  ich  zu  meinem  Bedauern  aus  grundsätzlichen 
Erwägungen  nicht  in  der  Lage,  den  Bescheid  der  königl.  Eisen- 
bahndirektion Elberfeld  vom  18.  Juni  d.  Js.  abzuändern.  Es  ist 
im  Staatsinteresse  nicht  angängig,  durch  zu 
weitgehende  Ausdehnung  der  Arbeiter-Rückfahr- 
karten zum  Schaden  der  ländlichen  Gegenden 
die  Abwanderung  von  Arbeitskräften  zu  begünstigen.    Auch  muß 
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diese  Beschränkung,  wie  d  i  e  E  r  f  a  h  r  ii  n  g  gelehrt  hat, 
für  den  ganzen  Staatsbahnbereich  festgesetzt  werden,  weil  eine 
unterschiedliche  Behandlung  der  einzelnen  Landesteile  zahlreiche 
und  schwer  abzuweisende  Berufungen  hervorruft.  Es 
mag  zutreffen,  daß  in  den  in  der  Eingabe  erwähnten  Ortschaften 
Verhältnisse  vorliegen,  die  manchem  Arbeiter  die  Beschränkung 
der  Arbeiter-Rückfahrkarten  (sie  wird  als  ungerecht  empfunden !) 
auf  50  km  als  drückend  empfinden  lassen.  Die  Wünsche 
dieser  Arbeiter  (und  die  Industrie.?)  müssen  aber  gegenüber  den 
allgemein  (?)  gültigen  und  im  Staatsinteresse  notwendigen  (?) 
Grundsätzen  zurücktreten  und  können  auch  da  nicht  berücksich- 
tigt werden«   usw. 

Hat  der  Herr  Minister  sich  einmal  überlegt,  ob  hier  nicht 
ein  Fall  der  Beschränkung  der  Gewerbefreiheit  vorliegt  und  glaubt 
der  Herr  Minister,  z.  B.  die  Leute  in  der  Rhön  zwingen  zu  kön- 
nen, nicht  in  Frankfurt,  Hanau  oder  Offenbach  ihre  Arbeit  zu 
suchen  ?  Die  starken  Zuzüge  ganzer  Familien  aus  diesen  Gegenden 
sind  Antwort  genug  auf  diesen  Erlaß. 

Auch  die  Zugeständnisse,  die  man  an  die  zur  Zeit  des  Er- 
lasses bestehenden  Verhältnisse  bat  machen  müssen,  sprechen 
nicht  für  den  Erlaß.  So  mußten  am  i.  Juli  191 2  für  Fahrten 
nach  Frankfurt  folgende  Karten  ausgegeben  werden: 

98  Karten  auf     55  km 


70 

»   61 

46 

»  bis  zu  90 

124 

»   »   »  03 

"5 

»   X   »  97 

71 

»  über  100 

C.   Die  W'  o  h  n  s  t  ä  1 1  e  n  w  a  n  d  e  r  u  n  g  ,    d.  h.  die  Zu-  und 

Abwanderungen    mit  Wohnstätten  Verlegung    in 

Offenb  ach  a.  M. 

Das  Meldeamt  der  Stadt  Offenbach  führt  erst  seit  1909  dies- 
bezügliche regelrechte  und  wissenschaftlich  verwertbare  Aufzeich- 
nungen. Da  der  Effekt  eine  ziffermäßige  Aufführung  nicht  lohnt, 
beschränken  wir  die  Darstellung  auf  einige  allgemeine  Konsta- 
tierungen, die  sich  mir  bei  genauer  Durchsicht  des  mir  zu  Gesicht 
gekommenen  Materials  ergeben  haben. 

Dabei  sei  vor  allem  betont,  daß  die  Intensität  der  Zu-  wie 
auch  der  Abwanderungen  sehr  stark  ist.  Diese  setzen  sich  vor- 
wiegend aus  den  Altersklassen  zwischen  16  und  30  Jahren  zu- 
sammen.    Daneben   sind    eigentlich   nur    noch    sich   ziemlich   das 
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Gleichgewicht  haltende  Zu-  und  Abwanderungen  in  älteren  Alters- 
klassen zu  konstatieren.  Hierbei  kommen  meistens  nur  ledige 
Tagelöhner  in  Betracht,  die  von  der  chemischen  Industrie  ange- 
zogen und  nach  kurzer  Zeit  wieder  abgestoßen  werden.  In  der 
chemischen  Industrie  handelt  es  sich  zum  großen  Teil  um  Ge- 
heim- und  Giftproduktionen;  inwieweit  das  ständige  Gehen  und 
Kommen  dieser  Leute  hierauf  zurückzuführen  ist,  kann  natürlich 
nicht  mit  Bestimmtheit  gesagt  werden. 

In  der  Sexualproportion  überwiegt  natürlich  das  männliche 
Geschlecht,  da  die  wandernde  Arbeiterschaft  das  Hauptkontingent 
stellt.  Doch  ist  der  Wanderungswechsel  der  weiblichen  Dienst- 
boten ebenfalls  sehr  stark;  diese  Mädchen  kommen  meistens 
direkt  aus  der  Heimat  —  Mittelmainbayern  und  Württemberg  — 
und  vorwiegend  vom  Land.  Allerdings  finden  sich  auch  zahlreiche 
Fälle  der  Zu-  und  Rückwanderung  über  Frankfurt  mit  Geburtsort 
in  vorbenannten  Gebieten,  eine  Erscheinung,  die  zum  Teil  in  den 
engen  Beziehungen  der  beiden  Städte,  zum  Teil  auch  in  Frank- 
furt, als  der  Stellenvermittelungszentrale,  begründet  sein  dürfte. 
Vorwiegend  läßt  sich  jedoch  ein  Zug  den  Main  herab  konstatieren, 
von  dem  ein  Teil  bis  Frankfurt  vordringt  und  von  den  nahe- 
liegenden Taunusbädern,  oder  von  Frankfurt  aus  wieder  über 
Offenbach  nach  dem  hinter  Aschaffenburg  oder  mehr  in  Württem- 
berg, besonders  um  Stuttgart  gelegenen  Land  zurückwandert. 
Der  nicht  unbedeutende  Rest  verliert  sich  unkontrollierbar  in 
den  breiten  Möglichkeiten  der  Stadt  Frankfurt.  Daneben  kommen 
noch  einige  quantitativ  nicht  weiter  bedeutsame  Wanderungen 
von  Arbeiterinnen  in  Betracht.  In  der  Regel  handelt  es  sich  bei 
diesen  bereits  um  Fernwanderungen.  Der  Geburtsort  liegt  viel- 
fach im  Süden  oder  Osten  Deutschlands,  während  BerUn  oder 
das  Rheinland  den  Herkunftsort  abzugeben  pflegt.  Offenbar 
handelt  es  sich  auch  hier  um  Rückwanderungen,  wenigstens 
konnte  in  einzelnen  Fällen  die  Rückwanderung  in  die  Heimat 
ermittelt  werden. 

Bei  dem  männlichen  Geschlecht  finden  sich  die  verschieden- 
sten Berufe  vor.  Relativ  stark  vertreten  sind,  parallel  den  weib- 
lichen Dienstboten,  zunächst  die  Hausburschen.  Sie  stammen 
entweder  aus  dem  Odenwald  oder  der  Fuldaer  Gegend  und  aus 
Nordbayern,  vielfach  auch  aus  Oesterreich.  Eine  frühere  An- 
wesenheit (Militär })  geht  meistens  der  Zuwanderung  aus  der 
Heimat  voraus.    Ein  noch  größeres  Kontingent  stellen  sodann  die 
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Metzger,  Bäcker,  Friseure,  wie  vor  allem  die  Kellner.  Gerade  die 
Kellner  kommen  meist  aus  sehr  entfernten  Gegenden.  Der  Zahl 
wie  der  Qualität  nach  am  bedeutsamsten  sind  aber  die  Wande- 
rungen der  Arbeiter.  Sie  kommen,  abgesehen  von  dem  nördlichen 
Odenwald  als  dem  weiteren  Offenbacher  Hinterland,  vor  allem 
aus  Nord-  und  Südbayern  und  in  einzelnen  Fällen  auch  aus  dem 
oberen  Baden,  dabei  meistens  bereits  aus  industriellen  Städten 
und  Gegenden.  Auch  Rußland  ist  als  Herkunftsgebiet  stark  be- 
teiligt. Bei  den  Arbeitern  deckt  sich  jedoch  Herkunft  und  Ge- 
burtsort in  den  wenigsten  Fällen,  in  der  Regel  erfolgt  die  Zu- 
wanderung vielmehr  über  die  dem  Geburtsort  nächstliegenden 
Städte  oder  über  Großstädte.  Bezüglich  einzelner  Industrien 
könnten  sogar  genaue  Richtungen  festgelegt  werden.  So  ergaben 
sich  z.  B.  wiederholt  Austauschbezi^ungen  zwischen  der  Rad- 
fahrindustrie in  Neckarsulm  und  dem  Frankfurter  Kleyerwerk, 
oder  zwischen  Ludwigshafen,  Höchst,  Griesheim  a.  M.  und  Offen- 
bach (chemische  Industrie).  Wir  haben  hierbei  also  mit  Bezie- 
hungen der  Berufsspezialisation  zu  tun.  Truppweise  erscheinen 
die  Maurer  auf  dem  Plan,  imd  zwar  vorwiegend  aus  dem  nörd- 
lichen Odenwald  und  seinem  Offenbach  zugestreckten  Vorland» 
verschiedentlich  auch  aus  der  Büdinger  sowie  Fuldaer  Gegend. 
Nach  kurzem  Arbeitsaufenthalt  erfolgt  bei  ihnen  stets  die  Rück- 
wanderung in  die  Heimat,  Die  Familie  bleibt  während  der  Ar- 
beitszeit in  der  Heimat  und  betreibt  die  Kleinbauerei  weiter^). 
Aehnlich  verhält  es  sich  mit  den  zuwandernden  Taglöhnern  aus 
diesen  Gebieten. 

Der  Bevölkerungsaustausch  der  Stadt  mit  Leipzig,  Paris, 
Berlin,  Wien,  Stuttgart  ist  vorwiegend  auf  qualifizierte  Leder- 
arbeiter zurückzuführen.  Nach  gewisser  Arbeitszeit  erfolgt  stets 
die  Rückwanderung  in  diese  Städte.  Der  Geburtsort  liegt  dabei 
sehr  häufig  in  Russisch-Polen. 

Es  wäre  damit  eigentlich  alles  das  gesagt,  was  sich  bei  der 
Durchsicht  des  Meldeamtsmaterials  überhaupt  ergeben  konnte. 
Die  Zuwanderung  leitet  sich  demnach  besonders  aus  dem  Land- 
gebiet der  Provinz  Starkenburg,  aus  dem  nördlichen  Odenwald, 
dem  nördlichen  Bayern,  Württemberg,  Baden  und  aus  der  Fuldaer 
Gegend  her.     Daneben    kommen    sodann    die  in  jenen  Distrikten 

i)  Erinnert  sei  übrigens  daran,  daß  der  Westblock  des  Landkreises,  wie  wir 
gesehen  haben,  ein  vollständiges  Maurergebiet  ist,  das  vorwiegend  Frankfurt,  da- 
neben aber  auch  weitere  Gebiete  versorgt. 
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bereits  aufsaugend  wirkenden  Mittelstädte  Aschaffenburg,  Hanau, 
Stuttgart,  Lahr,  Karlsruhe,  Heidelberg  (mutmaßlich  durch  Zement- 
industrie) und  drittens  die  größeren  Siedlungszentren :  Berlin  (Paris, 
Wien  [Lederwarenindustrie]),  das  Rheinland,  das  Untermaingebiet 
(chemische  Industrie),  vereinzelt  auch  Schlesien  in  Betracht.  Die 
Abmeldungen  erfolgen  dagegen  so  mangelhaft,  meist  ohne  Ziel- 
angabe, daß  hierüber  nicht  viel  Aufschlüsse  zu  erhalten  sind. 
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E.    Die  Wanderungsbewegung   in  Offenbach  a. 
in  den  Jahren  1905  — 1910. 


M. 


Familien 

Zuzug 
mit  Personen 

Einzelpers. 

Familien 

Wegzug 
mit  Person«n 

Einzelpe 

1905 

750 

(2760)  4. 

9945 

551 

(2028)  -f 

8044 

1906 

784 

(2732)  + 

9659 

570 

(2170)  - 

8679 

1907 
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(3800)  -f 

10700 

680 

(2720)  -- 

9780 

1908 
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(3850)  + 

8659 

870 

(3550)  -- 

8150 

1909 
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(2626)  -f 

9779 
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(2432)  -- 

9777 

I9I0 
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(2797)  + 

11867 

692 

(2481)  -- 

10504 

19II 

811 

(2974)  + 

11976 
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(2715)  + 
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Mithin  ergibt  sich  also  ein  Wanderungsüberschuß 

1905  199  (  732)  +  1901  =  2633 

1906  214  (  562)  4"    980  =  1542 

1907  270  (1080)  -j-  920  =  2000 
i9oS^  80  (  300)  4"  500  =  800 
1909       62  (  194)  -f         2  =      196 

1910  58  ( 216)  4-  1363  =  1579 

191 1  48  (  259)  -f-    600  =    859 

Die  Bevölkerungsentwicklung  fußt  also  einmal  auf  der  Ab- 
gleichung  der  Geburten  und  Sterbefälle,  dem  Geburtenüberschuß, 
zum  andern  auf  der  Abgleichung  der  Zuwanderungen  und  der 
Abwanderungen. 
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Jahraus,  jahrein  geht  dieser  Zustrom  bald  stärker  bald  schwä- 
cher und  vermutlich,  wie  aus  der  Gebürtigkeit  der  ortsanwesenden 
Bevölkerung  jederzeit  festgestellt  werden  kann,  auch  aus  den- 
selben örtlichen,  ja  selbst  beruflichen  Provenienzen  hervor. 

Vor  allem  haben  wir  es  heute  nicht  mehr  mit  wandernden 
Völkern  zu  tun,  auch  nicht  mehr  mit  wandernden  Ständen  wie  im 
Mittelalter,  sondern  mit  wandernden  Individuen. 

Nur  die  überseeische  Auswanderung  ist  bisher  regelmäßig 
und  eingehend  durch  die  amtliche  Statistik  erfaßt  worden  und 
hat  in  Parlamenten,  in  der  Presse  und  sonstwie  in  der  Oeffent- 
lichkeit  breite  Erörterungen  nach  sich  gezogen.  Die  Binnenwan- 
derungen dagegen  sind  nur  ganz  vereinzelt  ernsterer  Betrachtung 
gewürdigt  worden,  obgleich  sie  rein  ihrer  Zahl  nach  viel  bedeut- 
samer sind  ^). 

Die  ostelbischen  Städte  verdanken  ihre  Zunahme  scheinbar 
weniger  ihrer  Industrie,  die  immer  noch  zu  wenig  ausgebildet  ist, 
sondern  der  Tatsache,  daß  in  diesen  Gegenden  die  Bauernbe- 
völkerung durch  die  Latifundienbildung,  Erbrechte  u.  dgl.  in  die 
Städte  abgestoßen  wurde.  Im  übrigen  Deutschland  bilden  wohl 
ähnliche  Verhältnisse  in  den  Abwanderungsgebieten  die  Ursachen, 
aber  weit  mehr  doch  die  in  den  Großstädten  selbst  gegebenen 
Aufsaugungstendenzen.  Inwieweit  diese  Zentripedalkraft  der  Groß- 
stadtbildung für  die  einzelnen  Gebiete  effektiv  wird,  hängt  da- 
gegen wieder  ganz  von  deren  jeweils  sehr  verschiedenen  wirt- 
schaftlichen Gestaltung  ab. 

Bei  einer  Stadt  wie  Offenbach,  das  hier  besonders  untersucht 
werden  soll,  ist  das  eigentliche,  nächstgelegene  Hinterland,  soweit 
es  noch  nicht  an  Frankfurt  verloren  ist,  nicht  mehr  sehr  stark  an 
den  Zuwanderungen  beteiligt,  weil  besonders  die  Lederwaren- 
industrie bis  in  einen  Umkreis  von  20  km  das  Gebiet  mit  Haus- 
industrie durchsetzt  hat.  Außerdem  kommen  hier  Kleinbahnen  in 
Betracht,  die  es  den  Arbeitern  mit  ihren  Familien  ermöglichen,  im 
Vorland  wohnen  zu  bleiben  (wo  meistens  von  den  übrigen  Fami- 
lienmitgliedern noch  Kleinbauerei  und  Milchwirtschaft  nebenbei 
betrieben  wird)    und    doch    an    den    vorteilhaften    Arbeitsgelegen- 

i)  Bücher  und  vo7i  Mayr  machen  zwar  schon  lange  auf  die  Bedeutung  der 
Binnenwanderung  aufmerksam,  ohne  daß  die  statistischen  Erhebungen  irgendwie 
mehr  auf  die  Feststellung  dieser  Wanderungen  Rücksicht  genommen  hätten,  abge- 
sehen natürlich  von  kleinen  Zugeständnissen  bei  den  Volkszählungen.  Wie  lange 
dies  schon  anders  werden  soll,  geht  hervor  z.  B.  auch  aus  den  Berichten  des 
statistischen  Amts  Darmstadt   1861. 
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heiten  der  Stadt  teilzunehmen.  Dies  gilt  sowohl  für  die  Umgegend 
von  Offenbgich,  wie  auch  für  die  von  Frankfurt  und  könnte  noch 
viel  ausgeprägter  sein,  wenn  die  Wohnungsfrage  praktisch  mehr 
unter  verkehrspolitischen  Gesichtspunkten  aufgefaßt  würde. 

Auch  hat  sich  im  örtlichen  Vorland  Industrie  entwickelt,  die 
Arbeiter  sind  auf  weite  Strecken  hin  ansässiger  geworden.  Dazu 
kommen  noch  als  Plätze  besonderer  und  mitkonkurrierender  Auf- 
saugung der  Bevölkerung   die   Städte  Hanau  und  Aschafifenburg. 

Von  den  hinter  diesen  Städten  aufsteigenden  Gebirgsgebieten 
des  Spessarts  und  der  Rhön  fluten  aber  unaufhörlich  die  Arbeiter- 
massen in  das  Gebiet  des  unteren  Maintals,  in  die  große  Fabrik- 
straße von  Hanau  bis  Mainz.  Es  handelt  sich  in  der  Hauptsache 
um  ungelernte  Arbeiter.  Alle  kommen  sie  aus  einer  Bedürfnis- 
losigkeit, die  nur  aus  dem  Schlendrian  des  Herkommens  der  je- 
weiligen Geburtsgegenden  verständlich  ist.  Einmal  losgerissen  von 
Heimat  und  Herkommen,  übersehen  sie  zunächst  die  Chancen 
der  großen  Arbeitsmärkte  nur  unvollkommen,  doch  sie  tendieren 
alle  dahin,  wo  größte  persönliche  Freizügigkeit  und  dabei  eine 
ihrer  Eigenart  immer  besser  angepaßte  Verv/ertung  und  Ver- 
sorgung garantiert  wird.  Das  ist  an  den  Zentralarbeitsmärkten 
der  Großindustrie  der  Fall,  dorthin  geht  der  Zug  unaufhaltsam 
der  vermeintlichen  größeren  Freiheit  entgegen.  Losgerissen  von 
Jugend  und  Heimat  und  gegenseitiger  Kontrolle,  befreit  vom 
Herkommen,  ausgewandert  lediglich  zum  Zweck  größeren  Ein- 
kommens, zusammen  mit  ebensolchen  Genossen,  die  alle  zu  dem 
gleichen  Zweck  abgewandert  sind,  fühlt  jeder  eine  innere  Nötigung 
zu  strammerer,  intensiverer  Arbeitsleistung,  tauscht  aber  ein  jeder 
auch  den  zu  spät  erkannten  Reichtum  der  Heimat  mit  der 
Asphalteleganz  und  dem  Wohn-  und  Kulturstättcnjammer  der 
Großstadt.  Nicht  allen  ist  Wagemut  und  ökonomische  Rücksichts- 
losigkeit eigen,  nicht  alle  dringen  bis  zu  Ende  vor,  die  meisten 
bleiben  in  der  Etappe  schon  hängen  und  speisen  die  vielen 
Mittelstädte,  zu  denen  hin  wiederum  ein  Teil  der  Industrie  flieht 
vor  der  großstädtischen  Grundrente  und  großstädtischen  Lebens- 
haltungskosten. 

Die  Grenze  zwischen  der  Abwanderung  nach  Frankfurter 
Gebieten  und  nach  Würzburg  scheint  die  Linie  Wertheim-Markt- 
heidenfeld zu  bilden. 

Was  schließlich  den  Westen  der  Stadt  Offenbach  betrifft,  so 
greift  auch    hier    wieder  Frankfurt  ein.     Die  bauliche  -Verschmel- 
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zung  der  beiden  Städte  und  die  innigen  Beziehungen  dieser  zwar 
selbständig  wirtschaftenden  und  durchaus  nicht  homqgenen,  aber 
einander  doch  viel  zu  nahen  Bevölkerungszentren  lassen  die  Aus* 
tauschverhältnisse  nur  schwer  erfassen. 

Die  Berichte  des  Frankfurter  statistischen  Amtes  geben  selbst 
zu,  daß  die  Beziehungen  zur  allernächsten  Umgebung  der  Stadt 
Frankfurt  viel  zu  enge  sind,  als  daß  sie  bei  den  Zuwanderungen 
voll  zur  Geltung  kommen  könnten.  Dagegen  steht  für  Frankfurt 
fest,  daß  die  ziemlich  hohen  Einwanderungsmassen  seitens  des 
umgebenden  Städtekranzes  durchweg  nicht  aus  diesem  gebürtig 
sind,  daß  also  Herkunft  und  Gebürtigkeit  sich  hier  nicht  decken. 
Auch  überwiegen  bei  diesen  Massen  bereits  die  städtischen  Ele- 
mente. Das  stützt  also  die  viel  ausgesprochene  Behauptung,  daß 
die  Mittelstädte  bei  der  Wanderungsbewegung  des  platten  Landes 
die  Durchgangs-  und  Vermittlerrolle  übernommen  haben.  Nur 
bis  zu  gewissem  Grade  gilt  dies  aber  auch  von  Offenbach. 

Unter  den  inneren  Wanderungen  wird  hier  nur  die  dauernde 
und  zeitweilige  Niederlassungsveränderung  verstanden. 

Weil  ohne  Niederlassungsveränderung,  scheiden  aus  dieser 
Betrachtung  alle  Tageswanderungen  zu  wirtschaftlichen  Zwecken 
zwischen  der  Stadt  und  ihrer  nächsten  Umgebung  (Arbeitsstätten- 
wanderungen ,  wie  ich  sie  nennen  möchte)  aus.  Hier  inter- 
essieren also  nur  die  Wanderungen,  durch  die  der  Bevölkerungs- 
bestand in  der  Zusammensetzung  seiner  elementar-individuellen 
Bestandteile  geändert  wird  —  durch  Verlust  und  Gewinn.  (Zu- 
wanderungen mit  Wohnstättenverlegung,  wie  ich  sie  kurz  nennen 
möchte,  weil  hier  nicht  die  Arbeitsstätte,  sondern  die  Verlegung 
der  Wohnstätte  charakteristisch  ist.) 

Weiter  scheidet  aus :  aller  sich  im  In-  und  nach  dem  Ausland 
bewegender  Reiseverkehr,  ganz  abgesehen  von  der  Schwierigkeit 
seiner  Erfassung.  Die  innerhalb  der  Stadt  auftretenden  Wande- 
rungen, Wohnstättenverlegungen  ^),  lokaler  Geschäftsverkehr  usw. 

Es  wäre  aufzuhellen,  nicht  nur,  welche  Bevölkerungsteile 
Offenbach  durch  Zuwanderung  gewinnt  und  wie  diese  von  der 
bereits  vorhandenen  Bevölkerungsmasse,  je  nach  dem  Intensitäts- 


l)  In  Offenbach  besonders  hoch,  1909  5865  Familien  mit  23538  Personen 
und  13  367  Alleinstehenden,  also  36  905  Personen.  —  Auf  100  Einwohner  kommen 
also  50  Umzüge  in  der  Stadt.  Hierin  birgt  sich  ein  Einblick  in  die  sozialpsychi- 
schen Verhältnisse,  wie  auch  in  die  Lebenshaltungsfrage  überhaupt,  auf  die  ich 
nur  hinweisen 'kann. 
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grad  der  Differenz  zwischen  ihrem  Individual-  und  dem  Orts- 
charakter, apperzipiert  und  sozial  amalgamisiert  werden,  sondern 
auch  welche  Bevölkerungsteile  Offenbach  im  Laufe  der  Zeit  ab- 
gibt. Während  nun  für  die  erste  Frage  nach  und  nach  ausführ- 
liches Material  zusammengetragen  werden  konnte,  mußte  von 
einer  direkten  Beantwortung  der  zweiten  Frage  Abstand  genom- 
men werden.  Denn  da  die  Zählung  nur  die  Ortsgebürtig- 
k  e  i  t  erfaßt,  so  konnten  aus  dem  Wanderungseffekt  nur  die  Zu- 
wanderungen nach  ihren  sozialelementaren  Bestandteilen  rekon- 
struiert werden.  Alle  andern  deutschen  und  nichtdeutschen  Orte 
aber  nach  Ortsgebürtigen  der  Stadt  Offenbach  zu  durchforschen, 
war  nicht  möglich. 

Bücher  weist  ferner  noch  auf  einen  Motivunterschied  hin  und 
scheidet  Wanderungen  wegen  günstigerer  Erwerbsbedingungen 
von  solchen,  die  günstigere  Konsumtionsbedingungen  anstreben. 
Diese  dürften  für  Offenbach  relativ  nur  in  ganz  geringem  Maße 
stattfinden,  hier  werden  deshalb  wohl  auch  nur  Wanderungen 
mit  Erwerbsmotiv  berücksichtigt  werden. 

Es  ist  ferner  eine  allgemeine  Erfahrungstatsache,  daß  die 
Kleinstädte  mehr  gelernte  Arbeiter,  das  platte  Land  mehr  unge- 
lernte Arbeiter  in  die  Städte  sendet,  eine  Erscheinung,  die  übri- 
gens auch  für  Nah-  und  Fernwanderung  unterschieden  werden 
kann.  Sodann  wird  sich  uns  hierbei  der  bereits  so  gut  wie  fest- 
stehende Satz  bestätigen,  daß  mit  dem  Grade  der  Entfernung  im 
Zuwachs  auch  der  Prozentsatz  bereits  städtischer  Bevölkerungs- 
elemente wächst.  Nicht  möglich  dagegen  ist  es,  aus  den  Mate- 
rialien direkt  ersichtlich  zu  machen,  daß  es  sich  bei  städtischen 
Fernzuwanderungen  vorwiegend  um  qualifiziertere  Arbeitskräfte 
handelt,  also  eine  Bestätigung  des  von  Bücher  ausgesprochenen 
Satzes  zu  geben,  daß  es  die  relativ  Stärkeren  wären,  die  nach 
besseren  Erwerbsgebieten  abwanderten,  während  diese  durch 
minder  qualifizierte  Arbeitskräfte  ersetzt  werden  können,  die 
selbst  wieder  vielleicht  an  ihrem  Orte  die  Qualifizierteren  gebildet 
haben.  Doch  ist  für  Offenbach  nachgewiesen,  daß  es  sich  bei 
diesen  Fernwanderungen  vorwiegend  um  Arbeiter  der  Leder- 
industrie und  um  städtischen  Bevölkerungs-  und  Arbeitskräfte- 
austausch handelt. 

Daß  bei  dieser  noch  nachzuweisenden  starken  Mischung  der 
Bevölkerung  und  ihrer  ständigen  Durchsetzung  mit  heterogensten 
Elementen  ein  lebhaftes  Brodeln  sozial-psychischer  Art  die  Folge 
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sein  muß,  ist  selbst  dem  nicht  psychologisch  begabten  Beobachter 
kein  Geheimnis.  Hier  ist  auf  diese  kultur-psychologische  Tatsache 
nicht  weiter  einzugehen,  es  sind  nur  die  Unterlagen  zu  erörtern, 
die  zugleich  den  Schlüssel  für  so  manche  Auswirkungen  der 
Offenbacher  Stadtpsyche  enthalten  dürften,  wie  sie  nicht  nur  dem 
Richter  und  jedem  anderen,  der  mit  der  Bevölkerung  dort  zu 
tun  hat,  entgegentreten,  wie  sie  vielmehr  auch  politisch  und 
kommunalwirtschaftlich  des  öfteren  über  die  Mauern  der  Stadt 
hinaus  ihre  Kreise  geschlagen  und  Interesse  erweckt  haben.  Mit 
der  bloßen  Prozentziffervergleichung  des  ortsgebürtigen  Teils  der 
städtischen  Bevölkerung  ist  also  hier  nicht  auszukommen,  sondern 
der  Charakter  der  Zuwanderungen  wäre  festzulegen  in  seinen 
Wurzelständigkeiten,  um  aufzuhellen,  warum  und  ob  der  wechsel- 
seitige Anpassungskampf  einer  auf  niedrigerer  Stufe  der  Lebens- 
haltung (Lohndruck)  stehenden  eingewanderten  Arbeiterschicht 
mit  der  Zeit  eine  Ueberlegenheit  im  Konkurrenzkampf  sichert  und 
bis  zur  Verdrängung  und  Zerstörung  des  andern  führen  kann. 

Konfession  und  Politik  sind  schließlich  aber  selbst  da,  wo 
jener  Verdrängungsprozeß,  der  Konkurrenzkampf,  gruppenweise 
gemildert  ist,  die  Punkte,  wo  unausgleichbare  Unterschiede  und 
dauernde  Reibungen  die  Folge  stattgefundener,  heterogener  Zu- 
wanderung sein  müssen. 

Um  nun  in  die  Feststellung  des  Wanderungseffektes  und  die 
Untersuchung  der  Gebürtigkeit  der  Bevölkerung  einzudringen, 
bedarf  es  noch  einiger  Worte  bezüglich  des  Materials. 

Die  Ausarbeitung  des  Materials  war  eine  sehr  schwierige.  Es 
liegt  dies  absolut  nicht  etwa  an  mangelndem  Entgegenkommen 
der  betreffenden  Behörden,  sondern  an  der  Beschaffenheit  der 
Materialien.  Die  Materialien  der  Stadt  Offenbach  waren  über- 
haupt erst  für  das  Jahr  1909/10  verwertbar,  da  früher  in  dieser 
Beziehung  nichts  geschehen  war.  Es  ist  dies  bei  einer  Kommunal- 
behörde, deren  Bedürfnisstand  sich  überaus  schnell  herausgebildet 
hat,  ja  schließlich  entschuldbar  und  begreiflich,  dagegen  nicht 
verständlich  ist  es,  wenn  die  Materialsammlungen  und  Arbeiten 
eines  staatlich  statistischen  Zentralamtes  (angeblich  infolge  der 
schlechten  Finanzlage  des  Landes)  nur  soweit  unterstützt  werden, 
daß  gerade  nur  das  Notwendigste  geleistet  werden  kann.  Aber 
abgesehen  davon,  daß  ich  die  Materialien  nur  mit  besonderen, 
überaus  hohen  persönlichen  Kosten  aufbereiten  konnte,  kann  ich 
mich  seit  der  Bearbeitung   des  Rohmaterials  auch   einer  sehr  be- 
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rechtigten  und  starken  Skepsis  gegenüber  der  Richtigkeit  der 
von.  der  Reichsstatistik  bundesstaatenweise  veröffentlichten  Ge- 
bürtigkeitsstatistik  nicht  erwehren.  Ich  fand  nämUch  für  Hessen 
auf  den  zwar  vielfach  nur  mit  bloßem  Ortsnamen  bezeichneten 
Kärtchen,  aber  auch  auf  anderen,  den  ursprünglich  mit  Tinte 
richtig  ausgefüllten  Bundesstaat  in  einer  überaus  großen  Zahl 
»amtlich-  mit  Bleistift  absolut  falsch  korrigiert  bez.  ergänzt.  Be- 
denkt man  nun,  daß  sich  schließlich  auf  diesen  Zusammenstel- 
lungen auch  die  amtlichen,  reichsstatistischen  Veröffentlichungen 
aufbauen,  und  daß  Hessen  wahrscheinlich  nicht  der  einzige  Bun- 
desstaat ist,  und  sein  statistisches  Landesamt  nicht  die  einzige 
Behörde  ist,  wo  untergeordnete  Beamte  so  verfahren  sind,  dann 
kann  man  angesichts  der  großen  Zahl  der  gemachten  Fehler  kein 
allzugroßes  Vertrauen  zu  den  Veröffentlichungen  gewinnen,  ganz 
abgesehen  von  den  unerfreulichen  Folgerungen,  die  sich  für  den 
Bearbeiter  solchen  Rohmaterials,  wie  auch  der  Veröffentlichungen 
ergeben. 

F.    Die  Gebürtigkeit   der  Bevölkerung  der  Stadt 
Offenbach    a.  M.   1871,   1890. 

Die  Augenblickserhebungen  der  Volkszählungen  von  1871, 
1890  und  die  Berufszählung  von  1907  liefern  —  Richtigkeit  der 
Aufnahme  und  Aufbereitung  vorausgesetzt  —  ein  ganz  vorzügliches 
Vergleichsmaterial : 

Ortsgebürtig  Fremdgebürtig  1';"^^^'^^'%,''' 

^  ^  &  &  0^^^  (jgr  Bevölk. 

1871        10297  12392  547,0 

1890       16356  18729»)  533,8') 

1907       28516  33525  540,4 

Es  sei  übrigens  erwähnt,  daß  die  Fremdgebürtigkeit  1867, 
wie  sich  für  Oftenbach  feststellen  ließ,  bereits  545,3  %o^)  betrug, 
und  daß   1855  bereits    gegen  3000  Arbeiter  und  Dienstboten  ge- 


1)     7642  (217,8    7««)'  3US  zugeh.  Bundesstaat  (306,3^00  in  Mannheim). 
10  686  (304,57  "/oo),  aus  übrig.  Deutschland  (277,2  "/oo  in  Mannheim). 
401   (114,3    V««)'  ^"^  dem  Ausland.    148,0  •/<)«  in  Mannheim.  (Schweizer 
und  Italiener.) 

2)  In  Mannheim  598,3. 

3)  20308  ortsanwesende  Personen,  davon  11074  außerhalb  Offenbach  ge- 
bürtig. 1863  werden  außerdem  bereits  460  Zuzüge  aus  dem  Inlande,  241  aus  dem 
damaligen  Auslande  vermerkt;  diesen  701  Zuzügen  stehen  248  Wegzüge  (87  in 
Inlands-,  161  in  Auslandsgebiete)  gegenüber.  Der  Wanderungsgewinn  betrug  dem- 
nach damals  bereits  453  Personen. 
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zählt  wurden,  die  von  anderen  Orten  gebürtig  und  beheimatet 
waren.  Hierbei  ist  zu  berücksichtigen,  daß  in  dieser  Zeit  der 
Niederlassung  durch  landesgesetzliche  und  ortspolizeiliche  Be- 
stimmungen noch  starke  Grenzen  gezogen  waren.  Denn  erst 
durch  das  Gesetz  über  die  Freizügigkeit  vom  i.  November  1867, 
das  durch  Verordnung  vom  31.  Dezember  1870  auf  ganz  Hessen 
ausgedehnt  wurde,  fielen  diese  Beschränkungen.  Nach  diesem 
Gesetz  ist  heute  jeder  Reichsangehörige  an  jedem  Ort  aufenthalts- 
und  niederlassungsberechtigt,  wo  er  eine  eigene  Wohnung  hat 
oder  ein  Unterkommen  sich  zu  verschaffen  imstande  ist.  Jedoch 
waren  bis  1870  nicht  nur  die  Niederlassungsbeschränkungen,  wie 
die  strengen  Vorschriften  usw.  eine  Hemmung  für  die  bei  dem 
industriellen  Aufschwung,  den  Offenbach  damals  bereits  zu  ver- 
zeichnen hatte,  zu  erwartende  rasche  Ansiedlung  Fremder,  sondern 
auch  die  seltsam  strengen  Ausweisungsbestimmungen  bei  ganz 
geringfügiger  Uebertretung  polizeilicher  Verordnungen.  So  erließ 
z.  B.  am  3.  März  1826  der  damalige  Offenbacher  Bürgermeister 
Schwaner  folgende  Verordnung : 

»Da  das  in  Frankfurt  und  Darmstadt  verbotene  Straßen- 
rufen ,,Seyd  Ihr  auch  hier!"  in  hiesiger  Stadt  auf  eine  die 
öffentliche  Ruhe  störende  Art  laut  geworden  ist,  so  wird 
solches  hiermit  ernstlich  untersagt  mit  dem  Anfügen,  daß 
die  von  der  Polizej  hierinnen  betroffen  werdenden  Ein- 
heimischen mit  Gefängnis,  Fremde  aber  mit  der  Ausweisung 
bestraft  werden.« 

Auch  ist  zu  berücksichtigen,  daß  laut  Bekanntmachung  vom 
14.  Mai  1838  jeder  verheiratete  Fremde,  der  um  Niederlassungs- 
erlaubnis nachsuchte,  ein  Vermögen  von  1000  fl.^  wenn  er  In- 
länder, und  2000  fl.,  wenn  er  Ausländer  w-ar,  nachweisen  mußte, 
ledige  Fremde  dagegen  nur  15  ü. 

Der  Norden  dürfte,  wie  in  der  Gegenwart,  durch  die  Auf- 
saugungskraft der  Stadt  Frankfurt,  auch  wegen  sonstiger  geo- 
graphischen Hemmungen  weniger  in  Betracht  gekommen  sein. 
Aus  den  den  Zählergebnissen  und  Aufzeichnungen  der  Geburts- 
und Sterbefälle  für  eine  Reihe  von  Jahren  lassen  sich  weiter  für 
Hessen,  insbesondere  aber  für  die  südlich  von  Offenbach  sich  er- 
streckende Provinz  Starkenburg,  diesbezügliche  Rechnungen  an- 
stellen, aus  denen  hervorgeht,  daß  1822 — 1843  der  Abwanderungs- 
überschuß   nur    gering    war,    von    1843    an   jedoch ,  erstarkt    und 
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1846  — 1855  eine  auffallende  Höhe  gerade  in  den  produktivsten 
Altersklassen  erreicht.  Als  Herkunftsgebiete  dürften  nach  ver- 
schiedenen authentischen  Auskünften  auch  damals  schon  der 
Rodgau,  sodann  die  Elm-Fuldaer  Gegend  und 
die  angrenzenden  bayerischen  Landesteile  (Un- 
terfranken und  Mittelfranken)  in  Betracht  gekommen  sein. 

Also  1871  ist  bereits  mehr  als  die  Hälfte  der  Bevölkerung 
nicht  ortsgebürtig.  Seitdem  ist  das  Verhältnis  bis  1907  nur  wenig 
verändert.  Da  ich  mit  meinem  diesbezüglichen  auf  Ermittlung 
der  Ortsgebürtigkeit  gerichteten  Antrag  zur  Volkszählung  19 10 
angeblich  zu  spät  kam,  müssen  wir  uns  für  die  neueste  Zeit 
mit  den  Ergebnissen  der  Berufs-  und  Betriebszählung  von  1907 
begnügen. 

Im  allgemeinen  hängt  der  Grad  der  Ortsgebürtigkeit  von 
dem  Grade  der  wirtschaftlich  und  verwaltungsmäßig  verursachten 
Bevölkerungsmischung  ab,  so  vor  allem  von  der  Einstellung  in 
eine  Garnison,  oder  von  einer  Universität,  oder  von  der  Zu- 
wanderung nötiger  Arbeitskräfte,  nicht  zum  wenigsten  von  dem 
Dienstbotenwesen,  Alle  diese  Punkte  finden  wir  in  Offenbach ; 
wir  haben  ausgesprochenen  Industriecharakter,  relativ  starken 
Garnisonswechsel  und  vor  allem  unter  dem  Einfluß  der  Stadt 
Frankfurt  stehende  starke  Dienstbotenwanderungen.  Man  sollte 
eigentlich  also  eine  noch  höhere  Relativziffer  der  Fremdgebürtig- 
keit  erwarten,  wie  tatsächlich  andere  Städte  auch  höhere  Ziffern 
für  die  Fremdgebürtigkeit  aufweisen.  Hier  greift  nun  eine  schein- 
bar besonders  den  Industriestädten  charakteristische  Erscheinung 
ein,  die  den  Einfluß  der  zuwandernden  Bevölkerungsmassen  auf 
die  ortsgebürtigen  Bestandteile  und  damit  auch  auf  die  Zunahme 
und  Mischungsproportion  verringert.  Es  ist  dies  die  Tatsache,  daß 
gerade  in  den  Industriebezirken  die  Geburtenziffern  sehr  hoch 
sind.  Es  kommt  dann  weiter  eine  durch  den  Altersaufbau  ver- 
minderte Sterblichkeit  hinzu.  Dies  führt  wohl  zu  einer  günstigeren 
Entwicklung  der  Ortsgebürtigkeit  und  drückt  somit  die  effektive 
Beteiligung  der  Fremdgebürtigen  herunter.  Anderseits  finden 
wir  heute  Offenbacher  Unternehmer  als  Konkurrenten  in  Phila- 
delphia, in  England,  und  auch  die  Arbeiterschaft  ist  vielfach 
»besseren  Verhältnissen c  nachgezogen  und  hat  sich  hier  am 
Platze  durch  andere  Bevölkerungsmassen  ersetzen  lassen,  die 
ihrerseits  wieder  in  Offenbach  ihr  Heil  sehen.  Bekanntlich  gibt 
es  ja   für  den  Wertgesichtspunkt   wohl   nie    einen   Platinmaßstab, 
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und  was  der  eine  verächtlich  hinwirft,  greift  ein  anderer  gierig 
auf.  Es  ist  auch  hier  nicht  anders,  wie  überall  im  Leben.  Im 
allgemeinen  möchte  ich  jedoch,  so  weit  meine  allerdings  sub- 
jektive Beobachtung  hierfür  ausreicht,  die  Ansicht  vertreten,  daß 
der  geborene  Offenbacher  immer  noch  sehr  viel  Ortssinn  und 
Ortsinstinkt  besitzt  und  damit  zugleich  der  alteingesessenen  Leder- 
industrie, dem  Erbstücke  einstiger  Blütentage,  das  Fundament 
bewahrt.  Und  solange  die  Lederindustrie  noch  diese  Tradition 
besitzt  und  die  Ortsgebürtigen  diese  Tradition  hochhalten,  indem 
sie  dabei  zugleich  die  Zugewanderten  stark  beeinflußt  haben  und 
beeinflussen,  solange  wird  auch  Offenbach  noch  einen  Rest  seiner 
Eigenart  bewahren,  wenngleich  betont  werden  muß,  daß  viele 
zersetzende  Kräfte  eifrig  am  Werk  sind,  die  Lederindustrie,  die 
sich  in  Offenbach  nur  als  Oualitätsproduktion  halten  kann,  in 
Schleuderwarenindustrie  überzuführen.  Meines  Erachtens  wird  das 
nicht  viel  bedeuten,  da  starke  und  unternehmungstüchtige  Kräfte 
zu  wirksamem  Gegenstoß  genügend  vorhanden  sind.  Der  eigent- 
liche Stoß  wird  auch  von  einer  ganz  anderen  Seite  her  erfolgen. 
Ich  will  dies  hier  nur  ganz  kurz  andeuten,  weil  wir  diesen  Punkt 
ja  noch  später  aufgreifen  werden : 

Einmal  haben  wir,  wenigstens  vor  dem  Kriege,  innere  kom- 
munale Schwierigkeiten  im  Auge  zu  behalten,  die  ungeheuer  auf 
der  ganzen  Produktionstätigkeit  der  Stadt  lasten,  zum  andern 
sind  es  äußere  Absatzschwierigkeiten,  die  der  Lederwarenstadt 
Hemmnisse  in  den  Weg  legen,  nicht  zum  geringsten  ist  es  aber 
die  durch  Frankfurt  schon  lange  in  den  Keimen  entwickelte  und 
durch  das  Frankfurter  Osthafenprojekt  wohl  offen  zum  Ausbruch 
gelangende  Abdrängung  der  Stadt  Offenbach  in  eine  gewisse 
Vorstadtstellung  mit  ihren  Konsequenzen  der  Unter-  und  Ein- 
ordnung. Durch  die  Mitkonkurrenz  der  Stadt  Frankfurt  auf  dem 
Arbeitsmarkte  werden  die  Produktionskosten  Offenbacher  Artikel, 
vor  allem  durch  erhöhte  Lohnkosten,  ständig  aufwärts  tendieren. 
—  Uns  interessiert  zunächst  daran  die  Tatsache,  daß  wir  es  bei 
unseren  Nachweisungen  über  den  Gebürtigkeitscharakter  der  Stadt 
mit  keinerlei  Kristallisationen  zu  tun  haben,  sondern  nur  mit 
einem  Augenblicksstand,  der  vielleicht  in  50  Jahren  einer  neuen 
Untersuchung  ein  interessantes  Vergleichsmoment  abgeben  dürfte. 
Ein  für  den  Stand  der  Ortsgebürtigkeit  günstiges  Moment 
läßt  sich  sodann  für  Offenbach  noch  darin  erblicken,  daß  das 
Hinterland  selbst  einen  großen  Teil  der  benötigten  Arbeitskräfte 
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decken  kann,  und  zwar  durch  die  gegebenen  überörtlichen  Dis- 
positionsmöglichkeiten ohne  Wohnstättenverlegungen.  Endlich 
ist  auch  noch  in  Erwägung  zu  ziehen,  daß  die  anstürmende 
Flut  der  Zuwandernden,  soweit  sie  sozialpolitisch  einem  Anpas- 
sungsprozeß unterworfen  werden  muß,  ja  erst  über  eine  ganze 
Staffelung  von  Klein-  und  Mittelstädten  hinwegflutet,  so  vor  allem 
über  Hanau  und  Aschaffenburg.  Herkunftsort  und  Geburtsort 
deckt  sich  daher  in  den  meisten  Fällen  nicht.  Bei  einer  Ver- 
teilung der  Fremdgebürtigen  auf  das  Reichsgebiet  und  Ausland, 
die  ich  nunmehr  folgen  lasse,  konnte  Hessen,  da  es  die  Orts- 
gebürtigen der  Stadt  Offenbach  mit  enthielt,  leider  nicht  bei  dem 
Reichsgebiet  mit  einbezogen  werden  und  fällt  also  ganz  fort. 

Die  Verteilung    der   Fremdgebürtigen    aufdas 
Reich  und   das  Ausland. 


Jahr 

Bevölkerungs- 
bestamd 

Reichsgebürtige 
ohne  Hessen 

Im  Ausland  Ge- 
bürtige 

1880 

männl. 
weibl. 

14410 
14187 

3684 
3508 

156 
122 

1885 

männl. 
weibl. 

16072 
15  641 

4389 
3987 

222 
147 

1900 

männl. 
weibl. 

25795 
24673 

8961 
8043 

607 

27s 

1907 

männl. 
weibl. 

31638 
30403 

II  009 
10214 

I  110 

680 

Die  auf  das  Reichsgebiet,  außer  Hessen,  sich  verteilende 
Fremdgebürtigkeit  der  Bevölkerung  ist  also  folgendermaßen  an- 
gewachsen,   relativiert    auf    loo    des   jeweiligen    Bevölkerungsbe- 


Standes  : 

1880 

1885 

1900 

1907 

männl.     25,57  0/^, 
weibl.      24,73  % 

27,31  % 
25,49% 

34,74  % 
32,60  % 

34,80  0/0 
33,89%, 

die  des  Auslandes: 

1880 

1885 

1900 

1907 

männl.        1,08% 
weibl.         0,86  % 

1,38% 
0,94  % 

2,35% 
1,11% 

3,51% 
2,24%. 

Um  einen  Einblick  in  die  Abstufung  der  Altersklassen  der 
Wandernden  zu  gewinnen,  kann  man  zwei  Wege  einschlagen. 
Einmal  kann  man  nämlich  aus  den  Geburtsdaten  der  einzelnen 
Gebürtigkeitszählungen  direkt  die  Altersklassen  der  fremdgebür- 
tigen Bevölkerung  festlegen.     Es  ist  dies  der  Weg,    den  wir  ein- 
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schlagen  werden,  indem  wir  im  allgemeinen,  wie  im  besonderen 
auf  die  örtlich  und  geschlechterweise  differenzierten  Altersständc 
der  Fremdgebürtigen  hinweisen.  Ebenso  habe  ich  bei  der  Fest- 
stellung der  Wandernden  aus  dem  Material  des  Meldeamts  diesen 
Gesichtspunkt  angewandt.  Den  anderen  Weg,  der  von  einer 
Beobachtung  des  Altersaufbaus  zweier  verschiedener  Zählungen 
ausgeht  und  diese  unter  Abzug  der  während  der  dazwischen- 
liegenden Periode  vermerkten  Sterbefälle  vergleicht,  habe  ich 
wegen  des  unzureichenden  Materials  nicht  berücksichtigen  können. 
Es  liegt  auf  der  Hand,  daß,  wenn  weder  Zuzüge  noch  Wegzüge 
stattfänden  resp.  diese  sich  gegeneinander  abglichen,  keinerlei 
Bestandsveränderungen  außer  eines  Minus  der  Sterbefälle  sich 
ergeben  würden.  Stellen  sich  nun  tatsächlich  doch  solche  Ab- 
weichungen ein,  die  die  Zahlen  vermindern  oder  erhöhen,  dann 
sind  die  für  die  einzelnen  Altersklassen  in  Betracht  kommenden 
Zu-  und  Wegwanderungsüberschüsse  klargelegt.  Es  unterliegt 
keinem  Zweifel,  daß  damit  hochwertige  Einblicke  gewonnen 
werden,  da  sich  vermutlich  auch  in  Offenbach  der  Zuwanderungs- 
überschuß aus  teilweisen  Zu-  und  Abwanderungsüberschüssen  in 
den  einzelnen  Altersklassen  summiert.  Eine  derartige  Unter- 
suchung hat  aber  die  Kenntnis  der  Alterszusammensetzung  der 
Sterbefälle  für  eine  Reihe  von  Jahren  zur  Voraussetzung.  Da  ich 
nur  die  notwendigsten  Materialien  ohnedies  mühsam  in  der  von 
mir  für  andere  Untersuchungen  benötigten  Gliederung  aus  den 
Büchern  des  Standesamts  heraussuchen  mußte,  habe  ich  auf  die 
Erschließung  des  zweiten  Weges  verzichtet. 

Soweit  ich  die  Verhältnisse  beurteilen  kann,  glaube  ich,  daß 
eine  derartige,  nur  im  Rahmen  einer  Spezialarbeit  denkbare 
Untersuchung,  angesichts  der  sehr  intensiven  Fluktuation  der 
Offenbacher  Bevölkerungsmassen  bei  eingehender  Gliederung  der 
Geschlechter  und  der  sozialen  Schichten  zwar  sehr  mühsam 
herauszuarbeiten  wäre,  aber  doch  sehr  dankbare  Resultate  liefern 
dürfte.  Zugleich  wäre  damit  eine  sehr  wertvolle  Ergänzung  der 
von  uns  noch  darzulegenden  Quellenrichtungen  des  Wanderungs- 
stromes gegeben.  Hier  muß  ich  mich  jedoch  auf  diese  Anregung 
beschränken. 

Abgesehen  nun  davon,  daß  wir  in  den  folgenden  geogra- 
phisch-detaillierten Nachweisungen  die  Altersgliederung  der  Fremd- 
gebürtigen, soweit  sie  wichtig  ist,  stets  berücksichtigen  werden, 
wollen    wir   andererseits   versuchen,    den  Altersaufbau    bedeuten- 
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derer  Fremdgebürtigkeitsgruppen  nach  dem  Stande  von  1900  durch 
die  auf  der  nächsten  Seite  folgende  Tabelle  zu  veranschaulichen. 
Vorwiegend  handelt  es  sich,  wie  wir  sehen,  um  die  Alters- 
klassen 16 — 30,  insbesondere  bei  dem  männlichen  Geschlecht. 
Daneben  ist  noch  die  folgende  Altersgruppe  von  30 — 50  stark 
beteiligt,  doch  handelt  es  sich  hier  wohl  nicht  nur  um  frühere 
Zuwanderungen  und  um  längere  Ansässigkeit  in  der  Stadt,  son- 
dern tatsächlich,  wie  die  Materialien  des  Meldeamts  allerdings 
dürftig  durchblicken  ließen,  auch  um  erstmalige  Wanderungen. 
Insbesondere  gilt  das  von  einigen  Teilen  des  Landkreises,  der 
hier,  da  Offenbach-Stadt  von  Hessen  nicht  ausgeschieden  werden 
konnte,  leider  nicht  besonders  hervortritt.  Wir  werden  jedoch 
darauf  zurückkommen.  Die  hohe  Zahl  der  Jugendlichen  für  die 
Gebürtigkeit  des  Großherzogtums  Hessen  erklärt  sich  ebenfalls 
aus  der  Tatsache,  daß  der  ortsgeborene  Kinderbestand  der  Stadt 
Offenbach  miteinbezogen  ist.  Auffallend  stark  vertreten  ist  auch 
die  I.  Altersgruppe  der  in  der  Nachbarstadt  Frankfurt  Gebürtigen. 

Der  Altersaufbau    der   bedeutenderen    Fremd- 
gebürtigkeitsgruppen,   Dezember  1900. 
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j  7g  Heinz  Chrislian  Göbel : 

Hier  kommen  vor  allen  Dingen  Familienziizüge,  besser  gesagt, 
eigentlich  schon  Umzüge  innerhalb  des  Stadtgebiets,  und  Pflege- 
kinder in  Betracht.  Die  Ausbuchtung  des  Altersaufbaues  der 
Gesamtbevölkerung,  wie  wir  sie  für  die  produktiven  Altersklassen 
konstatieren  können,  wird  übrigens  nicht  durch  die  ortsgebürtige, 
sondern  allein  durch  die  fremdgebürtige  Bevölkerung  hervor- 
gerufen. Wie  wir  sehen,  sind  es  nun  tatsächlich  auch  in  dieser, 
immerhin  den  Zeitpunkt  der  Zuwanderung  und  Ansiedlung  offen 
lassenden  Aufstellung,  die  von  uns  als  produktiv  bezeichneten 
Altersklassen,  die  im  Altersaufbau  der  Fremdgebürtigen  die  Kerne 
bilden. 

Auch  die  konfessionelle  Gestaltung-  richtet  sich  nach  den 
Zuwanderungsgebieten.  So  hat  gerade  die  katholische  Konfession 
durch  die  fränkischen  und  Fuldaer  Zuwanderungen  große  Ver- 
stärkungen erhalten.  Unter  den  Oesterreichern  befinden  sich,  ab- 
gesehen von  den  Wienern,  hauptsächlich  galizische  Juden,  ebenso 
besteht  die  Zuwanderung  aus  Rußland  vor  allem  aus  den  pol- 
nischen Gebieten  Warschau  und  Lodz  (vorwiegend  jüdische 
Händler,  Beruf  lose  und  besonders  jüdische  Lederarbeiter).  Und 
diese  jüdisch-polnische  Zuwanderung  ist  im  Erstarken  begriffen, 
zum  Teil  durch  das  ablehnende  Verhalten  der  Stadt  Frankfurt  a.  M. 
gegen  diese  Bevölkerungselemente,  die  ihren  Wohnsitz  in  Offen- 
bach genommen  haben,  in  Frankfurt  aber  ihren  Geschäften  nachgehen. 

Ob  ledige  Personen  oder  ganze  Familien  zuwandern,  ist  auch 
in  den  Folgeerscheinungen  zweierlei.  Familien,  besonders  solche 
mit  vielen  Kindern,  um  nur  eines  herauszugreifen,  wirken  ganz 
anders  auf  den  Haushaltungsetat  einer  Stadt  ein  als  ledige  Perso- 
nen, für  die  keine  besonderen  Schulen  zu  errichten,  keine  beson- 
deren Wohnungen  erstellt  werden  müssen,  da  bekanntlich  die 
Aftermiete  vorgezogen  wird.  Es  genügt  das  hier  zugrunde  lie- 
gende Problem  anzudeuten,  um  die  an  sich  toten  Zahlen  etwas 
zu  beleben. 

G.     E  i  n  z  e  1  u  n  t  e  r  s  u  c  h  u  n  g     der    G  e  b  ü  r  t  i  g  k  e  i  t  s  v  e  r- 

hältnisse  der  Bevölkerung  der  Stadt  Offenbach 

auf    Grund    der    Ergebnisse    der    Berufszählung 

von   1907. 

Zunächst  gebe  ich  einen  allgemeinen  Ueberblick  über  die 
Gebürtigkeitsentwicklung  durch  eine  Vergleichssetzung  der  Jahre 
1880,   1885   1900  und   1907. 
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Die  Gebürtigkeitsentwicklung  der  Bevölkerung 
der   Stadt    Offenbach  a.  M.^). 
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Materials, nicht  milverarbeitet  werden  konnten. 
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Von   100  der   Stadt-  bez.  reichsfremdgebürtigen 
Bevölkerung  der  Stadt  fielen   auf    die  vorstehenden 
Bundesstaaten  des  Reichsgebietes  ^)  bez.  das  Ausland  : 
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i)  Reichsgebiet  ohne  Großherzogtum  Hessen. 
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Die  zwar  immer  noch  am  stärksten  beteiligte  Provinz  Hessen- 
Nassau  gibt  ihre  Bevölkerung  mehr  nach  Frankfurt  a.  M.  und 
Wiesbaden  als  nach  Offenbach  ab.  Außer  Brandenburg,  Posen, 
Hannover  und  Westfalen  zeigen  alle  anderen  preußischen  Pro- 
vinzen eine  relativ  zunehmende,  wenn  auch  absolut  schwache, 
Beteiligung.  Wir  stellen  also  zunächst  die  Provinz  Hessen-Nassau 
zu  besonderer  Betrachtung  heraus  und  wenden  uns  jetzt  den 
übrigen  deutschen  Bundesstaaten  zu.  Da  wäre  vor  allem  auf  das 
rechtsrheinische  Bayern  hinzuweisen.  Die  Gebürtigkeit  aus  diesem 
Gebiet,  das  wir  im  einzelnen  ebenfalls  noch  zerlegen  werden,  hat 
seit  1880  zugenommen,  besonders  gilt  dies  für  das  männliche 
Geschlecht;  denn  während  1880  die  Geschlechter  sich  hierin  die 
Wagschale  hielten,  muß  für  1907  ein  Männerüberschuß  konstatiert 
werden.  Von  Bedeutung  ist  sodann  noch  Württemberg,  das  1907 
besonders  für  die  Frauen  höhere  Ziffern  aufweist.  Erwähnenswert 
ist  auch  die  Beteiligung  des  Großherzogtums  Baden,  das  1907 
für  das  weibliche  Geschlecht  eine  Erhöhung  der  Ziffern  (Dienst- 
boten?) zeigt,  während  die  Ziffern  für  das  männliche  Geschlecht 
ungefähr  gleich  geblieben  sind. 

in  Betracht  käme  sodann  vor  allem  noch  die  Provinz  und 
das  Königreich  Sachsen,  die  Rheinprovinz  und  das  durch  seine 
Entfernung  bedeutsame  Schlesien.  Im  allgemeinen  zeigen  die 
Ziffern  für  das  weibliche  Geschlecht  durchweg  stärkere  Er- 
höhungen, vermutlich  eine  Parallelerscheinung  zu  der  von  uns 
bereits  erörterten  Tatsache  des  Frauenüberschusses  im  Wande- 
rungsgewinn. 

Sehr  interessant  gestalten  sich  weiter  die  Nachweise  über 
die  Gebürtigkeit  aus  dem  Ausland.  Da  ist  vor  allem  die  im 
Erstarken  begriffene  Beteiligung  Rußlands  zu  erwähnen.  Wie  wir 
noch  sehen  werden,  handelt  es  sich  hierbei  um  ganz  bestimmte 
Distrikte.  Noch  stärker  ist  Oesterreich  beteiligt,  ebenfalls  in  ganz 
bestimmten  Distrikten,  auch  diese  Anteile  nehmen  zu.  Die  Schweiz 
zeigt  eine  intensivere  Beteiligung  vor  allem  in  dem  Jahre  19CX). 
Bemerkenswert  ist  hier  die  stärkere  Vertretung  des  weiblichen 
Geschlechts,  wie  überhaupt  auf  die  jeweils  verschiedenen  Quoten 
der  Geschlechter  immer  wieder  verwiesen  werden  muß.  Italien 
fällt  besonders  in  seiner  Männerquote  für  das  Jahr  1900  mit 
12,69%  cler  auslandgebürtigen  Bevölkerung  der  Stadt  auf.  Die 
übrigen  Staaten  sind  nur  gering  beteiligt. 

Sehr    interessant   ist    weiter    die    Frage,    ob   es   sich  bei  den 
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in  der  Gebüftigkeit  effektiv  gewordenen  Zuwanderungen  aus  den 
einzelnen  Gebieten  des  Reichs  mehr  um  städtische  oder  ländliche 
Bevölkerung-  handelt.  Darüber  belehrt  uns  eine  besondere  Tabelle. 
Ich  habe,  mit  einer  Ausnahme  ^),  durchweg  loooo  Einwohner  als 
entscheidendes  Moment  angenommen.  Man  ist  sich  über  diese 
Abgrenzung  sehr  strittig.  Die  amtliche  Statistik  gruppiert  ihre 
Begriffe  vielfach  um  die  Zahl  2000. 

Für  meine  hauptsächlich  durch  sozialpsychische  Gesichts- 
punkte orientierte  Betrachtung  halte  ich  jedoch  2000  für  eine 
absolut  unzutreffende  Abgrenzung,  da  die  Mitglieder  einer  der- 
artigen Gemeinde  in  dem  von  mir  untersuchten  Distrikt  ohne 
Ausnahme  für  den  von  mir  anzudeutenden  sozialpsychischen  An- 
passungsprozeß nur  unter  ländlichem  Habitus  in  Betracht  kämen. 
Auch  pflegt  sich  ja  erst  die  zweite  und  dritte  Generation  städtisch 
zu  assimilieren. 

Was  nun  zunächst  die  naheliegende  Umgebung  der  Stadt 
Offenbach  anlangt,  wird  die  Tatsache,  daß  auf  eine  stadtge- 
bürtige Person  6,15^)  Landgebürtige  kommen,  den  nicht  weiter 
wunder  nehmen,  der  den  wirtschaftlichen  Charakter  Hessens,,  und 
da  vor  allem  der  Provinz  Starkenburg,  zum  Teil  auch  Ober- 
hessens kennt.  Rheinhessen  ist  dabei  fast  ganz  allein  durch  die 
Stadt  Mainz  vertreten. 

1907   kamen   auf  eine   stadtgebürtige   Person 
Landgebürtige   aus: 

männl.  weibl.  Summa 

Hessen 6,91  5,51  6,15 

Bayern 4,30  5,01  4,60 

Württemberg- 3,32  4,40  3,84 

Thüringen 2,04  2,21  2,12 

Baden 1,63  2,42  1,97 

Elsaß-Lothringen    ....  1,39  1,85  1,55 

Norddeutschland     ....  1,19  1,48  1,32 

Preußen 1,16  1,17  1,16 

Königreich  Sachsen     .      .     .  0,86  0,82 0,85 

Summa     .     .  2.55  2,53  2,54 
Summa  ohne  die  Stadt 

Frankfurt  a.  M '3,34  3,46  — 

Da  es  sich  bei  Bayern  hauptsächlich  um  Unterfranken  han- 
delt, ist  das  ländliche  Element  unter  den  aus  dieser  Gegend 
Gebürtigen  eb-enfalls  sehr  stark  vertreten.     Die  Frauen  sind  hier- 

i)  Oberursel  bei  Frankfurt  a.  M. 

2)  Bei  den  Frauen  weniger  als  bei  den  Männern. 
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bei  noch  weit  mehr  als  die  Männer  von  Landorten  gebürtig.  In 
der  Mehrzahl  handelt  es  sich  ja  auch  um  Dienstmädchen.  Für 
Württemberg  liegen  die  Dinge  ebenso,  doch  ist  allgemein  bereits 
ein  größerer  Prozentsatz  städtischer  Elemente  zu  konstatieren. 
Erst  recht  gilt  dies  bezüglich  Badens.  Auch  hier  stammen  mehr 
die  Männer  als  die  Frauen  aus  städtischen  Gemeinden.  Mit  der 
Entfernung  wächst  sodann  die  Zugehörigkeit  der  aus  diesen  ent- 
fernteren Gebieten  Gebürtigen  zu  Städten  aller  Art  und  Größe, 
womit  sich  ein  vielfach  erörterter  Satz  der  Wissenschaft  von 
neuem  bestätigt.  Die  in  der  Tabelle  enthaltenen  Angaben  für 
Preußen  sind  natürlich  durch  die  Stadt  Frankfurt  stark  beeinflußt, 
weshalb  wir  sie  unter  Ausscheidung  dieser  Stadt  am  Schlüsse 
nochmals  wiederholt  haben. 

Wie  sich  die  größeren  Städte  an  der  Gebürtigkeit  beteiligen, 
möge  der  folgenden  Tabelle  entnommen  werden. 


Aus  vorstehenden  Großstädten  waren  gebürt 


Städte:  männl. 

Frankfurt  a.  M.     .     .  714 

Berlin 86  2) 

Stuttgart       ....  64') 

Nürnberg     ....  56 

Leipzig 59 

Kassel 53 

Mannheim    .     .           .  34 

Köln 37 

München      ....  29 

Dresden 24 

Königsberg  ....  4 

Danzig 10 

Stettin 6 

Posen 2 

Breslau 10 

Magdeburg  ....  16 

Halle 5 

Kiel 2 

Altena 7 

Hannover     ....  23 

Dortmund    ....  7 

Krefeld 7 

Essen 6 

Düsseldorf  ....  5 

Elberfeld      ....  20 


1900 


1907 


leibl. 

männl. 

weibl. 

795 

763') 

836  0 

39'^) 

99') 

57*) 

64^) 

76  3) 

64') 

26 

87*) 

50*) 

21 

72 

44 

56 

59 

66 

32 

54 

49 

32 

52 

40 

21 

42 

31 

14 

34 

23 

2 

5 

6 

II 

9 

7 

2 

7 

5 

— 

3 

I 

II 

22 

14 

6 

13 

II 

5 

IQ 

II 

I 

3 

2 

2 

13 

2 

II 

24 

14 

6 

14 

6 

9 

14 

6 

4 

3 

12 

12 

18 

24 

8 

15 

17 

i)  Mit  eingemeindeten  Vororten   1079  männliche  und 

2)  Ohne  Vororte. 

3)  Einschließlich  Cannstatt. 

4)  Einschließlich  Fürth. 


164  v/eibliche  Personen. 
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1900 

Städte: 

niännl. 

weibl 

Barmen   .... 

8 

I 

Aachen    .... 

5 

7 

Chemnitz 

15 

4 

Lübeck    .... 

4 

2 

Bremen   .... 

9 

10 

Hamburg      .     .     . 

26 

19 

Straßburg    .     .     . 

II 

4 

ännl. 

1907 

weibl 

n 

10 

15 

18 

24 

10 

6 

I 

10 

i.S 

^5> 

17 

18 

7 

Köln,  Kassel,  Stuttgart,  in  Zunahme  begriffen  auch  Mannheim 
und  dann  vor  allem  Leipzig  seien  besonders  hervorgehoben.  Für 
Leipzig  scheint  die  Lederindustrie  eine  Vermittlerrolle  zu  spielen. 
Wenigstens  konnte  ich  unter  den  dort  gebürtigen  72  männlichen, 
44  weiblichen  Personen  für  1907  32  erwerbstätige  Portefeuiller  ^), 
3  erwerbstätige  Gürtler  und  einen  Angehörigen  einer  Portefeuiller- 
familie  in  Offenbach  nachweisen.  Aehnlich  liegen  die  Dinge  für 
Berlin  2);  ebenso  für  Sachsen-Land  (Königreich).  Unter  172/88 
Personen  wurden  39  Erwerbstätige  ^)  in  der  Lederbranche,  dar- 
unter in  der  Schuhindustrie  beschäftigte  Frauen  ermittelt.  In  der 
Provinz  Sachsen  ergibt  sich  das  gleiche  Bild :  46  Portefeuiller, 
zum  Teil  auch  in  Schuhfabriken  beschäftigt,  und  einige  Gürtler 
unter  383  männlichen  und  256  weiblichen  Personen.  Aus  Stutt- 
gart gebürtig  fanden  sich  unter  76  männlichen  und  64  weiblichen 
Personen  26  Lederarbeiter,  2  Stepperinnen,  14  weibUche  An- 
gehörige von  Lederarbeitern,  2  weibliche  Angehörige  von  Gürt- 
lereiarbeitern. 

Ich  füge  hier  gleich  einige  Bemerkungen  über  die  nicht  mehr 
weiter  zu  erörternden,  wichtigsten  Städte  des  Auslandes  an.  Es 
handelt  sich,  wie  wir  sehen,  um  Warschau,  Paris  und  Wien. 

Für  Warschau  fanden  sich  unterj 
164  männl.  Personen:        2  angeblich  ohne  Gewerbe  erwerbstätig, 
89   Portefeuiller, 

3  Gürtler, 
33  Angehörige  von  Portefeuiilern. 


1)  Dazu   I  Lederstepperin,   7  Ehefrauen  von  Lederarbeitern. 

2)  Unter  ii8  männlichen  und  64  weiblichen  Personen  wurden  ermittelt  23 
erwerbstätige  Portefeuiller,  i  erwerbstätiger  Gürtler,  7  Angehörige,  bei  denen  der 
Haushaltungsvorstand  in  der  Lederindustrie  tätig  ist,  ebenso  5  Stepperinnen,  11  An- 
gehörige von  Lederarbeitern. 

3)  Dazu  4  Schuhstepperinnen,  10  Angehörige  von  Lederarbeitern  und  Gürt- 
lereiarbeitern. 


Arbeitsstätten-Wanderungen.  ige 

114  weibl.  Personen:         7  erwerbstätige  Lederarbeiterinnen, 

2  ohne  Gewerbe  erwerbstätig, 
66  Angehörige  von  Portefeuille™, 

I   Angehörige  eines  Gürtlereiarbeiters. 

In  Wien  unter  : 
67  männl.  Personen :     32  Lederarbeiter, 

3  Gürtler, 

I   Angehöriger  eines  Lederarbeiters. 
30  weibl.  Personen :         7  Angehörige  von  Lederarbeitern, 
I   Angehörige  eines  Gürtlers. 

In  Paris  i)  unter  : 

24  männl.  Personen :        2  Gürtler, 

3  Portefeuiller, 

3  Angehörige  von  Lederarbeitern, 

I   Angehöriger  eines  Metallarbeiters. 

19  weibl.  Personen:         8  Angehörige  von  Lederarbeitern. 

In  diesen  Tabellen  ist  nun  versucht  worden,  die  Gebürtig- 
keit der  Bevölkerung,  soweit  sie  sich  auf  das  Reichsgebiet  er- 
streckt, noch  eingehender,  und  hierbei  auch  nach  der  Erwerbs- 
tätigkeit zu  gliedern.  Durchweg  läßt  sich  konstatieren,  daß  die 
männlichen  erwerbstätigen  Personen  den  Kern  der  Fremdge- 
bürtigen (57,08  °/o)  bilden.  Zwischen  ländlicher  und  städtischer 
Gebürtigkeit  besteht  hierin  kein  Unterschied.  Mit  Ausnahme 
vom  Königreich  Sachs'en  -)  ist  zu  bemerken,  daß  die  männlichen 
erwerbstätigen  Personen  mehr  vom  Land  gebürtig  sind,  die 
männlichen  Angehörigen  dagegen,  mit  Ausnahme  von  Bayern 
und  Hessen,  mehr  aus  der  Stadt.  Die  weiblichen  Erwerbstätigen 
stammen  ebenfalls  mehr  vom  Lande  ab,  ausgenommen  wieder 
diejenigen  aus  dem  Königreich  Sachsen.  Ebenfalls  mehr  vom 
Lande  stammen  weibUche  Dienstboten  und  weibliche  Angehörige, 
besonders  die  aus  Bayern  und  Hessen  (Sachsen  wieder  aus- 
genommen). 


i)  Dazu  ist  zu  bemerken,  daß  ein  reger  Austausch  mit  russischen  Arbeits- 
kräften über  Paris  hinweg  geht. 

2)  Bei  Preußen  ist  zu  berücksichtigen,  daß  die  Stadt  Frankfurt  a.  M.  mit  ein- 
geschlossen ist. 
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DieGebüitigkeit   nach  Staaten    und    Staate  n- 
g  r  u  p  p  e  n. 

Es  waren  gebürtig  aus : 


Bezirk 


männlich  |  weiblich 

S 1)    I  H  2)       Sa.    I    S     I  G  3)  !      H 


Sa. 


Summa 

S      I    G  H 


Sa. 


Elsaß-Lothringen  . 
Norddeutschland '. 
Königreich  Sachsen 
Thüringen    . 
Baden      .     . 
Württemberg 
Bayern    . 
Hessen    .     . 
Preußen  .     . 
Unermittelbar 


92 

142 

336 

340 

530 

690 

2851 

4  939 

4  435 

5 


25 

16 

36 

22 

62 

36 

201 

582 

892 

I 


117 

I58i 

372 

362 

592 

726 

3052 

5521 

5327 

6 


14 

32 

50 

51 

124 

150 

608 

I  274 


66 

77 
136 
339 
294 


155     420 


55 

96 

130 

217 

374 

531 

I  679 

3420 

3  739 

I 


74 

1511 

195 

334| 

575 

817 

2  626 

4988 

5314 

li 


106 
174 
386 

391 

654 

840 

3  459 

6213 

5  59o| 

5| 


5 

23 

15 

66 

77 

136 

339 

294 

420 


80 

112 

166 

239 

436 

567 

I  880 

4  002 

4631 

2 


191 

309 

567 

696 

I  167 

I  543 

5678 

10509 

10  641 

7 


(Aus  Deutschland)    nicht 
aus  Offenbach  Gebürtige 


14  360  I  873 


6233I3458II  375    IO242I  150751117818  I  375 


12  IIS 


31  308 


947'      163 


t28| 


532;     680 f  I  075 


695 


790 


Sa.:  Fremdgebürtige 


15  30712  036J  i7  343|3  586  I  395   10774   15755)18893  i  395   12  810  33  O' 


In   %   der  F  r  e  m  d  g  e  b  ü  r  t  i  g  e  n 


Elsaß-Lothringen  . 
Norddeutschland  . 
Königreich  Sachsen 
Thüringen  .  .  . 
Baden  .... 
Württemberg  .  . 
Bayern  .... 
Hessen  .... 
Preußen  .... 
Unermittelbar  .     . 

Sa. :  Deutschland  . 


0,28 
0,43 
1,02 
1,03 
1,60 
2,08 
8,61 
14,92 
13,40 


0,08 
0,05 
0,11 
0,07 
0,19 

O.II 

0,61 
1,76 
2,70 


0,015  0,003 


0,36 
0,48 
1.13 
1,09 

1,79 
2,19 
9,22 
16,68 
16,09  I 
0,018 


0,04  0,015 
0,1010,07 
0,1510,05 
0,15  0,20 


0,37 
0.45 
1,84 
3,85 
3.49 


0,23 
0,41 
1,02 
0,89 
1,27 


0,17 
0,29 
0,39 
0,66 
1,13 
1,60 
5>07 
10,33 
11,30 
0,003 


0,22 
0,46 
0,59 
1,01 
1,14 
2,47 
7,93 
15,07 
16,06 
0,003 


0,32 

0,53 

1,17 

1,18 

1,98 

2,54 

10,45 

18,77 

16,89 

0,015 


0,115 

0,07 

0,05 

0,20 

0,23 

0,41 

1,02 

0,89 

1,27 


0,24 
0,34 
0,50 
0,73 
1,32 
1,71 
5,68 
12,09 
13,99 
0,006 


0,58 
0,93 
1,71 
2,10 

3,53 

4,66 

17,16 

31,75 

32,15 

0,021 


43,39 


5,66 


49,05  i  10,45 


4,15 


30,94 


45,55 


Ausland 


2,86   :0,49   :    3,35  ||  0,39  0,06 


1,61 


2,05 


Sa.:  Fremdgebürtige 


46,25   j6,i5     52,40    10,834,21 


32,55 


47,60 


53,83 


4,15 


37,1 


94,99 


3,25 


0,06 


5,41 


57,08 


4,22 


38,70 


1)  S  =  Erwerbstätig    im    Hauptberuf    einschließlich    der    zur    Gruppe    >ohne 
Beruf  und  Berufsangabe<  gehörigen  Selbständigen. 

2)  H  =  Angehörige, 

3)  G  =  Dienstboten  im  Haushalt  der  Herrschaft. 


I 
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2.  13  ie     ländlich-fremdgebürtige    Bevölkern  n 
(nur  Reichsgebiet  berücksichtigt). 
Es  waren  gebürtig  aus : 


c  z  i  r  k 


männlich 

S      1    H    1     Sa.    I 


weiblich 
G  H 


Sa. 


I  Summa 

jsjG    I      H 


Sa 


Elsaß-Lothringen  . 
Norddeulschland  . 
Königreich  Sachsen 
Thüringen    . 
Baden      .     . 
Württemberg 
Bayern 
Preußen  .     . 
Hessen    .     . 


78! 

157 

233 

346 1 

536; 
2368 
2  667 
4396 


10 

8 

15 
10 

14 

22 

107 

185 

427 


68 

86 

172 

243 

360 

558 

2475 

2  852 

4823 


7  3  .381  48 

17!  I7|  56  90 

221  8!  581  88 

31  53  144  '  228 

83  71  247  !  40 

125  117  424  660 

495  318 

627  334 

I  068  271  2  878  ;  4  217 


I  375  2  n 
897  2  858 


65! 

95  i 

i79| 

264 

429 

661 

2863 

3294 

5464 


8 

73  1 

53       154  1 

7i|      261  i 

117       446  1 

318 

1482! 

334 

2  082 

271 

3305 

116 

176 

260 
471 

761 
1224 
4663 
5710 

9040 


Summa 


10839;  798    II  637  2  475  I  1921   7  117    10784^1  13314  I  192'   7  915  22421 


In   %   der  Fremdgebürtigen: 


Elsaß-Lothringen  . 
Norddeutschland  . 
Königreich  Sachsen 
Thüringen    . 
Baden      .     . 
Württemberg 
Bayern    .     . 
Preußen  .     . 
Hessen     .     . 


0,19  0,03 
0,25  0,03 
0,50  0,05 
0,74  i  0,03 
1,11  i  0,04 


1,71 

7.56 
8,52 
14-05 


0,071 

3,42  i 
0,59  j 
1,36  I 


0,22 
0,27 

0.55 
0,78 

1,15 
1,78 
7,91 
9,11 
I5>4i 


0,02 

0,009 

0,12 

0,15 

0,05 

0,05 

0,18 

0,29 

0,07 

0,03 

0,19 

0,28 

0,10 

0,17 

0,46 

0,73 

0,27 

0,23 

0.79 

1,281 

0,40  |o,37 

i>35 

2,10! 

1.58 

1,02 

4.39 

6,99  ! 

2,00  1,07 

3,41  0,87 


6,06 
9,19 


9,13) 
13,47 


0,21  ,0,009; 
0,30 '0,05  { 
0,57  0,03  : 
0,84  0,17 
1.37  '0,23 


2,11 

9,14 
10,52 

17,45 


0,37 
1,02 
1,07 
0,87 


0,15  I 
0,20  j 
0,23 
0,49 
0,83 
1,42  { 
4,73 
6,65  I 
10,56  j 


0,37 

0,56 

0,83 

1,50 

2,43 

3,91 

14,89 

18,24 

28,87 


Summa 


^11         ;i       1 

34,62    2,55     37,17  117,91  :3, 


22,73:   34,44  '  42,53  3,81       25,28     71,61 


3.  Die  städtisch-fremdgebürtige  Bevölkerung^). 
Es  waren  gebürtig  aus : 


Elsaß-Lothringen  .     . 
Nordd.  Bundesstaaten 
Thüringen    .... 
Königreich  Sachsen  . 
Württemberg    .     .     . 

Baden      

Bayern 

Hessen    .     r     .     .     . 
Preußen  

34 
64 
107 
179 
154 
173 
482 

543 
I  755 

15 

8 

12 

21 

14 

48 

94 

155 

707 

49 
72 
119 
200 
168 
221 
576 
698 
2  462 

7 

15 

20 

28 

25 

40 

113 

206 

527 

2 
6 
II 

6 
21 

23 
86 

17 
40 

72 
72 
107 
120 
303 
542 
1832 

26 
61 
103 
107 

151 
166 

437 
771 

2445 

41 

79 

127 

207 

179 
213 
595 
749 
2282 

2 
6 
II 

7 
19 

6 
21 
23 
86 

32 
48 
84 
93 
121 
168 
397 
697 

2539 

75 

133 

222 

307 

319 

387 

I  013 

I  469 

4907 

Sa.:  Deutschland     . 

3491 

1074 

4565 

981     181 

3105 

4267  ,  4472 

181 

4179 

8832 

Unermittelbar   . 
Städte  ohne  Frankft. 
Stadt  Frankfurt  a.  M. 

30 

2845 

646 

640 
434 

1080' 

2 

713 
268 

2 

155 
26 

20 
2231 

874 

24 
3099 
I  168 

32 

3558 

9M 

2 

155 
26 

21 
2871 
I  308 

55 
6584 
2248 

1)  Auf  IOC  Stadtgebürtige  kommen  253,86  Landgebürtige. 

2)  Stadtgebürtige  in  %  der  Landgebürtigen  39,39. 


Heinz  Christian  Göbel: 

In   %   der  Fremdgebürtigen 


Bezirk 

männlich 

S      1    H    1     Sa. 

we 

j    S     1    G 

iblich 
H 

Sa.          S 

summa 

Sa. 

G    1      H     1 

Elsaß -Lothringen  .     . 
Nordd.  Bundesstaaten 
Thüringen    .... 
Königreich  Sachsen  . 
Württemberg    .     .     . 

Baden      

Bayern    

Hessen 

Preußen  

o,ii 
0,20 
0,34 
0,57 
0,49 

0,55 
i>54 
i>73 
5>6i 

0,05 
0,03 
0,04 
0,07 
0,04 
0,15 
0,30 
0,50 
2,26 

0,16 
0,23 
0,38 
0,64 
0,54 
0,71 
1,84 
2,23 
8,44 

0,02 
0,05 
0,06 
0,09 
'0,08 
[0,13 
0,36 
0,66 
1,68 

0,006 

0,02 

0,04 

0,02 

0,06 

0,019 

0,07 

0,07 

0,27 

0,05 
0,13 
0,23 
0,23 
0,34 
0,38 
0,97 
1,73 
5,85 

0,08 
0,19 
0,33 
0,34 
0,48 
0,53 
1,40 
2,46 
7,81 

0,13 
0,25 
0,41 
0,66 

0,57 
0,68 
1,90 
2,39 
7,29 

0,006 

0,02 

0,04 

0,02 

0,06 

0,019 

0,07 

0,07 

0,27 

0,10 
0,15 
0,27 
0,30 
0,39 
0,54 
1,27 
2,23 
8,11 

0,24 
0,43 
0,71 
0,98 
1,02 
1,24 
3,24 
4,69 
15,67 

Sa.:  Deutschland     . 

11,15  3,43 

14,58 

J3,.3 

0,58 

9,92 

13,63 

14,28 

0,58 

13,35    28,21 

Unerraittelbar  .     .     . 
Städte  ohne  Frankft. 
Stadt  Frankfurt  a.  M. 

0,10 
9,09 
2,06 

0,003 

2,04 

1,39 

0,10 
11,13 

3,45 

'0,006 

'2,28 

0,86 

0,006 

0,50 

0,08 

0,06 
7,13 
2,79 

0,08 
9,90 

3,73 

0,10 
11,36 
2,92 

0,006 

0,50 
0,08 

0,07 
9,17 
4,18 

0,18 
21,03 

7,18 

Danach  folgt  Württemberg,  Baden  und  Thüringen.  Das 
Königreich  Sachsen  ist  seiner  Entfernung  nach  noch  stark  be- 
teiUgt.  Norddeutschland  und  die  Reichslande  zeigen  niedrige 
Ziffern.  Faßt  man  nun  nur  die  aus  ländlichen  Gemeinden  ge- 
bürtige Bevölkerung  ins  Auge,  so  ergibt  sich  die  gleiche  Beteili- 
gungsstaffel der  einzelnen  Staaten.  Nur  Preußen  tritt  durch  den 
Einfluß  Frankfurts  hinter  Hessen  an  die  zweite  Stelle.  Anders 
schon  wird  die  Reihenfolge  der  Bundesstaaten,  wenn  man  die 
städtischen  Bevölkerungselemente  der  Aufstellung  zugrunde  legt. 
Auf  Preußen,  Hessen,  Bayern,  die  wiederum  die  Reihe  eröffnen, 
folgt  nun  Baden,  dann  Württemberg  und  das  Königreich  Sachsen 
und  dann  erst  Thüringen. 

Genaueren  Aufschluß  über  all  diese  Punkte  geben  die  fol- 
genden, nach  bestimmten  lokalen  Gesichtspunkten  gegliederten 
Tabellen. 

Die  Parallele  zu  diesen  Aufstellungen  aus  den  Landtagswahl- 
resultaten, als  den  deutlichsten  Ausdrücken  des  sozial-psychischen 
Anpassungsprozesses  der  Zugewanderten,  läßt  sich  nicht  ohne 
weiteres  ziehen,  weil  hier  durch  die  in  ihren  Ansässigkeitsbe- 
stimmungen eigenartige  und  Offenbach  mit  seinem  ständig  wech- 
selnden Bevölkerungsbestand  besonders  berührende  hessische 
Wahlordnung  für  die  Gegenwart  gewaltige  Alterationen  geschaf- 
fen sind. 

Für  die  Ergebnisse  der  Reichstagswahlen  sind  diese  Altera- 
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tionen  geringer.  Immerhin  wollen  wir  uns  darauf  beschränken, 
die  Parallele  nur  anzudeuten. 

Wir  geben  nun  in  den  einzelnen  Tabellen  die  Beteiligung 
des  jeweiligen  Gebietsausschnittes  an  den  Fremdgebürtigkeitszif- 
fern  der  Stadt  Üffenbach  an. 

Wir  wissen  bereits,  daß  neben  der  näheren  Umgebung  der  Stadt 
Offenbach,  also  neben  dem  Landkreis  Offenbach  und  dem  Stadt-  und 
Landkreis  Frankfurt  a.  M.  vor  allem  der  östliche  Teil  der  Provinz 
Hessen-Nassau,  die  sogenannte  Fuldaer  Gegend  und  das  bayerische 
Land  in  Betracht  kommen,  daneben  noch  Baden  und  Württemberg. 

Die  Einzelheiten  für  den  Landkreis  Offenbach  enthält  die  Tabelle 
Seite  90.     Wir    zerlegen    hier  den  Landkreis  in  Gebietsblöcke  i). 

Der  Isenburger  Westzipfel  des  Kreises  beteiligt  sich,  trotz 
der  Größe  seiner  Orte  und  trotz  seiner  nahen  Lage,  infolge  seiner 
wirtschaftlichen  Zugehörigkeit  zu  Frankfurt,  wie  auch  infolge 
seiner  schlechten  verkehrspolitischen  Verbindung  mit  Offenbach, 
nur  mit  360  Personen. 

Dagegen  tritt  die  enge  Verflechtung  Offenbachs  mit  Block  II 
und  Block  III,  vor  allem  mit  den  Orten  Bieber  und  Mühlheim, 
sehr  deutlich  hervor.  Block  IV  ist  besonders  durch  die  Orte  Stein- 
heim und  Seligenstadt  vertreten.  Mit  Berücksichtigung  der  Orts- 
größen ist  jedoch  neben  Block  II  und  III  besonders  der  zum 
Landkreise  gehörige  Teil  des  Rodgaues  (Block  V)  zu  erwähnen, 
das  zwar  durch  die  Rodgaubahn  erschlossene,  aber  von  Frank- 
furt umstrittene,  eigentliche  wirtschaftliche  Hinterland  Offenbachs. 

Bei  den  Berufen,  in  denen  die  hier  nachgewiesenen  Männer 
und  Frauen  stehen,  handelt  es  sich  um  die  typischen  Offenbacher 
Industrien,  vor  allem  also  um  die  Leder-  und  Metallindustrie,  bei 
den  Frauen  vielfach  auch  um  die  Kartonage-  und  Seifenindustrie. 
Die  Altersverhältnisse  liegen  in  Block  II,  III  und  V  ziemlich 
gleich  zwischen  20 — 45  Jahren  für  Männer  und  Frauen. 

In  Block  I  stehen  jedoch  die  Frauen  mehr  in  den  Alters- 
klassen von  30 — 50  Jahren.  Block  IV  zeigt  durchweg  höhere 
Altersklassen  für  Männer  und  Frauen  (35 — 60  Jahre).  Auch  ist 
bei  diesen  beiden  Blöcken  die  Ledigenziffer  geringer.  Aus  den 
benachbarten  Verwaltungsorten  Langen  und  Seligenstadt  rekru- 
tiert sich  unter  anderem  auch  ein  ziemlich  beträchtlicher  Teil  der 
staatlichen  und  städtischen  Beamten. 


i)  Die  Begründung  hierfür  ergibt  sich  aus  der  wirtschaftlichen  Struktur  (Be- 
rufs- und  Belriebszählungsergebnisse   1907). 
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Heinz  Christian  Göbel: 

Landkreis    Offenbach  a.  M.  (gemeindeweise). 
Es  waren  gebürtig  aus  : 




männlich      • 

weiblich 

zusammen 

Block 

Bezirke  und  Orte 

M 

H     Sa.| 

M 

G 

H 

Sa.  1    S    j  G  1 

"! 

Sa. 

Neu-Isenburg    .     .     . 

49 

12 

61' 

i.S 

3 

.S4 

72      64 

3 

66 

133 

Sprendlingen     .     .     . 

30 

4       34'|     8 

I 

35 

44II     38 

' 

39 

7^ 

Langen    

39 

2        41'      5 

2 

23 

30:      44 

"1 

25 

71 

I 

Egelsbach     .... 

20 

I        21!      I 

2 

9 

12I 

21 

H 

10 

33 

DreieichenheiiTi 

14 

-  i    m;.  5 

— 

5 

io| 

19 

-1 

5 

24 

Götzenhain  .... 

9 

-  i      9| 

I 

ij 

9 

- 

I 

10 

Oflfenthal  mit  Schloß 

4 

2  1       6|!  — 

I 

— 

51 

4 

I 

6|      II 

Summa     . 

.65 

21      186    34 

9 

X31 

X74: 

199 

9 

152 

360 

Dietzenbach      .      .     . 

Si 

5       56      6 

7 

27 

40 

57 

7 

33 

96 

11 

Heusenstamm  .     .     . 

58 

20  1     78|    13 

2 

50 

65 

71 

2 

70 

i43 

Summa     . 

109 

25  j    134    19  1    9  1  77 

X05,  128 

9I102!   239 

Bieber     

100 

32 

1                 1 
I32J    48        2i    91 

141   148 

2 

123 

273 

Rumpenheim     .     . 

19 

19      5|  — i  23 

28    24 

— 

23 

47 

Mühlheim     .... 

so 

20 

70 

IS 

I  1  70 

86      65 

I 

90 

i.Sö 

III 

Hausen 

28 

3 

31 

10 

-     ^8 

38|      38 

— 

31 

69 

Lämmerspiel 

24 

?, 

27 

2 

-     i.S 

17      26 

— 

18 

44 

Dietesheim  .... 

16 

7 

23 

4 

2I   16 

22;      20 

2|    23 

45 

Summa     . 

237 j  65 

302 

84 

5:.43 

332',    321 

5  |3o8 

634 

Gr.-  u.  Kl. -Steinheim 

43 

6 

49 

9      5 

54 

'1 
681i     52 

5 

60 

117 

Klein-Auheim  .     .     . 

10 

— 

10 

3      I 

5 

9i|     13 

I 

5 

19 

Froschhausen   .     .     . 

26 

2 

28 

9      I 

17 

27 

35 

I 

19 

55 

Klein-Krotzenburg     . 

15 

4 

19 

7i    I 

ö 

14 

22 

I 

lO 

33 

IV 

Hainstadt     .... 

16 

4 

.30 

2  1  — 

9 

II 

18 

13 

3r 

Klein-Welzheim    .     . 

6 

— 

6 

2|- 

4 

i> 

8!- 

4 

12 

Zellhausen    .... 

17 

— 

17 

12 

I 

10 

23 

29 

I 

10 

40 

Mainflingeii .... 

29 

2|       31 

10 

I 

16 

27 

39 

I 

18 

58 

Seligcnstadt      .     .     . 

89  1     6i     95 

23 

I 

70 

94 

112 

I 

7Ö 

189 

Summa     . 

«51 

24 

275 

77 

II 

igi 

279 

328 

II 

215 

554 

Obertshausen    .     .     . 

,S,S 

7 

62 

i 
'S 

t 

37 

52 

70 

_ 

44 

114 

Rembrücken     .     .     . 

6 

I 

7 

2 

— 

5 

7 

8 

— 

6 

14 

Weißkirchen     .     .     . 

36 

3 

.39 

II 

I 

27 

j     39 

47 

I 

30 

7» 

V 

Jügesheim    .... 

48 

1 1 

.S9 

20 

3 

56 

79 

68 

3 

67 

138 

Dudenhofen      .     .     . 

16 

— 

16 

7 

4 

I 

1     12 

23 

4 

1 

28 

Hainhausen .... 

21 

4 

25 

6 

1 '  13 

!     20 

27 

I 

17 

45 

Summa 

182 

26      208 

1 

ja. 

9   139 

1  209 

243 

9 

165 

|4X7 

Bürge] 

139!  48 1   187 

70 

I 

126 

197 

1  209 

I 

174  1   384 

Landkreis   Summa     . 

944 

161 

1105 

^75 

43 

7«. 

1099 

1219 

43 

942 

12204 
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Allgemein  sei  noch  bemerkt,  da  es  an  anderer  Stelle  nicht 
geschehen  ist  und  hier  passend  nachgeholt  werden  kann,  daß  Block  I, 
einschließlich  des  dem  Block  II  zuzuzählenden  Ortes  Dietzenbach, 
auch  in  den  Konfessionsverhältnissen  des  Kreises  eine  Ausnahme 
macht,  insofern,  als  es  sich  hier  um  vorwiegend  protestantische  Orte 
handelt  während  der  ganze  übrige  Kreis,  mit  Ausnahme  der  Orte 
Rumpenheim  im  Block  III  und  Obertshausen  sowie  Dudenhofen  im 
Block  V  und  Mainflingen  im  Block  IV,  überwiegend  katholisch  ist. 
Kreis  Dieburg,  Provinz  Starkenburg, 
Großherzogtum    Hessen  (gemeindeweise). 

Es  waren  gebürtig  aus  : 


Block 

Bezirke  und  Orte 

männlich 

weiblich 

zusammen 

S 

1  H  1  Sa. 

S    1  G 

H 

Sa. 

S 

G 

H 

Sa. 

Münster    .... 

28 

4       32 

3 

2 

.7 

22 

31 

2 

21 

54 

Niederroden.     .     . 

5-S 

7       62 

26 

2 

43 

71 

81 

2 

50 

133 

Oberroden    .     .     . 

9.-^ 

15 !  108 

32 

2 

67 

lOI 

125 

2 

82 

209 

I 

Eppertshausen  . 

27 

28 

7 

I 

6 

14 

34 

I 

7 

42 

Dieburg    .... 

4« 

.Si 

7 

3 

32 

42 

SS 

3 

35 

93 

Urberach  .... 

71 

6 

77 

18 

I 

59 

78 

89 

I 

65 

155 

Summa     . 

322 

36 

358 

93 

II 

224 

328 

415 

■■ 

260 

686 

Schaafheira  .     .     . 

22 

_ 

22 

2 

2 

2 

6 

24 

2 

2 

28 

Sickenhofen  . 

8 

8 

— 

— 

6 

6 

8 

— 

6 

14 

Langstadt      .     .     . 

6 

7 

— 

I 

I 

2 

6 

I 

2 

9 

Babenhauscn      .     . 

43!    7 

,So 

8 

2 

32 

42 

51 

2 

39 

92 

11 

Kleestadt       .     .     . 

7 

I 

8 

— 

— 

3 

3 

7 

— 

4 

II 

Altheim    .... 

18 

I 

iq 

— 

— 

S 

5 

iS 

— 

6 

24 

Harpertshausen 

3 

— 

3 

— 

I 

I 

2 

3 

I 

I 

5 

Harreshausen     .     . 

5 

— 

.S 

I  !  — 

8 

9 

6 

— 

8 

14 

Hergershausen  .     . 

8 

— 

8 

I  !  — 

— 

I 

9 

— 

— 

9 

Summa     . 

1 
120    10 

1 
I30i 

..u 

58 

76 

132 

6 

6S 

206 

Klein-Zimmern  .     . 

9 

_ 

1 

8 

6 

14 

17 

6 

23 

Groß-Ziramern  .     . 

77 

1 

78 

II 

I 

26 

38 

88 

I 

27 

116 

Groß-Umstadt   .     . 

28 

s 

33! 

7 

— 

18 

25 

35 

— 

23 

58 

Klein-Umstadt  .     . 

10 

101 

— 

I 

2 

3 

10 

I 

2 

13 

Semd 

i^ 

4 

19! 

S 

I 

9 

20 

I 

7 

28 

III 

Reinheini 

6 

I 

7j 

2 

— 

7 

9 

8 

— 

8 

16 

Riehen     .... 

10 

— 

10  i 

— 

2 

4 

6 

10 

2 

4 

16 

Habitzheim   .     .     . 

S 

— 

S! 

2 

I 

3 

6 

7 

I 

3 

II 

Zeilhard  .... 

I 

— 

i! 

— 

— 

I 

I 

— 

I 



Spachbrücken    .     , 

I 

— 

I  ■ 

— 

— 

I 

I 

I 

— 

I 

2 

Georgenhausen . 

1 

— 

i| 

— 

— 

— 

— 

I 

— 

- 

I 

Summa     . 

163 

II 

174I 

35 

6 

71 

112 

198 

6 

82 

286 

Uebrigei 

Kreis 

132 

9|i4l 

■5 

9 

65 

89 

147 

9 

74 

230 

Kreis  D 

icburg     .    Summa     . 

737 

66 

803 1 

155 

32 

418 

605  i 

892 

32 

484 

1408 

13* 
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Heinz  Christian  Göbel: 


Kreis     Erbach,      Provinz      Starkenburg,      Groß- 
herzogt um  Hessen. 

Es  waren  gebürtig  aus: 


Bezirk 


männlich 

S  I  H    Sa, 


weiblich 


zusammen 


S  I  G  I  H  I  Sa.  i  S  I  G     H    Sa. 


Höchst  .     . 
König    . 
Michelstadt 
Erbach  .     . 
Beerfelden 


Der   ausgeschiedene  Block   insgesamt 
Uebriger  Kreis 


313:  20  333; 


7|  I 

2Ij  2 

10!  3 

9i  7 


52   14 
66!  25 


53 
36 
109 
93 
77 


Ii3|i79'[24i    I4  1II3I368 
i88|279,379j  25  |2ä8j6i2 


Kreis  Erbach 


.     Summa 


502;  20  522'ii8!  39 


301  458J630I  39  321  980 


Es  wurde  allerdings  bereits  hervorgehoben,  daß  in  Offenbach 
nicht  das  konfessionelle,  sondern  das  politische  und  vor  allem 
das  kommunalpolitische  Gebiet  der  Tummelplatz  des  sozial- 
psychischen Anpassungsprozesses  ist,  weshalb  wir  auch  die  kon- 
fessionellen Verhältnisse  des  Landkreises  nur  zur  deutlichen 
Herausarbeitung  des  hier  sich  ebenfalls  von  den  übrigen  Gebieten 
ausschließenden  Blockes  I  erwähnen  wollen. 

Bezüglich  des  Kreises  Dieburg  habe  ich  versucht,  einige  Ge- 
meinden besonders  hervortreten  zu  lassen.  Wir  sehen,  daß  sich 
da  vor  allem  der  obere  Rodgauer  Block  sehr  stark  beteiligt,  ins- 
besondere durch  die  Orte  Oberroden,  Niederroden  und  Urberach. 
Der  Babenhausener  Block  ist  im  Verhältnis  zu  dem  viel  enger 
mit  Offenbach  verbundenen  Dieburg-Reinheimer  Block  (Ableitung 
nach  Darmstadt?)  sehr  stark  vertreten,  vor  allem  durch  Baben- 
hausen  selbst.  Der  übrige  Kreis  Dieburg  umfaßt  hauptsächlich 
Odenwaldgebiete.  Es  handelt  sich  hier  um  Gebiete  mit  reger 
Abwanderung  und  mit  Abwanderungsüberschüssen. 

Relativ  stark  gegenüber  dem  Dieburger  Kreis  ist  sodann  der 
Kreis  Erbach  beteiligt,  vor  allem  durch  Michelstadt. 

Der  Kreis  Groß-Gerau  ist,  wie  gemäß  seiner  Lage  zu  Frank- 
furt nicht  anders  zu  erwarten,  nur  gering  beteiligt.  Auch  üben 
hier  die  industriellen  Mainorte  Rüsselsheim  und  Gustavsburg, 
die  mit  Frankfurt  in  engem  Konnex  stehen,  ihren  Einfluß  aus. 


Arbeitsstätten-Wanderungen.  jn« 

Es  waren  gebürtig  aus  : 

Provinz-Starkenburg  (Hessen). 


Bezirk 

männlich 

S    1  H        Sa. 

weiblich 

S    |G  1     H 

Sa. 

S 

zusammen 
G  1     H 

Sa. 

Stadt  Offenbach     .     .     . 
Vorort  Bürgel  .... 
Kreis  Offenbach    .     .     . 

620917789 

I39|     48 

7292  7998 

13998 

187 

15290 

2753:  80 

70      I 

3098  124 

"685 

126 

12595 

14  521 

197 

±5_8i7 

8962 

209 

10390 

80 

I 
124 

19477 

174 

20593 

28519 

384 

31  107 

Kreis  Groß-Gerau  J)  .     . 

115I     16 

131 

19!     7 

8. 

107 

134 

7 

97 

238 

„     .        Bensheim  bis 

p.nJ^lL     Jugenheim    . 
Bensheim  j.J^.|^^  ^^^.^ 

44 
92 

_ 

8 

44|l       7 
looi;    17 

5 

42 

53 
64 

51 
109 

5 

5 

50 

V 
164 

Summa     . 

136 

8 

144I     24 

10 

83 

117 

l6o[     IG 

91       261 

Darmstadt .     . 

„     .       Vororte  Groß- 

r.           %      Darmstadt  2) 

Darmstadt..,    .          ,^    '. 

übriger    Kreis 

ohne  Vororte 

142 
191 
60 

44 

54 

12 

186     61 

245'!    74 

;! 

72|j     15 

152 
186 
51 

217 

71 

203      4 

265!     7 

75      5 

196 

240 

63 

403 

Summa     . 

393 

IIO 

503i|  150I   16 

389 

555I 

543I   16 

499 

I   058 

Kreis     Kreisort 
Meppen-    Heppenheim  . 
heim      übriger  Kreis  3) 

26 
138 

4 
5 

301       5 
I43i     21 

9 

II 

68 

16 
98 

31    — 

159      9 

^5 

73 

46 
241 

Summa     . 

164I       9 

1731I     26|     9 

79 

114 

„0 

9 

88 

287 

Provinz  Starkenburg 
ohne  Offenbach  u.  Bürgel 

8100 

8141 

162411 

3317 

166 

13227 

16710  II  417 

.. 

21  368 

32951 

Provinz    Rheinhessen. 


Kreis       Stadt     .     .     . 
Worms     Land     .     .     . 

51 
76 

19 
2 

70'       15       4 
781     191     5 

57 
53 

76i        66 

77|        95 

4 

5 

76 
55 

146 

155 

Summa     . 

127]     21        148 

34|     9 

IIO 

153       161      9 

131       301 

Stadt  Mainz-Kastel 
Kreis       Mainz  u.  Vororte 
Mainz      Land   .... 

133      22       155 
175      28      203 

28|        i|        29! 

54      5 
67      7 

6|     2 

116 

138 

IG 

.75 

212 
18 

187      5 

242      7 

34!     2 

138       330 

166      415 

n        47 

Summa     . 

203      29I      232 

73      9 

148 

230 

276 

9 

177      463 

Kreis  Alzey 

Kreis  Bingen     .... 
Kreis  Oppenheim  .     .     . 

71        5        76 
87       2        89 

21      4 
16      I 

2o|     8 

SO 

40 
52 

75 
57 
80 

92 

75 

4 

I 
8 

55       151 

47      123 
54      169 

Provinz       Stadt     .     .     . 
Rhein-       Land     .     .     . 

226:     47 
321'     17 

273'    82    11!      195       288 
338i     82!  2o|      205       307 

308    II 
4031  20 

242 
222 

561 
645 

hessen              c- 

Summa     . 

547 

64 

611! 

I64I 31 

400 

595 

711 

31 

464 

1206 

9)  Vor  allem  tritt  bei  den  männlichen  Personen  Groß-Gerau  und  Rüsselsheir 
(Opelwerke  ?)  hervor. 

0)  Pfungstadt,  Eberstadt,  Griesheim  und  Arheiligen,  Vororte  von  Darmstadt, 
i)  Hier  tritt  mehrf.ich  der  Amtsort  Fürth  im  Weschnitztal  hervor. 
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Heinz  Christian  Göbel: 
Provinz  O  b  e  r  h  e  s  s  e  n. 


Bezirk 

S 

ännlich 
H  1  Sa. 

weiblich 

S    i    G  1    H 

Sa. 

u 

Summa 
G   1    H 

Sa. 

Vilbel    .     .     . 
T-     .         Bad    Nauheim 
f;.^l      Friedberg.     . 

25 

6 
56 

i|     26 
J|     68 

17 

2      22 
—  1     II 

l|    48 

35'!     36 
13:       8 
66;     73 

2       23 

-.    11 

134 

berg       übrige    Orte») 
übriger    Kreis 

109 
197 

20     129 
13  i  210 

37 
,    48 

6|    95 
13;  140 

138    146 

20l|     245 

6 
13 

115 

153 

267 
411 

Summa     . 

306 

33  1  339 

85 

19 

235 

339!     391 

19  1  268 

678 

1)  Darunter   Assenheim 
und  Heldenbergen    .     . 

4 
18 

2 

4 
20 

2 

5 

I 
2 

6 
8 

■'. 

6 
23 

I 
2 

6 

IG 

13 

35 

Kreis  Büdingen    .     .     . 

320 

24 

344 

57 

31 

196 

284 

377 

31 

220 

628 

Kreis         Stadt   .     .     . 
Gießen       Land   ,     .     . 

126 
165 

52 

165 

48 1      5 
34  i      7 

141 

73 

;?: 

174 
199 

? 

193 

73 

372 
279 

Summa     . 

291 

52 

343 

82      12 

214 

308 

373 

12 

.66 

651 

Kreis  Schotten     .     .     . 
Kreis  Lauterbach 
Kreis  Alsfeld  .... 

151 

145 
183 

4 

5 

5 

155 
150 
188 

33         4 
31       31 
421     II 

97 
81 

83 

134 
143 

136 

184 

176 
225 

5; 

lOI 

86 

88 

289 
293 
324 

Provinz       Stadt   .     .     . 
Ober-        Land   .     .     . 

126 
1270 

52 
71 

178 
1341 

48 
282 

5 
103 

141 

765 

194 
"501 

174 
1552 

5 

103 

193 

836 

372 
2491 

"^^^^"            Summa     . 

1396 

123 

1519 

330 

108 

906 

1344 

1726 

108 

1029 

2863 

Großher  zog  tum  Hessen  (Offenbach  ausgenommen). 


Bezirk 

männlich 
S    1  H    1  Sa. 

weiblich            i              Summa 

S    !    G  1    H     Sa.  !    S    1    G  1    H       Sa. 

»)  Provinz 
Starken- 

Stadt  . 
Land   . 

191     56     247 
2805! 339  I3144 

76       7 
I  704!  148 

206 
1908 

289 
2760 

267 
3509 

7 

148 

262 
2247 

536 
5904 

burg 

Summa   , 

2996]  395  I3391 

780 

155 

2114  3049  3776 

155.J2509I  6440 

Provinz 

Stadt   . 
Land   . 

1261    52     178 
1270     71  }i34i 

48 
282 

5 
103 

141 

765 

II 

1941  174 

11501I1552 

5 
103 

193       372 
836I  2491 

Summa  . 

1396    123 

1519 

330 

108 

906  1344  1726 

108  |l029 

2863 

Provinz 
Rheinhessen 

Stadt    . 
Land    . 

226 
321 

47 
17 

338 

82 
82 

11 

20 

195 
205 

288'!  308 
307I!  403 

n 

20 

.4. 

222 

561 
645 

Summa  . 

547 

64 

611JI  164 

31 

400 

595]   7" 

31     464 

I  206 

1)  Großherzog- 
tum Hessen 

Stadt   . 
Land   . 

543 
4396 

155 
427 

698I  206 
4823I1068 

23 
271 

2878 

771 

4217' 

749 
5464 

23 

271 

697 

3305 

I  469 
9040 

mit  Enklaven  Summa  . 
ohne  Enklaven   Summa 

4939 
4931 

582 
581 

5521 
5513; 

1274 
1270 

294 
292 

3420 
3412 

4988 
4974 

6213 
6201 

294 
292 

4002 
3993 

10509 
10486 

1)  Mit  Enklaven  Steinbach  und  Wimpfen  a. 
Dazu   kommen   noch    die    Enklaven   Rinteln, 
(siehe  Thüringen). 


N. 
Schaumburg   und  Schmalkalden 


Arbeitsstätten-Wanderungen. 
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Bedeutender  sind  dagegen  wieder  die  Beziehungen  zur  Stadt 
Darmstadt  und  der  sich  hinter  ihr,  längs  des  westlichen  Oden- 
waldrandes, erstreckenden  Bergstraße.  Im  allgemeinen  handelt  es 
sich  jedoch  in  der  ganzen  Provinz  um  ländliche  Gebiete. 

Die  Provinz  Oberhessen  tritt  vor  allem  durch  den  Kreis 
Friedberg  hervor  mit  über  50  %  städtischer  Bevölkerung.  In 
gleicher  Stärke  schließt  sich  der  Kreis  Büdingen  und  der  ent- 
ferntere Kreis  Gießen  an,  ebenfalls  mit  weit  über  50  %  städtischer 
Bevölkerung.  Im  allgemeinen  überwiegt  in  Oberhessen  das  länd- 
liche Element  um  das  Siebenfache. 

Die  Provinz  Rheinhessen  ist  vor  allem  durch  den  Kreis  Mainz, 
und  darin  wieder  fast  ganz  durch  die  Stadt  Mainz,  vertreten. 
Aehnlich  liegen  die  Verhältnisse  im  Kreise  Worms.  Das  ist 
auch  die  Ursache  davon,  daß  die  Provinz  fast  zur  Hälfte  mit 
städtischer  Bevölkerung  beteiligt  ist.  Die  übrigen  Kreise  sind 
von  geringer  Bedeutung  für  die  Gebürtigkeitsverhältnisse  der 
Stadt  Offenbach. 

Aus  Stadtkreis  Frankfurt  a.  M.  (Provinz  Hessen-Nassau) 
waren  gebürtig. 


männlich     [■■           weiblich 

zusammen 

Bezirk 

l 

S       H 

Sa.  ll    S 

G 

H 

jSa. 

S      G 

H 

Sa. 

Alt-Frankfurt 

354  I286 

;  640  141 

■     711'      8 

16 

552 

709,495!  16 

838 

1349 

Frkf.-Bockenheim   .... 

47  1   24 

3 

44 

55     55!    3 

68 

126 

Frkf. -Bornheim 

13         2 

15!      9 

—  i     14 

1     23'!    22  j- 

16 

38 

Frkf.-Sachsenhausen 
Sun 

19  1     18 

37;:    II 

-  ^    38 

i     49'    30;  — 

56  i     86 

ima     . 

433I33O 

;  763II 169 

19  1  648 

836  602 1  19 

978  1599 

Frkf. -Oberrad     .     .     .     .     . 

123 

82 

20.S 

66 

4    153 

223 

189 

4 

235!  428 

Frkf. -Niederrad       . 

18 

3 

21 

!     6 

-      17 

23 

24 

20      44 

Frkf.-Rödelheim      . 

26 

6 

32 

!  10 

I  :    12 

23 

36 

I 

18      55 

Frkf.-Heddernheim 

II 

— 

II 

i        I   1  —  1      12 

131    12 



12      24 

Frkf.-Eckenheim     . 

2 

2 

4 

32!        2 

7       5 

2 

4       II 

Frkf.-Eschersheim  . 

2 

S 

7 

i     4i-!      5 

9       6 

— 

10^      16 

Frkf.-Seckbach   .      . 

Q 

Q 

2    -!      6 

81     II 



6|      17 

Frkf.-Praunheim 

S 

■: 

3-12 

5       8 

— 

2'      10 

Frkf.-Preungesheim 

2 

I 

3 

i 1      5 

5j     2 

— 

6!       8 

Frkf.-Ginnheiin  . 

4 

3 

7 

1      2    — j  — 

2       6 

— 

3'        9 

Frkf.-Hausen      .     . 

8 

I 

Q 

_ 

8 

— 

i|        9 

Frkf.-Bonames    .     . 



I 

1 

1      I    -       9 

10 

I 



10       II 

Frkf. -Niederursel     . 

— 

3 

\      '    -       'i 

3 

4 

— 

2         6 

Frkf.-Berkersheim  . 

— 

' i! 

I 

i|         I 

Vororte:    Summa     . 

213 

104 

317 

1    99       7|226 

332 

312  1    7 

33o|   649 

Groß-Frankfurt :    Suir 

ma 

■1 

646 

434 

1080 

{268| 

.6  1 

874 

ii68| 

914 

26 

I308| 

2248 
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Gebürtigkeitsanteile  der  Provinz  Hessen-Nassau. 

Regierungsbezirk    Wiesbaden    ohne     den    Kreis 

Frankfurt  a.  M. 


Bezirk 

männlich 

S    JHJSa. 

S 

weiblich 

G  1  H      Sa. 

zusammen 

S    1  G      H    1  Sa. 

Homburg  v.  d.H. 
Ober-       Oberursel    .     .     . 

29 
16 

6 

3 

35      10 
19        6 

2 
I 

37 
18 

49 
25 

39!    2I    43I     84 
22  i     I  1    21  1     44 

1 aunus- 
kreis        Stadt      .... 
Land      .... 

45 
51 

9 

7 

54      16 
58      19 

3 
6 

55 
58 

74 
83 

61 
70 

3 
6 

64 

65 

128 
141 

Summa     . 

96 

X6 

112      35 

9 

113 

157    131      9|  129     269 

Kreis  Usingen 

41      4 

45      12 

■3 

44 

59!    53 

1          1 
3      48     104 

Stadt  Höchst.     . 
Kreis        Stadt  Griesheim . 

15 
13 

14 
6 

29 
19 

5 
2 

2 

26 
21 

33 
24 

20 
15 

: 

40       62 
27       43 

Höchst 

a.M.        Stadt     .     .     .     . 
Land      .... 

28 
42 

20 
12 

48        7 
54       12 

3      47 

5!    53 

57:;    35 
70  il    54 

3 

5 

67 
65 

105 
124 

Summa     . 

7o|32 

102    19 

8  1  100 

127  II    89 

8 

132 

229 

Landkreis    Stadt  Biebrich    . 
Wiesbaden  übriger  Ldkr.  W. 

14 

30 

6 
2 

20           3 

32!      8 

I 
7 

24 

32 

28      17 
47  ii    38 

I 
7 

30 
34 

48 
79 

Summa     , 

44 

8 

52 

II 

8|    56 

75 1    55 

8 

64 

127 

Stadtkreis  Wiesbaden  .     .     . 
Unter-Taunuskreis   .... 

Rheingaukreis 

Kreis  St.  Goarshausen      .     . 

Unterlahnkreis 

Oberlahnkreis 

37 
40 
38 
19 
35 
31 

13 

4 

2 
4 
2 

50 

44 
39 
21 

39 
33 

7 
10 

7 
4 
7 
3 

2 
2 

2 
4 
6 

29 

29 
29 

17 
28 
18 

38  44 
41       50 
36      45 
23       23 

39  42 
27       34 

2 
2 

2 
4 
6 

42 
33 
30 
19 
32 
20 

88 
85 
75 
44 
78 
60 

Kreis        Stadt     .... 
Limburg     Land      .... 

6 
30 

3 
2 

9!l     . 

32  il      5 

I 
3 

8 
25 

loj        7  '     I  1     II 
33 1     35!    3I    27 

19 

65 

Summa     . 

36 

5 

41 

6 

4 

33 

43  jj    42  1    4 

38 

84 

Kreis  Biedenkopf    .... 

Dillkreis 

Westerburg 

Oberwesterwaldkreis     .     .     . 
Unterwesterwaldkreis    .     . 
Rheinprov.    Enklave  Wetzlar 
(in  Stadt  Wetzlar  gebürtig) 

47 
18 
7 
10 

7 

22 

(9) 

4 

2 
4 

(4) 

47 
22 

7 
10 

9 

26 

(13) 

15 
4 
4 
2 
7 

5 
4 
2 

I 

2 
4 

34 

17 

7 

6 

5 
12 

(3) 

54 1    62 
25      22 

13  II 
9        12 

14  14 
17        23 

(3)     (9) 

34 

21 

7 

6 

7 

16 
(7) 

lOI 

47 
20 
19 
23 
43 
(16) 

Regbez.      Stadt     .... 
Wiesbaden  Land     .... 

130 
446 

51 
46 

181      34 
492;!  119 

10 

52 

163 
402 

207    164 
573    565 

10 

52 

214 

448 

388 
1065 

Summa     . 

576 

97 

673  i 

153 

62 

565 

780 

729 

62 

662 

1453 

Arbeitsstätten-Wanderungen. 
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Provinz  Hessen-Nassau. 
Regierungsbezirk  Kassel. 


männlich 

we 

blich 

zusammen 

Bezirk 

S    1  H 

|Sa. 

1    S    JG 

H 

Sa. 

S    JG 

H 

Sa. 

Stadt   .     .     . 

117 

38 

ISS 

1    33 

I 

133 

I167 

150      I 

171 

322 

Hanau»)              Land   .     .     . 

187 

34 

221 

!  48 

10 

161 

1  219 

235I   10 

195 

440 

Summa     . 

304    72 

376 

81 

u 

294 

386 

385     II 

366 

762 

Kreis  Gelnhausen    .... 

31.-^ 

1 
1   27 

340 

75 

54 

273 

402 

388 

54 

30G 

742 

Kreis  Schlüchtern    .... 

99 

5 

104 

28 

24 

104 

156 

127 

24 

109 

260 

Stadt   .     .     . 

42 

S 

47 

II 

S 

37 

S3 

1     S3 

S 

42 

100 

iulda               Land   .     .     . 

110 

4 

114 

31 

14 

91 

136 

;    141 

14 

95 

250 

Summa     . 

152 

9 

161 

42 

.9 

128 

189 

194 

19 

I37|  350 

Kreis  Gersfeld 

163 

7 

T7-0I 

42 

16 

114 

172 

20.S 

16 

121 

342 

Kreis  Hünfeld 

.S7 

2 

.S9 

23 

.s 

.S6 

84 

8g 

5 

58 

143 

Kreis  Hersfeld 

SS 

2 

S7 

IS 

2S 

47 

87 

70 

2S 

49 

144 

Kreis  Ziegenhain     .... 

18 

I 

19 

8 

7 

23 

38 

26 

7 

24 

S7 

Kreis  Kirchhain 

i6|  — 

16 

7 

2 

16 

25 

23 

2 

16 

41 

.,    .                   Stadt    .     .     . 

1 
3i     9 

12 

16 

3 

2q 

48 

19      3 

38 

60 

Marburg            Land    .     .     . 

I7i      I 

18 

4 

2 

26 

32 

2,1       2 

27 

50 

Summa     . 

1 

20'    IG 

30: 

20 

5 

35 

80 

40 

5 

65 

110 

Kreis  Frankenberg  .... 

..,     . 

■^ 

S 

3 

33 

41 

18 

3 

34 

55 

Kreis  Fritzlar 

10         I 

iii 

3 

7 

IG 

13 

8 

21 

Kreis  Homberg 

5  — 

s 

2 

I 

10 

^^1 

7 

I 

IG 

18 

Kreis  Rotenburg      .... 

12      2 

14 

4 

10 

16 

30: 

16 

IG 

18 

44 

Kreis  Melsungen      .... 

15      I 

16: 

I 

I 

5 

7 

16 

I 

6 

23 

Kreis                f^^'   ■     ■     • 
F.rhw.£.             Land    .     .     . 

6 
15 

J 

8| 

2 
2 

I 
I 

12 

5 

'l 

8 
17 

I 

14 

5 

23 

23 

Summa     . 

21 

2 

H 

4 

2 

■' 

23 

25 

2 

19 

46 

Kreis  Witzenhausen     .     .     . 

8 

_ 

8 

2! 

_ 

17 

9 

IG 

_ 

7 

17 

Kreis  Kassel  (Stadt)    .     .     . 

49 

10 

S9 

8 

S 

S3 

66 

57 

s 

63 

125 

Kreis  Kassel  (Land)    .     .     . 

13 

4 

17 

2 

2 

7 

II 

IS 

2 

II 

28 

Kreis  Wolfhagen     .... 

II 

II 

I 

2 

7 

10 

12 

2 

7 

21 

Kreis  Hofgeismar    .... 

8      I 

9 

3 

I 

8 

12 

II 

I 

—l 

21 

Städte  des  Regbez.       Sa.     . 

217 

64 

28.1 

70 

IS 

264 

M,^ 

287 

IS 

328 

630 

Landgeb.  des  Regbez.    Sa.     . 

1145 

93 

1238I 

306 

180 

1016 

1502 

1451 

i8g 

1109 

2740 

Regbez.    Kassel    im    ganzen 

ohne  die  Enklaven  .     .     . 

1362 

157 

1519 

376 

195 

1280 

I851I 

1738 

195 

1437 

3370 

i)  Darunter  ausschlaggebend  Fechenheir 
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Heinz  Christian  Göbel 


Zusammenfassung : 

Provinz  Hessen- Nassau. 


B  e 


männlich 

S    I  H  I  Sa. 


weiblich 

G  I    H  i  Sa. 


zusammen 


H     Sa. 


Regbez.  Regbez.  ohne  Frkf. 
Wies-  Stadtkreis  Frkf.  . 
baden 


576 
646 


97,   637,  153 
434|io8o|i  268 


62!   565 
26!   874 


780 
1168 


7291   62:  662  1453 
9141   2611308,2248 


Summa 


g|53i|i753||42i 


[643|  88|i97o!370i 


Regbez.  Städte  Sa.  .  .  . 
Wies-  Städte  ohne  Frkf. 
baden       Land  


776485  1261   302     36  1037J1375 

130    5ij   181     34  I   101    1631  207 
446I  46I  492l|ii9i   52I    4021   573 


ro78'  36I1522I2636 
164I  lOj  2141  388 
565    52I  44811065 


Tj     ,  ohne  Enklaven 

KaTsel"     P""^^*^-  Enk2aven_ 


Sa.   und  Enklaven 


Regbez. 
Kassel 


Städte      .     .     .     . 
dgl.  für   Enklaven 


Sa.  Städte 


[362 
12 


1374 


'57 


'57 


1519 


1280  1851 

8|     15 


ii738 
[6 


95  14373370 
3        8      27 


153!,  380    I98|i288^i866 


[754|i98|i445|3397 


217    64!  28i'|    70     15J   264I   349"  287'   15I   328    630 

I        2,!      2        II        4'        7:'        4!      ll        4         9 


9|  64I  283]     72  I   16!   268|  356|   29 1|   i6|  332]  639 


Regbez      ^^'^^  °'^"^  Enklav. 
Kassel      Land  preuß.  Enkl. 


1145 
10 


Land  politisch 


155 


931238 


306 


93  1248 


308 


Regbez.  Wiesbaden  m.  Frkf. 
Wetzlar 


1222  531  1753 
22      4      26 


Sa.  Wirtschaftsgebiet 


244'535'i779 


422 


182 


[016  1052  1451  180  1109I2740 

8   12;  2I   4!   18 


1020  io6o'|i463  182  1113  2758 


1439 
12 


[948I11643    88  1970I3701 

17II     23!     4!     i6|     43 


1451  1965 


1666I  92  198613744 


Provinz  Regbez.  Wiesbad. 
Hessen-  Regbez.  Kassel  . 
Nassau 


I222|53I   1753 

I374ji57ii53i 


421  j  s« 
380  J198 


[439  1948 
[288  1866 


I1643!  88|i970370i 
Ji754;i98ii445|3397 


Summa 


2596  688  3284 


Provinz      Stadt  

H.-Nass.     Land 

Hessen-Nassau  und  Wetzlar 
Gemeinde  Steinbach  i.  T.  . 
Unermittelt 


801   286 


2727  3814 


3397;286^34i5[7098 

9951549  1544!' 374  52!i305!i73i '1369,  5218543275 
i6oiii39!i74o|!427  I234  142212083  2028  234'i56i|3823 
2606 


692  32c 


798  1287  273i;38i6;i3404|287J3423|7ii4 

4|         7         I  2J        10 

9       12'  —  I       81     20 


Hessen-Nassau  wirtschaftlich 
Hessen-Nassau  politisch  .     . 


799  ;288!2733|382o|J34ii|288  342517124 


802  '286|2735|3823!i3409|286:3423|7iiS 


2612,692  3304 
2607168813295 

Wichtig  ist  vor  allem  die  Nachbarstadt  Frankfurt  a.  M.  Es 
handelt  sich  hier  um  den  Stadtkern  und  den  Vorort  Oberrad, 
der  zeilartig  die  bauliche  Verbindung  der  beiden  Städte,  rechts 
und  links  der  einzigen  Verbindungsstraße  (der  besonders  in  Ober- 
rad geradezu  verkehrswidrigen  Offenbacher  Landstraße)  herstellt. 

Die  Provinz  Hessen-Nassau,  die  bekanntlich  in  die  zwei 
Hälften  der  Regierungsbezirke  Wiesbaden  und  Kassel  zerfällt, 
zeigt    durch    die    Lage    der   Stadt   Frankfurt   in   ihrer   westlichen 


Arbeitsstätten-Wanderuntren. 


[99 


Hälfte  weit  geringere  Anteile,  als  in  der  abwanderungslustigen, 
östlichen  Hälfte.  Es  handelt  sich  in  dieser  Hälfte  beinahe  um 
das  Vierfache  und,  wie  im  Regierungsbezirk  Wiesbaden,  vor- 
wiegend um  ländliche  Gebiete.  Am  stärksten  beteiligt  sind  haupt- 
sächlich die  benachbarten  Kreise  Hanau  und  Gelnhausen,  daneben 
kommen  vor  allem  die  Kreise  Fulda,  Gersfeld,  Hünfeld,  Hersfeld 
und  Schlüchtern  in  Betracht. 

Im  Regierungsbezirk  Wiesbaden  treten  besonders  die  Kreise 
Höchst,   Usingen,    Wiesbaden-Land   und  Obertaunuskreis    hervor. 

Gebürtig  aus  Württemberg: 


Bezirk 


männlich 
S   iHiSa. 


weiblich 

G  1  H  1  Sa. 


zusammen 

S   i  G  I  H  I  Sa. 


Land 


Stadt 


Neckarkreis  .... 
Jagstkreis       .... 
Schwarzwaldkreis    . 
Donaukreis    .... 

Summa-Land 
Hohenzollern      .     .     . 


195!  6  201 

155I10  165 

891  i!  90 
i  97  5  102 


45  161  254 
441140,223 
18  80121 

10    43I   68 


45:167;  453 

44  150,  388 

18    8l|  211 

io|  48,'  170 


Stuttgart-Cannstatt  . 
Neckarkreis  i)  .  .  . 
Jagstkreis  2)  .  .  .  . 
Schwarzwaldkreis  ^)  . 
Donaukreis  •*)... 
Summa-Stadt 


53622558 
II—     II 


6s'ii 

381  2 

13'— 

i8j    I 

i  20' — 


117  424  666 
2;     8    12 


117I446  1224 

2|     8      23 


5    48 

27 

9 

13 

lO] 


5    59  140 

8!  29  81 

5j     91  30 

I     I4j  38 

— |io|  30 


Ji54|i4|i68|  25:   I9|i07!i5i|'79|   I9|i2i|  319 


Königreich  Württemberg       .     . 
Württemberg;  mit  Hohenzollern 


690  36'726 
70i|36|737 


i36|53i|8i7|84oji36J567|iS43 
I38|539'829|853!i38|575|i566 


Amt     Stadt  mit  Vororten  . 
Tvfannheim  Land       .     .     .     . 


Gebürtig  aus  Baden: 


35  19    54    11; 

7I-I     7      I 


35    49!  46      3    54    103 

4I     7||     8|     2J     4      14 


Summa 

42;I9 

6i| 

12!     5 

39|  56II  54 

5|  581  117 

Amt  Schwetzingen 

2|-|     2||     i|   -1     4!     5l!     3|  -i     4|        7 

Amt 
Weinheim 

Stadt 
Land 

13  - 

3  — 

'1 

21     1 
9!     2 

6 
6 

9;j  15 

I7I!    12 

1}     6      22 
z\     61     20 

Kreis 
Mannheim 


^Sumina  |   i6{->-[    i6|j   ii|     3|    I2|  26|i  27I     3|   I2|      42 
Stadt  Weinheim  j  48J19!  67JI   131     4T~4i 


Land 


-!  12'  III  4  14 


58I  61 
29  23 


60  125 

14;   4t 


Amt 
Heidelberg 


Summa  |  6oii9 1  79[1  24!     8|   55I  87i|  84J      8|  74]   166 
6    23'i     8^' 


Stadt 
Land 


18 


Summa  j  32'   7I   39    14I     3!   21J   38I'  46'      3!   28|     77 


Vorwiegend: 

i)  Heilbronn,  Eßlingen. 

2)  Aalen, 

3)  Ulm,  Göppingen. 

4)  Tübingen,  Reutlingen. 
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Heinz  Christian  Göbel: 


B  czirk 


männlich 

S  iHlSa. 


weiblich 

I  G  I  H  I  Sa, 


zusammen 


S  I  G  I  H  I  Sa. 


Kreis  Heidelberg  Land 
Amt  Eppingen  .  .  . 
Amt  Sinzheim  .  .  . 
Amt  Wiesloch     .     .     . 


46J  2|  4811   i6|     8|   33|   5711  62|     8|   3Sl 


5 

I 

6 

4 

21 

— 

21 

s 

5 

— 

_5 

I 

Amt  Mosbach  .  .  .  . 
Amt  Adelsheim  .     .     .     . 

Amt  Buchen 

Amt  Eberbach  .  .  .  . 
Amt  Tauberbischofsheim 
Amt  Boßberg  .  .  .  . 
Amt  Wirtheim  .  .  .  . 
Kreis  Mosbach   .... 


13 

— 

13 

6 

— 

6 

31 

2 

33 

15 

2 

17 

41 

I 

42 

4 

I 

5 

21 

I 

22 

9      9 

23    26 

8      6 


o 
2 

lol  36 

2|  9' 

7|  32 

4  6 

2I  14 


I3|    20| 

4 


'05 
15 
44 
13 


3i|  7|i38ji  26I   33!ii4|i73|ii57l   33l»2i| 


Stadt  Karlsruhe 
Stadt  Pforzheim 
Kreis  übrige  Städte 

Karlsruhe  Städte  zus. 

Land 


:6    54 


58'i9i 

4o|-i 


77l    II 

40|      5 


26I    431 
16 

IO| 


— i  37 
-I     9i 

—     I2i 


33 
14 
87 
30 
87 
15 
45 
311 
80 

25 
22 


— !   39    50    69 
9i   20    34    45 


-    58! 

9     20i 


Summa 


98|i9|ii7i[  i6i     9j   59    84i!ii4|     g\  78! 


127 

74 
^01 

"^ 
41 

76 
29 

=M 
22 

47 

I 

25 

ZU 

4 
29 

_33 

387 
_76i 
[148 
!I97 


Stadt  Baden-Rastatt 
Kreis  Land 

Baden 


t3;i    41 


12      24 

51  19I  28:  17 


iij 
5    19! 


Summa   |  35I    ij   36|j     6\     s\   29I   40'  4ii      5|   3o| 


Kreis 
Ofifenburg 


Stadt 
Land 


^51   15 
51   16    26,1  36 


I     13 
5    17 


Kreis 
Freiburg 


Stadt  Freiburg 
Land 


Summa  {431   3 1^; j     8| ^6|   27J   41  j j    5i|     6|  30 


30 


3011 


-i     6|     9]  151 
i|    I2|    I7il  341 


-\     7 
il   12 


Summa  |  42]    i|   43i|     7|      i|    i8|  26j|  49]      i|    19I 


Kreis 
Lörrach 


Stadt 
Land 


9l    14     13 


Kreis  Waldshut 


^umjmaj  jo|  j_[_ij[[^_3^2|  j^o|_i_5|j_£3j___2|    1 1[ 


Kreis  Villingen 


'I     8|   i|     9:;     4|      Ij 


T  i2j     i|     3| 


Kreis 
Konstanz 


Stadt  Konstanz 
Land 


2     16 


1     4 

3      7    131  17 


Großherzogtum  Baden 


Summa  |^^h2|   20J|     3|^   3| 7|    isH  2i|     3]     9| 

1 7 3 1 4 8  221 1  ~4o      6 |T2o  1766!  12!  3^ i     6 |T6 8 1 
346114360'    83    7i!247!40ii429J   7i;26i| 


Stadt 
Land 


Summa 


Sa.  (einschließlich  Unermittelba 


519162:581  1231 
|53o|62'592||i24| 


77|367|567!642| 

77!374!575:'654! 


77429 
771436! 


Bayern. 


Unter-    Stadt')  .... 
franken   Land   .... 

146 
1537 

40  186  38   8  102 
68  1605  324  204  926 

148 

1454 

184 
1861 

8 
204 

142 
994 

334 
3059 

Ober-    Stadt»)  .... 
franken   Land   .... 

32 
101 

3   35   9  —   24 
6  107  22  19   72 

33 
_1I3 

A 

19 

27 
78 

68 
220 

1 )  Aschaffenburg— Würzburg-Schweinfurt, 

2)  Hof — Kulmbach — Bayreuth— Bamberg. 
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Bezirk 

männlich 

S    1  H  1  Sa. 

weiblich 

S  1  G  1   H   1  Sa. 

zusammen 

S    1  G  1   H   1  Sa. 

Mittel-        Stadt  1)    .     .     .     . 

io6l   i8    124 
183      6    189 
71     i6|     87 

1  17 

|io 

3^ 

6o|     80 
95    »62 

123      3 
217     33 

78    204 
loi    351 

dar.     Stadt     Niirnberg-Fiirth 

38      50|j    8ij     2 

54|   137 

Ober-      Stadt  2) 
pfalz       Land  . 

.     .     .     . 

18 
77 

5 

18 
82 

6 
II 

7 

6 
26 

13       24|       I 
44      881     7 

6 
31 

31 
126 

Schwa-     Stadt  ^) 
ben          Land  . 

18 

76 

2 

20 
76 

- 

IG 

10 

~i 

8      18 
43      86 

10 

10 

23 

28 
119 

Ober-      Stadt  *) 

bayern     Land  . 

darunter  München 

.     .     .     . 

43 
91 

38 

4l     47 
I      92 
4       42 

8 
18 

7 



9 

26 
36 
24 

34      51 
63     109 
31       45 

^ 

30 
37 
28 

87 
155 
73 

Nieder-     Stadt 
bayern      Land 

7      2 
81    — 

8il|  20 

I 
II 

2 

34 

5       9!     I 

65     lOll    II 

,    4!     14 
34!   146 

Rechtsrhein.      Land     .     .     . 
Bayern           Stadt     .     .     . 

2146 

370 

86 
69 

2232I439 
439I!  80 

293 
13 

1212  194412585293 

228|    321!   4501    13 

1298 
297 

4176 
760 

Unterfranken       .     . 
Oberfranken  .     .     . 
Mittelfranken       .     . 
Oberpfalz  .... 
Schwaben  .... 
Oberbayern     . 
Niederbayern       .     . 

Summa 
Summa 
Summa 
Summa 
Summa 
Summa 
Summa 

i683iio8  1791 1362 

133!     91   142'!  31 

289I  24    313]  51 

951     5    100:1  17 

94!       2|       96      10 

134!     51   139'   26 
88j     2\     90;   22 

212 

19 

36 

8 

10 

9 
12 

1028 
96 
155 
32 
31 

% 

1602 
146 

1, 

51 

97 
70 

2045 
164 
340 
112 
104 
160 
HO 

212 
19 

36 

8 
10 

9 
12 

1136 
105 
179 
37 
33 
67 
.38 

3393 
288 

555 
157 
147 
236 
160 

4s  g          Städte  0.  Ludwigsh. 

Rhein-"   Ludwigshafen     .     . 

Pfalz      Land    ..... 

Summa 

112    25I   137 

94    14!   108 

222    21    243 

3341  461   380 

33      8 
30      3 
56    25 
89I   33 

75!     116 

69      102 

1631    244 

238I    360 

145 
124 
278 
423 

8 

3 

25 

33 

100 
83 
184 

284 

253 
210 
487 
740 

Rechtsrhein.  Bayern 
Königr.  Bayern 
Unermittelbar 

Summa 
Summa 

2516 

155 
X90 

26711 
3023 

+  'l 

519 
605 

306 
334 

1440 
1673 
+    1 

2265! 
2612I 

+  ■! 

3035 
3438 

306 
334 

1595 
1863 

4936 
5625 

+  2 

Rheinprovinz. 


Rhein.    Köln-Aachen     .     . 

142    58 
79!    " 

20o|     38 

li 
90;:    22 

4 

6 

144 

82 

186 

HO 

180 
lOI 

4 
6 

202 

93 

386 
200 

Städte      .... 
Unermittelbar    .     . 
Land 

221    69    290I  60]    10 

I  —      i!  _|  _ 

256    21    277J  571  31 

226 

2 

195 

296 

2 
283 

28l|     10 

313  31 

295'  486 

2,       3 

216    560 

Summa 

478!  9o|   568I117I  41 

423 

58II595I    41 

5i3lli49 

Birken-   Stadt  

feld       Land 

il     I 
31  — 

2'!    — 
3!!- 

I 

l 

l 

I 
3 

~ 

4 
2 

5 
6 

Rheinprovinz   und  Birkenfeld 
Rheinprovinz  und  Wetzlar    . 

482    91 
500    94 

573  117 
594I118 

42 

45 

428 

435 

^il 

1^9 

618 

42 

45 

519 
529 

1160 
1192 

1)  Ansbach— Erlangen — Schwabach. 

2)  Ansbach — Regensburg. 

3)  Augsburg  und  andere. 

4)  Ingolstadt  und  andere. 


Heinz  Christian  Gübel: 


Provinz  Westfalen. 


Bezirk 

männlich                weiblich 

S    1  H     Sa.     S     G  1  H    j  Sa. 

zusammen 

S    j  G  1   H    j  Sa. 

Stadt 

. 

65 
q8 

12 

■S 

77! 
103I 

12 

15 

4 
II 

59 
38 

75      77 
641    "3 

4 

7i|    152 

Land 

43!   167 

Summa 

163 

17 

i8oi 

27 

15 

97 

139 

190 

15 

114I  319 

Provinz  Schlesien. 


Stadt  Breslau 
übrige  Städte 

20 
41 

2 

5 

46 

7    — 
7      5 

7 
13 

14'i     27 
25li    48 

5 

9 
iS 

36 
71 

Städte  Summa      . 
Land      .     .     .     . 

61 
143 

7 
3 

68 
146 

14 
19 

5 
7 

20 
44 

39 
70 

75 
162 

5 
7 

27 
47 

107 
216 

Summa 

204 

10 

214 

33 

.   12 

64 

109 

1  237 

12 

74 

323 

Elsaß- Lothringen. 


Stadt 
Land 


7    2 
7    3 


38 


75 
n6 


Summa  |  92   |   25]   ii7i|  14!   5   |   55   |  74  ||  io6|   5  |   80 

Die    übrigen   Provinzen  Preuße  ns^). 
Ostpreußen. 


191 


Stadt 
Land 


12       ij 

58       l| 


131 

3 

— 

lOi 

^^ii 

15 

— 

II 

26 

59] 

17 

2 

22I 

4l|| 

75 

2 

23 

100 

Summa        70      2      72j    20J 
Westpreußen. 


32|     5411     90]     2|     34|   126 


Stadt      .     . 
Land      .     . 

19 
36 

3 

22 
36 

I9 

3 

9 
13 

II 

25 

21 

45 

3 

I2|     33 
13!     61 

Summa 

55 

3 

1     58 

II 

3 

" 

36 

t    66 

3 

25      94 

Pommern, 


Stadt 
Land 


29!     3!     32 
431     41     47 


II       41 
18      71 


Summa  1     72!     ^\     79II     gl     2!     22!     33IJ     8i|     2!     29!   11: 
Posen. 


Stadt      .     . 
Land      .     . 

12 

45 

2 

i 

2 
7 

5 

5 
22 

341 

14 

52 

5 

5 
24 

19 
81 

Summa 

5 

72 

59f 

9 

5 

27 

..|! 

66 

5 

29 

100 

1)  Ohne  Schlesien,  Rheinprovinz,  Hessen-Nassau  und  Westfalen. 
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Bezi 

rk 

männlich 

S    1  H  1  Sa. 

weiblich 

S  1  G  1   H   j  Sa. 

zusammen 

S     1  G  !  H    1  Sa. 

Stadt 

30 
59 

6 

2 

36 
61 

2 
14 

7 

II 

18 

39 

32 
73 

7 

17 
20 

49 

ICD 

Land 

Vororten 

Sa.  mit 

Summa 
Berlins  .     , 

89 

lOI 

8 
15 

116, 

16 
18 

7 

7 

29 
34 

52 
59 

105 
119 

7 

7 

37 
49 

149 

175 

Berlin. 


Stadt      .... 
städtische  Vororte 


85 


'4      99    15 

7       19! 


100       3 
14    — 


53    156 
12      26 


Summa  |     97]  2i|   ii8Jj  17]     3!     44J     64'j  Ii4|     3|     65J   182 
Hannover. 


Stadt 

Land 

47 
69 

13 
3 

60 
72 

7 
II 

9 

34 
23 

43' 
43! 

54 
80 

2 
9 

47 
26 

103 
115 

Summa 

n6    16    132:  18    11 
Schleswig-Holstein. 

57 

86l 

.34 

II 

73!  218 

Stadt       

Land            

20 
26 

3 

^^i 

7 

2 

3 

10 
3 

12] 

•31 

20 

33 

2 
3 

13 

3 

35 
39 

Summa  I     46'      3I     49II 
Sachsen. 


5!     13!     251I     531     5'     16      74 


Stadt       

140 
218 

20 
4 

160:    32,1 
222;    34 

8 
18 

89 

75 

—  1 

129II 

127I 

t 

172. 

2521 

'1 

8 
18 

109 
79 

— 1 

289 
349 

I 

Land 

Unermittelbar 

Sa.  mit  Enklaven 

Summa 

359 
370 

24 
25 

383    66i 
395    67! 

i 

26j 

164 
166 

259I 

425I 
437! 

26i 
26| 

188 
191 

639 
654 

Norddeutsche  Kleinstaaten. 


Hamburg  *) 
Bremen 
Lübeck  .     . 


10 

5 

''] 

4 

9 

I 

10! 

4 

6 

— 

6l| 

— 1 

2!     n! 

-!  "! 

Braunschweig. 


^'♦1 

2 

16 

13 

I 

II 

6| 

— 

I 

Stadt 
Land 


lol 


Summa  j     28!     2]     3o||     4J     2! 
Oldenburg. 


>6|      32 1 


12      46 


Stadt 
Land 


7    — 


Summa 


8|      i|       9!f    2I      ,|       6!       9J| 


Oldenburg  mit  Birkenfeld 


i)  Ohne  Vororte  Berlins. 

2)  Ohne  Altena,  hierfür  siehe  Tabelle  über  Schleswig. 


Holstei 


I4| 


13!     29 


204 


Heinz  Christian  Göbel: 
Anhalt. 


Bezirk 

männlich               weiblich 

S    1  H  I  Sa.     S  j  G  1   H   1  Sa. 

zusammen 

S    1  G  i    H  1  Sa. 

Stadt 

14 
i6 

j 

14'      i|      I 
17I      2|     5 

5        7 
71     14 

15 
18 

I 
5 

5 
8 

21 

Land 

31 

Summa 

30 

i 

3i|l     3|     6 

,2|       .1 

1     33 

6 

X3 

52 

Beide  Mecklenburg. 

Stadt       .     . 
Land       .     . 

II 

20 

l'       2l!j       3'       2 

l! 

9 
13 

'3    — 
23I     2, 

l\     20 
91      34 

Summa 

3. 

■:  3^1 5|  ^ 

'5| 

- 

1     36|     2| 

i6l     54 

Beide  Lippe. 


Lippe-Detmold     . 
Schaumburg-Lippe 

Beide  Lippe    .     . 


3       I 
I     — 


i- 


5:     i|       5|     II 


Waldeck. 


Waldeck 

14      3      171     7|     7      22 

36 

I     -1 

7      25      53 

Sa.    f^^l 

Land 

64!     8|     72 
78!     8|     86 

i  15 
i  17 

6      40 

17      56 

61 

90 

1     ^^1 
!     95! 

6|     48 
171     64 

133 
176 

Summa  1)  j   142I   i6|   158;  32!   23I     96| 
Thüringen. 

Sachsen-Weimar. 


151     174!   23!    112    309 


Land       .     . 
Städte     .     . 

Summa 

82      6'     88 
31!     3I     34 

i  i3'28     !  67 

i     7i  8     t  28 

108 
43 

38!    8 

73 
31 

196 

77 

113      9|   122    2o|36        95 
Sachsen-Meiningen. 

151 

133!  36 

104    273 

Land       .     . 
Städte     .     . 

66 
14 

4       70 
—  1      14 

;   5!i5 

1       2|- 

45 
10 

65 
12 

71 

:      16 

■5 

49     135 
loi     26 

Summa 

8o|     4]     84|;     7ii5     j  55 
Sachsen-Coburg-Gotha. 

77 

87'  15 

59    161 

Land       .     . 
Städte     .     . 



37 
28 

2 

^^1      ? 

4 
2 

16 
14 

26 
23 

43:    4 
35     2 

16 
16 

63 

53 

Summa 

65      2|     67II  I3|  6     I  30 
Sachsen-Altenburg. 

49 

78|    6 

32|   1,6 

Land        .     . 
Städte     .     . 

i6|  — 
81     2 

I6|i     il-     i     4 
loji     i|—     1     6 

5 
7 

1     ^7 

1       9 

- 

4 
8 

21 

17 

Summa 

M 

^ 

26 

!  ^ 

- 

,0 

12 

;  .6 

- 

12 

38 

i)  Mit  Birkenfeld. 


Arbeitsstätten- Wände  rangen. 
Schwarzburg-Rudolstadt. 
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Bezirk 

männlich      i!             weiblich 

S    i  H  1  Sa.  1   S  j    G    [    H 

Sa. 

zusammen 

S    1  G  j  H    j  Sa. 

Land 
Städte 





15 
4 

-|       I5Ji       2J    2 
-1          4II       l|- 

7 

I 

II 

2 

17       2 

1       5  - 

7 

I 

26 
6 

Summa 

19 

-1     H     3|  2 

8 

13 

22i      2 

8 

32 

Schwarzburg-Sondershausen. 


Land 
Städte 


to    — 
6       2 


3 
I  — 


■^ü 


ij 

Summa  |     i6J     2J      iSj     5|   3     |   13     [21     1'     2i|    3I      isj     59 

Reuß  beider  Linien. 


Land 
Städte 


7:| 
19J1     I     I 


—  I 


7     I 
t7     1, 


26 


Summa  j     23]     31     26||     l|   2     |      5      |     8     |i     24J    2| 
Preuß.  Enklave  Sachsen. 


8       34 


Land 
Städte 


7il     i!- 


—     ,        4 


Summa         iij      i       12 1     i —     |     2     |     3     ['     i: 
Preuß.  Enklaven  Hessen-Nassau.  Kreis  Schmalkalden. 


Land 
Städte 


6;!     i    2 

2ij       2      I 


2[      _ 
l|        4 


Summa 


3!   3 


Thüringen  polit. 

Städte     ....... 

Land 

107 

233 

121    119 

loj  243 

20 
31 

53 

72 
144 

103 
228 

I  1271  II 
1  264I  53 

84 
154 

222 
471 

Summa  I  340!   22|  362II  51 164     [216     [331     |l  39i|  6+1   238|  693 
Thüringen  einschließlich  der  preußischen  Enklaven. 


Städte 
Land 


116     12     128    23  12 
243     II    254I    3355 


78      113     j!  IS9   I2{     90J  241 

144      231     |j  275  55|   155I  485 


Summa  |  359!  23|  382I  55169 ')|223  i)|347 ')jl  414]  69I  246]  729 
Königreich  Sachsen. 


Stadt  Leipzig 

Stadt  Dresden 

Stadt  Chemnitz 

Uebrige  Städte 

63 
30 
21 
65 

9 

t 

5 

72      9      2    33 
34      9      I     13 
24      3    —      7 

70      71     41   19 

44i|     72 
23!      39 
loi     24 
301     72 

2      421    Ii6 

I      17      57 

—       10      34 

4        24I    ICD 

Städte  Summa 

Sachsen  Land 

179!  21     200 
157I    15     172 

28 
22 

7 
8 

92 

58 

107 
88! 

207 

179 

7|     93 

81     73 

307 
260 

Königreich  Summa    .... 

336 

36 

372 

!  50 

»5 

130 

»95! 

386 

15J   166 

567 

i)  Zuzüglich  2  G  und   i  H  unermittelbar. 
Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.     1919.    2. 


14 
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Heinz  Chrisüan  Göbel: 

Besondere  Städtetafel. 


männlich 

weiblich 

!l 

zusammen 

S  |H 

Sa. 

S 

G 

H 

Sa.   S 

G 

H  1 

Sa. 

4 

I 

5 

1 

— 

5 

6 

s 

— 

6  1 

11 

8 

1 

9 

2 

— 

5 

7 

10 

— 

6  1 

16 

6 

1 

7 

— 

5 

5 

6 

— 

6  i 

12 

3 

— 

3 

1 

— 

— 

I 

4 

— 

—  ' 

4 

12 

1 

13 

2 

I 

8 

11 

14 

1 

9  ' 

24 

10 

— 

lO 

2 

2 

7 

11 

12 

2 

7 

21 

3   - 

^^ 

— 

I 

1 

2 

3 

I 

1 

■V 

lO 

3 

13  ; 

— 

1 

1 

2 

10 

I 

4 

15 

20 

4 

24  1 

4 

— 

10 

M 

24 

— 

14 

38 

12 

2 

14 

2 

— 

4 

6 

14 

— 

6  1 

20 

49 

lO 

59 

8 

5 

53 

66 

57 

5 

63  1 

125 

13 

I 

14 

I 

— 

5 

6 

14 

— 

ö 

20 

2 

1 

3' 

4 

1 

7 

12 

6 

1 

« ; 

15 

7 

11 

18 

3 

— 

21 

24 

10 

— 

32  1 

42 

lo 

2 

12 

4 

— 

13 

17 

14 

~ 

'5  1 

29 

IG 

3 

13 

4 

— 

b 

10 

14 

9  i 

23 

32 

20 

S2 

8 

1 

31 

40 

40 

1 

Si  ! 

92 

13 

2 

15 

3 

1 

14 

18 

16 

I 

16  1 

33 

35 

19 

54 

11 

3 

35 

49 

46 

3 

54  ! 

103 

13 

5 

18 

1 

— 

6 

7 

14 

- 

25 

Königsberg 
Danzig 
Stettin  .  . 
Posen  .  . 
•  Magdeburg  . 
Halle  .  . 
Kiel  .  .  . 
Altena  .  . 
Hannover  . 
Dortmund  . 
Kassel  .  . 
Krefeld  .  . 
Essen  .  . 
Düsseldorf  . 
Elberfeld  . 
Barmen  .  . 
Köln  a.  Rh, 
Aachen  .  . 
Mannheim  . 
Straßburg     . 


Württemberg  ist  vor  allem  durch  den  Neckar-,  Jagst-  und 
Schwarzwaldkreis  beteiligt.  Verschiedentlich  waren  hier  Bezie- 
hungen durch  die  Metall-,  vornehmlich  durch  die  Eisenindustrie 
nachweisbar. 

In  Baden  zeigen  die  Kreise  Mosbach  und  Karlsruhe  die 
höchsten  Ziffern.  In  jenem  handelt  es  sich  um  die  Aemter 
Buchen  und  Tauberbischofsheim,  in  diesem  um  die  Stadt  Karls- 
ruhe selbst. 

In  Bayern  tritt  besonders  Unterfranken  hervor.  Die  Rhein- 
provinz ist  zu  mehr  als  50  %  mit  städtischer  Bevölkerung  be- 
teiligt.    Auch  in  Schlesien  ist  die  Städteziffer  ziemlich  hoch. 

Von  den  noch  nicht  erörterten  preußischen  Provinzen  kommt 
vor  allem  Sachsen  in  Betracht.  Auch  in  den  norddeutschen 
Staaten  sind  mehr  die  Städte  ausschlaggebend. 

In  Thüringen  beteiligen  sich  intensiver  Sachsen-Weimar^ 
Sachsen-Meiningen  und  Sachsen-Coburg-Gotha. 

Ausland. 

Oesterreich. 


Wien  .  .  . 
Sonstige  Städte 
Land  (Galizien) 


63I  4 

67 

4 

I 

25 

30 

67 

1 

51   7 

58 

8 

— 

30 

38 

59 

324  27 

351 

40 

6 

132 

178 

364 

6 

29I 

37! 


97 
96 

159I  529 


Summa  |  438]  38]  476II  52|     7|   187!  246II  490J     7]  225!  722 


Arbeitsstätten-Wanderungen. 
Rußland. 
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Bezirk 


männlich 
S      H  1  Sa. 


weiblich 

G   I    H      Sa. 


zusammen 

S    1  G  I  H   I  Sa. 


Warschau    . 
Lodz-Odessa   , 
Land   (Polen) 


1O4    27 

40;l        7 

16511     9 


1141  147  _ 

6iy     37      I 
85:    Mil     2 


278 

lOI 

250 


Summa 


282I  87I  369!!  43|     3|  214I  26oi|  325I     3|  301I   629 
Schweiz. 


Bern-Basel-Zürich 
Uebrige  Schweiz 


14      4 
40      5 


[9':     171  —      20      37 
6      25      36JI     45I     6      301     81 


Summa  |     54]     9]     63!!     ^\      ^\     4^1     55ll     62|     6|     50]    I18 
Frankreich. 


Paris 

Uebriges  Frankreich 


na  I     27I     6i     3311     4I     i|     i8|     23||     31]      i|     34] 
Andere  europäische  Staaten. 


56 


Großbritannien,  bes.  London 

Italien 

Niederlande 

Belgien-Luxemburg       .     .     . 

Dänemark 

Spanien 

Portugal 

Norwegen 

Türkei 

Schweden 

Uebriges  E       .          .     .     .     . 
Summa  Europa 


i.S 

2 

I7| 

2 



12 

14 

17 

_ 

14 

50 

I 

5ii     3 

I 

9 

13 

53 

1 

IG 

14 

3 

I7| 

2 

— 

10 

12 

16 

— 

13 

i.S 

.s 

20 

4 

I 

5 

10 

19 

I 

10 

6 

ö' 

— 

— 

2 

2 

6 

— 

2 

5 

I 

ö| 

— 

z 

1 

5 

— 

I 

I 

2 
2 

I 

' 

— 

— 

— 

— 

2 
2 

z 

I 

S 

— 

5 

I 

— 

1 

2 

6 

— 

I 

4 

— 

41 

— 

— 

1 

I 

4 

— 

I 

I  9i9!i53ii072j!ii9|   19I  501!  639II1038I   19I  654I1711 
Uebrige  Erdteile. 


Asien 

Australien  .... 

Amerika     .... 

darunter  Newyork 

Afrika 

Summa  Ausland 


_  2\ 

9  35 

2  15 

-1  — 


3 

5 

69 

31 

2 


• I '_ II        I 

•  I  947|i63|iiioJii281  2o|   532I  680Ü1075I  2o|  695I1790 


Die  im  Jahre  1907 

kerung  der  Stadt 

tracht  komme 


für  die  Gebürtigkeit  der  Bevöl- 
Offenbach  hauptsächlich  in  Be- 
nden  angrenzenden  Gebiete. 


Landkreis  Offenbach      männlich    weiblich       Sa. 


davon  davon  davon 
erwerbs-  Dienst- Ange- 
tätig      boten  hörige 


lock  I  Neu-Isenburg      .     . 

.       186 

124 

360 

199 

9 

152 

>      II  Heusenstamm     .     . 

134 

'05 

239 

128 

9 

102 

»     III  Bieber,  Mühlheira   . 

.       302 

332 

634 

321 

5 

308 

»    IV  Groß-Steinheim, 

Seligenstadt    .     .     . 

•       275 

279 

554 

328 

II 

215 

>     V  Rodgau       .... 

.       208 

209 

417 

243 

9 

it.5 

Summa     . 

— 

— 

2204 

laig 

43 

942 

14' 


2o8  Heinz  Christian  Göbel:  Arbeitsslätlen-Wanderungen. 

davon  davon  davon 
Landkreis  Offenbach      männlich     weiblich       Sa.       erwerbs-  Dienst-  Ange- 
tätig boten  hörige 
Block  Dieburg 358             328         686           415  "  260 

>  Babenhauscn     ....        130               76         206            132  6  68 

>  Groß-Umstadt,  Reinheim        174              112         286            198  6  82 
(zuzüglich  Odenwald)      .       (-)             (-)       (230)         (147)  (9)  (74) 

>  Erbach 522              458          980            620  39  321 

>  Darm  Stadt     .     ■     ■     .     ■        503 555        ^^S^  543  16        499 

Summa     .     .        — —        3446  2055  87      1304 

Kreis  Mainz 232               230  462  276  9  177 

Kreis  Friedberg 339              339  678  391  19  268 

Kreis  Gießen 343             308  651  373  12  266 

Kreis  Büdingen  .     .  _^ .     .     .  344 284  628  377  31  220 

Summa       .     .  —                —  1957  I141  62  754 

Stadt  Frankfurt  a.  M.     .     .     .  1080  1168  2248  914  26  1308 

Kreis  Hanau 376  386  762  385  11  366 

Kreis  Gelnhausen 340  402  742  388  54  300 

Regierungsbezirk  Kassel        .     .  1519  1851  3370  1738  195  1437 

Regierungsbezirk  Wiesbaden     .  637  780*  1453  729  62  662 

Württemberg 737  829  1566  853  138  575 

Baden 592  575  1167  654  77  436 

Bayern  rechts  des  Rheines  .     .  —  —  4936  3035  3o6  1595 

(davon  Unterfranken)        ...  —  —  (3393)  (2045)  (212)  (1136) 

Königreich  Bayern  insgesamt      .  3023  2612  5635  3438  334  1863 

Rheinprovinz 568  581  1149  595  4i  5^3 

Provinz  Sachsen 395  259  614  437  26  191 

Thüringische  Staaten  ....  382  347  729  414  69  246 

Ueber  das  Ausland  ist  an  anderer  Stelle  schon  gesprochen 
worden.  Es  soll  hier  nur  noch  einiges  über  die  Stellung  der 
Polen  nachgetragen  werden.  Es  handelt  sich  in  erster  Linie 
um  in  Frankfurt  abgeschobene,  polnische  Juden.  Die  durch  die 
Bestimmungen  der  Frankfurter  Verordnungen  Betroffenen  siedeln 
in  das  benachbarte  Offenbach  über  und  gehen  von  da  aus  ihren 
verschiedenartigen  Gewerben  in  Frankfurt  nach.  Sicher  erklärt 
sich  daraus  ein  Teil  der  Polenziffern.  Ein  anderer  Teil  der  Polen 
wird  aber  unstreitig  durch  die  Lederindustrie  herangezogen  und 
zwar  vielfach,  wie  bereits  erwähnt  wurde,  über  Paris.  Einige  von 
diesen  Polen  suchen  sich  durch  Schwitzmeistersystem  und  Unter- 
angebote über  Wasser  zu  halten,  wie  mir  vielfach  bekundet  wurde, 
zum  Nachteil  der  Lederwarenindustrie. 
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ZUM   BEGRIFF   DES   POLITISCHEN  VERBRE- 
CHENS IN  DEN  AUSLIEFERUNGSVERTRÄGEN. 

Von 

Rechtsanwalt  Dr.  WERNEBURG,  Berlin-Schöneberg. 

Der  positiven  Reichsstrafgesetzgebung  ist  der  Wortlaut  und 
Begriff  des  politischen  Verbrechens  unbekannt,  er  ist  weder  in 
dem  Reichsstraf-  noch  dem  Reichsmilitärstrafgesetzbuch,  noch  in 
den  sonstigen  Spezialstrafgesetzen  zur  Aufnahme  gelangt.  Wohl 
dagegen  findet  er  sich  in  den  Auslieferungsverträgen  des  Deut- 
schen Reichs  mit  ausländischen  Staaten,  sowie  auch  in  dem  Wahl- 
gesetz für  den  Deutschen  Reichstag  vom  31.  Mai  1869  in  §  3 
Ziffer  4  Absatz  2. 

In  Betracht  kommen  hier  in  erster  Linie  die  Auslieferungs- 
verträge, weil  für  sie  der  Begriff  des  politischen  Verbrechens 
insofern  die  praktisch  bedeutsamste  Rolle  spielt,  als  eine  Aus- 
lieferung wegen  politischer  Verbrechen  von  ihnen  grundsätzlich 
ausgeschlossen  wird. 

Die  Frage  nach  der  Rechtsnatur  der  Auslieferungsverträge 
wird  von  der  herrschenden  Meinung,  der  sich  auch  die  Recht- 
sprechung angeschlossen  hat  (Urteil  des  preuß.  OTr.  v.  17.  April 
1879,  Oppoihof,  Rechtspr.  d.  OTr.  i.  Strafs.  Bd.  20  S.  207, 
ERG.  vom  22.  September  1885  Strafs.  Bd.  12  S.  381),  zutreffend 
dahin  beantwortet,  daß  sie  Reichsgesetze  und  zugleich  völker- 
rechtliche Staatsverträge  sind,  wie  ersteres  sich  aus  den  Artikeln  4 
Ziffer  II  und  13  in  Verbindung  mit  Artikel  11  Absatz  3  der 
Reichsverfassung,  letzteres  aus  den  allgemeinen  Grundsätzen  des 
Völkerrechtes  mit  Deutlichkeit  ergibt.  Diese  Feststellung  hat 
die  praktisch  wichtige  Konsequenz,  daß  die  Auslieferungsverträge 
als  Reichsgesetze  objektive  Rechtsnormen  des  Reichsrechtes  dar- 
stellen, so  daß  die  in  ihnen  enthaltenen  prozeßrechtlichen  Be- 
stimmungen gemäß  §  5  EG.  zur  StPO.  von  der  Strafprozeßordnung 


210  Wcrneburg;  -- 

nicht  berührt  werden  und  auf  ihre  Verletzung  nach  §  376  StPÜ. 
die  Revision  gestützt  werden  kann  {Delius,  Das  AusUeferungs- 
recht  1899  S.  11).  Es  kann  also  demgemäß  dieses  objektive 
Recht  der  Auslieferungsverträge  den  Gegenstand  der  richterlichen 
Entscheidung  bilden,  falls  für  den  Tatbestand  der  abzuurteilenden 
Straftat  deren  Charakter  als  politisches  Verbrechen  in  l^Yage 
kommt,  oder  wenn  seitens  des  Angeklagten  geltend  gemacht 
wird,  daß  eine  ^Auslieferung  überhaupt  nicht  hätte  stattfinden 
dürfen,  weil  es  sich  um  ein  politisches  Verbrechen  auf  seiner 
Seite  handele,  für  welches  eine  Auslieferung  nach  den  Verträgen 
ausdrücklich  gerade  ausgeschlossen  worden  sei ;  eine  solche 
Prüfung  wird  vielfach  schon  von  Amts  wegen  zu  erfolgen  haben, 
namentlich  dann,  wenn  ein  wegen  eines  im  Sinne  der  Ausliefe- 
rungsverträge gemeinen  Verbrechens  Ausgelieferter  nachträglich 
wegen  eines  vor  der  Auslieferung  begangenen  politischen  Ver- 
brechens zur  Verantwortung  gezogen  werden  soll,  w^eil  nach  zahl- 
reichen Auslieferungsverträgen  ein  derartiges  Strafverfahren  gerade 
ausdrücklich  ausgeschlossen  worden  ist. 

Aus  dem  Gesagten  folgt  ohne  weiteres  die  praktische  Wichtig- 
keit und  Notwendigkeit  einer  genauen  und  sicheren  Abgrenzung 
des  Begriffes  des  politischen  Verbrechens,  der  weder  in  den  Aus- 
lieferungsverträgen noch  in  dem  erwähnten  Wahlgesetz  zur  gesetz- 
lichen Feststellung  gekommen  ist. 

In  Ermangelung  positiver  gesetzlicher  Fixierung  bleibt  also 
die  Begriffsbestimmung  des  politischen  Verbrechens  Aufgabe  der 
Wissenschaft ;  ein  Ueberblick  über  die  Literatur  hierzu  ergibt 
eine  große  Mannigfaltigkeit  und  Verschiedenartigkeit  in  der  Auf- 
fassung und  Umgrenzung  dieses  Rechtsbegrififes,  so  daß  eine  Er- 
örterung der  hauptsächlich  vertretenen  Auff'assungen  am  Platz 
erscheint. 

Zwei  Theorien  sind  es,  die  hinsichtlich  der  Begriffsbestimmung 
des  politischen  Verbrechens  am  bedeutsamsten  und  markantesten 
hervortreten,  nämlich  die  Theorie  des  absolut-politischen  und  die- 
jenige des  relativ-politischen  Verbrechens.  Die  Theorie  des 
absolut-politischen  Verbrechens  rechnet  zu  derartigen  Verbrechen 
die  sämtlichen  einen  geschlossenen  Kreis  bildenden  Tatbestände 
des  materiellen  Strafrechtes  eines  Rechtsgebietes,  bei  denen  als 
Objekt  des  verbrecherischen  Angriff"es  ein  politisches  Rechtsgut 
erscheint,  v.  Martitz  (Internationale  Rechtshilfe  in  Strafsachen  II 
S.  273),    ein  Vertreter    dieser  Ansicht,    zählt   zu  ihnen  alle   »die- 
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jenigen  Legaltatbestände,  die  sich  unmittelbar  gegen  die  politische 
Gesamtorganisation  des  Volkes  richten*.  Es  gehören  nach  ihm 
hierhin  einmal  alle  Handlungen,  welche  die  Existenz,  die  völker- 
rechtliche Integrität,  Unabhängigkeit  und  Zugehörigkeit  des  Staats- 
verbandes antasten  und  gefährden,  und  weiterhin  alle  Unter- 
nehmungen ,  welche  den  Umsturz  der  Verfassung  bezwecken, 
wobei  er  zur  Verfassung  alle  diejenigen  Einrichtungen  rechnet, 
durch  welche  die  Staatsgewalt  an  zentraler  Stelle  zum  Ausdruck 
kommt,  also  Staatsform  und  Regierung.  Da  von  der  Regel,  daß 
das  gegen  einzelne  Organe  der  staatlichen  Gesamtheit  oder  von 
solchen  begangene  Unrecht,  —  weil  es  den  Staat  selbst  außer 
Spiel  läßt  —  Ausnahmen  um  deswillen  anerkannt  sind,  weil 
gewisse  Organe  des  Staatskörpers  durch  ihre  Willenserklärungen 
die  Staatsgewalt  in  ihrer  Einheitlichkeit  und  Totalität  zum  Aus- 
druck bringen,  so  zählt  er  auch  zu  den  absolut-politischen  Ver- 
brechen schließlich  auch  noch  alle  verbrecherischen  Angriffe,  die 
sich  gegen  das  monarchische  Staatsoberhaupt,  sein  Leben,  seine 
körperliche  Integrität,  seine  Freiheit  und  seine  Ehre,  gegen  die 
Mitglieder  der  Dynastie  und  die  gesetzgebenden  Repräsentativ- 
körper des  Staates  richten,  v.  Holtzendorff  (Politisches  Verbrechen 
und  Vergehen,  Staatslexikon  Bd.  Ii  S.  612)  geht  bei  der  Fest- 
stellung des  Begriffes  von  den  bei  jedem  Staatswesen  vorhandenen 
drei  Grundlagen  des  gesellschaftlichen  Zusammenlebens,  nämlich 
Verfassung,  internationalen  Rechtsverhältnissen  im  Kriege  und  im 
Frieden  und  Regierung  aus,  und  folgert  demgemäß,  daß  drei 
Objekte  für  politische  Verbrechen  in  Betracht  kommen,  nämlich 
erstens  die  Verfassung,  zweitens  die  äußere  Sicherheit  und  Rechts- 
stellung des  Staates  in  internationaler  Beziehung  und  drittens  die 
innere  Sicherheit  für  die  durch  die  Staatsregierung  zu  vermittelnde 
Erfüllung  der  Staatszwecke.  Nach  Berner  (Lehrbuch  des  Deut- 
schen Strafrechtes  S.  350)  sind  Objekte  des  Angriffes  bei  den 
absolut-politischen  Verbrechen  das  Dasein  und  die  Integrität  der 
Staatsgewalt,  das  nach  seiner  Auffassung  den  Tatbeständen  des 
mit  »Widerstand  gegen  die  Staatsgewalt«  überschriebenen  6.  Ab- 
schnittes des  zweiten  Teiles  des  Reichsstrafgesetzbuches  fehlt, 
nach  V.  Schirach  (Archiv  des  Kriminalrechtes  185 1)  die  Verfassung 
und  Organe  der  Staatsgewalt,  nach  v.  Liszt  (Zeitschrift  für  die 
gesamte  Strafrechtswissenschaft  II  S.  66)  die  politischen  Rechts- 
güter der  einzelnen  oder  der  Gesamtheit,  nach  Weder  (Zur  Be- 
handlung   der    politischen   Verbrechen    im    internationalen    Straf- 


212  Werneburg: 

recht  1887  S.  19)  ein  dem  Staat  als  solchem  zukommendes  Rechts- 
gut wie  Souveränität,  Territorium,  Verfassung  und  die  Person  des 
Monarchen. 

Wie  ersichtlich,  rechnet  diese  Auffassung  zu  den  absolut- 
politischen Verbrechen  alle  diejenigen  strafbaren  Handlungen,  die 
sich  gegen  den  Staat  als  solchen  oder  seine  obersten  Zentral- 
organe  (Monarch  oder  Parlament)  richten,  wobei  aber  diejenigen 
»Verbrechen  oder  Vergehen  gegen  den  Staat«,  die  gegen  unter- 
geordnete Organe  der  Staatsgewalt  verübt  werden  —  wie  z.  B. 
das  Vergehen  des  Widerstandes  gegen  die  Staatsgewalt  gemäß 
§  113  StGB.  —  auszuscheiden  haben,  wie  von  i)Vr;^^r  (Lehrbuch 
des  d.  Strafr.  S.  59)  zutreffend  hervorgehoben  wird;  der  Begriff 
des  absolut-politischen  Verbrechens  ist  also  nicht  identisch  mit 
den  in  dem  Reichsstrafgesetzbuch  unter  dem  Titel  »Verbrechen 
und  Vergehen  gegen  den  Staat«  (den  von  Binding  so  bezeichneten 
»Staatsverbrechen«  II  S.  362)  oder  »Widerstand  gegen  die  Staats- 
gewalt« behandelten  Delikten,  sondern  ein  hiervon  verschiedener 
Begriff,  obwohl  die  absolut-politischen  Verbrechen  den  größten 
Teil  letzterer  umfassen.  Von  den  Delikten  des  Reichsstrafgesetz- 
buches rechnen  zu  den  absolut-politischen  Verbrechen  (bez.  Ver- 
gehen) nach  dieser  Theorie  somit  das  Verbrechen  des  Hoch- 
und  Landesverrates  (§i^  80 — 86,  87 — 92),  die  Verbrechen  und  Ver- 
gehen der  Beleidigung  von  Bundesfürsten  (§§  98 — 10 1),  feindliche 
Handlungen  gegen  befreundete  Staaten  (§§  102 — 104),  —  bei 
denen  wohl  am  richtigsten  als  Angriffsobjekt  das  völkerrechtliche 
Verhältnis  des  Deutschen  Reiches  zu  dem  befreundeten  Staat 
bei  gleichzeitiger  Verletzung  des  ersteren  angesehen  wird  — ,  die 
Verbrechen  in  bezug  auf  die  Ausübung  staatsbürgerlicher  Rechte 
(§§  105 — 109),  ferner  die  Tatbestände  der  §§  1 10,  112,  130, 
130a,  131,  135,  139,  insofern  es  sich  um  die  Verschweigung 
absolut-politischer  Verbrechen  handelt,  §  329  Absatz  3  in  Ver- 
bindung mit  §§  106  und  107,  353a,  die  nach  dem  Gesetz  gegen 
den  Verrat  mihtärischer  Geheimnisse  vom  3.  Juli  1897  strafbaren 
Handlungen  und  die  Vergehen  gegen  i^  1 5  in  Verbindung  mit 
§  18  des  Gesetzes  über  die  Presse  vom  7.  Mai  1874.  Als  nicht 
ganz  zweifelsfrei  erscheint  es,  ob  auch  die  militärischen  Ver- 
brechen des  Reichsmilitärstrafgesetzbuches  unter  den  Begriff  der 
absolut-politischen  Verbrechen  fallen  oder  nicht. 

Man  wird  diese  Frage  m.  E.  jedenfalls  insoweit  zu  bejahen 
haben,    als    der  Staat   oder  seine  obersten  Zentralorgane  als  An- 
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griffsobjekt  des  Täters  erscheinen,  zu  verneinen  haben  hingegen, 
soweit  das  nicht  der  Fall  ist;  in  Zweifelsfällen  wird  als  maß- 
gebend anzusehen  sein,  ob  die  Straftat  das  Moment  einer  ob- 
jektiven Staatsgefährdung  enthält  —  dann  wäre  das  Vorliegen 
eines  absolut-politischen  Verbrechens  zu  bejahen  —  oder  ob  das 
nicht  der  Fall  ist.  Das  zuvor  Gesagte  bezieht  sich  nach  dieser 
Theorie  auf  den  objektiven  Tatbestand  des  absolut-politischen  Ver- 
brechens ;  zu  dem  subjektiven  Tatbestand,  dem  Dolus  des  absolut- 
politischen Verbrechens,  ist  nach  ihr  erforderlich  die  Kenntnis 
des  Täters  von  der  Staatsgefährlichkeit  seiner  Handlung,  m.  a.  W. 
von  der  Gefährdung  der  Integrität  der  bezeichneten  politischen 
Rechtsgüter  und  Kenntnis  von  der  Eigenschaft  des  Angriffsob- 
jektes als  eines  politischen  Rechtsgutes  auf  seiten  des  Täters. 
Belanglos  ist  —  und  das  ist  besonders  hervorzuheben  und  zu 
betonen  — ,  dagegen  das  Motiv,  der  Zweck  und  die  Absicht  auf 
Seiten  des  Täters,  falls  eben  nur  der  bezeichnete  Dolus  auf  seiten 
des  letzteren  vorliegt,  der  allein  erforderlich  und  auch  zur  An- 
nahme eines  derartigen  Verbrechens  genügend  ist. 

Von  den  Vertretern  der  Theorie  des  relativ-politischen  Ver- 
brechens ist  insbesondere  Lavimasch  (Auslieferungspflicht  und 
Asylrecht,  Leipzig  1887)  zu  nennen.  Lammasch  zählt  nämlich 
zu  den  politischen  Verbrechen  im  Sinne  der  Auslieferungsverträge 
nicht  bloß  die  erwähnten  »spezifisch  oder  absolut-politischen 
Delikte,  durch  welche  keine  anderen  als  politische  Rechte  der 
Staatsgewalt  oder  der  Staatsbürger  angegriffen  werden,  sondern 
auch  jene  nur  relativ-politischen  Delikte,  welche  eine  Aenderung 
der  politischen  Verhältnisse  durch  Handlungen  anstreben,  die 
auch,  abgesehen  von  diesem  Zwecke,  schon  ihrer  sonstigen  Be- 
schaffenheit nach  den  Drohungen  der  Strafgesetze  unterliegen. 
Taten  also,  welche  neben  den  Merkmalen  eines  politischen  auch 
die  eines  gemeinen  Verbrechens  an  sich  tragen.«  »In  allen 
Fällen«,  so  führt  er  aus  (S.  293),  »in  welchen  jemand  entweder 
in  der  Absicht,  den  Erfolg  eines  absolut-politischen  Deliktes  her- 
beizuführen, oder  zu  dem  Zwecke,  ein  absolut-politisches  Delikt 
vorzubereiten,  ein  gemeines  Delikt  verübt,  stellt  sich  seine  Hand- 
lung als  ein  relativ-politisches  Delikt  dar.  Und  dasselbe  ist  der 
Fall,  wenn  jemand  bei  Verübung  eines  absolut-politischen  Ver- 
brechens Hindernisse,  welche  sich  ihm  entgegenstellen,  durch  an 
und    für    sich    gemeine  Delikte    beseitigt    oder   sich  oder  andere 
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durch  Verübung  gemeiner  Delikte  gegen  die  Verfolgung  wegen 
eines  politischen  Deliktes  schützt.« 

Nach  Lmnmasch  fallen  also  unter  den  Begriff  der  politischen 
Verbrechen  nicht  nur  die  absolut-politischen  Verbrechen,  sondern 
auch  die  mit  diesen  konnexen  Straftaten.  Uebereinstimmung 
herrscht  nach  beiden  Theorien  darüber,  daß  die  sogenannten 
gemischt-politischen  Delikte  —  denen  ein  gleichzeitiger,  einheit- 
licher Angriff  auf  ein  politisches  und  zugleich  nichtpolitisches 
Rechtsgut  (z.  B.  Angriff  auf  das  Staatsoberhaupt,  den  Monarchen) 
wesentlich  ist  —  politische  Delikte  im  Sinne  der  Auslieferungs- 
verträge sind,  so  daß  es  sich  also  zunächst  um  die  Frage  handelt, 
ob  die  mit  politischen  Delikten  konnexen  Delikte  als  politische 
Verbrechen  im  Sinne  der  Auslieferungsverträge  anzusehen  sind 
oder  nicht.  Lamviasch  bejaht  das,  indem  er  diese  mit  einem 
politischen  Delikt  konnexen  Delikte  eben  als  relativ  politische 
Delikte  bezeichnet,  bei  denen  also  die  Auslieferung  ebenso  aus- 
geschlossen ist,  wie  bei  den  absolut- politischen  Verbrechen. 
Nun  ist  aber  auch  nach  der  anderen  Theorie. die  Auslieferung 
wegen  dieser  mit  politischen  Verbrechen  konnexen  Straftaten 
unzulässig,  nicht  weil  sie  politische  —  bez.  relativ-politische  Ver- 
brechen im  Sinne  von  Lammasch  —  sind,  sondern  kraft  positiver 
Hervorhebung  dieser  konnexen  Delikte  als  ebenfalls  das  politische 
Asylrecht  genießende.  Die  Divergenz  der  beiden  Theorien  ist 
also  eine  rein  doktrinäre  und  entbehrt  jeder  praktischen  Be- 
deutung. Denn  Uebereinstimmung  herrscht  doch  darüber  —  was 
ja  auch  angesichts  der  positiven  Hervorhebung  in  den  Ausliefe- 
rungsverträgen gar  nicht  bezweifelt  werden  kann  (so  lautet  z.  B. 
Art.  6  des  belgischen  Auslieferungsgesetzes  .  .  que  l'etranger  ne 
pourra  etre  poursuivi  ou  puni  pour  aucun  delit  politique  anterieur 
ä    l'extradition    ni    pour     aucun     fait    connex    ä    un    semblable 

delit ,    was    in    den   deutschen  Verträgen  mit  >  Handlung, 

die  mit  einem  politischen  Verbrechen  oder  Vergehen  in  Zu- 
sammenhang steht«  übersetzt  wird)  — ,  daß  auch  diese  mit  poli- 
tischen Verbrechen  konnexen  Straftaten  des  politischen  Asylrechtes 
in  demselben  Maße  teilhaftig  sind,  wie  die  rein  politischen  Ver- 
brechen, mit  denen  sie  eben  in  Zusammenhang  stehen ;  es  ist 
also  demgemäß  praktisch  bedeutungslos,  ob  man  diese  konnexen 
Delikte  als  relativ-politische  bezeichnet  und  sie  somit  in  den  Be- 
griff des  politischen  Verbrechens  mit  einbezieht,  wie  Lammasch 
das   tut,    oder   ob  man  die  mit  politischen  Verbrechen  konnexen 
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Delikte  als  besondere  Kategotie  behandelt,  die  dem  Begriff  der 
politischen  Delikte  nicht  angehört,  sondern  diesem  gegenüber- 
steht. Im  übrigen  ist  es  aber  m.  E.  auch  zutreffend  —  jeden- 
falls nicht  unrichtig  oder  unlogisch  —  diese  mit  politischen  Delikten 
konnexen  Verbrechen  als  relativ-politische  zu  bezeichnen  und  dem 
umfassenden  Begriff  der  politischen  Verbrechen  hinzuzurechnen,  wie 
Lammasch  es  vornimmt.  Denn  darin  besteht  ja  gerade  das  Wesen 
des  konnexen  Deliktes,  daß  es  zu  einem  absolut-politischen  Ver- 
brechen in  Beziehung  und  Relation  steht,  wodurch  es  eben  zu  einem 
relativ-politischen  Delikt  wird,  das  ebenso  wie  das  absolut-poli- 
tische Delikt  des  Asylrechtes  teilhaftig  ist.  Eher  könnte  man 
der  Gegenmeinung  den  Vorwurf  einer  Inkonsequenz  machen,  die 
doch  darin  liegt,  diese  mit  politischen  Verbrechen  konnexen 
Straftaten  als  besondere  Kategorie  den  politischen  Delikten 
geradezu  gegenüberzustellen,  obwohl  sie  ebenso  wie  diese  kraft 
positiver  Bestimmung  der  Auslieferungsverträge  das  politische 
Asylrecht  genießen.  Gerade  daraus,  daß  diese  konnexen  Delikte 
von  der  Auslieferung  ebenso  in  den  Auslieferungsverträgen  aus- 
•geschlossen  sind  wie  die  rein  politischen,  kann  doch  nur  ge- 
folgert werden,  daß  sie  begrifflich  von  dem  Gesetzgeber  zu  der 
Gruppe  der  politischen  Delikte  im  weiteren  Sinne  gehörend  auf- 
gefaßt worden  sind  und  aufgefaßt  werden  sollen,  keineswegs  als 
Begriffe,  die  sich  gegenüberstehen,  weil  dann  kein  Grund  ersicht- 
lich ist,  eine  Auslieferung  ihretwegen  für  unzulässig  zu  erklären. 
Im  übrigen  ist  aber  auch  der  Begriff  des  mit  einem  poli- 
tischen konnexen  Verbrechen  streitig,  eine  Streitfrage,  der  prak- 
tisch viel  größere  Bedeutung  zukommt,  als  der  vorerwähnten, 
die,  wie  erwähnt  wurde,  rein  theoretischer  Natur  ist.  Fraglich 
ist  zunächst,  ob  der  Begriff  des  konnexen  (mit  politischen  Ver- 
brechen, wie  im  folgenden  unterstellt  wird)  Verbrechens  auch 
den  des  komplexen  Deliktes  umfaßt,  wie  Lamviascli  (S.  286), 
Homs  1874  S.  250  Principes  gencraux  du  droit  penal  Beige  I.  2) 
annehmen,  während  andere  Autoren  (so  Rolin,  Revue  du  droit 
internationale  XVI  S.  261  —  263  und  Billot,  Traite  de  l'extradition, 
Paris  1874  S.  104,  106)  die  konnexen  von  den  komplexen  Delik- 
ten ausdrücklich  getrennt  halten  und  unterscheiden.  M.  E.  ist 
es  unzutreffend,  die  Begriffe  miteinander  zu  vermengen,  weil  be- 
grifflich das  konnexe  Delikt  ein  zweites  Delikt  —  das  rein  poli- 
tische Delikt  —  voraussetzt,  zu  dem  es  eben  in  Zusammenhang 
und  Verbindung,    m.  a.  W.  in    Konnexität    steht,    was    bei    dem 
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komplexen  Delikt  nicht  der  Fall  ist;  denn  dieses  kennzeichnet 
sich  eben  als  eine  einheitliche  Handlung  (wie  in  Verbrechenstat- 
bestand), die  eben  mehrere  Strafbestimmungen  des  Heimatstaates 
des  Täters  verletzt  und  sich  außerdem  noch  als  ein  politisches 
Verbrechen  in  diesem  Sinne  darstellt,  so  daß  also  mit  anderen 
Worten  bei  ihm  der  Fall  der  sogenannten  Idealkonkurrenz  ge- 
geben ist.  Dem  steht  daher  begrifflich  gegenüber  eine  Mehrheit 
von  Handlungen,  wie  das  bei  dem  konnexen  Delikt  der  Fall  ist, 
das  eben  ein  politisches  und  ein  gemeines  Merkmal  und  eine 
Konnexität  zwischen  beiden  als  Begriffserfordernis  hat,  so  daß 
also  bei  ihm  mit  anderen  Worten  der  Fall  der  sogenannten  Real- 
konkurrenz gegeben  ist.  Da  nun  die  Fälle  der  Idealkonkurrenz 
denen  der  Realkonkurrenz  begrifflich  gegenüberstehen,  so  ist  auch 
eine  begriffliche  Unterscheidung  zwischen  komplexem  und  kon- 
nexem Delikt  erforderlich  und  notwendig,  falls  eine  richtige  Be- 
urteilung der  verschiedenartigen  Fälle  berücksichtigt  werden  soll. 
Für  die  Frage  der  Auslieferung  ist  diese  Unterscheidung  an  sich 
weniger  von  Bedeutung,  weil  eben  das  komplexe  und  konnexe 
Delikt  gleichmäßig  eine  Auslieferung  ausschließen,  weil  sie  eben 
beide  der  Kategorie  der  politischen  Verbrechen  angehören. 

Besonders  wichtig  ist,  wie  erwähnt,  die  Beurteilung  der  Frage, 
unter  welchen  Voraussetzungen  ein  konnexes  Delikt  als  vorliegend 
zu  erachten  ist,  da  ja  von  der  Bejahung  oder  Verneinung  dieser 
Frage  allein  die  Auslieferung  an  den  Heimatstaat  des  Täters  ab- 
hängig ist.  Nach  v.  ^slaytitz  (II  S.  211)  ist  ein  innerer  Zusammen- 
hang, ein  Kausalitätsverhältnis,  zwischen  dem  seiner  juristischen 
Natur  nach  politischem  und  dem  seiner  juristischen  Natur  nach 
unpolitisch  bleibenden  Verbrechen  erforderlich ;  er  verlangt,  daß 
das  gemeine  Verbrechen  als  akzessorisches  dem  politischen  Ver- 
brechen dienen  muß.  Hierzu  ist  zu  bemerken,  daß  der  Ausdruck 
»dienen«  ein  bildlicher  ist  und  m.  E.  hier  nicht  als  maßgebend 
angewendet  werden  kann.  Zi^reffend  erscheint  es  m.  E.  die 
innere  Erklärungsursache  des  konnexen  Deliktes  als  maßgebend 
und  ausschlaggebend  zu  betrachten,  um  eine  sichere  Beurteilung 
zu  ermöglichen.  Seine  Erklärung  und  seinen  Zweck  muß  nämlich 
das  konnexe  Delikt  allein  in  dem  zweiten  begangenen  politischen 
Delikt  haben,  wenn  ein  Konnexitätsverhältnis  im  Sinne  der  Aus- 
lieferungsverträge als  vorliegend  angenommen  werden  soll.  Hier- 
mit ist  m.  E.  ein  sicherer  Maßstab  gegeben,  wie  mit  dem  sehr 
farblosen  und  unjuristischen  Begriff  des  Dienens.     Verfehlt  ist  es 
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m.  E.,  zum  mindesten  ungenau,  von  einem  Kausalitätsverhältnis 
im  Sinne  dieses  Begriffes  zwischen  dem  politischen  und  dem  mit 
diesem  konnexen  gemeinen  Verbrechen  zu  sprechen,  weil  ein 
objektiver  Kausalzusammenhang  zwischen  beiden  gar  nicht  vorzu- 
liegen braucht,  vielmehr  schon  eine  innere  Beziehung  in  dem 
Sinne  genügt,  daß  Sinn  und  Zweck  des  gemeinen  Verbrechens 
in  dem  daneben  bestehenden  politischen  Verbrechen  seine  innere 
Erklärungsursache  findet.  Zum  Beispiel :  Der  Täter  hat  politische 
oder  militärische  Geheimakten  aus  einem  Staatsgebäude  in  seine 
Gewalt  gebracht,  wird  in  demselben  von  einem  Ueberwachungs- 
beamten  überrascht  und  tötet  nun  diesen,  um  vor  der  Entdeckung 
und  Festnahme  gesichert  zu  bleiben.  Der  Fall  der  Konnexität 
des  Tötungsdeliktes  mit  dem  politischen  Delikt  des  Aktendieb- 
stahles —  das  selbst  den  Charakter  eines  komplexen  DeHktes 
trägt  —  ist  hier  offensichtlich  gegeben,  weil  das  Tötungsdelikt 
seine  innere  Erklärungsursache  eben  in  dem  politischen  Delikt 
findet,  ohne  welche  das  Tötungsdelikt  ganz  unerklärlich  und  un- 
verständlich sein  würde.  Man  kann  auch  m.  E.  hier  nicht  sagen, 
daß  das  Tötungsdelikt  dem  politischen  Verbrechen  im  allge- 
meinen dient,  weil  letzteres  ja  bereits  vor  dem  Tötungsdelikt 
vollendet  und  in  sich  abgeschlossen  war  und  durch  ersteres  der 
Täter  sich  lediglich  seiner  Festnahme  und  Bestrafung  entziehen 
will.  Auch  von  einem  Kausalitätsverhältnis  im  eigentlichen  Sinne 
dieses  Begriffes  kann  man  hier  nicht  sprechen,  weil  die  Ursache 
des  Tötungsdeliktes  doch  zunächst  jedenfalls  offensichtlich  die 
Entdeckung  des  Täters  durch  den  Ueberwachungsbeamten  bildet ; 
daß  das  der  Fall  ist,  ergibt  sich  schon  allein  daraus,  daß  das 
Tötungsdelikt  nicht  stattgefunden  haben  würde,  wenn  nicht  diese 
Entdeckung  seitens  des  Getöteten  erfolgt  wäre.  Daraus  folgt 
notwendigerweise,  daß  die  Tatsache  der  Entdeckung  die  Ursache 
des  Tötungsdeliktes  war,  nicht  andere  Momente.  Man  kann 
lediglich  sagen,  daß  zwischen  dem  politischen  Delikt  und  dem 
gemeinen  Delikt  der  Tötung  eine  innere  Beziehung,  ein  innerer 
Zusammenhang,  in  dem  Sinne  besteht,  daß  letzteres  in  dem 
ersteren  seine  Erklärungsursache  findet,  ein  Zusammenhang,  der 
also  nicht  durch  äußere  tatsächliche  Momente,  sondern  lediglich 
durch"  eine  logische  Gedankenfolge  nachträglich  gebildet  wer- 
den kann. 

Der  Hauptgegensatz  der  beiden  Ansichten,  deren  einer  Ver- 
treter Lammasch   und    deren    anderer  Vertreter  v.  Martitz    sind, 
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besteht  aber  darin,  daß  nach  Lammasch  zu  den  sogenaöftten 
politischen  Verbrechen  im  Sinne  der  Auslieferungsverträge  nicht 
nur  die  durch  das  materielle  Strafrecht  aufgestellten  rein-  und 
gemischt-politischen  Delikte,  bei  denen  das  politische  Angriffs- 
objekt entweder  der  einzige  Grund  ihrer  Kriminalität  oder  doch 
wenigstens  Grund  ihrer  besonderen  Kriminalität  ist,  zählen,  son- 
dern auch  sonstige  gemeine  strafbare  Handlungen  gehören,  so- 
fern sie  in  ähnlicher  Weise  politischen  Charakter  tragen,  wobei 
das  Wort  politisch  hier  nicht  im  spezifisch  juristisch-technischen,, 
sondern  allgemeinen  Sinne  g^ebraucht  sein  soll ;  darüber,  worin 
die  politische  Natur  des  Verbrechens  begriffUch  zu  erblicken  sein 
soll,  herrscht  aber  auch  unter  den  Vertretern  dieser  Auffassung 
{LaviviascJi)  wiederum  die  größte  Meinungsverschiedenheit. 

Vor  der  Erörterung  dieser  Ansichten  soll  zunächst  auf  die 
Fassung  einiger  Auslieferungsverträge  selbst  zurückgegriffen  wer- 
den. In  dem  Auslieferungsvertrage  mit  den  Niederlanden  heißt 
es  in  Artikel  6  Absatz  3:  »Die  Auslieferung  kann  nur  behufs 
der  Untersuchung  und  Bestrafung  der  gemeinen  strafbaren  Hand- 
lungen erfolgen,  welche  in  Artikel  i  dieses  Vertrages  aufgeführt 
sind«.  In  gleichem  Sinne  bestimmt  der  Artikel  24  des  Vertrages 
mit  der  Schweiz  die  Ausschließlichkeit  der  Auslieferung  wegen 
der  hierselbst  aufgezählten  Deliktstatbestände.  Die  Auslieferungs- 
verträge mit  Norwegen  und  Schweden  (Art.  6),  Brasilien  (Art.  6), 
Spanien  (Art.  6)  und  Italien  (Art.  4)  untersagen  zwar  lediglich 
die  strafrechtliche  Verfolgung  einer  bereits  an  den  Heimatsstaat 
ausgelieferten  Person  wegen  eines  vor  der  Auslieferung  begangenen 
Deliktes,  das  nicht  zu  den  in  dem  Auslieferungsvertrage  aus- 
drücklich aufgezählten  Auslieferungsdelikten  gehört.  Jedoch  ist 
nach  allgemein  anerkanntem  völkerrechtlichen  Prinzip  auch  die 
Auslieferung  selbst  schon  wegen  derartiger  Verbrechen  unzu- 
lässig und  verboten,  so  daß  es  sich  also  bei  trotzdem  erfolgter 
Auslieferung  nur  um  eine  Unkenntnis  dieser  Sachlage  auf  selten 
des  ausliefernden  Staates  gehandelt  haben  kann. 

Aus  der  Tatsache,  daß  die  Auslieferungsverträge  durchweg 
und  prinzipiell  eine  Aufzählung  derjenigen  Delikte  enthalten, 
deretwegen  eine  Auslieferung  erfolgen  kann,  ergibt  sich  schon 
allein,  daß  es  eines  ausdrücklichen  Verbotes  der  Auslieferung 
bei  Vorliegen  politischer  Verbrechen  eigentlich  gar  nicht  bedurfte, 
insofern  es  sich  um  die  oben  behandelten  absolut  politischen 
handelt,    weil    diese   ja    infolge   ihrer  Nichtaufführung   unter  den 
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Tatbeständen  der  unter  die  Auslieferung  fallenden  Delikte  ohne 
weiteres  einer  Auslieferung  unzugänglich  waren.  Demgemäß 
würde  also  jeder  Auslieferungsvertrag  infolge  ausdrücklicher  Her- 
vorhebung der  politischen  Delikte  als  solcher,  bei  denen  eine 
Auslieferung  nicht  stattfinden  kann,  eigentlich  —  nämlich  bei 
Richtigkeit  der  ?'.  ^[af■t lisschen  Theorie  —  eine  ganz  überflüssige 
Klausel  —  einen  Vorbehalt  —  (nämlich  zugunsten  der  politi- 
schen Delikte)  enthalten.  Wenn  daher  LavimascJi  (S.  244/45) 
ausführt,  der  Umstand,  daß  mit  konsequenter  Regelmäßigkeit  in 
den  Auslieferungsverträgen  ein  derartiger  ausdrücklicher  Vorbe- 
halt bezüglich  der  politischen  Delikte  ausdrücklich  getroffen  wor- 
den ist,  lasse  eben  vermuten,  daß  der  Gesetzgeber  den  Begriff 
nicht  so  eng,  sondern  weiter  gefaßt  habe,  daß  er  also  insbe- 
sondere die  Auslieferung  wegen  solcher  ihrem  Tatbestande  nach 
in  dem  Auslieferungsvertrage  als  auslieferungsfähig  bezeichneten 
Delikte  dann  untersagen  wolle,  wenn  diese  sich  im  einzelnen 
Falle  ihrer  Natur  nach  als  politische  darstellen,  so  muß  diese 
Auffassung  allein  als  konsequent  und  folgerichtig  erachtet  werden, 
was  für  die  anderweitige  Auffassung  v.  Martits  nicht  zutrifft.  Zu 
der  französisch-belgischen  Klausel  »que  les  delits  politiques  sont 
exceptes  de  la  prcsente  Convention«  (die  zuerst  in  dem  französisch- 
sardinischen  Vertrag  von  1838  auftauchte)  führt  Lammasch 
(S.  244  ff.)  in  durchaus  zutreffender  Weise  aus,  daß  diese  Klausel 
keinen  anderen  Sinn  haben  könne,  als  den,  daß,  wenn  ein  Delikt, 
welches  zu  den  in  den  Verträgen  aufgezählten,  zur  Auslieferung 
verpflichtenden  Tatbeständen  gehöre,  im  einzelnen  Falle  sich  nach 
der  Auffassung  des  ersuchten  Staates  als  ein  politisches  darstelle, 
der  ersuchte  Staat  gleichwohl  zur  Auslieferung  nicht  verpflichtet 
sei,  weil  spezifisch  politische  Delikte  ohnehin  in  den  betreffenden 
Verträgen  mit  derartiger  Klausel  nicht  aufgezählt  seien  und  der 
Grundsatz  gelte,  daß  eine  Pflicht  zur  Auslieferung  nur  wegen  der 
aufgezählten  Delikte  bestehe  (falls  nicht  etwa  letztere  sich  infolge 
ihres  Gesamtcharakters  ebenfalls  als  solche  politischen  Charakters 
kennzeichnen).  Die  von  v.  Martitz  hierfür  gegebene  Erklärung,  daß 
der  Gesetzestext  der  betreffenden  Auslieferungsverträge  nicht  aus 
einem  Guß  erwachsen,  sondern  aus  einer  Reihe  von  parlamentari- 
schen Einzelbeschlüssen  mühselig  entstanden  sei,  muß  demgegen- 
über als  gezwungen  und  auch  völlig  unzureichend  angesehen 
werden;  gerade  dieser  Umstand,  daß  die  Bestimmungen  der  Aus- 
lieferungsverträge ihre  Entstehung  einer  Reihe  von  parlamentari- 
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sehen  Einzelbeschlüssen  verdanken,  rechtfertigt  m.  E.  nur  die 
Schlußfolgerung,  daß  dieser  allgemeine  Vorbehalt  bezüglich  der 
politischen  Verbrechen  in  wohlüberlegter  und  vorbedachter  Weise 
den  Auslieferungsverträgen  hinzugefügt  wurde,  um  gerade  etwaige 
Zweifel  in  dieser  Hinsicht  —  die  beim  Fehlen  einer  derartigen 
Klausel  bei  späterer  Interpretation  geäußert  werden  könnten  — 
von  vornherein  und  endgültig  auszuschließen.  Ist  dem  Gesagten 
zufolge  also  der  von  Lammasch  vertretenen  Auffassung  beizu- 
stimmen und  die  von  v.  Martitz  geäußerte  anderweitige  Meinung 
aus  den  angeführten  Gründen  abzulehnen,  so  entsteht  nunmehr 
noch  die  schließlich  zu  erörternde  Frage,  wann  ein  Delikt  —  selbst 
wenn  es  sich  nach  den  in  den  Auslieferungsverträgen  aufgezählten 
Deliktstatbeständen  an  sich  als  ein  der  Auslieferung  unterliegen- 
des Delikt  darstellt  —  den  Charakter  eines  politischen  Ver- 
brechens oder  Vergehens  trägt  und  somit  des  politischen  Asyl- 
rechtes teilhaftig  ist. 

Hinsichtlich  dieser  (streitigen)  Frage  ist  insbesondere  be- 
merkenswert die  Auffassung,  die  von  dem  Bundesratskommissar 
Wilke  —  ferner  auch  von  den  Abgeordneten  Dr.  Reichens- 
perger  und  Dr.  Braun  —  bei  den  Beratungen  des  Auslieferungs- 
vertrages mit  der  Schweiz  im  Deutschen  Reichstage  (Stenographi- 
scher Bericht  der  Verhandlungen  des  Deutschen  Reichstages  I  1874 
S.  18  ff.)  dahin  geäußert  wurde,  daß  als  politische  Delikte  die- 
jenigen zu  erachten  seien,  die  auf  politischen  Motiven  beruhen.  Zu 
dieser  Auffassung  ist  zu  sagen,  daß  zweifelsohne  das  politische 
Motiv  bezüglich  der  fraglichen  Handlung  für  deren  rechtliche 
Beurteilung  eine  hervorragende  Rolle  spielt.  Fraglich  erscheint 
nur,  ob  dieses  Kriterium  hinreicht  und  genügt,  um  eine  sichere 
Beurteilung  zu  gewährleisten  und  alle  Grenz-  und  Zweifelsfälle 
einheitlich  zu  entscheiden.  Denn  es  ist  zu  bedenken  —  was  gar 
nicht  abgestritten  werden  kann  — ,  daß  die  Motive  bei  Hand- 
lungen physischer  Personen  (mögen  diese  strafbare  oder  straflose 
Handlungen  sein)  rein  interne  Geisteszustände  sind,  so  daß  die 
Motive  sich  also  nur  durch  einen  Rückschluß  aus  äußeren  Be- 
gleitumständen dieser  internen  Zustände  erkennen  lassen,  wobei 
dann  eben  demzufolge  dieser  Rückschluß  immer  nur  ein  Wahr- 
scheinlichkeitsschluß sein  kann,  wie  ohne  weiteres  ersichtlich  ist; 
denn  selbst  die  eigene  Angabe  des  Täters,  daß  das  Motiv  seiner 
Handlung  ein  politisches  gewesen  sei,  kann  die  unbedingte  Richtig- 
keit dieses  Rückschlusses  nicht  gewährleisten,  so  z.  B.  offensicht- 
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lieh  dann  nicht,  wenn  äußere  Umstände  rein  tatsächUcher  Natur 
trotz  dieser  Angabe  des  Täters  geradezu  zwingend  gegen  die 
Annahme  eines  poUtischen  Verbrechens  sprechen,  so  z.  B.  dann, 
wenn  der  Täter  Staatsgelder  unterschlagen  und  für  sich  ver- 
braucht hat  und  nunmehr  behauptet,  das  Motiv  seiner  Tat  sei 
ein  politisches  gewesen,  während  dasselbe  ganz  offensichtlich 
ausschließlich  aus  reinem  Eigennutz  begangen  worden  ist.  Dem- 
gemäß ergibt  sich  als  Folgerung,  daß  die  Angaben  des  Täters, 
das  Motiv  seiner  Handlung  sei  ein  politisches  gewesen,  nur  dann 
in  Betracht  gezogen  werden  bez.  als  glaubhaft  angesehen  werden 
können,  wenn  tatsächlich  seine  Handlung  zufolge  der  vorliegen- 
den Umstände  das  Gepräge  eines  politischen  Deliktes  trägt.  Die 
Motive  des  Täters  lassen  sich  also  in  sicherer  Weise  stets  erst 
durch  einen  Rückschluß  des  Beurteilers  aus  den  äußeren  Tat- 
umständen erkennen,  wobei  den  eigenen  Angaben  des  Täters  nur 
dann  rechtliche  Bedeutung  zukommt,  wenn  sie  mit  den  Tatum- 
ständen nicht  im  offenbaren  Widerspruch  stehen. 

Aus  dem  Gesagten  folgt,  daß  die  Motive  des  Täters  nicht 
als  maßgebendes  Kriterium  dafür  angesehen  werden  können,  ob 
die  Tat  eine  politische  war  oder  nicht.  Vielmehr  ist  das  äußere 
Gepräge  der  Tat  als  solches  Kriterium  zu  erachten  und  zwar 
bei  einer  einzigen  Handlung  deren  äußeres  Gepräge  ,  bei 
einer  Reihe  von  Einzeltaten  das  äußere  Gepräge  der  Gesamt- 
handlung in  ihrem  logischen  inneren  Zusammenhang.  Es  bleibt 
also  nur  noch  die  Frage,  wann  eine  Tat  den  Charakter  oder  das 
Gepräge  einer  politischen  zufolge  der  vorliegenden  äußeren  Um- 
stände trägt.  Das  ist  dann  der  Fall,  wenn  die  Handlungen  oder 
Maßnahmen  des  Täters  eine  Einwirkung  in  positiver  oder  nega- 
tiver Richtung  auf  die  Staatspolitik  zum  Gegenstand  haben, 
mögen  diese  Handlungen  oder  Maßnahmen  auf  selten  des  Täters 
—  in  subjektiver  Beziehung  also  —  als  staatsschädigende  oder 
solche  gewollt  sein,  die  dem  Staate  vorteilhaft  sein  sollen;  den 
Charakter  eines  politischen  Deliktes  nimmt  eine  solche  Tat  an, 
wenn  sie  von  den  Staatsgesetzen  mit  Strafe  bedroht  ist.  Dabei 
kennzeichnen  sich  nicht  nur  alle  diejenigen  Handlungen  des 
Täters,  die  in  positiver,  direkter  Richtung  eine  Einwirkung  auf 
den  Willen  und  die  Ziele  der  Organe  des  Staates  selbst  be- 
zwecken und  zum  Gegenstand  haben,  sondern  auch  solche  Maß- 
nahmen, die  nur  indirekt  einen  Einfluß  auf  die  Träger  der  Staats- 
politik  möglicherweise    ausüben  —  nach  Willen   des  Täters  aus- 
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Üben  sollen  —  so  z.  B.  Agitationen  zugunsten  des  Friedens  bei 
Kriegslage  des  Staates.  Alle  strafbaren  Handlungen  des  Täters, 
die  bei  derartigen  indirekte  Wirkung  ausüben  sollenden  Maß- 
nahmen begangen  werden,  kennzeichnen  sich  infolge  ihrer  Kon- 
nexität zu  derartigen  politischen  Taten  —  selbst  wenn  diese 
letzteren  an  sich  nicht  strafbar  sind  —  als  politische  Delikte, 
weil  sie  zufolge  der  Tatumstände  das  äußere  Gepräge  politischer 
Handlungen  tragen,  bei  denen  also  das  Strafmoment  bezüglich 
der  Auslieferungsfrage  in  den  Hintergrund  tritt;  sie  gelten  m.  a.  W. 
als  politische  Delikte  im  Sinne  der  Auslieferungsverträge,  die 
gleich  den  absolut-politischen  Delikten  des  politischen  Asylrechtes 
teilhaftig  sind.  Sie  fallen  m.  a.  W.  unter  die  politischen  Delikte, 
für  welche  noch  kraft  positiver  Bestimmung  der  Auslieferungs- 
verträge eine  Auslieferung  ausdrücklich  untersagt  ist.  In  diesem 
Sinne  ist  also  m.  E.  der  von  Lanmiasch  vertretenen  Auffassung 
beizustimmen. 
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DAS  SYSTEM  DAVID  RICARDOS'). 

J.  ST.  LEWINSKI. 

Als  im  Jahre  1876  hundert  Jahre  seit  dem  Erscheinen  von 
Adam  Smiths  Wealth  of  Nations  vergangen  waren,  da  vereinigten 
sich  im  Political  Economy  Club  zu  London  Vertreter  der  National- 
ökonomie aus  allen  Ländern,  um  diesen  Gedenktag  festlich  zu 
begehen.  Der  englische  Staatsmann  Goschen,  der  französische 
Finanzminister  Leon  Say,  Emile  de  Laveleye  aus  Belgien  und 
viele  andere  feierten  in  begeisterten  Worten  die  Bedeutung  des 
Werkes  von  Adam  Smith. 

Die  hundertjährige  Wiederkehr  des  Erscheinens  von  Ricardos 
Principles  of  Political  Economy,  eines  Buches,  das  neben  dem 
Wealth  of  Nations  am  meisten  zur  Entwicklung  der  Volkswirt- 
schaftslehre beigetragen  hat,  ist  im  Jahre  191 7  klanglos  vergangen. 
Nicht  wohl  allein  deshalb,  weil  sie  von  dem  Donner  der  Ge- 
schütze übertönt  wurde,  weil  die  Völker  konkretere  Aufgaben 
als  die  Lösung  der  Wertkontroverse  vor  Augen  hatten.  Auch 
im  Frieden  würde  man  kaum  an  diese  Zentenarfeier  gedacht 
haben.  Um  Ricardo  schart  sich  heute  keine  große  Gemeinde 
von  Verehrern.  Ja,  man  kann  sagen,  daß  von  den  Klassikern 
keiner  so  heftig  wie  er  in  allen  Lagern  angefeindet  wird. 

Die  deduktive  Schule,  die  sich  derselben  Methode  wie  er 
bedient,  verwirft  sein  System,  weil  es  nach  ihrer  Ansicht  eine 
falsche    Werttheorie    zur  Voraussetzung    hat.     In    diesem   Kreise 

l)~Diescr  Artikel  bildet  eine  theoretische  Ergänzung  zu  meiner  Arbeit  aus 
dem  vorletzten  Jahrgang  dieser  Zeitschrift  »Die  wirtschaftliche  Entwickelung  der  letaten 
zwanzig  Jahre«,  in  der  sich  das  Beweismaterial  für  verschiedene  hier  aufgestellte 
wirtschaftshistorische  Behauptungen  findet.  —  Da  der  Verfasser  eine  Korrektur 
der  folgenden  Arbeit  nicht  hat  lesen  können,  so  sind  in  den  Anmerkungen  die 
Verweisungen  auf  seine  frühere  Untersuchung  gestrichen  worden.  In  dem  Miinu- 
skript  waren  sie  ohne  Scitcnzuhlen  gegeben. 

15* 
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werden  auch  jetzt  noch  die  meisten  die  Meinung  Jevons  teilen, 
daß  Ricardo,  »dieser  fähige,  aber  starrköpfige  Mann,  den  Karren 
der  Volkswirtschaftslehre  auf  ein  falsches  Geleise  gebracht  hat«. 
Und  daß  auch  die  historische  Schule  für  den  Abstraktesten  der 
Abstrakten  nicht  viel  übrig  hat,  darüber  bra-uchen  kaum  viej 
Worte  verloren  zu  werden. 

So  stehen  diese  beiden  Schulen  der  Nationalökonomie,  um 
die  noch  vor  kurzem  sich  fast  alle  bedeutenden  Vertreter  der 
Volkswirtschaftslehre  sammelten,  Ricardo  feindlich  gegenüber. 
Nur  ausnahmsweise  begegnet  man  einigen  Forschern,  die  wie 
Ashley'^),  Dietzel"^),  Gönner^)  und  Marshall ^)  für  Ricardo  das 
Schwert  ziehen  ^).  Nachdem  ein  Jahrhundert  seit  dem  Erscheinen 
der  Principles  verflossen  ist,  drängt  sich  mit  verstärkter  Kraft 
die  Frage  an  uns  heran,  ob  das  Urteil,  das  über  dieses  Werk 
von  den  meisten  heute  gefällt  wird,  gerecht  ist.  Ist  es  wirklich 
für  das  Verständnis  wirtschaftlicher  Vorgänge  wertlos  geworden.^ 
Müssen  wir  uns  damit  begnügen,  es  mit  so  vielen  anderen  Trak- 
taten und  Systemen  einfach  in  die  Rumpelkammer  der  National- 
ökonomie abzulegen? 

Um  auf  diese  Fragen  antworten  zu  können,  ist  es  nötig,  vor 
allem  die  Gedankengänge  Ricardos  kennen  zu  lernen.  Dies  ist 
bei  dem  unsystematischen  und  konfusen  Aufbau  der  Principles 
nicht  leicht,  und  es  ist  wohl  diesem  Umstände  zuzuschreiben, 
wenn  noch  heute  manche  Ricardosche  Beweisführung  falsch  ver- 
standen wird. 

Den  Grundstein  des  Ricardoschen  Systems  bildet  seine  Wert- 
theorie. Er  will  die  Gesetze  des  Tauschwertes  ergründen,  das 
heißt,  er  will  die  Regeln  feststellen,  nach  denen  eine  Menge  einer 


i)  The  rehabililation  of  Ricardo  im  Economic  Journal.     Sept.  1891. 

2)  Theoretische  Sozialökonomie.     206  ff. 

3)  Vorrede  zu  den  von  ihm  herausgegebenen  Principles  Ricardos. 

4)  Principles  of  Economics.     Bd.  I. 

5)  Es  scheint,  daß  diese  Bewegung  zur  Rehabilitierung  Ricardos,  die  sich  vor 
allem  in  England  bemerkbar  machte,  in  letzter  Zeit  auch  mehr  Anhänger  in 
anderen  Ländern  gewinnt.  In  einem  im  Jahre  1916  in  dem  Archiv  für  Sozial- 
wissenschaft (Band  41,  S.  815  ff.)  erschienenen  Artikel  sprach  Lederer  die  Ansicht 
aus,  daß  es  möglich  sei,  auf  Grund  des  Ricardoschen  Systems  zu  neuen  Erkennt- 
nissen zu  gelangen.  Und  auch  aus  den  Kreisen  der  österreichischen  Schule  ver- 
nimmt man  ähnliche  Stimmen,  so  z.  B.  schreibt  Sc/n/mpeter,  daß  eine  »andere 
Würdigung  der  historischen  Leistung  Ricardos  durchgesetzt  werden  muß,  als  sie 
bis  jetzt  üblich  ist«.     (Grundriß  der  Sozialökonomik  I,  S.  9i5-) 
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Ware    gegen    eine    Quantität   einer    anderen    Ware    ausgetauscht 
wird. 

Gleich  in  der  Ueberschrift  des  ersten  Abschnitts  findet  sich 
die  Problemstellung  und  ihre  Lösung.  Der  *Wert  einer  Ware 
oder  die  Menge  einer  anderen  Ware,  gegen  die  sie  ausgetauscht 
wird«,  sagt  er  dort,  :>hängt  von  der  relativen  Arbeitsmenge, 
die  zu  ihrer  Herstellung  notwendig  ist,  ab,  und  nicht  von  der 
größeren  oder  kleineren  Entlohnung,  die  für  Arbeit  gezahlt  wird«  i). 
Man  darf  nie  bei  der  Betrachtung  des  Ricardoschen  Systems 
vergessen,  daß  er  nicht  irgendwelchen  absoluten  Wert  einer  Ware 
finden  will,  sondern  den  relativen  Wert  der  Waren  überhaupt, 
mit  anderen  Worten  ihr  Austauschverhältnis.  >Es  ist  notwendig 
für  mich  zu  bemerken«,  sagt  Ricardo,  »daß  ich  nicht  gesagt  habe, 
weil  in  einer  Ware  Arbeit  von  looo  £  Kosten  enthalten  ist  und 
in  einer  anderen  Ware  Arbeit  von  2000  £  Kosten,  daß  deshalb 
die  eine  einen  Wert  von  1000  £  und  die  andere  einen  Wert  von 
2000  £  hat ;  sondern  ich  habe  gesagt,  daß  ihr  gegenseitiges  Ver- 
hältnis sich  zu  einander  wie  zwei  zu  eins  verhalten  wird  und  daß 
sie  in  diesem  Verhältnis  sich  austauschen  werden.  Es  ist  ohne 
Bedeutung  für  die  Wahrheit  dieses  Grundsatzes,  ob  eine  dieser 
Waren  für  iioo£  und  die  andere  für  2200  £  oder  die  eine  für 
1500  £  und  die  andere  für  3000  £  verkauft  wird;  diese  Frage 
untersuche  ich  jetzt  nicht;  ich  behaupte  nur,  daß  ihr  relativer 
Wert  von  dem  Verhältnis  der  auf  sie  verwandten  Arbeit  ab- 
hängen wird«  2). 

In  seiner  Werttheorie  schließt  sich  Ricardo  an  Adam  Smith 
an,  der  schon  den  Grundsatz  aufgestellt  hatte,  daß  in  dem  rohen 
und  frühen  Zustande  der  Gesellschaft,  welcher  der  Anhäufung  von 

1)  Principles.     Ausgabe  von  Gönner.     (1913)  S,  5. 

2)  Ib.  Seite  39.  Auf  diese  Worte  muß  ein  ganz  besonderer  Nachdruck  ge- 
legt werden,  da  in  letzter  Zeit  die  Lehre  von  Ricardo  oft  irrtümlich  als  eine 
Produktionskostentheorie  bezeichnet  worden  ist.  So  z.  B.  schreibt  Diehl:  >Wie 
ein  roter  Faden  zieht  sich  durch  die  Briefe  Ricardos  das  Zugeständnis,  daß  es 
falsch  sei,  die  »Arbeit«  allein  als  Wertmaß  zu  bezeichnen,  daß  vieiraehr  neben 
der  »Arbeit«  noch  der  Profit  hinzutreten  müsse.«  (Erläuterungen  Bd.  I  S.  35.) 
Auch  Boehm-Baiuerk,  Gönner,  Stuart  usw.  zählen  Ricardo  zu  den  Kostenwert- 
iheoretikern  (Jb.  S.  49).  —  Es  ist  zwar  richtig,  daß  Ricardo  in  seinen  Grund- 
sätzen ebenso  wie  in  seinen  Briefen  den  Preis  einer  Ware  in  der  Weise  bestimmt, 
daß  er  zu  den  Löhnen  die  Profitrate  hinzuzählt.  Aber  dies  ist,  wie  nicht  nur  aus 
den  oben  zitierten  Worten,  sondern  aus  dem  ganzen  Werke  hervorgeht,  nicht  der 
Kern  seiner  Lehre.  Sein  Grundgedanke  ist  der,  daß  die  Waren  im  Verhältnis  zu 
der  Arbeitsmenge,  die   zu  ihrer  Herstellung  notwendig  ist,  ausgetauscht  werden. 
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Kapital  und  der  Aneignung  des  Bodens  voranging,  die  Waren 
sich  zu  ihren  Arbeitswerten  austauschten.  Diesen  Gedanken  baut 
Ricardo  weiter  aus  und  sucht  zu  beweisen,  daß  nicht  nur  auf  der 
primitiven  Stufe  die  Arbeit  den  Wert  der  Waren  bestimmt,  son- 
dern daß  auch  nach  Entstehung  des  Kapitalsgewinns  und  der 
Rente  dieses  Wertgesetz  seine  Gültigkeit  behält.  Diesen  kapi- 
talistischen Zustand  hat  Ricardo  im  Gegensatz  zu  Smith 
bei  der  Formulierung  seiner  Lehre  vor  Augen  ^). 

Womit  begründet  Ricardo  seine  Wertlehre  ?  Es  ist  charak- 
teristisch für  den  Aufbau  seines  Werkes,  daß  die  Begründung 
dieser  Theorie,  die  auf  den  ersten  Seiten  entwickelt  wird,  sich 
erst  im  vierten  Kapitel  (Ueber  den  natürlichen  und  Marktpreis) 
findet. 

Ricardo  geht  von  der  Tatsache  aus,  daß  Kapital  und  Arbeit 
weniger  lukrative  Erwerbszweige  verlassen,  um  in  mehr  ergiebigen 
Beschäftigung  zu  suchen.  Die  Folge  davon  ist,  daß  Löhne  und 
Gewinne  in  verschiedenen  Berufen  danach  streben,  sich  auszu- 
gleichen. »So  lange  ein  jeder  sein  Kapital  dort  anlegen  kann«, 
sagt  Ricardo,  »wo  es  ihm  gefällt,  wird  er  natürlich  für  dieses 
die  vorteilhafteste  Anlage  suchen;  er  wird  natürlich  nicht  mit  lo  % 
zufrieden  sein,  wenn  er  durch  Hinwegziehung  seines  Kapitals 
einen  Gewinn  von  15%  erzielen  kann.  Dieses  rastlose  Streben 
der  Kapitalisten,  ein  weniger  gewinnbringendes  Geschäft  eines 
vorteilhafteren  willen  zu  verlassen,  ist  die  Ursache  der  starken 
Tendenz  zum  Ausgleich  aller  Gewinnraten «2). 

Ricardo  spricht  hier  ausdrücklich  von  einer  Tendenz ;  denn 
er  wußte  sehr  wohl,  daß  je  nach  der  »Sicherheit,  Sauberkeit  und 
Bequemlichkeit«,  die  ein  Beruf  vor  dem  anderen  voraus  hat,  der 
Kapitalist  sich  mit  einem  geringeren  Gewinn  und  der  Arbeiter 
mit  einem  kleineren  Lohn  begnügen  wird  ^).  Er  war  auch  nicht 
blind    dafür,    daß    dem  Abfluß    des    Kapitals    aus    einem    in    ein 


i)  Der  Unterschied  zwischen  der  Ricardoschen  und  Smithschen  Theorie  geht 
deutlich  aus  einer  Stelle  der  ersten  Auflage  der  Principles  hervor,  die  später  fort- 
gelassen wurde.  »Adam  Smith<,  sagt  Ricardo,  >hat  nirgends  die  Wirkungen  der 
Anhäufung  von  Kapital  und  der  Aneignung  des  Bodens  auf  den  relativen  Wert 
untersucht.  Es  ist  deshalb  wichtig  zu  bestimmen,  wie  weit  die  Wirkungen,  die 
offenbar  auf  den  Tauschwert  der  Waren  durch  das  Verhältnis  der  auf  sie  ver- 
wandten Arbeit  ausgeübt  werden,  durch  die  Anhäufung  von  Kapital  und  die 
Zahlung  der  Rente  modifiziert  oder  abgeändert  werden.<     (Erste  Auflage  S.   16.) 

2)  Principles  a.  a,  O.  S.   65,   66. 

3)  Ib.  S.  16  und  67. 
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anderes  Gewerbe  manchmal  große  Hindernisse  im  Wege  stehen. 
In  dieser  Hinsicht  hat  er  die  wirklichen  Vorgänge  sehr  richtig 
dargestellt. 

»Es  ist  vielleicht  sehr  schwer«,  sagt  er,  »die  Schritte  zu  ver- 
folgen und  zu  bezeichnen,  auf  denen  sich  dieser  Wechsel  voll- 
zieht; wahrscheinlich  geschieht  dies  in  der  Weise,  daß  der 
Fabrikant  nicht  ganz  seinen  Beruf  wechselt,  sondern  nur  die  Menge 
Kapital,  das  er  gebraucht,  vermindert.  In  allen  reichen  Ländern 
gibt  es  eine  Anzahl  von  Menschen,  die  man  die  Klasse  der  Geld- 
geber nennt;  diese  Leute  treiben  kein  Gewerbe,  sondern  leben 
von  den  Zinsen  ihres  Geldes,  welches  sie  in  Wechseln  oder  Dar- 
lehen dem  mehr  gewerblichen  Teil  der  Bevölkerung  vorschießen«  ^). 
Diese  nicht  fest  angelegten  Kapitalien  wenden  sich  stets  den  am 
meisten  ergiebigen  Produktionszweigen  zu,  und  sie  stellen  das 
Gleichgewicht  der  Profitraten  wieder  her«  ^). 

An  anderen  Stellen  seines  Werkes  weist  Ricardo  darauf  hin, 
daß  dort,  wo  große  Kapitalien  so  fest  angelegt  sind,  daß  sie 
überhaupt  nicht  herausgenommen  werden  können,  wie  bei  Im- 
mobilien, Bergwerken  usw.,  eine  Ausgleichung  der  Gewinne  nur 
nach  sehr  langen  Zeiträumen  und  manchmal  überhaupt  nicht 
stattfinden  kann^). 

Ricardo  sah  aber,  wie  trotz  dieser  Hemmungen  die  allge- 
meine von  ihm  festgestellte  Tendenz  überall  zum  Durchbruch 
gelangte,  und  deshalb  machte  er  sie  zur  Grundlage  seiner  Wert- 
theorie. 

Erst  nachdem  wir  uns  dies  vergegenwärtigt  haben,  wird  es 
uns  klar,  warum  Produkte  gleicher  Arbeitsmengen  sich  gegen  ein- 
ander austauschen  müssen  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  es  Strümpfe, 
Stiefel,  Tuche  oder  irgendwelche  anderen  beliebig  reproduzier- 
baren Waren  sind.  Würde  dies  nicht  der  Fall  sein,  würde  ein 
Fabrikant  das  Erzeugnis  einer  gewissen  Zahl  von  Arbeitern  teurer 
verkaufen  als  ein  anderer,  so  müßte  er  einen  größeren  Profit  als 
dieser   erzielen.     Dies    ist   aber    ein  Zustand,    der  auf  die  Dauer 


1)  Ib.  s.  66. 

2)  Ib.  S.  67. 

3)  So  z.  B.  sagt  Ricardo,  daß  ein  Landwirt,  der  sein  Kapital  aus  dem 
Ackerbau  nicht  herausnehmen  könnte,  doch  dieselbe  Menge  Getreide  erzeugen 
würde,  selbst  wenn  der  Preis  bedeutend  gefallen  wäre  (S.  254  und  255).  Der- 
selbe Gedanke  kehrt  dann  bei  Ricardo  Terschiedentlich  wieder,  vor  allem  in  der 
^Steuerlehre  (S.   171   und   176  (F.). 
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unmöglich  ist,  da  ein  Zuströmen  neuer  Kapitalien  das  Angebot 
dieser  Ware  vergrößern,  die  Preise  erniedrigen  und  so  den  Zu- 
stand des  Gleichgewichts  wieder  herstellen  würde. 

»Wenn  der  natürliche  Preis  von  Tuch«,  sagt  Ricardo«,  20  sh. 
betragen  würde,  dann  könnte  eine  gesteigerte  ausländische  Nach- 
frage ihn  auf  25  sh.  oder  mehr  erhöhen.  Die  Gewinne  jedoch, 
die  der  Tuchfabrikant  erzielen  würde,  müßten  eine  Anziehungs- 
kraft auf  das  Kapital  in  dieser  Richtung  ausüben,  und  obwohl 
die  Nachfrage  verdoppelt,  verdreifacht  oder  vervierfacht  würde, 
müßte  schließlich  die  verlangte  Menge  geliefert  und  das  Tuch  zu 
seinem  natürlichen  Preis  von  20  sh.  verkauft  werden«  ^). 

Wie  wir  sehen,  ist  die  Ricardosche  Wertlehre  von  der  Karl 
Marx',  mit  der  sie  oft  verwechselt  wurde,  ganz  verschieden. 
Nachdem  Marx  uns  2u  überzeugen  versucht  hat,  daß  die  Waren 
sich  zu  ihren  Arbeitswerten  austauschen,  ordnet  er  diesem  Grund- 
satz alles  unter.  Um  konsequent  zu  sein,  geht  er  sogar  so  weit, 
daß  er  die  mit  der  Wirklichkeit  nicht  vereinbare  Behauptung 
verteidigt,  gleiche  Kapitalien  müßten  je  nach  ihrer  Zusammen- 
setzung aus  konstanten  und  variablen  Bestandteilen  verschiedene 
Gewinne  abwerfen. 

Ganz  anders  verfährt  Ricardo.  Bei  ihm  hat  die  Wertlehre 
nicht  denselben  absoluten  Charakter.  Sie  wird  aus  der  Tendenz 
des  Ausgleichs  der  Profitraten  abgeleitet  und  wird  durch  sie  be- 
dingt. Dies  ist  der  Grundpfeiler,  auf  dem  das  ganze  System  ruht, 
und  Ricardo  zeigt  selbst,  daß  dort,  wo  die  Gleichheit  der  Profit- 
raten es  erforderlich  macht,  daß  die  Waren  nicht  zu  ihren  Arbeits- 
werten ausgetauscht  werden,  das  Wertgesetz  nicht  zur  Geltung 
gelangen  kann.  Dies  ist  der  Grundgedanke,  den  Ricardo  in 
dem  IV.  und  V.  Abschnitt  des  ersten  Kapitels  entwickelt,  in  dem 
er  nachweist,  »daß  das  Prinzip,  wonach  die  Arbeitsmenge,  die 
auf  die  Herstellung  verwendet  worden  ist,  ihren  relativen  Wert 
bestimmt,  bedeutend  durch  die  Benutzung  von  Maschinen  und 
von  anderem    fixen   und  dauerhaften  Kapital  modifiziert  wird«  -). 


1)  Principles  a.  a.  O.  S.  288. 

2)  S.  23 — 36.  Der  Gedankengang  Ricardos  ist  folgender:  Das  fixe  Kapital 
(Maschinen)  braucht  mehr  Zeit,  um  sich  in  Wert  zu  verwandeln  als  das  umlaufende 
(Löhne).  Soll  das  Kapital  überall  dieselbe  Profitrate  abwerfen,  so  muß  deshalb 
bei  der  Verwendung  von  Maschinen  ein  höherer  Zuschlag  hinzugerechnet  werden. 
Erfordert  die  Herstellung  einer  Maschine  die  Arbeit  von  loo  Leuten  während  eines 
Jahres  und  beträgt  der  Lohn  eines  Arbeiters  £  50  und  der  Profit  loO/o,   so  ist  der 
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Ricardo  hat  seine  Theorie  nur  auf  die  Waren  angewendet, 
die  durch  Arbeit  vermehrt  werden  können,  auf  deren  Herstellung 
die  Konkurrenz  ohne  Hemmung  wirkt  i).  Der  Wert  von  Selten- 
heitsgütern, alten  Münzen,  Bildern  usw.  »ist  ganz  unabhängig  von 
der  Menge  Arbeit,  die  anfangs  zu  ihrer  Herstellung  notwendig 
war,  er  ändert  sich  mit  den  Aenderungen  des  Reichtums  und 
Geschmacks  derer,  die  diese  zu  besitzen  wünschen^  ^).  Die  Ver- 
treter der  subjektiven  Wertlehre  haben  diese  Zweiteilung  Ricardo 
zum  Vorwurf  gemacht,  haben  behauptet,  daß  dadurch  in  seiner 
Lehre  ein  Riß  entstanden  wäre.  Und  doch  ist  diese  Unterschei- 
dung eine  ganz  natürliche  Konsequenz  seiner  Gedankengänge. 

Bei  Seltenheitsgütern  wird  der  Mechanismus,  der  den  Aus- 
tausch der  Waren  zu  ihren  Arbeitswerten  verwirklicht,  außer 
Kraft  gesetzt.  Mag  ein  Rembrandt  oder  ein  Rubens,  zu  dessen 
Herstellung  nur  einige  Tage  nötig  waren,  für  eine  Million  Mark 
verkauft  werden,  so  wird  der  Fabrikant  von  Strümpfen  oder 
Stühlen  sich  nicht  sagen  können,  daß  es  vorteilhafter  wäre,  an 
Stelle  dieser  Gegenstände  echte  Werke  alter  Meister  zu  produ- 
zieren. 

Auch  an  anderen  Stellen  zeigt  Ricardo,  wie  dort,  wo  der 
Ausgleich  der  Gewinne  verhindert  ist,  sein  Wertgesetz  sich  nicht 
durchsetzen  kann.  Z.  B.  sagt  er  im  Kapitel  über  den  auswärtigen 
Handel,  daß  das  Kapital  zwar  mit  Leichtigkeit  aus  einer  Provinz 
in  eine  andere  Provinz  gebracht  wird,  daß  es  aber  nur  schwer 
dazu  zu  bewegen  ist,  das  Heimatland  zu  verlassen.  Deshalb  »kann 
die  Arbeit  von  loo  Engländern  nicht  für  die  Arbeit  von  80  Eng- 
ländern gegeben  werden;  aber  das  Produkt  der  Arbeit  von  100  Eng- 
ländern kann  gegen  das  Produkt  der  Arbeit  von  80  Portugiesen, 


Wert  gleich  £  5500.  Werden  mit  Hilfe  dieser  Maschine  im  zweiten  Jahre  Waren 
produziert,  so  muß  der  Fabrikant,  um  den  Gewinn  von  10%  herauszuschlagen, 
£  6050  (£  5500  4"  £  550)  "^  Anschlag  bringen.  (Ricardo  nimmt  in  diesem  Beispiel 
anscheinend  an,  daß  die  Maschine  nach  einem  Jahre  unbrauchbar  wird.)  Der 
Produzent,  der  kein  fixes  Kapital  verwendet,  wird  für  das  Jahresprodukt  von 
!00  Arbeitern  nur  £  5500  verlangen  können.  »Hier  also  haben  wir  Kapitalisten«, 
sagt  Ricardo,  »die  jährlich  absolut  die  gleiche  Menge  Arbeit  auf  die  Herstellung 
ihrer  Waren"  verwenden  und  doch  differieren  die  Güter,  die  sie  erzeugen,  im  Werte, 
infolge  der  ungleichen  Menge  von  stehendem  Kapital,  d.  h.  von  akkumulierter 
Arbeit,  das  jeder  von  ihnen  verwendet.«     S.  28. 

1)  Principles  a.  a.  O.  S.  7. 

2)  Ib.  S.  6. 
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60  Russen  oder  120  Ostindiern  ausgetauscht  werden  c  i).  Diese 
Gedanken  kehren  in  den  Principles  verschiedene  Mal  wieder,  vor 
allem  in  den  Kapiteln,  die  der  Steuerlehre  gewidmet  sind  ^).  An 
den  Ausnahmen  und  Einschränkungen,  die  Ricardo  macht,  sieht 
man  deutlich,  wie  sehr  seine  Wertlehre  durch  das  Streben  der 
Profite  nach  Gleichgewicht  bedingt  wird.  Hält  man  sich  dies 
vor  Augen,  dann  erst  werden  die  auf  den  ersten  Blick  so  sonder- 
baren und  anscheinend  jeder  Begründung  ermangelnden  Behaup- 
tungen Ricardos  verständlich. 

Das  Wertgesetz  Ricardos  soll  nicht  allein  die  Regeln  fest- 
stellen, nach  denen  sich  die  Waren  austauschen,  er  forscht  eben- 
falls, ja  man  könnte  sagen,  viel  mehr  danach,  warum  sich  ihr 
Wertverhältnis  verändert.  Wie  aus  den  Principles  hervorgeht, 
ist  seine  Problemstellung  vor  allem  eine  dynamische. 

Das  sieht  man  in  den  Kapiteln,  in  denen  er  den  Einfluß  der 
Löhne  auf  den  Tauschwert  untersucht.  Er  weist  darauf  hin,  daß 
eine  Stunde  oder  ein  Tag  Arbeit  verschieden,  je  nach  der  Geschick- 
lichkeit und  Anspannung,  die  sie  erfordern,  entlohnt  werden. 
Infolgedessen  wird  das  Produkt  eines  Juweliers  einen  höheren 
Preis  erzielen  als  eine  in  derselben  Zeit  durch  einen  ungelernten 
Arbeiter  hergestellte  Ware^). 

Er  fügt  aber  gleich  hinzu:  >Da  die  Untersuchung,  auf  die 
ich  die  Aufmerksamkeit  des  Lesers  lenken  möchte,  sich  auf  die 
Folgen  der  Aenderung  des  Tauschwertes  und  nicht  ihres 
absoluten  Wertes  bezieht,  würde  es  nur  eine  geringe  Bedeutung 
haben,  danach  zu  forschen,  wie  die  verschiedenen  Arten  der 
menschlichen  Arbeit  bewertet  werden«*).  Denn  wie  groß  auch 
ursprünglich  in  dieser  Hinsicht  die  Ungleichheit  gewesen  ist,  so 
bleibt  doch  im  Laufe  der  Jahre  der  Abstand  unverändert.  »Wenn 
wir  deshalb  den  Wert  derselben  Ware  zu  verschiedenen 
Zeitpunkten  vergleichen«,  sagt  er,  »so  können  wir  von 
den  Unterschieden  der  Löhne  absehen,  da  ihre  Wirkung  in  bei- 
den Perioden  die  gleiche  ist^). 


1)  Ib.  s.  116/117. 

2)  Ib.  S.   171  ff.  254—255. 

3)  Ib.  S.   16. 

4)  Ib. 

5)  Ib.  Aehnlich  drückt  sich  Ricardo  über  die  Profite  aus,  die  je  nach  der 
Sicherheit,  Bequemlichkeit  usw.  des  Gewerbes  rerschieden  sind,  bei  denen  aber, 
ebenso  wie  bei  den  Löhnen,  im  Laufe  der  Zeit  der  Abstand  der  gleiche  bleibt. 
Jb.  S.  67. 
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Ricardo  führt  das  Steigen  und  Fallen  der  Preise,  d.  h.  der 
in  Geld  ausgedrückten  Werte  auf  Aenderungen  in  der  zu  ihrer 
Herstellung  notwendigen  Arbeit  zurück.  »Wenn  ein  Stück  Tuch<, 
sagt  er,  »jetzt  im  Werte  gleich  zwei  Stücken  Leinwand  ist,  und 
wenn  lO  Jahre  später  der  gewöhnliche  Wert  eines  Stückes  Tuch 
gleich  dem  von  vier  Stücken  Leinen  wäre,  so  könnten  wir  an- 
nehmen, daß  entweder  mehr  Arbeit  zur  Herstellung  des  Tuches 
oder  weniger  zur  Hervorbringung  des  Leinens  nötig  wäre,  oder 
auch  daß  beide  Ursachen  ihre  Wirkung  ausgeübt  hätten«  ^). 
»Wenn  die  Schuhe  und  die  Kleider  des  Arbeiters«,  lesen  wir  wo 
anders,  »durch  Verbesserungen  der  Maschinen  mit  einem  Viertel 
der  Arbeit,  die  jetzt  notwendig  ist,  hergestellt  werden  könnten, 
so  würden  sie  wahrscheinlich  um  75%  im  Werte  fallen«  ^).  >Eine 
Ersparnis  an  Arbeit«,  schreibt  er  einige  Seiten  w'eiter,  »ermangelt 
niemals  den  Tauschwert  einer  Ware  zu  verringern,  ohne  Rück- 
sicht darauf,  ob  an  der  zur  Verfertigung  des  Gutes  selbst  nötigen 
Arbeit  gespart  wurde,  oder  an  der,  die  zur  Bildung  des  Kapitals 
erforderlich   war   und    mit   dessen  Hilfe  sie  hergestellt  wurde«  ^). 

Hat  man  sich  in  die  Gedankengänge  Ricardos  hineinge- 
funden, dann  braucht  man  nicht  erst  lange  nach  der  Begründung 
dieser  Behauptungen  zu  suchen.  Derjenige,  der  zur  Herstellung 
einer  Ware  mehr  Arbeit  als  vorher  braucht,  müßte,  falls  er  den 
Preis  nicht  entsprechend  erhöhen  würde,  seine  Gewinne  unter 
das  Durchschnittsniveau  erniedrigen.  Würde  der  Fabrikant,  der 
durch  Arbeitsersparnis  seine  Selbstkosten  ermäßigt  hat,  die  Preise 
nicht  heruntersetzen,  so  wäre  seine  Profitrate  höher  als  die  der 
anderen.  Wie  wir  wissen,  ist  dies  bei  freier  Konkurrenz  auf  die 
Dauer  nicht  möglich. 

Ricardo  hat  nicht  nur  die  Behauptung  aufgestellt,  daß  mit 
jeder  Erschwerung  respektive  Erleichterung  der  Produktion  der 
Wert  der  Waren  steigt  oder  fällt,  er  hat  dies  als  die  einzige 
wichtige  Ursache,  die  auf  Wertänderungen  der  beliebig  vermehr- 
baren Güter  einen  nennenswerten  Einfluß  ausübt,  hingestellt. 
Aller,  d.  h.  der,  die  auf  längere  Zeitabschnitte  sich  erstrecken, 
denn  nur  diese,  und  nicht  die  täglichen  Preisschwankungen  hat 
Ricardo  vor  Augen. 


1)  Ib.  S.   16. 

2)  Ib.  S.   10. 

3)  Ib.  S.  20. 
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iEs  scheint  mir«,  schreibt  er  in  einem  Briefe  an  Malthus, 
»daß  ein  wichtiger  Grund  der  Meinungsverschiedenheit  zwischen 
uns  bei  der  Diskussion  von  Fragen,  die  wir  oft  berühren,  der 
ist,  dafi  Sie  immer  an  die  unmittelbaren  und  vorübergehenden 
Folgen  besonderer  Aenderungen  denken,  während  ich  diese  un- 
mittelbaren und  vorübergehenden  Folgen  beiseite  lasse  und  meine 
ganze  Aufmerksamkeit  dem  dauernden  Zustande,  der  aus  ihnen 
hervorgeht ,  widme.  Vielleicht  schreiben  Sie  diesen  vorüber- 
gehenden Folgen  eine  zu  große  Bedeutung  zu,  während  ich  zu 
sehr  geneigt  bin,  sie  zu  unterschätzen <'  i). 

Um  die  Richtigkeit  seiner  Behauptung,  daß  alle  Wertände- 
rungen auf  Veränderungen  in  der  zu  ihrer  Herstellung  notwendigen 
Arbeit  zurückzuführen  sind,  zu  beweisen,  sucht  Ricardo  den  von 
Smith  und  allen  seinen  Nachfolgern  aufgestellten  Satz,  daß  jede 
Steigerung  der  Löhne  auch  ein  Steigen  der  Warenpreise  nach 
sich  ziehen  müsse,  zu  entkräften. 

Die  Erfahrung  gibt  in  dieser  Hinsicht  Ricardo  zum  Teil 
recht.  So  z.  B.  sehen  wir,  daß  in  den  achtziger  und  neunziger 
Jahren  die  Löhne  überall  in  die  *Höhe  gingen,  obwohl  die  Preise 
in  diesem  Zeitabschnitte  sich  ganz  bedeutend  senkten.  Die- 
jenigen, die  die  Ansicht  Smiths  vertreten  und  es  als  selbstver- 
ständlich betrachten,  daß  zwischen  Lohn-  und  Preishöhe  ein 
kausaler  Zusammenhang  bestehen  müsse,  vergessen,  daß  eine 
Lohnsteigerung  nicht  allein  durch  ein  Steigen  der  Preise,  sondern 
ebenfalls  durch  ein  Phallen  der  Unternehmergewinne  ausgeglichen 
werden  kann. 

Ricardo  glaubt  nur  an  diese  zweite  Möglichkeit.  Wenn  wir 
von  der  Annahme  des  Strebens  aller  Gewinne  nach  Gleichge- 
wicht, die  dem  ganzen  Ricardoschen  System  zugrunde  liegt, 
ausgehen,  dann  läßt  sich  gegen  diese  Lehre  schwer  etwas  ein- 
wenden. 

Nehmen  wir  an,  daß  in  einem  Lande,  in  dem  die  Profitrate 
5  %  beträgt,  die  Löhne  in  die  Höhe  gehen  und  daß  infolgedessen 
alle  Gewinne  auf  4%  fallen.  Gehngt  es  den  Produzenten,  diesen 
Verlust  auszugleichen  und  die  Preise  zu  steigern,  dann  werden 
sie  alle  wieder  5%  verdienen  —  mit  Ausnahme  eines  Einzigen. 
Der  Besitzer  des  Goldbergwerkes,  der  das  zur  Herstellung  des 
Geldes  nötige  Metall  liefert,  wird  durch  das  Steigen  der  Preise 
in  keiner  Weise  entschädigt.  Im  Gegenteil,  sein  Gewinn,  der 
1)  Letters  to  M<»lthus  S.  127. 
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schon  durch  die  höheren  Löhne  vermindert  wurde,  wird  noch 
mehr  herabgedrückt,  da  er  seine  Werkzeuge,  Maschinen  usw. 
teurer  als  vorher  kaufen  muß.  Das  Gleichgewicht  der  Gewinn- 
raten ist  gestört,  das  Kapital  zieht  sich  aus  der  Goldminen- 
industrie zurück,  die  Förderung  des  Goldes  nimmt  ab,  die  Preise 
fallen  und  kehren  auf  ihr  früheres  Niveau  zurück  ^). 

Nun  hat  Ricardo  selbst  eingesehen,  daß  diese  Beweisführung 
sich  auf  die  wirklichen  Verhältnisse  nicht  immer  anwenden  läßt, 
da  zwischen  den  weit  entlegenen,  überseeischen  Produktions- 
ländern von  Gold  und  der  europäischen  Wirtschaft  kaum  eine 
Wechselwirkung  besteht,  wie  sie  in  der  Theorie  angenommen 
wird. 

»Es  kann  gesagt  werden«,  sagt  er,  »daß  ich  den  Einfluß  der 
Löhne  auf  den  Preis  unter  der  Annahme  untersucht  habe,  daß 
das  Metall,  aus  dem  das  Geld  gemacht  wird,  das  Produkt  des 
Landes  ist,  in  dem  die  Löhne  sich  geändert  haben,  und  daß  die 
Schlüsse,  zu  denen  ich  gelangt  bin,  wenig  mit  den  jetzigen  Ver- 
hältnissen übereinstimmen,  da  Gold  ein  ausländisches  Erzeug- 
nis ist<r. 

Nun  glaubt  aber  Ricardo,  daß  auch  unter  diesen  Umständen 
erhöhte  Löhne  nur  auf  die  Höhe  der  Profite  und  nicht  auf  die 
Preise  einen  Druck  ausüben.  Um  dies  zu  beweisen,  führt  er  die 
Quantitätstheorie  ins  Treffen.  Er  behauptet,  daß  die  Preise  nur 
dann  steigen  können,  wenn  neues  Gold  ins  Land  strömt.  Dies 
ist  aber  unmöglich,  denn  »wenn  alle  Waren  im  Preise  steigen 
würden,  so  könnte  Gold  nicht  aus  dem  Auslande  kommen,  »um 
diese  teuren  Waren  zu  kaufen,  im  Gegenteil,  es  würde  aus  dem 
Lande  fließen,  um  mit  Vorteil  die  verhältnismäßig  billigeren  aus- 
ländischen Waren  zu  kaufen«  -). 


i)  So  sind  sicher  die  unklaren  Sätze  Ricardos  aufzufassen,  in  denen  er  den 
Beweis  zu  erbringen  versucht,  daß  die  Preise  trotz  erhöhter  Löhne  unverändert 
bleiben.  >Dieselben  Gründe«  sagt  er,  »die  den  Jäger  und  Fischer  bewegen  würden, 
danach  zu  streben,  den  Wert  des  Wildes  und  der  Fische  zu  steigern,  müßten  den 
Minenbesitzer  veranlassen,  den  Wert  seines  Goldes  zu  erhöhen.  Da 
dieser  Beweggrund  auf  alle  diese  drei  Berufe  mit  derselben  Kraft  wirken  müßte, 
und  die  Lage  der  in  ihnen  Beschäftigten  nach  wie  vor  dem  Steigen  der  Löhne 
dieselbe  wäre,  so  bliebe  der  relative  Wert  von  Wild,  Fischen  und  Gold  unver- 
ändert. Die  Löhne  könnten  um  20%  steigen  und  die  Gewinne  in  einem  größeren 
oder  kleineren  Verhältnis  fallen,  dies  würde  ohne  Einfluß  auf  den  Tauschwert 
der  Waren  sein«     S.  22. 

2)  S.  81. 
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Diese  ganze  Beweisführung  ruht  auf  einem  sehr  wackeHgen 
Fundament,  denn  die  Lehre,  die  die  Höhe  der  Preise  mit  der 
Menge  des  Goldes  in  Zusammenhang  bringen  will,  ist  eine  will- 
.  kürliche  Annahme,  die  sich  mit  der  Wirklichkeit  nicht  in  Einklang 
bringen  läßt.  So  darf  man  sich  nicht  wundern,  daß  die  Tat- 
sachen den  Schlüssen,  die  aus  ihnen  gezogen  werden,  wider- 
sprechen. Eine  Erhöhung  der  Löhne  muß  nicht  notwendiger- 
weise ein  Fallen  der  Gewinne  verursachen.  Während  der  letzten 
zwanzig  Jahre,  die  dem  Kriege  vorausgingen,  sind  beide  ständig 
und  nicht  unbedeutend  gestiegen. 

Die  Profittheorie  Ricardos  oder  eigentlich  der  .Mangel  einer 
solchen  ist  der  wunde  Punkt  seiner  ganzen  Verteilungslehre.  Er 
betrachtet  die  Gewinne  nur  als  eine  Restgröße,  die  nach 
Zahlung  der  Löhne  zurückbleibt,  und  vergißt,  daß  diese  ihre  eige- 
nen Bestimmungsgründe  haben.  Die  spätere  volkswirtschaftliche 
Literatur  hat  sich  um  das  von  Ricardo  aufgeworfene  Problem, 
welche  Wirkungen  die  Bewegungen  der  Löhne  und  Profite  auf- 
einander ausüben,  nicht  gekümmert,  und  wir  stehen  hier  vor  einer 
Aufgabe,  die  noch  zu  lösen  ist. 

Wie  ist  die  Tatsache,  daß  der  Grundbesitzer  in  Form  von 
Rente  mühelos  ein  Einkommen  bezieht,  mit  der  Arbeitswerttheo- 
rie vereinbar,  das  ist  die  Frage,  die  Ricardo  im  weiteren  Verlaufe 
seiner  Untersuchung  aufwirft.  In  der  Re  ntentheorie*),  die 
er  in  den  Principles  entwickelt,  kann  man  folgende  Grundgedanken 
unterscheiden  : 

*  I.  Er  geht  von  der  Voraussetzung  aus,  daß  der  Tauschwert 
aller  Waren  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  sie  Erzeugnisse  der  Fa- 
briken, Bergwerke  oder  der  Landwirtschaft  sind,  stets  durch  die 

i)  Als  Rente  bezeichnet  Ricardo  den  Teil  des  Produkts  des  Bodens,  der 
den  Grundbesitzern  für  die  Benutzung  »der  ursprünglichen  und  unzerstör- 
baren Kräfte  des  Bodens<  gezahlt  wird.  Rente  im  Sinne  Ricardos  ist  nicht  mit 
dem,  was  man  im  gewöhnlichen  Sprachgebrauch  unter  dem  Namen  >rent«  oder 
Pacht  versteht,  identisch.  Denn  diese  enthält  oft  die  Zinsen,  die  für  das  im  Lande 
investierte  Kapital  gezahlt  werden,  oft  ist  sie  nur  der  Gegenwert,  der  für  die 
Produkte  des  Bodens  entrichtet  wird.  Wenn  jemand  z,  B.  für  das  Recht,  Bäume 
in  einem  Walde  zu  fällen,  an  den  Grundherrn  eine  Summe  zahlt,  so  ist  dies  nach 
der  Meinung  Ricardos  nicht  als  Rente  zu  betrachten  (S.  45).  Diese  unklare  Unter- 
scheidung läßt  sich  kaum  begründen.  Ricardo  vollbringt  hier  mit  Hilfe  der 
Definition  ein  wahres  Taschenspielerkunststück.  Er  läßt  die  mit  seiner  Lehre  im  Wider- 
spruch stehende  Tatsache,  daß  auch  unbebautes  Land  dem  Besitzer  eine  Rente 
bringt  und  so  ohne  jede  Arbeit  ein  Wert  geschaffen  wird,  einfach  aus  dem  Bereich 
seiner  Untersuchung  verschwinden. 
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Menge  Arbeit  bestimmt  wird,  die  unter  den  ungünstigsten  Bedin- 
gungen zu  ihrer  Hervorbringung  nötig  ist^).  »Das  Getreide,  wel- 
ches durch  die  größte  Menge  Arbeit  produziert  wird«,  sagt  er, 
»bestimmt  den  Preis  des  Getreides  überhaupt«  ^).  Und  ebenso 
behauptet  er,  daß  im  Bergbau,  wo  in  verschiedenen  Gruben  je 
nach  ihrer  Ergiebigkeit  mit  derselben  Arbeit  verschiedene  Resul- 
tate erzielt  werden,  der  Preis  sich  nach  den  Produktionskosten 
der  ärmsten  Minen  richtet^). 

2.  Der  Preis,  der  für  dieses  Grenzprodukt,  —  wir  wollen  so 
die  unter  den  ungünstigsten  Bedingungen  hergestellte  Ware  nen- 
nen, —  gezahlt  wird,  besteht  nur  aus  Lohn  und  Profit.  »Das 
Metall«,  sagt  Ricardo,  »das  in  dem  am  wenigsten  ergiebigen 
Bergwerk  erzeugt  wird,  muß  wenigstens  einen  Austauschwert  ha- 
ben, der  nicht  nur  genügend  ist,  um  diejenigen,  die  darin  arbeiten 
und  das  Produkt  zu  Markte  bringen,  mit  der  nötigen  Kleidung 
und  Nahrung  zu  versehen.  Er  muß  auch  den  gewöhnlichen  und 
üblichen  Gewinn  demjenigen  bringen,  der  für  den  Betrieb  das 
nötige  Kapital  vorschießt«  *).  Mehr  ist  aber  in  dem  Preise,  der 
für  das  Grenzprodukt  gezahlt  wird,  nicht  enthalten^  »Das  Kapi- 
tal, das  auf  dem  am  wenigsten  fruchtbaren  Boden  angelegt  wor- 
den ist,  trägt  keine  Rente«  ^). 

3.  Die  Besitzer  der  günstiger  gelegenen  Besitzungen  erzielen 
einen  die  Profitrate  übersteigenden  Gewinn.  Ist  es  nötig,  um  die 
Bevölkerung  mit  Getreide  zu  versorgen,  Bodenklassen  Nr.  i,  2 
und  3  zu  bebauen,  die  mit  derselben  Menge  Kapital  und  Arbeit 
100,  90  und  80  Quarters  Korn  hervorbringen,  so  bleiben  dem 
Besitzer  des  Grundstücks  i  außer  dem  landesüblichen  Gewinn 
noch  20  und  dem  des  Grundstücks  2  noch  10  Quarters  Getreide^ 
die  zum  Marktpreise  verkauft  werden  können. 

4.  Das  Streben  des  Kapitals  nach  gleichen  Gewinnen  ver- 
wandelt dieses  Mehrprodukt  in  Rente.  Der  Pächter  erzielt  näm- 
lich denselben  Gewinn,  wenn  er  das  Land  3,  für  das  er  keine 
Rente  zu  zahlen  hat,  bebaut,  oder  wenn  er  an  die  Besitzer  des 
Bodens  i  und  2  den  Gegenwert  von  20  respektive  von  10  Quar- 
ters entrichtet.    Kleiner  kann  die  Rente  nicht  sein,  weil,  falls  ein 

1)  S.  50. 

2)  s.  55. 

3)  S.  62-63. 

4)  Principles  S.  63. 

5)  Ib.  S.  55. 
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Pächter  sich  weigern  würde,  diese  zu  zahlen,  »sich  bald  andere 
Personen  finden  würden,  die  willens  wären,  alles,  was  die  Profit- 
rate übersteigt,  dem  Grundbesitzer  zu  geben«  ^).  »Zwei  Profit- 
raten können  nicht  existieren«  ^).  Auf  diese  Behauptung  baut 
sich  nicht  nur  Ricardos  Lehre  vom  Werte,  sondern  auch  die  von 
der  Rente  auf. 

Auf  Grund  seiner  Theorie  kommt  Ricardo  zu  der  Schluß- 
folgerung, daß  »mit  jeder  Zunahme  der  Bevölkerung,  die  ein 
Land  zwingt,  seine  Zuflucht  zu  Bodenklassen  geringerer  Beschaf-. 
fenheit  zu  nehmen,  um  die  Nahrungsmittel,  deren  es  bedarf,  her- 
vorzubringen, die  Rente  der  fruchtbareren  Grundstücke  steigen 
wird«  ^}.  Umgekehrt  müssen  alle  Verbesserungen  in  der  Land- 
wirtschaft, die  es  gestatten,  den  Anbau  der  weniger  fruchtbaren 
Ländereien  aufzugeben,  ein  Fallen  der  Rente  bewirken.  »Ist  eine 
Million  Quarters  Getreide  zum  Unterhalt  einer  gegebenen  Bevöl- 
kerung erforderlich«,  sagt  Ricardo  »und  wird  dieselbe  vom  Boden 
erster,  zweiter  und  dritter  Klasse  bezogen,  und  wird  später  eine 
Verbesserung  erfunden,  wodurch  die  nötige  Menge  schon  auf  dem 
Boden  Nr.  i  und  2  gewonnen  werden  kann,  ohne  daß  man  das 
Land  Nr.  3  bebauen  muß,  so  ist  es  einleuchtend,  daß  die  un- 
mittelbare Folge  davon  ein  Sinken  der  Rente  sein  wird«  *). 

Man  mufi  die  Geschlossenheit  dieser  Rententheorie  bewun- 
dern. Sie  weist  nur  eine  schwache  Stelle  auf.  Die  Behauptung, 
daß  das  letzte  in  Bebauung  genommene  Land  keine  Rente  trägt, 
ist  zwar  für  primitive  Verhältnisse,  auf  denen  das  unbebaute  Land 
noch  nicht  in  Besitz  genommen  ist,  richtig,  nicht  aber  für  den 
fortgeschrittenen  Zustand,  auf  dem  aller  Grund  und  Boden  sich 
in  festen  Händen  befindet.  Hier  muß  für  die  Benutzung  selbst 
des  unfruchtbarsten  und  unbebauten  Bodens  eine  Vergütung  ent- 
richtet werden. 

Schon  Adam  Smith  hat  darauf  hingewiesen ;  er  hat  gezeigt, 
wie  mit  der  gesteigerten  Nachfrage  nach  Holz  die  Waldungen 
Norwegens,  die  früher  frei  benutzt  werden  konnten,  ihren  Be- 
sitzern eine  Rente  zu  bringen  begannen^). 

Diese  Erscheinungen  sind  nicht  nur  mit  der  Rententheorie  Ricar- 

1)  Ib.  S.  49-  * 

2)  Ib.  S,  49. 

3)  Ib.  S.  47. 

4)  Ib.  S.  56. 

5)  Weath  of  Nations  Buch  I  Kapitel   ii. 
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dos,  sondern  auch  mit  seiner  Wertlehre  schwer  vereinbar.  Denn 
hier  sehen  wir,  wie  ein  Gut  —  das  Holz  —  einen  Tauschwert  er- 
langt, ohne  daß  im  Produktionsprozesse  eine  Aenderung  stattge- 
funden hätte.  Es  ist  klar,  daß,  wenn  jemand  für  das  Recht  Bäume  zu 
fällen  etwas  zahlen  muß,  er  um  die  landesübliche  Profitrate  zu 
erzielen,  außer  dieser  und  den  Löhnen  noch  den  Betrag,  den  er 
an  den  Grundherrn  entrichtet,  in  Anrechnung  bringen  muß.  Und 
es  ist  ebenso  selbstverständlich,  daß  für  die  Benutzung  dieses 
Grundstückes  auch  der  Ackerbauer  an  den  Besitzer  einen  Betrag 
entrichten  muß,  der  nicht  geringer  sein  kann,  als  derjenige,  den 
er  erhielt,  solange  Holz  im  Walde  gewonnen  wurde.  Diese  Er- 
höhung der  Rente  für  das  letzte  in  Bebauung  genommene  Land 
muß  also  den  Preis  aller  Bodenprodukte  erhöhen. 

Ricardos  Schlußfolgerung,  daß  die  einzige  Ursache  der 
Preissteigerung  der  landwirtschaftlichen  Produkte  »darin  zu  suchen 
ist,  daß  mehr  Arbeit  zur  Erzeugung  des  letzten  Teilprodukts  nö- 
tig ist  und  nicht  darin,  daß  Rente  an  den  Besitzer  gezahlt  wird«, 
ist  nicht  richtig.  Neben  der  Differentialrente,  deren  Gesetze  Ri- 
cardo so  scharf  formuliert  hat,  gibt  es  noch  eine  andere,  die 
außer  den  Löhnen  und  Profiten  einen  Bestandteil  des  Preises  bil- 
det. Diese  findet  ihre  Erklärung  in  der  Tatsache,  daß  in  dichter 
bevölkerten  Ländern  aller  Grund  und  Boden  angeeignet  ist  und 
einen  Monopolcharakter  erlangt  hat.  Diesen  Mangel  seiner  Lehre 
hat  Ricardo  in  seinen  Briefen  zugegeben  und  darauf  hingewiesen, 
daß  auch  der  schlechteste  Boden  eine  Rente  abwirft.  Diese  sei 
aber  von  so  minimaler  Höhe,  daß  man  von  ihr  ruhig  abstrahie- 
ren könne  ^). 

Alle  Wertänderungen  der  beliebig  vermehrbaren  Güter  lassen 
sich  also  nicht  auf  Aenderungen  in  der  zu  ihrer  Herstellung  not- 
wendigen Arbeit  zurückführen.  Diese  Behauptung  hat  Ricardo 
selbst  eingeschränkt  und  nachzuweisen  versucht,  daß  neben  der 
Arbeit  auch  das  Steigen  und  Fallen  der  Profitrate  den  Wert  der 
Waren  beeinflussen   kann  ^).     Zugleich    aber    hat    er    darauf  auf- 

1)  Siehe  hierüber  Dte/il  a.  a.  O.  Band  II  S.    171  ff. 

2)  Wie  aus  den  verschiedenen  Auflagen  der  Principles  und  den  Briefen 
Ricardos  ersichtlich  ist,  schränkte  er  das  Prinzip,  daß  die  Arbeit  allein  den  Wert 
der  Waren  bestimmt,  immer  mehr  ein.  (Siehe  Die/i/  a.  a.  O.  Band  II  S.  34  ff.) 
In  einem  Brief  an  Mac  Culloch  schreibt  er:  »Ich  glaube  manchmal,  daß  wenn  ich 
das  Kapitel  über  den  Wert,  das  sich  in  meinem  Buche  findet,  noch  einmal 
schreiben  müßte,  ich  zugeben  würde,  daß  der  Wert  der  Waren  durch  zwei  Um- 
stände bestimmt  wird  usw.«     Letters  to  Mac  Culloch  S.  71. 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissens  eh.     1919.     2.  I6 
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merksam  gemacht,  daß  dieser  zweite  Faktor  nur  geringe  Ver- 
schiebungen verursachen  kann.  »Welchen  Umständen,  ich  meine 
dauernden  Umständen«,  schreibt  er  in  einem  Brief  an  Malthus, 
»können  die  Veränderungen  zugeschrieben  werden.''  Zwei  Um- 
ständen, und  zwar  einem,  der  nur  geringe  Verschiebungen  ver- 
ursacht, einem  Steigen  oder  Fallen  der  Löhne,  oder  was  nach 
meiner  Meinung  gleichbedeutend  damit  ist,  einem  Sinken  oder 
Steigen  der  Gewinne.  Die  andere  Ursache  ist  von  kolossaler 
Bedeutung.  Es  ist  dies  die  größere  oder  geringere  Menge  Arbeit, 
die  zur  Hervorbringung  einer  Ware  nötig  ist«  ^'). 

Die  Richtigkeit  dieses  letzten  Satzes  kann  nicht  bestritten 
werden.  Und  so  kommt  Ricardos  Theorie,  wenn  sie  auch  nicht 
in  allen  Einzelheiten  einwandfrei  ist,  der  Wahrheit  am  nächsten, 
sie  ist,  wie  er  selbst  gesagt  hat,  »the  nearest  approximation  of 
truth«  2). 

Dies  sehen  wir  am  besten,  wenn  wir  die  großen  Preiswellen 
des  XIX.  Jahrhunderts  betrachten.  Das  gegen  18  50  beginnende 
Steigen  der  Preise  ist  durch  die  Entdeckungen  ergiebiger  Gold- 
gruben in  Kalifornien  und  Australien  verursacht  worden.  Das 
dann  im  Jahre  1873  einsetzende  Fallen  aller  Preise,  das  bis  zum 
Jahre  1895  dauerte,  ist  auf  die  Erschließung  neuer  fruchtbarer 
Gebiete  in  Nordamerika  und  auf  die  Verbilligung  des  Transports 
zurückzuführen.  Die  seit  dem  Ende  der  90  er  Jahre  wieder  aufstei- 
gende Bewegung  findet  in  erster  Linie  ihre  Erklärung  in  der  Not- 
wendigkeit, die  Bodenschätze  mit  einem  gesteigerten  Arbeitsauf- 
wand an  die  Oberfläche  zu  bringen. 

Ebenso  wie  bei  den  Wertänderungen  sehen  wir  auch  bei  der 
Rente,  daß  die  Erscheinungen,  die  Ricardo  in  seiner  Theorie  ver- 
nachlässigt hat,  im  Vergleich  zu  denen,  die  den  Kern  seiner  Lehre 
bilden,  eine  ganz  untergeordnete  Rolle  spielen.  Leider  besitzen 
wir  keine  Geschichte  der  Bodenpreise  und  Pachtzinse,  und  diese 
Lücke  läßt  sich  heute  schwer  ausfüllen,  da  die  Materialien  dazu 
hauptsächlich  in  englischen  Blaubüchern  verstreut  sind,  und  man 
heute  diese  sich  kaum  beschaffen  kann.  Nur  auf  Grund  der  bei- 
den wichtigsten  Aenderungen  der  Pachtzinse  im  XIX.  Jahrhundert 
läßt  sich   die   Richtigkeit   der  Ricardoschen    Lehre    feststellen  ^). 


I)  Letters  tho  Malthus  S.    175/176. 
^)  Jb. 

3)  Der  Pachtzins    enthält    außer    der  Rente    auch    einen  Bestandteil,    der  als 
Zins  für  das  im  Boden  investierte  Kapital  angesehen  werden  kann.     In  der  Wirk- 
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Sicher  war  Ricardo  durch  die  Vorkommnisse  seiner  Zeit  zur 
Formulierung  der  Rententheorie  angeregt  worden.  Während  der 
Napoleonischen  Kriege  hatte  sich  Englands  Bevölkerung  und  Wohl- 
habenheit stark  vermehrt,  da  erschien  das  Korngesetz  von  1804, 
und  die  Kontinentalsperre  wurde  durch  Napoleon  proklamiert.  In- 
folgedessen war  das  Land  auf  sich  selbst  angewiesen.  Boden- 
klassen geringerer  Güte  mußten  in  Anbau  genommen  werden,  die 
Getreidepreise  stiegen  ganz  gewaltig  (von  60  sh  pro  Quarter  im 
Jahre  1804  auf  108  sh  im  Jahre  1813)^)  und  auch  die  Pachtzinse 
erfuhren  eine  ganz  bedeutende  Steigerung  ^). 

Das  Gegenteil  trat  in  den  70er  Jahren  ein,  als  infolge  der 
Urbarmachung  der  fruchtbaren  Prärieländereien  des  Far  West 
der  Preis  der  landwirtschaftlichen  Produkte  auf  dem  Weltmarkt 
zu  sinken  begann.  Die  Gewinne  der  Pächter  in  England  fielen 
infolgedessen  unter  das  landesübliche  Niveau,  ja  sie  verwandelten 
sich  sogar  in  Verluste.  Eine  bedeutende  Auswanderung  setzte 
unter  den  Farmern  ein  und  die  Grundbesitzer  sahen  sich  gezwun- 
gen, die  Pachtzinse  bis  zu  30%  zu  ermäßigen  ^).  Dadurch  wur- 
den die  Gewinne,  die  man  als  Ackerbauer  in  Nordamerika  und 
in  England  erzielen   konnte,    wieder   ins  Gleichgewicht    gebracht. 

Diese  Beispiele  bestätigen  vollständig  Ricardos  Lehre,  daß 
durch  den  Anbau  von  sterilen  Bodenklassen  die  Rente  erhöht, 
durch  die  Besiedelung  fruchtbarerer  Ländereien  dagegen  erniedrigt 
wird. 

Ich  bin  sicher,  daß,  wenn  man  einmal  die  Veränderung  der 
Rente  einer  systematischen  Bearbeitung  unterziehen  wird,  man 
sich  noch  mehr  überzeugen  wird,  wie  sehr  die  Monopolrente  im 
Vergleich  zur  Dif^erentialrente  an  Bedeutung  zurücktritt,  und  wie 
wertvoll  Ricardos  W^ert-  und  Rentenlehre  für  das  Verständnis  der 
Dynamik  des  Wirtschaftslebens  ist. 

Die  Gedanken,  dje  Ricardo  über  diese  Probleme  entwickelt 
hat,  sind  deshalb  auch  heute  für  die  nationalökonomische  Er- 
kenntnis höchst  förderlich;  andere  Teile  seines  Systems  dagegen 

lichkeit  ist  es  unmöglich,  diese  beiden  Bestandteile  zu  trennen.  Die  großen  Ver- 
änderungen, die  wir  hier  skizzieren,'  stehen  jedoch  in  gar  keinem  Zusammenhang 
mit  der  Zu-  oder  Abnahme  der  Kapitalinvestitionen,  und  wir  können  sie  deshalb 
auf  das  Steigen  oder  Fallen  der  Rente  zurückführen. 

1)  DUM  a.  a.  O.  Bd.  II  S.  345. 

2)  E.  Baumstark,  Volkswirtschaftliche  Erläuterungen  vorzüglich  über  David 
Ricardos  System  S.  512 — 514. 

3)  Diehl  a.  a.  O.  Bd.  II  S.  374. 
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müssen  bei  einer  näheren  Prüfung  über  Bord  geworfen  werden. 
Die  Profitlehre,  die  wir  schon  kurz  gestreift  haben,  geht  von  Vor- 
aussetzungen aus,  die  mit  der  Wirklichkeit  nicht  in  Einklang  zu 
bringen  sind.  Alle  Schlußfolgerungen,  die  Ricardo  aus  dieser 
Theorie  zieht,  stürzen  deshalb  von  selbst  zusammen.  Ebenso  ist 
das  > eherne  Lohngesetz«  eine  rein  willkürliche  Hypothese,  die 
schon  so  oft  widerlegt  worden  ist,  daß  es  unnötig  erscheint,  es 
nochmals  der  Kritik  zu  unterziehen.  Die  Profit-  und  Lohntheorie 
Ricardos  hat  für  uns  infolgedessen  ein  rein  historisches  Interesse, 

* 

Nachdem  wir  Ricardos  System  dargestellt  haben,  wollen  wir 
sehen,  wie  die  Arbeitswerttheorie  und  die  ihr  entgegengesetzte 
subjektive  Lehre  sich  zueinander  verhalten.  Einem  jeden,  der 
sich  mit  nationalökonomischen  Fragen  beschäftigt,  muß  es  auf- 
fallen, daß  noch  immer  der  Streit  zwischen  den  beiden  Theorien 
nicht  geschlichtet  ist,  daß  die  Gunst  sich  bald  dieser,  bald  jener 
Lösung  zuwendet.  Diese  Meinungsverschiedenheit  nach  einer 
Diskussion  von  mehr  als  loo  Jahren  muß  einen  tieferen  Grund 
haben. 

Die  Problemstellung  ist  bei  den  Vertretern  der  beiden  Schulen 
diesselbe.  Wenn  auch  die  Anhänger  der  subjektiven  Werttheorie 
ihr  Hauptaugenmerk  auf  den  Gebrauchswert  richten,  so 
wollen  sie  letzten  Endes  ebenso  wie  Smith  und  Ricardo  die  Ge- 
setze formulieren,  die  den  Tauschwert  der  Waren  bestimmen. 
>Das  Wort  Wert«,  sagt  Jevons,  »soweit  es  richtig  gebraucht  wird, 
bezeichnet  einfach  das  Verhältnis,  in  dem  eine  Ware  gegen  eine 
andere  ausgetauscht  wird«  ^).  Böhm-Baiverk  drückt  sich  noch 
prägnanter  aus:  >Was  ist  denn  überhaupt  Aufgabe  des  Wert- 
gesetzes.^«, schreibt  er.  >Doch  nichts  anderes,  als  das  in  Wirk- 
lichkeit beobachtete  Austauschverhältnis  der  Güter  aufzuklären. 
Wir  wollen  wissen,  warum  im  Austausch  z.  B.  ein  Rock  gerade 
so  viel  wie  20  Ellen  Leinwand,  warum  10  Pfund  Tee  so  viel 
wie  eine  halbe  Tonne  Eisen  gelten  usw.<  ^). 

Zu  oft  ist  dies  in  der  national  ökonomischen  Literatur  aus  dem 
Auge  verloren  worden,  und  die  Abhandlungen  über  den  Wert 
haben  sich  in  unklaren  und  verschwommenen  Auseinandersetzun- 
gen verloren,  bei  denen  der  eigentliche  Zweck  der  Kontroverse 
vollständig  vergessen  wurde. 

1)  Jevcons  a.  a.  O.  4.  Aufl.  S.  77. 

2)  Böhm-Bawerk,  Geschichte  der  Kapitalzinstheorien.     2.  Aufl.  S.  536. 
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Obwohl  die  klassische  und  subjektive  Schule  mit  demselben 
Ziel  das  Wertproblem  in  Angriff  nehmen,  so  beschreitet  doch 
eine  jede  von  ihnen  einen  verschiedenen  Weg,  um  zu  dessen 
Lösung  zu  gelangen. 

Liest  man  die  Werke  der  subjektiven  Werttheoretiker,  so 
gewinnt  man  fast  den  Eindruck,  als  ob  die  Menschen  mit  allem, 
was  zu  ihrer  Wohlfahrt  gehört,  geboren  wären.  Da  begegnen 
wir  Robinsonen,  die  darüber  nachdenken,  unter  welchen  Verhält- 
nissen es  für  sie  am  vorteilhaftesten  wäre,  die  Brillen,  Kornsäcke, 
Wassereimer,  die  sie  haben,  gegen  andere  Güter  auszutau- 
schen. 

Die  Antwort,  die  uns  die  subjektive  Lehre  auf  diese  Fragen 
gibt,  ist  ohne  Zweifel  richtig.  Ihr  Hauptfehler  besteht  darin,  daß 
sie  es  nicht  berücksichtigt  hat,  daß  schon,  bevor  die  Waren  auf 
dem  Markte  erscheinen,  bei  der  Produktion  derselben  Werturteile 
entstehen,  die  für  das  Verhältnis,  in  dem  sie  ausgetauscht  werden, 
ausschlaggebend  sind. 

Hier  greifen  Smith  und  Ricardo  das  Problem  an,  und  sie 
fragen,  unter  welchen  Bedingungen  der  Produzent  es  für  wert 
halten  wird,  eine  Ware  zu  produzieren,  um  sie  gegen  eine 
andere  auszutauschen.  Man  hat  die  Lehre  von  Smith  und  Ri- 
cardo oft  identifiziert,  und  doch  sind  sie  voneinander  ganz  ver- 
schieden. 

»In  diesem  frühesten  und  rohen  Zustande  der  Gesellschaft«, 
sagt  Smith,  »welcher  der  Anhäufung  von  Kapital  unter  Aneig- 
nung des  Bodens  vorausging,  ist  scheinbar  das  gegenseitige  Ver- 
hältnis der  Arbeitsmengen,  die  zur  Erlangung  verschiedener  Ge- 
genstände erforderlich  waren,  der  einzige  Umstand  gewesen,  der 
eine  Regel  für  den  gegenseitigen  Austausch  der  einen  gegen  die 
anderen  abgeben  konnte.  Wenn  z.  B.  bei  einem  Jägervolke  das 
Erlegen  eines  Bibers  zweimal  soviel  Arbeit  kostet  als  die  Erle- 
gung eines  Hirsches,  so  wird  ein  Biber  selbstverständlich  gegen 
zwei  Hirsche  ausgetauscht  werden,  oder  mit  anderen  Worten,  so- 
viel wie  zwei  Hirsche  wert  sein«  ^). 

Smiths  Behauptungen  werden  für  uns  verständlich,  wenn  wir 
uns  vergegenwärtigen,  daß  auf  jenem  »frühesten  und  rohen  Zu- 
stande der  Gesellschaft«  ein  jeder  die  Wahl  hat,  eine  Ware  selbst 
herzustellen  oder  sie  durch  Tausch  zu  erwerben.  Es  ist  klar, 
daß  jemand,  der  in  zwei  Tagen  einen  Hirsch  erlegen  kann,  nicht 

I)  Wealth  of  Nations   Buch  I  Kapitel  VI. 
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eine  Woche  lang  Biber  jagen  wird,  um  sie  dann  gegen  einen 
Hirsch  auszutauschen.  Die  Arbeit,  die  jemand  zur  Herstellung 
einer  Ware  selbst  braucht,  ist  das  Maximum,  daß  er  für  diesen 
Gegenstand  bereit  ist  zu  geben,  falls  er  ihn  im  Austausch  er- 
werben soll.  Wird  mehr  von  ihm  verlangt,  so  verschwindet  er 
vom  Markt,  da  es  vorteilhafter  für  ihn  ist,  als  Selbstversorger 
seine  Bedürfnisse  zu  befriedigen.  Der  Tausch  verliert  unter  die- 
sen Umständen  seine  Daseinsberechtigung. 

Deshalb  können  unter  den  Jägern,  die  uns  Smith  schildert, 
auf  die  Dauer  nur  zwei  Biber  gegen  einen  Hirsch  ausgetauscht 
werden.  Die  subjektive  Wertschätzung  des  Einzelnen  kann  in 
keiner  Weise  dieses  Austauschverhältnis  beeinflussen. 

Fassen  wir  Smiths  Theorie  in  diesem  Sinne  auf,  dann  ver- 
liert seine  Behauptung,  »daß  der  Wert  einer  Ware  von  der  Mühe 
und  Beschwerlichkeit  abhängt,  die  man  sich  erspart  oder  auf 
andere  abwälzt«,  ihren  rätselhaften  Charakter^). 

Da  die  Lehre  Smiths  die  Möglichkeit  einer  Eigenproduktion 
aller  Waren  zur  Voraussetzung  hat,  so  ist  es  verständlich,  warum 
er  sie  nur  auf  die  primitiven  Zustände  angewandt  wissen  w'ollte. 
Ricardo  vervollständigte  die  Theorie  seines  Vorgängers  und  zeigte, 
daß  auch  in  der  kapitalistischen  Wirtschaft,  dank  dem  Streben 
der  Kapitalien  nach  gleichen  Gewinnen,  die  Waren  sich  zu  ihren 
Arbeitswerten  austauschen.  Dieser  Mechanismus,  der,  wie  wir 
sehen,  ein  ganz  anderer  als  der  von  Smith  angedeutete  ist,  drängt 
ebenfalls,  da,  wo  er  zur  Geltung  gelangen  kann,  d.  h.  bei  den 
beliebig  vermehrbaren  Gütern,  die  subjektiven  Werturteile  zurück 
und  schaltet  ihre  Wirkung  ganz  aus.  »Wenn  auch  die  Käufer 
bereit  wären«,  schreibt  Ricardo  in  einem  Brief  an  Malthus,  *mehr 
für  Eisen  als  für  Gold  zu  geben,  so  könnten  sie  es  nicht,  weil 
das  Angebot  durch  die  Produktionskosten  bestimmt  werden 
würde«  -). 

Die  klassische  und  die  subjektive  Werttheorie  tragen  den  Stem- 
pel der  Zeit,  in  der  sie  entstanden  sind.     Als  Ricardo  seine  Prin- 

i)  Die  Preisrevolution  nach  der  Erschließung  der  ergiebigen  Goldfelder  in 
Kalifornien  und  Australien  gibt  uns  die  Möglichkeit,  den  von  Smith  geschilderten 
Mechanismus  in  der  Wirklichkeit  zu  beobachten.  Warum,  fragt  ein  Zeitgenosse, 
sind  die  Löhne  und  alle  Preise  gestiegen  ?  >Deshalb,  weil  der  Farmer,  der 
Gärtner,  der  Viehzüchter,  sie  alle  die  unsere  Nahrung  erzeugen,  die  Macht  be- 
sitzen, mehr  Geld  in  einer  gegebenen  Zeit  als  Goldgräber  zu  verdienen,  c 
2)  Letters  to  Malthus  S.   174. 
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ciples  schrieb,  da  erbebte  das  wirtschaftliche  Gefüge  unter  dem 
Einfluß  der  industriellen  Revolution,  und  die  Frage,  warum  der 
Preis  industrieller  Erzeugnisse  gefallen,  der  Tauschwert  der  Bo- 
denprodukte dagegen  gestiegen  wäre,  stand  im  Vordergrunde  des 
allgemeinen  Interesses.  Die  Theorie  Ricardos  sollte  zur  Lösung 
dieses  Problems  beitragen. 

Die  Zeit  der  Vorherrschaft  der  subjektiven  Lehre  war  dage- 
gen durch  eine  wirtschaftliche  Windstille  gekennzeichnet.  Sie 
kannte  nicht  die  großen  Umwälzungen,  die  Ricardo  beobachten 
konnte.  Ihre  ganze  Aufmerksamkeit  war  dem  an  der  Oberfläche 
auf-  und  abwogenden  VVellenspiel  der  Preise  und  Werte  gewid- 
met, für  dessen  Erklärung  die  Nationalökonomie  die  alte  Formel 
von  Angebot  und  Nachfrage  besaß.  Die  großen  Bewegungen 
von  Ebbe  und  Flut,  die  die  wirtschaftliche  Entwicklung  be- 
herrschen, bemerkten  die  neueren  Werttheoretiker  kaum,  und 
deshalb  standen  sie  der  klassischen  Lehre  verständnislos  gegen- 
über. Sie  sahen  nicht,  daß  diese  ihren  Zweck  erfüllte  und  daß 
sie  uns  Antwort  darauf  gab,  warum  auf  die  Dauer  eine  Menge 
einer  Ware  sich  nur  gegen  eine  bestimmte  Menge  einer  anderen 
Ware  austauschen  konnte  und  warum  dieses  Austauschverhältnis 
im  Laufe  der  Zeit  sicil  änderte. 

Sicher  weist  das  System  Ricardos  bedeutende  Lücken  auf, 
trotzdem  bieten  uns  die  Principles  ein  Fundament,  auf  dem  man 
weiter  bauen  kann  und  mußr 
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IL  MISZELLEN. 


Das  deutsche  Versicherungswesen. 

In  dem  Referat,  welches  Rudolf  Hilferding  auf  der  Reichskonferenz 
der  Arbeiter-  und  Soldatenräte  zu  Berlin  am  20.  Dezember  v.  J.  ge- 
halten hat,  wurde  das  Versicherungswesen  als  zur  Sozialisierung  reif 
bezeichnet.  Es  wird  darum  von  besonderem  Interesse  sein,  aus  dem 
vor  kurzem  herausgekommenen  Jahrgang  191 4  der  Statistik,  die  das 
Kaiserliche  Aufsichtsamt  für  Privatversicherung  regelmäßig  über  das 
private  Versicherungswesen  herausgibt,  die  Zahlen  für  dieses  Jahr  zu 
entnehmen.  Die  Verzögerung  der  Veröffentlichung  gegenüber  den  frühe- 
ren Jahrgängen  erklärt  sich  aus  den  Kriegsverhältnissen,  die  das  Amt 
zahlreicher  Arbeitskräfte  beraubten.  Das  Werk  »gibt  über  sämtliche  Ver- 
sicherungszweige Auskunft,  über  den  Versicherungsbestand  und  seine 
Bewegung,  sowie  über  den  Geschäftsbetrieb  und  den  Vermögensbestand 
aller  größern,  unter  Reichsaufsicht  stehenden  Unternehmungen.  Von 
den  wichtigern  Geschäftszweigen  ist  nur  die  amtlich  nicht  beaufsich- 
tigte Transportversicherung  außer  Betracht  geblieben  oder  doch  nur 
gelegentlich  erwähnt,  weil  dem  Aufsichtsamt  darüber  nur  unvollständige 
Ausweise  zugehen.  Da  nun  der  Krieg  auf  die  andern  Zweige  nur  all- 
mählich und  auch  nicht  gleich  stark  eingewirkt  hat,  so  kann  es  nicht  über- 
raschen, wenn  die  Ergebnisse  der  Statistik  von  denen  der  Vorjahre 
nicht  allzuviel  abweichen.  Fortgelassen  sind  im  Berichtsjahre  die  bel- 
gischen, die  englischen  und  die  französischen  Gesellschaften,  die  in 
Friedenszeiten  in  Deutschland  arbeiteten,  weil  sie  sehr  bald  nach 
Kriegsausbruch  neue  Versicherungen  in  Deutschland  nicht  mehr  abge- 
schlossen haben  und  ordnungsmäßige  Rechnungsabschlüsse  während 
des  Krieges  von  ihnen  nicht  zu  beschaffen  waren. 

Ueber  den  Geschäft sumfang  der  deutschen  Unternehmungen 
werden  für  die  wichtigeren  Zweige  folgende  Angaben  gemacht.  Am 
Ende  des  Jahres  19 14  (1913)  waren  in  Kraft  in  der  großen  Versiche- 
rung auf  den  Todesfall  2761  525  (2730332)  Verträge  über  13549  (13338) 
Millionen  Mark,  in  der  Versicherung  auf  den  Lebensfall  412797 
(448920)  Verträge   über  696  (751)   Millionen  Mark,    in    der  Rentenver- 
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Sicherung  74379  (75236)  Verträge  über  32  (32)  Millionen  Mark  Jahres- 
rente, in  der  Volksversicherung  8233521  (8360173)  Verträge  über 
1625  (1672)  Millionen.  Als  Zeitungsabonnenten  fanden  im  Umfange 
der  Aufsicht  des  Amtes  1 613  952  (1635865)  Personen  mit  135  (137) 
Millionen  Mark  Versicherungsschutz;  in  der  sonstigen  kleinen  Ver- 
sicherung endlich  liefen  775633  (769089)  Verträge  über  424  (414)  Mil- 
lionen Mark. 

Die  Wirkungen  des  Krieges  zeigen  sich  vornehmlich  in 
der  geringen  Zunahme  der  großen  Versicherung  auf  den  Todesfall 
und  in  der  Abnahme  des  Bestandes  in  der  Volksversicherung.  Ver- 
hältnismäßig schwer  betroffen  hat  der  Krieg  die  Unfall-  und  die  Haft- 
pflichtversicherung: bei  der  Unfallversicherung  hat  die  Zahl  der  Ver- 
sicherungen im  Jahre  1914  um  reichlich  1%  abgenommen,  während  sie 
im  Jahre  vorher  um  9  v.  H.  gewachsen  war ;  bei  der  Haftpflichtver- 
sicherung ist  die  Zahl  der  Versicherungen  im  Jahre  1914  nur  um  2,6 
gegen  6,8  v.  H.  im  Jahre  vorher  gewachsen. 

In  der  landwirtschaftlichen  Versicherung  hat  sich 
der  Geschäftsumfang  gegenüber  dem  Vorjahre  nur  wenig  geändert. 
Die  gesamten  versicherten  Werte  beliefen  sich  bei  der  Viehversiche- 
rung auf  812  (805)  und  bei  der  Hagelversicherung  auf  3247  (3196) 
Millionen  Mark. 

Die  bisher  im  großen  und  ganzen  gleichmäßige  Entwickelung  des 
Geschäfts  der  deutschen  Feuerversicherungsgesellschaften  hat  dadurch 
eine  Steigerung  erfahren,  daß  infolge  der  Haftungs-  und  Uebergangs- 
verträge,  die  zwischen  den  bei  uns  bis  dahin  tätigen  englischen  und 
französischen  Gesellschaften  und  deutschen  Unternehmungen  vereinbart 
wurden,  zahlreiche  bei  ausländischen  Gesellschaften  laufende  Versiche- 
rungen auf  deutsche  Gesellschaften  übergingen.  Spuren  hiervon  zeigen 
sich  bereits  im  Berichtsjahre :  der  Versicherungsbestand  der  deutschen 
Unternehmungen  stellt  sich  Ende  1914  bei  der  Zahl  der  Versicherun- 
gen auf  4,6  V.  H.  und  bei  den  Versicherungssummen  auf  5,9  v.  H. 
höher  als  Ende  1913  und  hat  damit  ein  wenig  mehr  zugenommen  als 
in  den  vorhergehenden  Friedensjahren.  Die  Hauptwirkung  der  genann- 
ten Verträge  wird  sich  aber  erst  191 5  zeigen.  Im  ganzen  liefen  am 
Ende  des  Berichtsjahrs  bei  den  deutschen  privaten  Unternehmungen 
12960474  Feuerversicherungen  über  161 820  Millionen  Mark,  wovon 
19864  Millionen  auf  Rückversicherung  entfielen. 

Ueber  den  Umfang  des  Geldverkehrs  zwischen  den  Versicher- 
ten und  den  Gesellschaften  läßt  sich  folgendes  sagen.  In  der  Leben  s- 
versicherung  sind  von  den  Versicherten  an  die  deutschen  Unterneh- 
mungen als  Beiträge  und  Ausfertigungsgebühren  im  Jahre  1914  (1913) 
fällig  geworden:  in  der  Volksversicherung  129  (130)  Millionen  und  in 
der  großen  Versicherung  627  (614)  Millionen;  dagegen  sind  für  ein- 
getretene Vcrsicherungsfälle  und  für  vorzeitig  aufgelöste  Versicherungen 
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in  der  Volksversicherung  ohne  die  mit  den  Summen  ausgezahlten  Ge- 
winnanteile 53  (51)  Millionen  Mark  und  in  der  großen  Versicherung 
444  (344)  Millionen  Mark  bar  an  die  Versicherten  zurückgeflossen  und 
außerdem  37  (40)  und  196  (232)  Millionen  Mark,  überwiegend  aus  den 
Beitragseinnahmen,  den  Prämienreserven  zugeführt,  d.  h.  zur  Deckung 
der  aus  den  künftigen  Beiträgen  nicht  zu  bestreitenden  Versicherungs- 
leistungen zurückgestellt  worden. 

In  der  Unfall-  und  Haftpflicht  Versicherung  haben  die  deut- 
schen Gesellschaften  im  unmittelbaren  Geschäft  insgesamt  103  (109) 
Millionen  an  Beiträgen  und  Ausfertigungsgebühren  eingenommen  und 
49  (51)  Millionen  für  Schäden  des  Berichtsjahrs  und  für  vorzeitig  auf- 
gelöste Versicherungen  zu  zahlen  gehabt;  dazu  kommen  die  nicht  näher 
angegebenen  Zuführungen  zu  den  Prämienreserven.  Aus  der  Feuer- 
versicherung  (einschließlich  der  Versicherung  mittelbarer  Schäden)  end- 
lich haben  die  deutschen  privaten  Unternehmungen  im  unmittelbaren 
Geschäft  an  Beiträgen  235  (236)  Millionen  eingenommen;  dagegen  sind 
den  Versicherten  für  Schäden  129  (134)  Millionen  Mark  zugeflossen. 
Bei  den  deutschen  R  ü  ck  Versicherungsgesellschaften  haben  sich  die  Bei- 
träge für  eigene  Rechnung  auf  297  (323)  und  die  Schadenzahlungen 
auf  164  (192)  Millionen  belaufen. 

Sehr  ausführlich  werden  in  der  amtlichen  Statistik  die  Bilanzen 
der  deutschen  Gesellschaften  behandelt.  Im  ganzen  kommen  in  Be- 
tracht 114  Aktiengesellschaften  mit  652,20  Millionen  Mark  Aktienkapi- 
tal, wovon  169,65  Millionen  eingezahlt  sind,  und  95  Gegenseitigkeit- 
vereine mit  einem  Garantiekapitale  von  2,74  Millionen  mit  1,36  Mil- 
lionen Einzahlung.  Die  gesetzlichen  Rücklagen  beliefen  sich  Ende  1914 
auf  insgesamt  1 89.11  Millionen.  Als  gebunden  anzusehende  Reserven 
(weil  sie  als  rechnungsmäßige  Deckung  für  die  teils  bereits  entstande- 
nen, teils  voraussichtlich  in  Zukunft  noch  entstehenden  Ansprüche  der 
Versicherten  aus  geleisteten  Beiträgen  dienen)  waren  vorhanden  5578,35 
Millionen  Prämienreserven  und  Prämienüberträge,  576,95  Millionen  Ge- 
winnrücklagen und  317,59  Millionen  Schadenrücklagen.  An  sonstigen 
Sonderrücklagen  weisen  die  Bilanzen  313.48  Millionen  Mark  aus.  Von 
den  Prämienreserven  und  den  Gewinnrücklagen  kommt  naturgemäß 
der  grüßte  Teil  mit  5103  und  570  Millionen  auf  die  Lebensversiche- 
rung. 

Unter  den  insgesamt  §214  Millionen  Mark  betragenden  Vermögens- 
werten spielen  die  Kapitalanlagen  mit  7032  Millionen  die  Haupt- 
rolle, danach  kommen  die  Forderungen  mit  650  Millionen.  Zu  den  ■ 
Kapitalanlagen  sind  nur  die  meist  für  längere  Zeit  fest  vergebenen 
Werte,  nämlich  Grundbesitz,  Hypotheken,  Wertpapiere,  Darlehen  an 
öffentliche  Körperschaften,  auf  Wertpapieren  oder  auf  Versicherungen 
und  endlich  Wechsel  gezählt.  Von  den  gesamten  Anlagen  kommen 
6000  Millionen    auf  die   Lebensversicherungsunternehmungen,    486    auf 
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die  Feuer-,  257  auf  die  Unfall-  und  Haftpflicht-  und  261  auf  die  Rück- 
versicherungsgesellschaften. Es  entfallen  von  den  Anlagen  2,6  v.  H. 
auf  Grundbesitz,  74,9  v.  H.  auf  Hypotheken,  4,8  v.  H.  auf  Darlehen 
an  öffentliche  Körperschaften,  10,5  v.  H.  auf  Wertpapiere,  0,1  v.  H. 
auf  Darlehen  auf  Wertpapiere,  6,9  v.  H.  auf  Darlehen  auf  Versiche- 
rungen und  0,2  V.  H.  auf  Wechsel  und  Sonstiges. 

Diese  Verteilung  gilt  für  die  Gesamtheit;  bei  den  verschiedenen 
Geschäftszweigen  ist  sie  zum  Teil  stark  abweichend,  namentlich  hin- 
sichtlich des  Hypotheken-  und  Wertpapierbestands.  So  haben  die  Lebens- 
versicherungsaktiengesellschaften 81,7  v.  H.  inHypotheken  und  nur  4,9  v.  H. 
in  Wertpapieren,  dagegen  die  Rückversicherungsgesellschaften  20,8 
V.  H.  in  Hypotheken  und  75,4  v.  H.  in  Wertpapieren  angelegt.  Künf- 
tig wird  der  Bestand  an  Wertpapieren  infolge  der  starken  Beteiligung 
der  Gesellschaften  an  den  Kriegsanleihen  wachsen,  der  Bestand  an 
Hypotheken  entsprechend  herabgehen.  Von  den  Forderungen,  zu  de- 
nen auch  die  Guthaben  bei  Bankhäusern  gerechnet  sind,  fallen  297  Mil- 
lionen auf  die  Lebensversicherungs-,  178  Millionen  auf  die  Rückver- 
sicherungs-  und  109  Millionen  auf  die  Feuerversicherungsgesellschaften. 

Diese  großen  Vermögen  haben  natürlich  auch  große  Erträge 
gebracht.  Es  sind  nämlich  tatsächlich  vereinnahmt  worden  an  Zinsen 
297,8  MiUionen  und  an  Mieten  6,0  Millionen;  einem  Kursgewinne  von 
0,45  Millionen  steht  ein  Kursverlust  von  9,25  Millionen  und  dem  son- 
stigen Gewinne  (vornehmlich  Hypothekenprovisionen)  von  5,36  der 
sonstige  Verlust  von  1,73  Millionen  gegenüber.  Der  Reinertrag  hat 
sich  auf  298,6  Milhonen  Mark  gestellt. 

Der  gesamte  Gewinn  aller  209  Unternehmungen  hat  nach  den 
Bilanzen  260,52  Millionen  Mark  betragen.  Der  Hauptteil  davon  (171,61 
i\Iillionen  Mark)  kommt  auf  die  Lebensversicherungsgesellschaften  und 
fällt  hiervon  wieder,  auch  bei  den  Aktiengesellschaften,  vorwiegend 
(144,30  Millionen)  den  Versicherten  unmittelbar  zu  (Versicherungen  mit 
Gewinnbeteiligung),  die  über  den  Bedarf  der  eigentlichen  Versicherung 
erheblich  hinausgehende  Beiträge  zahlen.  Von  den  Gewinnen  aller  Le- 
bensversicherungsunternehmungen sind  den  Versicherten  84,1  v.  H.  und 
den  Aktionären  und  Garanten  4,5  v.  H.  zugewiesen  worden. 


Produktionskosten    und    Produktionsertrag   der    Industrie   der 
Vereinigten  Staaten  von  Amerika. 

Von 
H.  F  e  hlinger. 

In  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  fanden  Industriezählungen 
schon  vom  Jahre  1S50  an  statt,  und  zwar  bis  189g  in  zehnjährigen  und 


248  Miszellen, 

sodann  in  fünfjährigen  Zeitabständen.  In  der  Zählungspraxis  traten  im 
Laufe  der  Zeit  mancherlei  Aenderungen  ein,  weshalb  keine  vollstän- 
dige Vergleichbarkeit  der  Angaben  für  die  ganze  Jahresreihe  besteht. 
Die  beiden  letzten  Zählungen  blieben  auf  die  sogenannte  »Fabriksin- 
dustrie« beschränkt,  die  für  den  allgemeinen  Markt  produziert,  und  zu 
Vergleichszwecken  wurden  auch  die  Ergebnisse  der  Zählung  von  1899 
entsprechend  umgearbeitet.  Ausgeschlossen  blieben  bei  diesen  jüngsten 
Zählungen:  i.  Alle  Betriebe  mit  weniger  als  500  Dollars  Jahrespro- 
duktwert;  2.  Betriebe,  die  nur  Bestellungen  seitens  der  Verbraucher 
selbst  ausführen;  3.  Betriebe,  die  nur  für  die  Versorgung  des  Lokal- 
bedarfs arbeiten  (wie  z.  B.  die  Grobschmiederei,  Klempnerei,  Sattlerei 
usw.);  4.  die  Baugewerbe,  Kleinhandelsgeschäfte,  die  nebenbei  auch 
die  Warenerzeugung  im  kleinen  betreiben;  5.  Betriebe  von  Erziehungs-, 
Wohltätigkeits-  und  Strafanstalten.  In  vielen  Fällen  wird  die  Entschei- 
dung darüber  schwer  gewesen  sein,  ob  ein  bestimmter  Betrieb  zu  zäh- 
len ist  oder  nicht,  aber  es  wird  sich  in  solchen  Zweifelsfällen  haupt- 
sächlich um  sehr  kleine  Betriebe  gehandelt  haben,  deren  Einbeziehung 
oder  Auslassung  das  Gesamtergebnis  der  Zählung  kaum  wesentlich  be- 
einflussen konnte. 

Im  Gegensatz  zu  den  Gewerbezählungen  im  Deutschen  Reich  und 
in  Oesterreich,  die  sich  nicht  auf  die  Produktionsstatistik  erstrecken, 
wird  bei  den  Industriezählungen  in  den  Vereinigten  Staaten  immer 
mehr  Wert  auf  die  Sammlung  produktionsstatistischer  Angaben  gelegt. 
In  gewissen  wichtigen  Gewerbearten  wird  sowohl  die  Menge  der  ver- 
wendeten Materialien  wie  der  erzeugten  Waren  als  auch  die  Höhe  der 
Produktionskosten  und  der  Wert  der  im  Zählungsjahre  erzeugten  Wa- 
ren erhoben.  Für  alle  Gewerbearten  jedoch  werden  nur  Wertangaben 
gemacht,  die  übrigens  das  einzige  Mittel  zur  Durchführung  von  Ver- 
gleichen zwischen  den  einzelnen  Gewerbearten  sind;  auf  sie  wird  des- 
halb das  Hauptgewicht  gelegt.  Die  Veränderungen  in  der  Kaufkraft 
des  Geldes,  die  von  Zählung  zu  Zählung  stattfinden,  beeinflussen  jedoch 
die  Vergleichbarkeit  der  aus  verschiedenen  Zählungsjahren  stammen- 
den Angaben  und  es  ist  ganz  unmöglich,  auf  Grund  dieser  Wertan- 
gaben Schlüsse  auf  die  in  den  interzensalen  Perioden  erfolgende  Ausbrei- 
tung der  Produktionsgewerbe  zu  ziehen.  In  der  Regel  ist  die  Stei- 
gerung der  Werte  viel  bedeutender  als  die  Steigerung  der  Material- 
oder der  Produktmenge. 

Bei  der  Zählung  von  1909  hatten  die  industriellen  Unternehmer 
Auskunft  über  folgende  Arten  von  Produktionskosten  zu  geben :  Ma- 
terialien ;  Feuerung  und  Kraftübertragung ;  Frachtkosten ;  Gehälter  und 
Löhne;  Miete  der  Betriebslokale;  Steuern;  Weitervergebung  von  Ar- 
beiten; Sonstige  Auslagen  (Benutzung  von  Patenten,  Versicherung,  ge- 
wöhnliche Reparaturen  an  Gebäuden  und  Maschinen,  Reklame,  Reise - 
Spesen  usw.).     Im    Jahre    1904    wurden    dieselben    Angaben    gefordert, 
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1899  aber  war  die  Fragestellung  mehr  allgemein  gehalten.  Es  ist  je- 
doch zu  beachten,  daß  durch  die  Industriezählungen  nicht  die  ganzen 
Produktionskosten  erfaßt  werden.  So  sind  namentlich  die  Kosten  der 
Erneuerung  der  Betriebsanlagen  und  Betriebseinrichtungen  nicht  be- 
rücksichtigt, ebensowenig  Betriebsverluste  infolge  Uneinbringlichkeit 
von  Forderungen  usw.  Im  Jahre  1909  war  Anweisung  gegeben,  Zinsen 
für  geborgtes  Kapital  nicht  in  die  Produktionskosten  einzubeziehen, 
da  diese  als  Teil  des  Kapitalerträgnisses  anzusehen  sind. 

Die  Angaben  über  den  Produktwert  beziehen  sich  auf  den  Ver- 
kaufswert ab  Fabrik.  In  manchen  Fällen  scheinen  jedoch  lediglich  die 
eigenen  Produktionskosten  als  Produktwert  angegeben  worden  zu  sein 
und  in  kleinen  Betrieben,  die  keine  geordnete  Buchführung  haben, 
mußte  man  sich  mit  schätzungweisen  Angaben  sowohl  über  die  Pro- 
duktionskosten wie  den  Produktenwert  zufrieden  geben.  Zu  Schätzun- 
gen war  auch  dort  Zuflucht  zu  nehmen,  wo  ein  produktiver  Betrieb 
mit  einem  nicht  produktiven  Betrieb  vereinigt  war,  ohne  daß  über  die 
verschiedenen  Teile  des  Unternehmens  gesondert  Buch  geführt  wurde. 

Es  ist  sicher,  daß  die  erlangten  produktionsstatistischen  Angaben 
teilweise  nicht  ganz  zutreffend  sind,  doch  muß  man  annehmen,  daß 
sie  in  den  meisten  Fällen  den  tatsächlichen  Verhältnissen  entsprechen 
oder  sehr  nahe  kommen,  da  die  Zählungsbehörden  das  Recht  haben, 
Einsicht  in  Geschäftsbücher  u.  dgl.  zu  nehmen,  um  falsche  Angaben 
richtig  zu  stellen. 

In  der  folgenden  Tabelle  sind  die  Höhe  der  Produktionskosten 
und  des  Produktwertes  aller  fabriksmäßigen  industriellen  Betriebe  in 
den  Jahren  1909,  1904  und  1899  angegeben. 


1909 


1904 


Produktionskosten: 


Beträge  in  Millionen  Dollars 


Materialien 

Heizung  und  Kraftübertragung 

Transport    von  Material    (soweit    besonders    be- 
richtet)   

Gehälter 

Arbeitslöhne 

Miete  von  Betriebslokalen 

Steuern 

Weitervergebung  von  Arbeiten 

Sonstiges 


Zusammen 


Jahresproduktwert 


1 1  496,9 
570,1 

75.8 
938,6 

3  427,0 
106,6 
351.3 
178,6 

I  309,2 


S  118,6  I     6272,6 
324,9  i        207,1 

56,7  I  96,1 

574,4  i        380,8 
2610,4  j     2  008,4 
73,3   !] 
58,6    ' 
144, j 
I  177,0    ) 


18454, l|    13  138,3    i      9870,4 


20672,1    I    14793,9   !    11406,9 


Die  prozentuale  Verteilung  der  Produktionskosten   gestaltete    sich 
in  den  gleichen  Jahren  wie  folgt: 


2c;0  Miszcllen. 

%  der  gesamten  Produktionskosten 

1909  1904           1899 

Materialien 62,3  61,8              63,5 

Heizung  und   Kraflübenragun<; 3,1  2,5                 2,1 

Transport  von  Materialien 0,4  0,4                 1,0 

Gehälter 5,1  ^^^                 -^g 

Arbeitslöhne l8,6  19,9               20,3 

Miete   von   Belriebslokalen 0,6  0,6  f 

Steuern i,g  0,4  I 

Weitervergebung  von  Arbeiten        ......               1,0  1,1  j    9;2 

Sonstiges 7,1  g^o  | 

Von  1899  bis  1909  stiegen  die  gesamten  Produktionskosten  (soweit 
sie  durch  die  Zählungen  erfaßt  wurden)  um  87%,  und  der  Jahrespro- 
duktwert  stieg  um  81,2%.  Die  Steigerung  der  Materialkosten  machte 
84»?%  ^us,  die  Gehaltsumme  stieg  um  146,5%  und  die  Lohnsumme  um 
7o>6  %.  Der  Anteil  der  Löhne  an  den  Gesamtausgaben  geht  langsam 
zurück,  was  wohl  eine  Folge  der  zunehmenden  Verwendung  von  me- 
chanischer Kraft  und  arbeitsparenden  Maschinen  ist. 

In  den  meisten  Industrien  sind  die  Materialkosten  der  wichtigste 
Ausgabenposten,  der  alle  übrigen  weit  übersteigt.  In  dem  Verhältnis 
der  Materialkosten  zu  den  gesamten  Produktionskosten  (wie  zum  Pro- 
duktwert) bestehen  zwischen  den  einzelnen  Industrien  bedeutende  Un- 
terschiede. Wo  das  Material  durch  den  Arbeitsprozeß  nur  relativ  we- 
nig umgeformt  wird,  trifft  auf  die  Materialkosten  ein  besonders  hoher 
Anteil  der  Gesamtkosten  (und  des  Produktwerts);  wo  dagegen  eine 
weitgehende  Umgestaltung  des  Materials  vorgenommen  wird,  entfällt 
auf  die  Materialkosten  ein  verhältnismäßig  kleiner  Teil  der  ganzen 
Ausgaben  (und  des  Produktwertes). 

In  manchen  Industrien,  wo  ein  Betrieb  das  Produkt  des  andern 
Betriebes  als  Material  verwendet,  sind  die  Materialkosten  zu  einem  sehr 
großen  Teil  mehrfach  in  Rechnung  gestellt ;  hierher  gehören  z,  B.  die 
Baumwollen-  und  die  Wollenindustrie,  die  Schuhindustrie,  die  Holz- 
stoff- und  Papierfabrikation,  die  Stahl-  und  Walzwerke,  der  Automo- 
bilbau usw.  In  gewissen  anderen  Industrien  kommt  jedoch  eine  solche 
mehrfache  Anrechnung  der  Materialkosten  so  gut  wie  nicht  vor. 

Wie  sich  das  Verhältnis  der  Produktionskosten  zum  Jahrespro- 
duktwert  und  die  Verteilung  der  Produktionskosten  im  Jahre  1909  in 
den  Industrien  mit  mehr  als  je  300000  Dollars  Jahresproduktwert  ge- 
staltete, wird  in  der  S.  251   folgenden  Tabelle  veranschaulicht: 

In  der  Tabakindustrie  sowie  in  der  Bierbrauerei  ist  die  Höhe  und 
die  Verteilung  der  Produktionskosten  durch  die  hohe  Besteuerung  stark 
beeinflußt.  In  der  Druckindustrie,  den  Eisenbahnwerkstätten  und  der 
Gießerei  und  Maschinenfabrikation  erfolgt  eine  weitgehende  Umarbei- 
tung der  Materialien  und  es  werden  hochqualifizierte  Arbeitskräfte  ver- 
wendet, weshalb  in  diesen  Industrien  die  Ausgaben  für  Gehälter  und 
Löhne  besonders  hoch  sind.     Ungewöhnlich  gering   ist   der  Anteil  der 
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Gehälter  und  Löhne  an  den  Gesamtausgaben  in  der  Mühlenindustric, 
den  Kupfer-,  Schmelz-  und  Raffinierwerken,  der  Schlächterei  und  im 
Hochofenbetrieb, 


Industrien 


I         Davon   trafen  in 
Produktions-  j  Prozenten  auf 


Jahrespro- 
duktwert 


Kosten   ^^iVllI- 
lionen  Doli.) 

Mate- 
rial 

Gehälter 
u.   Löhne 

Son- 
stiges 

(Millionei 
Dollars) 

I  317,4 

91,3 

5.4 

3,3 

I  370,0 

I  077,7 

50,1 

38,5 

11,4 

I  228,5 

995.6 

51,0 

36,8 

12,2 

I  156,1 

889,5 

73,9 

21,3 

4.8 

985,7 

827,5 

92,8 

4,1 

3,1 

883,6 

619,2 

32,6 

43,3 

24,1 

•  737,9 

554,2 

66,9 

26,6 

6,5 

628,4 

5.3.5 

57,9 

25.9 

16,2 

568,1 

477.8 

69,6 

24,5 

5.9 

512,8 

388,0 

72,9 

21,3 

5,8 

436,0 

366,0 

48,4 

23.6 

28,0 

416,7 

405,4 

49.2 

49.0 

.1,8 

405,6 

300,5 

69,9 

21,5 

8,6 

396,9 

362,8 

88,4 

8,6 

3,0 

391,4 

341,5 

61,1 

29,0 

9,9 

384,8 

353,3 

94,4 

4,5 

378,8 

300,0 

32,2 

21,3 

46,5 

374,7 

305,7 

81,2 

12,7 

6,1 

327,9 

Schlächterei 

Gießerei  u.  Maschinenfabrikation 
Maschinelle  Holzbearbeitung 
Stahl-  und  Walzwerke       .      .      . 

Mühlenindustrie 

Druckindustrie 

Baumwollenindustrie      .... 
Fabrikation  von  Männerkleidung 

und  Wäsche 

Schuhindustrie 

Wollenindustrie 

Tabakindustrie 

Eisenbahnwerkstätten    .... 

Bäckerei . 

Hochofenbetrieb 

Fabrikation    von  Frauenkleidern 
Kupferschmelz-  u.  Raffinierwerke 

Brauerei       

Gerberei  und  Lederzurichtung  . 

Zusammenfassende  Angaben  für  ganze  Industriegruppen  enthält 
die  amtliche  Statistik  ')  nicht. 

Der  Ueberschuß  des  Jahresproduktwertes  über  die  Produktions- 
kosten betrug  in  allen  Industrien  zusammen  im  Jahre  1909  2,218  Mil- 
lionen Doli.,  1904  1,655.6  Mill.  Doli,  und  1599  1,536.5  Mill.  Doli.  Es  ist 
wohl  zu  beachten,  daß  dieser  Ueberschuß  nicht  Unternehmergewinn 
allein  darstellt,  da,  wie  schon  erwähnt,  nicht  alle  Produktionskosten 
durch  die  Industriezählungen  festgestellt  wurden.  Der  Ueberschuß  des 
Produktwertes  über  die  Produktionskosten  entsprach  igog  ^0,8%,  1904 


52,0 


und    1899  64,3  %    der   Summe  der  Löhne    und  Gehälter.     Der 


Anteil  der  Unternehmer  am  Produktionsertrag  kann  also  nicht  an- 
nähernd so  hoch  sein  als  der  Anteil  der  Angestellten  und  Lohnarbeiter. 
Da  der  Ueberschuß  des  Produktwertes  von  Zählung  zu  Zählung  zu- 
rückging, so  ist  es  überdies  wahrscheinlich,  daß  der  Unternehmeran- 
teil am  Produktionsertrag  mit  fortschreitender  Kapitalkonzentration 
sinkt;  denn  es  ist  kaum  anzunehmen,  daß  sich  die  nicht  erfaßten  Pro- 
duktionskosten (hauptsächlich  die  Kosten  der  Erneuerung  der  Anlagen 
und  Einrichtungen)  im  Laufe  der  Jahre  verringert  hätten. 


i)  Thirtenth  Causus  of  the  United  States,  Vol.  8.  Manufactures  1909,  S.  40  ff. 
und  129  ff.  ;  Washington  1913. 
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Verglichen  mit  dem  gesamten  ProduktAvert  aller  Industrien  bildete 
der  Ueberschuß  desselben  über  die  Produktionskosten  1909  10,7%, 
1904  11,2%  und  1899  13,5%.  Auch  diese  Verhältniszahlen  dürfen 
wohl  als  Beweis  dafür  gelten,  daß  der  relative  Anteil  der  Unternehmer 
am  Produktwert  sinkt. 

In  den  18  der  Höhe  des  Produktwertes  nach  wichtigen  Industrien 
stellte  sich  im  Jahre  1909  der  Ueberschuß  des  Produktwertes  über  die 
durch  die  Industriezählung  erfaßten  Produktionskosten  und  das  Ver- 
hältnis  dieses  Ueberschusses   zur  Lohn-  und  Gehaltssumme  wie  folgt  : 


Industrien 


Ueberschuß 
des  Jahres- 
produktwerts 


Lohn-  und 
Gehaltssumme 


Millionen  Dollar 


Prozentver- 
hältnis   des 
Ueberschusses 
zur  Lohn-  und 
Gehallsumme 


Schlächterei 

Gießerei  und  Maschinenfabrikation 

Holzbearbeitung 

Stahl-  und  Walzwerke 

Mühleninduslrie 

Druckindustrie 

Baumwollinduslrie 

Erzeugung  von  Männerkleidern   . 

Schuhindustrie 

Wollenindustrie      .     .  .     .      .      . 

Tabakindustrie 

Eisenbahnwerkstätten 

Bäckerei 

Hochofenbetrieb 

Erzeugung  von  Frauenkleidern    .     . 
Kupferschmelz-  und  Raffinierwerke 

Brauerei         

Gerberei  und  Lederzurichtung     .     . 


53,2 
150,8 
160,5 
96,2 
56,1. 
118,7 
74,2 
54,6 
35.0 
48,0 

50.7 
0,2 

56,4 
28,6 
43,3 
25,5 
74,7 
22,3 


71,7 

415,3 

360,2 

189,4 

34,0 

268,1 

147,3 

133,0 

117,1 

82,5 

86,1 

198,7 

73-1 

31,1 

99,0 

15,8 

64,0 

38,8 


74% 
360/„ 
44% 
52% 
lös**. 
44^0 
50% 
41% 
30% 
38O/0 
59% 

77% 
92% 
44% 
161% 
"7% 
57''/o 


Die  Betriebswerkstätten  der  Eisenbahngesellschaften,  die  mit  we- 
nigen Ausnahmen  bloß  für  den  eigenen  Bedarf  arbeiten,  haben,  soweit 
es  sich  um  solche  eigene  Arbeiten  handelt,  die  Selbstkosten  als  Pro- 
duktwert angegeben ;  deshalb  ist  in  dieser  Gewerbeart  der  Produktwert- 
überschuß ganz  gering.  In  den  übrigen  Industrien  schwankte  der 
Ueberschuß  des  Produktwertes  über  die  Produktionskosten  zwischen 
30%  und  165%  der  Lohn-  und  Gehaltssumme.  Der  Schwankungsbe- 
reich würde  bei  Ausdehnung  des  Vergleichs  auf  alle  Industrien  noch 
erheblich  größer. 

Ein  bestimmtes  Verhältnis  zwischen  dem  Prozentsatz,  welchen  der 
Ueberschuß  des  Produktwertes  von  der  Lohn-  und  Gehaltssumme  bil- 
det, und  der  Betriebsgröße  scheint  nicht  zu  bestehen.  So  fmdet  man 
unter  den  Industrien,  wo  der  Ueberschuß  erheblich  höher  ist  als  die 
Lohn-  und  Gehaltsumme,  sowohl  solche,  wo  der  Kleinbetrieb  vor- 
herrscht, als  auch  solche,    wo  der  Großbetrieb  stark  überwiegt.     Zwei 
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Beispiele  hiefür  sind  die  Mühlenindustric,  in  der  bloß  3,4%  der  Ar- 
beiter in  Betrieben  mit  mehr  als  je  500  Arbeitern  beschäftigt  waren  und 
anderseits  die  Kupferschmelz-  und  Raffinierwerke,  eine  Gewerbeart,  in 
der  69,3%  der  Arbeiter  auf  Riesenbetriebe  mit  mehr  als  je  500  Ar- 
beitern treffen. 


Genossenschaftliche  Literatur. 

Von 
Dr.  Robert  D  e  u  m  e  r  ,  Hamburg. 

Nächst  dem  Reichsverbande  Deutscher  landwirtschaftlicher  Genos- 
senschaften, der  am  i.  Juni  1917  19  169  landwirtschaftliche  Genossen- 
schaften, d.  h.  65,9%  aller  in  Deutschland  bestehenden  ländlichen  Ge- 
nossenschaften, umfaßte,  ist  die  Raiflfeisen-Organisation  die  größte  land- 
wirtschaftliche Genossenschaftsorganisation.  Sie  umfaßt  15  Verbände 
mit  5750  Genossenschaften  und  wird  verwaltungsorganisatorisch  durch 
den  Generalverband  ländlicher  Genossenschaften  für  Deutschland,  ge- 
schäftsorganisatorisch durch  die  landwirtschaftliche  Zentraldarlehnskasse 
dargestellt.  Die  Raiffeisen-Organisation  hat  in  den  letzten  Jahren  im 
Mittelpunkte  des  genossenschaftlichen  Interesses  gestanden.  Ihr  Kon- 
flikt mit  der  Preußischen  Zentraldarlehnskasse,  die  Sanierungsaktion 
und  die  damit  im  Zusammenhang  stehenden  Anfechtungsprozesse,  der 
Abfall  der  Posener  Raiffeisenvereine,  alle  diese  Vorgänge  boten  immer 
Stoff  zur  Betrachtung  und  Untersuchung  ihrer  Organisationsgi-undsätze, 
aber  auch  Gelegenheit,  das  Raiffeisensystem  anzugreifen.  Namentlich 
die  Lösung  der  Interessengemeinschaft  (1912),  welche  seit  1905  zwi- 
schen der  Raiffeisen-Organisation  und  der  Preußischen  Zentralgenossen- 
schaftskasse  bestanden  hatte,  gab  die  Veranlassung  dazu,  in  wissenschaft- 
lichen Auseinandersetzungen  die  Probleme  des  genossenschaftlichen 
Geldausgleiches  zu  untersuchen.  Es  sind  dies  die  Schriften  von  Dr.  Jost, 
»Probleme  der  genossenschaftlichen  Kreditorganisation,  Genossenschaft- 
liche Zentralkassen«  (Schmollers  Jahrbuch  19 13)  und  von  Dr.  Wuttig, 
»Die  Organisation  des  genossenschaftlichen  Geldausgleiches«,  Jena, 
Gustav  Fischer  1914.  Die  beiden  Schriften  können  als  von  neutraler 
Seite  verfaßt  nicht  angesehen  werden,  da  Dr.  Jost  als  Mitglied  des 
Direktoriums  der  Preußischen  Zentralgenossenschaftskasse  jener  Staats- 
anstalt und  dem  dieser  vom  Gesetze  vorgeschriebenen  Zentralkassen- 
systeme  nahe  steht,  und  andererseits  Dr.  Wtittig  Direktionsmitglied  der 
Landwirtschaftlichen  Zentraldarlehenskasse  ist  (seit  Beginn  des  Feld- 
zuges leider  als  vermißt  gemeldet),  deren  System  er  vertritt.  Beide 
Verfasser  haben  aber  in  streng  wissenschaftlicher  Weise  und  trotz  ihrer 
Stellung  zu  der  in  Frage  kommenden  Organisation  auch  in  wohltuend 
objektiver  Art  die  Probleme  erforscht  und  das  Für  und  Wider  mit  rein 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.     1910.     2.  \J 
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sachlichen  Gründen  erörtert.  Diese  Auseinandersetzungen  sind  trotz 
des  Auseinandergehens  der  Meinungen  von  reinem,  durchaus  wissen- 
schaftUchen  und  vornehmen  Stile  getragen  ■ —  eine  Stilführung,  die  bei 
der  Stellungnahme  zu  anderen  genossenschaftlichen  Zeit-  und  Streit- 
fragen leider  Ott  zu  vermissen  war. 

Es  ist  daher  eine  Veröffentlichung,  welche  die  geschichtliche  Ent- 
wicklung der  Raiffeisen-Organisation,  namentlich  in  geschäfts-  und  ver- 
waltungsorganisatorischer Hinsicht,  behandelt,  des  Interesses  sicher. 
Eine  solche  Untersuchung  liefert  Dr.  Ernst  Lemcke,  »Die  Entwick- 
lung der  Raiffeisen-Organisation  in  der  Neuzeit«  1913 
(Volkswirtschaftliche  Abhandl.  der  bad.  Hochschulen).  Lenicke  will  nach- 
weisen, daß  gewisse  Mifierfolge,  welche  die  Raiffeisen-Organisation  zu 
verzeichnen  hatte,  keineswegs  in  dem  von  Raiffeisen  aufgestellten  Sy- 
steme begründet  sind,  sondern  im  Gegenteil  ihre  Ursachen  gerade  in 
der  Nichtbefolgung  der  Grundsätze  Raiffeisens,  vor  allem  aber  auch 
in  dem  verfehlten  Aufbau  der  Organisation  nach  der  Umgestaltung 
vom  Jahre  1899  haben.  Zu  diesem  Zwecke  entwickelt  Lancke  erstlich 
die  Grundsätze  Raiffeisens,  die  dieser  bei  seinen  Lebzeiten  der  Orga- 
nisation gegeben  hatte,  und  stellt  dann  zum  Vergleich  die  späteren 
Umgestaltungen.  Entscheidend  für  die  späteren  Mißerfolge  war  tat- 
sächlich die  Umgestaltung  im  Jahre  1899.  Nicht  war  ausschlaggebend 
die  Abkehr  von  dem  Zentralisationsprinzipe  zu  einem  solchen  der  De- 
zentralisation. Im  Gegenteil  —  es  lassen  sich  für  eine  vernünftig 
organisierte  Dezentralisation  mehr  Zweckmäßigkeitsgründe,  namentlich 
für  den  Aufbau  der  ländlichen  Kreditorganisation  anführen  als  für  ihr 
Gegenstück,  die  Zentralisation.  Es  lagen  vielmehr  die  Schwächen 
in  der  Art  und  Weise  der  gewählten  Dezentralisationsform.  Es  war 
ein  höchst  unglücklicher  Gedanke,  eine  Dezentralisation  in  der  Ver- 
waltung durch  Bildung  eines  kollegialen,  aus  Vertretern  sämtlicher  Fi- 
lialbezirke bestehenden  Vorstandes  eintreten  zu  lassen,  Aveil  die  Filial- 
direktoren zugleich  Vorsteher  der  provinziellen  Landesgenossenschafts- 
banken (für  den  Kreditverkehr)  und  weiter  zugleich  meistens  Leiter 
einer  oder  zweier  Betriebsgenosssenschaften  (für  den  Warenverkehr) 
waren.  Eine  Folge  dieser  Konzentration  mehrerer  Aemter  war,  daß  Kre- 
ditgeber und  Kreditnehmer  in  einer  Person  doppelt  vereinigt  waren, 
denn  die  Zentralkasse  gab  der  Provinzialbank  und  diese  der  Betriebs- 
genossenschaft Kredit.  Verstärkt  wurde  diese  Gefahr  noch  durch  die 
Tatsache,  daß  die  Verbandsdirektoren  zum  Teil  aus  Berufen  hervor- 
gegangen waren,  welche  mit  Genossenschafts-  und  Geschäftswesen  in 
keinem  Zusammenhange  standen  (S.  65).  Dagegen  sieht  Lentcke  in  der 
vielangegriffenen  Verquickung  des  Geld-  und  Warengeschäftes,  welche 
bis  1909  bestanden  hatte,  nicht  die  Veranlassung  zu  den  Verlusten  der 
Landwirtschaftlichen  Zentraldarlehnskasse.  Wenn  man  von  den  Ver- 
lusten  absieht,   welche   der   Landwirtschaftlichen    Zentraldarlehnskasse 
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aus  der  Düngerfabrik  Unitas  und  dem  übernommenen  Eltviller  Wein- 
lager erwuchsen,  ist  Lemcke  darin  recht  zu  geben;  denn  die  Zentral- 
darlehnskasse  hat  erhebliche  Sanierungsbeihilfen  —  wenn  auch  nicht 
aus  rechtlicher,  so  doch  aus  moralisch-wirtschaftlicher  Notwendigkeit, 
in  einigen  Verbandsbezirken  für  die  zusammenbrechenden  Zentralver- 
kaufsgenossenschaften gewährt. 

Lemcke  läßt  sich  im  einzelnen  über  die  Ursachen  des  Zusammen- 
bruches der  großen,  ausgedehnten  Zentralverkaufs-Genossenschaften 
aus.  Es  ist  aber  nur  bedingt  richtig,  wenn  er  der  genossenschaftlichen 
Rechts  form  einen  Teil  der  Schuld  zuschreibt.  Natürlich  bietet  die 
rechtliche  Struktur  der  Genossenschaft  die  Gefahr,  wenn,  wie  es  hier 
geschehen  ist,  ein  sehr  geringes  eigenes  Vermögen  durch  Bildung  sehr 
niedriger  Geschäftsanteile  als  Kapitalbasis  gewählt  wurde,  so  daß  diese 
Genossenschaften  genötigt  waren,  sehr  hohe  Haftsummen  festzusetzen 
und  rein  kreditlich  fast  ausschließlich  mit  fremdem  Gelde  zu  arbeiten. 
In  solche  Gefahr  können  eben  andere  Unternehmungsformen,  die  eine 
rein  kapitalistische,  auf  das  eigene  Vermögen  beschränkte  Kreditbasis 
besitzen,  von  vornherein  nicht  geraten,  weil  ihr  Kredit,  den  sie  genießen, 
ausschließlich  nach  ihrem  eigenen  Vermögen  bemessen  wird.  Es  bie- 
tet eben  die  genossenschaftliche  Rechtsform  stets  die  Gefahr  der  Ver- 
führung und  Versuchung,  die  Kreditbasis  vorwiegend  auf  die  persön- 
liche Mitgliederhaftung  aufzubauen  und  die  Bildung  und  Stärkung  des 
eigenen  Vermögens  zu  vernachlässigen.  Dort,  wo  bei  vernünftiger 
Gründung  und  Leitung  von  vornherein  ausreichend  hohe  Geschäftsan- 
teile mit  raschem  Einzahlungszwangc,  eine  starke  Reservefondsbildung,  so- 
wie die  gesetzlich  höchst  zulässige  Kündigungsbeschränkung  der  Mitglied- 
schaft festgesetzt  werden,  gibt  auch  die  genossenschaftliche  Rechtsform 
eine  taugliche  Unternehmungsform  ab. 

Ebenfalls  kann  ich  Lemcke  in  dem  Punkte  nicht  beipflichten,  es 
sei  »der  Entwicklung  der  (Zentralverkauftsj-Genossenschaften  die  Ein- 
führung des  Lieferungszwanges  verhängnisvoll  geworden«  (S.  iio).  Nicht 
der  Lieferungszwang,  sondern  die  viel  zu  hohe  Bewertung  der  Preise 
für  die  aufgekauften  Produkte  ist  verhängnisvoll  gewesen,  also  kein 
Betriebsgrundsatz,  sondern  eine  kaufmännisch  verkehrte  Preiskalkulation. 
Soviel  mir  bekannt  ist,  dringt  jetzt  auch  der  Grundsatz  des  Lieferungs- 
zwanges durch.  (Vgl.  Jahrb.  des  Generalverbandes  für  1914  S.  51 
hinsichtlich  der  Viehverwertungs-Genossenschaften,  Brünning,  deutsche 
Landwirtschaftliche  Genossenschaftspresse  191 5  S.  445.)  Es  ist  aber 
klar,  daß  Genossenschaften  zur  Verwertung  landwirtschaftlicher  Pro- 
dukte ohne  Lieferungszwang  der  Gefahr  ausgesetzt  sind,  daß  ihre  Mit- 
glieder den  Händler  bei  günstigen  Preisverhältnissen  bevorzugen  und 
die  Genossenschaft  als  Absatzstelle  für  geringwertige  Ware  benutzen. 
Im  Interesse  einer  weiteren  Ausdehnung  und  Entwicklungsmöglich- 
keit   des    ländlichen    Genossenschaftswesens    mag    darauf    hingewiesen 
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werden,  daß  auch  Raiffeisen  den  genossenschaftlichen  Verkauf  land- 
wirtschaftlicher Produkte  als  eine  Zukunftsidee  bezeichnete. 

Die  Vorgänge  in  der  Raiffeisen- Organisation  haben  fast  ständig 
die  Aufmerksamkeit  der  Oeffentlichkeit  auf  sich  gezogen.  Die  Reformen 
und  Sanierungsaktionen  brachten  der  Raiffeisen-Organisation  keine  ru- 
hige Entwicklung.  Nunmehr  sind  die  Reformen  insoweit  durchgeführt, 
daß  diese  Organisation  in  Ruhe  ihre  Aufgaben  durchführen  kann,  ohne 
durch  innere  Störungen  ihrer  Genossenschaftsarbeit  Abbruch  zu  er- 
fahren. 

Theorie,  Geschichte  und  Praxis  der  Kons  um  en- 
tenorganisation  nennt  sich  das  im  Verlage  von  L.  Prager-Berlin 
erschienene  Buch  von  Dr.  V.  Totomianz^  Professor  an  der  Universität 
Moskau,  eine  vom  Verfasser  selbst  bewirkte  Umarbeitung  des  russi- 
schen Originals,  das  bereits  drei  Auflagen  erlebt  hat.  Totoinianz  ist 
selbst  halb  deutschen  Ursprungs  und  aus  der  Schule  von  Wagner  und 
Schmoller  hervorgegangen,  langjähriger  Dozent  für  Genossenschafts- 
wesen an  verschiedenen  Hochschulen  Rußlands,  bewährter  Mitarbeiter 
genossenschaftlicher  Fachliteratur  und  seit  fünf  Jahren  Mitglied  im 
Vorstande  des  Internationalen  Genossenschaftsbundes.  Es  stand  zu 
erwarten,  daß  ein  Werk  eines  Mannes,  der  seit  Jahren  der  Genossen- 
schaftsbewegung durch  Rede  und  Schrift  dienstbar  ist,  seiner  Aufgabe 
gerecht  wird.  Totomianz  geht  von  der  Bewertung  des  Konsums  aus, 
aus  seiner  Bedeutung  die  Bausteine  für  den  Aufbau  der  Konsumvereins- 
idee und  ihrer  Organisation  fügend.  Er  würdigt  den  Konsum  als 
Zweck  jeder  Produktion  und  bedauert,  daß  die  Volkswirtschaftslehre 
sich  bisher  wenig  mit  der  Lehre  vom  Konsum  und  den  Interessen  der 
Konsumenten  beschäftigt  habe,  gibt  aber  zugleich  die  Lösung  dieser 
auffälligen  Erscheinung.  Er  zitiert  das  Wort  des  Amerikaners  6".  W.  Patten, 
daß  sich  das  Studium  des  Konsums  vorwiegend  auf  deduktivem  Wege 
bewegt,  und  folgert  daraus,  daß  diese  Methode  deshalb  bisher  keine 
Anwendung  finden  konnte,  weil  es  früher  an  ausreichendem  Tatsachen- 
material gefehlt  habe.  Dank  der  Verbreitung  der  Konsumvereine  und 
Käuferligen  hat  sich  aber  ein  solches  Material  angehäuft,  daß  nunmehr 
die  Volkswirtschaftler  es  wohl  zum  Ausgangspunkte  für  eine  Reform 
der  Theorie  nehmen  werden.  Wir  können  hinzufügen,  daß  der  Krieg 
auf  diesem  Gebiete  eine  völlige  Wandelung  gebracht  hat  und  die  Ver- 
braucherinteressen in  den  Vordergrund  hat  treten  lassen.  Totomianz 
erörtert  sodann  die  Grundlagen  der  Konsumgenossenschaft,  ihren  Ge- 
gensatz zu  den  kapitalistischen,  gewinnerzielenden  Handelsvereinigun- 
gen, wobei  er  namentlich  die  Konsequenzen  dieses  gewinnlosen  Stre- 
bens :  Ausschluß  der  Verfälschung  von  Waren,  die  Offenkundigkeit  und 
Konkurrenzlosigkeit  des  genossenschaftlichen  Betriebes ,  hervorhebt. 
Totomianz  baut  seine  Grundlagen  der  Konsumgenossenschaft  auf  den 
Lehren  eines  Busch,  Potter- Webbs,  Gide,  Lavergne,  Staudinger  und  Ro- 
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senquist  auf,  beleuchtet  ihre  Bemühungen,  eine  Theorie  zu  schaffen, 
kritisch,  dabei  vorwiegend  den  Ausführungen  des  französischen  Natio- 
nalökonomen Gide  und  des  deutschen  Genossenschaftler  Prof.  Dr.  Statin 
dinger,  Darmstadt,  folgend. 

Der  politischen  und  Klassenneutralität  der  Konsumgenossenschaft 
ist  ein  weiteres  Kapitel  gewidmet.  Totomianz  versteht  unter  Neutrali- 
tät nicht  sowohl  völligen  Ausschluß  der  Politik  im  Sinne  der  Betäti- 
gung eines  auszuarbeitenden  sozialpolitischen  Aktionsplanes,  als  viel- 
mehr Parteilosigkeit.  Das,  was  Katifmann,  Hamburg,  in  der  »Stellung- 
nahme zur  Konsumgenossenschaftsbewegung«  und  Dr.  H.  Müller,  Basel, 
in  seiner  Schrift  »Klassenkampftheorie  und  Neutralitätsprinzip  der 
Konsumgenossenschaftsbewegung«  ausgeführt  haben,  wird  übernommen, 
nämlich  die  Grundgedanken,  daß  die  Konsumvereinsidee  nicht  von 
Parteiinteressen,  sondern  vom  allgemeinen  Konsumenteninteresse  be- 
herrscht wird,  daß  der  Konsumverein  alle  Stände  und  Volksklassen 
umfassen  kann,  seinen  eigenen  Gesetzen  wirtschaftlicher  Entwicklung 
folgt  und  daher  Schaden  leiden  muß,  wenn,  wie  in  Belgien  und  Frank- 
reich geschehen  ist,  die  Bewegung  Anschluß  an  eine  Partei  nimmt. 

Unter  den  Typen  der  Konsumgenossenschaft  gibt  Totomianz  mit 
recht  dem  Rochdale-Typus  den  Vorzug,  doch  scheint  mir  das,  was 
er  für  die  Hervorhebung  eines  besonderen  »Hamburger«  und  >Wiener« 
Typus  hervorbringt,  belanglos  zu  sein,  da  Abweichungen  von  den  be- 
stimmenden Grundsätzen  des  Rochdale-Typus  nicht  vorliegen. 

Den  Hauptinhalt  des  Werkes  bildet  die  Untersuchung  über  das 
Konsumvereinswesen  in  den  einzelnen  Ländern,  die  durch  eine  wert- 
volle internationale  Statistik,  bereichert  wird.  Behandelt  werden  nach- 
einander die  Konsumvereine  in  England,  Dänemark,  der  Schweiz, 
Deutschland,  Belgien,  Oesterreich-Ungarn,  Italien,  Holland  und  Ruß- 
land. Hier  ist  reiches  Material  durchforscht  und  verwertet  worden. 
Namentlich  die  weniger  bekannten  Verhältnisse  Rußlands  werden  große 
Beachtung  finden.  Wie  in  Dänemark,  Ungarn  und  Finnland  zeigt  auch 
in  Rußland  das  Bauerntum  starke  Konsumenteninteressen.  Von  den 
am  I.  Januar  191 2  in  Rußland  tätigen  6730  Konsumvereinen  mit  i  Mil- 
lion Mitgliedern  waren  4716  =  70,1  %  ländlichen  Charakters.  Diese 
Betrachtung  legt  die  Frage  nahe,  ob  und  inwieweit  es  möglich  ist, 
die  Konsumvereinsbewegung  auch  in  Deutschland  auf  das  Land  aus- 
zudehnen, ein  Problem,  das  auch  Wygodzinski  in  »Neuere  Entwicklung 
des  landwirtschaftlichen  Genossenschaftswesens«,  Hannover  1913,  behan- 
delt, der  mit  Recht  den  eigentlichen  Grund  einer  Zurückhaltung  nicht 
auf  ökonomischem,  sondern  auf  politischem  Gebiete  findet.  In  einem 
Kapitel  geht  Totomianz  auf  Macht  und  Grenzen  der  Konsumenten- 
organisation ein.  Hier  scheint  mir  Totomianz  etwas  zu  optimistisch  zu 
denken,  wenn  er  meint,  es  können  mit  Rücksicht  auf  die  Ueberlegen- 
heit  des  genossenschaftlichen  gegenüber  dem  Privathandel  alle  Grenzen 


258 


Miszellen. 


fallen,  welche  einige  Theoretiker  der  Entwicklung  gesteckt  haben. 
Tototnianz  beruft  sich  dabei  auf  Wübrandt^  der  anläßlich  der  Erörte- 
rungen auf  dem  evangelisch-sozialen  Kongreß  zu  Hamburg  191 3  aus- 
führte, daß  es  für  die  Bewegung  der  Konsumenten  keine  Grenzen  gibt, 
solange  nicht  in  den  Menschen  selber  die  Grenzen  der  Entwicklungs- 
fähigkeit erreicht  sind.  Nach  den  bisherigen  Erfahrungen  scheinen 
mir  allerdings  die  Grenzen  weit  enger  zu  liegen,  wenn  ich  sie  auch 
nicht  so  eng  stecken  möchte,  wie  Beatrice  Potter,  die  der  Meinung 
ist,  die  Genossenschaft  könne  nur  auf  dem  Gebiete  des  Absatzes  der 
notwendigsten  Lebensmittel  eine  herrschende  Rolle  spielen.  Eine 
Grenzerweiterung  sehe  ich  nur  dann,  wenn  auch  das  bürgerliche  Ele- 
ment sich  in  weitem  Umfange  an  der  Konsumentenorganisation  betei- 
ligt ,  denn  sonst  findet  die  Bewegung  ihre  Begrenzung  in  der 
Zahl  der  arbeitenden  Klassen  und,  was  wichtiger  ist,  in  der  Ein- 
kommensgrenze der  Arbeiter. 


Der  holländische  Schiffbau. 

Von 
Dr.  Ernst  Schnitze. 

Mit  tausend  Sorgen  blickt  man  heute  in  den  Niederlanden  auf  die 
Zukunft  des  heimischen  Schiffbaus,  der  nach  starkem  Rückgang  im 
19.  Jahrhundert  während  des  20.  von  neuem  kräftigen  Aufschwung 
nahm,  dessen  Lebensader  jetzt  aber  durch  die  Gewalttat  der  die  kleinen 
Nationen  »schützenden«  Entente  bedroht  ist.  Denn  blühen  kann 
der  Schiffbau  nur  in  einem  Lande  mit  rege  entwickelter  Schiffahrt  — 
nicht  dort,  wo  sie  verkrüppelt  ist. 

Im  M  i  1 1  e  1  a  1 1  er  nannte  man  die  Holländer  die  »Frachtfahrer«  ganz 
Europas.  Das  vSeewesen  trieb  nach  allen  Richtungen  reiche  Blüten. 
Reederei  und  Schiffbau  wetteiferten  miteinander.  Aus  dem  Jahre  1396 
hören  wir,  daß  die  Stadt  Amsterdam  dem  Herzog  Albrecht  für  einen 
Kriegszug  nach  Friesland  eine  Flotte  von  6  großen  und  50  kleineren 
Fahrzeugen  lieferte.  1539  ließ  Jan  Henin  (wiederum  in  Amsterdam)  für 
einen  Kriegszug  nach  Konstantinopel  nicht  weniger  als  56  Schiffe  bauen 
und  ausrüsten. 

Als  die  Holländer  dann  Portugal  und  Spanien  in  der  Kolonial- 
politik nacheiferten  und  beide  Länder  an  wichtigen  Stellen  der  Erd- 
oberfläche zurückdrängten,  als  die  reichen  Gebiete  Ostindiens  dem 
europäischen  Seehandel  erschlossen  wurden,  nahm  der  Schiffbau  in  den 
Niederlanden,  zumal  in  Amsterdam,  bedeutenden  Umfang  an.  Um  das 
Jahr  1600  erstaunte  mancher  neidische  Engländer  über  die  Größe  der 
holländischen  Handelsflotte  und  der  dortigen  Werften. 
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Nicht  zum  wenigsten  war  es  die  Ostindische  Gesellschaft, 
die  Staunenswertes  leistete.  Schon  zu  Anfang  des  17.  Jahrhunderts 
ließ  sie  auf  Rapenburg  eigene  Schiffswerften  errichten.  Von 
dort  zogen  2V2  jahrhundertelang  die  dickbäuchigen  stolzen  Ostindien- 
fahrer auf  das  Meer  hinaus,  die  lange  Zeit  den  Grund  zu  dem  Reich- 
tum Hollands  legten. 

So  waren  denn  die  ältesten  in  Holland  blühenden  Gewerbezweige 
Schiffbau,  Segelmacherei,  Seilwinderei  und  Böttcherei.  Sie  stehen  im 
engsten  Zusammenhang  mit  dem  Bedürfnis  dieser  Nation,  ihre  Einfuhr 
mit  den  verschiedenen  Zweigen  des  Seehandels  zu  bezahlen.  Der 
eigene  Boden  brachte  zu  wenig  hervor,  als  daß  man  nicht  viele  Nah- 
rungs-  und  Genußmittel  lieber  im  Ausland  gekauft  hätte.  Um  diese 
seit  langem  bedeutende  Einfuhr  begleichen  zu  können,  pflegte  man 
ursprünglich  die  Fischerei,  später  auch  den  SeehandeP). 

Der  Schiffbau  fand  daher  den  günstigsten  Boden.  In  ganz  Europa 
galt  während  des  17.  J  ah  r  hund  er  ts  Amsterdam,  die  »mächtigste 
Stadt  Europas«,  für  vorbildlich  auf  dem  Gebiete  der  Schiffbaukunst. 
Es  war  kein  Zufall,  daß  Peter  der  Große,  von  dem  Wunsche  ge- 
trieben, durch  eigene  Anschauung  und  eigene  Arbeit  zu  erfahren,  wie 
man  eine  Flotte  aufbauen  könne,  nach  Holland  ging,  um  dort  auf  einer 
Werft  in  Zaandam  10  Monate  lang  (August  1697  bis  Mai  1698)  als 
Schiffszimmermann  zu  lernen.  Er  arbeitete  während  dieser  Zeit  als 
einfacher  »Werkmann«  auf  den  Werften  der  Ostindischen  Gesellschaft. 
An  dem  Bau  des  Schiffes  > Amsterdam -^  legte  er  von  der  Kiellegung 
bis  zum  Stapellauf  Hand  an;  nach  der  Vollendung  erhielt  er  es  von 
der  Stadt  zum  Geschenk. 

Auch  während  des  iS.  J  a  h  r  hu  n  d  er  t  s  stand  Hollands  Schiff- 
bau noch  groß  da,  obgleich  der  Handelsneid  Englands  seit  Cromwells 
Zeiten  den  Wettbewerber  zu  schädigen,  wenn  nicht  zu  vernichten 
suchte.  Immerhin  lieferte  Amsterdam  noch  während  des  I8.  Jahrhun- 
derts die  meisten  Schiffe  für  die  übrigen  Völker.  Als  dann  aber  die 
beiden  letzten  großen  Kriege  Frankreichs  mit  England  (1793 — 1802  und 
1803 — 181 5)  letzterem  die  günstige  Gelegenheit  boten,  weil  Holland 
von  Frankreich  besetzt  wurde,  es  als  feindliche  Nation  zu  behandeln, 
ging  sein  Seehandcl  und  damit  sein  Schiffbau  zum  großen  Teil  zu- 
grunde. Die  riesigen  Lagerhäuser  der  Ostindischen  Gesellschaft,  die 
sonst  vollgehäuft  zu  sein  pflegten,  leerten  sich  und  wurden  endlich  in 
einen  Stapelplatz  für  den  Regie-Tabak  verwandelt. 

Auch  der  Friedensschluß  konnte  dem  holländischen  Seewesen  kein 
kräftigeres  Leben  einhauchen.  Die  ostindischen  Lagerhäuser  dienten 
eine  Zeitlang  als  Kornspeicher.  1822  stürzten  sie  zusammen.  1828 
wurde  auf  dem  Grundstück,  das  ein  gewisser  Van  Vlissingen  erworben 

i)  Wilhelm  Foschei-,  Ansicliten  der  Volkswirtschaft  aus  dem  geschichtlichen 
Standpunkte.      Leipzig  und   Meidelberg:   Winter,    1S7S.    Bd.   2.    3.   Aufl.,  S.  95. 
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hatte,  eine  Fabrik  von  Seh  i  ff  s-Darapfm  aschinen  errichtet. 
Nun  erst  blühte  neues  Leben  aus  den  Ruinen.  Bald  wurde  an  diese 
Fabrik  eine  Werft  angegliedert,  die  1847  mehr  als  1000  Arbeiter  be- 
schäftigte. Ende  1853  lagen  allein  in  Groningen  lOi,  in  Südholland 
60  Seeschiffe  auf  Stapel,  während  in  Friesland  im  Laufe  des  Jahres 
209  Schiffe  gebaut  wurden  und  130  Seeschiffswerften  in  Nordholland 
den  Bestellungen  nicht  einmal  genügen  konnten.  Auch  die  Segeltuch- 
Fabriken  und  Reepschlägereien,  sowie  die  Sägemühlen,  die  zur 
Böttcherei  in  enger  Verbindung  standen,  gehörten  zu  den  blühendsten 
Gewerben  des  Landes^). 

Seit  der  Mitte  des  19.  Jahrhunderts  kam  auch  den  hol- 
ländischen Werften  der  Aufschwung  der  Weltschiffahrt  ?ugute.  Frei- 
lich wandten  sich  seine  Reedereien  der  Benutzung  des  Dampfes  nur 
langsam  zu,  so  daß  nach  1860  ein  Rückschlag  eintrat.  Die  holländische 
Handelsflotte  zählte 

1850  396000  Tonnen 

1860  588000 

1871  521  000         < 

1874  454000         < 

In  den  70  er  und  80er  Jahren  wandten  sich  die  Reeder  ärgerlich  von  den 
neuen  Verhältnissen  ab,  die  ihnen  über  den  Kopf  zu  wachsen  drohten, 
weil  sich  nunmehr  der  luxuriöse  Betrieb  der  alten  > Ostindien-Fahrer« 
fernerhin  als  unmöglich  erwies'-). 

Nach  dem  Büro  Veritas  betrug  der  Umfang  der  hollän- 
dischen Handelsflotte: 


S 

e  gl  e  r 

D 

a  m  p  f  e  r 

Insgesamt 

ahr 

Zahl 

in  1000 
Tonnen 

Zahl 

in  1000 
Tonnen  netto 

Zahl 

in  1000 
Tonnen 

874 

1418 

385 

107 

69 

1525 

454 

880 

1112 

332 

III 

80 

1223 

412 

898 

541 

121 

227 

250 

768 

371 

899 

663 

118 

224 

251 

887 

369 

900 

676 

120 

257 

306 

933 

426 

Erst  im  20.  J  ahr  hun  d  er  t  und  zwar  innerhalb  des  i.  Jahr- 
zehnts setzt  eine  gewaltige  Steigerung  ein,  die  einer  Verdoppelung 
gleichkam.     Der  Raumgehalt   der   holländischen   Handelsflotte   betrug: 


Jahr 

Netto-Reg.-T. 

Brutlo-Reg.-' 

r. 

*  1860 

433922 

— 

1870 

389612 

— 

1890 

308  793 

378  784 

nach 

1900 

370  642 

530277 

Lloyds 

1910 

639  966 

1015  139 

Register. 

1)  Röscher  Bd.  2  S.  95. 

2)  E.  Fitger,    Die  wirtschaftliche  und  technische  Entwickelung  der  Seeschiff- 
fahrt.    Leipzig:   Duncker  &  Humblot,   1902.    S.  69. 
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Gleichzeitig  mit  dieser  Vermehrung  des  Tonnenraums  erfolgte  eine 
Anpassung  an  die  Erfordernisse  des  modernen  Verkehrs,  die  in  über- 
raschend kurzer  Zeit  die  Fehler  des  letzten  halben  Jahrhunderts  gut- 
zumachen wußte.  In  schnellem  Zeitmaß  wurden  die  Segler  durch 
Dampfer,  die  hölzernen  Schiffe  durch  eiserne  und  stählerne  ersetzt. 
Hand  in  Hand  damit  ging  ein  Umschwung  der  Besitzverhält- 
nisse und  der  Betriebsformen  vor  sich :  an  Stelle  der  alten  Parten- 
oder Einzel-Reedereien  trat  der  neuere  Großbetrieb,  häufig  in  Form 
von  Aktiengesellschaften.  So  verfügten  191 1  die  10  größten  Schiffahrts- 
gesellschaften der  Niederlande  über  insgesamt  222  Schiffe  von  zusam- 
men nicht  weniger  als  721  272  Brutto-Register-Tonnen,  d.  h.  über 
168%  der  gesamten  Handelsflotte. 

Wie  gut  sich  der  holländische  Schiffbau  entwickelte,  zeigen  die 
recht  geringen  Schwankungen,  denen  er  in  den  Jahren  ausgesetzt  war, 
die  in  der  Weltschiffahrt  und  im  Weltschiffbau  als  Krisenjahre  galten. 
So  beliefen  sich  die  Neubauten  überseeischer  Kauffahrtei- 
schiffe  auf  niederländischen  und  belgischen  Werften 
nach  Lloyds  Register,  das  Schiffe  von  100  Registertonnen  an  berück- 
sichtigt (die  Segler  mit  dem  Netto-,  die  Dampfer  mit  dem  Brutto- 
Tonnenraum) : 


Seg 

ler 

Da 

m  p  f  e  r 

Insgesamt 

Jahr 

Zahl 

Netto- 
Reg.-T. 

Zahl 

Brutto- 
Reg.-T. 

Zahl 

Reg.-T. 

1900 

25 

8505 

25 

31  288 

50 

39  793 

1901 

15 

3878 

24 

31878 

39 

35756 

1902 

13 

2388 

39 

53204 

52 

55592 

1903 

13 

1771 

56 

49514 

69 

51  285 

1904 

20 

5733 

41 

38273 

61 

44006 

1905 

6 

2809 

27 

31  373 

33 

34  182 

1906 

2 

795 

43 

50912 

45 

51707 

1907 

6 

1800 

42 

69185 

48 

70985 

1908 

12 

4586 

51 

73248 

63 

76834 

1909 

30 

6877 

37 

60507 

67 

67384 

1910 

13 

2087 

46 

58134 

59 

60  221 

1911 

7 

886 

46 

74635 

53 

75521 

Der 

Tonnenraum 

sämtlicher 

im    Bau    befindlichen 

Schiffe    war 

wesentlich  größer^). 

Nach  einer  anderen  Aufstellung,  die  sich  ebenfalls  auf  >Lloyds 
Register<  stützt,  sollen  191 1  in  den  Niederlanden  für  die  Seehandels- 
schiffahrt 93  050  Brutto-Register-Tonnen  vom  Stapel  gelaufen  sein, 
während  im  selben  Jahre  auf  englischen  Werften  für  holländische 
Rechnung  6  Schiffe  mit  26  665  Tonnen  fertiggestellt  wurden.  Auf 
holländischen  Werften  befanden  sich  danach  Ende  1911  im  Bau : 


I)  Siehe  ein  genaues  Verzeichnis  in  dem  »Handbuch  der  Hamburg-Aracrika- 
Linie« :  Schiffahrt  und  Schiffbau  Deutschlands  und  des  Auslandes.  Handbuch 
1912/13.     Herausgegeben  von  Dr.  Aug.  Kaegbdn,  Hamburg.    S.  210  f. 
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für  niederländische  Rechnung  45  Schiffe  mit  79713  Tonnen, 
für  englische  Rechnung  5  Schiffe  mit  16230  Register-Tonnen  ^). 
In  beiden  Aufstellungen  sind  weder  die  auf  holländischen  Werften 
hergestellten  Flußschiffe  noch  die  Fisc herfahrzeuge  ent- 
halten. Die  niederländischen  Werften  leisten  darin  hervorragendes. 
Die  kleinen  holländischen  Werften  waren  infolge  der  geringen  Löhne 
und  der  niedrigen  Steuern  und  Zölle  imstande,  selbst  den  deutschen 
Schi  f  f  b  a  u  erfolgreich  zurückzudrängen.  Um  das  Jahr  igii  betrugen 
die  A  rb  e  i  t  s  1  (■■)  h  n  e  auf  kleineren  Werften 

Holland  Deutschland 

für  gewöhnliche  Arbeiter      .            T,So — 2,00  M.  3,60 — 4,00  M. 

für  bessere  und  beste  Arbeiter        2,50^ — 3,20  M.  4,50 — 6,00  M. 

bei  einer  Arbeitszeit  von       .     .      u  — 12  Stunden  9 — 10  Stunden. 

Ausländische  Rohstoffe  bezogen  die  niederländischen  Werften 
bei  niedrigen  Wasserfrachten  um  den  Zoll  billiger.  Im  ganzen  ver- 
mochten sie  zu  30 — 40  %  niedrigeren  Preisen  zu  liefern  als  die 
deutschen  Werften.  Etwa  20 — 30  %  des  Bedarfs  an  kleinen  Fahrzeugen, 
auch  an  Schleppdampfern,  bezogen  die  Reeder  aus  Holland;  im  Unter- 
elbegebiet sogar  bis  zu  60  %.  Selbst  Ausbesserungen  ließen  die  deutschen 
Reedereien  häufig  in  Holland  vornehmen. 

Dieser  Vorsprung  im  Flußschift'bau  ist  Holland  bis  heute  geblieben, 
zumal  da  die  Preis-Politik  der  deutschen  Kartelle  darauf  hinauslief, 
einen  Teil  der  Erzeugung  zu  in  der  Regel  geringeren  Preisen  ins  Aus- 
land zu  verkaufen,  dagegen  im  Inland  die  Stahlpreise  hoch  zu  halten. 
Infolgedessen  wurde  der  holländische  Schiffbau  durch  Deutschland  mit 
billigeren  Rohstoffen  versehen,  als  ihn  die  deutschen  Werften  erhal- 
ten konnten. 

Eine  weitere  Folge  war,  daß  sich  in  den  Niederlanden  die  Schiffs- 
beleihungsbanken  kräftig  entwickelten  und  daß  die  Schiffshypo- 
theken auf  neugebaute  Fahrzeuge,  auch  wenn  sie  für  deutsche  Rech- 
nung bestimmt  waren,  bei  niederländischen  Firmen  abgeschlossen 
wurden,  was  wiederum  neue  Aufträge  für  die  dortige  Werftindustrie 
zur  Folge  hatte.  Wettbewerbsfähige  Beleihungsbanken  konnten  sich  in 
Deutschland  schwer  bilden. 

So  war  denn  die  Lage  des  holländischen  Schiftbaus,  betrachtet 
man  ihn  als  Ganzes,  mit  Einschluß  des  Flußschiffbaus  und  der  Her- 
stellung von  Fischerfahrzeugen,  vor  dem  Kriege  glänzend.  191 1 
wurden,  alles  zusammengerechnet,  iiio  Schiffe  mit  223  180  Brutto-Re- 
gister-Tonnen  gebaut: 

i)  Handbucli  der  Hamburg-Amerika-Linie    1912/13.   S.  205. 
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Schiffe  unter                     lOO 

<  von       100 —       500 

<  €          500—    I  000 

<  <        1000 —  5  000 

<  <       5000 — 10  000 

BruttQ-Reg. 
Zusamrr 

-T. 

Anzah 

659 

376 

46 

^3 
6 

Insgjesamt 
Brutto-Reg.-T. 
30158 
83374 
28691 
40619 
40338 

en 

.        IIIO 

Schiffe 

223  180  1). 

Wie  kräftig  der  holländische  Schiffbau  im  Vergleich  mit  dem 
anderer  Völker  dastand,  lehrt  die  folgende  Aufstellmig,  die  nur  Eng- 
land als  erstes  Schiffbauland  der  Welt  nicht  berücksichtigt.  Unter  den 
übrigen  stand  Holland  an  4.  Stelle;  nur  Deutschland,  die  Vereinigten 
Staaten  und  Frankreich  waren  ihm  überlegen.  Es  waren  Ende  Juni 
im  Bau  auf  den  Werften  von: 


191: 


Segler 


Anzahl 


Brutto- 
Reg.-T. 


Dampfer 

Brutto- 


Belgicn    .... 
Britische  Kolonien 
China       .... 
Dänemark    .     .     . 
Deutschland      .     . 
Frankreich  . 
Griechenland    . 
Holland       ...     . 
Italien      .... 
Japan       .... 
Norwegen     . 
Oesterreich-Ungarn 
Portugal  .... 
Spanien  .... 
Schweden     . 
Vereinigte  Staaten 


7  207S 

3  750 


13  5  050 

12  290 


Anzahl 


Reg.-T. 

18  580 
8075 
4  900 
14  646 
387416 
128793 

94  355 

22  5bo 
45  246 

23  957 
53232 


Insgesamt 

.        ,  ,     Brutto- 

^"^"'''     Reg.-T. 

II  18580 

22  10  153 

2  4  900 

9  14646 

loi        388  166 

128793 


25 


2  6  300 

9  8  510 

^3         196  795 


99405 

22  850 
45246 
23957 
53232 

6  300 

8510 

J04  5I9 


Zusammen      .      .     41  15892  390       1013  365  431     1029257 

Der  Weltkrieg  bot  dem  holländischen  Schiffbau  zunächst  einen 
kräftigen  Antrieb.  Viele  Klein-Betriebe  unter  den  dortigen  Werften, 
die  früher  nur  Binnenfahrzeuge  und  kleine  Sonderschiffe  gebaut  hatten, 
nahmen  jetzt  die  Herstellung  von  Seefrachtdampfern  auf.  Nach  dem 
>Niemve  Courant«  vom  2.  Februar  1916  waren  auf  niederländischen 
Werften  im  Bau: 


Am  31.  Dezember 
«     31. 


1915 395  195  Tonnen 

1914 185  170 

1913 172  050 

1912 158  050 

191 1 128400 

1901 33702 


i)  Nach  der  Zeitschrift  »De  Ingenieur«,  dem  amtlichen  Organ  des  König- 
lichen Ingenieurin-stituts,  wiedergegeben  in  dem  Handbuch  der  Hamburg-Amerika- 
Linie   1912/13,  S.  204  f. 
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Gleichzeitig  wurden  für  holländische  Rechnung  auf 
ausländischen  Werften  gebaut: 

Im  Jahre  1915  .  .   85  700  Tonnen    Im  Jahre  1912  .  .   155  154  Tonnen 
<         <       1914  .  .   74500    <     j   «    «   1911   .  .   127000    * 
«    «   1913  .  .   103600    «     j   «    «   1901   .  .    37402    < 

1916  kamen  hinzu : 

Auf  holländischen  Werften 439810  Tonnen 

Auf  fremden  Werften  für  holländische  Rechnung   .        74  000         <. 

Unter  den  Neubauten  der  holländischen  Werften  befan- 
den sich  zahlreiche  Bestellungen  anderer  Länder,  nament- 
lich der  skandinavischen  Reedereien.  So  bedeutend  waren  die  Auf- 
träge, daß  der  holländische  Schiffbau  nicht  mit  ihnen  Schritt  halten 
konnte.     Es  befanden  sich  auf  niederländischen  Werften  noch  im  Bau : 

Am  31.  Dezember  1912 158000  Tonnen 

<     31.  <  1913 172  000         « 

«     31.  <  1914 185  000         < 

*     31-  *  1915 395000 

Ferner  lagen  am  31.  Dezember  191 5  für  holländische  Rechnung 
auf  ausländischen  Werften  noch  85  700  Tonnen  auf  Stapel. 

Alle  diese  Zahlen  gewinnen  erhöhte  Bedeutung,  wenn  man  die 
Ziffern  für  England  damit  vergleicht:  während  des  Jahres  191 5 
wurden  in  Großbritannien  327  Schiffe  mit  im  ganzen  650900  Tonnen 
gebaut  —  317  Dampfer  und  10  Segelschiffe.  Dies  bedeutete  gegen- 
über der  Bauleistung  des  Jahres  1914  eine  Verminderung  um  i  032  600 
Tonnen  ^). 

Etwas  abweichende  Zahlen  gibt  eine  Eingabe,  die  von  h  o  1- 
ländischen  Reedern  in  der  Frage  des  Schiffsausfuhrverbots  an 
die  Regierung  gerichtet  wurde.  Danach  waren  auf  holländischen 
Werften  im  Bau: 

Für  holländische  Für  ausländische 

Rechnung  Rechnung 

Am  31.  Dezember  1914    .     .     161  710  Tonnen  14670  Tonnen 

«     31-          «           1915    •     •     276735         «  105560 

<        I.  Juni              1916    .     .     300000         <  161  015         < 

In  den  letzten  beiden  Ziffern  sind  43410  Tonnen  bzw.  37700 
Tonnen  enthalten,  die  für  das  Ausland  bestimmt,  aber  von  Holländern 
bestellt  waren,  während  Binnenschiffe,  Fahrzeuge,  Schlepper  und  Kriegs- 
schiffe nicht  mitgezählt  sind. 

Es  ergibt  sich  aus  diesen  Zahlen,  daß  von  der  Tätigkeit  der 
holländischen  Werften  für  ausländische  Rechnung  bestimmt  waren : 

Am  31.  Dezember   1914  noch  nicht   10      % 

«     31.  «  1915   ....     2772% 

I.  Juni  1916  ....     34^!%- 

i)  >Nachrichten  für  Handel  und  Industrie«    1916,  Nr.    18. 
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Jedenfalls  waren  die  holländischen  Schiffswerften  19 16  mit  Auf- 
trägen überhäuft,  wozu  auch  die  seit  Kriegsbeginn  steigenden  A  u  s- 
besserungen  beitrugen.  So  beschäftigen  sich  von  den  1 7  Werften 
in  Amsterdam  14  ausschließlich  mit  Reparaturen.  Die  größte  Werft 
in  Amsterdam  war  mit  Arbeit  überhäuft,  weil  zahlreiche  Schiffe  durch 
Torpedos  und  Minen  beschädigt  waren,  so  daß  sie  monatelange  Aus- 
besserungen brauchten.  Die  bedeutendste  der  3  übrigen  Werften  hatte 
etwa  50  000  Tonnen  neuer  Schiffe  zu  bauen. 

1915  und  1916  liefen  vom  Stapel ^) 


19  I  5 


9  I  6 


SchiflFe 

Tonnen 

Pferdekräfte 

Schiffe 

Tonnen 

Pferdekräfte 

Vereinigte    Staater 

137 

270  124 

322  168 

178 

554810 

306  896 

Japan  .     . 

127 

98213 

182039 

250 

246234 

327  776 

Holland  . 

390 

217  592 

114  510 

300 

211  693 

158765 

Deutschland 

4b 

179804 

i88  156 

20 

81950 

168700 

Italien .     . 

d 

20  230 

20000 

30 

60  472 

41  691 

Norwegen 

86 

61477 

41925 

70 

44902 

32  244 

Schweden 

33 

25927 

32530 

35 

40090 

27433 

Frankreich 

32 

41438 

20950 

10 

39  457 

52400 

Dänemark 

40 

51  361 

32  042 

30 

37  150 

21  780 

Spanien    . 

7 

14  306 

13750 

10 

II  171 

28  400 

China  .     . 

50 

8  073 

6400 

38 

7862 

6356 

Rußland  . 

792 

540 

— 

— 

— 

Ausland    . 

955 

989  337 

975  010 

971 

I  335791 

I  172  440 

In  Großbritannien 

517 

649  336 

540  594 

412 

582  305 

410281 

In  den  Kolonien 

183 

32  937 

14072 

98 

37031 

15940 

Zusammen     .     1655      i  671  610      1529676  1481      i  955  127        i  598  661 

Offenbar  sahen  sich  die  Werften  außerstande,  ihre  Erzeugung 
gegenüber  1 91 5  zu  vermehren :  die  Grenze  der  Leistungsfähig- 
keit war  erreicht.  In  beiden  Jahren  lief  ein  erheblich  größerer  Ton- 
nenraum vom  Stapel  als  während  der  letzten  Friedensjahre.  Hindernd 
stand  einer  weiteren  Vermehrung  im  Wege,  daß  sich  für  den  Bezug 
von  Stahl  außerordentliche  Schwierigkeiten  ergaben.  Die  Verhand- 
lungen, die  deshalb  mit  Deutschland  geführt  wurden,  sind  bekannt. 
Man  schlug  in  Holland  vor,  um  dieser  Schwierigkeit  Jetzt  oder  doch 
in  Zukunft  Herr  zu  werden,  einen  modernen  Hochofenbetrieb  nebst 
den  nötigen  Walzwerken  zu  errichten,  unter  Umständen  mit  Staatshilfe. 
Die  Neubauten  reichten  trotz  ihrer  beträchtlichen  Zahl  nur  gerade 
hin,  die  starken  Einbußen  zu  ersetzen,  die  der  holländischen  Ree- 
derei auf  der  einen  Seite  durch  Kriegsunglücksfälle  und  durch  Torpe- 
dierung erwuchsen,  auf  der  anderen  durch  den  Verkauf  zahlreicher 
Schiffe  ins  Ausland,  dem  endlich  das  im  Laufe  des  Jahres  191 6  in 
Kraft  tretende  Schiffsausfuhrgesetz  einen  Riegel  Vorschub.  Dagegen 
erwies  es  sich  als  unmöglich,  Schiffe  im  Ausland  anzukaufen  —  bis 
auf  eine  einzige  Ausnahme.  Zuwachs  und  Abgang  der  nieder- 
ländischen Handelsflotte  betrugen  1916: 
i)  >Economist<   vom   17.  Februar   1917. 
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Zuwachs:         48  Dampfer  und  Motorschiffe  mit     .     .     +135473  Tonnen 
Verlust:  44   Schiffe —  126797         < 

Zuwachs:     f     4  Schiffe -]-      8777  Tonnen. 

Im  ganzen  betrug  die  Vermehrung  der  holländischen  Handelsflotte 

Jahr  Schiffe  Schiffsraum 

1913  +30  ~r  135424  Tonnen 

1914  +27  +  149004 

1915  —    9  -f-       6899  « 
ÖerMangel  an  Schiffen  begann  sich  so  peinlich  bemerkbar 

zu  machen,  daß  die  Regierung,  die  sich  in  den  ersten  Kriegsjahren  da- 
mit begnügt  hatte,  mit  den  Reedern  einen  Vertrag  über  die  Lieferung 
von  Schiffsraum  zwecks  Einfuhr  menschlicher  luid  tierischer  Nahrungs- 
mittel und  der  unentbehrlichsten  Rohstoffe  zu  schließen,  nunmehr  ein 
Schiff sre  quisitionsgesetz  schuf  und  ferner  (Anfang  191 7)  den 
für  ausländische  Rechnung  in  den  Niederlanden  gebauten  Schiffen  die 
Abfahrt  nur  unter  der  Bedingung  gestattete,  daß  sie  mehrere  Reisen 
für  niederländische  Befrachter  ausführten.  Im  ersten  Halbjahr  191 7 
wurde  ein  größerer  Tonnenraum  gebaut  als  im  gleichen  Zeitraum  1916; 
es  wurden  niederländische  Seebriefe  zum  erstenmal  aussrestellt^) 


Im 
Im 

Erstes  Halbjahr 
Inlande  gebaut:       19 16 

1917 
Auslande  gebaut:    19 16 

1017 

Für 
Zahl 

16 

23 

I 

Dampfschiffe 
m3 
40  588,70 

t>!  397>49 
S904 
9177 

Für 
Zahl 

s 

13 
I 

Segelschiffe 
m^ 
4599,19 
10  218,42 

443,31 

Im 

ganzen  gebaut:        191b 
1917 

19 

24 

49492,70 
70574,57 

8 
14 

4599,19 
10661,73. 

Im  ganzen  Jahre  1917  wurden  von  holländischen  Werften  für 
in-  und  ausländische  Rechnung  zusammengenommen  zu  Wasser  gelas- 
sen 87  Dampier  und  28  Motorschoner  von  insgesamt  etwa  167  000 
Brutto-Register-Tonnen  (gegen  71  Dampfer  und  i  Motorschoner  von 
144000  Brutto-Register-Tonnen  1916). 

Ende  191 7  befanden  sich  an  Seeschiffen  ferner  noch  im  Bau 
119  Dampfer  und  21  Motorschoner  von  zusammen  etwa  220000  Brutto- 
Register-Tonnen  (gegen  1 19  Dampfer  und  4  Motorschiffe  von  zusammen 
etwa  265  000  Brutto-Register-Tonnen  Ende  1916).  Auffällig  war  während 
des  Jahres  191 7  die  Zahl  der  von  holländischen  Werften  für  eigene  Rechnung 
in  Bau  genommenen  Schiffe.  Die  Zahl  dergroßen,  für  bestimmte  holländische 
Reedereien  auf  Stapel  gelegten  Fahrzeuge  war  verhältnismäßig  klein: 
sie  beschränkte  sich  auf  3  Dampfer  von  je  etwa  4000  Tonnen  für  die 
Westindische  Linie,  2  Dampfer  von  je  etwa  7000  Tonnen  für  den 
Rütterdamer  Lloyd,  2  von  6500  bzw.  9700  Tonnen  für  die  Nederland 
Co.  und  I  jedoch  noch  nicht  begonnenen  Dampfer  für  die  Java-China- 
Japan-Linie.     Außer  diesen  Schiffen    waren    auf  holländischen  Werften 

i)  Nach   der  Zeitschrift  >In-en  Uitvoer«    vom  25.  Juli   1917. 
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bei  Jahresanfang  191 8  noch  im  Bau  12  Motorschoner  mit  insgesamt 
4208  Tonnen,  zwei  Motorschiffe  von  4000  Tonnen  (norwegische  Bestel- 
lung), sowie  108  Frachtdampfer  von  zusammen  170  715  Tonnen  (viele 
über  2000).  Von  diesen  Dampfern  ist  ein  großer  Teil  für  das  Aus- 
land bestimmt.  Norwegen  hat  18  Schiffe  von  zusammen  32470, 
Dänemark  i  von  1017,  Schweden  2  von  1467  Tonnen  bestellt.  Somit 
würden  für  Holland  87  mit  135758  Tonnen  bleiben.  Es  wurde  daher 
'  von  vielen  Seiten  gefordert :  der  gesamte  für  Ausländer  im  Bau  befind- 
liche Schiffsraum  sollte  für  die  holländische  Handelsflotte  zurückbe- 
halten werden,  um  die  vom  Kriege  gerissenen  Lücken  auszufüllen. 

Bemerkenswert  ist  der  Aufschwung,  den  während  der  letzten  Jahre 
in  Holland  der  Bau  von  Motorschonern,  überhaupt  von 
Motorschiffen  genommen  hat.  Während  an  größeren  Dampfern 
191 7  auf  holländischen  Werften  nur  ii  von  mehr  als  je  3500  Tonnen 
und  zwar  zusammen  57  154  Tonnen  vom  Stapel  liefen,  wurden  25  Mo- 
torschoner mit  einem  Gesamtraum  von  7899  Tonnen,  durchschnittlich 
also  316  Tonnen  fertig  gestellt.  Freilich  ist  die  Zahl  der  neugebauten 
Frachtdampfer  (72  mit  einem  Gehalt  von  102  099  Tonnen  oder  durch- 
schnittlich 1418  Tonnen)  erheblich  größer;  indessen  waren  darunter 
nur  23  von  mehr  als  je  2000  Tonnen  mit  zusammen  59088,  so  daß 
für  die  übrigen  49  nur  43091  Tonnen  oder  ein  Durchschnitt  von  839 
Tonnen  übrig  bleiben. 

Die  Motorschiffe  erreichen  im  allgemeinen  selbst  diese  Größe 
nicht.  Aber  sie  sind  den  Dampfern  in  anderer  Hinsicht  überlegen. 
Vor  allem  verbrauchen  sie  sehr  viel  weniger  toten,  für  die  Ladung 
unverwendbaren  Raum,  um  die  Maschinen  und  den  Brennstoff  unterzu- 
bringen. Während  des  Krieges  hat  man  mit  Erfolg  versucht,  auch  in 
ältere  Segler  Motoren  einzubauen,  und  hat  die  überraschende  Erfah- 
rung gemacht,  daß  dabei  nur  6 — 8  %  des  Laderaums  verloren  gehen. 
Fast  scheint  es,  als  ob  das  wiederholt  totgesagte  Segelschiff  dadurch 
zu  neuem  Leben  erwachen  sollte.  Als  man  in  Holland  1910  die  3 
größten  Segelschiffe  abbrach  oder  verkaufte,  die  an  die  ehemalige 
Größe  der  niederländischen  Segelschiffahrt  erinnerten,  dachte  man 
kaum,  daß  wenige  Jahre  später  das  Segelschiff  von  neuem  wettbewerbs- 
fähig werden  würde. 

Vor  dem  Kriege  war  es  vor  allem  Deutschland,  das  in  der 
Motorfrage  dem  Wettbewerb  anderer  Länder  voraus  oder  doch 
mindestens  ebenbürtig  war.  Durch  den  Krieg  sind  die  deutschen 
Werften  und  Maschinenfabriken  in  dieser  Beziehung  zwar  nicht  zu- 
rückgeworfen, wohl  aber  für  den  Handelsschiffbau  ausgeschaltet  worden. 
Dagegen  wurde  der  Bau  von  Dieselmotoren  in  den  3  skandinavischen 
Ländern  und  in  den  Niederlanden  eifrig  gepflegt  und  erzielte  dort  be- 
deutende Fortschritte.  Heute  versteht  man  dort  Motorarten  herzu- 
stellen, die  sich  für  Dauerbetriebe  eignen  und  vielfach  in  langer  Fahrt 
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erprobt  sind.  Man  kann  beinahe  von  einem  >Siegeszug  durch  die 
Schiffahrtswelt«  sprechen^).  Die  niederländischen  und  dänischen  Mo- 
toren finden  überall  schnellen  Eingang  '^). 

In  Holland  liefen  schon  191 5  eine  ganze  Reihe  von  Segel- 
schiffen von  mehr  als  200  Brutto-Tonnen  vom  Stapel,  darunter  zwei 
für  Niederländisch-Indien,  die  mit  Motoren  ausgerüstet  wurden.  Im 
gleichen  Jahre  befand  sich  zum  Beispiel  ein  210  Tonnen  großer  Mo- 
torsegler mit  Kromhout-Motoren  von  130  PS.  für  Indien  ein 
Dreimaster  von  500  Tonnen  Ladefähigkeit  mit  dem  gleichen  Motor 
im  Bau.  191 6  und  191 7  wurden  diese  Fortschritte  weiter  ausgestaltet. 
Beispielsweise  stellte  die  Fultonsche  Werft  der  Gebrüder  Bodewes  in 
Martenshoek  für  norwegische  Rechnung  einen  Dreimastschoner  Eyfjord, 
775  Brutto-Tonnen  groß,  her,  der  am  ig.  Januar  191 7  seine  Probefahrt 
machte.  Das  Schiff  ist  mit  einem  von  Stewaard  &  Jeanette  Walen  in 
Rotterdam  gelieferten  Motor  von   130  PS.  versehen. 

Auch  in  der  Turbinenfrage  hat  der  holländische  Schiffbau 
Fortschritte  erzielt.  Vor  dem  Kriege  waren  die  größten  Errungen- 
schaften dieser  in  England  erfundenen  Schififsmaschinenart  in  Deutsch- 
land zu  verzeichnen,  das  die  3  Riesendampfer  der  Hamburg-Amerika- 
Linie  mit  trefflichen  Turbinen  auszurüsten  vermochte.  Wir  hatten 
begründete  Hoffnung,  die  Zahnradübertragung,  durch  die  man  in  Eng- 
land den  zu  schnellen  Lauf  der  Turbine  auf  die  Schraubenwelle  in 
verminderter  Geschwindigkeit  übertrug,  in  zweckmäßigerer  Art  durch 
den  von  Föttinger  erfundenen  hydraulischen  Transformator  zu  ersetzen, 
der  der  Zahnradübertragung  überlegen  und  vermutlich  der  elek- 
trischen Uebertragung  mindestens  gleichwertig  sein  würde. 
Inzwischen  konnte  nun  die  letztere,  sowohl  auf  holländischen  wie  auf 
schwedischen  Werften,  durch  Versuchsbauten  erprobt  werden.  Dabei 
bewährten  sich  die  Schiffe  mit  turboelektrischem  Antrieb  durchaus,  so 
daß  eine  größere  Anzahl  von  Neubauten  mit  diesem  Antrieb  herge- 
stellt wurde.  Beispielsweise  lieferte  die  Werft  Bonn  &  Mees  im  Dezem- 
ber 191 6  den  Turbinenfrachtdampfer  »Sitoebondo«  an  den  Rotter- 
damschen  Lloyd  ab.  Die  Turbinen  (Parsons-Turbinen)  wurden  von  der 
Werft  >De  Scheide«  in  Vlissingen  gehefert.  Der  Dampfer  ist  7057 
Brutto-,  4479  Netto-Tonnen  groß  und  kann  10  500  Tonnen  laden.  Die 
Kraftübertragung  der  1550  Umdrehungen  machenden  Turbine  auf  die 
Schraubenwelle  erfolgt  hier  jedoch  wieder   mit  Hilfe    eines  Zahnrades, 

i)  Zeitschrift  >Hansa<    1916,  S.  7. 

2)  Die  Befürchtung  der  >Hansa<:,  der  deutsche  Motorschiffbau  könne  durch 
diesen  Wettbewerb  fühlbar  zurückgeworfen  werden,  weil  bis  dahin  in  der  Mehrzahl 
Ersatztypen  gebaut  worden  seien,  »über  deren  Bewährung  man  sich  auch  jetzt  noch 
nicht  ein  ganz  klares  Bild  machen  kann«,  halte  ich  für  unbegründet,  weil  die 
technischen  Fortschritte  gerade  in  der  Motorfrage  durch  den  Bau  unserer  Tauch- 
schifFc  außerordentlich  rasch  und  weit  größer  sind  als  die  des   Auslandes. 
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<Jas  die  Umdrehungszahl  wieder  auf  90  herabsetzt.  Die  Maschinen- 
leistung beträgt  3750  PS.  Inzwischen  sollen  noch  andere  Schiffe  mit 
turboelektrischem  Antrieb  versehen  sein. 

Nun  wurden  alle  diese  verheißungsvollen  Fortschritte  und  Hoff- 
nungen durch  die  rohe  Gewalt  zerstört,  mit  der  die  Entente  die 
holländische  Handelsflotte  bestahl.  Ob  die  niederländischen  Werften 
unter  diesen  Umständen  Lust  haben  würden,  ihren  Betrieb  fortzusetzen, 
war  eine  ebenso  schwierige  Frage,  wie  die,  ob  sie  dazu  imstande  oder 
vielmehr  durch  Rohstoffmangel  gehindert  sein  würden.  Denn  daß 
Deutschland  unter  diesen  Umständen  für  holländische  Werften  auch 
nur  eine  Tonne  Kohlen  oder  die  kleinste  Eisenmenge  liefern  würde, 
war  nicht  anzunehmen. 

Die  Beendigung  des  Krieges  hat  denn  auch  die  Werftindustrie 
tmd  das  Seewesen  in  Holland  vor  eine  neue  Lage  gestellt,  die  aber- 
mals voller  Gefahren  ist.  Es  wird  abzuwarten  sein,  wie  groß  die  Zahl 
der  Bestellungen  in-  und  ausländischer  Reedereien  für  die  hollän- 
dischen Werften  sein  wird,  welche  Preise  dafür  geboten  werden  und 
anderseits,  welche  Summen  für  Rohstoffe  und  Löhne  veriangt  werden. 
Ueber  beides  läßt  sich  im  Augenblick  ein  Urteil  noch  nicht  gewinnen. 
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Redslob,  Robert,  Das  Problem  des  Völkerrechts.  Eine  Studie  über 
den  Fortschritt  der  Nationen  zu  einem  universellen  Staatensystem, 
das  die  Geltung  des  Völkerrechts  verbürgt.  Entworfen  unter  Ver- 
wertung der  theoretischen  und  diplomatischen  Versuche,  die  seit  dem 
römischen  Weltreich  des  Mittelalters  und  bis  zu  den  Haager  Konfe- 
renzen unternommen  sind  und  vornehmlich  gegründet  auf  die  Ent- 
wicklungsgeschichte der  Schweizer  Eidgenossenschaft.  —  Leipzig, 
Veit  &  Comp.,  1917,  VI  und  329  S.  8». 

Im  Jahre  1908  stellte  in  einem  später  veröffentlichten  Vortrage 
Walther  Schücking  die  These  auf,  daß  die  internationale  wirtschaftliche 
und  soziale  Verknüpfung  der  Völker  in  ihrer  immer  wachsenden  Inten- 
sität und  Extensität  die  Staaten  bereits  auf  den  Weg  einer  entsprechen- 
den rechtlichen  Verbindung  gebracht  habe,  der  zur  Neubelebung  und  end- 
lichen Verwirklichung  des  uralten  Ideals  einer  rechtlichen  »Organisation 
der  Welt«  führen  müsse.  Diese  Grundideen  —  bis  vor- kurzem  verspottet, 
verlästert,  verleumdet  —  bilden  auch  den  Kern  des  vorliegenden  Werkes 
von  Redslob.  Das  ist  für  ihre  Bewertung  von  größter  Bedeutung.  Denn 
die  außerordentlich  reiche  gedankliche  Ausarbeitung  und  wissenschaft- 
liche Untergründung,  die  sie  in  dem  Werke  Redslobs  erfahren  haben, 
ist  eben  nicht  —  wie  in  manchem  neueren  Werke  —  Konjektural- 
wissenschaft ;  sie  ist  geschaffen  zu  einer  Zeit,  da  bei  uns  die  öffent- 
liche Meinung,  auch  die  wissenschaftliche,  noch  sehr  gegen  die  inter- 
nationale Rechtsidee  stand.  Auch  hängt  sie  aufs  engste  zusammen  mit 
einer  ganzen  Reihe  älterer,  stark  eigenwertiger  Forschungen  Redslobs 
zur  allgemeinen  Staatslehre  und  zur  Geschichte  der  Staatstheorien. 

Die  stark  ausgeprägte  Eigenart  der  Denkform  —  und  in  diesem 
Werke  auch  der  Sprachform  —  Redslobs  mag  dem  Leser  gewisse  Schwie- 
rigkeiten bieten.  Aber  es  lohnt,  sie  zu  überwinden.  Schon  die  ganze 
Anlage  des  Werkes  ist  so  durch  die  besondere  Einstellung  der  ver- 
schiedenen zusammenwirkenden  Gedankengänge  bestimmt,  daß  sie  erst 
aus  dem  Gesamtstudium  des  Buches  verständlich  wird.  Ein  erster  Teil 
(»soziologische  Grundlagen«)  gibt  eine  interessante,  aber  nichts  weniger 
als  umfassende  soziologische  Studie   über   den  Staat,    und  schließt  mit 
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der  Behauptung  der  Notwendigkeit  rechtlicher  Regeking  des  sozialen 
und  wirtschaftlichen  Verkehrs  über  die  Staatsgrenzen  hinaus.  Darauf 
folgt  aber  nicht  die  zu  vermutende  Frage :  warum  besteht  diese  Not- 
wendigkeit und  welche  rechtspolitischen  Forderungen  ergeben  sich  aus 
ihr?  —  sondern  Verf.  fragt:  welche  Forderungen  sind  in  der  Geschichte 
der  politischen  Theorien  daran  geknüpft  worden?  Dementsprechend 
folgt  eine  —  höchst  eingehende  und  wertvolle  —  Dogmengeschichte 
des  Problems  der  internationalen  Organisation.  Ein  drittes  Buch  gibt 
dann  die  »heutige  Rechtsprechung«.  Darauf  wird  eine  Geschichte  der 
Schweizer  Eidgenossenschaft  eingeschoben,  und  die  Untersuchung 
schließt  mit  einer  Erörterung  der  künftigen  Ausgestaltung  der  inter- 
nationalen Organisation.  So  befremdend  diese  Einteilung  des  Werkes 
in  scheinbar  völlig  heterogene  Teiluntersuchungen  auf  den  ersten  Blick 
anmutet,  so  kann  man  sie  doch  von  der  vom  Verf.  einmal  gewählten 
Problemstellung  aus  nicht  für  willkürlich  erachten.  Denn  diese  Pro- 
blemstellung soll  eben  soziologisch,  nicht  juristisch  sein.  Daher  der 
Beginn  mit  dem  Versuche  soziologischer  Klärung  des  Problems  »Staat«. 
Daher  wohl  auch  die  —  allerdings  nicht  scharf  hervortretende  —  An- 
knüpfung des  Problems  der  internationalen  Organisation  hieran  im  dritten 
Teil,  dem  die  Einschaltung  der  Ideengeschichtc  wohl  deshalb  vorange- 
stellt ist,  weil  Verf.  diesem  Problem  anders  nicht  beikommen  zu  können 
glaubte.  Das  mag  die  Gewundenheit  des  Untersuchungsganges  erklären. 
Doch  aber  erscheint  diese  eben  dadurch  wieder  als  Ausdruck  mangeln- 
der gedanklicher  Geschlossenheit:  trotz  des  selbständigen,  dogmatischen 
Beginnes  sind  die  Gedankengänge  des  Verf.  nachher  stark  gebunden 
durch  die  geschichtlichen  Beispiele.  Damit  hängt  ein  weiteres  zu- 
sammen. 

Im  Banne  der  Ideengeschichte  scheint  mir  R.  einen  entscheiden- 
den Gesichtspunkt  übersehen  oder  wenigstens  nicht  genügend  berück- 
sichtigt zu  haben:  jedes  Problem  der  Rechtsentwicklung  ist  immer  auch 
ein  rechtsgedankliches  Problem,  das  mit  den  Mitteln  der  Rechtser- 
kenntnis und  aus  der  Logik  der  Rechtsidee  zu  lösen  ist.  Das  »Pro- 
blem des  Völkerrechts«  kann  zwar  gefafSt  werden  —  wie  R.  es  will  — 
als  das  Problem,  das  das  Völkerrecht  der  soziologischen  Betrachtung 
des  modernen  Gemeinlebens  darbietet,  aber  eben  deshalb  bleibt  doch 
immer  als  unausschaltbares  Kriterium  seiner  Lösung  die  Wesenser- 
kenntnis des  Völkerrechts  als  solchen  aus  seinem  eigenen  Bestände, 
seinem  Normen-  und  Institutionengefüge  und  den  darin  lebenden  recht- 
lichen Grundgedanken.  Dies  besondere  Kriterium  hat  R.  zwar  nicht 
ausschalten  wollen  —  wie  ja  seine  Problemstellung  nicht  einfach  eine 
rein  politische  ist  — ,  aber  nicht  klar  herausgeschält  und  in  seiner 
Eigenart  durchdacht  und  in  den  Gedankengang  der  Gesamtunter- 
suchung systematisch  eingefügt.  Deshalb  geht  es  wie  ein  Riß  durch  die 
ganze  Struktur  seines  Werkes. 
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Wenn  J^.  im  dritten  Buche  die  »heutige  Rechtsprechung  der  Völ- 
ker« erörtert,  so  handelt  es  sich  dabei  um  rein  rechtliche  Dinge.   Des- 
halb   ist  man  erstaunt,    wenn    daran    unmittelbar    eine  Darstellung  der 
Geschichte  der  Schweizer  Eidgenossenschaft   angeschlossen   ist.     Doch 
aber  hat  dies   seinen  guten  Grund,   wenn  dieser  auch  vom  Verf.  nicht 
herausgearbeitet   ist.     Soziologisch    haben   die  Verhältnisse   einer 
durch  äußere  Umschließung  und  innere  Tradition  gebundenen  Gemein- 
schaft eines  kleinen  Volks  keinerlei  sicheren  Beispielswert   für  die  Or- 
ganisation  einer  Weltgemeinschaft  aller  Staaten.     Wohl  aber  sind  die 
rechtlichen    Formen    für   die  organisatorische  Gestaltung   jener 
Vergemeinschaftung  von  höchstem  Wert  für  die  Erkenntnis  der  Rechts- 
idee, aus  deren  Logik  sich  die  rechtlichen  Grundgedanken  ergeben  für 
die  Bildung   der  Institutionen   zur  Verwirklichung   des   soziologisch  zu 
erkennenden  Entwicklungsergebnisses.    Denn  aus  derselben  Rechtsidee 
müssen   sich    dieselben   Institutionen  ergeben,    mit    denen    das   gleiche 
Entwicklungsergebnis  organisatorisch  zu  erreichen  ist.  Nun  ist  aber  in 
der   Tat   die   Rechtsidee   des  Völkerrechts    die   gleiche    wie    die    der 
Schweizer    Eidgenossenschaft,    nämlich,    wie    ich    an    anderer    Stelle 
(Deutsches   Völkerrechtsdenken    1919    näher    dargetan    habe,    der    ge- 
nossenschaftliche    Rechtsgedanke     der     alten    germanischen    Gemein- 
schaftsidee.    Dadurch,  daß  das  bei  Ji.  offenbar  vorhandene  Gefühl  für 
diese  Dinge    nicht   zur  Erkenntnis    oder  wenigstens   nicht   zur  gedank- 
lichen Darstellung  verarbeitet  ist,  sind  seinem  Werke  wichtige  Momente 
der  Klärung  des  selbstgestellten  soziologischen  und  der  Förderung  des 
allgemeinen  rechtspolitischen  Problems  entgangen. 

War  es  zugunsten  des  Verständnisses  des  Werkes  nötig,  auf  die 
Klippen  seiner  Grundanlage  hinzuweisen,  so  ist  doch  viel  wichtiger, 
den  reichen  Fluß  wissenschaftlicher  Gedanken  und  Erkenntnisse  anzu- 
erkennen, der  sich  darin  ergießt.  Die  Fülle  des  vorgebrachten  Mate- 
rials allein  schon  müßte  dem  Buch  das  Verdienst  einer  wertvollen  Lei- 
stung für  die  Wissenschaft  sichern.  Außerordentlich  lebendiger  Ge- 
dankenreichtum erhöht  diesen  Wert.  Nicht  beeinträchtigt  wird  er, 
wenn  auch  im  Genuß  erschwert,  durch  die  geradezu  lückenlose  Wucht 
sprachlicher  Lapidarität,  schärfst  geschliffener  Ausdrucksformung,  ver- 
bunden mit  stellenweise  allzu  poetischen  Vergleichen  und  allzu  einseitig 
hämmernden  Schlagworten.  Der  Inhalt  des  Buches  jedoch  ist  viel  zu 
reich  an  eigener  Gedankenbildung,  aber  auch  Vorstellungsschöpfung, 
als  daß  es  möglich  wäre,  auch  nur  auf  die  wichtigsten  Fragen  näher 
einzugehen.  Denn  das  wäre  ohne  ausführliche  Stellungnahme  nirgends 
möglich.  Ich  muß  mich  deshalb  auf  den  Versuch  beschränken,  einen 
kurzen  Ueberblick  über  die  wichtigsten  wissenschaftlichen  Förderungen 
zu  geben,  die  wir  dem  Werk  verdanken. 

Das  originelle  erste  Buch  (S.  3 — 72)  über  die  soziologische  Grund- 
lage der  Völkergemeinschaft   bietet    anregende  Gedanken   in    der    Be- 
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trachtung  der  Erscheinungen  der  »Teilung  der  Arbeit«,  > Verbreitung 
der  Güter«,  »Gruppen  der  Gesellschaft«  und  der  »Rolle  des  Staats«, 
So  anregend  und  in  sich  logisch  gediegen  diese  Gedanken  sind,  bleibt 
doch  das  in  sich  damit  aufgebaute  System  derart  im  Aphoristischen 
und  Eklektischen  stecken,  daß  sich  zweifeln  läßt,  ob  es  nicht  besser 
gewesen  wäre,  auf  die  Aufstellung  eines  solchen  eigenen  Systems  zu 
verzichten  und  sich  auf  die  Herausstellung  nur  der  Leitgedanken  zu 
beschränken  unter  Berufung  auf  die  Ergebnisse  der  bisherigen  sozio- 
logischen Forschung;  wobei  diese  dann  allerdings  etwas  mehr  hätte 
ausgeschöpft  werden  müssen  (besonders  aus  dem  deutschen  Schrifttum 
—  auch  der  alten,  guten  »Staatswissenschaft«).  Auch  ist  mir  fraglich, 
ob  diese  ganze  (»soziologische«)  Betrachtungsart  an  sich  ausreichend 
und  umfassend  genug  ist  für  das  Problem;  ich  glaube  z.  B.,  die  »politi- 
sche« Phänomenologie  durfte  nicht  so  ganz  ausgeschaltet  bleiben  und 
hätte  insbesondere  zu  der  Frage  führen  müssen,  wie  weit  bestimmte 
organisatorische  Lebensformen  des  Staates  als  Folgen  ganz  bestimmter 
politischer  Psychologie  für  ihr  internationales  Verhalten  von  Bedeu- 
tung sind.  (Vgl.  dazu  meine  oben  angeführte  Studie.)  Jedenfalls 
scheint  mir  das  Ergebnis  dieses  ersten  geistreichen  Teiles  des 
i?.schen  Werkes  nicht  viel  mehr  zu  sein  als  eine  Behauptung  — 
denn  die  Beweisführung  bricht  an  dem  Punkte  ab,  wo  das  soziologische 
Problem  beginnt  aus  dem  staatlichen  Leben  hinaus  in  das  zwischen- 
staatliche hinüberzugreifen;  die  Behauptung  nämlich  eines  soziologi- 
schen Satzes,  der  etwa  der  längst  von  der  Wissenschaft  des  Völker- 
rechts anerkannten  Idee  der  interdependance  der  Staaten  ent- 
spricht und  in  dessen  positiven  Normen  durch  die  Ausbildung  des 
R  e  c  h  t  s  grundsatzes  ihrer  Pflicht  zur  S  o  z  i  a  b  il  i  tä  t  bereits  seine 
prinzipielle  Anerkennung  erlangt  hat. 

Das  wissenschaftliche  Schwergewicht  des  Werkes  liegt  in  dem 
zweiten  Buche:  »Die  Theorien  einer  universellen  Verfassung«  (73 — 262). 
Hier  ist  das,  was  vor  Jahren  Schücking  mit  genialer  Intuition  als  den 
Gang  der  Entwicklung  ans  Licht  gestellt  hat,  mit  hervorragender  Be- 
herrschung des  Stoffes  in  allen  Einzelheiten  untersucht  und  durch  höchst 
wichtige  Beobachtungen  ergänzt  worden.  Das  Wichtigste  und  für  die 
wissenschaftliche  Erkenntnis  Wertvollste  und  Neue  ist  der  unmittelbare 
Zusammenhang,  in  den  Verf.  die  Geschichte  der  politischen  Ideen 
mit  der  des  politischen  Lebens  und  der  sie  bewegenden  und  von 
ihr  erzeugten  realen  politischen  Kräfte  und  Strebungen  zu  bringen  ge- 
sucht hat.  Was  er  gibt,  sind  (freilich  nicht  immer  organisch  verwachsene) 
Bilder  aus  der  Entwicklungsgeschichte  des  Lebens  des  Völkerrechts- 
problems in  und  mit  dem  der  politischen  Gesamtkultur.  Am  stärksten 
tritt  das  gleich  anfangs  hervor  in  der  anschaulichen  Darstellung  des 
göttlich«!  Weltreichs  des  Mittelalters  (73—101),  in  der  die  beiden  ein- 
ander   widerstreitenden,    aber    doch    miteinander   verbundenen    Ideen 
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des  Weltstaats  und  der  Weltkirche  höchst  lebendig  (wenn  auch  viel- 
leicht etwas  auf  Kosten  einer  restlos  klaren  Erkenntnis  ihrer  Ver- 
schlungenheit  und  der  Verschiedenartigkeit  ihrer  politischen  Grund- 
lagen und  des  Einflusses  der  frühmittelalterlichen  Doktrin)  hervortreten. 
Weniger  fest  tritt  das  realpolitische  Moment  in  den  Theorien  der 
europäischen  Hegemonie  (102 — 136)  von  Dubois,  Campanella  und  Sully 
hervor,  um  dann  in  der  Idee  des  Bundes  gegen  die  Türken  (137—147) 
und  des  europäischen  Gleichgewichts  (148 — lög)  wieder  zu  starker 
Geltung  kommen.  In  den  beiden  folgenden  Kapiteln  über  die  utilitäre 
(169—194)  und  die  moralische  Weltordnung  (195—215)  sehen  ^\x  mit 
der  wachsenden  Kleinlichkeit  der  europäischen  Politik  das  Problem 
immer  mehr  ins  Reich  der  Theorie  abwandern,  bis  dann  mit  der  fran- 
zösischen Revolution  wieder  der  große  Zug  leitender  Gedanken  in  das 
europäische  Völkerleben  seinen  Einzug  hält  (216 — 228).  Mit  Recht 
spricht  Verf.  die  neue  Epoche  als  die  der  rechtlichen  Welt- 
ordnung an,  denn  es  waren  Rechtsideen,  die  sie  bestimmten.  Sehr 
zu  bedauern  ist  die  Lücke,  die  das  hier  entworfene  Bild  des  geistigen 
Entwicklungszuges  dadurch  erhalten  hat,  daß  dem  Verf.  die  Behandlung 
des  Völkerbundsgedankens  in  der  deutschen  Ideologie  vor  100  Jahren 
entgangen  ist,  in  der  die  deutsche  Rechtsidee  grundlegend  und  be- 
stimmend ist.  (Dazu  meine  mehrfach  angeführte  Studie,  Abschnitt  2.) 
Für  die  Erkenntnis  der  Entwicklung  seit  1789  ist  es  in  der  Tat 
das  Entscheidende,  daß  die  Idee  des  Rechts  in  den  Vordergrund  der 
Problemstellung  dringt.  Hier  zeigt  es  sich  am  deutlichsten,  welche 
Erkenntniswerte  sich  Verf.  hat  entgehen  lassen  dadurch,  daß  er  —  wie 
erwähnt  —  die  rechtlichen  Ideen  nicht  als  selbständig  neben  oder  mit 
den  soziologischen  Erscheinungen  wirkende  Elemente  in  der  Entwick- 
lung des  Problems  klar  herausgestellt  hat.  Eine  Ergänzung  ist  hier 
nicht  möglich,  nur  eine  Andeutung:  von  der  Revolution  an  erschien 
der  Staat  als  rechtliche  Organisation  des  Volkes,  nicht  mehr  der  fürst- 
lichen Macht.  Die  Organisation  Staat  war  rechtlich  auf  das  Volk  auf- 
gebaut: in  Preußen  z.  B.  war  das  ja  der  klare  Gedanke  der  Reformen 
bei  Schaffung  des  Volksheeres  gewesen.  Und  in  der  Entwicklung  zum 
Verfassungsstaat  ist  dieser  Gedanke  durchgeführt  worden.  Damit  war 
das  Recht  zum  Halt  und  Lebensprinzip  des  Staats  geworden.  Deshalb 
konnte  der  neue  Staat  —  im  Gegensatz  zur  früheren  selbstzwecklichen 
Staatsanstalt  —  auch  nach  außen  nur  als  im  Recht  lebend  gedacht 
werden:  der  Ausbau  eines  rechtlichen  S  t  aat  s  Systems  verlangte  einen 
Ausbau  des  rechtlichen  Staats  Systems,  und  der  Zusammenbruch  des 
Völkerrechts  wenigstens  in  dem  heute  noch  wesentlichen,  wenn  auch 
tatsächlich  (schon  infolge  des  Repressalienrechts)  zur  Haltlosigkeit  be- 
stimmten, Teile  des  Kriegsrechts  ist  nur  die  natürliche  logische  Folge 
der  Unterlassung  eines  folgerichtigen  Ausbaus  der  Rechtsidee,  die,  seit 
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der  Wende  des  18.  Jahrhunderts  zur  Grundlage   des  Staatssystems  ge- 
worden, das  Staateosystem  hätte  bestimmen  müssen. 

Sehr  interessant  ist  das  folgende  Kapitel,  in  dem  Verf.  die  Legi- 
timitätstheorie der  Restauration  (229 — 243)  als,  wenn  auch  schwaches, 
so  doch  zielbewußtes  Rechtsprinzip  internationaler  Organisation  zur 
Darstellung  zu  bringen  sucht.  Die  höchst  gründlichen,  originellen 
Untersuchungen  und  geistvollen  Beobachtungen  des  Verf.  geben  ganz 
außerordentlich  wertvolles  Material;  wie  weit  sie  ein  im  ganzen  über- 
zeugendes Bild  einer  im  Entwicklungszuge  liegenden  oder  rechtsge- 
danklich entwicklungswidrigen  politischen  Strebung  gibt,  wird  sehr  ver- 
schieden beurteilt  werden  können.  Noch  weniger  wage  ich  ein  ab- 
schließendes Urteil  über  das  vielleicht  noch  eigenkräftigere  und  ge- 
dankenreichere Kapitel  »Die  Legitimitätsidee  Napoleons  IIL«  (244 
bis  263). 

■  Sehe  ich  das  allgemein-wissenschaftliche  Schwergewicht  der  Arbeit 
in  dieser  Entwicklungsgeschichte  des  völkerrechtlichen  Problems,  so 
liegt  jedenfalls  ihr  p  o  1  i  t  i  s  c  h-wissenschaftliches  Schwergewicht  im 
letzten  Buche  über  die  Zukunft  des  Völkerrechts.  Ueber  die  Bedeu- 
tung und  den  gedanklichen  Zusammenhang  der  beiden  ersten  Kapitel 
(>Die  heutige  Rechtsprechung  der  Völker«  204—278;  >Die  Schweizer 
Eidgenossenschaft,  ein  Vorbild  der  Entwicklung«,  279^311;  wurde  be- 
reits obeti  dargesprochen.  Die  folgenden  Kapitel  behandeln  in  pracht- 
voll klarer  Darstellung  die  >künftige  Schiedsgerichtsbarkeitc  (312 — 353), 
den  »Fortschritt  zur  universellen  Föderation«  (354 — 381)  .und  die  Welt- 
ordnung durch  den  Willen  zum  Recht  (332 — 388).  Jeder  Versuch  einer 
näheren  Erörterung  des  Inhalts  dieses  ganzen  letzten  Teiles  des  Werks 
wäre  m.  E.  vergebliches  Bemühen.  Die  Fülle  der  in  meisterlicher  Zu- 
sammenfassung dargestellten  und  beurteilten  Probleme,  verbunden  mit 
der  oft  bis  zur  Zweischneidigkeit  geschärften  Gedankenformung  würde 
nur  in  einem  ganzen  Buche  eine  stellungnehmende  Berichterstattung 
möglich  machen.  Nur  das  eine  darf  bemerkt  werden:  im  Gegensatz 
zu  den  früheren  Teilen  der  Arbeit,  in  denen  auch  und  gerade  die  ge- 
schichtlich-soziologischen Gedankengänge  stark  mit  realpolitischen  Er- 
wägungen durchtränkt  waren,  erheben  sich  diese  letzten  Darlegungen, 
je  mehr  sie  dem  Ende  sich  nähern,  in  die  reine  Höhe  der  Ideologie 
rechts-  und  politischgedanklicher  Folgerichtigkeit.  Am  stärksten  wirkt 
das  in  der  unerbittlich  konsequenten  Behandlung  des  Problems  der 
Ehrenklausel,  jenes  unglückseligen  Rechtsinstituts,  das  die  mittelalter- 
lichen Verkehrsgrundsätze  zwischen  den  »Seigneurs«  zum  Maßstab 
der  Beziehungen  der  Völker  des  20.  Jahrhunderts  mit  ihren  unendlichen 
Gütern  menschlicher  und  wirtschaftlicher  Werte  machen  will  und  nichts 
anderes  ist  als  die  Verneinung  der  Rechtsidee. 

Wie  immer  die  Ergebnisse  der  Redslobsci-itn  Forschungen  sich  be- 
währen werden,    das  Werk  selbst  wird,    glaube  ich,    in   der  Geschichte 
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der  deutschen  Staatswissenschaft  fortleben  als  eines  der  leider  nicht 
allzu  vielen,  die  wie  geistiges  Wetterleuchten  die  Zeitenwende  künde- 
ten. Ist  es  doch  »ein  typisches  Produkt  jener  Geistesregung  unserer 
Zeit,  die  in  den  Wirrnissen  des  Weltkrieges  einen  Halt  zu  finden  strebte 
und  diesen  mehr  oder  weniger  unbewußt  suchte  in  der  Lebenssicher- 
heit neuer  Kulturformen.  Für  das  Sozialleben  und  -denken  war  uns 
die  letzte  einheitliche  Kulturform  —  in  Rokoko  und  Aufklärung  frei- 
lich bereits  entartet  und  zersplittert  —  durch  die  französische  Revolu- 
tion zersört  worden.  Ihr  eigener  rücksichtsloser  Idealismus  hatte  unter 
dem  erschütternden  Druck  und  Gegendruck  seiner  Wirkungen  und  Ge- 
genwirkungen, die  bis  zur  Mitte  des  19.  Jahrhunderts  fortdauerten, 
eine  der  folgenden  Zeit  gemäße  soziale  Kulturform  nicht  zur  Ausbil- 
dung bringen  können.  Der  nüchternen  bürgerlichen  und  realpolitischen 
Tüchtigkeit,  die  die  zweite  Hälfte  des  19.  Jahrhunderts  gezeigt  hatte, 
fehlte  die  ideelle  Fassungsweite  und  Schöpfungskraft  gegenüber  den 
sich  entfaltenden  neuen  Problemen  (freie  Kulturförderung  und  geschicht- 
liches Recht  der  Kirche,  soziale  Gerechtigkeit  und  Besitzstand  der  in- 
dividualistischen Wirtschaftsordnung,  nationale  und  internationale  Or- 
ganisation). Die  Vereinigung  des  politischen  Idealismus,  aus  dem  um 
die  Wende  des  ig-  Jahrhunderts  die  Idee  des  modernen  Staats  ge- 
boren war,  und  der  bürgerlichen  Werktüchtigkeit,  die  ihn  politisch, 
sozial  und  wirtschaftlich  stark  gemacht  hatte,  war  die  entwieklungsge- 
schichtlich  gegebene  Synthese :  aus  einer  Vereinigung  und  gegenseitigen 
Durchdringung  der  Erkenntnis  und  Wertung  der  realen  Bedürfnisse  des 
Soziallebens  von  heute  und  morgen  einerseits,  des  Bekenntnisses  und 
Willens  zur  Rechtsidee  andererseits  kann  und  muß  eine  neue  Kultur- 
form des  sozialen  Lebens  sich  bilden.  Aus  dem  Gefühl  für  diese  Ent- 
wicklungsnotwendigkeit ist  auch  das  Werk  Redsiobs  entstanden.«  — 
Mit  diesen  Worten  hatte  ich  die  vorstehende  Besprechung,  als  ich  sie 
vor  1V2  Jahren  niederschrieb,  abgeschlossen.  Inzwischen  hat  jene  Ent- 
wicklungsnotwendigkeit sich  schon  —  ganz  anders  als  man  es  sich  da- 
mals denken  konnte  —  selbst  elementar  zur  Geltung  gebracht.  Welchen 
Weg  die  Flut  nach  dem  gewaltsamen  Durchbruch  in  absehbarer  Zeit 
nehmen  wird,  vermag  heute  niemand  zu  sagen.  Das  Problem  der 
Völker  der  Menschheit  ist  heute  das  gleiche,  das  das  deutsche  Volk 
in  seiner  Mehrheit  inzwischen  erkannt  hat:  die  Selbstbesinnung.  Laut 
genug  hat  die  Geschichte  von  1914  bis  191 8  aus  ,den  Schützengräben 
Europas  und  den  Straßen  Moskaus  und  Berlins  ihre  furchtbar  gellende 
Warnung  hinausgeschrien :   >Disciti  justitiam  moniti«  .  .  .  . 

Kurt  Wolzendorff. 
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Die  Revolution  des  Erbrechts.  Eine  Laien-Studie  von  *  *  *  mit 
einem  Vorwort  von  Professor  von  Blmne.  Tübingen,  J.  C.  B.  Mohr, 
191 9.     1-^  S.  8".  Mk.   I. —  zuzüglich  30%  Teuerungszuschlag. 

Der  Verfasser  will  jede  andere  Erbberechtigung,  vom  Gatten-  und 
Kindeserbe  abgesehen,  beseitigen.  Gattenerbe  läßt  er  von  einer  Ab- 
gabe frei.  Kindeserbe  wird  von  40  000  Mk.  ab  (auf  das  einzelne  Kind 
berechnet)  in  steigender  Progression  besteuert.  Neu  ist  die  vorge- 
schlagene Zeit  der  Abgabe.  Sie  erfolgt  in  dem  Jahre,  wo  das  Kind 
das  20.  Lebensjahr  vollendet,  und  zwar  in  voller  Höhe,  wenn  beide 
Eltern  bereits  verstorben  sind,  andernfalls  zur  Hälfte,  während  die 
andere  Hälfte  beim  Tode  des  zuletzt  versterbenden  Ehegatten  gezahlt 
wird.  Der  Zweck  des  Vorschlags  ist  der:  Vererbung  an  sich  und  da- 
mit erfolgreiche  Betätigung  des  Erwerbssinns  sollen  weiter  ermöglicht 
werden.  Das  Vermögen  soll  jedoch  der  Erziehung  der  Kinder  und  der 
Herstellung  einer  sorgenfreien  Jugend  für  diese  dienen,  nicht  aber  der 
Schaffung  von  Drohnenexistenzen.  Erwachsene  Kinder  sollen  auf  eige- 
nen Füßen  stehen.  Etwas  willkürlich  ist  es,  dieses  Flüggewerden  der 
Kinder  allgemein  auf  das  20.  Lebensjahr  zu  verlegen.  Wir  werden 
kaum  darüber  im  Zweifel  sein  dürfen,  daß  die  Folgen  der  deutschen 
Niederlage  sich  zunächst  einmal  auch  in  ungünstigen  Berufsbedingungen 
geltend  machen  werden  und  daß  auch  die  Einschränkung,  deren  die 
Ausbildungszeit  für  die  höheren  Berufe  fähig  ist,  ihre  Grenze  hat.  Im 
übrigen  erscheint  der  Vorschlag,  den  Zeitpunkt  der  Erbschaftsabgabe 
auf  das  Selbständigwerden  der  Kinder  zu  verlegen,  sehr  der  Erwägung 
wert.  Friedrich  Bücher. 


Beine  mann,  Dr.  Hugo  (Rechtsamvalt),  Die  Reform  des  deutschen 
Strafrechts.  Berlin,  Verlag  für  Sozialwissenschaft,  191g.  37  S.  8". 
50  Pfg.     (Flugschriften  der  Revolution  Nr.  3.) 

Der  Verfasser  betrachtet  das  Problem  als  Mehrheitssozialist,  teils 
eigenes  entwickelnd,  teils  den  früheren  Vorschlägen  anderer  nachgehend. 
Vielem  wird  man  ohne  weiteres  zustimmen  können,  so  zunächst  einer 
Einführung  der  Berufung  gegen  die  Urteile  der  Strafkammern,  und  dies 
auch  insoweit,  als  dieses  Rechtsmittel  nach  dem  Satze  »in  dubio  pro 
reo«  nur  zugunsten  des  Angeklagten  zugelassen  werden  soll.  Letzteres 
unter  der  Voraussetzung,  daß  der  Staatsanwaltschaft  das  bisherige 
Rechtsmittel,  die  Revision  gegen  Gesetzesverletzungen  verbleibt.  Er- 
wähnt seien  weiter  die  Vorschläge  eines  .strafrechtlichen  Schutzes  der 
Arbeitskraft,  der  Heraufsetzung  des  Strafmündigkeitsalters  von  12  auf 
14  Jahre,  der  Verlegung  des  Schwerpunktes  von  der  intellektuellen  auf 
die  sittliche  Reife  bei  der  Beurteilung  der  Strafbarkeit  Jugendlicher, 
ferner  der  Abschaffung  der  kurzzeitigen  Freiheitsstrafe  durch  Mitte!, 
wie    die   bedingte  Verurteilung    und    die    Ausdehnung    der    Geldstrafe, 
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erstercs  mit  demselben  praktischen  Erfolge  bereits  seit  längerer  Zeit 
durch  die  häufig  angewandte  bedingte  Begnadigung  möglich.  Es  ist 
auch  verdienstlich,  wenn  hierbei  darauf  hingewiesen  wird,  daß  die  Frei- 
heit eines  Zahlungsunfähigen  nicht  dasselbe  ist  wie  das  Geld  eines 
Zahlungsfähigen  und  damit  der  Wegfall  der  Ersatz-Freiheitsstrafe  für 
den  Fall  der  Uneinbringlichkeit  der  Geldstrafe  gefordert  wird,  freilich 
unter  Sicherungsmaßnahmen  gegen  Böswillige.  Schließlich  kann  ein 
allgemeines  Strafmilderungsrecht  des  Richters  in  allen  Fällen,  wo  mil- 
dernde Umstände  vorliegen,  und  dessen  Ermächtigung,  in  besonders 
leichten   Fällen   überhaupt  von  Strafe    abzusehen,    befürwortet  werden. 

Der  Ablehnung  jeden  summarischen  Verfahrens  wird  man  nicht 
ohne  weiteres  das  Wort  reden  können.  In  einfach  gelagerten  Fällen 
erspart  es  doch  auch  zugunsten  des  Beschuldigten  einen  umfänglichen 
und  kostspieligen  Apparat.  Zweifelhaft  ist  es  im  Hinblick  auf  die 
jüngsten  Ereignisse,  ob  der  gegenwärtige  Staat  die  vom  Verfasser  ge- 
wünschte Einschränkung  der  Bestrafung  politischer  Vergehungen  sich 
erlauben  kann. 

Abzulehnen  ist  endlich  die  von  ihm  vorgeschlagene  Beibehaltung  und 
Ausdehnung  der  Schwurgerichte,  d.  h.  solcher  Laiengerichte,  bei  denen 
die  Entscheidung  über  die  Schuldfrage  ohne  Mitwirkung  von  rechtsge- 
lehrten Richtern  getroffen  wird.  Der  Verfasser  tritt  an  anderer  Stelle  für 
schärfste  Bindung  der  Richter  an  das  Gesetz  und  die  Einschränkung  des 
freien  richterlichen  Ermessens  ein.  Die  Gesetzestreue  ist  aber  dann  am 
besten  gewährleistet,  wenn  bei  dem  gesamten  Vorgang  der  Urteilsfindung 
neben  den  Laien  Richter  mitwirken,  die  auf  Grund  ihrer  Vorbildung  und 
Erfahrung  dazu  befähigt  sind,  die  anzuwendenden  Gesetzesbestimmungen 
auch  richtig  auszulegen  und  oft  bei  der  Beratung  erst  auftauchende 
Zweifelsfragen  sofort  zu  klären.  Der  Vorzug  gebührt  daher  den  Schöffen- 
gerichten, bei  denen  Laien  und  Rechtsgelehrte  das  Urteil  gemeinsam 
finden.  Daß  hierbei  häufig  die  Laien  sich  in  die  Gefolgschaft  der  Juristen 
begeben,  ist  lediglich  Folge  des  dem  rechtskundigen  Richter  auf  Grund 
seiner  Vorbildung  entgegengebrachten  Vertrauens  und  kein  Nachteil, 
wie  der  Verfasser  annimmt.  Bei  einem  geistig  regen  Laienelement  wird 
man  mit  Sicherheit  darauf  rechnen  können,  daß  Einwendungen  erhoben 
werden,  wenn  einmal  ein  Vorschlag  von  rechtskundiger  Seite  dem  so- 
genannten gesunden  Menschenverstand  widerstreiten  sollte.  Es  handelt 
sich  also  hier  mehr  um  eine  Frage  der  Auswahl  des  Laienelements. 
Im  übrigen  würde,  wenn  diesem  ein  stärkerer  Einfluß  auf  die  Straf- 
r^chtspflege  zugesprochen  werden  soll,  die  Ausdehnung  der  Schöften- 
gerichte,  naturgemäß  in  erweiterter  Zusammensetzung,  auch  auf  die 
schweren  Straffälle,  und  sogar  ihre  Bestimmung  als  Ersatz  der  Ge- 
schworenengerichte zu  empfehlen  sein. 

Friedrich  Bücher. 
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Spann^  O.,  Das  Fundament  der  Volksunrtschaftslehre.  Jena,  G.Fischer 
1918.     290  S.    8-    Mk.  12.—. 

Wiederum  liegt  ein  Buch  vor,  das  von  dem  >mangelhaftem^  (254), 
»zerfahrenem«  (3),  >verworrenem<  (3, 183),  ja  »beschämendem«  (3)  Zustand, 
der  heutigen  Volkswirtschaftslehre  ausgeht,  diese  als  eine  »Krisis  an 
der  Wurzel«,  >in  den  ersten  Begriffen«  begreift  und  dann  selber  einen 
Versuch  (15),  oder  sogar  ein  gereiftes  System  (16)  darstellt,  das 
nicht  nur  die  »Einheit  der  ganzen  Wirtschaft«,  in  der  >der  Idee  nach 
alles  mit  der  Goldwage  zugemessen  und  jeder  Punkt  in  jeden  der  Mil- 
lionen anderen  Punkte  hineinprojiziert«  ist,  »diese  feine  Ausgewogen- 
heit ...  in  voller  Gliederpracht  und  Wüchsigkeit«  (108)  sehen  lehren 
will,  sondern  sogar  darüber  hinaus  »die  kostbarste  Frucht,  die  wir 
pflücken  können«,  angeblich  gibt,  nämlich  die  innerste  Befreiung  durch 
Erkenntnis  der  »eigensten  Natur  einer  Wissenschaft«  .(291).  Wenn  bei 
dem  erwähnten  Ausgangspunkte  gegen  die  Historiker  der  Vorwurf  aus- 
gesprochen wird,  daß  »sie  sich  allen  höheren  begrifflichen  Fragen  ge- 
genüber geradezu  unfähig  (die  Sperrungen  sind  meistens  von 
mir)  erwiesen«  hätten  (10)  —  sie  verfielen  etwas  täppisch  in 
uferlose  Beschreibung  (V)  — ,  so  muß  dieses  Urteil  z.  B.  meinen 
Lehrern,  Professor  Fuchs,  Sering,  Ballod,  oder  der  Wissenschaft 
eines  Bücher,  Brentano  z.  B.  gegenüber  ganz  entschieden  kategorisch 
zurückgewiesen  werden.  Wenn  diese  auch  nicht  in  der  Literatur  »theo- 
retisieren;,  so  haben  und  lehren  sie  doch  eine  gesündere  Theorie 
als  mancher  »moderne  Theoretiker«  und  fördern  ganz  vorzüglich  auch 
theoretische  Talente.  Trotz  der  bejahenden  Behauptung  am  Schluß 
des  Buches  aber,  daß  »unsere  Arbeit«  die  Frucht  der  innersten  Be- 
freiung wirklich  getragen  habe  (291),  bleibt  m.  E.  doch  derjenige 
»Jünger  der  Volkswirtschaftslehre«  (108)  ein  Rätsel,  der  sie  wirklich 
durch  dieses  Buch,  selbst  bei  eifrigstem  Studium  Wort  für  Wort,  er- 
langt. 

>Das  Fundament  der  ganzen  Volkswirtschaftslehren,  ihr  »Wurzel- 
punkt« ist  der  Wirtschaftsbegriff,  der  »zuerst  errichtet  und  befestigt« 
wird  (3).  Das  Ergebnis  ist  die  »einfache  Bestimmung«  (39),  »die  all- 
gemeinste Formel«  (23):  »Wirtschaft  ist  Mittel  für  Ziele«  (39  und 
passim). 

Steht  dieses  Fundament  fest?  Zweimal  nein!  Erstens  schwankt  die 
Begriffsbestimmung  bereits  in  diesem  Buche  selber,  und  zweitens  trifft 
sie  nicht  zu.  —  Kleinere  Abweichungen  wie:  Wirtschaft  ist  »das  füg- 
same Mittel  aller  Zwecke«  (V),  »das  anschmiegsame  Mittel  für 
jegliche  Ziele«  (VI),  »ein  Inbegriff  von  Mitteln  für  Ziele«  (23,  32) 
sind  vielleicht  noch  zu  übersehen.  Aber  was  soll  diese  Ergänzung 
bereits:  Wirtschaft  ist  »das  System  der  Mittel«  (28,  170),  »besteht 
aus  einem  System  von  Leistungen;  deren  Träger  sind  die  ge- 
widmeten Mittel«  (69;   vgl.  auch  »Wirtschaft   enthält  eine  Logik  der 
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Mittel«,  233)  bedeuten?  —  Aus  dem  einen  System  nämlich  werden  bald 
zwei.  S.  81  heißt  es:  »Nur  in  der  Wirtschaft  ist  der  Unterschied  von 
geistiger  Gestaltung  und  handelnder  wie  stofflicher  Verwirklichung  ein 
Unterschied  der  im  Rahmen  der  Wirtschaft  selbst  bleibt:  veranschla- 
gende Wertrechnung  al:s  Wirtschaftspräformierung  und  Widmung  der 
Mittel  als  handelnde  oder  stoffliche  Verwirklichung  der  erwogenen  Lei- 
stungen —  beide  sind  Mittelsysteme«;  und  S.  72 :  »Wirtschaft 
bildet  als  System  von  Leistungen  zugleich  ein  System  von  Leistungs- 
größen oder  von  Werten  und  Preisen.«  Aber  auch  diese  zwei  Systeme 
genügen  noch  nicht,  S.  221  ist  Wirtschaft  >ein  Ganzes  zweckhaft 
zusammenstimmender  Teile  gleich  der  Maschine«  (vgl.  220). 
Endlich  (279)  wird  Wirtschaft  noch  als  der  »Schauplatz  der  Mittel 
in  der  Gesellschaft«  und  (V)  als  »der  treue  Diener  aller  Geistigkeit« 
bestimmt.  Wahrhaftig,  immer  wieder  ein  neues  »Geheimnis  des  Be- 
griffes der  Wirtschaft«  (35). 

Zu  diesen  Schwankungen  des  Begriffes  Wirtschaft  in  dem  Buche 
selber  gesellen  sich  auch  Widersprüche.  Zuerst  wird  darauf  das  größte 
Gewicht  gelegt,  daß  Wirtschaft  nur  »Mittel  und  nicht  Ziel«  (35), 
daß  folglich  »Dienstbereitschaft.  .  das  Wesen  der  Wirtschaft«  (36)  sei. 
(Vgl.  auch  52:  »die  Wirtschaft  allein«  kann,  »da  sie  selbst  kein 
Zweck  ist«  .  .  .)  Dennoch  wird  später  erklärt,  daß  der  5. Wirtschaft- 
liche Verlauf:  Ziel  (mit  bestimmter  Gültigkeit),  Leisten  für  das  Ziel 
(als  »Handeln«  mit  Hilfsmitteln  oder  »Gütern«)  und  »Erreichimg  des 
Zieles«  umfasse,  daß  das  »Ziel«  es  sei,  »was  Anfangspunkt  der 
Wirtschaft«  werde  (260).  Umfaßt  der  Wirtschaftsbegriff  danach  nicht 
deutlich  genug  auch  Ziele?  Darüber  verhilft  auch  die  Erklärung  nicht 
hinweg  (260):  »Es  gibt  viele  Bedürfnisse,  die  niemals  „Ziel"  meines 
Handelns  werden;  erst  indem  gewisse  ausgewählte  Bedürfnisse  „Gültig- 
keit" als  Ziel  meines  Handelns  erlangen,  erlangen  auch  Leistungen 
Gültigkeiten  als  „Mittel"  (Vor  ziele)  (NB.  die  Anführungsstriche), 
erst  dann  entsteht  ein  Anfangspunkt  der  ,,Wirtschaft"!«,  und  (261): 
»Ziel  und  Zielerreichung  sind  nur  die  Grenzpunkte  der  Wirtschaft, 
nicht  mehr  selber  Wirtschaft«.  Mein  Scheitel  und  meine  Sohle  ge- 
hören nicht  mehr  zu  mir?  Während  ferner  (39)  »in  der  einfachen  Be- 
stimmung „Wirtschaft  ist  Mittel  für  Ziele"«,  »die  Grundlage 
des  ganzen  Begriffes  beschlossen«  liegt,  soll  (47)  das  »was  uns 
die  Wirtschaft  aus  ihrem  innersten  Keime  und  Leben  heraus  verstehen 
lehrt«,  »die  unentbehrliche  Voraussetzung  dafür«  »nur  die  Auffassung 
der  Wirtschaft  als  eines  zweckhaften  Zusammenhanges  von 
Mitteln  für  Ziele«  sein.  Das  ist  doch  etwas  ganz  anderes!  Und  S.  100 
heißt  es  ausdrücklich:  »Wirtschaft  istWidmerf  der  Mittel  für  Ziele« ; 
231:  »Wirtschaften  heißt  eben :  Rangordnen,  Richten  der  Mittel  an 
ihren  Zielen.  Nur  das  wirkliche  Wirtschaften  ist  ein  Richten  und 
Entscheiden  über  die  Mittel.«     In   diesem  Zusammenhange   sind 
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alsdann  die  > Bestimmungsstücke  des  Begriffes  der  Wirtschaft<  auf  ein- 
mal: Knappheit,  Ausgleichen,  Sparen  (47)!  Vergleicht  man  unter  diesem 
Gesichtspunkt  des  näheren  aber,  was  unter  »zweckhaft«  usw.  verstanden 
werden  soll,  dann  ist  alsbald  erkennbar,  daß  in  diesem  Buche  die  be- 
kannte  Verwässerung    des    Begriffes    Wirtschaft   in   das    »ökonomische 
Prinzips  den  Rentabilitäts-,  Profitbegriff  hinein  erfolgt,  worin  zugleich 
ja  eine  veraltete  Verirrung  und  doch  überwundene  gründliche  V e r- 
kennung  des  Gegenstandes  der  Wirtschaftswissenschaft  liegt.     (Vgl. 
49,  50,  53'  65,   100,  226,  231,  245,  270.)     Dies  gilt    trotz   der  angeb- 
lichen »Klärung  des  Schlagwortes  vom  wirtschaftlichen  Grundsatz«  (53) 
und    der    Erklärungen  S.  51:    > Ernst  Mach,    der    ein    großer  Physiker, 
aber  in  erkenntnistheoretischen  Dingen  ein  Laie  war  (oho!),  hat  sogar 
der  Welt   verkündet,    daß    der  Grundsatz    der  Oekonomie    als  „Denk- 
ökonomie" das  logische  Denken  und  die  ganze  Wissenschaft  beherrsche. 
Andere  Empiristen,   besonders   solche  von  der  unvermeidlichen  ameri- 
kanisch-englischen   Seichtheit  (!),    wie    die   Pragmatisten,    lehren  Aehn- 
liches«.     Leider  reicht  der  Platz  nicht  aus,    hiergegen   den  Balken  auf- 
zuzeigen, der  im  eigenen  Auge  sitzt.     Das  Urteil  fast  am  Schlüsse  des 
Buches,  nach  aller  Begriffsentwicklung  ist  durchaus  zutreffend  :   »Mittel 
für  Ziel  e r-fanden  wir  als  das  verborgene  Wesen   der  Wirtschaft« 
(228).    In  diesem  Buche   ist  und  bleibt  das  Wesen  des  Wirtschaftsbe- 
griffes verborgen,   m.  a.  W.  wird    ein   wirkliches  Fundament  über- 
haupt nicht  errichtet,  geschweige  denn  befestigt.    Hier  bleibt  »die  Lehre 
von   den  volkswirtschaftlichen  Grundbegriffen '.   >ein  Trümmerfeld«  (i). 
Es  wäre  ein  doppelt  so  großes  Buch  als  das  vorliegende  notwendig, 
um  auch  nur  über  die  wichtigsten  Fragen  mit  ihm  sich  zu  verständigen. 
Auch  nach   eigenem  Urteile  allerdings    soll    es   nur    ein  »bescheidener 
Anfang«  (4)  und  Versuch  (passim ;   dagegen  oben)  sein,   bis  S.  82  nur 
Gelegentliches    auflesen  (82),    flüchtige  Vermerke  (148),    gewagte  Dar- 
stellungen  (239)    und   wahrscheinlich    Richtiges   (Vgl.   z.  B.  237, 
d.  i.  am   Ende   des   Buches:    »Mit  dem  Vorstehenden   scheint   mir 
die  Frage  des  Verfahrens   in  unserer  Wirtschaft  nach  allen  Seiten  hin 
klargestellt  zu  sein«)  enthalten.     Dabei  wird  außer    einer   neuen,    aber 
viel  umständlicheren  Ausdrucksweise  als  der  hergebrachten  und 
neuer  »hegelianisch-volkswirtschaftswissenschaftlicher«    Begriffsdialektik 
(vgl.  den  Anfang  des  ganzen  Werkes:    »Wie  Hegel«  III,  ferner  39,  69, 
165,  169  insbes.)  im  allgemeinen  fast  nichts  Neues  geboten.  —  Was 
soll  man  sich  z.  B.  unter  Ausdrücken  wie:    »Fleisch  vom  Fleische  des 
Zweckes«  (53),    »Hilfe    aller  Hilfen«,    Beistand    alles   Beistandes«    (95), 
femer  »wahres  Dasein,  nämlich  greifbare  Gegenständlichkeit 
aus   Stetigkeit«  (109),    dann  unter  »Zielen  selbst,    d.  h.  normativ 
(apriorisch)    aufgebauten    Gegenständen«  (34),    Grundbegriffen, 
wie  »Provinzen  der  Wirtschaft«  (15),    oder  dem  Abschnitt:    »Die  Welt 
von  Ursache  und  Folge  ist  ein  rein  mechanisches,  völlig  sinnloses  Fort- 
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gehen  zum  ewig  Nächsten,  ein  rastloses  Hin-  und  Herwogen,  ein  In- 
einanderwirren  von  notwendiger  Ursache  und  notwendiger  Wirkung, 
gleichwie  das  We'Itmeer  unaufhörlich  an  die  Rippen  seiner  Ufer  schlägt. 
In  die  Stufenwelt  der  Werte,  in  das  Reich  von  Höher  und  Niedriger 
würden  die  Tropfen  des  Weltmeeres  erst  gelangen,  wenn  dieses  als  eine 
große  jNIidgrad-schlange  jedem  Tropfen  den  Wert  eines  Gliedes  im 
Organismus  des  Ganzen,  ihm  eine  Stelle  in  der  Rangordnung,  dem 
Gliederbau  von  Höher  und  Niedriger,  der  nun  im  Ganzen  entstände, 
anweist«  (20 f.),  wirklich  vorstellen?  Nicht  weniger  als  43  ganz  sonder- 
liche Ausdrücke  und  Wortbildungen  habe  ich  mir  angemerkt  (»leist- 
sam«, »Scelischhcit«,  >Vernünftigung'<,  *gestaltlich< :  im  Duden  nicht 
zu  finden). 

Neben  dem  verkehrten  Plane  der  Arbeit  —  die  »Verfahrenlehre« 
steht  am  Schlüsse  anstatt  am  Anfange  der  Untersuchungen  —  trägt 
m.  E.  die  geringe  philosophische  Grundlage  (vgl.  31,  33,  51,  223 
insbes.)  mit  die  Hauptschuld  an  der  »großen  Schwäche<:  (3)  des  ganzen 
Werkes,  der  falsche  Begriff  von  Methode  —  die  Methode  folgt  doch 
nicht  aus  dem  Inhalt  eines  Begriffs  (vgl.  4,  15,  279,  252  z.  B.) — ,  vom 
Wert  (s.  u.  auch,  ferner  vgl.  19,  20,  23,  27,  28,  34,  53,  216,  221,  229f., 
235,  252;  und  meine  Bespr.  Heyde-Stephmger  If.  Jg.  dieser  Ztschr.)  und 
V.  a.  Wer,  worauf  es  bei  diesem  »Fundament«  doch  vor  allem  an- 
kommen soll,  einen  Begriff  wissenschaftlich  bestimmen  will,  muß  über 
Begriffsbildung,  Begriffsbestimmung  und  Definition  im  allgemeinen 
sich  vorher  klar  sein,  d.  h.  die  zeitgemäße  Logik  studiert  haben,  ehe 
er  an  diese  Arbeit  geht. 

Stunden  bester  Arbeitszeit  wurden  dieser  Kritik  halber  geopfert, 
und  leider  kann  das  Werk  weder  »Jüngern  der  Volkswirtschaftslehre«, 
noch  Wissenschaftlern  empfohlen  werden,  letzteren  höchstens  zu  wirk- 
lich anstrengender  Gedanken-Gymnastik.  Indessen  entbehrt  die  Lek- 
türe nicht  des  Heiteren.  S.  21  heißt  es  vom  Mittel:  ->Als  jene  Ursäch- 
lichkeit aber,  welche  einen  Wert  verwirklicht,  ist  es  eine  Vorstufe  zu 
diesem  Werte,  ein  Zwischenwert,  eine  Haltestelle  zu  höheren  Wer- 
ten.« S.  32  können  die  Werte  hinauf-  und  hinunterschauen. 
Da  steht:  Das  Hinaufschauen  der  Werte  zu  einem  höheren  Wert  be- 
gründet die  Welt  der  Unterordnung  unter  Höheres,  ....  Umgekehrt : 
Das  Hinunterschauen  der  Werte  zu  jeweils  niederen  begründet  die  Welt 
der  Ueberordnung  über  Niederes  .  .  .  .«  Von  der  Liebe  wird  (25) 
»philosophiert«;  »Liebe  ist  reinster,  sich  selbst  genügender  beseligen- 
der Endzweck;  wo  nur  um  ihretwillen  eine  Verbindung  geschlossen 
wird,  die  aber  trotzdem  wegen  zufälligen  Vermögensbesitzes  eine  „Geld- 
heirat" bedeutet,  so  war  sie  in  diesem  Dienste  unbeabsichtigtes  Ge- 
legenheitsmittel.« Ferner  wird  S.  38  eigentlich  ein  sehr  einfaches  Mittel 
gegen  die  3>unfügsame<  Industriearbeiterschaft  empfohlen:  »Man  könnte 
sogar    den    reinen  Industriearbeiter-Beruf  abschaffen,   indem  man  z.  B. 
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organisatorisch  vorsieht,  daß  die  Fabrikarbeiter  zu  gewissen  Zeiten 
landwirtschaftliche  Arbeiten  verrichten.«  Witzig  ist  ferner  diese  Cha- 
rakteristik des  Methodenlehrers:  »Er  gleicht  dem  Wanderer  in  Gottes 
schöner  Bergwelt.  Der  sieht  und  sieht  um  sich  und  wird  doch  nicht 
satt  und  schreitet  immer  weiter  und  erblickt  auch  hinter  (im  Buche 
gesperrt)  seinem  Gegenstande  Neues«  (215).  Vgl.  auch  S.  123:  >So 
entsteht  eine  Masse,  wenn  viele  Menschen  Sonntags  auf  der  Straße 
zum  Bahnhofe  nebeneinander  hergehen«,  und  S.  275:  >So  gibt  es  ja 
wohl  eine  Preisstatistik,  aber  nur  als  Statistik  bestimmter  Preise, 
etwa  der  Preise  des  Schweinefleisches.« 

Karl  Eugen  Nickel. 


Gaivronsky,  Diiiiitry,  Die  Bilanz  des  russischen  Bolscheivisinus^ 
auf  Grund  authentischer  Quellen  dargestellt.  Berlin,  P.  Cassirer, 
1919.  88  S.  8°. 
Eine  zuverlässige  Darstellung  des  russischen  Bolschewismus  wäre 
sehr  erwünscht,  und  man  greift  um  so  lieber  nach  der  vorliegenden 
Schrift,  als  der  Verf.  sich  auf  dem  Titel  als  Delegierter  der  russischen 
Sozialrevolutionären  Partei  zur  internationalen  sozialistischen  Konferenz 
bezeichnet  und  in  4er  Vorrede  sich  als  überzeugten  Internationalisten 
und  als  Teilnehmer  an  den  Veranstaltungen  in  Zimmerwald  und  Kien- 
thal bekennt.  Aber  man  wird  einigermaßen  enttäuscht.  Der  Verf.  ist 
Gegner  des  Bolschewismus;  aber  er  ist  durchdrungen  davon,  daß  die 
Lenin,  Trotzky  usw.  durchaus  ehrliche,  an  ihre  Idee  tief  glaubende 
und  zu  jedem  Opfer  bereite  Menschen  sind,  die  sich  nur  in  den  Mitteln 
vergreifen,  welche  sie  anwenden.  »Während  sie  glauben,  nur  dem 
Sozialismus,  ja  der  ganzen  Menschheit  zu  dienen,  geben  sie  ein  er- 
schütterndes Beispiel  eines  unbewußten  Egoismus  und  einer  grenzen- 
losen Beschränktheit,  indem  sie  dieser  ihrer  Auffassung  von  Sozialismus 
unzählige  menschliche  Opfer  bringen.«  Man  erwartet  darnach  ein  ge- 
rechtes und  unvoreingenommenes  Urteil  und,  eine  Darstellung,  in  der  die 
positiven  Leistungen  der  Bolschewisten  im  Mittelpunkt  stehen.  Das 
erhält  man  aber  keineswegs. 

Die  Schrift  beginnt  mit  einer  Erörterung  über  das  vorrevolutionäre 
Rußland,  natürlich  vom  Standpunkt  des  Soziali.sten,  wie  sie  das  deutsche 
Publikum  schon  von  verschiedenen  Seiten  erhalten  hat.  Dann  folgt 
ein  längeres  Kapitel  über  die  russische  Revolution  und  deren  innere 
Schwäche,  das  wegen  der  kritischen  Schilderung  des  Verlaufs  der  Er- 
eignisse Interesse  erweckt  und  mancherlei  Analogien  aufweist  zu  dem, 
was  wir  seit  November  19 18  in  Deutschland  erleben.  Mit  tiefer  Be- 
wegung liest  man  dann  das  dritte  Kapitel,  in  dem  das  erste  Auftreten 
der  Bolschewiki  und  der  Fortgang  ihrer  Bewegung  geschildert  wird. 
Ihre  Kampfmethode,  ihre  Versprechungen  und  ihre  Streikunterstützungen 
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sind  dieselben,  wie  wir  sie  zur  Zeit  bei  den  Unabhängigen  und  Kom- 
munisten beobachten,  und  als  sie  damit  zur  Macht  gelangt  waren,  sahen 
sie  sich  selbst  zur  Auflösung  von  Arbeiterräten  und  zur  blutigen  Unter- 
drückung von  Streiks  genötigt.  Und  nun  begann  der  Terror.  »Es  setzte 
ein  richtiger  Kreuzzug  gegen  die  gesamte  Bevölkerung  ein.  Ueberall 
wurden  außerordentliche  Kommissionen  mit  unbeschränkten  Vollmachten 
errichtet.  Ueberall  fanden  Massenhinrichtungen  von  Bauern,  Arbeitern 
und  Intellektuellen  statt.  Die  sozialistischen  Parteien  wurden  für  vogel- 
frei erklärt,  ihre  Mitglieder  auf  der  Stelle  erschossen  oder  als  Geiseln 
in  Konzentrationslagern  untergebracht.  Eine  blutige  Welle  .  .  .  über- 
schwemmte das  unglückliche  Land,  das  ohnmächtig  in  den  Fesseln  der 
wirtschaftlichen  Desorganisation,  Anarchie  und  Hungersnot  schmachtete.« 
Daß  diese  Worte  nicht  Trugbilder  einer  aufgeregten  Phantasie  und 
Ausgeburten  parteipolitischer  Verblendimg  sind,  zeigt  der  Verf.  nach 
bolschewistischen  Quellen  in  dem  fast  die  Hälfte  seiner  Schrift  füllen- 
den vierten  Kapitel,  in  dem  er  ein  erschütterndes  Bild  des  heutigen 
Rußland  gibt.  Ich  kann  seinen  überall  mit  Belegen  versehenen  Ein- 
zelschilderungen nicht  folgen,  möchte  sie  aber  der  Aufmerksamkeit 
um  so  mehr  empfehlen,  als  sie  zeigen,  was  uns  selbst  noch  drohen 
kann.  Nach  dem  Verf.  haben  die  Bolschewiki,  als  sie  begannen,  sich 
schweren  Selbsttäuschungen  hingegeben;  das  ist  ein  Fehler;  aber  die 
Art,  wie  sie  ihre  Macht  jetzt  gebrauchen,  ist  eine  fortgesetzten  Kette  von 
Verbrechen.  Zum  Schlüsse  wirft  er  die  Frage  auf,  wie  es  komme,  »daß 
diese  Ideologen,  diese  ehrlichen  Menschen  von  einem  so  festen  Ringe 
von  Dieben,  Räubern  und  Hallunken  umgeben  sind«  und  beantwortet 
sie  so:  »Sie  sind  vollkommen  verblendet  durch  ihre  Selbstverliebtheit: 
es  genügt,  daß  ein  Mensch  zu  ihnen  kommt  und  sagt,  er  sei  mit  ihnen 
vollkommen  einverstanden ;  sie  hätten  da  eine  herrliche  Sache  ins  Werk 
gesetzt,  und  er  wolle  ihnen  dabei  helfen.  Daß  dieser  Mensch  auch  fähig, 
ehrlich  und  klug  ist,  dies  alles  ist  selbstverständlich  :  wie  könnte  er 
sonst  mit  ihnen  einverstanden  sein,  wie  könnte  er  s  i  e  begreifen  und 
anerkennen?  Der  Blutgeruch  aber  lockt  alle  Schakale  und  Hyänen  des 
menschlichen  Geschlechts  heran,  mit  ungeheurer  Macht  entfesselt  er 
alle  tierischen  Instinkte.« 

Wenn  der  Verf.  im  Schlußkapitel  die  Duldsamkeit  gegen  jede 
fremde  Ueberzeugung  als  zum  Wesen  des  Sozialismus  gehörig  bezeichnet 
und  den  Bolschewiki  vorwirft,  daß  sie  von  diesem  Grundsatze  abge- 
wichen seien,  so  stimmt  das  mit  der  Erfahrung,  die  man  in  Deutsch- 
land machen  muß.  Auch  hier  kann  man  sagen :  je  weiter  links  um  so 
unduldsamer.  Freilich  wird  die  Nutzanwendung,  die  G.  weiterhin  auf 
unsere  Verhältnisse  zieht,  bei  Unabhängigen  und  Spartakiden  wenig 
Eindruck  machen.  Lehnt  er  für  Rußland  jedes  äußere  Eingreifen  ab 
und  erhofft  Hilfe  nur  von  besserer  Einsicht  der  eignen  Bevölkerung, 
so  dürfen  wir  uns  auch  das  zu  eigen  machen. 
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In  ihrer  ganzen  Anlage  und  Betrachtungsweise  ist  die  Schrift  zwar 
echt  russisch,  bohrend  und  geistreich,  anregend  und  nützlich  zu  lesen. 
Aber  bei  aller  Ehrlichkeit,  mit  welcher  G.  in  den  eigenen  Reihen 
Musterung  hält,  ist  ihm  eins  verborgen  geblieben  oder  er  hat  es  wenig- 
stens nicht  ausgesprochen:  die  Grundursache,  welche  den  Bolschewis- 
mus emporgebracht  hat,  ist  nicht  in  der  Unbildung  der  russischen  Be- 
völkerung zu  suchen,  sondern  in  der  gewissenlosen  Demagogie  der 
Presse,  auch  derjenigen  von  der  Richtung  des  Verfassers,  —  genau 
so  wie  bei  uns.  Auf  dem  zweiten  Berliner  Rätekongreß  hat  am  9.  April 
1919  der  Abgeordnete  C(9//m-Reuß,  gewiß  in  schmerzlicher  Selbster- 
kenntnis, es  gesagt,  und  der  tosende  Widerspruch  der  Unabhängigen 
hat  gezeigt,  wie  sehr  man  sich  sträubt,  es  einzugestehen.  Seine  Worte 
lauteten  aber:  »Wir  haben  während  der  fünfzigjährigen  Existenz  der 
Sozialdemokratie  viele  Fehler  gemacht.  Ist  es  nicht  so,  daß  wir  in 
der  Kritik  viel  weiter  gegangen  sind,  als  wir  im  kleinen  Kreise  als  be- 
rechtigt zugestanden?  Wir  haben  übertrieben,  kein  gutes  Haar  an  den 
anderen  gelassen  und  die  Menschen  für  ein  System  verantwortlich  ge- 
macht, ohne  die  sachlichen  Schwierigkeiten  zu  berücksichtigen.  In  über- 
triebener Weise  haben  wir  unsere  Anhänger  gelobt  und  ihnen  ein  Pa- 
radies versprochen.  Wir  haben  unseren  Anhängern  Wechsel  auf  die 
Zu  kunft  ausgestellt,  und  jetzt  können  wir  sie  nicht  einlösen. 
Gerade  die  unabhängigen  Genossen  sind  es,  die  darin  agitatorisch  am 
meisten  gesündigt  haben.  Die  verhetzte  Menge  läuft  dem  zu,  der  ihr 
am  meisten  verspricht.«  An  der  bürgerlichen  Gesellschaft  gibt  es  jetzt 
nicht  mehr  viel  zu  kritisieren.  Nun  wendet  sich  die  Masse  den  eignen 
Genossen  zu  und  behandelt  sie  nach  der  Methode,  die  man  sie  gelehrt 
hat.     Ist  das  zu  verwundern?  —  r. 

Bücher,    Karl,    Die   Sozialisierung.     Vortrag,   gehalten   in   der  Ver- 
einigung höherer  Beamten  und  Beamtinnen  zu  Chemnitz  am  6.  Januar 
1919.    2.,  stark  erweiterte  Auflage.    Tübingen,  H.  Laupp'sche  Buchh. 
1919.     128  S.    8". 
In  diesem  Vortrag  ist  der  Versuch  gemacht,  die  Sozialisierung  im 
Lichte    unserer  gesamten  politischen  und  wirtschaftlichen  Lage  zu  be- 
trachten, zugleich  mit  Berücksichtigung  der  Körperschaft,  in  der  er  ge- 
halten wurde.    Er  beginnt  deshalb  mit  einem  Abschnitt  über  die  Lage, 
in  welchem  der  Verf.  mit  der  Art  des  Regierens  und  insbesondere  mit 
der  Stellung  sich  auseinandersetzt,  welche  darin  die  Arbeiter-  und  Sol- 
datenräte einnehmen  und  einzunehmen  suchen.   Darauf  wendet  er  sich 
der  Sozialisierung  zu,  kennzeichnet  ihr  Wesen  und  untersucht    im  ein- 
zelnen ihr  mögliches  Ausdehnungsgebiet.     Er    geht  dabei   über   die   in 
dem  einschlägigen  Referat  des  ersten  Berliner  Rätekongresses  gezogenen 
Grenzen  mehrfach  hinaus.     Insbesondere  zeigt  er,  wie  auch  die  Land- 
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Wirtschaft  durch  Anwendung  der  Grundsätze  der  Bodenverstaatlichung 
in  die  geplante  Reform  mit  einbezogen  werden  könnte  und  bringt  die 
Agrarfrage  unter  den  höheren  Gesichtspunkt  einer  zielbewußten  Be- 
völkerungspolitik. In  der  neuen  Auflage  geht  er  außerdem  auf  die 
Reichsverordnung  vom  29.  Januar  1919  über  Beschaffung  von  landwirt- 
schaftlichem Siedlungsland  näher  ein  und  zeigt  die  Konsequenzen  ihrer 
etwaigen  Wirksamkeit.  In  einem  vierten  Abschnitte  werden  die  Folgen 
der  Sozialisierung  für  Produktion,  Handel,  Kapitalbildung,  Auslandsver- 
kehr, Bedarfsdeckung  und  in  der  neuen  Auflage  auch  für  die  Gliede- 
rung der  Bevölkerung  untersucht.  Darauf  folgt  eine  Uebersicht  der 
Hindernisse,  welche  gegenwärtig*  der  Durchführung  der  Sozialisierung 
sich  entgegenstellen.  B.  bezeichnet  diese  im  6.  Abschnitte  als  unmög- 
lich, indem  er  die  Zeugnisse  namhafter  sozialdemokratischer  Führer 
dafür  anführt.  Bei  aller  Ueberzeugung  von  der  Unausbleiblichkeit  eines 
schließlichen  Sieges  des  Sozialismus  vertritt  er  die  Auffassung,  daß 
dieser  nicht  durch  obrigkeitliche  Anordnung,  sondern  nur  durch  einen 
langdauernden  Entwicklungsprozeß,  für  die  Lebenden  fast  unmerklich, 
herbeigeführt  werden  würde. 

Soweit  der  Vortrag,  dem  in  der  vorliegenden  Auflage  noch  ein 
längerer  Zusatz  beigefügt  ist  (S.  63—81),  in  welchem  die  Vorgänge 
kritisch  beleuchtet  sind,  die  seit  seiner  Abhaltung  bis  zum  letzten  Drittel 
des  März  1919  sich  ereignet  haben.  Am  Schlüsse  kehrt  der  Verf.  zu 
den  Räten  zurück  und  zu  deren  »Verankerung«  in  der  Verfassung  des 
Deutschen  Reiches,  die  ihm  als  Reaktion  gegen  das  parlamentarische 
Regierungssystem  erscheint. 

Beigegeben  ist  ein  jetzt  auf  drei  Bogen  angewachsener  Anhang 
von  Aktenstücken,  die  zur  Kennzeichnung  dieses  Zeitalters  wichtig  er- 
schienen. Es  sind  nicht  bloß  die  auf  die  Sozialisierung  bezüglichen 
Gesetzes-  und  Verordnungstexte,  sondern  auch  andere  Vereinbarungen 
Aeußerungen  von  Einzelnen  und  Körperschaften,  selbst  Projekte,  die 
im  Strudel  der  Tagespresse  verloren  gegangen  sein  würden,  deren  Auf- 
bewahrung für  die  Zukunft  aber  doch  wünschenswert  erschien. 

>.Mit  allgemeinen  Redensarten«,  heißt  es  im  Vorwort,  »ist  über 
die  Frage  der  Sozialisierung  nicht  hinauszukommen,  und  wer  heute 
Ratschläge  zur  Bewerkstelligung  derselben  in  einzelnen  Wirtschafts- 
zweigen oder  Landesteilen  erteilt,  übernimmt  eine  ebenso  schwere  Ver- 
antwortung, wie  derjenige,  welcher  mit  den  alten  Gemeinplätzen  von 
der  Ueberlegenheit  des  Privatbetriebs  über  den  Staatsbetrieb  die  Sache 
abtun  zu  können  glaubt.  Daß  es  je  gelingen  könnte,  beide  von  der 
Größe  ihrer  Leichtfertigkeit  und  der  Ungeheuern  Tragweite  des  vor- 
liegenden Problems  zu  überzeugen,  wage  ich  nicht  zu  hoften.  Viel- 
leicht aber  ist  es  doch'niöglich,  diejenigen  zum  Nachdenken  anzuregen, 
welche  seinen  Ernst  zu  erfassen  und  sich  über  rein  parteipolitisches 
Denken  zu  erheben  vermögen.«  '  — r. 
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Wgj>rs  Handbuch  der  Hygiene,  i.  Bd.,  i.  Abt.:  Eugen  Götze,  Wasser- 
versorgung. —  Walther  Krnse,  Die  hygienische  ,  Untersuchung  und 
Beurteilung  des  Trinkwassers.  286  S.  8"  mit  87  Abb.  Leipzig, 
J.  A.  Barth,  1919. 

Die  zentrale  Wasserversorgung  ist  zu  einer  wichtigen  öffentlichen 
Aufgabe  überall  dort  geworden,  wo  eine  Bevölkerung  so  dicht  ge- 
drängt wohnt,  daß  sie  mit  der  nächstliegenden  Versorgung  aus  Einzel- 
brunnen nicht  mehr  genügende  Wassermengen  erhält  und  wo  durch 
verunreinigende  Abfallstoffe  auch  die  Wasserbeschaffenheit  so  schädlich 
beeinflußt  wird,  daß  das  Wasser  nicht  mehr  als  gesundheitlich  ein- 
wandfrei angesprochen  werden  kann.  Götze  zeigt,  welche  Wege  zur 
Lösung  dieser  Aufgabe  eingeschlagen  werden ;  er  bespricht  die  Metho- 
den der  Wasserversorgung  durch  Zisternen,  Talsperren,  aus  Flüssen, 
Seen  und  aus  dem  Grundwasser,  sowie  die  Aufbewahrung  und  Ver- 
teilung des  Wassers.  Besonders  ausführlich  geht  er  auf  die  Reinigung 
des  Wassers  mittels  Filtration  und  Sterilisation  ein.  —  Kruse  befaßt 
sich  mit  der  Verbreitung  von  Seuchenerregern  durch  das  Trinkwasser, 
seiner  Verunreinigung  durch  Giftstoffe,  den  Verfahren  zur  hygienischen 
Prüfung  des  Wassers  und  den  Mitteln  zur  Beseitigung  von  Seuchenge- 
fahren. Ueberdies  behandelt  er  die  Eigenschaften  des  Trinkwassers, 
die  nur  seine  Genießbarkeit  beeinträchtigen  und  dadurch  mittelbar 
Schaden  stiften  können,  indem  sie  manche  Leute  zum  Gebrauch  unge- 
sunder Ersatzmittel,  z.  B.  alkoholischer  Getränke,  oder  appetitlicher 
aber  verdächtiger  Wasser  anregen.  Den  Nachweis,  daß  das  Trinkwasser 
bei  der  Verbreitung  von  Krankheiten  eine  viel  größere  Rolle  spielt, 
als  bisher  angenommen  wurde,  führt  Kruse  überzeugend  an  der  Hand 
reichlichen  Materials  aus  verschiedeneif  Ländern.  In  bezug  auf  das 
Vorhandensein  einer  persönlichen,  zeitlichen  und  örtlichen  Anlage 
(Disposition)  für  die  Entstehung  von  Seuchen  wird  ebenfalls  mit  Ge- 
schick weit  verbreiteten  irrigen  Auffassungen  entgegengetreten. 

Beide  Abhandlungen  bilden  eine  wertvolle  Bereicherung  der  stadt- 
wirtschaftlichen und  stadthygienischen  Literatur.        H.  Fehlinger. 
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Eingesendete  Schriften. 

Zur  Beachtung.  Unter  dieser  Rubrik  werden  die  genauen  Titel  aller  von 
Verlegern  oder  Verfassern  der  Redaktion  zugegangenen  Druckschriften  verzeichnet. 
Die  Schriftleitung  muß  sich  vorbehalten,  aus  ihnen  eine  Auswahl  derjenigen  Bücher  zu 
treffen,  welche  unter  »Literatur«  zur  Besprechung  gelangen  können  und  für  die 
sie  unter  den  Mitarbeitern  der  Zeitschrift  zur  kritischen  Würdigung  geeignete  und  be- 
reite Beurteiler  zu  finden  hofft.  Eine  Rücksendung  unverlangt  eingereichter  Bücher 
erfolgt  in  keinem  Falle. 

1.  Allgemeine  Staats-  und  Sozialwissenschaft.     Geschichte. 

Schmitt-D or oi ic ,  Dr.  Ka i- 1 ,  Politische  Romantik.  INIünchen, 
Duncker  &  Humblot,  1919.     162  S.  8".     M.  5.—. 

H.ellmann,  Siegmund,  Die  großen  europäischen  Revolutionen. 
München,  Duncker  &  Humblot,   1919.     26  S.  8*^^.     M.   i. — . 

Kriech,  Ernst,  Volksstaat  und  Volkstum.  Jena,  E.  Diederichs, 
1919.  28  S.  8".  (S.-A.  aus  »Neue  Wege  zum  Autbau  Deutsch- 
lands ■<). 

Bach,  C,  Milderung  dßr  Klassengegensätze.  Stuttgart  19 13/ 18. 
Buchdruckerei  C.  Grüninger.     40  S.  8". 

Pott  hoff ,  Dr.  Hei7iz,  Die  staatliche  Organisation  der  Arbeiter, 
Angestellten  und  Beamten  zu  wirtschaftlichen  und  sozialpolitischen  Zwecken. 
Denkschrift  im  Auftrage  des  Ministeriums  für  soziale  Fürsorge  des 
Volksstaates  Bayern.  München,  Duncker  &  Humblot,  1919.  28  8.8". 
M.  I.—. 

Weihe,  Dipl.-Ing.  Carl,  Der  Kulturtvert  der  Technik  (Sonder- 
abdruck aus  Technik  und  Wirtschaft,  Monatsschrift  des  Vereins  deut- 
scher Ingenieure  XI.  Jahrgang  1918,  Heft  IX  und  X)  20  S.  8 " 
M.   I.—. 

Herbst,  Edgar,  Die  Verwirklichung  der  Gott- Idee.  Richtlinien 
für  den  Aufstieg  der  Menschheit  zur  Vernunft.  Der  Aufstieg,  Neue 
Zeit-  und  Streitschriften  Nr.  8/9.  Wien,  Anzengiuber- Verlag,  1919. 
32  S.  8».     M.  1.50. 

Frank,  Dr.  Karl,  Die  Parteilichkeit  der  Volks-  und  Rasse-Aber- 
gläubischen. Der  Aufstieg,  Neue  Zeit  und  Streitschriften  Nr.  6/7. 
Wien,  Anzengruber- Verlag.   1919.     32  S.  8».     M.   1.50. 
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Ho  mm  er  ich,  August,  Deutschtum  und  Schiedsgerichtsbarkeit. 
Ein  geschichtlicher  Beitrag  zu  einer  großen  Gegenwants-  und  Zukunfts- 
frage. Mit  einem  Vorwort  von  Philipp  Zorn.  Freiburg,  Herdersche 
Verlagshandlung  1918.    XIV  und  90  S.  8».     M.  2.50. 

Lehmann,  Dr.  Erich  (Referendar),  Das  Prinzip  der  Wahl- 
kreiseinteilung und  seine  Entstehung  in  Frankreich.  (Würzburger  Disser- 
tation).    Eisleben,  Buchdruckerei  von  E.  Winkler,  1918.     73  S.  8". 

Curtius,  Dr.  Julius ,  Ueber  die  Einführung  von  Volksinitiative 
und  Volksreferendum  in  die  neuen  Verfassungen  der  deutschen  Staaten. 
Heidelberg,  Karl  Winters  Universitätsbuchhandlung,  1919.  52  S.  8". 
M.  2.-. 

Die  Schuld  am  deutschen  Zusammenbruch.  Tagebuchblätter  eines 
höheren  preußischen  Verwaltungsbeamten.  Hergg.  von  Prof.  Dr.  Otto 
Baumgarten -Kiel.  Tübingen,  J.  C.  B.  Mohr,  1919.  36  S.  8°. 
M.  1.20  zuzüglich  30%  Teuerungszuschlag. 

Jdsci,  Dr.  Oskar  (Privatdozent  an  der  Universität  Koloszovär, 
Präsident  der  bürgerlich-radikalen  Partei  Ungarns,  Minister  zur  Vor- 
bereitung des  Selbstbestimmungsrechtes  der  in  Ungarn  lebenden  Na- 
tionen) Der  Zusatnmenbruch  des  Dualismus  und  die  Zukunft  der  Donau- 
staaten. Nach  der  2.  ungarischen  Auflage  übersetzt  von  Stefan  von 
Hartenstein.     Wien,  Manzsche  Verlags-  und  Universitäts-Buchhandlung, 

1918.  VI  120  S.  8".     K.   13.20. 

Liek,  Dr.  Walter,  Der  Anteil  des  Judentums  am  Zusammen- 
bruche Deutschlands.     München,  J.F.Lehmann,  o.  J.    15  S.  8".    50  Pfg. 

Salotnon ,  Dr.  Felix ,  Die  neuen  Parteiprogramme  mit  den  letzten 
der  alten  Parteien  zusammengestellt.  Leipzig,  Teubner,  191 9.  68  S. 
kl.  8"  geh.  M.  1.50  ausschl.  Teuerungszuschläge. 

Stier- Somlo,  Dr.  Fritz.,  Professor,  Die  Verfasstingsur künde 
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I.  ABHANDLUNGEN. 


PROPORTIONALWAHL    UND    WAHRSCHEIN- 
LICHKEITSRECHNUNG. 

Von 

Privatdozent  Dr.  GEORG  PÖLYA  in  Zürich. 

Der  Grundgedanke  der  Proportionalwahl  ist  klar  und  be- 
stimmt. Zuerst  werden  die  Abgeordneten  unter  die  Wahlkreise 
verteilt,  der  Bevölkerungszahl  gemäß,  und  dann,  innerhalb  der 
Wahlkreise,  unter  die  Parteien,  der  Parteistärke  gemäß.  Bei  der 
Durchführung  dieses  Grundgedankens  ergeben  sich  jedoch  ver- 
schiedene Möglichkeiten  und  es  gibt  mehrere  Systeme  der  Pro- 
portionalwalil.  Es  gibt  eine  Unzahl  projektierte  Systeme  und  es 
gibt  auch  einige  Dutzend  Systeme,  die  da  oder  dort  in  die  Ge- 
setzgebung übergegangen  und  praktisch  erprobt  vi^orden  sind. 
Die  verschiedenen  Systeme  schreiben  verschiedene  Abstimmunos- 
arten  und  Wahlhandlungen  oder  eine  verschiedene  Zuteilung  der 
Mandate  vor. 

»Das  wichtigste  Problem  im  ganzen  Verhältniswahlsystem  ist 
die  Methode  der  Verteilung  der  Mandate  unter  die  verschiedenen 
Gruppen«  sagt  ein  bekannter  Schriftsteller  der  Verhältniswahl- 
frage *).  Ob  das  Problem  praktisch  so  wichtig  ist,  darüber  will 
ich  später  noch  ein  Wort  sagen,  eine  gewisse  theoretische  Wich- 
tigkeit ist  ihm  nicht  abzusprechen.  Ob  wichtig,  ob  unwichtig, 
es  wurde  in  zahllosen  Schriften  mit  ganz  unzureichenden  Mitteln 
behandelt,  z.  B.  auch  in  einigen  sehr  gebrauchten  und  sonst  auch 
sehr  brauchbaren  Kompendien  der  Rechtswissenschaft. 

Das  Problem  der  Verteilung  der  Mandate  ist  aber  nicht 
durch  Wortgefechte  zu  entscheiden,  sondern  durch  exakte  mathe- 


i)   Cahn,  Das  Verhältniswahlsystem  (Berlin,   1909).     Vgl.  S.  310. 
Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.     1919.     3.  20 
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matische  und  statistische  Forschungen.  DiesbezügHche  statisti- 
sche Materialien  habe  ich  anderswo  veröffentlicht^).  Die  Haupt- 
züge meiner  mathematischen  Untersuchungen  ^)  will  ich  an  dieser 
Stelle  zuerst  mitteilen,  denn  sie  haben  einerseits  einen  völlig  ele- 
mentaren Charakter,  und  anderseits  geht  ihr  Gegenstand  ein  grö- 
ßeres Publikum  an,  als  das  der  mathematischen  Fachzeitschriften. 
Es  ist  wohl  ein  seltener  Fall,  daß  die  Lösung  einer  Rechtsfrage 
der  exakten  Forschungsweise  der  Naturwissenschaften  zugänglich 
ist,  mindestens  in  einem  gewissen  Grade,  und  so  dürfte  der  Fall 
einem  allgemeineren  Interesse  begegnen. 

I. 

Bei  der  Bestellung  der  gesetzgebenden  Körperschaft  nach 
Verhältniswahl  begegnet  man  zweimal  der  Aufgabe  der  propor- 
tionalen Verteilung :  zuerst  müssen  die  Vertreter  unter  die  Wahl- 
kreise verteilt  werden,  im  Verhältnis  ihrer  Bevölkerungszahlen, 
und  dann  in  jedem  Wahlkreis  unter  die  Parteien,  im  Verhältnis 
ihrer  numerischen  Stärke.  Dies  wurde  schon  eingangs  hervor- 
gehoben. Der  ersten  Aufgabe  schenkt  man  gewöhnlich  weniger 
Beachtung,  als  der  zweiten.  Ich  werde  aber  zunächst  auf  die 
erste  Aufgabe  das  Augenmerk  richten,  denn  sie  ist  weitaus  ein- 
facher und  bereitet  zur  Behandlung  der  zweiten    am   besten  vor. 

Die  einfachste  Methode,  die  z.  B.  in  der  Mehrzahl  der 
schweizer  Kantone  adoptiert  ist,  ist  die  folgende;  die  Grenzen 
der  Wahlkreise  sind  unabänderlich  festgesetzt,  und  die  Anzahl 
der  den  Wahlkreisen  zukommenden  Vertreter  wird  nach  jeder 
Volkszählung  dem  Bevölkerungsstand  angepaßt.  Das  Gesetz  be- 
stimmt, daß  auf  eine  gewisse  Vertretungsziffer,  z.  B.  auf  je  looo 
Seelen  Einwohnerschaft  ein  Vertreter  entfällt.  Mit  der  Zunahme 
der  Bevölkerung  muß  dann  das  Parlament  immer  mehr  Vertreter 
umfassen. 

Bei  näherem  Zusehen  merkt  man  aber,  daß  die  bezügliche 
Gesetzbestimmung  noch  ziemlich  verschieden  ausfallen  kann.  Man 
beachte  z.  B.  die  folgenden  drei  Fassungen : 


i)  Vgl.  Schweizerisches  Zentralblatt  für  Staats-  und  Gemeindeverwaltung, 
XX.  Jahrg.,  1919,  S.  i — 5.  —  Zeitschrift  für  schweizerische  Statistik  und  Volks- 
wirtschaft, 54,  Jahrg.  1918,  S.  363 — 387,  —  Wissen  und  Leben,  XII.  Jahrg. 
1918/19,  S.  259—268  und  S.  307  —  312. 

2)  Ausführlicheres  findet  der  Leser  in  meinem  Buch  über  Wahrscheinlich- 
keitsrechnung, das  demnächst  im  Verlage  Springer  erscheinen  soll. 
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1.  »Jeder  Wahlkreis  hat  auf  soviel  Vertreter  Anrecht,  als 
die  VertretungszifFer  looo  in  seiner  Bevölkerungszahl  enthal- 
ten ist.« 

2.  >Jeder  Wahlkreis  ernennt  einen  Vertreter  auf  je  lOOO 
Einwohner,  wobei  ein  eventuell  verbleibender  Rest  ebenfalls  zur 
Wahl  eines  Vertreters  berechtigt.« 

3.  »Jeder  Wahlkreis  wählt  auf  je  1 000  Einwohner  einen  Ver- 
treter. Ein  Bruchteil  von  über  500  Einwohnern  berechtigt  eben- 
falls zur  Wahl  eines  Vertreters.« 

Die  drei  Vorschriften  sind  wesentlich  verschieden,  wie  die 
folgende  Tabelle  zeigt : 

Vertreter  entfallen  auf  .   .  .     Einwohner  nach 

Vorschrift   i.  Vorschrift  2  Vorschrift  3 

1  1000— 1999         I  — 1000       501  — 1500 

2  2000 — 2999       looi — 2000       1501 — 2500 

3  3000 — 3999       2001 — 3000       2501 — 3500 

4  4000  —  4999       3001 — 4000       3501 — 4500 

Man  könnte  die  drei  Vorschriften  auch  so  charakterisieren, 
daß  die  erste  Vorschrift  die  überschüssigen,  die  zweite  die  feh- 
lenden Bruchteile  der  Vertretungsziffer  vernachlässigt,  und  die 
dritte  solche  Bruchteile,  die  die  Hälfte  der  Vertretungsziffer  nicht 
übersteigen. 

Es  sind  noch  andere  Vorschriften  denkbar.  Z.  B.  berech- 
tigt in  dem  schweizer  Kanton  Freiburg  ein  überschüssiger  Bruch- 
teil dann  und  nur  dann  zu  noch  einem  Vertreter,  wenn  er  den 
Zweidrittelteil  der  Vertretungsziffer  übersteigt.  Diese  Vorschrift 
steht  also  zwischen  den  Vorschriften  i  und  3,  jedoch  der  letzte- 
ren näher. 

Welches  System  ist  das  vernünftige  ?  Diese  Frage  gehört 
schon  eigentlich  der  Wahrscheinlichkeitsrechnung  an,  nur  ist  die 
Antwort  so  simpel,  daß  sie  jedermann  ohne  Vorbereitung  versteht. 

Wenn  solche  Wahlkreise  einen  Vertreter  entsenden,  die  eine 
Bevölkerung  von  1000  bis  2000  Seelen  haben,  so  wird  die  durch- 
schnittliche Bevölkerung  der  Wahlkreise  mit  nur  einem  Ver- 
treter 1500  Seelen  betragen.  Durch  ähnUche  Ueberlegungen  ent- 
steht die  Tabelle  : 


Wahlkreise 
ait  .   .  .  Ver- 
tretern 

haben  die 

durchschnittliche 

Bevölke 

;rung  von 

Seelen,  bei  Anwendung 

der 

Vorschrift 

I           Vorschrift 

2           Vorschrift  3 

I 

1500 

500 

1000 

2 

2500 

1500 

2000 

3 

3500 

2500 

3000 

4 

4500 

3500 

4000 

20=^ 
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Es  ist  also  nur  bei  Einführung  der  Vorschrift  3  zu  erwarten, 
daß  die  durchschnittliche  Einwohnerzahl,  auf  die  je  ein  Vertreter 
entfällt,  mit  der  gesetzlichen  Vertretungsziffer  nahezu  überein- 
stimmt. Daß  bei  den  andern  Vorschriften  das  nicht  der  Fall 
ist,  ist  nur  das  kleinere  Uebel.  Die  Vorschrift  i  begünstigt  die 
größeren  Wahlkreise  den  kleineren,  und  die  Vorschrift  2  die 
kleineren  den  größeren  gegenüber.  Dies  geht  aus  folgender  Ta- 
belle hervor : 

In^Wahlkre^b^en  ^j^^j-jjjjj   ,  Vertreter  durchschnittlich  auf  .  .  .  Ein- 

■    ■    ■  wohner,  bei  Anwendung  der 

Vorschrift   i  Vorschrift  2  Vorschrift  3 

1  1500  500  1000 

2  1250  750  1000 

3  1167  833    .      1000 

4  1125  875  1000 

Bei  der  Einführung  der  Vorschrift  i  hätten  ferner  zwei  be- 
nachbarte Wahlkreise  guten  Grund  um  ihre  Vereinigung  zu  pe- 
titionieren. Denn  vereinigt  hätten  sie  zumindest  auf  soviel  Ver- 
treter Anrecht,  als  die  Gesamtzahl  ihrer  bisherigen  Vertreter, 
aber  sie  könnten  leicht  (wie  man  genauer  berechnen  kann,  mit 
der  Wahrscheinlichkeit  V2)  durch  die  Vereinigung  einen  Vertreter 
hinzugewinnen.  Ebenso  könnte  bei  Vorschrift  2  jeder  Teil  eines 
Wahlkreises  seine  Lostrennung  anstreben,  und  nur  die  Vorschrift , 
3  vermeidet  die  Schaffung  solcher  künstlichen  Unruhen,  denn  sie 
begünstigt  weder  die  Vereinigung  noch  die  Zersplitterung  .der 
Wahlkreise. 

In  der  betrachteten  Frage  fällt  übrigens  das  Richtige  mit 
dem  »consensus  omnium«  zusammen.  Z.  B.  gibt  es  in  der 
Schweiz  22  Kantone  und  Halbkantone,  die  eine  feste  gesetzliche 
Vertretungsziffer  eingeführt  haben,  deren  gesetzgebende  Behör- 
den also  bei  Zunahme  der  Bevölkerung  immer  mehr  und  mehr 
Mitglieder  umfassen  müssen.  Von  diesen  Kantonen  befolgen  20 
die  Vorschrift  3.  Die  eine  Ausnahme,  Freiburg,  habe  ich  schon 
vorher  erwähnt.  Die  andere  Ausnahme  ist  der  Halbkanton  Ap- 
penzell a.  Rh.,  wo  die  gesetzliche  Vertretungsziffer  1000  ist,  die 
Vorschrift  2  gilt,  und  dessen  gesamte  Bevölkerungszahl  durch  die 
Mitgliederzahl  seiner  gesetzgebenden  Behörde  dividiert  bloß  853 
ergibt.  In  allen  anderen  Kantonen  stimmt  die  durchschnittliche 
Bevölkerungszahl,  auf  die  ein  Vertreter  entfällt,  mit  der  gesetz- 
lichen Vertretungsziffer  nahezu  oder  genau  überein  i),  was  unsere 
Ueberlegung  schlagend  bestätigt. 

l)  Vgl.  Statistisches  Jahrbuch 'der  Schweiz  für   1917,  S.  318 — 323. 


Proportionalwahl  und  Wahrscheinlichkeitsrechnung.  ßoi 

IL 

Die  heißesten  Kämpfe  der  Verhältniswahlfrage  drehten  sich 
um  einen  anderen  Punkt,  nämlich  um  die  Frage,  wie  soll  man 
die  Vertreter  unter  die  Parteien  verteilen  ?  Besprechen  wir  das 
Problem  an  einem  konkreten  Fall.  In  einem  Wahlkreis  sind  lo 
Sitze  zu  bestellen.  Um  diese  Sitze  bewerben  sich  3  Parteien, 
deren  Listen  bez. 

5950  2530  1520 

Stimmen  auf  sich  vereinigt  haben.  Auf  wieviel  Mandate  haben 
die  Parteien  Anrecht.? 

Die  Mandate  sollen  unter  die  Parteien  proportional,  oder 
besser  gesagt  möglichst  proportional  den  Stirrimenzahlen  ver- 
teilt werden.  Die  Frage  ist  der  der  Verteilung  unter  die  Wahl- 
kreise ähnlich,  und  die  AehnUchkeit  kann  sich  bis  zur  Identität 
steigern.  Die  drei  größten  Schweizer  Städte,  Basel,  Genf  und 
Zürich  verteilen  die  Vertreter  unter  ihre  Wahlkreise  nicht  auf 
Grund  einer  festen  Vertretungsziffer.  Bei  Annahme  einer  solchen 
müßten  ihre  Großen  Räte  rasch  an  Mitgliederzahl  zunehmen,  ent- 
sprechend der  raschen  Zunahme  der  Stadtbevölkerung.  Darum 
haben  diese  drei  Städte  die  Gesamtzahl  der  Mitglieder  ihrer  ge- 
setzgebenden Behörden  ein  für  allemal  festgesetzt,  und  verteilen 
auf  die  Stadtquartiere,  im  Verhältnis  der  Bevölkerung,  eine  feste 
Gesamtzahl  von  Vertreter.  Am  konsequentesten  ist  die  Gesetz- 
gebung der  Stadt  Zürich,  wo  die  Verteilung  der  Vertreter  unter 
die  Stadtquartiera  und  innerhalb  der  Quartiere  unter  die  Parteien 
nach  derselben  Regel  erfolgt. 

Unsere  Aufgabe  könnte  also  auch  so  eingekleidet  werden : 
es  ist  eine  Behörde  von  10  Mitgliedern  in  3  Wahlkreisen  zu  wäh- 
len, die  bez. 

59500  25300  15200 

Einwohner  aufweisen.  Wieviel  Mitglieder  der  Behörde  hat  jeder 
Wahlkreis  zu  wählen }  Diese  Fassung  erleichtert  den  Anschluß 
an  die  vorher  behandelte  Aufgabe.  Vorher  war  die  Vertretungs- 
ziffer durch  das  Gesetz  gegeben,  und  die  Gesamtzahl  der  Ver- 
treter mußte  sich  ihr  anpassen.  Jetzt Jst  die  Gesamtzahl  der  Ver- 
treter durch  das  Gesetz  vorgeschrieben  und  wir  haben  die  Ver- 
tretungsziffer passend  zu  bestimmen. 

Die  erste  und  weitaus  bekannteste  Bestimmung  der  Ver- 
tretungsziffer rührt  von  D' Hondt  her.     Man   teilt  die  Stim- 
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m  e  n  z  a  h  1  e  n  der  Parteien,  so  lautet  seine  berühmte  Regel, 
nacheinander  durch  i,  2,  3,  4,  5  ...;  man  ver- 
gleicht die  erhaltenen  Quotienten  und  man 
ordnet  sie  nach  abnehmender  Größe;  der  Quo- 
tient, dessenRang  der  Zahl  der  zu  verteilenden 
Sitze  entspricht,  ist  die  Vertretungsziffer; 
jede  Partei  erhält  soviel  Vertreter,  als  dieVer- 
tretungsziffer  in  ihrer  Stimmenzahl  enthal- 
ten ist. 

Die  durch  die  vorangehende  Vorschrift  gekennzeichnete 
n Hondt'^che  Verteilungsmethode  hat  heute  bei  Rechtsgelehrten 
die  allergrößte  Autorität.  Für  die  Parlamentswahlen  in  Belgien 
ist  sie  seit  fast  20  Jahren  eingeführt,  sie  wurde  bei  den  Wahlen 
der  deutschen  Nationalversammlung  befolgt  und  sie  soll  bei  den 
nächsten  Wahlen  des  schweizerischen  Nationalrates  angewendet 
werden. 

Verdeutlichen  wir  die  Vorschrift  an  unserem  Beispiel.  Die 
Quotienten  der  vorgeschriebenen  Divisionen  sind  in  der  folgenden 
Tabelle  zusammengestellt: 


Divisor 

I.  Liste 

2.- 

Liste 

3.  Liste 

I 

I)  5950 

3) 

2530 

5)  1520 

2 

2)  2975 

7) 

1265 

760 

3 

4)   1983 

843 

506 

4 

6)   1487 

632 

5 

8)   1190 

506 

6 

9)     991 

7 

ig)     850 

8 

743 

Die  Bruchteile  der  Quotienten  habe  ich  vernachlässigt,  was 
nicht  immer,  aber  meistens  erlaubt  ist.  Durch  die  vorgesetzten 
Zahlen  i)  2)  usw.  ist  der  Rang  bezeichnet,  den  der  betreffende 
Quotient  in  der  vorgeschriebenen  Anordnung  nach  abnehmender 
Größe  einnimmt.  Da  in  unserem  Fall  10  Sitze  zu  verteilen  sind, 
ergibt  der  Quotient  vom  Range  10,  d.  h.  850  die  vorschrifts- 
mäßige Vertretungsziffer.  Die  Vertretungsziffer  850  ist  in  den 
Stimmenzahlen  der  Listen  bez. : 

7  2  I 

mal  enthalten.     Die   überschüssigen    Bruchteile    werden    vernach- 
lässigt, und  die  H Ho7idtsche  Regel  weist  den  3  Parteien  bez. 

7  2  I  ' 

Vertreter  zu. 
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Wie  man  leicht  zusammenzählt,  erhielten  die  3  Listen  un- 
seres Beispiels  insgesamt  10  000  Stimmen.  Die  durchschnittliche 
Stimmenzahl,  auf  die  ein  Vertreter  entfällt,  ist  demnach  1000. 
Das  ist  bedeutend  größer,  als  die  vorschriftsmäßige  Vertretungs- 
ziffer 850.  Auch  in  diesem  Punkt  ist  also  die  D'Hondtsche  Vor- 
schrift aufs  engste  mit  der  »Vorschrift  i«  verwandt,  die  wir  im 
vorangehenden  Teil  i  betrachtet  haben,  und  die  die  überschüs- 
sigen Bruchteile  der  Vertretungsziffer  ebenfalls  vernachlässigt. 
Die  Verwandtschaft  ist  etwas  kompromittierend.  Besagte  Vor- 
schrift I,  wie  wir  klar  bewiesen  haben,  begünstigt  die  größeren 
Wahlkreise  und  den  Zusammenschluß  der  benachbarten  Wahl- 
kreise. Demnach  wäre  zu  erwarten,  daß  die  B'Hond/sche  Vor- 
schrift die  größeren  Parteien  und  die  Wahlbündnisse  ungerecht 
bevorzugt. 

Jedoch  läßt  sich  die  D'Hondische  Regel  auf  eine  andere 
Fassung  bringen,  gegen  die  etwas  einzuwenden  nicht  so  leicht 
ist.  Die  ist  die  folgende :  Die  Sitze  sind  nacheinander 
zu  verteilen.  Der  erste  Sitz  kommt  derjenigen 
Liste  zu,  die  durch  die  meisten  Stimmen  unter- 
stützt wird.  Sind  schon  einige  Sitze  vergeben, 
jedoch  nicht  alle,  so  soll  der  nächste  Sitz  so  zu- 
geteilt werden,  daß  der  neuerwählte  Vertreter 
durch  möglichst  viele  Stimmen  unterstützt 
wird.  Dabei  sind  den  gewähltenKandidaten  der 
selben  Liste  die  auf  die  Liste  gefallenen  Stim- 
men zu  gleichen  Teilen  gutzuschreiben. 

Die  Vorschrift  ist  nicht  einfach,  jedoch  verständlich  und 
plausibel.  Wir  werden  sie  am  besten  an  unserm  Beispiel  ver- 
stehen.    Die  Listen  erhielten  jeweilen 
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Stimmen.  Der  erste  Sitz  kommt  der  ersten  Liste  zu,  die  die 
meisten  Stimmen  erhalten  hat.  Würde  ihr  auch  der  zweite  Sitz 
zukommen,  so  hätte  sie  zwei  gewählte  Vertreter  und  jedem  der 
beiden  wären  5950:2  =  2975  Stimmen  gutzuschreiben.  Wird 
hingegen  der  zweite  Vertreter  irgendeiner  der  zwei  andern  Listen 
zugeteilt,  so  wird  er  durch  die  ganze  Stimmkraft  der  betreffenden 
Listen  unterstützt,  als  deren  vorderhand  einziger  Vertreter.  Der 
zweite  Vertreter  erhält  trotzdem  die  größte  Unterstützung  als 
Vertreter  der  ersten  Liste.  Er  wird  also  dieser  zugeteilt.  Ein 
dritter  Vertreter  derselben  ersten  Liste    würde    bloß    durch    den 
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dritten  Teil  der  darauf  gefallenen,  d.  h.  durch  1983  Stimmen 
unterstützt.  Das  ist  weniger  als  die  ganze  Stimmkraft  der  zwei- 
ten Liste,  d.  h.  2530  Stimmen.  Die  zweite  Liste  hatte  aber  bis- 
her keinen  Vertreter  und  so  wird  ihr  der  dritte  Sitz  zugespro- 
chen. Man  sieht  schon  aus  diesen  ersten  drei  Schritten,  daß  die 
Vorschrift  darauf  hinauskommt,  in  der  obigen  Quotiententabelle 
die  Zahlen  nach  abnehmender  Größe  zu  ordnen.  Es  werden  da- 
bei jeder  Partei  soviel  Sitze  eingeräumt  als  es  Quotienten  unter 
den  10  größten  gibt  (10  ist  die  Anzahl  aller  Sitze),  die  aus  der 
Division  ihrer  Stimmenzahl  entspringen,  die  also  in  ihrer  Kolonne 
stehn.     So  entfallen  auf  die  drei  Parteien  bez. 

7  2  I 

Sitze,  wie  vorher  schon  anders  ausgerechnet  wurde.  Daß  die 
Uebereinstimmung  der  beiden  Rechnungsarten  kein  Zufall  ist, 
daß  die  beiden  immer  dasselbe  ergeben,  kann  auch  leicht  an  der 
Hand  des  Beispiels  eingesehen  werden,  ich  will  mich  aber  dabei 
nicht  aufhalten. 

Beachten  wir  vielmehr  folgendes  :  im  Teil  i  haben  wir  drei 
verschiedene  Vorschriften  betrachtet.  Die  D' Hondtsche  Regel  ist 
der  Vorschrift  i  ähnlich.  Könnte  man  nicht  auch  andere  Re- 
geln finden,  die  den  beiden  andern  Vorschriften  ähnlich  sind.? 
Die  Vorschrift  2,  die  die  fehlenden  Bruchteile  der  Vertretungs- 
ziffer vernachlässigt,  würde  auf  unseren  Fall  übertragen  besagen, 
daß  jeder  Partei,  die  sich  nur  meldet,  mindestens  ein  Sitz  zuzu- 
teilen ist.  Ein  solches  Gesetz  wäre  offenbar  unmöglich  und  un- 
durchführbar. Die  Vorschrift  3,  die  Bruchteile  unterhalb  der  Hälfte 
der  Vertretungsziffer  unbeachtet  läßt,  kann  jedoch  sehr  gut  auf  un- 
sern  Fall  übertragen  werden.  Sie  ergibt  eine  Methode,  die  von 
Sainte-Lagne  gefunden  trotz  vieler  theoretischen  Vorteile  bis  heute 
nirgendwo  praktisch  angewendet  wurde.  Diese  Methode  läßt 
sich  in  folgender  Vorschrift  niederlegen  :  Man  teilt  die  Stim- 
menzahlen d  e  r  P  a  r  t  e  i  e  n  nacheinander  d  u  r  c  h  J ,  |,  f ,  |-, 
.  .;  man  vergleicht  die  erhaltenen  Quotienten  und 
man  ordnet  sie  nach  abnehmender  Größe;  der  Quo- 
tient dessen  Rang  der  Zahl  der  zu  verteilenden 
Sitze  entsp  rieht,  ist  die  Vertretungsziffer;  je  de  Par- 
tei erhält  soviel  Vertreter,  als  die  Vertretungszif- 
fer in  ihrerStimmenzahl  enthalten  ist;  ein  verblei- 
bender   Bruchteil    der  Vertretungsziffer,    wenn    er 


Proporlionalwahl  und  Wahrscheinlichkeitsrechnung.  2QC 

die  Hälfte  erreicht  oder  übersteigt,  berechtigt  zu 
einem  weiteren  Vertreter. 

Man  bemerke,  daß  die  Sainte-Lagueschen  Divisoren  ^,  f,  |, 
.  .  .  sich  zu  den  im  Teil  i  in  Zusammenhang  mit  Vorschrift  3 
betrachteten  Zahlen  500,  1500,  2500  .  .  .  ebenso  verhalten,  wie 
die  D'Ho7idtsch&  Divisoren  i,  2,  3  .  .  .  zu  den  Zahlen  1000,  2000, 
3000  .  .  .,  denen  wir  daselbst  in  Zusammenhang  mit  der  Vor- 
schrift I  begegneten. 

An  unserem  Beispiel  durchgeführt,  ergibt  die  Vorschrift  von 
Sainte-Lagn'e  zunächst  die  folgende  Quotiententabelle  : 


Divisor 

.1.  Liste 

2.  Liste 

3.  Liste 

\ 

I)   II  900 

2)  5060 

4)  3040 

f 

3)     3966 

7)   1686 

10)   1013 

t 

5)     2380 

I0I2 

608 

\ 

6)     1700 

722 

434 

f 

8)     I  322 

JLL 

9)     1081 

13 
2' 

915 

Der  Quotient 

vom  Range 

10) 

ist    1013. 

Diese  ; 

Vertretungsziffer. 

Dadurch  dividiert  ergeben 

die  Stir 

die  Quotienten 

Stimmenzahlen 


und  die  Reste 

885  504  507 

Die  Hälfte  der  Veitretungsziffer  ist  506,5.  Einen  größeren 
Stimmenrest  haben  die  erste  und  die  dritte,  einen  kleineren  hat 
die  zweite  Partei.     So  fallen  endlich  den  drei  Parteien  bez. 

622 
Sitze  zu. 

Die  Sainte-Laguesche  Regel  gibt  also  ein  anderes  Resultat, 
als  die  D'Horidtsc\\Q.  Soll  man  die  erstere  verwerfen,  weil 
die  letztere  eine  so  plausible  Fassung  hat.^^  Keineswegs,  mit 
einiger  Geschicklichkeit  läßt  sie  sich  auf  eine  ebenso  plausible 
Fassung  bringen,  etwa  folgendermaßen : 

Die  Sitze  sind  nacheinander  zu  vergeben, 
nach  Maßgabe  des  Prinzips,  daß  eine  Liste  um- 
somehr  Anrecht  hat  an  Stelle  von  n  Sitzen  n+i 
Sitze  zu  bekommen,  je  größerenQuotienten  ihre 
Stimmenzahl  durch  n-j-v  dividiert  ergibt.  Der 
erste    Sitz    gebührt    der    Liste    mit    der    größten 
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Stimmenzahl.  Sind  schon  einigeSitze  vergeben, 
jedoch  nicht  alle,  so  gebührt  der  nächste  Sitz 
derjenigen  Liste,  deren  Stimmenzahl  durch  die 
Anzahl  der  ihr  schon  zugewiesenen  Sitze  +  i 
dividiert  den  größten  Quotienten  ergibt. 

Man  überzeugt  sich  leicht,  daß  die  Vorschrift  darauf  hinaus- 
kommt, in  der  Sainte-LagHesc\ien  Quotiententafel  die  Zahlen  mit- 
einander zu  vergleichen,  sie  nach  abnehmender  Größe  zu  ordnen, 
und  irgend  einen  x-ten  Sitz  der  Partei  zuzuteilen ,  aus  deren 
Stimmenzahl  der  x-größte  Quotient  entspringt.  Auch  das  Ver- 
hältnis zur  D' Hondtschtn  Regel  ist  ganz  klar.  Die  UHondtschQ 
Regel  hat  ein  verwandtes,  aber  doch  verschiedenes  Prinzip :  eine 
Liste  hat  um  so  mehr  Anrecht  an  Stelle  von  n  Listen  n  +  i  Sitze 
zu  bekommen,  je  größeren  Quotienten  ihre  Stimmenzahl  durch 
n-f-  I  dividiert  ergibt.     (Nicht  durch  n^-  2»  wie  bei  Sainte-Lague.) 

Bisher  haben  wir  zwei  verschiedene  Lösungen  unserer  Ver- 
teilungsaufgabe kennen  gelernt.  Eine  dritte,  eigentlich  viel  ein- 
fachere Lösung  habe  ich  auf  das  Ende  aufgespart.  Man  kann 
die  Aufgabe  auch  folgendermaßen  einkleiden :  Drei  Geschäfts- 
leute steuern  zu  einem  gemeinsamen  Geschäft  bez. 

595  253  152 

Mark  bei.  Sie  erzielen  den  auch  für  Friedenszeiten  ziemlich  be- 
scheidenen Gewinn  von  10  Mark.  Wie  soll  man  den  Gewinn 
unter  die  drei  Teilnehmer  verteilen,  wenn  keine  kleineren  Münzen 
als  Einmarkstücke  zu  Gebote  stehn  und  keine  Pfennige  ausbezahlt 
werden : 

Ein  beliebiger  Gymnasiast  wird  die  Frage  so  lösen :  die  ge- 
nauen Anteile  der  drei  Teilnehmer  lassen  sich  mit  der  Regeldetri 
ausrechnen.     In  unserem  Falle  kann  man  sie  sofort  sagen,  sie  sind 

5.95  2,53  1,52 

Mark,  auf  Pfennige  genau  berechnet.  Das  Unrecht  wird  offenbar 
dann  am  kleinsten,  wenn  man  die  größeren  Bruchteile  zu  einer 
vollen  Mark  ergänzt.  Danach  sollen  die  drei  Geschäftsteil- 
nehmer bez. 

6  3  I 

Mark  erhalten.  Uebertragen  wir  diese  Lösung  auf  unsere  Man- 
datenverteilungsaufgabe,  so  erhalten  wir  eine  dritte,  von  beiden 
vorangehenden  verschiedene  Zuteilung  der  Mandate. 

Die  Lösung  des  Gymnasiasten  kann  man  leicht  auf  eine  all- 
gemeine Fassung  bringen,   etwa  folgendermaßen : 
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Es  sind  sovielEinheiten,  alsSitze  zu  vergeben 
sind,  auf  die  einzelnen  Listen  in  genauem  Ver- 
hältnis der  Stimmen  zu  verteilen,  die  jede  Liste 
auf  sich  vereinigt  hat.  Die  ermittelten  Anteile 
v/erden  auf  ganze  Zahlen  aufgerundet  oder  abge- 
rundet, je  nachdem  sie  größere  oder  kleinere 
Bruchteile  aufweisen.  So  wird  der  Anteil  jeder 
Liste  an  Sitzen  erhalten. 

Diese  Vorschrift  kennzeichnet  die  älteste  und  einfachste 
Methode  der  Sitz  Verteilung.  Sie  wird  gewöhnlich  Hare  zuge- 
schrieben. Ich  will  mich  der  Benennung  :  »Methode  der  stärksten 
Bruchteile«   anschließen. 

Stellen  wir  die  Ergebnisse  zusammen,  die  die  besprochenen 
drei  Methoden  in  unserem  Beispiel  erzielten. 

D'Hondt  7  2  i 

Sainte-Lagut  622 

Stärkste  Bruchteile  6  3  i 

Wie  ist  es  möglich,  daß  ein  richtig  verstandenes  richtiges 
Prinzip  zu  drei  verschiedenen  Ergebnissen  führt } 

III. 

Wir  wurden  im  vorangehenden  durch  verschiedene  Analogien 
und  durch  verschiedene  »ad  hoc«  erfundene  Prinzipien  hin  und 
her  gezerrt.  Ich  muß  sagen,  daß  diese  Analogien  und  Prinzipien 
noch  weitaus  sachlicher  sind,  als  viele  andere  in  der  juristischen 
und  politischen  Literatur  befindliche  Argumente.  Wir  wollen 
jetzt  nicht  mehr  über  die  verschiedenen  Rechenverfahren  hin  und 
her  argumentieren,  sondern  die  Sache  selber  ins  Auge  fassen. 
Ob  eine  Verteilung  gerecht  oder  ungerecht  ist,  hängt  nicht  davon 
ab,  wie  sie  ausgerechnet  wurde.  An  welcher  Eigenschaft  läßt 
sich  die  gerechteste  Verteilung  der  Mandate  erkennen,  das  ist 
unsere  Frage. 

Die  Gerechtigkeit  der  Verteilung  wäre  vollständig,  wenn  die 
Wünsche  aller  Wähler  vollständig  gleich  berücksichtigt  wären. 
In  unserem  Beispiel  waren  10  Abgeordnete  zu  wählen  und 
loooo  Stimmen  wurden  abgegeben.  Bei  vollständig  gleichmäßiger 
Behandlung  sollte  auf  eine  Stimme  0,001  Abgeordneter  entfallen, 
also  auf  die  drei  Parteien  bez. 

5.95  2,53  1,52 

Abgeordneten  .  .  .    Man  kann  aber  keine  Bruchteile  von  Abge- 
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ordneten  wählen.  Und  ebenso  ist  in  so  gut  wie  allen  Fällen 
eine  vollständig  gleichmäßige  Behandlung  aller  Wähler  und  aller 
Parteien  unmöglich.  Fehler  und  Ungerechtigkeiten  sind  unver- 
meidlich, nur  das  ist  die  Frage,  ob  sie  groß  ob  sie  klein  aus- 
fallen. Wir  wollen  unter  allen  möglichen  Verteilungen  diejenige 
aussuchen,  die  die  kleinsten  Fehler  begeht,  die  wird  die  gerechteste 
sein. 

Die  Aufgabe  ist  schön,  nur  leider  unbestimmt.  Was  für 
welche  Fehler  wollen  wir  eigentlich  betrachten.^  Geben  wir  mit 
n Hondt  den  drei  Parteien  bez. 

7  2  I 

Vertreter,  so  fügen  wir  allen  Unrecht  zu,  ungerechten  Gewinn 
oder  ungerechten  Schaden,  gemessen  bez.  durch  die  Zahlen 

+  1,05  —0,53  —0,52 

Diese  Fehler  sind  an  den  drei  Parteien  begangen  worden.  Die 
einzelnen  Wähler  der  Parteien  werden  durch  dieses  Unrecht 
gleichmäßig  betroffen,  also  auf  den  einzelnen  Wähler  entfällt  ein 
ungerechter  Gewinn  bez.  Verlust  von 

-[-0,000176  — 0,000209  — 0,000342 

Einheiten,  je  nach  Parteiangehörigkeit.  Worauf  kommt  es  also 
an:  auf  die  Fehler,  die  an  den  Parteien,  oder  auf  die,  die  an 
den  Wählern  begangen  worden  sind.? 

Bei  dieser  ersten  Unbestimmtheit  können  wir  uns  allerdings 
leicht  entscheiden.  Das  Wohl  und  Wehe  der  Parteien  kann,  an 
und  für  sich  genommen,  den  Gesetzgeber  ganz  kalt  lassen.  Das 
den  Parteien  angetane  Unrecht  geht  ihn  nur  so  weit  an,  inso- 
ferne  es  die  Wähler  trifft,  die  die  Partei  unterstützen.  Das 
Prinzip  des  gleichen  Wahlrechts  fordert  die  möglichst  gleich- 
mäßige Berücksichtigung  der  Wünsche  aller  Wähler,  aber  nicht 
die  der  Parteien,  als  solcher.  Der  Grundsatz  des  gleichen  Wahl- 
rechts ist  in  unserer  Frage  ausschlaggebend.  Im  Namen  dieses 
Grundsatzes  müssen  wir  also  unter  allen  Verteilungen  der  Mandate 
diejenige  aufsuchen,  die  die  kleinsten  Fehler  an  denWählern 
begeht. 

Die  Aufgabe  scheint  jetzt  ganz  bestimmt  zu  sein,  aber  sie 
ist  es  nicht.  Eine  Verteilung  begeht  an  jedem  Wähler  einen  be- 
stimmten Fehler,  es  gibt  so  viele  Fehler  als  Wähler:  wie  soll 
man  aus  den  vielen  einzelnen  den  Gesamtfehler  ausrechnen  >  Es 
gibt  nämlich  nicht,  wie  man  naiver  Weise  meinen  sollte,  nur  eine 
Art,  den  Gesamtfehler  zu  berechnen,  es  gibt  mehrere  Arten,  und 
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ZU  verschiedenartigen  Fehlern  könnten  verschiedenartige  Berech- 
nungen passen. 

Betrachten  wir  den  wichtigsten  hieher  gehörigen  Fall.  Ein 
Beobachter  machte  bei  der  n-mal  wiederholten  Messung  derselben 
Größe  die  Fehler 


s„ 


Ein  zweiter  Beobachter  machte  bei  dem  ähnlichen  Versuch  die 
Fehler 

t„    t,,    tg,     .    .    .    tn. 

Welcher  hat  besser  beobachtet?     Der  erste,  wenn  die  Ungleichung 

S,'  +  S/  +  S^  +  .   .    .  +  5,2  <    t/  +  t^^  +  t32  +   .   .  +  tj 

besteht,  und  der  zweite,  wenn  die  Ungleichung  umgekehrt  aus- 
fällt, d.h.  immer  derjenige,  dessenFehler  die  kleinereQuadratsumme 
ergeben.  Diese  Antwort  muß  man  geben,  wenn  man  die  Fehler 
auf  die  Gaußsche  Weise  beurteilt,  nach  dem  Verfahren  der 
kleinsten  Quadrate,  das  heute  unzweifelhaft  als  das  vernünftigste 
anzusehen  ist,  wenn  es  auch  keineswegs  als  ein  unumstößliches 
»Gesetz«  aufgefaßt  werden  darf.  D.  h.  bei  physikalischen  Mes- 
sungen ist  der  Gesamtfehler  nach  der  Summe  der  Quadrate  der  ein- 
zelnen Messungsfehler  zu  beurteilen.  Handelt  es  sich  aber  um  Fehler 
von  anderer  Natur,  z.  B.  um  rechtliche  Abweichungen,  dann 
bleibt  noch  vorderhand  dahingestellt,  ob  zur  richtigen  Einschätzung 
der  Fehler  ihre  Quadratsumme  herangezogen  werden  muß,  oder 
irgend  eine  analoge  Größe,  wie  z.  B.  die  Summe  der  Fehlerbe- 
träge, oder  der  Fehler  vom  größten  absoluten  Betrage  usw. 

Wir  befinden  nun  uns  gerade  im  Fall  der  Unbestimmtheit. 
Es  sind  mir  keine  bündigen  und  auch  keine  plausiblen  Gründe 
bekannt,  um  in  unserem  Falle  der  Mandatenverteilung  einen  be- 
stimmten mathematischen  Maßstab  zur  Beurteilung  des  Gesamtfehlers 
andern  möglichen  Maßstäben  vorzuziehen.  Es  bleibt  dem  Mathe- 
matiker nichts  anders  übrig  als  alle  Methoden  zu  versuchen, 
und  zuzusehn,  ob  sie  zu  einem  eindeutig  bestimmten  und  ob  sie 
zu  einem  einfachen  Resultat  führen. 

Sucht  man  die  Summe  der  Fehlerbeträge  möglichst  klein  zu 
machen,    so    gelangt   man    zur  Methode  der  stärksten  Bruchteile. 

Sucht  man  die  Summe  der  Fehlerquadrate  möglichst  klein 
zu  machen,  so  kommt  man  zur  Methode  von  Sainte-Lagii'e. 

Sucht  man  die  Summe  der  3-ten,  4-ten,  5-ten,  .  .  .  Potenzen 
der  Fehlerbeträge    möglichst    klein    zu    machen,    so  kommt  man 
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immer  zu  andern  und  andern  Methoden,  die  immer  komplizierter 
werden,  die  jedoch  an  und  für  sich  weder  besser  noch  schlechter 
sind,  als  die  zwei  ersterwähnten. 

Sucht  man  den  Fehler  von  größtem  Betrage  möglichst  gering 
zu  machen,  so  kommt  man  in  allzuviel  Fällen  zu  keinem  ein- 
deutig bestimmten  Resultat.  Ebenso  wenn  man  den  äußersten 
negativen  Fehler  oder  die  Summe  der  Beträge  des  äußersten 
negativen  und  des  äußersten  positiven  Fehlers  zu  Minimum  machen 
sucht.  (Vgl.  noch  hierüber  den  Teil  V.)  Nur  ein  einziges  Prinzip 
dieser  Art  ist  brauchbar:  den  äußersten  positiven  Fehler  mög- 
lichst klein  zu  machen  und  dieses  Prinzip  führt  zur  Methode  von 
D'Hondt. 

So  viel  Wege,  so  viel  Resultate.  Man  hat  ein  ganz  anderes 
Bild,  wenn  man  die  an  den  Parteien  begangenen  Fehler  beachtet. 
Da  fällt  einem  der  Spruch  ein:  alle  Wege  führen  nach  Rom. 
Sucht  man  da  die  Summe  der  Fehlerbeträge  oder  die  Summe 
der  Fehlerquadrate  oder  irgendwelche  Potenzsumme  der  Fehler- 
beträge oder  auch  den  äußersten  Fehlerbetrag  Minimum  zu 
machen,  immer  wird  man  zu  einer  und  derselben  Methode,  zu 
der  der  stärksten  Bruchteile  geführt.  Man  bedauert  fast,  daß  in 
unserem  Falle  unsachlich  ist  auf  die  Fehler  ankommen  zu  lassen, 
die  an  den  Parteien  begangen  worden  sind.  Wenn  nicht  die 
gleichmäßige  Berücksichtigung  der  Wähler,  sondern  die  der 
Parteien  maßgebend  wäre,  so  könnte  man  kaum  eine  andere 
Methode  vorschlagen,  als  die  der  stärksten  Bruchteile. 

Das  Verfahren  der  stärksten  Bruchteile  berücksichtigt  sowohl 
die  Wähler  wie  die  Parteien  gleichmäßig.  Das  beruht  darauf, 
daß  die  Summe  der  Fehlerbetiäge,  die  es  zu  Minimum  macht, 
sowohl  pro  Wähler  wie  pro  Liste  berechnet  offenbar  dieselbe  ist. 
Man  kann  unter  sehr  ausgedehnten  Bedingungen  beweisen,  daß 
die  Methode  der  stärksten  Bruchteile  die  einzige  ist,  die  beide 
Gesichtspunkte  vereinigt. 

Die  Ausführung  der  Beweise  will  ich  hier  unterdrücken.  Für 
Mathematiker  will  ich  bemerken,  daß  der  Beweis  von  Sainte- 
Lagii'e  für  die  charakteristische  Eigenschaft  seiner  Methode  sich 
auf  alle  erwähnten  Fälle  ohne  wesentliche  Aenderung  übertragen  läßt. 

IV. 

Verschiedene  Apostel  der  verschiedenen  Verteilungsverfahren 
—  denn  es  gab  einmal    solche  Apostel  —  haben  behauptet,    sie 
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haben  die  einzig  richtige  mathematische  Lösung  der  Aufgabe  tler 
Mandatenverteilung  bei  Proportionalwahl  gefunden,  diejenige  Lö- 
sung, die  die  allerkleinste  Abweichung  von  der  vollständig  gleich- 
mäßigen Berücksichtigung  aller  abgegebenen  Stimmen  aufweist. 
Diese  Apostel  haben  sich  bloß  in  einem  Punkte  getäuscht:  es  gibt 
nicht  nur  eine  solche  Aufgabe,  es  gibt  beliebig  viele  solche 
Aufgaben,  denn  der  Ausdruck  »allerkleinste  Abweichung«  ist  im 
obigen  Zusammenhange  unbestimmt  und  läßt  sich,  wie  wir  ge- 
sehen haben,  auf  beliebig  viele  ganz  vernünftige  Arten  interpretieren. 
Daher  ist  das  Problem  der  »gerechtesten«  Verteilung  vielleicht 
ganz  illusorisch  und  auf  alle  Fälle  ist  es  bis  heute  ungelöst. 

Es  kommt  aber  auch  praktisch  auf  was  anderes  an,  nämlich 
auf  die  Wirkungen  der  Zuteilungsverfahren.  In  dieser  Beziehung 
war  z.  B.  von  dem  gefeierten  HHondtschen  Verfahren  auf  Grund 
verschiedener  Wahlerfahrungen  so  ziemlich  bekannt,  daß  es  die 
Majoritäten  und  die  Wahlbündnisse  begünstigt.  Ich  betrachte  die 
Begünstigung  der  Majoritäten  als  ein  Verstoß  gegen  das  Prinzip 
der  Proportionalität,  die  Begünstigung  der  Wahlbündnisse  als  einen 
künstlichen  Eingriff  in  die  sozial  gegebenen  Parteiverhältnisse, 
wenn  jedoch  jemand  gegenteiliger  Ansicht  ist,  der  kann  die  nach- 
folgende Kritik  als  Lob  auffassen.  Ob  die  bezeichneten  beiden 
Wirkungen  schlecht  oder  recht  zu  nennen  sind,  die  Entscheidung 
darüber  will  ich  dem  Leser  überlassen,  ich  begnüge  mich  damit, 
sie  auf  theoretischem  Wege  quantitativ  nachzuweisen. 

Praktisch  sind  sie  längst  nachgewiesen.  Nimmt  man  irgend- 
eine Wahlstatistik  zur  Hand,  so  wird  man  finden,  daß  das  Kräfte- 
verhältnis der  Parteien  im  Parlament  dem  Verhältnis  der  nume- 
rischen Stärke  der  für  sie  abgegebenen  Stimmen  im  Lande  nicht 
entspricht.  Daß  die  Sache  so  liegt,  wenn  Majoritätswahl  gilt  und 
die  Wahlkreise  jahrzehntelang  ungeändert  bleiben,  ist  ja  weiter 
nicht  verwunderlich.  Ein*  Blick  in  die  Statistik  der  Reichstags- 
wahlen vermag  uns  zu  orientieren.  Aber  selbst  wenn  die  Wahlen 
nach  Verhältniswahlsystem  erfolgen  und  die  Anzahl  der  Vertreter 
den  jeweiligen  Volkszählungen  angepaßt  wird,  ist  es  verständlich, 
wieso  der  Anteil  einer  und  derselben  Partei  an  Parlamentssitzen 
etwas  verschieden  von  ihrem  Anteil  an  erhaltenen  Stimmen  aus- 
fällt. Die  parlamentarische  Vertretung  geht  aus  einer  zweifachen 
proportionalen  Verteilung  hervor:  zuerst  werden  die  Vertreter 
unter  die  Wahlkreise  und  dann  innerhalb  der  Wahlkreise  unter 
die  Parteien    proportional  verteilt.     Beide  Verteilungen    sind    nur 
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angenähert,  nicht  genau  proportional,  bei  beiden  sind  kleine  zu- 
fällige Abweichungen  auch  bei  bestem  Willen  und  bei  den  besten 
Institutionen  unvermeidlich  und  unverhütbar.  Diese  kleinen  zu- 
fälligen Abweichungen  können  in  zwei  benachbarten  Wahlkreisen 
in  gleicher  oder  in  entgegengesetzter  Richtung  ausfallen,  sie 
können  sich  superponieren  oder  sich  ausgleichen,  und  so  ist 
verständlich,  daß  auch  im  Gesamtresultat  ein  Teil  der  Sitze  dem 
Zufall  anheimgestellt  ist  und  daß  der  Zufall  eine  Abweichung 
zugunsten  der  einen  und  zuungunsten  der  anderen  Partei  hervor- 
ruft, zwischen  den  Anteilen  an  erhaltenen  Stimmen  und  an  er- 
haltenen Mandaten. 
« 

Das  Merkwürdige  besteht  eben  darin,  daß  bei  der  Anwen- 
dung des  D' Hondtschen  Systems  diese  zufälligen  Abweichungen 
eine  ganz  bestimmte  Orientierung,  eine  eigene  Richtung  haben, 
daß  sie  wie  absichtlich  so  gut  wie  immer  die  stärkste  Partei  be- 
günstigen. Dies  war  allen  Praktikern  schon  seit  langem  bekannt, 
dies  geht  aus  allen  bezüglichen  Wahlstatistiken  hervor.  Man 
kann  sogar  die  statistische  Methode  etwas  verfeinern^)  und  man 
kann  den  Einfluß  des  Verteilungssystems,  das  innerhalb  der  Wahl- 
kreise gilt,  von  dem  Einfluß  der  ungleichmäßigen  Besetzung  der 
Wahlkreise  isolieren :  dann  tritt  die  Begünstigung  der  Majoritäten 
durch  das  D' Hojidtsche.  System  noch  klarer  hervor. 

Dieses  Verhalten  ist  auch  verständlich.  Das  UHoJidtschQ 
System  ist  das  System  der  Vertretungsziffer  mit  Vernachlässigung 
der  überschüssigen  Bruchteile  derselben.  Ist  die  Vertretungsziffer 
konstant,  so  führt  die  Vernachlässigung  ihrer  überschüssigen  Bruch- 
teile sicherlich  zur  Begünstigung  der  Majoritäten  und  der  Zusam- 
menschlüsse, wie  unter  I  dargetan.  Daß  diese  Verwandtschaft 
ihren  Schatten  auf  das  D' Hondtsche  System  wirft,  ist  schon  unter  II 
angedeutet  worden.  Unter  III  haben  wir  gesehen,  daß  das 
D' Hond(sche  System  eine  möglichst  gleichmäßige  Berücksichtigung 
der  Wähler  anstrebt  in  dem  Sinne,  daß  die  äußerste  Bevorzugung 
der  Einzelstimme  möglichst  klein  ausfällt.  Diese  Einseitigkeit  des 
Grundsatzes  steht  mindestens  nicht  im  Widerspruch  zu  einer  Ein- 
seitigkeit der  Wirkung.  Aber  alle  diese  Ueberlegungen  sind  noch 
genau  genommen  unzureichend.  Wir  müssen  die  Sache  an  und 
für  sich  betrachten. 

An  und  für  sich  steht  aber  die  Sache  so:  Die  Gesamtab-' 
weichung   setzt    sich    aus    den   Abweichungen    in    den    einzelnen 
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Wahlkreisen  zusammen.  Die  einzelnen  Abweichungen  sind  dem 
Zufall  anheimgestellt,  die  Wahl  ist  ein  Glücksspiel,  wie  schon  so 
oft  gesagt  wurde.  Entsteht  bei  der  Wiederholung  des  Spieles  in 
den  verschiedenen  Wahlkreisen  in  den  meisten  Fällen  ein  Gewinn 
für  die  Majorität,  so  gibt  wohl  die  Spielregel,  d.  h.  in  unserem 
Falle  die  D'Honätsche  Zuteilungsregel,  der  Majorität  größere 
Chancen.  Diese  Chancen  zu  berechnen,  ist  eine  Aufgabe  der 
Wahrscheinlichkeitsrechnung  und  erst  nach  der  Berechnung  dieser 
Chancen  können  wir  ein  kompetentes  Urteil  über  das  D'Hond^sche 
System  fällen.  So  steht  also  im  Mittelpunkte  unseres  rechtswis- 
senschaftlichen Problems  eine  Wahrscheinlichkeitsfrage,  ähnlicher- 
weise wie  eine  Wahrscheinlichkeitsbetrachtung  den  Kernpunkt  von 
manchen  physikalischen  und  biologischen  Theorien  bildet. 

Unsere  Aufgabe  ist  der  unter  I  betrachteten  sehr  ähnlich,  sie 
ist  nur  viel  verwickelter.  Es  gelang  mir,  die  Komplikation  durch 
eine  geometrische  Darstellung  zu  bewältigen,  worüber  ich  einige 
Andeutungen  machen  will. 

V. 

Ich  will  Bestimmtheit  halber  annehmen,  dafS  drei  Parteien  und 
fünf  Mandate  im  Spiele  sind.  Man  soll  fünf  beliebig  teilbare  Ein- 
heiten im  genauen  Verhältnis  der  Stimmen  verteilen,  die  auf  die 
drei  Listen  gefallen  sind.  Die  so  erhaltenen  genauen  Anteile  der 
Parteien  sollen  x,  y,  z  heißen.  Es  ist 
x-f-y4-z  =  5. 

Man  zeichne  ein  gleichseitiges  Dreieck  von  der  Höhe  5  (vgl. 
Fig.  I  S.  314).  Nimmt  man  im  Innern  dieses  Dreiecks  irgendeinen 
Punkt  P  an  und  fällt  man  von  diesem  Punkt  drei  Lote  auf  die  drei 
Seiten,  so  ist  die  Summe  der  Längen  dieser  drei  Lote  gleich  5, 
d.  h.  gleich  der  Höhe  des  Dreiecks.  Und  umgekehrt,  nimmt  man 
irgendwelche  3  positive  Zahlen  x,  y,  z  von  der  Summe  5  an,  so 
kann  man  einen  Punkt  P  im  Innern  des  Dreiecks  finden,  dessen 
Abstände  von  den  drei  Seiten  eben  x,  y,  z  betragen.  Denn  sei  die 
Seite  des  Dreiecks  =.  s.     So  ist  nach  der  Fig.  i 

ABPC  =  - ,  ACPA  =  %  AAPß  =  - 

2  2  2 

und  weil  die  Summe  der  drei  Teildreiecke  das  ganze  Dreieck  er- 
gibt, ist 

sx       sy       sz  __s5 

2"  +  T~^7-7 

x4-y-[-z=  5. 
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Nimmt  man  für  diese  Abstände  x,  y,  z  die  eben  erwähnten 
genauen  Anteile  der  drei  Parteien,  so  sieht  man,  daß  jeder  denk- 
baren Verteilung  der  Stimmen  zwischen  den  drei  Listen  ein  be- 
stimmter Punkt  im  Innern  unseres  Dreiecks  entspricht. 


(Fig.  I). 
An  den  fünf  Mandaten  können  sich  die  drei  Parteien 
nicht  in  einem  beliebigen  Verhältnis  teilen,  denn  Bruchteile  von 
Mandaten  können  nicht  vergeben  werden.  Zeichnet  man  alle 
Punkte  in  das  Dreieck  ein,  deren  Abstände  von  den  drei  Seiten 
durch  ganze  Zahlen  gemessen  werden,  so  entsteht  eine  Art  Gitter 
(vgl.  Fig    2).     Die    21    regelmäßig    ausgestreuten    Punkte    dieses 


(Fig.  2). 
Gitters  stellen  alle  denkbare  Verteilungen  der  fünf  Mandate  zwi- 
schen den  drei  Parteien  dar. 
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Das  Problem  der  Sitzverteiiung  läßt  sich  geometrisch  so  fassen: 
Man  nimmt  einen  beliebigen  Punkt  P  im  Innern  des  Dreiecks,  der 
einer  gewissen  Verteilung  der  abgegebenen  Stimmen  unter  den 
drei  Listen  entspricht.  Unter  den  21  Punkten  des  Gitters  der 
Fig.  2,  die  den  verschiedenen  Sitzverteilungen  entsprechen,  ist  der 
zu  P  passende  Q  auszuwählen. 

Die  nächstliegende  Lösung  ist  wohl  den  zu  P  nächstliegenden 
Punkt  Q  des  Gitters  zu  wählen.  Diese  vom  geometrischen  Stand- 
punkte aus  einfachste  und  plausibelste  Lösung  fällt  zusammen 
mit  der  vom  arithmetischen  Gesichtspunkte  aus  plausibelsten  und 
einfachsten  Lösung :  die  ist  die  Lösung  gemäß  den  stärksten  Bruch- 
teilen. (Der  Beweis  beruht  darauf,  daß  der  Abstand  von  zwei 
Punkten  x,  y,  z  und  a,  b,  c  |  [fx — a)-  -]-  (y— b)^  -\~  (z — c)^]  ist  und 
auf  der  unter  III  erwähnten  Eigenschaft  der  Methode  der  stärk- 
sten Bruchteile,  daß  sie  die  Quadratsumme  der  an  den  Parteien 
begangenen  Fehler  zum  Minimum  macht.) 

Untersuchen  wir  zuerst  diese  einfachste  Lösung  der  Vertei- 
lungsaufgabe. Es  gibt  verschiedene  Abstimmungsverhältnisse,  dar- 
gestellt durch  verschiedene  Punkte  des  Dreiecks,  die  zu  denselben 
Zuteilung  der  Sitze,  dargestellt  durch  denselben  Punkt  Q  führen. 
Suchen  wir  die  Gesamtheit  aller  Punkte  auf,  die  dem  Gitterpunkt  Q 
näher  liegen  als  allen  übrigen  Gitterpunkten.  Wenn  Q  nicht  am 
Rande  des  Dreiecks  liegt,  so  bilden  diese  Punkte  eine  sechseckige 
Zelle  um  Q  als  Mittelpunkt  herum  (vgl.  Fig.  3;  die  gestrichelten 


(Fig.  3). 

Linien  soll  man  nicht  beachten).  Das  Innere  einer  solchen  Zelle 
ist  das  geometrische  Bild  von  den  verschiedenen  Stimmvertei- 
lungen, die  alle  zu  derselben  Verteilung  der  fünf  Sitze  führen. 

21* 
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An  der  gemeinsamen  Grenzlinie  zweier  benachbbarter  Zellen 
liegende  Pmikte  stellen  solche  Fälle  von  Stimmverteilung  dar,  wo 
die  Regel  der  stärksten  Bruchteile  versagt.  Die  sind  die  Fälle, 
wo  man  ein  Mandat  nicht  gut  zu  vergeben  weiß,  weil  die  pro- 
portionalen Anteile  \'on  zwei  darum  konkurrierenden  Parteien  ge- 
nau gleich  große  Bruchteile  aufweisen.  In  solchen  Fällen  führt 
die  allgemeine  Regel  zu  keinem  eindeutig  bestimmten  Resultat 
und  das  Gesetz  ordnet  eine  Entscheidung  durch  die  Berücksich- 
tigung sekundärer  Umstände  (z.  B.  der  Stimmenzahlen  der  eben 
in  Frage  kommenden  Kandidaten)  oder  durch  Losziehung  an. 
Da  aber  die  ßildpunkte  solcher  Fälle  keine  Flächen,  nur  Linien 
erfüllen,  ist  es  vorauszusehen,  daß  die  Regel  der  stärksten  Bruch- 
teile nur  in  seltenen  Ausnahmefällen  unbestimmt  wird. 

Die  Zelleneinteilung  der  Fig.  3  gibt  ein  geometrisches  Bild 
der  Methode  der  stärksten  Bruchteile.  Irgendwelche  vernünftige 
Zuteilungsregel  muß  zu  einer  analogen  Figur  Anlaß  geben:  Zel- 
len um  die  Gitterpunkte  herum,  deren  Inneres  die  zu  einer  und 
derselben  Sitzverteilung  führenden  Stimmverteilungen  in  sich  begreift 
und  Unbestimmtheitslinien,  die  die  Zellen  voneinander  scheiden. 
In  Fig.  4  gebe  ich  das  geometrische  Bild  der  U Hondtschen  Regel, 


(I'X'.  4). 

ebenfalls  für  fünf  Sitze.    Wer  auf  die  eine  Methode  schwört,  kann 
jetzt  die  andere  als  das  Zerrbild  betrachten. 

Ich  habe  im  Teil  III  von  gewissen  Methoden  behauptet,  daß 
sie  unbrauchbar  sind,  weil  sie  »in  allzu  vielen  Fällen  zu  keinem 
eindeutig  bestimmten  Resultat  führen«.  Genauer  gefaßt  heißt  das 
folgendes:    diese    Methoden   geben   bei  gewissen  Sitzzahlen  nicht 
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nur  zu  Unbestimmtheitslinien,  sondern  zu  ganzen  Flächen,  voll 
Unbestimmtheitspunkte,  Anlaß. 

Die  gegebene  geometrische  Darstellung,  wenn  man  sich  ein- 
mal daran  gewöhnt  hat,  ist  sehr  lehrreich.  In  der  Kontroversen- 
literatur wurden  den  einzelnen  Methoden  paradoxe  Beispiele  vor- 
gehalten. Diese  Beispiele  sind  geschickt  gewählte  Punkte  unseres 
Diagrammes,  meistens  an  den  Unbestimmtheitslinien  oder  nahe 
daran  liegend.  Uebersetzt  man  das  Paradoxe  in  die  geometrische 
Anschauung,  so  kann  man  häufig  mit  einem  Blick  entscheiden, 
ob  der  Einwand  das  angegriffene  System  berechtigterweise  trifft, 
oder  ob  er  ebensogut  gegen  irgendein  anderes  denkbares  System 
erhoben  werden  könnte.  —  Eine  andere  Anwendung  des  Dia- 
grammes: von  den  unbegrenzt  vielen  Methoden,  die  die  gleich- 
mäßige Berücksichtigung  der  Wähler  auf  den  unter  III  erwähnten 
verschiedenen  Wegen  anstreben,  sind  die  ausführlich  erläuterten 
drei  Methoden,  die  von  D'Hondt,  Sainte-Lagu'e  und  Hare  (stärkste 
Bruchteile),  auch  von  geometrischem  Standpunkt  aus  die  ein- 
fachsten :  bei  diesen  drei  Methoden  haben  die  Zellen  geradlinige 
(polygonale),  bei  allen  übrigen  krummlinige  Begrenzungen.  — 
Aber  das  Hauptverdienst  unseres  Diagrammes  besteht  darin,  daß 
es  die  Wahrscheinlichkeitsfragen  beantworten  kann,  von  deren 
Beantwortung  unser  endgültiges  Urteil  über  die  verschiedenen 
Systeme  der  Sitzverteilung  abhängen  muß. 

Soweit  mir  bekannt,  fehlte  bis  heute  jeder  systematische  An- 
satz zur  Lösung  derlei  Fragen,  wie  z.  B.  die  folgende:  Wenn 
sich  in  einem  Wahlkreis  drei  Parteien  um  fünf  Sitze  bewerben 
und  die  Verteilung  nach  dem  System  der  stärksten  Bruchteile 
geschieht,  wie  groß  ist  der  durchschnittliche  Gewinn  der  stärksten 
Partei.?  Unter  »Gewinn«  verstehe  ich  dabei  die  Differenz  zwischen 
der  Anzahl  der  erhaltenen  Mandate  und  zwischen  dem  genauen, 
ihrer  Stärke  proportionalen  Anteil  der  Partei. 

Unsere  Figur  3  ergibt  eine  einleuchtende  und  anschauliche 
Lösung  der  Aufgabe.  Die  repräsentativen  Punkte  derjenigen  Fälle, 
in  denen  zwei  Parteien  genau  die  gleiche  Anzahl  Stimmen  er- 
hielten, sind  gleich  weit  von  zwei  Seiten  unseres  gleichseitigen 
Dreiecks  entfernt,  liegen  also  an  einer  der  drei  Höhenlinien.  Die 
drei  Höhen  teilen  das  Dreieck  in  sechs  gleiche  rechtwinklige  Teil- 
dreiecke, entsprechend  den  sechs  möglichen  Reihenfolgen,  in  denen 
die  drei  Parteien  im  Abstimmungsresultat  hintereinander  rangieren 
können.     Das  Teildreieck,  wo  x  >  y  >  z,  ist  in  Fig.  3  hervorge- 
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hoben.  Dieses  Teildreieck  umfaßt  alle  Fälle,  wo  die  erste  Partei 
die  stärkste,  die  zweite  die  mittlere,  die  dritte  die  schwächste  ist. 
Was  ist  die  Wahrscheinlichkeit  dafür,  daß  auf  die  größte  und 
die  mittlere  Partei  je  zwei  Sitze  entfallen  und  nur  ein  Sitz  auf  die 
kleinste  entfällt.?  Die  möglichen  Fälle  werden  durch  die  Punkte 
des  besprochenen  rechtwinkligen  Teildreiecks,  des  sechsten  Teils 
vom  ganzen  Dreieck,  dargestellt,  die  günstigen  Fälle  durch  die 
obere  Hälfte  der  den  Punkt  Q  umfassenden  Zelle.  Die  Wahr- 
scheinlichkeit ist  der  Quotient  der  Flächeninhalte  dieser  beiden 
Gebiete,  d.  h.  /j^,  wie  man  an  der  Hand  der  Figur  3  leicht  nach- 
rechnet.    Auf  ähnliche  Weise  entsteht  die  Tabelle: 


ößte 

Mittlere 

Kleinste 

Wahrscheinlichkeit 

Partei  erhält 

5 

0 

0 

X 

4 
3 
3 
2 

I 
2 
I 
2 

0 
0 

I 
I 

Aus  dieser  Tabelle  ist  leicht  auszurechnen,  wieviel  Sitze  die 
drei  Parteien  durchschnittlich  bekommen  werden,  oder  ihre  mathe- 
matischen Erwartungen,  wie  es  in  der  Kunstsprache  heißt. 
Die  durchschnittlich  zu  erwartende  Anzahl  beträgt 

5.I+4.6-4-3-Ö-1-3.6+2.6       'j'j 

— — —  =  —  —  3)Oo 

25  25 

o.i  4- 1 .6-1-2  .  6  + I  .  6-J-2  .  6      36 

=  —  —  I  44 

25  25 

o.i-i-o.6-4-0.6-1-1.6+1.6      12 

-' =  —  =  0,48 

25  25 

Sitze  für  die  größte,  die  mittlere  und  die  kleinste  Partei  bez. 

Wir  müssen  noch  die  durchschnittlichen  Stimmenanteile  be- 
rechnen. Die  drei  Ecken  des  Teildreiecks,  das  alle  uns  beschäf- 
tigenden Fälle  umfaßt,  entsprechen  den  Stimmenverhältnissen 

t :  f  :  f ,     f  :  f  :  o,     5:0:0. 
Der  Schwerpunkt  des  Dreiecks  entspricht  folglich  dem  Stimmen- 
verhältnis 

Ht-4-^  +  5):HI  +  f  +  o):HH-o  +  o)  =  |f:M:i§- 
Das  Dreieck  ist  gleichmäßig   durch  die  Bildpunkte  aller  uns  an- 
gehenden Fälle    erfüllt   und  folglich  entspricht  sein  Schwerpunkt 
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der  durchschnittlichen  Stimmen  Verteilung  der  drei  Parteien.    Ihre 
durchschnittlichen  Stimmenanteile  sind  also  bez. 

15=3,056     f|=  1,389     i&=o,555- 
Die  durchschnittlichen  Gewinne  ergeben  sich  als  Differenzen  der 
durchschnittlichen    Mandatenanteile    und    der    durchschnittlichen 
Stimmenanteile,  sie  betragen  also 

3,08  —  3,056  =  +0,024, 

1,44  — 1,389  =  4-0,051, 

0,48  — 0,555-=— 0,075 
Sitze  für  die  stärkste,  die  mittlere  und  die  schwächste  Partei  bez. 
Ich  will  die  Bedeutung  der  gewonnenen  Zahlen  an  einem 
schematischen  Beispiel  erläutern.  Versetzen  wir  uns  in  ein  Land, 
wo  das  Gesetz  die  Zuteilung  nach  stärksten  Bruchteilen  vor- 
schreibt. Das  Land  ist  in  100  Wahlkreise  eingeteilt.  In  jedem 
Wahlkreis  sind  fünf  Vertreter  zu  wählen.  Die  politischen  Ver- 
hältnisse sind  einfach.  Es  bewerben  sich  drei  Parteien  um  die 
Sitze,  die  ich  kurz  als  stärkste,  mittlere  und  schwächste  Partei 
bezeichnen  werde.  Sie  verdienen  diese  Namen  vollauf:  nicht  nur 
im  ganzen  Lande,  sondern  in  jedem  einzelnen  Wahlkreis  ist  die 
erste  Partei  die  stärkste,  die  zweite  die  mittlere  und  die  dritte 
die  schwächste.  An  dem  Wahltag  wird  nun  dasselbe  Spiel  in 
allen  100  Wahlkreisen  zugleich  gespielt.  In  einem  Wahlkreis  wird 
die  eine,  in  dem  anderen  die  andere  Partei  etwas  mehr  Sitze  er- 
halten als  ihr  nach  absoluter  Proportionalität  zukäme.  Bei  so 
häufiger  Wiederholung  des  Spieles  werden  sich  aber  wohl  die 
Chancen,  die  ihm  innewohnen,  mit  einiger  Deutlichkeit  zeigen. 
Es  ist  nicht  zu  erwarten,  daß  das  Gesamtresultat  der  Wahlen  der 
wirklichen  Gesamtstärke  der  Parteien  im  ganzen  Lande  in  sehr 
großer  Annäherung  entspricht,  vielmehr  hat  man  einen  geringen 
unberechtigten  Gewinn  der  beiden  stärkeren  Parteien  auf  die  Kosten 
der  schwächsten  zu  gewärtigen.  Nach  unserer  Berechnung  wird 
der  Gewinn  der  stärksten  Partei  um  zwei,  der  der  mittleren  um 
fünf  Sitze  herum  sein,  während  die  kleinste  Partei  den  Verlust 
aller  sieben  Sitze  tragen  soll. 

Die  Zahlen  sind  gering.  Wir  könnten  aber  die  analoge  Rech- 
nung auch  für  das  D' Hondtsche.  System  durchführen.  (Der  Leser 
kann  selber  leicht  nachrechnen,  sobald  er  eingesehen  hat  oder 
zugibt,  daß  im  Diagramm  des  D' Hondtsc\\en  Systems  alle  2 1  Zellen 
den  gleichen  P"lächeninhalt  haben.)  Das  Resultat  würde  ganz 
anders  aussehen.    Sollte  in  dem  früher  erwähnten  imaginären  Land 
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noch  kurz  vor  den  Wahlen  das  Gesetz  modernisiert  und  die 
D'No/idische  Zuteilungsregel  eingeführt  werden,  so  würde  das 
Spiel  an  dem  Wahltag  nach  einer  anderen  Spielregel  mit  viel  un- 
gleicheren Chancen  gespielt  werden.  Die  stärkste  Partei  könnte 
dann  einen  Gewinn  um  37  Sitze  herum  gewärtigen,  die  mittlere 
Partei  einen  Verlust  von  10,  die  schwächste  einen  solchen  von 
27  Sitzen. 

Ich  hofte,  daß  der  Leser  sich  jetzt  einen  Begriff  von  der  *Be- 
günstigung  der  Majoritäten  durch  das  D'/Zonätsche  System«  bilden 
kann.  Die  Zahlen  könnten  zu  groß  erscheinen,  ich  habe  aber  die 
Berechnungsweise  an  Wahlstatistiken  sorgfältig  verifiziert  und  eine 
sehr  befriedigende  Uebereinstimmung  gefunden  ^).  Die  Zahlen  sind 
in  der  Tat  darum  so  groß,  weil  wir  uns  in  einen  extremen  Fall 
versetzt  haben.  Ich  habe  den  Leser  an  einen  Spieltisch  geführt, 
wo  derselbe  Spieler  loomal  nacheinander  die  Bank  gibt  und  einen 
ungewöhnlichen  Gewinn  einstreicht.  Gewöhnlich  sind  auch  die 
stärksten  Parteien  in  einigen  Wahlkreisen  schwach,  wo  sich  dann 
die  Chancen  gegen  sie  wenden.  Gewöhnlich  dürfen  auch  die 
schwächeren  Mitspieler  hie  und  da  die  Bank  geben  und  die  un- 
gleichen Chancen  des  Spiels  für  sich  ausnützen. 

Das  Problem  einer  geeigneten  Zuteilung  der  Mandate  läßt 
sich  nicht  durch  Wortgefechte  und  Beispielchen  lösen,  auch  nicht 
durch  anfechtbare  Analogien  und  ad  hoc  erfundene  »Prinzipien«. 
Das  Problem  der  »proportionellsten«  Verteilung  ist  unbestimmt, 
solang  man  nicht  den  mathematischen  Maßstab  festlegt,  an  dem 
die  Abweichungen  gemessen  werden  sollen.  Den  gerechten  Maß- 
stab herauszufinden,  der  in  der  2 wahren  Natur«  des  Problems  liegt, 
ist  möglicherweise  ein  ganz  illusorisches  Unternehmen.  Aber  es 
ist  möglich,  wie  ich  an  dem  eben  durchgerechneten  Spezialfall 
gezeigt  habe,  die  den  verschiedenen  Systemen  innewohnenden 
Chancen  der  Rechnung  zu  unterwerfen,  zu  enthüllen  und  insbe- 
sondere das  zu  entscheiden,  ob  die  Chancen  gleich  oder  un- 
gleich sind. 

Wir  haben  die  durchschnittlichen  Gewinne  in  folgendem  Spe- 
zialfall berechnet :  drei  Parteien,  fünf  Sitze  und  die  Regel  der  stärk- 
sten Bruchteile  sind  im  Spiel.  Handelt  es  sich  um  zwei  Parteien, 
dann  ist  die  geometrische  Darstellung  noch  einfacher,  sie  kann 
an  einer  geraden  Strecke  bewerkstelligt  werden.    Handelt  es  sich 


1)  Ztschr.  f.  Schweiz.  Statistik  a.  a.  O. 
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um  vier  Parteien,  so  muß  man  ein  Tetraeder  im  Räume  zu  Hilfe 
nehmen.  Handelt  es  sich  um  fünf  oder  noch  mehr  Parteien,  so 
müssen  wir  in  vier  und  mehr  dimensionale  Räume  hinaus.  Han- 
delt es  sich  um  andere  Verteilungsregeln,  so  müssen  wir  an- 
dere Einteilungen  der  Strecke,  des  Dreiecks,  des  Tetraeders  usw. 
ins  Auge  fassen.  Aber  das  Prinzipielle  des  Ansatzes  ist  immer 
das  gleiche  und  ist  durch  das  ausführlich  behandelte  Beispiel  hin- 
reichend klargelegt. 

Endlich  hängen  die  durchschnittlichen  Gewinne  auch  von  der 
Anzahl  der  Sitze  ab.  Beschränken  wir  uns  auf  drei  Parteien  und 
auf  die  drei  ausführlich  erläuterten  Methoden.  Da  bemerkt  man, 
daß  die  durchschnittlichen  Gewinne  sich  immer  weniger  und  weni- 
ger ändern  und  sich  bestimmten  Grenzwerten  nähern,  wenn  die 
Anzahl  der  Sitze  anwächst.  Die  durchschnittlichen  Gewinne  in 
Wahlkreisen  mit  vielen  Vertretern  sind  in  sehr  großer  Annähe- 
rungf 


Größte  Partei 

Mittlere  Partei 

Kleinste  Partei 

D'Hondt                      -f-j-^- 
Saiiite-Lague                     0 
Stärkste  Bruchteile          0 

12 
0 
0 

0 

0 

Auch  für  mittlere  Wahlkreise  lassen  sich  die  Zahlen  dieser  Ta- 
belle als  vorteilhafte  Näherungswerte  verwenden. 

Das  besagt :  es  sind  die  Chancen  des  U Hondtschen  Systems 
ziemlich  stark  ungleich.  Daher  ruft  die  Anwendung  der  D'Hondi- 
schen  Regel  gerichtete,  systematische  Abweichungen  des  Wahl- 
resultats von  der  im  Lande  vorhandenen  Proportion  zugunsten 
der  stärksten  Parteien  vor.  Die  Chancen  der  Zuteilungsregel  nach 
stärksten  Bruchteilen  oder  die  der  Sa  inte-  Lagu  eschen  Regel  sind 
ziemlich  gleich.  Bei  der  Anwendung  dieser  Methoden  sind  kon- 
stante, systematische  Abweichungen  so  gut  wie  ausgeschlossen 
und  der  Zufall  kann  den  Parteien  fast  ebensogut  zuviel  wie  zu- 
wenig bringen. 

Weitere  numerische  Angaben  und  experimentelle  Bestätigungen 
sind  in  einer  meiner  zitierten  Arbeiten  zu  finden  ^).  Dem  Mathe- 
matiker dürften  die  hier  gegebenen  Andeutungen  über  die  Methode 
genügen,  um  meine  Resultate  wieder  zu  finden  und  neue  zu  ge- 
winnen. 


i)  Ztschr.    f.    Schweiz.    Statistik   a.    a.  O.     Vgl.    auch    das  i.  Erg.-Heft    zum 
28.  Jahrgang  der  Vierteljahrshefte  zur  Statistik  des  Deutschen  Reiches  (igiQ). 
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VI. 

Hat  die  Zuteilungsfrage  ein  praktisches  Interesse?  Nicht  zu 
viel,  kann  man  nach  einer  allseitigen  theoretischen  Erwägung  ant- 
worten. Weniger  begründet  gibt  der  natürliche  gesunde  Verstand 
ohne  lange  Untersuchung  dieselbe  Antwort.  Bei  vielen  kleinen 
Wahlkreisen  ist  ein  zu  großer  Teil  der  Parlamentssitze  dem  Zu- 
fall anheimgestellt,  da  sind  alle  Zuteilungsregeln  riskiert,  bei  weni- 
gen großen  Wahlkreisen  kommen  alle  Regeln  sozusagen  auf  das- 
selbe heraus. 

Hat  die  Zuteilungsfrage  ein  mathematisches  Interesse  ?  Wohl, 
aber  kein  aufregendes.  Wie  der  Kundige  bemerkt  hat,  gibt  die 
Frage  zu  ganz  hübschen  und  neuartigen  elementaren  Betrachtungen 
Anlaß,  aber  diese  mathematischen  Fragen  sind  ^wohl  mehr  reiz- 
voll als  tiefliegend. 

Das  eigentliche  wissenschaftliche  Interesse  beruht  eben  darauf, 
daß  man  eine  rechtswissenschaftliche  Frage  mathematisch  a  n- 
setzen  kann.  Der  mathematische  Ansatz  faßt  die  vagen  Behaup- 
tungen scharf  an,  er  entkleidet  sie  ihrer  W^orthüUe  und  dann  wird 
genau  untersucht,  was  sich  darunter  befindet :  ob  gesunde  Glie- 
der, ob  Gebrechen  oder  ob  vielleicht  nur  bloße  Luft  und  Nichts. 
Die  gegebene  geometrische  Interpretation  erlaubt  die  mannigfal- 
tigen, vielfach  einander  widersprechenden  Behauptungen  der  Kon- 
troversenliteratur häufig  mit  einem  Blick  auf  ihren  wahren  Wert 
zu  prüfen. 
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Von 

Dr.  HEINZ  CHRISTIAN  GÖBEL,  Charlottenburg. 

II. 

Vielgestaltig  ist  das  Leben.  In  der  Durchschnittsbetrachtung 
ringt  die  statistische  Seele  bereits  um  tiefere  Wirklichkeit.  Für  die 
Verfolgung  der  Bevölkerungsentwicklung  sind  deshalb  zunächst  ört- 
liche Monographien  besonders  wertvoll.  Durch  die  Möglichkeit 
der  vergleichenden  Betrachtung  ihrer  Feststellungen  kommen  sie 
den  Tatsachen  noch  am  nächsten.  Unter  dem  Eindruck  der  politi- 
schen Entwicklung  der  jüngsten  Vergangenheit,  der  nächsten  Zu- 
kunft, dürfte  die  Erforschung  der  städtischen  Agglomeration,  die 
den  wirtschaftlichen  und  geistigen  Verlauf  wesentlich  mitbe- 
stimmt, besonderen  Anreiz  zu  Untersuchungen  geben.  Ueber 
diese  Forschungen  hinaus,  denen  vor  allem  5.  Sc/ioti  für  das 
deutsche  Reichsgebiet  in  den  Schriften  des  Verbandes  »Deut- 
scher Städte-Statistiker«  (191 2)  eine  Grundlage  geschaffen  hat, 
wird  vor  allem  auch  ein  Interesse  bestehen,  für  das  biologische  Pro- 
blem der  Bevölkerungsmischung  und  des  Blutaustausches,  für  das 
wiederum  die  Binnenwanderungen  von  maßgebendem  Einfluß 
sind.  Die  Parteiprogramme,  die  Manifeste  der  föderativen  Staats- 
ideen, sind  teilweise  heute  schon  biologisch  eingestellt  (vergleiche 
Carl  Lej'sl,   Prolegomena    Neusozialismus,    Zoppot-Berlin-Leipzig 

1919)- 

Seit  der  gründlichen  Studie  Büchers  über  die  Bevölkerung 
des  Kantons  Baselstadt  1888  (erschienen  im  Kommissionsverlag 
von  H.  Georg,  Basel  1890)  ist  eine  Reihe  von  Untersuchungen 
der  Bevölkerungsentwicklung  mehr  oder  weniger  ebenbürtig  ver- 
anstaltet   worden.     Dabei    hat    sich    das    mittelrheinische    Wirt- 


i)  Vgl.  Jhrg.  74,  Heft  2. 
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Schaftsgebiet,  das  Gebiet  der  auch  heute  wieder  so  lebhaft  um- 
strittenen Ueberbrückung  der  MainUnie,  das  Land  der  Chatten 
einer  besonderen  Beliebtheit  erfreut.  Von  den  verschiedensten 
Gesichtspunkten  aus  ist  es  zum  Gegenstand  geographischer  Be- 
trachtungen geworden. 

So  untersuchte  S.  Schott  die  Verhältnisse  der  Stadt  Mann- 
heim in  Vergangenheit  und  Gegenwart  (Jubiläumsausgabe  3.  Bd. 
Mannheim  1907).  Das  an  Mannheim  nördlich  anschließende 
Riedgebiet  ist  sowohl  durch  R.  Schenk  in  den  Jahrbüchern  des 
Frankfurter  Vereins  für  Geographie  und  Statistik  1914  hinsicht- 
lich der  »Obcrflächengestaltung  und  Siedlungskunde«,  wie  auch 
durch  eine  infolge  des  Krieges  noch  unveröffentlichte  Studie  der 
Wirtschaftsverhältnisse  und  Binnenwanderungen  durch  Ernst  Gö- 
bel Offenbach  zukünftiger  vergleichender  Betrachtung  erschlossen 
worden.  Die  Agglomeration  der  Stadt  Frankfurt  a.  M.  ist  aus 
zahlreichen  Veröffentlichungen  von  Bleicher  und  seiner  Mitarbei- 
ter im  statistischen  Amt  der  Stadt  Frankfurt,  wie  auch  durch 
eine  besondere  Studie  von  Bücher  über  die  Berufe  der  Stadt 
Frankfurt  a.  M.  im  Mittelalter  (Teubner,  Leipzig  1914)  erkennbar. 
Die  »Entwicklung  der  Bevölkerung  in  den  Orten  des  Regierungs- 
bezirkes Wiesbaden  in  der  Zeit  von  1895  — 1900«  hat  Mehler 
(Dissertation),  den  Landkreis  Frankfurt  a.  M.  und  den  Kreis 
Usingen  nach  ihrer  Gebürtiykeit  auf  Grund  der  Volkszählung  von 
1900  Meiler  bearbeitet.  Mit  besonderer  Berücksichtigung  der 
Wanderungen  in  ihrer  wirtschaftlichen  Grundlage  ist  ferner 
durch  Fr  icke  die  »Bevölkerungsentwicklung  in  den  Regierungs- 
bezirken Kassel  und  Wiesbaden  zwischen  1895  und  1905«  unter- 
sucht. Der  Volksdichte  der  hessischen  Provinz  Starkenburg, 
auf  Grund  der  Volkszählung  von  1895  (Darmstadt  1900)  hat 
Bergmann  eine  auch  geologisch  interessante  Betrachtung  ge- 
widmet. 

Die  Stadt  Offenbach  a.  M.,  die  ich  bereits  1910— 1912 
einer  Untersuchung  unterzogen  habe,  verfügte  bis  Kriegsausbruch 
noch  über  kein  eigenes  statistisches  Amt,  obwohl  die  Einwohner- 
zahl bereits  bis  an  die  100  000  herangewachsen  war.  Dieses  Ter- 
ritorium ist  nun  besonders  dadurch  interessant,  daß  es  in  der 
Mitte  des  19.  Jahrhunderts  wiederholt  mit  der  kaum  10  km  ent- 
fernten Handelsstadt  Frankfurt  a.  M.  in  ernstlichen  Wettbewerb 
trat,  bis  es  sich  in  einer  schweren  Krisis  durch  Einstellung  auf 
Industrie  eine  selbständiee  Entwicklung  schuf.     Die  bundesstaat- 
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liehe  Trennung-  zwischen  Hessen  und  Preußen  allein  hätte  die 
Umwandlung  der  Stadt  Offenbach  zu  einer  Vorstadt  der  Stadt 
Frankfurt  nicht  aufhalten  können.  Diese  Umwandlung  ist  nicht 
erfolgt,  obgleich  das  Hinterland  der  Stadt  Offenbach  (Landkreis 
Offenbach)  in  das  Aufsaugungsgebiet  der  größeren  Wirtschafts- 
agglomeration Frankfurt  a.  M.  fällt.  Die  Fabrikstadt  Offen- 
bach a.  M.  bildet  durchaus  keinen  Teil  der  Handelsstadt  Frank- 
furt a.  M.,  jedoch  besteht  die  Agglomeration  Groß-Frankfurt  heute 
in  dem  Zuammenwirken  dieser  beiden  in  Arbeitsteilung  durch- 
aus selbständig  geschiedenen  Städte  und  ihrer  ebenso  getrennt 
autzufassenden  Entwicklung. 

Es  gibt  wohl  nur  wenige  wirtschaftliche  Agglomerationzentren, 
die  so  denUnsinn  der  bisherigen  bundesstaatlichenGebietsabgrenzung 
erkennen  lassen,  wie  gerade  die  Agglomeration  Groß-Frankfurt 
einschließlich  Offenbach.  Die  Gegenwart  ist  auch  bereits  damit 
beschäftigt  zu  neuen,  vor  allem  größeren  Gebietseinteilungen  zu 
gelangen.  Es  ist  jedenfalls  unverkennbar,  daß  bei  Schaffung 
neuer  Freistaaten  endlich  einmal  auch  der  wirtschaftlichen  Ag- 
glomeration, den  gegenwärtigen  Verhältnissen,  dem  Gravitieren  grö- 
ßerer Gebiete  nach  deutlich  erkennbaren  wirtschaftlichen  Zentren 
hin  Rechnung  getragen  werden  soll.  Wenn  die  alten  Bundes- 
staaten aus  bekannten  Gründen  auf  die  Aufrechterhaltung  ihrer 
Existenz  dringen,  andrerseits  aber  eine  Geneigtheit  besteht,  von 
neuen  Gesichtspunkten  aus  gegeneinander  abzugrenzen,  die  irra- 
tionale historische  Grenzentwicklung  durch  Ueberlegung  und  Ver- 
ständigung zu  korrigieren,  dann  besteht  vielleicht  auch  Einsicht 
dafür,  daß  die  großkommunale  Agglomeration  den  besten  Finger- 
zeig für  eine  optimale  Grenzziehung  bietet.  Bis  zu  den  Weg- 
scheiden der  von  ihr  ausstrahlenden  Aufsaugungen  und  Anzieh- 
ungen der  Bevölkerung,  geht  naturgemäß  die  Grenze  eines  jeden 
großkommunalen  Kantons,  bei  deren  sinnvoller  Zusammenfassung 
die  Bildung  der  neuen  Bundesstaaten  einsetzen  müßte,  andernfalls 
gerät  man  wieder  in  die  altbekannten  Verwaltungsschwierigkeiten 
und  Verwaltungsengen,  die  in  der  Kriegszeit,  gerade  in  dem  Gebiet  der 
Stadt  Frankfurt  a.  M.  durch  die  Ausfuhrverbote  der  unmittelbar  an- 
liegenden Staaten  Hessen  und  Bayern  fast  zu  einer  verwaltungs- 
mäßigen Hungerblockade  geführt  haben.  Bei  der  Umbildung  der 
Bundesstaaten  muß  die  planmäßige  wirtschaftsgeographische  Ab- 
grenzung des  benötigten  Gesamtterritoriums  durch  eine  Berück- 
sichtigung der  Eisenbahnen   und  Wasserstraßen   ergänzt   werden. 
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Jedenfalls  sollten  großkommunale   einheitliche  Wirtschaftsgebiete 
wie  das  mainhessische  nicht  erneut  durchschnitten  werden. 

III. 

Offenbach,  die  Stadt  der  Galanteriewaren,  ist  ähnlich  wie  die 
von  Eberhard  Gothein  untersuchte  Bijouteriewarenstadt  Pforz- 
heim in  Baden,  trotz  ihrer  Unscheinbarkeit  einer  der  wichtigsten 
industriellen  Plätze  Europas.  Beide  Städte  zeigen  auf  engem 
Raum  gedrängt,  was  das  moderne  wirtschaftliche  Leben,  dessen 
statistischer  Erfassung  der  Krieg  endlich  die  atemholende  Cäsur 
gewährt,  an  Eigentümlichkeiten  bietet : 

Eine  Weltindustrie,  die  weniger  auf  dem  Ruhm  einzelner 
großer  Firmen,  als  auf  der  rastlos  emporstrebenden  Arbeit  einer 
ganzen  industriellen  Bevölkerung  und  den  Traditionen  ihrer  Ge- 
nerationen beruht,  die  den  Offenbacher  und  Pforzheimer  nach 
aller  Herren  Länder  und  den  Kaufenden  aller  Erdteile  nach  die- 
sen Städten  führt,  eine  Industrie  der  feinsten  Arbeitseinteilung  und 
der  größten  Befähigung  zur  Aufwendung,  Nachahmung  und  An- 
passung des  Geschmacks.  Beide  Städte  sind  Agglomerationen,  die 
ländliche  Arbeitskräfte  in  Anspruch  nehmen,  ohne  daß  deren 
Familien  gänzlich  aus  der  ländlichen  Siedlungsweise  herausgerissen 
werden,  mit  Industrie,  die  dem  begabten  Arbeiter  in  beiden  Städten 
den  Uebergang  zur  Selbständigkeit  immer  leichter  machte,  die 
jedoch  in  ihrem  Luxuscharakter  auch  von  jeder  Weltbegebenheit 
am  empfindlichsten  getroffen  und  jederzeit,  auch  im  Frieden, 
boykottiert  werden  konnte.  Beiden  gegeben  ist  auch  das  Er- 
fordernis der  blitzartigen  und  rechtzeitigen  Umstellung  auf  die 
überdies  schnell  wechselnden  Chancen  der  Mode,  ebenso  ist  die 
Bevölkerung  in  beiden  Fällen  dem  Eindringen  fremder,  waghalsiger, 
geradezu  leichtsinniger,  aber  jedenfalls  energischer  Elemente  aus- 
gesetzt, die  zur  Ausbreitung  der  Unternehmungslust  und  des  Ge- 
schäftslebens beigetragen  haben.  Dabei  steht  die  persönUche 
Geltungmachung  und  Auswirkung  dem  Interesse  für  die  allge- 
meinen Verhältnisse  sehr  oft  voran.  In  Offenbach  ist  dies  aber 
nachweislich  weniger  der  Fall  gewesen,  als  Gothein  dies  in 
Pforzheim  beobachtet  zu  haben  scheint.  Es  mag  hiebei  die  Nähe 
der  Stadt  Frankfurt  nicht  ganz  ohne  Einfluß  geblieben  sein. 
Eine  seltsame  Uebereinstimmung  zeigen  beide  Städte  auch  darin, 
daß  sie  sozusagen  aus  einem  Dorfe  zur  regelmäßigen  Stadt, 
Offenbach  socrar  durch  den  baulichen  Anschluß  an  Frankfurt  a.  M. 
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zur  Großstadt  ungeformt  sind,  daß  sie  ihre  Entwicklung  in  der 
Hauptsache  den  Fürsten,  dort  dem  badischen  Markgrafen  Chri- 
stoph, hier  dem  Grafen  Johann  Philipp  von  Isenburg  und  Bü- 
dingen, Oberherrn  von  Offenbach,  verdanken. 

IV. 

Versuch     einer     historischen     Darstellung     der     Offenbacher 
Industrie. 

Dem  flüchtigen  Beschauer  des  Stadtbildes  zeigt  dies  schon 
der  Anblick  des  alten  Offenbacher  Schlosses.  Dieser  viel  zu 
wenig  bekannte  prächtige  Renaissancebau,  den  Liebe  und  alt- 
eingesessene Bodenständigkeit  zu  einer  Volksbibliothek  und  den 
ersten  Anfängen  eines  naturwissenschaftlichen  und  historischen 
Museums  umgewandelt  und  somit  der  Gegenwart  gerettet  haben, 
steht  mitsamt  seinen  ihn  umgebenden  alten  Gäßchen  und  Häu- 
sern, die  sich  bereits  auch  unter  der  Hand  des  modernen  Archi- 
tekten in  die  Gegenwart  hinüberretten,  in  seltsamem  Kontrast  zu 
den  überall  auftauchenden,  meist  schornsteinlosen  i)  Fabrikgebäu- 
den und  deutet  somit  bereits  die  Verschiebungen  an,  die  unsere 
ganzen  wirtschaftlichen  und  sozial-zivilisatorischen ,  wie  auch 
kulturellen  Beziehungen  von  Menschen  und  Menschengruppen 
untereinander  verändert  und  die  gerade  in  Offenbach  einen  be- 
sonderen typischen  Verlauf  genommen  haben. 

Wenn  nun  auch  die  Geschichte  Offenbachs  sich  nicht  ge- 
rade auf  die  Römer  zurückführen  läßt,  —  eine  Ahnentafel,  die 
ja  nicht  unbedingt  sein  muß,  —  sondern  sich  auf  ein  altes  und 
unbedeutendes  Bauern-  und  Fischerdorf  zurückführt,  so  zählt  doch 
Offenbach  in  dem  Zeitalter  Goethes  mit  zu  den  damaligen  ge- 
schätzten Kulturzentren,  ein  Ahnenvermerk,  der  doch  immerhin 
auch  in  unserer  nach  Kulturgestaltung  ringenden  Zeit  noch  et- 
was gilt.  Denn,  wenn  unsere  Zeit  bisher  das  rein  Rationell- 
Praktische  anscheinend  überschätzt,  so  ist  das  dem  Historiker 
doch  nur  eine  notwendige  Erscheinung  auf  eine  vorausgegangene 
Krisis,  die  die  untersten  Bodenständigkeiten,  das  Wirtschafts- 
und Sozialleben  der  Bevölkerung  verändert  und  eine  neue  Art 
von  Menschen  geschaffen  hat,  eine  neue  Klasse,  neue  Probleme, 
die  zunächst  eine   bloße   Zw^ecksetzung   und    rationelle  Organisa- 


i)  Die  in  die  Industrie  eingestellten  mechanischen  Kräfte  sind  hauptsächlich 
Motore. 
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ton  alles  Seins  zur  Folge  und  Voraussetzung  haben  müssen.  Mit 
einem  gewissen  Recht  darf  man  daher  auch  heute,  im  Zeitalter 
des  Kapitalismus,  d.  h.  der  Rationalisierung  des  Lebensprozesses, 
der  rationellen  Versachlichung  und  Organisation  der  Beziehungen 
und  Verflechtungen  aller  Art,  noch  auf  die  Rolle  Offenbachs  im 
Kulturleben  des  i8.  Jahrhunderts  und  Anfang  des  19.  Jahrhun- 
derts verweisen.  Dem  Chronisten  der  Stadt  gibt  diese  Epoche 
im  Vergleich  zu  der  Urgeschichte  des  Ortes  das  überhaupt  erst 
und  vielleicht  —  das  lassen  wir  dahingestellt  sein  —  überhaupt 
nur  interessante  Objekte  ab,  den  seltsamen  Kontrast  des 
alten  Offenbacher  Schlosses  zu  den  es  umgebenden  Fabrikge- 
bäuden. 

Für  jene  Zeit  sei  hervorgehoben,  was  Goethe  in  »Wahrheit 
und  Dichtung«  über  Offenbach  sagt:  »Offenbach  am  Main  zeigte 
schon  damals  bedeutende  Anfänge  einer  Stadt,  die  sich  in  der 
Folge  zu  bilden  versprach.  Schöne,  für  die  damalige  Zeit  präch- 
tige Gebäude  hatten  sich  schon  hervorgetan ;  Onkel  Bernard,  wie 
ich  ihn  gleich  mit  seinem  Familientitel  nennen  will,  bewohnte  das 
größte;  weitläufige  Fabrikgebäude  schlössen  sich  an;  d'Orville, 
ein  jüngerer,  lebhafter  Mann  von  liebenswürdigen  Eigenheiten, 
wohnte  gegenüber.  Anstoßende  Gärten,  Terrassen,  bis  an  den 
Main  reichend,  überall  freien  Ausgang  nach  der  holden  Um- 
gegend erlaubend,  setzten  den  Eintretenden  und  Verweilenden 
in  ein  stattliches  Behagen. 

Trat  man  am  Morgen  in  aller  Frühe  aus  dem  Hause,  so 
fand  man  sich  in  der  freiesten  Luft,  aber  nicht  eigentlich  auf 
dem  Lande.  Ansehnliche  Gebäude,  die  zu  jener  Zeit  einer  Stadt 
Ehre  gemacht  hätten ;  Gärten,  parterreartig  übersehbar ,  mit 
flachen-  und  sonstigen  Prunkbeeten;  freie  Uebersicht  über  den 
Fluß  bis  ans  jenseitige  Ufer;  oft  schon  früh  eine  tätige  Schiff- 
fahrt von  Flössen  und  gelenken  Marktschiffen  und  Kähnen;  eine 
sanft  hingleitende,  lebende  Welle,  mit  liebevollen,  zarten  Empfin- 
dungen im  Einklang.« 

Es  sei  ferner  verwiesen  auf  den  Kulturkreis,  der  sich  um 
Personen,  wie  Sophie  de  la  Roche,  schloß,  auf  den  Kreis  um 
Bernard,  den  »Musik- Andre«  und  den  Pfarrer  Ewald,  zu  denen 
u.  a.  auch  Herder  und  Lavater  zählten,  von  dem  Stück  Goethe- 
Icben  im  d'Orvilleschen  Garten  gar  nicht  zu  sprechen.  Oder 
man  denke  an  die  mystisch-dunkle,  romantisch-tolle  Geschichte 
des  polnischen  Sektierers  Frank  —  alias  Dobruschki  —  eines  ge- 
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tauften  Juden,  der  unter  Erlaubnis  des  damaligen  Isenburger 
Fürsten  1788  seine  Messias-Hofhaltung  in  Offenbach  aufschlug 
und,  nachdem  sich  seine  christlich-jüdische  Sekte  zerstreut  hatte, 
in  Bernhard  Müller,  Proli  benannt,  1822  in  dem  »Herzog  von 
Jerusalem«  einige  Zeit  lang  einen  nicht  minder  interessanten  Nach- 
folger erhielt.  Es  ist  nicht  Wesen  dieser  Arbeit,  diese  kultur- 
historischen Hinweise  zu  verfolgen.  Selbstverständlich  sind  Ver- 
änderungen im  geistig-kulturellen  Ueberbau  einer  immerhin  da- 
mals auch  schon  in  modernem  Sinne  städtischen  Bevölkerung 
nicht  Ursache,  sondern  Folge  tiefer  strömender  Strukturverände- 
rungen, einmal  in  der  wirtschaftsgeschichtlichen  Gestaltung  der 
Stadt  und  auf  Grund  dieser  weiter  innerhalb  des  Bevölkerungs- 
aufbaues, also  Folge  von  Veränderungen  in  der  Zusammensetzung 
der  zivilisatorischen  und  kulturellen  Träger  und  ihrer  psychi- 
schen Bedürfnisgestaltung.  F"ür  diese  Basis  der  kulturellen  Aus- 
strahlungen, wie  auch  für  die  Art  der  Befriedigung  blieb  die 
Nähe  der  Stadt  Frankfurt  und  der  ihr  eigentümlichen  Kultur- 
und  Sozial-Psyche  nicht  ohne  Einfluß.  Diese  Entwicklung  muß 
die  Psyche  all  derer  nehmen,  die  durch  rationelle  Lebens- 
prägung, durch  hastende  Berufstätigkeit,  dem  eigentlichen  in- 
neren Leben  entzogen  werden  :  Varietes,  Kino,  Zirkus  und  der- 
gleichen mehr  —  Stimulanzen,  Peitschenhiebe  für  den  Nerven- 
gaul. 

Eine  allgemeine  Erörterung  der  Frage  aber,  wie  sich  die 
neuen  Menschen,  die  neuen  und  hier  vorwiegend  unteren  Klassen 
historisch  in  die  überkommenen  kulturellen  Fortsetzungen  ver- 
gangener Zeiten  eingliedern,  ob  sie  sich  tatsächlich  nur  auf 
Nachahmung  beschränken  ohne  selbständiges  F^tfassen  und 
ohne  eigene  Produktivität,  wie  man  das  behauptet  hat,  ist  hier 
nicht  anzustellen.  Es  sei  nur  darauf  hingewiesen,  daß  für  eine 
derartige  soziologische,  kultur-psychologische  Studie ,  um  das 
erstere  Wort  zu  umgehen,  in  Offenbach  hoch  interessantes  Ma- 
terial vorliegt. 

Unsere  Kenntnis  über  die  Bedingungen,  die  an  einem  Ort 
industrielle  Lagerungen  und  damit  Verdichtungen  in  der  An- 
.siedlung  von  Menschen  hervorrufen,  bildet  sich  erst.  Die  we- 
nigen wissenschaftlichen  Versuche  auf  diesem  Gebiete  beschränken 
sich  in  der  Hauptsache  auf  die  geistreichen  Bemühungen  Al- 
fred Webers  um  die  Ausbildung  einer  »reinen  Theorie*^  der 
Standortsfaktoren.     Dieses  Werk  harrt    aber    in    seinem    zweiten 
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Teil  noch  der  Annäherung  an  die  Wirklichkeit,  der  »realistischen 
Theorie«. 

Eine  wirtschaftliche  Agglomeration  scheint  in  Offenbach  und 
seinem  Hinterland  überhaupt  nur  in  der  Lederindustrie  vorzu- 
liegen. Allenfalls  noch  bezüglich  der  Seifen-,  Oel-  und  Fettindu- 
strie, während  die  chemische  Industrie  sicher  an  den  allgemeinen 
Orientierungsfaktoren  im  unteren  Maintale  (Wasserbedarf!)  teil- 
nimmt. Offenbach  hat  z.  T.  durch  die  Eigenart  seiner  Industrie 
seine  näheren  Reservoire  und  sein  engeres  Hinterland  so  gut 
wie  aufgebraucht,  im  Westen  aber  übt  die  Stadt  Frankfurt  allzu 
starke  Konkurrenz  auf  den  natürlichen  geographischen  Offen- 
bacher Arbeitsmarkt  aus  und  der  Osten  ist  mit  Offenbach  or- 
ganisch nicht  verbunden.  Hier  spielt  außerdem  die  Lohn-  und 
Wohnfrage  hinein.  Nicht  zu  vergessen  ist  weiter,  daß  neben 
einem  zwar  dichten,  aber  noch  sehr  ausgestaltungsfähigen 
Eisenbahnnetz  vor  allem  der  Main  für  den  Transport  in  Betracht 
kommt.  Von  Materiallagern  ist  dagegen,  abgesehen  von  der  im 
Osten  des  Landkreises  vorkommenden  Steinindustrie,  nicht  zu 
sprechen. 

Insgesamt  scheinen  für  die  Offenbacher  Industrie  und  ihre 
Entfaltung  bis  heute  weniger  »Standortsfaktoren«,  sondern  vor 
allem  historische  Faktoren  wirksam  gewesen  zu  sein.  In  Offen- 
bach war  jedenfalls  eine  Unmenge  historischer  Faktoren  wirksam. 
Ich  halte  mich  hierbei  besonders  an  die  Berichte  des  ehemaligen 
Handelskammersyndikus  Schloßmacher^  der  durch  ein  liebenswür- 
diges Entgegenkommen  sein  Material  dieser  Verarbeitung  zugäng- 
lich gemacht  hat. 

Zur  Zeit  des  dreißigjährigen  Krieges  war  Offenbach  noch 
eine  dorfartige  Siedelung  von  Fischern  und  Bauern.  Es  soll  nach 
Beendigung  des  Krieges  660  Einwohner  gezählt  haben.  Den  ersten 
Anstoß  zu  einer  besonderen  Entwicklung  gab  die  161 8  erfolgte 
Erbteilung  des  damals  gräflich  Isenburgischen  Gebiets,  die  eine 
eigene  Isenburgisch-Offenbachsche  Linie  schuf  und  damit  in 
Offenbach  eine  aufsteigende  Entwicklung  einleitete,  daß  sie  es 
zu  ihrer  Residenz  umwandelte.  Der  damalige  Graf  Johann 
Philipp  von  Isenburg  und  Büdingen,  Oberherr  von  Offenbach, 
siedelte  in  dieser  Zeit  eine  Reihe  französischer  Flüchtlinge  in 
seinem  Lande,  vorzüglich  aber  in  Offenbach  und  Neu-Isen- 
burg an. 

Das  älteste  Zeugnis  einer  Einzelsiedlung  von  Juden  in  Offen- 
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bach  ist  die  undatierte  Schutzbitte  eines  Juden  an  den  Grafen 
Wolff  Ernst,  auf  die  1628  eine  Antwort  ergangen  ist  und  aus  der 
hervorgeht,  daß  Lazarus  Judt  bereits  1623  nach  Offenbach  ge- 
kommen ist.  Am  24.  April  1693  gestattet  sodann  der  bereits 
erwähnte  Graf  Johann  Philipp  einigen  aus  Osthofen  bei  Worms 
vertriebenen  Juden  die  dreijährig  geschützte  Niederlassung  in 
Offenbach,  verbietet  ihnen  aber  den  Handelsbetrieb  zum  Schutze 
der  in  Offenbach  bereits  wohnenden  Juden.  Zugleich  mit  den 
französischen  Flüchtlingen,  den  Filz-,  Strumpf-  und  Kappenwir- 
kern, Plüsch-  und  Seidenwebern,  fleißigen  Kleingewerbetreiben- 
den, zieht  also  auch  der  Jude  ein.  1707  weisen  die  Statuten  der 
israelitisthen  Gemeinde  in  Oiifenbach  die  stattgefundene  Kristalli- 
sation der  Juden  in  einem  dauernden,  geschlossenen  und  organi- 
sierten Gemeindebestand  nach.  Und  so  kann  auch  der  Bericht 
Schloßmachers,  daß  gegen  Ende  des  18.  Jahrhunderts  bereits 
eine  ganze  Anzahl  »nicht  unbedeutsamer«  Etablissements  neben 
den  Gewerbebetrieben  der  Refugies  bestanden  hat,  nicht  weiter 
verwundern,  da  als  wahrscheinlich  anzusehen  ist,  daß  diese  Etablis- 
sements auch  jüdischem  Einfluß  zu  verdanken  sind.  Die  ersten 
Anfänge  großgewerblichen  Lebens  und  Webens  der  Arbeit  in 
Oftenbach  dürften  also  nicht  nur,  wie  Schloßmacher  meint,  durch 
die  französischen  Eingewanderten  inauguriert  sein,  sondern  vor 
allem  auch  auf  jener  Mitbeteiligung  der  Judenschaft  beruhen. 
Dagegen  soll  der  großzügige  Aufschwung  der  späteren  Jahre  vor 
allem  der  Unternehmungslust  eines  eingewanderten,  nicht  jüdi- 
schen Elsässers  zu  verdanken  sein,  der  bereits  1733  eine  Schnupf- 
tabakfabrik inne  hatte,  die  gewissermaßen  als  der  JMutterkristall 
anderer  bald  darauf  in  Offenbach  entstehender  Betriebe  anzu- 
sehen ist.  Für  das  17.  Jahrhundert  fanden  sich  übrigens  im 
Schöffenbuch  bereits  mehrfach  Vermerke,  nach  denen  damals 
schon  Frankfurter  Juden  für  Offenbacher  Unternehmungen  Dar- 
lehen gegeben  haben.  1830  werden  106  Schutzjuden  nachge- 
wiesen. 

Die  Offenbacher  Industrie  entwickelt  sich  dann  sehr  rasch 
allgemein,  als  im  ersten  Drittel  des  18.  Jahrhunderts  die  nötigen 
Vorbedingungen,  wie  Absatzverhältnisse  und  Technik,  gegeben 
waren,  so  daß  an  der  Wende  des  18.  und  19.  Jahrhunderts  eine 
weithin  anerkannte  Schnupf-  und  Rauchtabakindustrie  sowie 
Zigarrenindustrie  floriert.  P'ür  Offenbacher  Luxus-  und  Reise- 
wagen soll  sogar  Napoleon  ein  nicht  zu  verachtender  Abnehmer 
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gewesen  sein.  Doch  verliert  diese  eben  erwähnte  Wagenindustrie 
bald  darauf  schon  mit  der  Erbauung  verschiedener  Eisenbahnen 
und  der  damit  teilweise  gegebenen  Verödung  der  Landstraßen 
ihren  goldenen  Boden  und  wendet  sich  der  Massenfabrikation 
von  Patentsachen  und  Federn  nach  englischem  Muster  zu.  Mit 
wenigen  Ausnahmen  haben  sich  so  alle  damals  gegebenen  Fa- 
brikationen zu  halten  und  zu  erweitern  gewußt.  Die  meisten  ha- 
ben sich  allerdings  in  der  modernen  Zeit  so  gewandelt,  daß  ihr 
Ausgangspunkt  in  diesen  Perioden  oft  kaum  mehr  zu  erkennen 
ist.  Aus  dieser  Metallindustrie  entwickeln  sich  dann  allmählich 
auch  die  ersten  Ansätze  zur  Maschinenindustrie.  Ebenso  war 
mit  der  bekannten  Lebküchlerei  und  der  Fabrikation  der  Offen- 
bacher Pfeffernüsse  schon  frühzeitig  die  Wachskerzenfabrikation 
und  Wachsbleicherei  verbunden,  die  sich  heute  zur  Stearin-Talg- 
kerzenfabrikation erweitert  hat.  Sehr  ausgeprägt  war  vor  allem 
auch  die  Textilindustrie  in  ihren  verschiedensten  Arten:  der 
Strumpfwirkerei,  der  Filz-  und  Hutfabrikation  und  der  Posa- 
menterie  und  Börsenweberei.  Ausgewandert  ist  jedoch  in  dieser 
Zeit  die  Seidenfärberei,  die  Plüsch-  und  Seidenweberei.  Man  ging 
dann  um  so  schneller  zur  Portefeuillindustrie  über,  je  mehr  die 
handlichen  Offenbacher  Portemonnaies  die  unbequemen  gewebten 
Börsen  auf  dem  Markte  verdrängten. 

Mit  dieser  Portefeuillindustie  setzt  aber  geradezu  eine  zweite 
Epoche  des  industriell-gewerblichen  Aufschwungs  ein  mit  Beginn 
des  19,  Jahrhunderts.  Eine  gewisse  Lederfabrikation  war  zu 
Ende  des  18.  Jahrhunderts  aus  der  Hut-  und  Wachstuchfabrika- 
tion hervorgegangen,  da  nachweislich  Lacklederfabrikanten  vor- 
her teils  Wachstuch  fabrizierten,  teils  lackierte  Filz-  und  Leder- 
hüte gemacht  hatten  und  dazu  übergegangen  waren,  selbständig 
das  Rohmaterial  herzustellen.  Eine  von  Oberrad  einwandernde 
größere  Gerberei  entwickelte  dann  diese  Anfäni^^e  weiter.  Ein 
anderer  Ausgangspunkt  ist  in  dem  durch  die  Nähe  Frankfurts, 
dem  damals  bedeutenden  Buchhandelsplatz,  besonders  blühenden 
Buchbindereigewerbe  gegeben^).  Unternehmungslustige,  von  der 
Wanderschaft  zurückkehrende  Buchbinder  erheben  nämlich  in 
Offenbach    mit  Unterstützung    des    Fürsten    ihre    bisherige  Buch- 


l)  Man  vergegenwärtige  sich  dabei,  daß  die  Portefeuillefabrikation  der  Buch- 
binderei sehr  verwandt  ist,  insofern  als  auch  liier  Leder  verschiedener  Art,  teils 
auch  Futter-  und  Pappstoffe  zusammengeklebt  und  -geste[>pl  werden. 
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binderet  zur  eigentlichen  Portefeuillefabrik.  Die  damals  üblichen 
groben  und  roten  Brieftaschen  wurden  durch  Meß-  und  Reise- 
handel auf  dem  deutschen  wie  ausländischen  Markt  schnell 
durch  die  geschmackvolleren  neuen  Offenbacher  Qualitäts- 
formen verdrängt.  Zu  erwähnen  wäre  vielleicht  noch  die  Kid- 
leder-Fabrikation späteren  Datums,  die  von  einem  gelernten 
Handschuhmacher  aufgebracht  wurde,  ebenso  die  sehr  mannig- 
faltige Schuhwarenfabrikation.  Die  Portefeuillefabrikation  nimmt 
dann  rasch  eine  hohe  Entwicklung  und  wird  auch  heute  noch 
vielfach  typisch  genommen  für  die  Offenbacher  industriell-gewerb- 
liche Tätigkeit  überhaupt.  Durch  eine  sehr  interessant  zu  ver- 
folgende Verselbständigung  der  Hilfsgewerbe  dieser  Leder- 
industrie sind  jedoch  andere  an  Erzeugnissen  und  Unterneh- 
mungen ebenso  mannigfaltigen  und  zahlreichen  Industrien  auf- 
geschossen, die  heute  der  »Lederstadt«,  einen  ganz  differenziert- 
industriellen,  unter  Kenntnis  der  Ausgangspunkte  jedoch  immer- 
hin noch  einheitlichen  Charakter  verleihen.  Nur  die  Entwick- 
lung einiger  sei  hier  skizziert:  Aus  dem  eng  mit  der  Leder- 
industrie verbundenen  Hilfsbetrieb  der  Gürtlereien  verselb- 
ständigt sich  sehr  rasch  die  Metallwarenfabrikation;  aus  dem 
Schlosserhandwerk,  das  die  für  die  Portefeuilleindustrie  notwen- 
digen Pressen  und  sonstigen  maschinellen  Anlagen  herstellen 
muß,  entwickelt  sich  ein  selbständiger  Maschinenbau.  Aehnlich 
taucht  auch  die  heute  sehr  ajjsgedehnte  Kleineisenindustrie  auf. 
Hingewiesen  sei  noch  auf  die  Lacksiederei  und  die  Bleiweißher- 
stellung. 

Neben  alien  diesen  mehr  oder  weniger  in  ursächlichem  Zu- 
sammenhang stehenden  industriell-gewerblichen  Zweigen  vervoll- 
ständigt die  Buntheit  des  Bildes  noch  die  sehr  entwickelte  Offen- 
bacher Seifenindustrie.  Ihre  Anfänge  datieren  in  das  18.  Jahr- 
hundert zurück.  Ein  engherziger  Zunftrücksichten  wegen  in  Frank- 
furt a.  M.  abgewiesener  Unternehmer  siedelte  nach  Offenbach  über 
vmd  soll  hier  unter  Anwendung  neuer  Rohprodukte  (gebleichtes 
Palmöl  statt  tierischer  Fette)  sehr  rasch  zur  fabrikmäßigen  Pro- 
duktion fortgeschritten  sein. 

Jüngeren  Datums  ist  dagegen  die  Anilinfabrikation,  die  1860 
von  einer  damals  kleinen  chemischen  Fabrik  aufgenommen  wurde, 
doch  liegt  im  unteren  Maintal  heute  ohne  dies  eine  gewisse 
Standorts-Konzentration  vor,  die  sicher  auch  die  Entwicklung  der 
chemischen  Industrie  Offenbachs  beeinflußt  hat. 
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Ebenfalls  unter  dem  Einfluß  der  früheren  buchhändlerischen 
Bedeutung  T^rankfurts  ist  die  sehr  frühe  und  starke  Entwicklung 
der  Schriftgießerei  begreiflich. 

In  die  eben  skizzierten  Phasen  industrieller  Entwicklung  fällt 
nun  ein  für  das  weitere  wirtschaftliche  Wachstum  damals  sehr 
Epoche  machendes  Faktum,  welches  geradezu  die  alte  Zeit  ab- 
schließt und  zu  einer  neuen  hinüberführt.  1815  geht  nämlich  die 
Souveränität  über  das  Fürstlich  Isenburgisch-Birsteinsche  Ober- 
amt Offenbach  auf  Grund  des  am  30.  Juni  18 16  mit  Oesterreich 
und  Preußen  geschlossenen  Staatsvertrags  auf  das  Großherzog- 
tum Hessen  über.  Die  damalige  hessische  Regierung  war  eifrig 
bemüht,  den  neu  erworbenen  Landesteil  mit  seinem  regen  Auf- 
schwung von  Handel  und  Gewerbe  nach  besten  Kräften  zu  för- 
dern. Man  hob  sogleich  den  Rattenkönig  von  Privilegien,  wie 
auch  den  Konzessionszwang  auf  und  verkündete  auf  ökonomi- 
schem Gebiet  volle  Gleichheit  für  alle,  volle  Erwerbs-  und  Ge- 
werbstätigkeits-Freiheit.  18 19  verband  man  sich  weiter  zur  He- 
bung des  Verkehrs  mit  den  Gegenden  über  dem  Main  durch 
eine  Schiffbrücke  und  errichtete  zur  weiteren  Förderung  von 
Handel  und  Manufaktur  bereits  1821  eine  Handelskammer  in 
Offenbach.  Weit  wächtiger  als  alle  diese  behördlichen  Maßnah- 
men ist  aber  der  1822  vollzogene  Beitritt  Hessens  zum  Zollverein 
und  die  damit  zugleich  erfolgende  Erhebung  Offenbachs  zu 
einem  zollvereinsländischen  Meßpl^z,  während  die  freie  Reichs- 
stadt Frankfurt,  die  stark  konkurrierende  Nachbarin,  im  Zoll- 
vereinsausland blieb.  Nach  einem  die  Offenbacher  Messe  von 
1828  eröffnenden  Dekret  war  es  »während  der  Fra>nkfurter  Messe 
sowohl  Inländern  wie  Ausländern  gestattet,  zu  Offenbach  Waren 
niederzulegen  und  daselbst  an  In-  und  Ausländer  zu  verkaufen, 
ohne  daß  für  den  während  dieser  Zeit  zu  Offenbach  statt- 
findenden Handelsverkehr  eine  Gewerbesteuer  oder  eine  aus  den 
Zunft-  und  Gewerbeverhältnissen  abgeleitete  Beschränkung  ein- 
treten soll<^. 

Dieses  Dekret  wurde  der  Ausgangspunkt  zu  einem  anfäng- 
lich von  der  reichen  und  auf  seine  Geschichte  stolzen  Nachbar- 
stadt spöttisch  belächelten ,  handelswirtschaftlichen  Wettstreit 
zwischen  Offenbach  und  Frankfurt  a.  M.,  in  dem  Frankfurt  »un- 
streitig« unterlegen  wäre,  wenn  Offenbachs  Meßherrlichkeit  nicht 
schon  nach  7  Jahren  unausgesetzten  Aufschwungs  ein  plötzliches 
Ende   genommen    hätte.     Schloßmacher    führt    zum    Beleg    eine 
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Gegenüberstellung  der  Warenniederlagen  der  Messen  von  1827 
und  1835  an,  die  einen  allerdings  erstaunlichen  Aufschwung  von 
61 18  Zentnern  auf  55997  Zentner  zeigen.  Bemerkenswert  ist 
übrigens,  daß,  wie  aus  den  wenigen  vorliegenden  Aktenstücken 
hervorgeht,  die  größten  und  bis  dahin  führenden  Offenbacher 
Unternehmer  bereits  mit  der  Wende  des  18.  und  19.  Jahrhunderts 
so  gut  wie  ausgeschaltet  waren.  So  berichtet  am  31.  Oktober 
1 799  auch  Frau  Aja  an  Goethe : 

»W^eil  du  schon  so  lange  aus  aller  hießigen  Connexion 
bist,  so  schreibe  dir  sehr  selten  Neuigkeiten,  denn  ich 
fürchte  sie  intereßiren  dich  nicht  —  aber  dass  Bernhardt^) 
und  Dorville  von  Offenbach  faliert  haben,  das  mußt  du 
doch  wissen,  weil  du  das  Haus  in  seinem  größten  Flohr 
gekandt  hast.  Bernhardt  hatte  eine  Capella  von  22  der  ge- 
schicktesten Leute,  Unser  Theater  hat  die  besten  davon  an- 
genommen.« 

Weiter  erfahren  wir  aus  andern  Aktenstücken ,  daß  es 
einem  reichen  Offenbacher  Israeliten,  Hofagent  des  hessischen 
Kurfürsten  und  des  Fürsten  von  Isenburg,  1803  durch  seinen 
Einfluß  gelingt,  den  auf  den  Juden  bis  dahin  noch  lastenden 
Leibzoll  •  zu  beseitigen,  und  daß  1828  bereits  108 1  Juden  in 
Offenbach  ansässig  sind,  das  ist  aber  14,15%,  also  etwa  ein 
Siebentel  der  Bevölkerung,  unter  denen  zwei  im  Gemeinderat 
gesessen  und  eine  Reihe  zu  den  wohlhabenden  Handelsleuten 
der  Stadt  gehört  haben  sollen.  Angesichts  dieser  Tatsache  darf 
wohl  auf  eine  starke  Beteiligung  der  Judenschaft  an  der  Ge- 
werbetätigkeit Offenbachs  der  drei  ersten  Jahrzehnte  des  19. 
Jahrhunderts  geschlossen  werden,  die  zu  einem  wohl  nicht  ge- 
ringen Teil  der  damals  in  Offenbach  aufkommenden  kapitalisti- 
schen Epoche  neben  äußeren  Faktoren  zum  Durchbruch  ver- 
holfen  haben  dürfte. 

Es  wurde  nun  bereits  gesagt,  daß  die  ganze  Meßherrlich- 
keit mit  einem  plötzlichen  Krach  schloß,  als  nämlich  Frankfurt 
ebenfalls  dem  Zollverein  beitrat  und  damit  Offenbachs  vereins- 
ländischer  Messe  die  Anziehungskraft  nahm  und  sie  gegenstands- 
los machte.     Es  war  für  Offenbach  ein   Krach   mit   allen    seinen 


l)  B,  soll  sich  durch  eine  seine  Verhältnisse  übersteigende  Wohltätigkeit 
ruiniert  haben;  es  sei  dies  zur  Charakteristik  dieses  Mannes  und  der  damaligen 
Zeit  konstatiert. 
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und  Boden  plötzlich  entwertet  und  die  in  Voraussicht  guter 
Zeiten  eingegangenen  Kreditverpflichtungen  zur  hart  drückenden 
Schuldenlast  verwandelt.  Aber  all  das  zusammen :  Große  leer- 
stehende Räume,  zahlreiche  Arbeitslose,  niedrige  Grundwerte, 
billiger  Zinsfuß  und  daneben  die  durch  den  intensiven  Meßver- 
kehr vertieften  und  erweiterten  Erfahrungen  in  Handel  und  Fab- 
rikation ergaben  die  Bodenständigkeit  der  Entwicklung  zur  heu- 
tigen Industriestadt.  Der  Kampf  war  entschieden.  Offenbach 
gab  die  Handelsstadt  auf  und  warf  sich  bei  den  nunmehr  hier- 
für günstigen  Bedingungen  auf  die  Industrie.  Die  damals  evo- 
lutiv  entschiedene  Arbeitsteilung  der  beiden  Städte  ist  übrigens 
heute  noch,  vor  allem  in  der  Lederbranche,  genau  zu  ver- 
folgen. 

Zu  dieser  soeben  für  Offenbach  erwähnten  Bodenständigkeit 
industrieller  Entwicklung  kommt  übrigens  noch  ein  weiterer 
wichtiger  Faktor:  die  Dampfmaschine.  1832 1)  birgt  Offenbach 
das  erste  Schwungrad  der  Groß-Industrie  in  einer  Baumwoll- 
weberei. Die  um  die  Mitte  des  19.  Jahrhunderts  einsetzenden 
großen  Gewerbe-  und  Industrieausstellungen  tragen  sodann  den 
Namen  Offenbachs  über  den  Kanal,  selbst  über  das  Meer  und 
erobern  immer  neue  Absatzsgebiete.  Mit  dem  nach  Zusammen- 
schluß des  Reichs  einsetzenden,  immer  größeren  weltwirtschaft- 
lichen Konkurrenzkampf  bleibt  auch  die  Offenbacher  Industrie 
in  ihrer  Entwicklung  nicht  von  den  allgemein  erschütternden 
Stößen  dieser  Verflechtuneen  verschont. 


i)   1776    wurden  in  England,    1785  in  Deutschland,     1816  in  Frankreich  die 
ersten  Dampfmaschinen  eingestellt. 
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V. 

Die  Gewerbebetriebsentwicklung  der  Stadt  Offenbach 
1882 — 1907. 


Gewerbegruppe 

Jahr 

Hauptbetriebe 

Allein-       Gehilfen- 
betriebe      betriebe 

In   den  Hauptbetrieben 

beschäftigte  Personen 

..      ,1       .,  ,    !      zu-       daruntei 
mannl  |  weibl.  ;^^^^^^  ^^j^^^,^^ 

Neben- 
betriebe 

Kunst-  und 
Handelsgärtnerei 

1882 

1895 
1907 

14 
10              18 
5     j        II 

—           —                72           — 
50            8            58             38 

I 
2 

Tierzucht  und 
Fischerei 

18S2 

1895 
1907 

I 

'     i       — 

=  i  =  i    "■  1    = 

I 
I 

Bergbau,    Hütten- 
und  Salinenwesen 

1882 

1895 
1907 

-T    ' 

7             I              8              4 

E 

Industrie  der 
Steine  und  Erden 

1882 

1895 
1907 

18 

5  i   20 
9  1   II 

-  1    -    !      162 

-  1    -    !     487 
377        81     385 

297 

3 

Metall- 
verarbeitung 

1882 

1895 
1907 

180 
42     134 
23     131 

3760 

479 

1335 
3094 
4239 

378> 

4 

4 

Industrie  der 

Maschinen, 

Instrumente  und 

Apparate 

18?  2 

1895 
1907 

53 
19  1   49 
18  i   60 

2018 

118 

897 
1863 
2136 

1672 

3 

6 
6 

Chemische 
Industrie 

18S2 

1895 
1907 

15 

-     ;        13 
4            12 

663  1     45 

343 
452 
708 

589 

5 
3 

Industrie   der 
Seifen,  Leucht- 
stoffe,  Fette,   Oele 
usw. 

18S2 
1895 
1907 

—  26 
23 

-  1       22 

658 

549 

442 
862 
1207 

944 

7 
2 

Textilindustrie 

1882 

189s 
1907 

59 
17             28 
14             25 

^7 

-  1       341 

-  524 
315   1       492 

384 

4 
3 

Papierindustrie 

1882 

1895 
1907 

5 
5            38 
15              47 

2X8 

-  1        105   i        - 

—  530   j       — 
360          578  1        483 

I 

l^eder-  und  Leder- 
warenindustrie 

1882 
1895 
1907 

353 
98           235 
291           340 

5174 

-  2223   1       - 

-  1     3194          - 
1327        6501         4985 

8 
4 
4 

Industrie  der  Holz- 
und  Schnitzstoffe 

1882 
1895 
1907 

181 
77     1        89 
65     1        90 

868 

145 

444 

659 

1013 

_ 
806 

4 
5 
4 
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Die  Gewerbebetriebsentwicklung  der  Stadt  Offenbach 
1882— 1907. 


Gewerbegruppe 

Jahr 

Hauptbetriebe 

Allein-    1  Gehilfen- 
betriebe     betriebe 

In  den  Hauptbetrieben 
beschäftigte  Personen 

Neben- 
betriebe 

Industrie  der 

Nahrungs-  und 

Genußmittel 

1882 

•895 
1907 

114 

18  154 

19  195 

-  1    -    !    1038  1    - 

—  1    —        904      — 

821   i     290        IUI   1     729 

5 
5 
II 

Bekleidungs- 
und Reinigungs- 
gewerbe 

1882 
1895 
1907 

691 
161+292    |i68-f? 

408-I-222    1146+78 

-  !    —        1468 

—  1    —        2008 
1500  1   ii5i|i 

155  j     272JI     3078 

1810 
163 

13 

13 

6 

Baugewerbe 

1882 
1895 
1907 

87 
24            1    81 

32            J105 

-  1    -     i     346    1     - 

—  !       -        :     1380               - 

2606    j         II    :    2617      1    2347 

5 
3 
9 

Polygraphische 
Gewerbe 

1882 

1S95 
1907 

34 

4          1   35 
13             36 

—  i     —     1     374          — 

—  1     -     j   '587          - 
729        238        967     1     775 

2 

I 
3 

Künstlerische 
Gewerbe 

1882 

1895 
1907 

34 
22          1     8 
20          1     8 

-   i   -   :     68   1   - 

-  1  -  1   58    - 

59  ;       33   i       92     !       61 

2 

I 

Handelsgewerbe 

1882 

1895 
1907 

433 
238           237 
450           444 

-  1     -     1      774     1      - 

—  1    —    1  1261    ;    — 
1606  j    869  i  2475    j   927 

117 
82 
131 

Versicherungs- 
geweibe 

18S2 

1895 
1907 

3 

27              5 

-       -          l   \   - 
70  1      4  ■     74          I 

26 

6 

28 

Verkehrsgewerbe 

■882 

1S95 
1907 

24 
20            33 
29            53 

415  1         8  I     423     j     321 

4 

2 

5 

Beherbergungs- 
und Erquickungs- 
gewerbe 

1882 

1895 
1907 

lOI 

59          '03 
141           172 

—  ;   —      162      — 

—  —   1   379      — 
333     253  1   586   1   124 

14 

30 

27 

Musik,  Theater 

und 

Schaustellung 

1882 

1895 
1907 

_ 
30              8 

j             ~ 
53  1     17      70        26 

9 
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Die    Gewerbebetriebsentwicklung    des   Landkreises  Offenbach 
1882 — 1907. 


Gewerbegruppe 

Jahr 

Hauptbetriebe 

Allein-      Gehilfen- 
betriebe     betriebe 

In  den  Hauptbetrieben 
beschäftigte  Personen 

,          .,  ,     darunter       c- 
mannl.    weibl.    ^^^^.^^^\      Sa. 

Neben- 
betriebe 

Kunst-  und 
Handelsgärtnerei 

1882 

1895 
1907 

16 

M         1        17 
33        1       43 

ZI       Z       5I 

140          23           68        163 

I 
8 
8 

Tierzucht  und 
Fischerei  ^) 

1882 

1895 
1907 

16 
18                  5 

-    -  1  -  h^ 
43   —    -     43 
28  1  —      3  i  28 

5 
2 
8 

Bergbau,  Hiitten- 
und  Salinenwesen 

1882 

1895 
1907 

41 1  —  1  —  1  41 
36  1  -  1   35  1  36 

I 

Industrie  der  Steine 
und  Erden 

1882 
1895 
1907 

72 

3               78 
6               87 

1507 

-       -      1498 

35       1405    !   1542 

8 
6 
5 

Metallverarbeitung 

1882 

1895 
1907 

156 
71         i       90 

67        !      "9 

687 

—     1      —            354 
186  1      656          873 

12 
15 
17 

Industrie  der 
Maschinen  usw. 

1882 
1S95 
1907 

67 
30               36 
43               33 

167 

-  !    -        95 

—  —       130 
I  1     92      168 

5 
20 

22 

Chemische 
Industrie 

1882 

1895 
1907 

13 

4         1          6 

2           1            9 

_  1  _  1  _  1  49 
—    —  1  —     249 
282  1  14  1  205    296 

6 
4 

Industrie  der 

Leuchtstoffe,  Fette, 

Oele,  Seifen 

1882 

1895 
1907 

8 

—        !         7 
I         !         9 

-  1   -   !    -         42 

—  1   —   1    —         90 
124  1      5       75  1    129 

5 
2 

I 

Textilindustrie 

1882 

1895 
1907 

291 
151         i       21 

236         1        34 

-  -   1    -        335 

—  —   i    —       230 

55        428  i      208         483 

59 
10 
3 

Papierindustrie 

18S2 

•895 
1907 

9 

4        1         6 

—      1       —       :'        ~         1            9 

13  !         5   i          8     j       18 

I 
I 
I 

Leder-  und  Leder- 
warenindustrie 

1S82 

1895 
1907 

1.8 

120      ;    144 
383      1    402 

z 

I7I8 

—  —     :    173 

—  —      !     670 
450  1    1194       2168 

12 

3 
21 

Industrie  derHolz- 
und  Schnitzstoflfe 

tSS2 

1895 
1907 

303 
135         148 
III          172 

-  1  -     -   1  632 

-  {  -      -      966 

1376       108  1    II75       I4SS 

40 

28 
36 

Industrie  der 
Nahrungs-  und  Ge- 
nußmittel 

18S2 
■895 
1907 

332 
103      j    276 
407         402 

1578 

-  '       -       1    '432 

—  j      —       i   3157 
1894  1    2389     1   3472 

48 
46 
61 

i)  Gewerbliche  und  nicht  landwirtschaftliche. 
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Die  Gewerbebetriebsentwicklung  des  Landkreises  Offenbach  ') 
1882  — 1907. 


Geweibegnippe 

Jahr 

Hauptbetriebe 

Allein-       Gehilfen- 
i.ftriebe      betriebe 

In  den  Hauptbetrieben 
beschäftigte  Personen 

nrännl.    ^eM.  ^^l      Sa. 

Neben- 
belriebc 

Bekleidungs- 
gewerbe 

18S2 

1895 
1907 

780 
502                  194 
651                  190 

697  !   556 

—  !  1034 

—  1  1079 
382  j  1253 

167 
50 
46 

Reinigungs- 
gewerbe 

1882 
1895 
1897 

210 

86        i      III 

145         1      159 

_ 
128 

^9 

—  1  406 

—  !   628 
321       767 

52 
27 
73 

Baugewerbe 

1882 

1895 
1907 

219 
106              179 
III              278 

,^i 

-  1      -       i     483 

—  1      —       i    1117 
2   1     1481     j    1883 

32 
21 

53 

Polygraphisches 
Gewerbe 

1S82 

1895 
1907 

7 

5        ,         8 

14        j       19 

214  1  84  1  231  1  298 

I 

Künstlerische 
Gewerbe 

1882 

1S95 
1907 

9 

5  ■:           3 

6  3 

—  1  —     —  j   21 
16  1  —       7  1   16 

I 

Handelsgewerbe 

1882 
1895 
1907 

466 
390        1     268 
408        1     543 

—  1  —  1  —  i  609 

—  —1  —  1  925 
697    705  1  199  1  1402 

308 
254 
433 

Versicherungs- 
gewerbe 

1882 

•895 
1907 

7 
3          — 

15      1     - 

"s!  = 

-  i         3 

-  1        15 

25 

I 
13» 

Verkehrsgewerbe 

1882 

1S95 
1907 

32 
23     1     20 
50     1     44 

z  \  z 

.33  ]         7 

—  1       54 

—  !     61 
51       140 

123 
"3 
116 

Beherbergungs- 
und Erquickungs- 
gewerbe 

1882 
1895 
1907 

167 

iio             169 

124      j    378 

334 

493 

—  ,    239 

-  !  438 
52  j  827 

123 
113 
116 

VI. 

Die  Bevölkerungsbewegung  der  Stadt  OfFenbach  und 
ihres  Hinterlandes  seit  der  Reichsgründung. 

Die  Bearbeitung  der  Bevölkerungsentwicklung  in  Offenbach 
bis  1870  unterliegt  insofern  mannigfachen  Schwierigkeiten,  als  man 

i)  Im  einzelnen  sollen  die  Angaben  unter  dem  Titel  »Der  Rodgaii  zwi- 
schen Main  und  Odenwald  ein  industrieller  Landkreis  Mitteldeutschlands< 
veröffentlicht  werden.  Die  Stadt  Offenbach  ist  in  den  Ziffern  nicht  enthalten ; 
der  Einfluß,  den  sie  auf  die  überaus  starke  industrielle  Durchsetzung  der  sonst 
durchaus  agrarisch  geprägten  Landgemeinden  ausübt,  ist  besonders  in  der  Rubrik 
»Leder-  und  I>ederwarenindustrie<   deutlich  zu  erkennen. 
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größtenteils  auf  Vermutungen  oder  Berechnungen  anc^ewiesen  ist, 
da  amtliche  und  statistische  Veröffentlichungen  über  die  hessischen 
Bevölkerungsvorgänge  erst  seit  1860  vorliegen.  Nach  Schloß- 
vtacher  und  andern  betrug  die  Einwohnerzahl  im  Jahre  1800 
5600  Seelen;  jedoch  konnten  diese  Angaben  nicht  näher  geprüft 
werden.  Fest  steht  jedenfalls,  daß  das  durch  Staatsvertrag 
vom  30.  Juni  18 16  an  Hessen-Starkenburg  gefallene  fürstlich 
Isenburg-Birsteinsche  Oberamt  Offenbach  nach  dem  allerdings 
korrigierten  Ministerialbericht  8028  Seelen  und  758  bewohnte 
Häuser  zählte  ^).  Nach  einer  Spezialtabelle  betrug  die  gesamte 
Einwohnerzahl  des  Oberamtes  8630  Seelen  2).  Die  Entwicklung 
der  Bevölkerung  läßt  sich  sodann  an  Hand  der  Ergebnisse  der 
Volkszählungen  bis  1870  weiter  verfolgen,  jedoch  der  mangelnden 
Grundmaterialien  halber  unter  Verzicht  auf  eingehendere  Dar- 
legungen.    (Siehe  Tabelle  S.  342). 

Die  intensive  Zunahme  in  der  Periode  1831  — 1834  rn'^  20,90  % 
dürfte  darin  beruhen,  daß  um  diese  Zeit  Offenbach  infolge  seines 
zollvereinsländischen  Meßplatzes  einen  relativ  enormen  Aufschwung 
verzeichnet.  Noch  deutlicher  wird  diese  Einwirkung  wirtschaft- 
licher Unterströmungen  für  die  folgende  Periode  1834 — 1837,  wo 
die  Zunahme  auf  2,7  %  sinkt.  Dieses  Sinken  ist  identisch  mit  dem 
ebenfalls  bereits  skizzierten  Zusammenbruch  der  Meßherrlichkeit. 
Die  folgenden  Perioden  zeigen  dann  bis  1846  hin  ein  langsames 
Erholen  der  Zunahmeintensität.  Dann  aber  erfolgt  offenbar  unter 
der  Einwirkung  der  revolutionären  Krise  wieder  ein  kleiner  Rück- 
schlag und  von  da  ab  für  die  folgenden  10  Jahre  nahezu  Stag- 
nation. Von  1858  an  nimmt  die  Intensität  wieder  bedeutend  zu 
und  erreicht  1864  einen  Höhepunkt.  Die  Ursachen  auch  dieser 
Erscheinungen  liegen  klar  zutage.  Nach  einem  amtlichen  Be- 
richt über  die  Industrie-  und  Kunstausstellung  zu  London  im 
Jahre  1862  soll  sich  nämlich  die  Offenbacher  Produktion  durch 
besondere  Entfaltung  der  Metallindustrie  und  durch  die  infolge 
dieser  Entfaltung  gegebenen  besseren  Konkurrenzmöglichkeiten 
gegenüber  England  und  Frankreich  im  Verlauf  der  50er  Jahre 
vervierfacht  haben. 


1)  Davon    entfielen    6210  Seelen    und    507  bewohnte  Gebäude  auf  die  Stadt 
Offenbach. 

2)  Das  Oberamt    enthielt    die   Gemeinden:    Orienbach-Stadt,    Dreiefchenhain, 
Neu-Isenburg,  Sprendlingcn,  Göizenliain,  Offenllial,  Biirgel,  Münster  und  Urberach. 
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Der  in  den  einzelnen  Jahren  seit  1 800  ermittelte 
Bevölkerungsbestand  der  Stadt  Offenbach  a.  M. 


Relative  Zunahme 

Jahr 

Ermittelter 
Bevölkerungsstand 

Absolute  Zunahme 

gegenüber 
der  vorhergehenden 
Bestandsermittelung 

1800 

5  600 





i8i6 

6  210 

610 

— 

1822 

6146 

(-)64 

— 

1828 

7466 

(I  320) 

— 

1831 

7802 

336 

4,5 

1834 

9  433  • 

1631 

20,9 

1837 

9684 

251 

2,7 

1840 

10  060 

376 

3,9 

1843 

10686 

626 

6,2 

1846 

"565 

879 

8,2 

1849 

12277 

712 

6.2 

1852 

13087 

810 

6,6 

1855 

13977 

8t)0 

6,8 

1858 

14960 

939 

6,7 

1861 

16707 

1791 

12,0 

1864 

19377 

2  670 

16,5 

.  1867 

20  308 

931 

4,8 

1871 

22  689 

2381 

11,7 

1875 

26  OI3 

3323 

14.6 

1880 

28597 

2585 

9,9 

1885 

31713 

3  "6 

10,9 

1890 

35085 

3372 

10,6 

1895 

39  408 

4323 

12,3 

1900 

50468 

II  060 

28,1 

1905 

59765 

9297 

18,4 

1910 

68  924  1) 

9159 

15.3 

Daß  bei  gestiegener  Produktion  auch  ein  erhöhter  Bedarf  an 
Arbeitskräften  und  damit  ein  größerer  Wanderungsüberschuß  vor- 
ausgesetzt werden  darf,  ist  nicht  erst  weiter  zu  begründen.  Der 
nun  folgende  Rückschlag  der  Periode  1864— 1867  von  16,5%  auf 
4,8  %  dürfte  z.  T.  durch  den  Krieg  von  1866  und  die  ihm  vo-r- 
ausgehende  unsichere  Lage  beeinflußt  sein.  Doch  hatte  u.  a.  auch 
bereits  1857  ^^^  Absatz  in  den  Vereinigten  Staaten  durch  eine 
dort  ausgebrochene  heftige  Krisis  eine  Störung  erfahren,  die  sich 
infolge  der  kriegerischen  Ereignisse  in  den  Vereinigten  Staaten 
gegen  Mitte  der  60  er  Jahre  und  infolge  der  unsicheren  Gestaltung 
der  Handelspolitik  in  Deutschland  zu  einer  empfindlichen  Krise 
für  Offenbach  verdichtete,  da  die  Offenbacher  Industrie  in  jener 
Zeit  schon  vorwiegend  für  den  Weltmarkt  produzierte.    Auch  das 


i)  Mit  dem   1908  eingemeindeten  Vorort  Bürgel  75  583. 
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russische  Absatzgebiet  ging  in  dieser  Zeit  durch  Schutzzollpolitik 
mehr  und  mehr  verloren.  Schließlich  legt  dann  der  Ausbruch 
des  Krieges  1866  die  Offenbacher  Industrie,  vornehmlich  aber  die 
Leder-  und  Lederwarenindustrie,  ganz  lahm.  Die  folgenden  Jahre 
stehen  unter  dem  Einfluß  dieser  politischen  Ungewißheit. 

Besonders  auffallend  sind  also  die  starken  Rückschläge,  die 
die  geringsten  wirtschaftlichen  Aenderungen  gerade  in  Offenbach 
damals  schon  auf  die  Intensität  der  Bevölkerungszunahme  ausge- 
übt haben.  Diese  Parallele  läßt  sich  deshalb  §0  leicht  ziehen, 
weil  hier  durch  die  damals  dominierende  Stellung  der  Offenbacher 
Leder-  und  Lederwarenindustrie  und  ihrer  Hilfsgewerbe  für  das 
gesamte  Gewerbeleben  dieser  Stadt  und  ihrer  wirtschaftlichen  Ver- 
ankerung das  sonst  übliche  Faktorenkonglomerat  vereinfacht  ist 
und  die  Intensitätsdifferenz  der  Bevölkerungszunahme  sich  haupt- 
sächlich aus  einer  Zu-  und  Abwanderungsdifferenz ')  von  Arbeits- 
kräften aller  Art  erklärt. 

Für  die  vier  Jahrzehnte  nach  1870  können  wir  allgemein  mehr 
als  eine  Verdreifachung  konstatieren.  Eine  starke  Bevölkerungs- 
zunahme zeigen  dabei  im  einzelnen  vor  allem  die  sogenannten 
s Gründerjahre«  nach  dem  Kriege  1870 — 1871.  Dann  kommen  die 
bereits  1873  einsetzenden  Wirkungen  des  allgemeinen  Konjunktur- 
sturzes, der  sich  mit  Ausnahme  Frankreichs  über  alle  Länder, 
auch  über  Amerika,  sowie  über  alle  industriellen  Zweige  ergoß. 
Die  Bevölkerungsentwicklung  bleibt  dann  bis  1890  hin  stagnierend, 
einmal  auf  Grund  der  äußeren,  wirtschaftlichen  Lage,  wie  auch 
infolge  eines  großen,  inneren  Anpassungsprozesses,  den  besonders 
die  Lederwarenindustrie  in  diesen  Jahren  durchmachte.  Von  1890 
an  erholt  sich  die  Intensität  der  Bevölkerungszunahme  wieder. 
Die  Entfaltung  erreicht  dann  in  den  Jahren  1895  — 1900  ihren  Kul- 
minationspunkt. Von  da  ab  zeigt  sich  die  im  ganzen  Reich  ver- 
spürte neue  Krise  des  Wirtschaftslebens.  Von  Interesse  dürfte 
sein,  daß  Dr.  Hager  in  seiner  Darstellung  dieser  Jahre  hinsicht- 
lich ihrer  Bedeutung  für  die  Offenbacher  Lederindustrie  mehrfach 
den  gesunkenen  Beschäftigungsgrad  betont,  der  den  Wanderungs- 
gewinn, die  Abgleichung  der  Zu-  und  Abwanderungen  beein- 
flußt hat. 


1)  Trotz  der  landesgesetzlich  oder  ortspolizeilich  eingeschränkten  Nieder- 
lassungsfreiheit haben  zu  dieser  Zeit  schon  ganz  erhebliche  Wanderungen  stattge- 
funden. 
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Bevölkerungsbestand    des    Landkreises    Offenbach 
in  den  Jahren  1871  — 1910. 


Zunahme  in  % 
des  Bevölkerunj^s- 

bestandes 

der  vorhergehenden 

Zählung 

Zunahme  der  Stadt 
Offenbach   a.  M.  in 

Jahr 

Bevölkerungs- 
bestand 

Absolute  Zunahme 

0/^,  des  Bevölke- 
rungsbestandes der 
vorhergehenden 
Zählung  ») 

1871 

42535 

_ 

— 

— 

1875 

47792 

5257 

12,4 

14.6 

1880 

51  018 

3226 

6,8 

9-9 

1885 

53626 

2608 

5,1 

10,9 

1890 

58026 

4400 

8,2 

10,6 

1895 

62  121 

4095 

7.1 

12.3 

1900 

70345 

8224 

13.2 

2S,l 

1905 

81235 

10890 

iS,5 

18,4 

1910 

92695 

II  460 

14,1 

15.3 

Abgesehen  davon,  daß  wir  auch  im  Landkreise  die  durch  die 
Gründerjahre  hervorgerufene  starke  Bevölkerungszunahme  kon- 
statieren können,  erscheint  uns  vor  allem  die  Tatsache  interessant, 
daß  die  für  Offenbach-Stadt  bereits  seit  1890  wieder  aufsteigende 
Kurve  im  Landkreis  erst  1895  einsetzt,  1890 — 1895  sogar  auf 
7,6  %  gesunken  ist  und  ihren  Kulminationspunkt  nicht  wie  Offen- 
bach-Stadt in  der  Periode  1895 — 1900,  sondern  erst  in  den  Jahren 
1900 — 1905  erreicht.  Wichtig  ist,  daß  in  den  Landkreis- 
gemeinden mit  wenigen  Ausnahmen  Abwanderungsüberschüsse 
auftreten.  In  besonderer  Tabelle  findet  sich  das  absolute  Zahlen- 
material der  Entwicklung  dieser  Gemeinden,  sowie  auch  der  des 
weiteren  Hinterlandes, 

Sowohl  unter  betriebsstatistischen  Gesichtspunkten,  wie  auch 
nach  dem  Grade  der  Bevölkerungszunahme  läßt  sich  der  Land- 
kreis in  einzelne  Gebiete  zerlegen. 

Eine  Verdreifachung  der  Bevölkerungszahl  von  1870  läßt  sich 
1910  außer  der  Stadt  Offenbach  nur  noch  für  die  Orte  Neu-Isen- 
burg, Bürgel,  Mühlheim  nachweisen.  Die  industrielle  Entwicklung 
und  die  nahe  Lage  zu  Offenbach  und  Frankfurt  gab  hier  zweifel- 
los, wie  in  der  Stadt  Offenbach,  den  Ausschlag.  Mit  mehr  als 
einer  Verdoppelung  der  Bevölkerungszahl  von  1870  sind  dann  an- 
zuführen die  Orte  Sprendlingen,  Langen,  Heusenstamm,  Dietes- 
heim,  Lämmerspiel,  Hausen,  Bieber,  Obertshausen,  Klein-Stein- 
heim,  Klein-Auheim,  sämtlich  Orte,  die  bei  gleichzeitigen  zahl- 
reichen ortsständigen,  industriellen  Anlagen  in  erster  Linie  als 
Wohnorte  für  die  Arbeiterschaft  Offenbachs  und  Frankfurts  in  Be- 
tracht kommen. 

l)  Zum  Vergleich  nochmals  beigesetzt. 


ArbeitssläUen-VVandeiungen. 
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Ebenso  charakteristisch  ist  weiter  die  gleichzeitige  Bevölke- 
rungsabnahme der  Orte  Sickenhofen,  Harreshausen,  Kleestadt, 
Riehen,  Semd,  Habitzheim,  Wersau,  Großgumpen,  die  völlig 
agrarischen  Charakter  haben.  Die  Zunahme  der  anderen  vor- 
wiegend agrarischen  Orte  ist  gleichmäßig  und  einheitlich  gering. 

Es  kann  nicht  mit  Bestimmtheit  ausgesprochen  werden,  auf 
welche  Ursache  diese  Erscheinung  zurückgeht.  Egelsbach  fällt 
besonders  mit  einem  sich  1864 — 1867  und  1870 — 1875  vollziehen- 
den Aufschwung  ins  Auge.  Bürgel,  Mühlheim  und  Bieber  nehmen 
hinsichtlich  der  Wanderungsbilanz  bereits  den  Charakter  Offen- 
bachs an  und  unterscheiden  sich  hierdurch  scharf  von  den  übrigen 
Orten  des  Landkreises. 

Interessant  ist  nun  weiter  zu  untersuchen,  wie  sich  der  Anteil  der 
Stadt  Offenbach  an  der  Bevölkerung  des  Landkreises  (also  nicht  des 
gesamten  Hinterlandes)gestaltethat.  Die  Bevölkerung  der  Stadt  Offen- 
bach  betrug  nämlich  in  Prozenten  der  gesamten  Kreisbevölkerung : 

1871  34,79 


1828 

21,00 

I83I 

21,31 

1834 

23,83 

1837 

23,39 

1842 

23,34 

1846 

24,40 

1852 

26,43 

1858 

28,95 

1861 

31,03 

1864 

33,63 

1867 

33,56 

187^ 

35,24 

1880 

35,92 

1885 

37,16 

1890 

37,68 

1895 

38,82 

igoo 

41,77 

1905 

42,38 

1907 

42,50 

1910 

42,66 

Die  Stadt  Offenbach  birgt  also  1910  ohne  Vororte,  bei 
einer  Verdreifachung  ihrer  Bevölkerung  seit  1871  (303,79  %),  bei- 
nahe schon  die  Hafte  der  ganzen  Kreisbevölkerung  in  sich,  die 
sich  doch  während  derselben  Zeit  ebenfalls  verdoppelt  hat. 
Die  Bevölkerungsentwicklung  der  Stadt  Offenbach 
1900 — 1910. 


Jahr 

Bevölke- 
rungs- 
zuwachs 

Geburten 

Sterbefälle 

1 

Zuwan- 
derung 

Weg- 
wanderung 

Geburten- 
{überschuß 

Wande- 
rungs- 
gewinn 

1900 

3486 

1832 

846 

II  000 

•  8  500 

986 

2500 

1901 

3483 

1882 

899 

12  000 

9500 

983 

2500 

1902 

3313 

1957 

925 

? 

5 

1032 

2181 

1903 

2316 

1871 

940 

9736 

8351 

931 

1385 

1904 

3524 

1958 

903 

10719 

9250 

1055 

1469 

1905 

3645 

1924 

911 

12705 

10072 

1013 

2632 

1906 

2639 

2025 

928 

12  391 

10849 

1097 

1542 

1907 

3177 

2075 

898 

14500 

12  500 

"77 

2000 

1908 

2036 

2143 

907 

12  500 

11  700 

1236 

800 

1909 

1123 

1933 

1006 

12405 

12  209 

927 

196 

1910 

2467 

1819 

931 

14564 

12985 

888 

1579 

1911 

1925 

2051 

985 

14950 

14  091 

1066 

859 

23* 


T^A^  Heinz  Christian  Göbel : 

Aus  dieser  Aufstellung  geht  deutlich  hervor,  daß  wir  für  die 
Stadt  Offenbach  vor  allem  die  Wanderungsabgleichung  als  den 
wesentlichst  differenzierenden  Faktor  der  Bevölkerungszunahme 
anzusehen  haben. 

Faßt  man  nun  zunächst  die  jährliche  Bevölkerungszunahme  ins 
Auge,  so  heben  sich  die  um  die  Jahre  1900  und  1.905  gelagerten 
Hochkonjunkturen  deutlich  ab.  Seit  1907  aber  zeigt  sich  eine 
ganz  bedeutende  Erschlaffung.  Minder  scharf  läßt  die  Geburten- 
kurve diese  Momente  hervortreten,  obwohl  auch  hier  eine  gewisse 
Parallele  nicht  abgestritten  werden  kann.  Die  Sterbefallkurve 
interessiert  uns  hier  weiter  nicht,  da  bei  ihr  weit  mehr  klimatische 
Ursachen  richtungsbetonend    sich  auszuwirken  pflegen. 

Nicht  zu  vergessen  ist  dabei,  daß  sich  der  Bevölkerungsstand 
selbst  währenddem  stetig  verändert  hat  und  daß  auch  in  dem  Alters- 
aufbau manche  Veränderung  eingetreten  ist,  die  hier  mitbestimmend 
wirkt.  Die  im  Geburtenüberschuß  enthaltene  Abgleichung  birgt  natül"- 
lich  die  in  beiden  Faktoren  zutage  tretenden  Erscheinungen,  wie  auch 
deren  Ursachen  kombiniert  in  sich,  woraus  sich  der  im  Jahre  1909 
auftretende  gewaltige  Rückgang  zum  Teil  wenigstens  erklärt. 
Wichtiger  sind  dagegen  die  Wanderungsverhältnisse,  Die  Kurve 
der  Zuwanderungen  zeigt  deutlich  die  Krisen  1902 — 1903  und  1907 
in  Gestalt  von  Umschlagspunkten.  Das  gleiche  Bild  zeigt  die 
Kurve  der  Abwanderungen  in  umgekehrtem  Quantitätsverhältnis. 
Die  Abgleichung  kombiniert  dann  die  beiden  Reihen  und  in  ihr 
tritt  insofern  auch  die  Entwicklung  am  deutlichsten  hervor. 

Die  seit  der  Krise  1907  verzeichneten  Zahlen  genügen  zwar  nicht 
einer  sicheren  Beurteilung,  erscheinen  aber  in  zu  starkem  Abfall,  zu 
als  daß  hier  nur '  die  Krise  als  Ursache  anzunehmen  wäre.  Es 
liegt  vielmehr  nahe,  sich  angesichts  solcher  Erschöpfung  noch 
nach  lokalen  Ursachen  umzusehen.  Jedenfalls  sei  hier  betont, 
daß  die  wirtschaftlich  bedingte  Vermehrungsquelle  der  Bevölke-- 
rung  in  Städten  gewöhnlich  doch  das  Zwei-  bis  Dreifache  der 
natürlichen  Bevölkerungszunahme  zu  liefern  pflegt,  und  daß  ein 
Versiegen  in  jedem  Falle  Anlaß  zu  Erwägungen  aller  Art  geben 
muß.  Auch  diese  Aufstellung  zeigt,  daß  sich  in  Offenbach  durch 
die  Eigenart  des  industriell-gewerblichen  Produktivcharakters  der 
Stadt  internationale  Krisen,  wie  die  von  1907,  besonders  geltend 
zu  machen  pflegen  und  daß  man  zu  einer  sicheren  Beurteilung 
der  zukünftigen  Perspektiven  erst  den  Verlauf  der  nächsten  Jahre 
gerade  hinsichtlich  des  Zuwanderungsüberschusses  abwarten  muß. 


Arbeitsstätten-Wanderungen.  5^0 

Dies  wird  sich  von  der  zukünftigen  Entwicklung  der  Stadt  Frank- 
furt, wie  auch  der  gesamten  volkswirtschaftHch-weltwirtschaftlichen 
Entwicklung  kaum  abtrennen  lassen.  Es  ist  zwar  nicht  zu  ver- 
muten, daß  durch  den  immer  engeren  wirtschaftlichen  Konnex 
mit  Frankfurt  die  Stadt  Üffenbach  in  der  Folgezeit  mehr  denn  je 
in  eine  ganz  bestimmte  Wohnvorstadtsstellung  gedrängt  werden 
wird.  Doch  kann  sich  dem  alten  und  auch  heute  noch  nicht  zu 
leugnenden  Element  bodenständiger  Produktivkraft,  wie  sie  vor 
allem  in  der  Leder-  und  Lederwarenindustrie  gegeben  ist,  mehr 
und  mehr  die  Tatsache  entgegensetzen,  daß  die  Entwicklung  Offen- 
bachs weiterhin  mehr  die  Richtung  einer  vorstädtischen  und  mit 
spezifischem  Wohncharakter  ausgestatteten  Bezugsquelle  von  Ar- 
beitskräften für  das  im  Entstehen  begriffene  Frankfurter  Industrie- 
gebiet (auf  der  Offenbach  gegenüberliegenden  Mainseite)  nehmen 
wird.  Und  es  dürfte  somit  eine  Doppelrichtung  der  Stadtentwick- 
lung vorliegen,  einmal  in  der  in  ihr  entwickelten  und  sehr  leicht 
vielen  Rückschlägen  und  fremdartigen  Einwirkungen  ausgesetzten 
Eigenproduktivkraft,  sodann  aber  zum  andern  in  der  vermutbaren 
Tatsache,  daß  die  weitere  Entwicklung  der  Stadt  nicht  auf  der 
historischen  Produktivkraftbasis  vor  sich  gehen  wird,  sondern  in 
einer  sich  aus  dem  Wirtschaftsgebiet  einer  größeren  Zusammenfas- 
sung —  in  diesem  Falle  Frankfurts  —  notwendig  ergebenden  Richtung. 

Dazu  kommt  die  Bedeutung  OfTenbachs  und  seines  Hinter- 
landes für  die  Wohnansiedlung  all  der  aus  den  Ostgebieten  dem 
Gvoß-Frankfurter  Wirtschaftszentrum  zustrebenden  Arbeiter,  die 
von  der  kommunalen  Politik  geradezu  als  Rechen  vor  das  Zen- 
trum gelegt  werden  muß,  wenn  die  Sanierungspolitik  der  Woh- 
nungsfrage, gegenüber  dauernde  Erfolge  zeitigen  und  nicht  immer 
wieder  durch  Zustrom  auf  allzu  engen  Raum  gereizt  werden  soll. 
In  erster  Linie  ist  das  aber  Aufgabe  des  Lokalverkehrs. 

Es  wären  hier  zweifellos  noch  viele  andere  Gesichtspunkte  zu 
berücksichtigen,  wie  z.  B.  etwa  die  Vergleichung  mit  ähnlichen  Sie- 
delungen (Mainz,  Pforzheim),  die  produktiven  und  konsumtiven 
Beziehungen  zwischen  Stadt  und  Land,  nicht  nur  in  Dingen  der 
baren  Lebenshaltung  und  des  Arbeitsmarktes,  sondern  auch  in 
kultureller  Beziehung,  Probleme  der  städtischen  Haushaltung  und 
dergleichen  Dinge  mehr.  Wir  wollen  die  Möglichkeit  der  Ver- 
arbeitung des  Materials  solcher  Einzeldarstellungen  zu  allgemei- 
neren Ergebnissen  nur  andeuten  i). 

i)  Ebenso  ist  nachzutragen,  daß  während  der  Drucklegung  dieser  Arbeit  ein 
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Wir  sehen  jedenfalls  hier  ein  Gemeinwesen  vor  uns,  das  noch 
durchaus  selbständigen  industriellen  Charakter  trägt.  Dadurch 
aber,  daß  in  der  Lederindustrie  sich  Probleme  ergeben  haben, 
die  auf  Veränderungen  hindeuten,  ist  eine  direkte  Entscheidung 
darüber,  ob  Ofifenbach  diesen  Charakter  beibehalten  wird,  ganz 
immöglich.  Es  lassen  sich  Argumente  positiver  und  negativer 
x\rt  anführen.  Man  kann  auf  den  hartnäckigen  und  geschulten 
Unternehmungsgeist  hinweisen,  der  seine  Lebensfähigkeit  in  einer 
fast  loo  jährigen  Geschichte  bewiesen  hat  und  darauf,  daß  dieser 
Geist  noch  in  Offenbach  tätig  ist.  Man  kann  die  wirtschaftliche 
Interesseneinheit  der  Großstadt  Frankfurt-Offenbach  betonen.  Man 
kann  sich  aber  anderseits  wiederum  nicht  der  Tatsache  ver- 
schließen, daß  diese  Interessen  schon  bei  der  Landesgrenze,  die 
bis  heute  noch  zwischen  den  beiden  Städten  hindurchläuft,  aus- 
einandergehen. 

Zu  übersehen  ist  auch  nicht ,  inwieweit  der  Uebergang 
zur  Stundenlohnung,  anstatt  der  früheren  und  in  der  Heim- 
arbeit noch  üblichen  Stücklohnung,  die  Massenproduktion  schlech- 
terer Qualitäten  erleichtern  und  um  sich  greifen  wird.  Denn  man 
darf  nicht  vergessen,  daß  die  Produktionskosten  in  Offenbach  recht 
hoch  sind  und  auf  den  Gebieten  der  Schleuderwarenproduktion 
scharfe  Konkurrenz  durch  Berlin  und  andere  Orte  herrscht.  Es 
gelten  diese  Ausführungen  scheinbar  ja  nur  für  die  Lederwaren- 
industrie, doch  erinnern  wir  uns,  daß  die  Metallindustrie  vielfach 
nur  ein  Ableger  der  Lederwarenfabrikation  ist.  Hier  aber  sind 
Fälle,  in  denen  Solinger,  Remscheider  und  Thüringer  Metallwaren- 
fabrikanten Kapitalien  auf  Offenbacher  Lederwarenfabriken  ge- 
geben haben,  nur  eine  Andeutung  dafür,  daß  tatsächlich  von 
weitergreifenden  Erscheinungen  gesprochen  werden  darf  Dazu 
fiel  die  letzte  Metallarbeiterbewegung  gerade  in  die  »Musterzeit«. 
Eine  Modeindustrie,  wie  die  Lederwarenindustrie,  darf  jedoch  mit 
der  Herausgabe  der  Muster  nicht  zögern,  zumal  wenn  die  Kon- 
kurrenten, z.  B.  die  noch  nicht  so  leistungsfähige,  aber  viel  er- 
finderische Wiener  Konkurrenz,  auch  mit  neuen  Mustern  heraus- 
kommen. Bei  der  letzten  Metallarbeiterbewegung  wanderten  die 
Aufträge  auf  Bügel  usw.  vielfach  bereits  nach  Remscheid,  Solingen 

Vertrag  »wischen  Offenbach  und  der  Gemeinde  Neu-Isenburg  über  die  Lieferunj^ 
von  Gas  aus  dem  Offenbacher  Werk  bekannt  wurde  und  daß  das  städtische 
Elektrizitätswerk  in  heftigem  Kampfe  mit  der  A.E.G.  sich  zu  einer  Ueberland- 
zentrale  zu  entwickeln  versuchte 
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und  Thüringen  ;    ob    daraus  Brauch  wird,    ist  nur  eine  Frage  der 
Kalkulation  1). 

Wohnungs Verhältnisse   in    der  Stadt  Offenbach  a.  M. 


Bevölkerungs-; 
bestand        ; 

Bewohnte 
Gebäude 

Auf 
tes 

I  bewohn- 
Gebäude 

Die  Zahl 
bewohnten 

Ge-! 

Die  Bevölke- 
rungszahl stieg 

kamen  Fersen, 

bände  stieg  um  "/q 

um  0/^ 

iS'i6 

6210        1 

507 

12,25 





1828 

7466       ; 

530 

14,09 

4,50 

20,3 

1834 

9  433 

615 

15.35 

16,00 

26,3 

1846 

n  565 

650 

17,80 

5.70 

22,3 

1861 

16  703 

Sog 

20,25 

23,10 

44,5 

1864 

19377 

921 

21,00 

11,60 

16,5 

1867 

20  2Q2 

1074 

18,90 

16,60 

4,8 

1871 

22  689 

1035 

21,92 

(-)  3,63 

II.7 

1875 

26  OI2 

1242 

20,94 

20,00 

14,6 

1880 

28  597 

1450 

19,72 

16,75 

9.9 

1885 

31  713 

■       1528 

19,72 

5,38 

10,9 

1890 

35  085 

1728 

20,30 

13,09 

10,6 

1895 

39408 

2099 

18,77 

21,51 

12,3 

1900 

50  46S 

2368 

21,31 

12,08 

28,1 

1905 

59765 

2862 

20,88 

20,86 

18,1 

19100 

68934 

3695 

20,45 

20,11 

') 

15.3 

1908  gab  es  in  OfFenbach  16  766  Wohnungen.  Diese  ent- 
hielten 4052  Schlafstellen  und  2796  Schlafräume  für  Dienstmäd- 
chen, Lehrlinge  und  dergleichen  Personen. 

Die  folgende  Tabelle  gibt  hierüber  noch  weiteren  Aufschluß : 


Anzahl  der  Räume 
einschl.  Küche 


'^  o 


5  "• 
mehr 


r, 

§ 

äc2 

4)  .a 

Q 

S 

kyl      0 

0 

^      ii 

S 

f  a/j 

c 

s 

'^ 

Bestand  im 

Jahre  1907  .  i30i3j  16427 
Zugang  .  .  .  71}  424 
Abgang  .  .  .  |  18'  85 
Im   Jahrr   1908  .  |3o66l  16766 
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52     6434    6538 13163  !    4  I2268I3939I2778 

13  !  120  2151  77  !  —  I  68;  I46|  95 
—  !  4  28  I  46  I  7  :  —  I  12  33!  7 
87  I  260   6526  '  6707  I  3233   4  I232414052I2796 

Der  Schwerpunkt  liegt  also  in  Drei-  und  Vierzimmerwoh- 
nungen, die  jedoch  meist  in  Form  der  geteilten  Wohnungen  er- 
richtet sind.  Leer  standen  512  Wohnungen,  von  denen  aber  105 
sogleich  wieder  vermietet  waren;  im  Verhältnis  zu  der  Gesamt- 
zahl   der  Wohnungen   standen  leer  etwa  3,06%.     In  der  Haupt- 

1)  Geschrieben  191 1!  Zu  diesen  Betrachtungen  ist  für  die  neuere  Ent- 
wicklung hinzuzunehraen  eine  Studie  von  Heijirich  Lotz  über  die  Arbeiter  der 
Leder-  und  Lederwarenindustrie  OiTenbachs  im  Kriege. 

(Heidelberger  Dissertation). 

2)  Einschließlich  des  Vorortes  Bürgel. 
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Sache  handelt  es  sich  hierbei  um  Dreizimmerwohnungen;  351  stan- 
den in  den  neuen  Stadtteilen,  82  in  engen  Gassen  oder  licht- 
und  luftarmen  Höfen  der  Altstadt  leer. 

Die  Jahresmiete  schwankte  für  Zwei-  und  Dreizimmerwoh- 
nungen zwischen  150  und  250  resp.  300 — 450  Mark.  Von  4016 
von  der  Wohnungsinspektion  besichtigten  Wohnungen  wurden 
401  Wohnungen,  102  Schlafstellen  und  40  Schlafräume  bean- 
standet, am  häufigsten  aus  bautechnischen  Gründen.  Es  wird 
iedoch  auch  darüber  geklagt,  daß  die  zweckmäßige  Benutzung 
der  Wohnungen  mitunter  sehr  viel  zu  wünschen  übrig  läßt. 
Waschen  und  Wäschetrocknen  in  der  Wohnung  begünstigt  viel- 
fach die  Feuchtigkeit  in  den  ohnedies  der  Heizersparnis  wegen 
schlecht  gelüfteten  Wohnungen.  Hervorzuheben  ist  auch  die  Er- 
fahrung, daß  bei  allen  Beanstandungen  der  übermäßigen  Woh- 
nungsausnutzung durch  eine  gewisse  Rücksichtnahme  auf  den  Ver- 
dienst der  Leute  mehr  erreicht  wurde,  als  durch  sofortige  Straf- 
anzeige. 

In  den  alten  Stadtvierteln  wird  besonders  über  die  Ueber- 
füUung  der  Kleinwohnungen  durch  den  reichen  Kindersegen  der 
Arbeiterfamilien  geklagt.  Ein  Mangel  an  geeigneten  Arbeiter- 
wohnungen besteht  noch  immer.  Auch  sind  die  Preise  in  letzter 
Zeit  weiter  gestiegen.  Gegenwärtig  düriten  diese  vor  mehr  als 
zehn  Jahren  festgestellten  Verhältnisse  sich  unter  den  Einwir- 
kungen des  Krieges  wie  fast  in  allen  Industriestädten  katastrophal 
entwickelt  haben.  Diese  Betrachtung  schließt  bereits  mit  dem 
Jahre   191 1. 

VII. 
Die  dynamisch-effektiven  Faktoren  der  Bevölkerungszunahme. 

Geburtenüberschuß    und    W  a  n  d  e  r  u  n  g  s  g  e  w  i  n  n. 

Wir  müssen  dabei  wieder  auf  die  Grundzahlen  zurückgehen, 
weil  sich  sonst  für  überörtliche  Vergleiche  leicht  Verschleierungen 
ergeben,  insofern  sich  ein  an  sich  gleicher  Geburtenüberschuß  aus 
rechnerisch  doch  sehr  verschiedenen  Geburts-  und  Sterbegrößen 
herleiten  kann.  Wir  müssen  auf  diesen  Punkt  besonders  Rück- 
sicht nehmen,  weil  gerade  die  detailgeographische  Studien,  erst  recht 
aber  in  kombinierter  Hervorhebung  des  Gegensatzes  zwischen  Stadt 
und  Land,  berufen  sind,  die  Erkenntnis  der  »im  engeren  Rahmen 
sich  abspinnenden  lokalen  Bevölkerungsentwicklung  zu  vermitteln, 
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ohne  die  die  sozialwisssechaftliche  Erkenntnis  dieses  ganzen  Ent- 
wicklungsprozesses nicht  in  die  Tiefe  dringen  kann«  Co.  Mayr). 
Allerdings  meint  v.  Mayr  dann  weiter,  daß  mit  der  Verkleinerung 
des  Beobachtungsgebiets  auch  der  Faktor  der  Wanderungen  un- 
genauer erfaßt  würde,  besonders  bei  Vergleichen  zwischen  Stadt 
und  Land.  Nun  muß  ich  eingestehen,  daß  ich  den  Wanderungs- 
faktor für  den  Landbezirk  unseres  Wirtschaftsgebiets  überhaupt 
nur  berechnungsweise  ermitteln  konnte,  eine  ganz  ungefährliche 
Tatsache  insofern,  als  die  Berechnung  immerhin  wenigstens  mathe- 
matische Sicherheiten  bietet,  während  die  amtlichen  Nachweise, 
wenn  solche  überhaupt  vorhanden  sind,  stets  hinter  den  durch 
die  Berechnungen  ermittelten  Tatsachen  zurückbleiben  müssen, 
weil  sich  sehr  vieles  vorsätzlich  oder  fahrlässig  der  Beobachtung 
entzieht. 

In  den  TabellenS.  354  und  355  wird  eine  Analyse  der  Bevölke- 
rungsentwicklung in  Stadt-  und  Landteil  unseres  Gebietsausschnittes 
zu  geben  versucht. 

Die  Wanderungsbilanz  des  Landkreises  ist  stark  positiv  in 
den  Gründerjahren  1871 — 75,  dann  wieder  vor  allem  1885 — 90 
und   1895 — 1900. 

Es  sind  in  der  Hauptsache  die  Orte  Dietzenbach,  Seligenstadt^ 
Jügesheim,  Klein -Krotzenburg,  Froschhausen,  Offenthal,  Rem- 
brücken,  Klein-Welzheim,  die  immer  noch  verhältnismäßig  starke 
Abwanderungsüberschüsse  haben.  Die  betrefTenden  Orte  gleichen 
dies  jedoch  durch  entsprechende  Geburtenüberschüsse  zum  §i-ößten 
Teil  aus,  so  daß  in  der  Gegenwart  nur  noch  für  Rembrücken  eine 
direkte  Bevölkerungsabnahme  und  nur  für  Mainflingen,  Klein- 
Welzheim  und  Hainhausen  eine  besonders  langsame  Zunahme  zu 
beobachten  ist. 

Der  Geburtenüberschuß  nimmt  im  übrigen  sowohl  in  der  Stadt 
als  auch  im  Landkreis  eine  gesunde,  auf  dem  Lande  eine  sogar 
noch  gesündere  Entwicklung. 

Es  fiel  nämlich  auf   1000  Lebendgeburten    ein 

Geburtenüberschuß  über  die  S  te  r  b  e  f  ä  1 1  e. 


Jahrfünft 

Landkreis 

Stadt  Offenbach  a. 

M. 

876—1880 
:9o6— 1910 

429,6 
611,9 

383,3 
533,9 

In  Offenbach-Stadt  und  Land  stehen  sich,  wie  wir  sehen,  seit 
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i)  1906— 1910  sind  die  Zahlen  mit  denen  von   Offenbach  vereinigt. 


187I-I875 

1641 

I876-I880 

1976 

i88i  — iS85 

1601 

1886—1890 

1680 

1891  — 1895 

2412 

1896  — 1900 

4057 

1 901  — 1905 

5035 

1906 — 1910 

5906 

Stadt 

Land 

1682 



1690 

609 

— 

91 

1515 

— 

1129 

(Verlust) 

1692 

— 

•,:  481 

191 1 

— 

I29I 

(Verlust) 

7003 

— 

1103 

4262 

— 

2161 

3253 

— 

3138 
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der  Reichsgründung  folgende  dynamische  Faktoren  der  Bevölke- 
rungsentwicklung gegenüber : 

Geburtenüberschuß  i)  \Vanderungsge\vinn(-Verlust) 

Stadt  Land 

3557 

3135 

3737 

3919 

5386 

7121  —  — 

S729 

8322 

Aus  dieser  Aufstellung  geht  klar  hervor,  daß  der  Wanderungs- 
gewinn der  beachtenswertere  Faktor  ist  insofern,  als  er  großen 
Schwankungen  unterliegt  und  bei  günstigem  Stand  der  wirksamere 
Faktor  der  Bevölkerungszunahme  zu  sein  pflegt,  so  vor  allem  in 
der  bereits  mehrfach  charakterisierten  Periode  1896 — 1900.  Be- 
achtenswert ist  aber  auch  die  natürliche  Bevölkerungsentwicklung, 
die  viel  geringeren  Schwankungen  ausgesetzt  ist  und  auch  ganz 
anderen  sozialpsychischen  Charakter  aufweist. 

Auf  1000  Lebendgeborene  fiel  in  der  Stadt  Üffenbach  ein 
Geburtenüberschuß  von : 

Jahrfünft 


1876— 1880 

383,3 

I89I — 1900 

596,7 

I88I-I885 

330,6 

I90I— 1905 

510,1 

1886— 1890 

326,8 

1906— I9I0 

533,9 

Es  zeigen  sich  hier  offensichtlich  die  bereits  an  andrer  Stelle 
erörterten  schlechten  Konjunkturen  der  1880  er  Jahre.  Seit  1890, 
insbesondere  seit  1900,  datiert  indes  eine  Verstärkung  des  Zeugungs- 
und Gebäreffekts.  Bekanntlich  setzt  nun  in  Deutschland  die  in 
Frankreich  schon  länger  beobachtete  Verminderung  der  Geburten- 
häufigkeit mit  dem  Jahre  1902  ein.  Die  sinkende  Geburtenhäufig- 
keit wird  aber  vorerst  noch  durch  steigenden  Geburteneffekt  wett- 
gemacht ;  insofern  nämlich,  als  die  Geburtenhäufigkeit  bis  auf  Null 
sinken  kann,  eine  Entwicklung,  die  uns  Frankreich  offenbart;  die 
den  Geburteneffekt  bedingende  Sterblichkeit  kann  aber  nicht  unter 
eine  ganz  bestimmte  Grenze  herabgedrückt  werden,  und  somit 
läuft  die  gesamte  Bevölkerungsentwicklung  auch  in  Deutschland 
trotz  gegenwärtiger  starker  Zunahme    die  Gefahr  der  Stagnation, 


0  1863 

264 

1864 

333 

1869 

285 

1864 

306 

1867 

344 

1870 

322 

1865 

327 

1868 

26S 

1871 

179 
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j  a  des  Rückgangs.  Daß  hier  mit  dem  theoretischen  Hinweis  auf 
die  allgemein  geringere  Fortpflanzungs-Betätigung  (nicht  gesagt  ist 
-Fähigkeit)  der  höheren  und  differenzierteren  Lebewesen  nicht  ge- 
holfen ist,  wenigstens  nicht  für  ein  im  Kampf  ums  Dasein  zwischen 
Völkern  kämpfend  stehendes  Volk,  liegt  auf  der  Hand.  Hier 
setzen  praktisch-politische  Probleme  ein,  nicht  nur  für  eine  Kultur 
und  eine  politisch  #der  rassenhaft  bedingte  Nation,  sondern  auch 
für  die  Zellen  'dieses  großen  Ganzen :  für  die  Stadtkörperschaften. 
Wir  haben  diese  allgemeineren  Fragen  hier  nicht  weiter  zu  er- 
örtern. Die  Andeutung  sollte  nur  dazu  dienen,  den  von  uns  ledig- 
lich zu  konstatierenden  Tatsachen  den  nötigen  allgemeinen  Hinter- 
grund zu  geben. 

Was  an  Entwicklung  hervortritt,  ist  also  im  übrigen  nur  hi- 
storisch faßbar  unter  Einstellung  der  auf  Zeugungs-  und  Gebär- 
tätigkeit, Absterbe-  und  Wanderungsverhältnisse  fortwährend  wir- 
kenden Einflüsse.  Es  handelt  sich  weiter  dabei  nicht,  wie  bei 
den  für  unser  Gebiet  festgestellten  Wanderungen,  um  einfache 
Parallelismen  zwischen  wirtschaftlichen  Vorgängen  und  den  Fak- 
toren der  natürlichen  Bevölkerungsexpansion,  sondern  um  ganz 
verwickelte  und  kaum  erkennbare  Wechselwirkungen.  Der  typische 
Vertreter  einer  solchen  Wechselwirkung  ist  ja  das  bekannte  Schul- 
beispiel, daß  zu  günstigen  Zeiten  die  Geburtenziffern  zu  steigen 
pflegen,  anderseits  aber  wieder  Wohlstandsverhältnisse  meist  aus 
psychologischen  Gründen  zur  Beschränkung  der  Kinderzahl  führen^). 
Es  ist  nicht  möglich,  all  diese  Erscheinungen  auf  eine  naive  For- 
mel zu  bringen,  wie  das  Malt/ms  ^)  geglaubt  hat.  Daß  hier  ein 
dichtverschlungenes  Netz  von  Wirkung  und  Reflexionswirkung  vor- 
liegt, ergibt  sich  aus  der  allgemeinen  Betrachtung. 

Erforderlich  ist  für  eine  gründliche  Untersuchung  unbedingt 
die  Kenntnis  der  verheirateten  Frauen  im  gebärfähigen  Alter. 
Man  grenzt  diese  Fähigkeit  neuerdings  vielfach  mit  dem  45.  Le- 
bensjahre ab.  Obwohl  diese  Grenze  nicht  ausnahmslos  gültig  ist 
und  Geburtsfälle  auch  noch  bis  zu  50  Jahren  hin  vorgekommen 
sind,  trifft  diese  Neuerung  auf  die  zur  Beobachtung  auszuwählende 
Bestandsmasse  viel  genauer  zu  und  dürften  die  Ergebnisse  in 
dieser  Hinsicht  zweifellos    einwandfreier   sein  als  bisher.     Jedoch 


1)  Vgl.  auch  Lt^io  Brentano:  die  Malthussche  Lehre  usw.  in  Abh.  bist.  Bayr. 
Akad,  d.  Wissensch.  XXIV  3.     München   1909. 

2)  Malthus :  An  Essay  on  the  Principle  of  Population  or  a  riew  of   its   part 
and  present  effects  en  human  liappiness. 
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muß  die  Untersuchung  auch  noch  weiter  die  Dauer  der  Ehe  und 
die  Zahl  der  Geburten  in  jeder  Ehe,  das  Alter  der  Eltern  aus- 
einanderhalten, wenn  man  zu  wirklich  einwandfreien  Ergebnissen 
kommen  will.  Denn  die  Zahl  der  Geburten  kann  in  einfacher 
Beziehung  auf  die  Zahl  der  Einwohner  des  gewählten  Gebietes 
trotz  absoluter  Steigerung  kleiner  erscheinen,  wenn  der  gerade 
nicht  gebärfähige  Teil  der  Bevölkerung  z.  B.  d^uch  eine  sich  stän- 
dig verstärkende  Kinderbasis  größer  wird. 

Deshalb  sind  genaue  Untersuchungen  nötig,  w^enn  die  Ergeb- 
nisse Vergleichs  wert  haben  sollen.  Für  unser  Gebiet  war  das  Material 
nicht  ausreichend.  Es  sei  daher  nur  darauf  hingewiesen  ^),  daß  der 
nicht  mehr  von  der  Hand  zu  weisende  Geburtenrückgang  -)  in  der 
Hauptsache  mit  dem  zunehmenden  Wohlstand  zusammenhängt. 
Gegen  diese  Wohlstandstheorie  haben  sich  nun  allgemein  viele 
Stimmen  erhoben,  zum  Teil  sehr  heftig. 

Die  Wohlstandstheorie  hat  zweifellos  nicht  alles  gesagt,  im 
letzten  Grunde  aber  hat  sie  uns  doch  die  Beziehungen  aufgedeckt 
und  kann  trotz'  der  Proteste  ihre  Gültigkeit  behaupten. 

Man  ist  sich  ja  in  allen  Lagern  darüber  einig,  daß  der  Rück- 
gang der  Geburten  in  der  Hauptsache  nicht  auf  physiologische 
Gründe,  wie  abnehmende  Zeugungs-  und  Gebärfähigkeit,  zurück- 
geführt werden  kann,  obwohl  diese  Fälle  auch  mitsprechen.  Man 
einigt  sich  auch  heute  darüber,  daß  ein  ganz  bewußtes  und  ge- 
wolltes Einschränken  der  Kinderzahl  vorliegt.  Der  Grund  dazu 
ist,  daß  man  heute  mehr  als  früher  rechnen  gelernt  hat,  eben 
durch  den  größeren  Wohlstand  und  durch  den  hiermit  sich  stän- 
dig auch  in  den  untersten  Schichten  erv,-eiternden  Spielraum  der 
Befriedigung  aller  Lebensbedürfnisse  über  die  Grenze  des  Existenz- 
minimums hinaus.  Was  vor  wenigen  Jahren  noch  Luxus  war,  ist 
heute  fast  unbemerkt  in  die  Reihen  der  unentbehrlichen  Lebensgüter 
hinabgesunken,  in  billigen  Surrogaten  selbst  bis  in  die  untersten 
Schichten.  Diese  Erscheinung  beruht  jedoch  darauf,  daß  in  den 
industriellen  Produktionsstätten  der  heutigen  Weltwirtschaft,  also 
auch  in  Amerika,  viele  Menschen  mit  ihrer  Arbeitskraft  unter  nur 
äußerlich  verschiedenen  Formen  eingestellt  und  für  ihre  Verhältnisse 


i)  Geschrieben  im  Frühjahr   191 1. 

2)  In  Preußen  sank  die  auf  je  1000  gebärfähige  Frauen  berechnete  Geburten- 
ziffer auf  dem  Lande  von  179  im  Jahrzehnt  1881/90  auf  169  im  Jahrfünft  1906/10, 
in  den  Städten  in  den  gleichen  Perioden  von   145  auf  118. 
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> vermögend«  geworden  sind.  Die  gleichzeitigen  Veränderungen  in 
derDenk-  undFühlart  allerSchichten,  dasSuchen  nach  neuenFormen, 
das  geringere  Verbundensein  mit  der  Tradition  vergangener  Zeiten 
und  das  infolgedessen  auch  geringere  Verantwortlichkeitsgefühl  für 
die  Zukunft,  alles  das  hat  gemeinsam  dazu  beigetragen,  den  einzelnen 
Menschen  genußsüchtiger  —  zugleich  als  Aequivalent  der  viel 
intensiveren  Arbeitsleistung  —  rechnender  zu  machen.  Durch 
Verbote  des  Präventivverkehrs  und  der  Mittel  dazu  und  durch 
Unterdrückung  der.  Veröffentlichung  der  Aufgebote  werden  wir 
in  dieser  Uebergangserscheinung  unseres  Kulturzeitalters  absolut 
nichts  ausrichten.  Bedenklich  ist  ja  die  Erscheinung  ohne  Zweifel. 
Denn  die  Geburtenziffern  können  auf  ein  Nichts  herabsinken '), 
die  Sterblichkeit  aber,  die  bisher  durch  ihren  Rückgang  immerhin 
noch  einen  beträchtlichen  Geburtenüberschuß  garantierte  und  die 
zweifellos  durch  die  auch  bei  den  Ceburtenverminderungen  vor- 
waltenden, menschenökonomischen  Gesichtspunkte  (durch  verbes- 
serte Hygiene  und  bessere  Ausrüstung  des  höher  gewerteten  Ein- 
zelnen zum  Lebenskampf)  niedrig  gehalten  werden  wird,  kann 
jedoch  unter  eine  bestimmte  Ziffer  nie  herabsinken  ^).  Deshalb 
besteht  die  Gefahr,  daß  die  Einnahme  an  Menschen  auf  den  Stand 
der  Ausgabe  und  schließlich  unter  diesen  hinabsinkt.  Frankreich 
zeigt  uns  diesen  Rückgang  seiner  Bevölkerung  bereits  an.  Und 
drüben  in  Amerika  ist  Roosevelt  über  den  »Rassenselbstmord« 
des  eigenen  Volkes  in  große  Besorgnis  geraten.  Auch  wir  dürfen 
nicht  vergessen,  daß  die  Lücken,  die  bei  uns  entstehen,  durch 
unsere  überaus  expansiven  östlichen  Nachbaren  schnell  ausgefüllt 
werden.  Und  so  rückt  unbemerkt,  aber  stetig  auch  ein  andres 
Land,  andre  Kultur  in  unsere  Reihen  ein  und  der  bereits  von 
England  auf  uns  verlagerte  Schwerpunkt  der  europäischen  Ent- 
faltung rückt  weiter  ab  nach  Osten,  um  im  Slaventum  die  Brücke 
zu  schlagen  zu  den  jung  erwachenden,  überaus  expansiven  Völ- 
kern Ostasiens.  Die  Geschichte  ist  gerecht,  sie  ließ  bisher  ein 
Volk  nach  dem  andern  zur  Führung  kommen.  Auch  scheint  es, 
daß  sich  die  Räder  ihres  Wagens  schneller  drehen  wollen,  sie 
reduziert  die  Entwicklung  von  Jahrhunderten    früherer   Zeiten    in 


i)  Geburtenüberschuß  in  Deutschland  1896  bis  1900  =  14,7,  1906  bis  1910 
=    14,2  auf  1000  Einwohner. 

2)  Der  zeugungs-  und  gebärkräftige  Ausfall  im  Kriege,  ist  in  diesen  bereits 
191 1  niedergelegten  Sätzen  nicht  berücksichtigt. 


^5o  Heinz  Christian   Gübcl :   Arbeitsstäuen-Wanderungen. 

ihrer  Intensität  auf  Jahrzehnte.  Unter  diesen  Umständen  ist  es 
noch  schwieriger  als  einst,  den  Rädern  ihres  Wagens  in  die  Spei- 
chen zu  greifen.  Aber  es  scheint  doch  auch,  als  ob  sich  die 
Kraft  des  Menschen  gegenüber  diesen  Zeiten  ins  Ungemessene 
gesteigert  habe,  als  ob  er  etwas  vermöge  gegenüber  der  Entwick- 
lung seiner  Zeit.  Wir  Europäer  und  insbesondere  wir  Deutsche 
stehen  heute  jedenfalls  an  einem  der  Meilensteine  der  Weltge- 
schichte ^). 

i)  Geschrieben  Frühjahr   ign. 
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WO  STEHT 
DIE  DEUTSCHE  FINANZ  WISSENSCHAFT  ? 

Von 

Dr.  FRANZ  MEISEL. 

Zum  unglücklichsten  der  Völker  auf  Gottes  weitem  Erdboden 
soll  nach  dem  Friedensdiktate  das  deutsche  verurteilt  werden. 
In  die  neue  Weltepoche,  die  der  Menschheit  Völkerbund,  Völker- 
frieden, Volkswohlfahrt  bedeuten  soll,  wird  die  deutsche  Nation, 
gedemütigt  und  gefesselt,  als  unfreie  hineingestellt.  Zur  vollstän- 
digen Kampfunfähigkeit  und  Machtlosigkeit,  zum  Verluste  blühen- 
der und  kostbarer  Länderteile  in  West  und  Ost  und  Nord,  zu 
ungeheueren  Riesenersätzen,  zur  Auslieferung  der  Kolonien,  der 
Handelsflotte,  der  Kohlenschätze  verurteilt  der  Rechtsfriede  das 
verhungerte  Volk,  den  ausgesogenen  Boden,  die  an  Vorräten  und 
Rohstoffen  leeren  Magazine,  das  Land  mit  dem  großen  Reichtum  an 
Milliarden  von  Papiergeld,  mit  den  ungeheueren  Wucherpreisen  für 
das  Lebensnotwendige,  mit  den  riesigen  Löhnen  und  nicht  faßbaren 
Kriegsgewinnen.  Die  alte  Wirtschaftsordnung  erschüttert,  die 
neue,  unerprobt  und  nicht  ausgebaut,  leere  Reichs-,  Staats-  und 
Gemeindekassen!  Nichts  als  Schulden  von  riesenhafter  Größe,  er- 
schüttertes Vertrauen  in  die  wirtschaftliche  Lage  und  Kraft.  All 
dies  kommt  in  den  Valutakursen  zum  Ausdruck.  Auch  bei  diesen 
spielt  sicher  der  Wucher  und  das  Spiel  seine  Rolle;  entfernt  man 
die  Elemente  des  Krankhaften,  so  hätte  das  Friedensdiktat  in  den 
Kursen  einen  Wertmaßstab  des  rapidesten  ökonomischen  Nieder- 
ganges finden  müssen.  Politisch,  moralisch  und  wirtschaftlich  ge- 
knebelt soll  das  Deutsche  Reich  in  die  neue  höhere  Epoche  der 
Menschheitsgeschichte  eintreten,  um  sich  eine  neue  ökonomische 
Existenz  zu  begründen.  Aber  zuvor  muß  es  die  Diktatauflagen 
abarbeiten    und    nebenbei    doch    auch    leben.     Zu    dem    nackten 
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Leben  brauchen  wir  das  Drei-,  Vierfache,  wie  vor  dem  Kriege 
und  7Air  Zinscnzahhmg  für  die  Kriegsschulden  und  zu  den  Kapital- 
zahkingen  an  Entschädigungen  ein  größeres  Vielfache  des  öffent- 
lichen Friedensaufwandes.  Und  was  haben  wir  an  Menschenkraft 
und  Kapital  verloren,  und  was  ist  uns  an  Erwerbsmöglichkeit  ge- 
nommen? Was  fehlt  uns  an  geistigen  Kräften  und  Eigenschaften, 
von  der  Arbeitsfreudigkeit  angefangen  bis  zur  Energie  und  Zuversicht, 
die  ihren  Stützpunkt  im  Vertrauen  zu  dem  starken  Staate  und  zu 
den  gesellschaftlichen  Kräften  hatten.  Das  alles  wächst  mit  dem 
Erfolge  bei  den  Gegnern,  während  die  Deutschen  froh  sein  wer- 
den, wenn  die  vielen  pathologischen  Erscheinungen  des  seelischen 
Zustandes  in  absehbarer  Zeit  schwinden.  Aber  der  Jammer 
und  die  Verzweiflung,  die  Volk  und  Führer  beherrschen,  bringen 
uns  nicht  einen  kleinen  Schritt  weiter ;  sie  bringen  uns  namentlich 
nicht  den  Anfang  von  den  Gütern,  die  wir  am  dringendsten 
brauchen,  die  Lebens-  und  Schaffensfreude.  Besinnen  und  auf- 
raffen, sich  selbst  heben ! 

Aus  den  deutschen  Geistesschätzen  tönt  eine  wundervolle 
Weisheit  des  deutschen  Philosophen  trostbringend  zu  .uns: 

»Zwei  Dinge  erfüllen  das  Gemüt  mit  immer  neuer  und  zu- 
nehmender Bewunderung  und  Ehrfurcht,  je  öfter  und  anhaltender 
sich  das  Nachdenken  damit  beschäftigt:  der  bestirnte  Himmel 
über  mir  und  das  moralische  Gesetz  in  mir.« 

Unsere  Geistesschätze,  unseren  Himmel  können  uns  die  Feinde 
und  Hasser  nicht  nehmen.  Und  die  Natur  läßt  nur  das  Schwache, 
das  Ueberlebte  zugrundegehen.  Wäre  das  deutsche  Volk  und  Reich 
schwach  und  reif  für  den  Untergang,  dann  wäre  das  Diktat  mil- 
der und  etwas  ritterlicher.  Nicht  im  großen  Ringen  der  Feld- 
schlacht, nicht  an  der  äußeren  Front  ist  ja  die  tapfere  Macht  von 
der  Welt  von  Feinden  niedergeworfen  worden.  An  der  Stelle, 
wo  die  innere  Not,  der  Flunger  und  Seelenjammcr,  die  geschwäch- 
ten und  zerrütteten  Nerven  liegen,  ist  die  Front  eingedrückt 
worden. 

Da  wir  das  schreiben,  ist  das  Fieber  der  furchtbaren  Krank- 
heit, für  das  es  kein  Fiebermittel  gibt,  gesunken.  Der  Fieber- 
paroxismus  und  die  kommunistische  Tobsucht  sind  im  Erlöschen 
begriffen.  An  sich  selbst  wird  die  Nation  nicht  zugrunde  gehen; 
geschwächt  nach  langer,  schwerer  Krankheit  steht  das  deutsche 
Volk  da;  aber  sterbensschwach,  für  das  Ende  reif  ist  es  nicht. 
Wir  sollen  es  erst  werden  kraft  der  Feinde  Geheiß. 
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Davor  muß  uns  die  merkwürdige  Kraft  schützen,  die  nach 
Kants  wundervollen  Worten  in  uns  lebt:  das  moralische  Gesetz 
in  uns.  Zu  ihm  muß  jeder  »mit  immer  neuer  und  zunehmender 
Bewunderung  und  Ehrfurcht«  hinaufblicken,  der  das  Walten  des 
moralischen  Gesetzes  in  der  Weltordnung  kennt.  Die  Führer- 
schaft des  Volkes,  die  Regierung  von  oben  bis  hinunter,  die 
Wissenschaft,  die  Gesellschaft,  die  Politik,  das  Recht  und  die  Sitte, 
die  Volks-  und  Staatswirtschaft  muß  das  moralische  Gesetz  durch- 
dringen und  leiten;  je  bedeutungsvoller  die  Fragen,  die  großen 
der  Sozialisierung  und  des  Wiederaufbaus  der  Finanzwirtschaft,  je 
eindringlicher  muß  das  prinzipielle  Gesetz  zuoberst  gesetzt  werden. 
Wir  müssen  in  der  Finanz  und  in  den  Steuern  moralischer  und, 
was  nach  der  Entwicklung  und  in  der  Gegenwart  im  Worte  liegt, 
v;ir  müssen  sozialer  werden.  Der  deutschen  Finanzwissenschaft  ist 
das  moralische  Gesetz  in  der  Blüteperiode  leitender  Lehrsatz 
und  die  Herrschaft  des  sozialen  bricht  im  letzten  Viertel 
des  vorigen  Jahrhunderts  immer  mehr  und  entschiedener 
durch. 

An  andererstelle  ^)  haben  wir  das  jüngst  festgestellt.  In  dieser 
kurzen  Epoche  hat  die  deutsche  Finanzwissenschaft  ihre  prinzi- 
pielle Arbeit  in  einer  überraschend  kurzen  Zeit  vollendet,  vorzüg- 
lich in  den  Fundamenten,  weitschauend  und  guten  Geistes  in  den 
Prinzipien,  beherrscht  von  dem  obersten,  dem  der  Gerechtigkeit, 
ausgehend  vom  wirklichen  Leben  der  beiden  Wirtschaften,  für  beide 
bestimmt,  zweckmäßig  und  klar  im  Plane  für  den  richtigen  Ober- 
bau. Noch  mitten  in  der  großartigen  geistigen  Bewegung,  in  der 
eine  Großtat  der  anderen,  ein  bedeutungsvolles  Werk  dem  andern 
folgte,  kam  die  Kritik.  Vielleicht  ist  es  kein  Zufall,  daß  sie  vor- 
nehmlich in  der  nichtdeutschen  Wissenschaft  auftritt;  die  deutsche 
Theorie  kam  bald  hinterher,  um  kritisch  mitzutun,  nicht  in  starker 
Zahl,  nicht  gerade  große  Geister,  nicht  besonders  starke  Kritiker. 
Nicht  an  den  Früchten  wurde  skeptisch  geprüft,  sondern  an  der 
Methode  der  Arbeit,  mit  der  gesät  und  geerntet  wurde.  Wir  wer- 
den von  dieser  Kritik  eingehender  in  der  folgenden  Untersuchung 
zu  sprechen  haben.  Sie  war  auch  in  der  Fremde  dem  Umfange 
und  auch  der  Zahl  der  Stimmen  nach  nicht  gerade  bedeutungs- 
voll. Sie  ging  gegen  das  moralische  Gesetz,  gegen  die  Gerech- 
tigkeitsprinzipien; sie  verlangte   »reine«  Theorie!   Für  die  Finanz- 

i)  Stand  und  Wert  der  deutschen  Finanzwissenschaft  in  Schmollers  Jahrbuch  XLII 
Jahrg.  3/4,   1918,  S.   317  u.  ff. 

24* 


364 


Franz  Meisel : 


Wissenschaft  wenigstens  hat  die  Kritik  und  die  neue  Methode  in 
der  deutschen  und  in  der  fremden  keine  Bedeutung  erlangt. 
Vocke  geht  weiter.  In  seiner  Finanzwissenschaft  sagt  er,  daß  die 
Versuche,  das  Steuerwesen  rein  wirtschaftHch  zu  begründen,  nicht 
gekingen  sind,  daß  sie  vielmehr  den  Beweis  erbracht  haben,  es 
sei  die  genügende  Begründung  nicht  möglich.  An  dem  Prinzipe 
und  an  der  Kritik  lag  es  sicherlich  nicht,  als  um  die  Jahrhundert- 
wende die  deutsche  Finanzwissenschaft  fast  plötzlich  zum  Still- 
stand kam.  Ich  habe  jüngst  versucht,  die  Gründe  zu  erforschen  i). 
Die  Tatsache  steht  fest.  Die  monographische  und  systematische 
Gelehrtenarbeit  bis  auf  geringe  Ausnahmen  steht  still ;  da  und 
dort  einmal  eine  Erscheinung  in  der  Zeitschriftenliteratur  von 
Bedeutung.  Was  sie  als  Regel  bringt,  das  rein  Praktische  natür- 
lich ausgenommen,  ist  ungleich  in  der  Leistung,  wahllos  im  Prin- 
zip und  im  Ziele,  ganz  im  Gegensatze  zu  der  kurzen  Blüteperiode 
und  dem  Beispiel  der  Rechts-  und  Staatswissenschaften,  ohne  Zu- 
sammenhang mit  der  anderen  Theorie,  mit  den  Ergebnissen  un- 
serer Klassiker  und  der  herrschenden  Lehre.  Der  Einfluß  auf  die 
Gesetzgebung  und  die  Praxis  ging  ganz  verloren.  Und  wie  das 
Bild  von  der  Wissenschaft  nach  den  paar  Strichen  ausschaut,  so 
ähnlich  wäre  jenes  von  der  Finanzwirtschaft  des  Deutschen  Reiches 
im  20.  Jahrhundert.  Nur  ist  diese  nicht  bloß  Stillstand,  sondern 
Rückstand.  Wir  werden  dies  im  großen  und  im  einzelnen  in 
dieser  Untersuchung  oft  und  genügend  zeigen  können.  Die  großen 
neuen  Gedanken  gipfeln  in  dem  Zuwachse :  die  Besitz- ,  die 
Wertzuwachssteuer  und  dazu  im  vollen  Frieden  der  einmalige 
Wehrbeitrag.  Neue  Steuern,  das  war  die  einzige  Frage.  Ob  die 
alten  wirklich  ausgenutzt  werden,  ob  und  wie  sie  praktisch  und 
gerecht  ausgenutzt  werden  könnten,  wenn  die  Technik  oder  an- 
deres verbessert  würde,  davon  irgend  einmal  ein  Satz ;  von  ernsten 
Studien  und  Bemühen  in  der  Theorie  und  Praxis  dieser  Jahre 
kann  kaum  die  Rede  sein.  Daß  das  Kapital  und  die  Land- 
wirtschaft nicht  ausgiebig  steuerten,  davon  wurde  manches  ge- 
sprochen ;  es  zu  bessern,  dazu  langte  die  Kraft  nicht.  Oder  war 
es  der  Wille }  Und  während  vor  dem  Kriege  die  deutsche  Volks- 
wirtschaft, voll  in  der  schönsten  großen  Entwicklung,  in  allen 
Zweigen  eine  Mächtigkeit  zeigte,  die  den  Neid  der  Welt  erregte, 
gab  die  Staatswirtschaft  ein  trauriges  Bild.  Das  objektive  Ur- 
teil der  Geschichte  wird  kommen.    Mit  den  materialistischen  Auf- 


l)  Vgl.  meine  Untersuchung  a.  o.  a.  O.  S.   361  ff. 
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fassungen  der  Menschen,  nicht  bloß  der  deutschen,  wird  es  sich 
beschäftigen,  aber  nicht  mit  diesen  allein.  Uns  Moralisten  mit 
dem  moralischen  Gesetze  in  uns  ist  nicht  bang  um  die  Antwort 
auf  die  Schuldfrage.  Aber  das  Strafurteil,  wie  es  vorliegt,  zeigt  nichts 
von  ehrlich  und  ruhig  abwägenden  Gerechtigkeitsgrundsätzen,  vor 
allem  die  Partei  als  Ankläger  und  Richter.  Aus  der  Scha- 
blone nimmt  sie  nicht  einmal  Milderungsgründe  und  ihr  Zweck  ist 
klar :  vollste  Vergeltung,  erbarmungslose  Unschädlichmachung. 
Liegt  die  deutsche  Schuld  im  Streben  nach  Weltmachtstellung 
und  in  der  Summe  der  damit  verbundenen  Uebeltaten,  die  wir 
mit  dem  einen  Worte  Imperialismus  verbinden,  dann  steht  der 
gerechte  Richter  vor  der  Tatsache,  daß  Verbrechen  und  Ver- 
brechensart auch  den  Gegnern  zuzurechnen  sind.  Doch  erfunden 
hat  sie  deutsche  Entwicklung  und  deutscher  Sinn  nicht,  viel- 
mehr in  der  Weltgeschichte  als  den  großen  Trieb  vorgefunden, 
als  das  deutsche  Volk,  spät  genug,  etwas  von  der  Machtstellung 
für  sich  in  Anspruch  nahm.  Und  weil  die  deutsche  Macht  und 
die  deutschen  Bestrebungen  jung  und  seltsam  eigenartig  waren,  ent- 
wickelten sich  Fehler  und  Schwächen,  die  zu  würdigen  vorzüglich 
Aufgabe  gerechter  Richter  und  Geschichtsschreiber  wäre.  Uns 
interessiert  vor  allem  die  Seite  der  Fürsorge  für  die  Staats- 
ausgaben und  die  Kriegskostendeckung.  Wir  haben  von  man- 
cher Richtung  aus  von  dem  Heroismus  der  Engländer  auch  in 
den  Aeußerungen  deutscher  Volksfreunde  gelesen.  War  es  wahrer 
Opfermut,  richtiger  Opferwille  ?  Es  war  denn  doch  vor  allem 
die  alte  Erfahrung,  die  oft  erprobte  Praxis  !  Und  dahinter  steckt 
die  kühle,  nüchterne  Erwägung  des  Kaufmanns :  die  Steuern 
sind  Spesen;  bei  dem  großen  Geschäft  sind  sie  natürlich  groß, 
bei  dem  ungeheueren  Weltkrieg  sind  die  Kosten  ungeheuer,  das 
Risiko  sehr  groß,  aber  die  Wiedererlangung  der  Herrschaft  in 
der  Welt,  auf  dem  Weltmarkte  mit  Ausschluß  des  deutschen  Kon- 
kurrenten um  das  ungeheuere  größer !    . 

Mit  dem  Spesenelement  als  naturnotwendigem  Ergebnis  des 
großen  Geschehens  hat  die  deutsche  Rechnung  nicht  operiert.  Der 
Reichtum  und  die  Wohlfahrt  waren  noch  zu  jung ;  man  hält  Neu- 
erworbenes stärker  fest,  der  Reichtum  der  zweiten,  dritten  Gene- 
ration ist  freier,  auch  im  Festhalten  und  im  Generösen.  Die  großen 
und  kleinen  Erwerbskreise  waren  am  Anfang  der  Entwicklung 
deutscher  Machtstellung  steuerscheu,  steuerknauserig.  Und  bis  in 
die  Wissenschaft  und  in  weite  Kreise  kann  man  die  Existenz  dieser 
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antisozialen  Gesinnung  verfolgen,  die,  von  den  Liberalen  ausgehend, 
fast  das  ganze  Bürgertum  beherrschte.  Die  ungeheueren  Geld- 
summen, die  der  Krieg  verschlingt,  bringen  auch  im  Deutschen 
Reiche  bald  die  Sorgen  und  die  Fragen  nach  der  Deckung. 
Nach  der  Wissenschaft  wurde  nicht  viel  gefragt.  Das  war  vor 
dem  Kriege  auch  nicht  besser.  Ruhige,  sachliche  Arbeit  kann 
in  bangen  Tagen,  in  Stunden  des  Notstandes  und  der  Entbeh- 
rungen nicht  aufkommen.  Die  Tendenzen  kamen  in  Schlagworten. 
Je  einfacher  und  radikaler  sie  waren,  desto  größer  ^der  Anreiz 
und  die  Verbreitung,  die  sie  fanden. 

Die  These  z.  B.  stand  bald  fest.  Mit  dem  alten  Steuerstaat, 
mit  den  alten  Mitteln  von  Steuern  und  Schulden  geht  es  nicht. 
Heute  müssen  wir  fragen :  Ist  der  Satz  richtig,  was  lehrt  uns  die 
heutige  Wissenschaft^  wie  weit  sind  wir  in  der  Erkenntnis  der 
wahren  Tatsachen  und  den  Folgerungen } 

Staatssozialismus,  Staatssyndikate,  Monopole,  die  neuerstan- 
dene Heillehre  vom  erwerbstätigen  Geist  des  Staates,  die  müssen 
es  leisten!  Ist  denn  die  Idee  so  neu,  arbeiten  wir  auf  dem  Felde 
ohne  geschichtliche  Erfahrung,  was  sagt  denn  zu  ihr  die  Wissen- 
schaft > 

Neben  verschiedenen  anderen  großen  und  kleinen  Mitteln  der 
erfindungsreichen  Zeit  kam  die  Steuer  im  großen  Stile,  die  so 
gewaltig  anders  war  als  die  anderen,  daß  man  die  Steuer  aus  der 
Firma  entfernte  und  sie  Vermögensabgabe  nannte.  D'ieJil  und 
namentlich  Z^/V/^--?/!)  haben  in  hervorragenden  Untersuchungen  über 
Auf-  und  Abbürdung  der  Kriegsschuld  dieser  Art  gezeigt,  daß  der 
Wissenschaft  die  Frage  nicht  neu  ist,  und  was  zu  ihr  die  ältere  ge- 
sagt hat.  Wir  fragen,  wie  weit  ist  die  Finanzwissenschaft  in  der 
Theorie  der  Vermögenssteuer  gekommen  ?  Wie  weit  in  der  Tech- 
nik .?  Die  gehört  doch  bei  einem  so  außerordentlichen  Opfer  wohl 
auch  in  den  Komplex  der  Fragen }  Es  ist  denkbar,  daß  kluge, 
sachverständige  Köpfe  unter  dem  Druck  der  Not  und  der  Zeiten 
sich  mit  der  Finarizwissenschaft  nicht  viel  auseinandersetzen  und 
doch  Bestes  oder  Gutes  vollbringen  könnten.  Je  besser  die 
Neuordnung  der  deutschen  Finanzwirtschaft  gelingt,  um  so  mehr 
wird  sich  die  Theorie  mit  der  Frage  beschäftigen,  warum  sie 
»diesen  oder  jenen  Sätzen  der  Finanzwissenschaft«  entsprach  oder 
warum  nicht,  aus  welchen  Gründen  die  Neuordnung  und  die  Jieue 

l)  Vgl.  Die  Neuordnung  der  deutschen  Finanzwirtschaft,  in  den  Schriften 
des  Vereins  für  Sozialpolitik   156.  Bd.    i.  Teil,  Duncker  &  Humblot,    191S. 
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Zeit  sich  mit  Recht  oder  Unrecht  in  neuen  oder  in  den  »alther- 
gebrachten Geleisen  der  Finanztheorie  und  FinanzpoHtik«  be- 
wegten. Die  neuen  riesengroßen  Aufgaben,  vor  die  wir  gestellt 
sind,  erfordern  nach  Diehl  neue  Gesichtspunkte  und  Maßstäbe. 
Gewiß,  aber  gute  und  richtige,  objektiv  geprüfte.  Die  Kriegszeit 
»stand  doch  auch  vor  allerschwersten  Aufgaben  und  die  Zukunft 
wird  es  als  warnendes  Beispiel  hinstellen,  wie  Kunstfragen  erster 
Ordnung  nicht  ohne  Wissenschaft  oder  gegen  sie  erledigt  werden 
sollen.  Zur  Kohlen-  und  Warenumsatzsteuer  braucht  man  sie 
allerdings  nicht.  Aber  in  der  großen  Vermögenssteuer  sehen  wir 
nach  den  genannten  und  ein  paar  anderen  Arbeiten  doch  etwas 
klarer!  Es  handelt  sich  übrigens  nicht  um  das  Einzelne.  Es  wird 
keinem  normalen  Menschen,  am  allerletzten  einem  Theoretiker 
einfallen,  die  Reform  des  Strafrechts,  des  Prozesses,  des  Erbrechts 
ohne  die  besondere  Fachwissenschaft  erledigen  zu  wollen.  Die 
ist  sich  aus  so  und  so  vielen  Gründen  über  die  Lehrsätze  und 
die  Reformfragen  klar.  Warum  es  die  deutsche  Finanzwissenschaft 
in  den  vielen  Steuerreformen,  die  der  Vergangenheit  angehören, 
nicht  war,  wo  ihre  Führer  während  der  Kriegszeit  blieben,  das  ist 
unsere  Nebenfrage. 

Den  ganzen  Jammer  der  steuerstaatlichen  Stellung  und  Lei- 
stung, den  unheilvollen  Einfluß  des  Kapitales  hat  G^<9/d/.y(:^^/(3'^)  in  seinem 
Buche  »Staatssozialismus  oder  Staatskapitalismus«  vorgeführt.  Dazu 
das  fertige  Programm  für  die  Durchführung,  Die  Sozialisierung 
marschiert  und  arbeitet;  fast  ist  sie  über  die  Ideen  Goldscheid?, 
schon  hinaus.  Die  geistige  Führerschaft  ist  klug  und  vorsichtig. 
Noch  bleibt  sie  auf  dem  Boden  der  Wirtschaftsordnung,  auf  dem 
es  Steuer-  und  Staatswirtschaft  gibt.  Mitten  darin  und  daraus 
heraus  kommt  schon  bei  Goldscheid  eine  neue  theoretische  For- 
derung, der  starke  Ruf  nach  soziologischer  Pflege  der  Finanz  und 
die  schwere  Anklage  gegen  die  Finanzwissenschaft.  In  den  Staats- 
finanzen und  in  der  Finanzgeschichte  »hört  man  die  Pulse  des 
Lebens  der  Völker  am  lautesten  schlagen ;  hier  steht  man  gleich- 
sam an  der  Quelle  allen  sozialen  Elends«;.  Bis  heute  ist  die 
Finanzwissenschaft,  »statt  die  lebendigste,  farbensprühendste  Dis- 
ziplin zu  sein,  die  toteste,  graueste  geblieben«;  stärker  als  irgend 
eine  andere  Disziplin  erfuhr  sie  »ihre  Entwicklung  unter  dem 
Drucke  parteipolitischer  Einflüsse«,  statt  sich  »das  ernste  Ziel 
zu  setzen,  ein  in  sich  geschlossenes  theoretisches  System  zu  geben, 

i)  Anzengrubers  Verlag,  Wien-Leipzig,    1917;   seither  mehrere  Auflagen. 
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das,  durch  und  durch  in  objektivem  Forschergeist  entworfen,  auf- 
gebaut ist  auf  dem  Ganzen  der  sozialwissenschaftHchen  Erkenntnis 
der  Zeit<-.     Hat  er  nicht  recht? 

Fast  um  die  gleiche  Zeit  erscheint  ein  anderes  neues  Buch, 
ein  starker  Band,  die  Finanzwissenschaft  von  Lotz.  Neue  An- 
klagen, allerdings  fast  entgegengesetzter  Art.  Auf  die  Farben,» 
vielleicht  auch  auf  den  Inhalt  wird  kein  großer  Wert  gelegt.  Die 
Methode  ist  die  Hauptsache  :  nicht  fordern,  nichts  Aprioristisches, 
nichts,  das  sein  soll  und  aus  Wünschen  herauswachsen  kann;  nackte 
Tatsachen  mit  der  exakten  Rechnung  dazu :  wem  nützt  schließlich 
die  Staatstätigkeit,  die  Ausgaben  des  Fiskus  und  wer  kommt  für  «. 
die  Wohltaten  auf.?  Moralisches  Gesetz,  Steuergerechtigkeit,  so- 
ziale Prinzipien,  das  ist  das  Aprioristische.  Fort  mit  ihnen,  fort 
mit  aller  Einteilung,  die  darauf  ruht  oder  damit  zusammenhängt. 
So  verschwinden:  direkte  und  indirekte  Steuern,  Gebühren,  Bei- 
träge öffentlicher  Unternehmungen.  Hinter  diesen  Einteilungen 
liegen  Wünsche  und  Ansichten!  Das  Administrativ-Technische  gibt 
die  Scheidung  und  Begriffsbestimmung,  gerade  also  das,  mit 
dem  die  moderne  Finanzwissenschaft  sich  seit  Wagner?,  Steuer- 
lehre gar  nicht  beschäftigt  hat. 

Im  Richten  rasch,  im  Lobe  karg,  ist  Lotz  mit  nichts  zufrieden. 
Die  deutsche  i^inanzwissenschaft  befindet  sich  nach  Z.(?/.c.'  in  einem 
Zustande  der  Verwilc'eiung,  des  Ueberganges,  in  einem  Umbil- 
dungsprozesse. Vv^ir  müssen  in  der  bösen  Zeit,  die  uns  zwingt, 
der  öffentlichen  Wirtschaft,  diesem  neuen  Sorgenkinde,  allergrößte 
Aufmerksamkeit  und  Arbeit  zu  widmen,  uns  mit  der  Methode  ernst 
und  eindringlich  beschäftigen.  Soviel  steht  fest:  ohne  wissen- 
schaftliche Führung  kommen  wir  aus  der  schweren  Krise  ohne 
neue,  große  Verluste  nicht  heraus  und  in  ein  neues  gesundes 
und  halbwegs  erträgliches  Leben  nicht  hinein.  Nicht  so  sehr 
wegen  des  unerläßlichen  Könnens  und  Beherrschens  des  Stoffes,  als 
vielmehr  wegen  der  sachlichen  Objektivität,  die  das  an  und  für 
sich  Traurige  und  Harte  möglichst  gerecht,  moralisch,  sozial  und 
wirtschaftlich  einrichtet.  Da  sind  wir  nach  Lotz  und  anderen 
Weisen  doch  wieder  nur  vor  der  Frage.  Sein  Buch  ist  ein  spät 
geborenes  Kind  der  Freihandelsschule.  Wir  mit  dem  moralischen 
Gesetz  in  uns  sollen  nicht  fordern.  Seine  Weltanschauung  mit 
dem  obersten  Prinzip:  freies  Walten  der  wirtschaftlichen  Kräfte 
mit-  und  gegeneinander  stellt  nach  innerer  Notwendigkeit  dann 
die  Harmonie  der  Interessen  her.    Was  jenseits  des  Prinzips  steht, 
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ist  bös  und  schlimm;  es  ist,  ohne  das  verpönte,  förmUche  Wert- 
urteil, unrichtig,  falsch. 

Derweilen  wir  uns  mit  der  Weltanschauung  und  mit  der  Nutz- 
anwendung auf  Steuer  und  Finanz  streiten  und  bemühen,  hat  sich 
eine  ganz  andere  Weltanschauung,  eine  dritte,  den  Boden  erkämpft. 
Wir  haben  es  nicht  mehr  mit  den  Forderungen  des  theoretischen 
Sozialismus  zu  tun.  Der  praktische,  der  lebendige,  arbeitet  und 
befiehlt.  Wo  noch  der  alte  Erbfeind  und  sein  System,  der  Kapi- 
talismus, lebt,  leben  auch  die  Steuern,  und  mit  ihnen  wird  ohne 
viel  Federlesens  die  Einkommensverteilung  stark  reguliert.  Der 
neue  Geist  kehrt  sich  nicht  viel  an  die  Tatsache,  daß  in  den 
letzten  zwei  Jahrzehnten  fast  keiner  der  kleinen  oder  der  größeren 
Geister  an  Adolph  Wagner  vorbeigegangen  wäre,  ohne  dessen 
sozialpolitischen  Verirrungen  anzunageln,  namentlich <iie  Funktion 
der  Steuer  als  Einkommensverteilung.  Die  jungen  Republiken,  die 
auf  dem  Boden  der  alten  Steuerstaaten  entstanden  sind,  arbeiten 
nicht  in  Theorien  und  Steuersystemen.  Mit  »tätigem«  Geiste  geht 
es  gegen  die  alte  kapitalistische  Wirtschaftsordnung  mit  einerneuen 
Steuertechnik.  Sentimental  sind  sie  nicht  veranlagt.  Die  Grenzen 
werden  streng  gesperrt,  der  Eisenbahn-,  Nachrichten-,  Sachverkehr 
mit  dem  Auslande  werden  ganz  eingestellt,  im  Inlande  auch  der 
Zahlungsverkehr  eingeschränkt.  Das  Papiergeld,  die  Wertpapiere, 
die  Einlagen  bei  den  Banken,  Sparkassen,  Vorschußkassen  werden 
konskribiert  und  abgestempelt;  Teile  der  Banknoten  werden  zurück- 
behalten als  Anleihe,  Teile  der  Buchforderungen  gesperrt,  die 
Zahlung  von  Kapital  und  Zins  ganz  oder  zum  Teile  eingestellt, 
Handel  und  Verkehr  in  Wertpapieren  untersagt.  Warum  die 
neue,  brutale  Technik.?  Wie  steht  dann  die  deutsche  Finanz- 
wissenschaft zu  den  Fragen  der  Steuertechnik }  Unsere  Frage- 
stellung nach  dem  Stande  der  Wissenschaft  hat  also  weite  und 
wichtige  Gründe.  Wo  die  deutsche  Finanzwissenschaft  heute  steht, 
wollen  wir  aus  den  neuesten  Auflagen  der  Bücher  von  Eheberg 
und  Conrad  und  aus  dem  neuen  Werke  von  Lotz  feststellen. 

I. 

Das  beliebte  Lehrbuch  von  Eheberg  ist  lange  nicht  mehr 
ein  »Grundriß«,  wie  es  manche  auch  heute  noch  bezeichnen.  Es 
verdankt  seine  erste  Gestaltung  Cossas  Primi  elementi  di  scienza 
delle  finanze.  Diesem  rühmt  Stei7i  die  Klarheit  seiner  wissen- 
schaftlichen Auffassung  nach,  die  zweifellos  der  anfänglichen  Be- 
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arbeitung,  aber  auch  der  Verselbständigung  des  Lehrbuches  in  der 
erweiterten  L^orm  zugutegekommen  ist.  Der  »Grundriß  der  Finanz- 
wissenschaft nach  Cossas  3.  Aufl.  frei  bearbeitet«  erschien  1882  und 
hatte  170  Seiten.  Die  4.  Auflage  (1895),  die  bereits  die  umge- 
arbeitete und  vermehrte  ist,  zeigt  trotz  des  starken  Stoffanwachses 
die  erfreuliche  Beschränkung  in  den  Raumverhältnissen  des  Buches. 
Hat  der  Verfasser  einmal  seinem  Werke  das  Ziel  gesetzt,  ein 
gutes  Lehrbuch  zu  sein,  so  ist  die  weise  Verwertung  des  Stoffes 
in  der  Darstellung  selbstverständliches  Gebot.  Soll  es  dem 
akademischen  Unterrichte  dienen,  so  muß  es  nicht  bloß  klar, 
sondern  auch  übersichtlich  sein,  und  so  auch  bleiben  bei  ange- 
wachsenem Stoffe.  Die  Selbstbeherrschung  im  Interesse  des  Zieles 
hat  sich  Eheber^  auferlegt  und  durchgeführt,  die  6.  Auflage 
(1901)  hatte  506  Seiten,  die  letzte  die  13.,  trotz  der  starken  Ver- 
mehrung des  Positiven  631.  Das  ist  erfreulich  und  lohnend. 
Uebersichtlichkeit  der  Stoffanordnung  und  Beschränkung  auf  das 
Gesetzmäßige,  Wichtige,  Typische  fördert  den  Lehrzweck.  Das 
braucht  keiner  weiteren  Auseinandersetzung.  Dann  ein  Zweites, 
das  besonders  in  der  Literatur  der  Lehrbücher  wichtig  und  er- 
freulich erscheint.  Eheberg  vermeidet  im  System  und  in  der  be- 
sonderen Darstellung  die  Sucht  nach  Originalitäten,  er  hascht  im 
großen  und  im  einzelnen  nicht  nach  billigen  Sonderheiten  und 
Effekten.  Das  Buch  bringt  die  herrschenden  Lehren;  es  bringt 
im  großen  und  ganzen  die  Wissenschaft,  wie  sie  sich^in  der  deut- 
schen Blüteperiode  entwickelt  hat.  Und  darin  liegt  der  haupt- 
sächliche und  besondere  Wert  dieses  Lehrbuches.  Kaizl,  Vocke, 
Heckel,  Fnisting  und  neuestens  Lots  sind  ihre  eigenen  Wege  ge- 
gangen; fast  hätten  wir  vergessen,  wie  und  wo  die  alten,  die 
guten  gehen. 

Eine  kurze  Einleitung,  die  der  Finanzwirtschaft  und  ihrem  be- 
sonderen Charakter,  dann  dem  Zusammenhange  des  Finanzwesens 
mit  dem  Staatswesen  gewidmet  ist,  bringt  in  gedrängter  Darstellung 
die  Grundlagen.  Es  sind  keine  neuen  Tonarten  in  dem  kurzen  Vor- 
spiel mit  den  Leitmotiven,  auch  keine  starken  Töne  von  den  großen 
Zielen  und  Kämpfen  in  der  Finanz,  deren  fortgesetztes  Wachsen 
wir  miterlebt  haben.  Davon  hören  wir  nur  ein  paar  Takte,  ge- 
dämpft und  andeutungsweise.  Es  ist  das  Lehrbuch  in  der  Type, 
in  der  es  sich  nach  Rau  und  nach  Umpfenbach  entwickelt  hat. 
Die  älteren  Werke  erschöpfen  sich  in  der  Darstellung  der  guten 
und  schlechten,  der  starken  und  schwachen  Seiten  der  beteiligten 
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Kräfte  und  Institute ;  das  geht  bis  in  den  speziellen  Teil,  bei 
jeder  einzelnen  Steuer  gutes  und  böses  und  zur  besseren  Er- 
kenntnis der  Vergleich  mit  der  privaten  Wirtschaft.  Die  Lehr- 
bücher unserer  Zeit,  von  Steins  i.  Auflage  an,  unterscheiden  sich 
von  den  ältsren  durch  ihre  Verwissenschaftlichung.  Das  System 
ist  in  der  Sache  gegeben,  »ein  Arbeitsgebiet  von  klarer  Abgren- 
zung, eine  Systematik  von  wenigen  sicheren  und  deutlichen  Glie- 
dern«. Mit  dem  organischen  System  allein  ist  gerade  im  Lehrbuch 
schon  viel  gegeben  und  erreicht,  und  es  ist  nicht  so  sehr  der 
systematische  Aufbau  als  vielmehr  der  Ausbau,  die  Darstellung 
im  einzelnen,  die  Klarstellung  der  Grundbegriffe  und  Institute  in 
feststehenden  und  bestrittenen  Lehren,  worauf  es  ankommt.  Das 
ist  eines  der  Uebel  der  Geisteswissenschaften,  daß  sie  neben  dem 
Tatsachenstoffe  nur  über  die  Kraft  der  Sprache  und  der  Logik 
verfügen.  Das  ist  bei  jedem  einzelnen  das  Individuelle,  das 
Persönliche  des  Autors. 

Ehebergs  Lehrbuch  leidet  nicht  an  Lebhaftigkeit  und  Farben- 
reichtum, es  ist  im  Tone  gleichmäßig,  ruhig,  der  namentlich  den 
jungen  Leser  nicht  stark  bewegt,  aber  auch  nicht  ermüdet.  Daß 
wir,  ein  anziehendes  Lehrbuch  mit  kräftiger  Sprache  und  leb- 
hafter Darstellung,  mit  klassischen  Aussprüchen,  lehrreichen  Bei- 
spielen, charakteristischen  Fällen,  mit  ergänzender  und  illust- 
rierender Statistik  dringend  brauchen  würden,  ein  Buch,  das  na- 
mentlich die  Jugend  und  die  Fnilister  anregt,  das  läßt  sich  leichter 
feststellen  als  machen.  Aber  auch  das  andere  in  didaktischer 
Richtung,  die  Technik  der  Bücher,  wird  in  seiner  Bedeutung  von 
den  Autoren  und  den  Kritikern  übersehen.  In  der  Praxis  der 
Theorie  ist  mir  die  besondere  Wichtigkeit  dieses  Punktes  klar 
geworden.  Mir  steht  eine  langjährige  Erfahrung  am  Prüfungs- 
tisch zur  Verfügung.  In  Oesterreich  muß  jeder  Jurist,  der  den 
P^intritt  in  den  Staats-  oder  öffentlichen  Dienst  anstrebt,  in  drei 
theoretischen  Prüfungen  seine  Kenntnisse  erproben,  von  denen 
die  staatswissenschaftliche  das  Staats-  und  Verwaltungsrecht,  dann 
die  Volkswirtschaftslehre  und  die  Finanzwissenschaft  umfaßt.  In  die- 
sen vier  gleichwertigen  Fächern  hat  sowohl  der  künftige  Richter  als 
auch  der  Verwaltungsbeamte  sein  Wissen  darzutun.  Die  reichen 
FIrfahrungen  und  Ergebnisse  von  hunderten  von  Prüfungen  haben 
mich  über  die  Prüfungszeit  hinaus  angeregt  und  beschäftigt. 
Bald  findet  der  Fachmann  die  Regeln,  namentlich  die  eine,  daß 
wesentliche  Grundlagen   ziemlich   allgemein    verstanden    und    be- 
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herrscht  werden,  die  eine  scharfe  Umgrenzung,  eine  gute  Defi- 
nition, eine  richtige  Kinteiking,  eine  klare  Uebersicht  über  Grup- 
pen und  Teile  besitzen.  Selten  erhielt  die  Frage  nach  dem  Ge- 
bührenbegriff eine  unklare  Antwort,  die  immer  noch  übliche 
richtige  Umschreibung  hebt  die  Elemente  scharf  hervor,  die 
Sache  wird  dem  Durchschnitt  klar.  Aber  schon  in  der  Abgren- 
zung gegenüber  jenen  anderen  zweiseitigen  Rechtsgeschäften  in  der 
Finanz,  in  denen  ein  spezielles  Entgelt,  kürzer  und  richtiger  eine 
Zahlung,  der  staatlichen  Leistung  (bei  den  privatwirtschaftlichen 
Erwerbseinkünften,  bei  der  öiTentlichen  Unternehmung,  bei  den 
steuerlichen  Monopolen)  gegenübersteht ,  da  gibt  es  Zweifel, 
Lücken  im  Wissen,  weil  die  Lehrbücher  die  Grenzen  nicht  schär- 
fer, nicht  genügend  klar  ziehen. 

Die  Erklärung  des  generellen  Entgeltes  verwerfe  ich,  weil 
es  keins  gibt,  weil  namentlich  der  Rechtsgrund  der  Steuer  nicht 
darin  liegen  kann,  daß  der  Staat  vieles  leistet,  ohne  sich  gerade 
für  das  Höchste  und  Kostbarste  ein  spezielles  Entgelt  zahlen  zu 
lassen.  Dies  hat  andere  Gründe.  Die  Steuern  sind  als  staat- 
liche Einnahmeformen  dem  privatwirtschaftlichen  Prozesse  fremd ; 
sie  haben  mit  dem  Tausche  und  der  immateriellen  Produktion 
kaum  etwas  zu  tun.  Die  Auffassung  der  Steuer  als  generelles 
Entgelt  für  die  immateriellen  Produkte,  lehrt  Wieser  i)  zutreffend, 
kann  in  keiner  Weise  als  Grundlage  der  Steuertheorie  dienen. 
Die  Steuerprinzipien  haben  mit  dem  Preisgesetz  nichts  gemein. 

Diese  Theorien,  dann  die  anderen,  die  sich  in  einer  uns 
nicht  geistesverwandten  Zeit  entwickelt  haben,  finden  zweifel- 
haftes Verständnis,  weil  es  der  Denkungsweise,  der  Bildung  nicht 
entspricht,  die  der  Student  in  anderen  Fächern  des  Hochschul- 
unterrichtes findet.  Es  ist  ein  großer  h-rtum,  vielleicht  der  größte,  daß 
die  Finanzwissenschaft  auch  dort  selbständig  lehrt,  wo  die  berufene 
Nachbardisziplin  der  Staatswissenschaften  die  entscheidenden 
Grundbegriffe  und  Probleme  aus  ihrem  Tatsachenmaterial  nach 
ihren  eigenen  Regeln  entwickelt  und  festgelegt  hat.  Woher  soll 
die  klare  Vorstellung  von  den  staatlichen  Dingen  kommen,  wenn 
jede  Gebietslehre  das  Wesen  in  einem  anderen  erblickt,  das 
Fundament  des  staatlichen  Baues  im  Staats-  und  Vervvaltungs- 
recht  etwas  anderes  sein    soll,    als    in  der  Volkswirtschaftslehre.^ 

i)  Theorie  der  gesellschafUichen  Wirischalt,  im  Grundriß  der  Sozialökonomik, 
Tübingen,  I.  Abt.  J.  C.  B.  Mohr,  1914,  S.  416.  Von  Interesse  der  Vergleich  mit 
der  Auffassung  in  der  Schrift:   Der  natürliche  Wert  (1889)  S.  230. 
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Der  Staat  ist  und  bleibt  der  Staat,  ob  ich  von  ihm  im  bürger- 
lichen oder  im  öffentlichen  Rechte  handle.  Für  jeden  Denker 
ist  die  Finanz  ein  integrierender  Teil  des  Staatslebens,  selbstver- 
ständlich ein  untrennbarer  Bestandteil  des  Wirtschaftslebens.  So 
wenig  der  Mensch  ein  anderer  in  der  Anatomie,  Physiologie 
oder  Pathologie  ist,  in  der  Gesellschafts-,  Rechts-  oder  Volks- 
wirtschaftslehre, so  ist  und  bleibt  der  Staat  im  Leben  und  in  der 
Theorie  immer  das  gleiche  Gebilde  und  diese  Lehren  sollten  in 
seinem  Wesen  das  gleiche  sehen,  von  welcher  Seite  sie  ihn  an- 
schauen. Von  seiner  Seite,  von  seinem  Standpunkt  «ieht  aber  leider 
der  Betrachter  in  der  Spezialwissenschaft  den  Staat  nur  von  seinem 
ureigenen  Fach  und  mit  seinem  Rüstzeug,  und  wir  kommen  so  der 
Wahrheit  und  der  Uebereinstimmung  nicht  näher.  Die  Finanzwissen- 
schaft hat  nicht  zu  lehren  über  Begriff,  Wesen,  Erscheinung  des 
Staates  oder,  welche  Zwecke  und  Aufgaben  der  Staat  hat,  welche 
davon  jedem  Staat  und  zu  jeder  Zeit  eigen  sind  oder  eigen  in  einer 
bestimmten  Periode  der  Entwicklung.  Die  Finanzwissenschaft  hat 
weder  Beruf  noch  Befähigung  zu  lehren  oder  zu  erklären,  ob,  und 
wie  der  Staat  zustandekommt,  wie  sich  der  Staatswille  bildet  und 
sich  ändert.  Wir  wollen  vom  Staatsrecht  keine  Wirtschaftsgesetze, 
von  der  Finanzwissenschaft  keine  Lehren  über  Zwecke  und  Ziele  des 
Staates.  Die  Zusammenhänge  mit  Staats-Zwecken  und  Aufgaben 
sind  ebenso  wie  die  Geschichte  der  Finanz  zusammenzufassen  in 
besonderen  Abschnitten.  Die  im  Text  an  so  und  so  viel  Stellen 
der  Finanzwissenschaft  immer  wiederkehrenden  staatsrechtlichen  und 
historisch  antiquarischen  Darbietungen  haben  auf  mich  oft  den 
Eindruck  gemacht ,  daß  sie  einfache  Lückenbüßer  darstellen. 
Läßt  man  sie  weg,  so  bleibt  von  manchem  wichtigen  Abschnitt 
nichts  oder  wenig  übrig ;  sucht  man  aber  nach  den  Folgerungen, 
nach  den  Zusammenhängen  derartiger  Lehren  aus  fremden  Ge- 
bieten, so  findet  man  sie  nicht  mehr.  Lassen  wir  sie  aber  von 
der  Kritik  nicht  gelten,  bekämpfen  wir  diese  Inkonsequenzen  mit 
unserem  Sinn  für  wissenschaftliche  Ordnung  und  Systematik,  so 
wird  der  Autor  doch  gezwungen  sein,  auf  Quellen,  Gesetzge- 
bungsmaterial zurückzugehen.  Es  dürfte  manchem  anderen,  der 
sich  der  schönen  P^ortschritte  im  öffentlichen  Recht  der  Gegen- 
wart freut,  so  ergehen  wie  mir ;  ein  Gefühl  von  Unlust  bekommt 
einen,  wenn  in  unserer  Zeit  ein  Manchestermann  das  Staatsziel, 
die  Staatszwecke  entwickelt,  um  seine  wirtschaftliche  Anschau- 
ungsweise begründen  zu  können,  oder  der  andere  es  uns  so  vor- 
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trägt,  wie  es  unsere  Väter  gehört  und  gelernt  haben.  Das  ist 
in  der  Rechtswissenschaft  nicht  möghch,  daß  sich  der  Zivihst 
seine  eigene  Strafrechtstheorie  zurechtlegt,  ohne  die  der  Straf- 
rechtler angeschaut  zu  haben.  In  dieser  Richtung  kann  man  für 
diese  Behandlung  der  Fragen  in  der  neuen  Literatur  den  Ausdruck 
von  > Verwilderung«  gebrauchen,  die  aber  kaum  irgendwo  größer 
ist,  als  bei  dem  Gelehrten,  der  ihn  geprägt.  Die  Dinge  werden  in 
derneuen  Finanzwissenschaft  direkt  unerträglich  und  zeigen  von  dem 
Mangel  an  allgemein  wissenschaftlicher  Bildung.  Was  sich  der 
Theoretiker  erlaubt,  macht  ihm  nächstens  der  Praktiker  nach,  und 
eine  Blütenlese  aus  staatsrechtlichen  und  verwaltungsrcchtlichen 
Gedankenblitzen,  aus  Geschichtsauffassungen  dieser  Art,  aus  auf 
die  Finanz  angewandten  Rechts-  und  Staatstheoiien  wäre  für  die 
Fachmänner  eine  Quelle  der  Unterhaltung. 

Selbstverständlich  erscheint  es  mir  als  ein  besonderer  Vorzug 
einer  Darstellung,  wenn  das  Vergangene  am  richtigen  Platze  in 
einem  besonders  hervortretenden  Falle  dem  gegenwärtigen  Zu- 
stande entgegengesetzt  wird  ;  ich  möchte  es  auch  gelten  lassen, 
um  die  Darstellung  lebendiger  und  abwechslungsreicher  zu  ge- 
stalten. Wer  hat  nicht  bei  Röscher  aus  seinem  ungeheueren 
Wissen  Geschichtliches  von  Wert  ganz  bescheiden  in  Anmerkun- 
gen gefunden,  mit  dem  im  Texte  starker  Eindruck  und  Beweis  der 
vorgetragenen  Lehre  erzielt  würde.  Aus  didaktischen  Gründen  halte 
ich  gesonderte  Darstellung  von  stofflich  Verschiedenem  für  not- 
wendig. Der  Stoff  wächst  in  allen  Teilen  der  Rechts-  und 
Staatswissenschaften  so  an,  daß  es  dringendes  Gebot  für  jeden 
Lehrer,  für  jedes  Lehrbuch  wird,  bei  aller  Selbständigkeit  über- 
sichtlich zu  sein,  klar  im  Aufbau  und  Ausführung,  strenge  Syste- 
matik, Zusammenfassung  von  Zusammengehörigen  an  einem  Orte! 
Mit  der  alten  Klage  über  schlechten  Vorlesungsbesuch  und  schlechte 
Prüfungserfolge  ist  es  nicht  gegangen  .und  ist  wenig  getan.  Es 
wäre  Zeit  sich  auch  an  die  andere  Seite  zu  erinnern. 

Die  Geschichte  der  Finanzwissenschaft  im  Zusammenhang  mit 
der  Geschichte  der  Finanzwirtschaft  erscheint  in  Ehebergs  Lehrbuch 
dürftig.  Diesen  Mangel  finden  wir  ziemlich  allgemein  in  der  neuen 
Lehrbuchliteratur.  Er  wird  immer  empfindlicher,  je  größer  die  Fort- 
schritte der  neuen  wirtschaftsgeschichtlichen  Studien  werden. 
Alfons  Dopsch^)    hat    diesem   Mangel   jüngst   in    einer   verdienst- 

i)  Finanzwissenschaft,  insbesondere  die  historische  Entwicklung  der  Finanz- 
wirtschaft, in  der  Vierteljahrschrift  für  Sozial-  und  Wirtschaftsgeschichte,  XIV.  Bd., 
4.  Heft,   1918.  S.  509. 
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vollen  Arbeit  Ausdruck  gegeben  und  zu  der  Finanzwissenschaft 
von  Lotz  eine  Reihe  von  Richtigstellungen  und  Ergänzungen  der 
historischen  Partien  vorgeführt,  die  den  Fortschritt  der  wirtschafts- 
geschichtlichen Erkenntnis  auf  diesem  Gebiete  tatsächlich  be- 
kunden. 

Die  heutige  Finanzwissenschaft  ist  Eheberg  das  Resultat  eifriger 
Arbeit  mehrerer  Generationen,  an  der  die  deutsche  Wissenschaft 
weitaus  den  größten  Anteil  hat.  Das  ist  vollkommen  zutrefifend.  Das 
wäre  aber  auch  zu  erweisen !  Anschließend  an  den  vielleicht  zu 
knappen  §  19  über  die  Entwicklung  im  19.  Jahrhundert  führt  Eheberg 
die  hervorragenden  Männer  und  die  Werke  vor.  Stein  bekommt 
fünf,  Wagner  sieben  Zeilen,  von  Schäffle  erfahren  wir  nur  die  Titel 
der  beiden  Hauptwerke.  Läßt  sich  denn  über  diese  und  die  andern 
Meister  der  deutschen  Wissenschaft  keine  Würdigung  geben,  die 
aus  der  Sache,  aus  den  Versuchen  und  Erfolgen,  aus  den  Metho- 
den abgeleitet  wird.?  Dabei  rührt  der  Artikel  Finanzwissenschaft  im 
Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften  von  Eheberg  her,  es 
fällt  also  dieser  wichtige  Abschnitt  in  sein  besonderes  For- 
schungsgebiet. Freilich  mit  der  glänzenden  Literaturgeschichte 
Schmollers  über  Volkswirtschaft,  Volkswirtschaftslehre  und  Me- 
thode in  demselben  W^erke  kann  man  den  Artikel  Ehebergs  nicht 
gut  vergleichen.  Ich  bitte  die  zahlreichen  Vorbemerkungen  Wag- 
ners, in  der  Steuerlehre,  die  literaturgeschichtlichen  Versuche  von 
Vocke  oder  selbst  den  von  Heckel  zu  vergleichen.  Daraus  ergibt 
sich  doch  wohl  das  Urteil  über  die  Möglichkeit,  den  Vorarbeiten 
und  der  Literatur  gerecht  zu  werden.  So,  wie  diese  Dinge  sich 
in  der  neuen  Literatur  ausgebildet  haben,  so  führten  sie  nicht 
bloß  dazu,  daß  die  Leser  über  die  wissenschaftliche  Entwicklung 
w-enig  oder  nichts  erfahren.  Tiefer  sitzt  das  Uebel,  daß  in  der 
sachlichen  Darstellung,  selbst  im  einzelnen,  die  Ergebnisse  der 
früheren  Forschung  entweder  gar  nicht  oder  nicht  gebührend  her- 
vorgehoben werden.  Ist  es  selbst  unter  Hinwegsetzung  über  ein 
in  der  sonstigen  wissenschaftlichen  Literati-.r  geltendes  Gesetz  zu- 
lässig, Lehren,  Beobachtungen,  Schlußfolgerungen  anderer  so  vor- 
zutragen, als  ob  es  die  eigenen  wären.?  Die  Arbeitsmethode  läßt 
sich  vielleicht  so  vorführen  :  die  Autoren  schreiben  die  Finanzwissen- 
schaft aus  sich  heraus,  aus  der  Gesamtsumme  des  eigenen  Wissens 
und  Erkennens,  ohne  weiter  danach  zu  fragen,  aus  wessen  Geistes- 
arbeit das  spezielle  Wissen,  der  besondere  Lehrsatz  oder  Ge- 
danke herrührt.     Dem    eigenen  Produkte  setzt    man    summarisch 
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die  Namen  derer  zu,  die  den  Gegenstand  schriftstellerisch  behan- 
delt haben,  gleichgültig,  ob  eine  Arbeit  gut  oder  schlecht,  ob 
sie  mit  dem  Ergebnis  des  Autors  übereinstimmt  oder  nicht.  Ja, 
will  der  Leser  eines  Lehrbuches  nur  die  eigene  Meinung  des 
Verfassers  über  das  Wissensgebiet  erfahren,  hat  nicht  jedes  Werk 
die  Pflicht,  die  übrigen  Lehrmeinungen  mit  vorzutragen,  sie  mit 
Gründen  zu  entkräften,  wenn  es  anderer  Ansicht  ist,  und  für  die 
eigene  Anschauung  die  Zustimmenden,  die  Gewährsmänner  vor- 
zuführen? Und  das  gilt  nicht  bloß  von  Eheberg,  der  Vorwurf 
trifft  fast  alle  neuen  Lehrbücher.  Wie  soll  es  in  der  Wissen- 
schaft vorwärts  gehen,  wenn  die  Vor-  und  Nacharbeiten  nicht 
berücksichtigt  und  verwertet  werden!  Organische  Systematik  ver- 
langt planvolle  Meinungsverarbeitung.  Wagner  tadelt  auch  bloß 
ungleichmäßige  Benützung  der  Literatur,  die  mit  den  Grundsätzen, 
mit  der  großen  —  und  richtigen  Betonung  des  systematischen 
Arbeitens  nicht  vereinbar  ist.  Die  Literaturkenntnis  ist  die  erste  und 
oberste  Voraussetzung  wissenschaftlicher  Arbeit;  die  richtige  Lite- 
raturverwertung eins  ihrer  wesentlichen  Darstellungsmittel  ^). 

An  einem  Beispiel  kann  ich  nachweisen,  daß  meine  Forde- 
rung leicht  erfüllbar  ist  —  für  den  Kenner  der  Literatur.  Eheberg 
führt  auf  S.  34  die  Arbeit  des  jungen  Schmoller  über  die  Lehre 
vom  Einkommen  in  ihrem  Zusammenhange  mit  den  Grundprin- 
zipien der  Steuerlehre  an.  In  einem  einzigen  Satze,  doch  ganz 
zutreffend,  charakterisiert  er  sie ;  vielleicht  wäre  der  Beisatz  am 
Platze,  daß  die  Untersuchung  überraschenden  Sinn  für  die  großen 
Probleme  zeigt,  die  später  die  Finanzwissenschaft  aufgenommen  und 
zu  einem  Teil  erledigt  hat,  andere  heute  noch  ihrer  Lösung 
harren.  Wäre  die  Fortsetzung  so  schwer,  von  den  Versuchen 
des  Vereins  für  Sozialpolitik  in  der  Einkommensteuerfrage  und 
der  Monographie  von  Held,  von  Neiananns  Untersuchungen  zu 
der  bedeutsamen  und  wenig  gewürdigten  Untersuchung  von 
Schanz:  Der  Einkommensbegriff  und  die  Einkommensteuerge- 
setze 2),  zu  Fuisting  und  den  neuesten,  die  mit  der  Frage  nicht 
fertig  werden.?  Daneben  läuft  das  konkurrierende  Problem 
der  Ertragssteuer,  wieder  eine  neue  Gruppe  aus  der  Doktrin  der 
neueren  Zeit.  Oder  die  Entwicklung  in  den  Prinzipienfragen, 
der  Anteil    der    verschiedenen  Schulen!     Ebenso  leicht    wie    bei 


i)  Vgl.    darüber,    meine    Schrift:    Stand    und    Wert    der    deutschen    Finanz- 
wissenschaft in  Schmollers  Jahrbuch,  XLU.  Jahrg.,  374.,    1918,  S.  330  ff. 
2)  Finanzarchiv,  Jahrg.  XIII,    1896,  S.    i  ff. 
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Schmoller  wäre  die  Inhaltsangabe  und  die  Würdigung  des 
zwei  Zeilen  früher  angeführten  Werkes  von  Vocke,  dessen  Titel 
gerade  um  die  Worte  verkürzt  wird,  die  das  Programm  des  Bu- 
ches bilden.  Das  Werk  behandelt  >die  Abgaben,  die  Auflagen  und 
die  Steuer«  und  zwar  »vom  Standpunkte  der  Geschichte  und  Sittlich- 
keit«. Es  ist  eine  Tendenzschrift  und  der  Titel  sein  Programm. 
In  diesem  Buche  findet  der  Leser  eine  interessante  Literaturgeschichte 
über  die  Stellung  der  Finanzwissenschaft  zu  der  großen  Frage.  Es  ist 
ein  erster  Versuch,  der  gewiß  nicht  gelungen  ist.  Aber  das  Ziel 
der  Einteilung  und  Uebersicht  kommt  vorbildlich  zum  Ausdruck. 
Wie  hat  sich  die  Literatur  zu  der  Frage  des  Sittlichen  in  der 
Steuer  gestellt }  AdolpJi  Wagner  ist  im  Rechte,  wenn  er  sich 
gegen  die  Eingliederung  in  eine  Gruppe  mit  J.  G.  Hoffmayin 
verwahrt.  Und  doch  ist  beiden  und  der  ganzen  Gruppe  eigen, 
daß  sie  den  Staat  als  Ganzes  und  Großes  dem  Einzelnen  als 
Glied  vorsetzt.  Natürlich  gibt  es  dann  in  der  Ausführung  des  Ge- 
dankens und  Prinzipes  wesentliche  Unterschiede.  Was  Hoffvtann 
kaum  andeutet,  kommt  bei  Wagner  als  naturnotwendige  Folge, 
z.  B.  auch  in  der  »Ausreichendheit«  als  oberstes  Prinzip,  das,  merk- 
würdig genug  in  der  Literatur  viel  weniger  beachtet  wird  als  seine 
sozialpolitischen  Lehren.  Die  Fragestellung  führt  folgerichtig  in 
der  Lehre  von  den  Staatsausgaben  zu  dem  wichtigen  Punkte : 
sind  die  eigenen  staatlichen  Bedürfnisse  und  ihre  Wertung  maß- 
gebend oder  jene  der  Privatwirtschaften.? 

Und  da  sind  wir  mitten  drin  bei  einer  neuen  großen  Me- 
thodenfrage, lange  noch  nicht  bei  der  Erledigung  und  Beant- 
wortung derselben.  Und  wenn  wir  die  neue  Lehrbuchliteratur 
überblicken,  so  hätte  wieder  die  Kritik  billig  einen  Sieg  errun- 
gen. Die  Lehre  von  den  Staatsausgaben  ist  nach  Ehe- 
berg  Sache  der  Staatsrechts-,  Verwaltungs-,  Volkswirtschaftslehre. 
Sie  gehört,  sagt  j5"/^^(^^r^,  eigentlich  nur  zum  kleinsten  Teile  in  die  »üb- 
liche« Finanzwissenschaft;  »denn  diese  beschränktsich  in  der  Haupt- 
sache darauf  zu  zeigen,  wie  der  Bedarf  des  Staates  überhaupt  am 
besten  befriedigt  wird « (S.  4 1 ).  Ein  Blick  in  die  finanzwissenschaftliche 
Literatur  bis  auf  die  Gegenwart  lehrt  das  Gegenteil.  Jede  Wirtschaft 
hat  die  beiden  Seiten  :  Einnahmen  und  Ausgaben.  Beide  haben  ihre 
Regeln  und  Gesetze,  wir  stellen  immer  wieder  wirtschaftliche  Beob- 
achtungen und  Untersuchungen  an  und  kommen  zu  ökonomischen 
Erkenntnissen.  Und  beim  Staat  sollte  nur  die  eine  Seite  Gegenstand 
der  Forschung  sein.?  Auch  didaktisch  und  erkenntnistheoretisch  wäre 
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es  unrichtig!  »Man  erhält-',  sagt  VVieser'^),  >den  besten  Einblick 
in  den  Aufbau  der  Staatswirtschaft,  wenn  man  von  den  Staatsaus- 
ii^aben  ausgeht.  Jede  Staatstätigkeit,  welcher  Art  immer^  ist  mit 
Ausgaben  begleitet,  in  den  Staatsausgaben  erhält  das  ganze  Sy- 
stem der  Staatstätigkeiten  seinen  wirtschaftlichen  Ausdruck.« 
Der  natürliche,  sachliche  und  sprachliche  Inhalt  der  Worte 
Staatswirtschaft,  Finanzwirtschaft  zielt  auf  die  Ausgaben  wie  auf 
die  Einnahmen,  vielleicht  sogar  mehr  auf  die  ersteren.  Spricht 
man  von  schlechter  Staatswirtschaft,  so  denkt  man  in  der  Regel 
mehr  an  die  Ausgabenwirtschaft,  an  die  Unverhältnismäßigkeit 
der  Ausgaben,  nicht  bloß  zu  den  Einnahmen,  sondern  auch  zu 
dem  Stande  der  Volkswirtschaft;  man  seufzt  unter  der  Last  der 
Ausgaben  für  Heer  und  Flotte,  man  denkt  an  das  Heer  von 
Beamten,  an  die  ISIichtausnützung  der  Kräfte,  an  zu  teuere  An- 
schaffungen, kurz  an  Unwirtschaftlichkeit  der  öffentlichen  Ver- 
waltung. Gerade  hier  handelt  es  sich  um  Feststellung  dessen, 
was  war  und  jetzt  ist,  und  der  tagtägliche  Sprachgebrauch  ant- 
wortet ;  gute,  sparsame,  vernünftige  oder  schlechte,  verschwende- 
rische, unvernünftige  Wirtschaft.  »Man  hat  behauptet«,  sagt 
Goethe  zu  Eckermann,  »die  Welt  wird  durch  Zahlen  regiert.  Das 
aber  weiß  ich,  daß  die  Zahlen  uns  belehren,  ob  sie  gut  oder 
schlecht  regiert  wird.«  Gerade  in  der  Ausgabewirtschaft  des 
Staates  sitzt  das  Besondere,  das  Eigentümliche  der  öffentlichen 
Wirtschaft,  nach  dieser  Seite  des  Staatshaushaltes  kann  man  den 
Staat  beurteilen,  nicht  nur  nach  der  Haben-Seite.  An  seinen 
Ausgaben  kann  man  den  Staat  erkennen,  nach  der  Wirtschaft  unten, 
nach  den  Beamten,  die  die  staatl.  Geschäfte  besorgen,  nach  den 
Ressortministern,  die  ohne  Ende  fordern,  nach  dem  Finanzminister, 
der  allem  zustimmt,  nach  den  Volksvertretern,  die  in  dem  For- 
dern für  sich  und  ihre  Partei  groß,  in  der  Bewilligung  von  ge- 
rechten Steuern  klein  sind,  nach  den  syndikalistischen  Beamten, 
die  immer  höheren  Lohn  und  Sold  und  weniger  Arbeit  fordern. 
Mangel  an  sozialer  Sparsamkeit  im  großen  und  im  kleinen,  im 
ganzen  und  in  den  Teilen,  riesige  Ausdehnung  der  Ver- 
schwendung in  wertvollsten  Gütern  !  Rudolf  Goldscheid  kennt  das 
Uebel  und  ruft  nach  der  »Wirtschaftlichkeitswissenschaft«,  die  »im 
vollsten  Sinne  des  Wortes«  der  Staatswirtschaftswissenschaft  heute 
vollständig  fehlt.  Und  um  die  Zeit  herum,  da  die  Finanzwissenschaft 
begann,  über  die  Frage  der  Kompetenz  betreffs  der  Staatsausgaben 
I)  A,  a.  o.  S.  416. 
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zu  streiten,  hat  sich  in  der  großen  Welt,  am  stärksten  in  den  demo- 
kratischen Staaten,  ein  Tatsachenmaterial  angehäuft,  das  zur  Ab- 
straktion der  Gesetzmäßigkeit  auffordert.  Das  Gesetz  kann  man 
verschieden  ausdrücken.  Die  Enge  oder  Weite  des  Gewissens 
und  der  Rechtlichkeit  wird  bei  der  Wahl  des  Ausdruckes  für  das 
wirtschaftliche  Treiben  den  Ausschlag  geben.  Der  Staat  als 
Versorgungsanstalt  oder  als  Melkkuh  wäre  vielleicht  diese  Art 
der  Ausgabswirtschaft  zu  nennen.  Die  Menschen,  die  Parteien, 
die  am  Troge  stehen,  verdienen  nicht  nur  an  der  Milch,  auch  am 
Futter,  am  Stall,  am  Personal.  Was  haben  wir  von  Geschichten- 
trägern deutlich  und  vernehmbar,'  laut  und  offen,  dann  wieder 
heimlich  über  wucherische  Kriegslieferungen  und  unsaubere 
Kriegsgewinne  gehört  und  was  steht  uns  da  noch  bevor?  Das 
Gesetz :  schlage  aus  dem  Staate  heraus,  was  herausgeht,  ist  keine 
neue  Erscheinung.  Schlimme  Mißbräuche  der  Fürsten  und  der  Höfe 
hebt  die  Finanzwissenschaft  hervor.  Für  die  Gegenwart  ist  der  Kreis 
der  Staatslenker  und  Vertreter  gewachsen,  nicht  aber  die  Strenge 
des  Gewissens.  Unter  der  Kultur-  und  Volksflagge  ist  das 
Fordern  und  die  Ausgabenvermehrnng  eine  politische  Kunst  ge- 
worden und  unsere  Zeit  ist  weder  wirtschaftlicher  noch  morali- 
scher geworden.  Kritische  Untersuchungen  der  Staatswirt- 
schaft durch  die  Wissenschaft  und  die  öffentliche  Meinung  sind 
heute  notwendiger  als  in  der  Vergangenheit.  Der  Ruf  nach  Rein- 
heit der  Hände  und  Gewissen,  der  Kampf  um  Ehrlichkeit  und  An- 
ständigkeit ist  der  Arbeit  wert.  Gewiß  muß  die  Wissenschaft  mit 
andern  Mitteln  arbeiten  als  die  Praxis.  Die  deutsche  Finanzwissen- 
schaft hat  es  systematisch  getan.  Sie  hat  verlangt,  daß  man  die 
einzelnen  Staatsausgaben  quantitativ  und  qualitativ  feststelle,  zer- 
lege, vergleiche  und  beurteile.  Sie  muß  fragen,  wie  Treitschke^') 
sagt,  »was  wird  damit  (mit  den  Steuergeldern)  angefangen,  wird 
dadurch  ein  starkes  Heer,  eine  gerechte  Verwaltung  geschaffen  und 
sind  hiefür  die  Kosten  zu  hoch.?« 

Selbstverständlich  hat  die  deutscheFinanzwissenschaft  die  ganzen 
Verfassungs-  und  Verwaltungsauslagen  zergliedert,  vorgeführt  im  ge- 
schlossenen System.  Und  daraus  wurden  dann  aus  den  einzelnen 
Verwaltungszvveigen,  aus  der  Beobachtung  der  inneren  und  äuße- 
ren Verwaltung,  der  Justiz,  des  Heerwesens,  umfangreiche  Er- 
örterungen mit  allen  Ergebnissen,  guten  und  mittelmäßigen,  lehrrei- 
chen und  leeren,   wie  es  in  einer  jungen  Forschung  so  geht.  Die 

i)  Politik,  2.  Aufl.,   1899,  S.  379. 
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Kritik  hat  leicht  einsetzen.  Das  Verdienst  gebührt  Leroy- 
Beaulicu'^);  er  spottet  gleich  zu  Beginn  seines  Werkes,  daß  »Dr. 
Ran  in  der  4.  Auflasre  dieser  Art  der  Erwäcruncren  nur  100  Seiten 
widmet,  daß  Dr.  Stein  diesbezüglich  nicht  freigiebiger  ist;  aber 
Dr.  ]Vagner  verwendet  darauf  198  Seiten;  er  studiert  ganz  genau 
und  detailliert  alle  Ausgaben  und  gibt  über  jede  seine  Ansicht 
ab.  Unseres  Dafürhaltens  soll  man  sich  in  Studien  dieser  Art 
nicht  einlassen.«  Es  ist  kein  Zweifel,  memt  Leroy-Beaulieti,  daß 
es  ihm  leicht  gewesen  wäre,  eine  Abhandlung  über  die  wesent- 
lichen und  die  sekundären  Aufgaben  des  Staates  zu  liefern,  über 
die  Funktionen,  welche  derselbe  den  Bürgern  auferlegen  soll. 

Darum  handelt  es  sich  doch  nicht,  sondern  um  die  Theorie 
der  Staatswirtschaft,  um  die  Regeln  über  den  staatswirtschaftlichen 
Prozeß,  um  die  Verhältnismäßigkeit,  um  die  pflichtgemäße  Wirtschaft- 
lichkeit in  den  Verwaltungsaufgaben  u.  a.  Natürlich,  die  Aufgaben 
und  ihre  Durchführung  sind  und  bleiben  die  Vorfragen.  Das  Sach- 
liche und  Statistische  muß  die  Finanzwissenschaft,  wie  in  ihren  anderen 
Arbeitsgebieten,  herbeischaffen,  verarbeiten  und  der  wirtschaftlichen 
Erledigung  der  Frage  zugrundelegen.  Eine  Einheit  ist  aber  die 
Verwaltung  nur  der  Theorie,  der  Praxis  ist  sie  eine  Vielheit,  in 
der  das  Prinzip  der  Arbeitsteilung  obenan  gilt.  In  der  Staats- 
wirtschaft ist  die  Ausgabe  das  Wesentliche  und  Einheitliche;  na- 
türlich, die  Zwecke  sind  verschieden,  sie  werden  und  müssen  von 
der  Finanzwirtschaft  gewürdigt  und  gewertet  werden.  Die  sach- 
lichen Untersuchungen  und  Erwägungen  bleiben  im  Hintergrunde, 
das  Urteil  steht  im  Vordergrund.  Nach  unserem  Ermessen  jedoch, 
sagt  Leroy-Beaulieu,  gehört  dieses  Gebiet  nicht  in  die  Finanzwissen- 
schaft; es  gehört  vielmehr  in  die  politische  Oekonomie  (ekonomie 
politique  pure)  oder  auch  in  die  Politik.  »Es  ist  nötig,  daß  man 
die  Grenzen  zu  wahren  wisse,  welche  die  verschiedenen  Gebiete 
der  menschlichen  Wissenschaften  trennen.« 

Gewiß,  die  deutsche  Rechts-  und  Staatswissenschaft  hat  viel- 
leicht zu  ängstlich  die  Kompetenzen  gewahrt  und  die  Grenz- 
streitigkeiten nehmen  kein  Ende.  Sachlichkeit  und  Zweckmäßig- 
keit, das  vernünftige  Arbeitsteilungsprinzip,  sprechen  gegen  die  Zer- 
reißung der  Staatswirtschaftslehre.  Weder  die  Staatslehre  noch  die 
inhaltlich  nicht  abgegrenzte  Verwaltungslehre  haben  mit  den 
Kosten  der  Staatsverwaltung  etwas  zu  tun.  Im  Gegenteil  muß 
man  auf  Grundlage  der  Kenntnis  der  modernen  Literatur  sagen, 

i)  Traite  de  la  sciencc  des  finances,  8.   Aufl.,    1912,  S.   2. 
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daß  sich  diese  Fächer  mit  den  Finanzausgaben-  und  Kostenfragen 
nicht  beschäftigen  und  die  VerwaUungslehre  mit  ihrem  Streben 
nach  öffentUcher  Wohlfahrt  und  Kultur  die  Rolle  des  Fordernden 
spielt ;  die  an  und  für  sich  vom  Standpunkt  dieser  Lehre  not- 
wendige oder  nützliche  Forderung  muß  erst  in  Verhältnis  ge- 
bracht werden  zu  den  disponiblen  und  den  erreichbaren  Mitteln, 
dann  zu  den  konkurrierenden  neuen  Einrichtungen  usw.  Ein 
Beispiel  möge  das  beleuchten.  Die  Frage  des  Natur-  und  Denk- 
malschutzes ist  eine  ziemlich  neue,  von  manchem  Gesichtspunkte 
ganz  erfreuliche  Forderung  der  Verwaltungslehre.  In  einem  rei- 
chen, mit  Steuern  nicht  stark  gesegneten  Lande  wird  die  Er- 
füllung leicht,  in  einem  armen,  steuerbelasteten  schwer  oder  gar 
nicht  möglich  sein.  Auch  der  Staat  hat  Bedürfnisse,  deren  Be- 
friedigung zur  Erhaltung  des  Staates  unbedingt  notwendig  ist. 
Wir  sprechen  von  Staatsnotwendigkeiten,  dem  Existenzminimum 
der  Staatswirtschaft;  sie  hat  aber  auch  gewisse  Bedürfnisse,  die  über 
das  Notwendige  hinausgehen  und  die  bis  zu  Luxusausgaben  hinauf- 
steigen. Das  sind  immer  wirtschaftliche  Erwägungen,  und  da 
wäre  die  Verwaltungslehre  die  allerletzte,  die  den  Beruf  in  sich 
trüge.  Ihr  Beruf  ist  mehr  der  des  Feststellens  von  Bedürfnissen 
und  von  deren  Befriedigung;  die  ökonomischen  Fragen  sind  ihr  die 
letzten.  Die  Zuständigkeit  erscheint  mir  klar.  Das  Schwierigere 
ist,  wie  wir  es  machen  sollen.  Die  Schwierigkeit  gibt  aberjceinen 
Grund,  die  Lehre  von  den  Ausgaben  einer  anderen  Wissenschaft 
zuzuschieben  oder  noch  einfacher  über  sie  zur  Tagesordnung  zu 
schreiten.  Das  scheint  der  Zug  der  neuesten  Doktrin  zu  sein. 
So  hat  schon  Kaizl  die  Finanzwissenschaft  einfach  als  die  Lehre 
von  der  Deckung  des  wirtschaftlichen  Bedarfes  des  Staates  und  der 
anderen  Zwangsverbände  bezeichnet ;  sie  habe  darzustellen,  wie 
und  nach  welchen  Gesetzen  die  Gemeinschaften  die  zur  Erfüllung 
ihrer  Aufgaben  notwendigen  Mittel  zu  erhalten  haben.  »Die  Finanz- 
wissenschaft ist  also  schlechtweg  die  Wissenschaft  von  den  Finanzen 
oder  den  Geldeinnahmen.«  Neuestens  hat  abstrakt  Wieser'^)  festge- 
stellt, daß  der  staatswirtschaftliche  Prozeß  sich  in  seinem  Wesen 
weder  mit  dem  privaten  Haushalt,  noch  mit  der  privaten  Erwerbs- 
wirtschaft deckt,  und  zwar  bei  den  Einnahmen  und  Ausgaben.  Die 
besonderen  Formen  der  Staatswirtschaft  und  die  Gesetzmäßigkeit 
bei  den  Einnahmen  und  Ausgaben  des  Staates  sind  Aufgabe  der 
besonderen  Wissenschaft,  der  Finanzwissenschaft.  Die  Einschrän- 
i)  A.  o.  a.  O.  S.  418. 
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kling  des  Stoffes  bei  dem  Kapitel  Ausgaben  wird  nicht  viel  begründet. 
Lcroy-Beaulieu  hat  es  bemängelt ;  ÄrtZ-s-/ tadelt  es;  in  den  Büchern  der 
Finanzwissenschaft  sei  zu  oft  ein  buntes  Gemisch  aus  allen  soziologi- 
schen Wissenschaften,  theoretischen  und  praktischen,  zu  finden.  Es 
mag  sein,  daß  die  Finanzwissenschaft  bei  ihren  ersten  Versuchen  zu 
tief  oder  zu  weit  in  das  Staats-  und  Verwaltungsrecht  gekommen  ist. 
Das  liegt  in  dem  Stoffe,  der  zu  untersuchen  ist.  Wie  hat  es  sich  seit 
der  Verwissenschaftlichung  geändert,  wie  weit  haben  wir  es  auch  hier 
gebracht  seit  den  Kameralisten!  Zwei  Seiten  vor  der  Anklage  der 
Bücher,  » die  sich  als  Theorie  der  Finanzwissenschaft  ausgeben  ^ ,  steht 
bei  Kaid  die  Erklärung:  »das  ist  bisher  der  allgemeine  Mangel  aller 
soziologischen  Forschung,  daß  sie  wegen  ihrer  Jugend  und  ihres 
Entwicklungsganges,  wie  wegen  der  praktischen  Neigungen  der 
Menschen  zur  Praxis  gravitiert,  und  theoretische  Erkenntnisse 
von  unmittelbarer  praktisch-wissenschaftlicher  Applikation  lücken- 
hafter theoretischer  Ergebnisse  nicht  zu  trennen  vermag.«  Es 
gibt  keinen  besseren  Beweis  für  diese  und  andere  Mängel  in  der 
Methode  und  Stoffbehandlung  als  den  einfachen,  die  Sache  nach 
den  eigenen  Regeln  richtig  zu  machen.  Das  treffen  die  strengen 
Kritiker  selten.  Kaid  gibt  das  Nichtkönnen  ausdrücklich  zu 
und  bringt  Entschuldigungen.  Und  das  zweite :  zur  Praxis,  zur 
praktischen  Richtung  gravitieren!  Die  Wirklichkeitswissenschaft 
empfängt  fast  alles  aus  dem  Leben  und,  mag  sie  tausendmal  ihren 
Selbstzweck  haben  und  betonen,  so  arbeitet  sie  doch  nur  für  die 
richtige  Erkenntnis  der  praktischen  Vorgänge.  Niemand  mehr 
als  die  theoretisierende  Praxis  wird  es  begrüßen,  wenn  die  reine 
Theorie  mit  feiner  wissenschaftlichen  Methode  uns  die  Dinge  im 
Leben  erklärt,  zu  genauen,  festen  Gesetzen  kommt,  die  doch  im 
letzten  Ende  wieder  den  besten,  objektiven  Prüfstein  der  praktischen 
Richtung  bilden.  Nur  nebenbei,  warum  beginnt  die  Kritik  nicht 
mit  Adam  Smith!  Das  erfolgreichste  Buch  der  Nationalökonomie 
braucht  in  der  englischen  Ausgabe  von  1812  für  das  erste  Kapitel 
des  V.  Buches,  für  die  Staatsausgaben  fast  200  Seiten,  für  das 
zweite,  für  die  Staatseinnahme  153!  In  der  deutschen  Ueber- 
setzung  von  Garve  (1814)  ist  das  Verhältnis  das.  gleiche. 

Wenn  nach  Eheberg  die  Staatsrechtslehre  die  Kompetenz 
besitzen  soll,  da  müßte  diese  sich  in  erster  Linie  für  berufen  er- 
klären. Es  wäre  doch  interessant  und  vorsichtig,  di'e  Fachleute 
zu  hören.  Meiner  Ueberzeugung  nach  gibt  es  nur  eine  Ant- 
wort:   sachliche  Un7Aiständigkeit.     Eheberq-    stimmt   natürlich    für 
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die  Ausscheidung  der  Lehre  von  den  Staatsausgaben,  verweist  sie 
in  andere  Gebiete  —  findet  aber,  daß  Gründe  für  die  Erörterung  in 
der  Finanzwissenschaft  vorhanden  sind,  und  zwar  i.  ein  allgemein 
didaktischer:  es  ist  erforderlich,  auch  die  Zwecke  wenigstens  im  all- 
gemeinen kennenzulernen  und  zu  beurteilen,  für  deren  Befriedigung 
die  Finanzwirtschaft  arbeitet  und  die  Finanzwissenschaft  denkt. 
2.  Steht  der  wichtigste  Teil  derFinanzwissenschaft,  nämlich  die  Lehre 
von  den  Einnahmen,  in  unlösbarer  Wechselwirkung  mit  jener  vom 
Bedarfe,  indem  der  Höhe  der  Ausgaben  gewisse  Grenzen  in  der 
Leistungsfähigkeit  des  Volkes  gezogen  sind.  3.  Gibt  es  bestimmte 
Arten  der  Ausgaben ,  welche  wegen  ihrer  hervorragend  wirt- 
schaftlichen Seite  oder  wegen  ihres  engen  Zusammenhanges  mit 
dieser  oder  jener  Art  der  Deckung  der  Erklärung  bedürfen,  so 
besonders  die  ordentlichen  und  außerordentlichen.  Die  Reihe 
könnte  man  ergänzen ;  sind  aber  die  angeführten  nicht  zwingend } 
Wäre  es  nicht  richtiger  und  sachlicher,  die  Notwendigkeit  der  Lehre 
in  der  Finanzwissenschaft  festzustellen  und  die  Kürzung  mit  derUn- 
vollkommenheit  der  bisherigen  Versuche  zu  rechtfertigen.  Wer  aber 
nach  der  Kritik,  die  aus  Frankreich  und  Böhmen  kommt,  nur  mit  der 
Zahl  der  Seiten  argumentiert,  mit  dem  trockenen  Stoff  von  so  und 
so  viel  Zahlen  nach  den  verschiedenen  Richtungen  rechnet,  dem 
empfehle  ich  das  4.  Buch  in  Röschere  System  der  Finanzwissenschaft 
von  den  Staatsausgaben  zu  lesen,  allerdings  auch  68  Seiten,  voll  von 
Belehrungen  über  das  wirkliche  Staatsleben,  voll  von  guten  Lehren 
der  Geschichte,  der  Vergangenheit  und  Gegenwart,  voll  von  ein- 
dringlichen Beispielen  und  Betrachtungen.  Vocke^  Finanzwissenschaft 
ist  nüchterner  und  kürzer,  bloß  30  Seiten.  Aber  sie  bringen  die 
Lebenserfahrung  und  Auffassung  eines  vorzüglichen,  hochgebildeten 
Beamten  mit  offenen  Augen  und  scharfer  Beobachtung,  der  über 
alles  Wissen  und  Streben  die  Sittlichkeit  setzt. 

»Die  Sittlichkeit«,  sagt  er,  »wird  keinen  Aufwand  machen,  der 
nicht  vom  Gemeinwohl  erfordert  wird,  aber  auch  keinen  scheuen, 
der  es  fördert«.  »Die  Sittlichkeit  gebietet  bei  der  Wahl  der 
Zwecke  auf  die  Quellen  Rücksicht  zu  nehmen,  aus  welchen  die 
Verwendung  ihre  Mittel  schöpfen  muß,  und  wird  sich  umso  mehr 
auf  das  Notwendige  und  Notwendigste  beschränken,  je  mehr 
jene  von  solchen  Beitragenden  herrühren,  welche  durch  ihre 
Leistungen  gezwungen  sind,  an  dem  üblichen  Maß  der  einfach- 
sten, allgemeinsten  Genußmittel  abzusparen  oder  vollends  am 
Lebensbedarf  abzubrechen«.     Es  ist  traurig  um  unsere  Wirklich- 
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keit  bestellt,  wenn  Hechel  ^)  von  Vocke  meint,  er  verlasse  den 
festen  Boden  der  Realistik  oder  »schweife  in  den  Gefilden  der 
Phantasie  umher«.  Wie  Heckel  mit  den  Ausgaben  fertig  ge- 
worden wäre,  wissen  wir  nicht.  Sein  Kapitel:  »Ausgabewirtschaft 
und  Aufwandzwecke«  (S.  24 — 27)  ist  vielleicht  nur  Einführung, 
und  den  3.  Band  und  mit  ihm  das  7.  Buch  haben  wir  leider  nicht 
erhalten. 

Die  Kompetenz  und  die  Methode  kommt  bei  Neuland  in 
zweiter  Linie.  Uns  handelt  es  sich  um  die  erste  Erforschung, 
um  die  Kenntnis  des  Zustandes  in  einem  konkreten  Lande  und 
dann  um  die  Frage  nach  der  Gesetzmäßigkeit  in  aller  Herren 
Ländern.  Von  den  Tatsachen  und  Dingen,  um  die  es  in  der 
Ausgabenlehre  geht,  muß  man  ausgehen.  Selbstverständlich  muß 
man  von  jedem  Zweige  des  Staats-  und  Verwaltungslebens  Kennt- 
nis haben,  jeder  will  gekannt  und  untersucht  sein.  Natürlich 
kann  in  der  Theorie  von  dem  Wirtschaftlichen  im  Heere,  in  der 
Justiz,  bei  der  Post  nur  der  reden,  der  die  gesetzlichen  und  tat- 
sächlichen Einrichtungen  und  Regelungen  kennt.  Wo  sie  der 
Bearbeiter  hernimmt,  ob  aus  der  Literatur  oder  eigener  Beob- 
achtung, das  ist  gleichgültig,  die  Beherrschung  bleibt  die  Haupt- 
sache. So  ist  uns  in  unserem  Schriftchen  »Oesterreichs  Finanzen 
und  der  Krieg«  2)  die  Aufgabe  über  die  Ausgaben  nicht  schwer 
geworden  ;  manches  Interessante,  das  bisher  in  der  Literatur  nicht 
beobachtet  wurde,  hat  sich  ergeben  und  die  zahlreichen  Be- 
sprechungen, namentlich  in  der  reichsdeutschen  Presse,  haben  ge- 
rade auf  diesen  Teil  Bezug  genommen.  Noch  interessanter  ist 
die  Tatsache,  daß  fast  alle,  die  die  Anwendung  und  den  Erfolg 
des  Sparprinzips  in  der  öfifentüchen  Wirtschaft  bekämpft  bez. 
angezweifelt  haben,  an  der  öffentlichen  Krippe  stehen.  Es  fehlt  in 
'der  deutschen  Literatur  nicht  an  guten  Monographien,  Uebersichten 
und  Spezialarbeiten,  die  für  den  wirtschaftlich  gebildeten  Anwalt, 
Richter  und  Verwaltungsbeamten  ihren  besonderen  Reiz  haben. 
Gerne  will  ich  zugeben,  daß  es  für  das  Lehrbuch  und  den  For- 
scher nicht  leicht  ist,  diese  besondere  Literatur  in  allen  Zweigen 
des  Staatslebens  zu  beherrschen  und  auszunützen.  Die  Repro- 
duktivität  ist  gerade  da  für  den  Fortschritt  in  der  Wissenschaft 
von  höchster  Bedeutung.  Von  ihm  hängt  die  Weiterbildung  der 
Grundgedanken  und  der  grundlegenden  Gesetze  ab,  die  in  diesem 

i)  Lehrbuch  der  Fw.,    i.  Bd.,  S.  75. 

2)  Meisel  und  Sfiethoff]   Duncker  &'  Humblot,  2.  Aufl.   1915. 
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Teile  der  Theorie  wenig  fruchtbar  war.  Es  ist  mir  keine  Frage, 
daß  nach  der  Methode  der  Indexzahlen  ein  zweckmäßiger 
Ausgangs-  und  Zielpunkt  geschaffen  werden  könnte.  Bequemer  ist 
der  eingeschlagene  Weg  :  man  läßt  das  Interessante  und  Lehr- 
reiche links  liegen  und  erklärt  sich  für  inkompetent. 

Es  ist  mir  unbegreiflich,  wie  ein  Gesetz  von  der  Leuchtkraft 
der  Schäfflesohen  Verhältnismäßigkeit  der  Deckung  von  Staats-  und 
Privatbedarf  so  wenig  zur  Bedeutung  gelangt,  daß  kaum  der  wahre 
Sinn  des  Lehrsatzes  hervorkommt  oder  der  Entdecker  nicht  genannt 
wird.  Und  niemand  geringerer  als  Röscher'^)  stellt  als  oberstes 
Prinzip  der  Finanzwissenschaft  die  volkswirtschaftlich  verhältnis- 
mäßige Deckung  des  Staatsbedarfs  auf  gegenüber  einer  nicht  minder 
verhältnismäßigen  Deckung  aller  nichtstaatlichen  Bedarfe ;  er 
rühmt  an  Schäffles,  Grundsätzen  der  Steuerpolitik,  daß  sie  ebenso 
praktisch  als  systematisch  dieses  Prinzip  in  imposanter  Weise 
durchführen.  Woher  der  Mangel  an  Kenntnis,  Verständnis  und 
Anerkennung  für  Schäffle  in  der  neuen  Literatur  kommt,  kann 
ich  nicht  feststellen,  weil  diese  keine  Gründe,  weder  im  allgemei- 
nen noch  im  speziellen,  anführt  -).  Es  ist  mir  geradezu  ein  Rätsel, 
um  ein  neues  Beispiel  zu  geben,  wie  eine  fundamentale  Arbeit 
ersten  Ranges,  die  die  Lehre  von  den  Staatsausgaben  und  deren 
Deckung  von  Grund  aus  untersucht,  wie  die  von  Schäffle  >Zur 
Theorie  der  Deckung  des  Staatsbedarfes«  ^)  im  3.  Teile  ^^^  Ehe- 
der^schen  Lehrbuchs  und  anderswo  so  wenig  Beachtung  findet. 
Keine  Arbeit  zuvor  und  keine  nach  ihr  hat  die  Theorie  vom 
ordentlichen  und  außerordentlichen  Staatsbedarf  und  der  Deckungs- 
mittel mit  den  Gliederungen  der  Bedarfe  und  der  Deckungen, 
dann  den  obersten  Grundsatz  der  Deckung,  die  Schaffung  be- 
weglicher Deckungsmittel  für  beweglichen  Bedarf,  und  eine  lange 
Reihe  von  Fragen  vom  Grund  aus  untersucht,  die  mit  dem  Haupt- 
thema zusammenhängen  oder  auf  der  richtigen  Lösung  beruhen, 
so  die  spezifische  Funktion  der  einzelnen  Arten  außerordentlicher 
Deckungsmittel  im  Gesamtsystem  der  Deckung,  die  Frage  des 
Kredites  bei  dem  produktiven  Staatsbedarf,  die  der  Organisation 
der  a.  o.  Tilgung  sowie    der  Papiergelddeckung.     Das  sind  nicht 


i)  Fw.  S.   18. 

2)  Vgl.  dazu  die  Würdigung  der  Sc häff"! eschen  Forschung  durch  Wagner  und 
Bücher  in:  Stand  und  Wert  der  deutschen  Finanzwissenschaft  a.  a.  O.  S.  340. 

3)  Zeitschrift    f.  d.  ges.  Staatsw.     Jahrg.    1883,  S.  273 — 319;    633 — 672    und 
1884,  S.   107—154. 
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nur  Doktorfragen,  es  sind  aktuellste  Untersuchungen  der  Dinge, 
die  uns  bewegen,  mit  einer  Fülle  von  Gedanken,  die  namentlich 
eine  so  gedankenarme  Zeit  zur  Weiterverarbeitung  hätte  reizen 
müssen,  wenn  man  die  anregende  Arbeit  eben  nicht  vergessen 
hätte. 

Wir  werden  nach  dem  Kriege  manche  Lehrsätze  Sc/iäßf/es 
neuerlich  prüfen  müssen.  Die  ungeheueren  Kriegskosten  werden  in 
der  ganzen  Welt  die  Theorie  und  Praxis  des  Staatsschuldenwesens 
beschäftigen.  Hier  wird  es  sich  auch  zeigen,  wie  unsere  Zeit  ererbte 
Schätze  vernachlässigt  hat.  Dieser  Teil  der  Finanzwissenschaft,  der 
in  der  letzten  Literaturperiode  fast  erstarrt  und  über  gewisse  typische 
Kormen  und  Sätze  nicht  hinausgekommen  ist,  wird  zu  neuem 
Leben  erwachen.  Die  Not  wird  manche  Lehren  ergänzen,  manche 
eingelebten  Irrtümer  und  Vorurteile  beheben  helfen.  Zu  diesen 
gehört  der  Rückschritt  in  der  Lehre  von  der  Ausgabswirtschaft. 
Mir  erscheint  es  nicht  zweifelhaft,  daß  diese  mindestens  die 
gleiche  Bedeutung  erlangen  wird,  wie  die  Einnahmswirtschaft. 

Die  theoretischen  Gesetze  werden  sich  finden,  nicht  kon- 
struktiv aus  dem  Teilchen,  das  gerade  offen  und  dem  Autor 
naheliegt,  sondern  aus  genauer  Beobachtung  der  wirtschaftsge- 
schichtlich und  statistisch  festgestellten  Tatsachen  und  Verglei- 
chungen  des  Einzelnen  und  des  Ganzen.  In  der  Staatswirtschafts- 
lehre hat  das  Gesetz  der  Sparsamkeit  und  der  Wirtschaftlichkeit 
ein  anderes  Prinzip  und  eine  andere  Technik  als  in  der  Privatwirt- 
schaft, vielleicht  eine  sorgsamere,  eine  tiefer  gehende,  weil  das 
Individuelle,  das  Höchstpersönliche  des  einzigen  Willens  außer 
Betracht  bleibt.  Die  Lehre  von  den  Ausgaben  schreit  nach 
Spezialisierung,  noch  mehr  vielleicht  nach  dem  Verantwortungs- 
gefühl des  sammelnden,  zusammenfassenden  und  vortragenden 
Lehrbuches.  Einstweilen  müssen  wir  uns  mit  illustrierendem 
Zifternmaterial  begnügen.  Die  Auswahl  ist  bei  Eheberg  gut, 
gerade  bei  diesem  Kapitel. 

Der  Lehre  von  den  Staatseinnahmen  ist  der  weitaus 
größte  Raum  des  Buches,  mehr  als  Zweidrittel  gewidmet.  Davon 
kommt  der  Hauptteil  auf  die  staatswirtschaftlichen,  ein  sehr  klei- 
ner auf  die  p  r  i  V  a  t  w  i  r  t  s  c  h  a  f  1 1  i  c  h  e  n.  Diese  gehören  wohl 
zu  den  in  der  letzten  Periode  vernachlässigten  Gebieten,  zum  Teil 
unter  der  Ein-  und  Nachwirkung  des  Liberalismus  und  des  libe- 
ralen Staatswesens.  Die  Frage  ist  die:  wo  kann  der  Staat  als 
Wirtschafter  mit  Erfolg  arbeiten,  und  noch  wichtiger  die  Vorfrage, 
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WO  und  wie  hat  der  moderne  Staat  als  Unternehmer  tatsächlich 
gearbeitet,  und  haben  sich  dort  die  Lehren  der  klassischen  Na- 
tionalökonomie bestätigt,  wo  sitzen  die  Fehler  der  Anschauungen  r 
Die  Antworten  hängen  von  Untersuchungen  ab,  die  auf  den  ein- 
zelnen Unternehmungsgebieten  gemacht  wurden  und  zu  machen 
sind.  Ein  volles  halbes  Jahrhundert  hat  der  moderne  Staat  sich 
als  Land-  und  Forstwirt,  als  Unternehmer  von  Bergwerken  und 
Banken  betätigt.  Die  sozialen  Versicherungsanstalten,  das  soziale 
Versicherungsgeschäft  haben  sich  intensiv  und  extensiv  entv^^ickelt, 
ebenso  die  Erwerbsunternehmungen  der  öffentliclien  Wirtschaften, 
der  Städte  und  Länder.  Aus  humanitären  Anstalten  sind  die 
organisierten  Sparkassen  zu  einer  Kapitalsmacht  herausgewachsen. 
Die  Entwicklung  der  öffentlichen  Unternehmungen,  der  Post,  des 
Telegrafen,  des  Telefons  und  der  Staatseisenbahnen,  führt  in  der 
Gegenwart  zu  Riesenbetrieben,  die  in  ihrem  Haushalte  die  Ein- 
nahmen und  Ausgaben  der  Mittelstaaten  überragen.  Und  gleich- 
zeitig wachsen  in  der  Privatwirtschaft  der  letzten  fünfzig  Jahre  die 
Aktienunternehmungen  aller  Art  ins  Riesenhafte  und  erzielen  trotz 
ihrer  Arbeitsverfassung  mit  Beamtenkräften  und  Direktoren  enorme 
Erfolge  und  ungeahnte  Ausdehnung.  Wir  wissen  aus  der  Privat- 
wirtschaft, daß  Latifundien,  Riesenbergwerksmassen,  Fabriken  und 
Banken  aller  Art  mit  den  größten  Erfolgen  von  einem  Beamten- 
organismus geleitet  werden,  auf  den  der  eigentliche  Besitzer  oder 
der  Verwaltungsrat  keinen  oder  einen  bescheidenen  Einfluß, 
nimmt.  Und  dies  geht  nicht  beim  Staate  ?  Und  heute  noch 
hören  wir  als  Regel,  der  Staat  könne  nur  solche  Unternehmun- 
gen mit  Erfolg  treiben,  die  zur  Betriebsführung  durch  Beamte  ge- 
eignet sind.  Prinzipiell  greift  EJieberg  die  Frage  nicht  auf  und 
das  Ergebnis  der  »Geschichte  der  Erwerbseinkünfte«  im  §  38 
macht  vielleicht  den  geltenden,  nicht  die  allgemeinen  Gründe  klar. 
In  diesen  Lehren  sind  wir  stehen  geblieben  und  die  Lehrbücher 
verändern  kaum  die  Darstellung,  geschweige  den  Inhalt;  es  sind  fast 
überall  die  bekannten  beschränkten  Beobachtungen  und  Gedanken- 
gänge, die  wiedergegeben  werden  und  so  unglaublich  veraltet 
und  uninteressant  erscheinen.  Ein  kleiner  Fortschritt  zeigt  sich 
in  der  Darstellung  des  Staatseisenbahnwesens.  Auch  die  ist  bei 
Eheberg  mager.  Wir  haben  doch  einige  Erfahrungen  mehr,  als 
sie  Umpfenbach  für  seine  i.  Auflage  vorlagen.  Man  kann  »also  ab- 
schließend« mehr  und  bestimmteres  sagen,  als  es  Ehebei-g\.\x\.  (S.  108). 
Stofflich,    ein    paar  Zeilen  Anmerkungen    über    die    preußischen 
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Staatsbahnen,  eine  Tabelle  über  die  finanziellen  Verhältnisse  der 
bayrischen  Staatsbahnen,  die  Roh-  und  Reinertragsziffern  für  das 
Jahr  191 3  für  die  anderen  Gliedstaaten.  Die  Literaturübersicht 
zeigt,  daß  die  monographische  Tätigkeit  eine  umfangreiche  war 
und  Arbeiten  von  Fachmännern  vorliegen,  deren  Ruf  ein  ver- 
breiteter ist.  Es  wäre  nicht  schwer  gewesen,  die  österreichische 
Entwicklung  und  den  gegenwärtigen  Stand,  die  beide  von  sach- 
lichem Interesse  sind  und  lehrreiche  Ergebnisse  aufweisen,  vor- 
zuführen. 

Fast  hergebracht  ist  die  Darstellung  der  staatlichen  Lotterie 
unter  den  Erwerbseinkünften.  Im  richtigen  Systeme  müßte  sie 
mit  den  anderen  Finanzmonopolen  behandelt  werden.  Ist 
der  Reinertrag  der  gewerbsmäßigen  Salzgewinnung  und  der  Tabak- 
fabrikation Steuer,  so  ist  es  auch  der  Gewinn  beim  Betrieb  der  Lotterie. 
Damit  haben  wichtige  Steuerprinzipien  Boden  gewonnen,  der  Mono- 
polgewinn kann  trotz  Ausschluß  der  freien  Konkurrenz  nicht  willkür- 
lich hoch  festgesetzt  werden.  Diese  Monopole  hat  die  Finanzwissen- 
schaft bisher  nur  von  der  steuerlichen  Seite,  nicht  aber  von  der 
derWirtschaftsführung  in  einem  besonderen  Unternehmen  angesehen. 
Wir  wissen,  daß  unter  den  Plänen  der  Neuordnung  der  staatlichen 
Finanzwirtschaft  nach  dem  Kriege  fast  überall  die  Monopole  erschei- 
nen. Was  wir  von  der  bisherigen  Entwicklung,  von  den  Ergebnissen 
aus  den  Lehrbüchern  erfahren,  ist  sehr  dürftig.  Die  Theorie  der 
Monopole  ist  rechtlich  und  wirtschaftlich  erst  zu  schaffen.  Es  ist 
sehr  wenig,  wenn  ich  weiß,  daß  das  Tabakmonopol  in  Oester- 
reich,  Frankreich,  Italien  so  und  so  viel  erzeugt*^  daß  es  soviel 
und  soviel  einträgt,  und  daß  dann  auf  den  Kopf  die  oder  jene 
Ziffer  entfällt.  Ich  möchte  hier  ein  einfaches  Beispiel  anführen, 
wie  vorsichtig  Ziffern  und  Ergebnisse  interpretiert  werden  müssen. 
In  einem  interessanten  Vergleiche  belehrt  uns  das  öster.  Finanz- 
ministerium in  seinen  »Mitteilungen«^),  daß  die  besseren  finanziellen 
Ergebnisse  in  Frankreich  und  Italien  auf  die  überwiegende  ma- 
schinelle Erzeugung  zurückzuführen  sind,  während  Oesterreich 
an  der  Handwicklung  der  Zigarren  festhält  und  damit  ein 
besseres  Fabrikat  herstellt  und  zur  besseren  Befriedigung  der 
Raucher  auf  Kosten  des  Ertrages  beiträgt. 

Wie  wenig  die  Wissenschaft  sich  mit  der  Frage  der  Monopole 
beschäftigt  hat,  ersehen  wir  daraus,  daß  die  Fragestellung  erfolgt 

I)  14.  Jahrg.,  1908,  I.  Heft,  S.  335  und  337  und  20.  Jahrg.,  1914,  2.  Heft, 
S.  609. 
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nach  der  günstigen  oder  ungünstigen  Wirkung  eines  einzuführenden 
Monopoles  auf  die  private  Wirtschaft,  während  die  andere  ebenso 
wichtige  Vorfrage  nur  nebenher  zur  Erörterung  gebracht  wird. 
Die  Frage,  mit  der  auch  die  Verbindung  mit  der  großen  Gruppe 
hergestellt  wird,  ist  vielmehr  die  nach  der  Fähigkeit  des  Staates, 
ein  Gevverbe  wirtschaftlich  befriedigend  führen  zu  können,  oder, 
auf  das  Objekt  gestellt,  die  besondere  Eignung  eines  Gegenstan- 
des, für  die  staatliche  Bewirtschaftung  zu  taugen.  Die  Frage 
nach  einem  konkreten  Monopol  wendet  sich  ebensosehr  an  die 
Verhältnisse  der  Privatwirtschaft,  als  an  die  der  Finanzwirtschaft. 
Man  sollte  auch  annehmen,  daß  ein  tüchtiger  Volkswirt  die  Frage 
ebenso  beantworten  müßte  wie  der  Staatswirt.  Dem  ist  nicht 
so.  Wir  haben  es  an  dem  Beispiel  des  Getreidemonopols  erlebt. 
Die  allermeisten  Agrarier,  die  das  Monopol  wollen,  halten  es  für 
leicht  durchführbar,  während  der  Finanztheoretiker,  auch  ohne 
die  Erfahrungen  der  Kriegswirtschaft,  leicht  das  Gegenteil  be- 
weisen kann.  Die  Frage  spielt  schon  stark  in  den  Staatssozialismus, 
wir  werden  ihr  in  dem  Abschnitt  näher  treten.  Wie  wenig  aber 
unsere  Literatur  und  die  Lehrbücher  bringen,  kann  man  daraus 
ersehen,  daß  ein  praktischer  Volkswirt,  der  gerne  zur  Theorie 
greift  und  dieser  als  ein  geschätzter  Mitarbeiter  gilt,  in  dem  Ge- 
treidemonopol ein  »Kinderspiel«  im  Vergleiche  zum  Tabakmono- 
pol i)  erblickt.  In  dem  Punkte  werden  sich  die  Gegner  leicht 
verständigen,  wenn  sie  sich  nur  auf  den  Standpunkt  stellen,  daß 
die  Theorie  der  Finanzmonopole  zu  den  Lehren  gehört,  die  auf 
die  monographische  Verarbeitung  harren.  Zum  Aufbau  der  Lehre 
wird  man  aus  unseren  Lehrbüchern  nicht  viel  herausnehmen. 
Die  Biologie  des  Monopols  muß  vorerst  studiert  und  geschrieben 
werden.  Was  aus  der  Geschichte  der  letzten  Periode  herauszu- 
holen und  darzustellen  ist,  wenn  der  Bearbeiter  den  Stoff  be- 
herrscht und  namentlich  ein  guter,  gevv'issenhafter  Beobachter  ist, 
das  zeigt  die  lehrreiche  Abhandlung  von  Eberhard  Gothein 
»Die  Wirtschaft  der  Licht-  und  Kraftversorgung  (Petroleum, 
Bergbau,  Elektrizität)«  im  156.  Bande  der  Schriften'^)  des  Vereins 
für  Sozialpolitik  betreffend  »die  Neuordnung  der  deutschen  Fi- 
nanzwirtschaft«. 

Mit  den  Monopolen  sind  wir  eigentlich  schon  in  der  Steuer- 

i)  Vgl.    dazu :     Meisel,     Zur    steuerlichen    Belastung    der  Landwirtschaft,    in 
Schmollers  Jahrbuch,  XLI/i,    19 17,  S.   404  ff. 
2)   I.  Teil,   1918,  S.  209  ff. 
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lehre  und  es  ist  nur  eine  besondere,  in  der  Theorie  unbeach- 
tete Seite  dieser  Einnahmen,  daß  es  bei  dem  Ertrage  nicht  nur 
auf  die  Steuerregeln,  sondern  auch  darauf  ankommt,  wie  der 
Staat  selbst  wirtschaftet.  Auf  die  Abgaben,  den  2.  Hauptab- 
schnitt der  Lehre  von  den  Einnahmen,  entfällt  die  Hälfte  des 
ganzen  Buches.  Rechnen  wir  den  kurzen  Gebührenabschnitt  ab," 
so  bleiben  für  die  allgemeine  und  besondere  Steuerlehre  nicht  ganz 
300  Seiten,  die  im  Anhange  über  »das  Verhältnis  der  staatlichen 
Finanzwirtschaft  zum  Bundesstaat  und  zu  den  Selbstverwaltungs- 
körpern« eine  Erweiterung  erfahren.  Alles  in  allem  nicht  viel; 
es  heißt  eben  sparen,  allerdings  am  richtigen  Orte.  Leider  hat 
Eheberg  am  bedürftigsten,  an  der  allgemeinen  Steuerlehre,  ge- 
spart. 

Die  Geschichte  des  Abgabewesens  ist  dem  Lehrbuchziel 
entsprechend  die  Entwicklung  im  Abriß.  Mir  ist.  die  Schwierig- 
keit einer  vollkommen  richtigen  und  sachlichen  Darstellung  klar. 
Eheberg  ist  nicht  besser  und  nicht  schlechter  als  die  üblichen 
Uebersichten.  Manches  von  der  Kritik,  die  Dopsch  übt,  gilt 
auch  für  unser  Lehrbuch.  Daß  in  der  deutschen  Wissenschaft 
der  österreichische  Typus  vernachlässii^t  wird,  habe  ich  oft  be- 
dauert, weil  die  Geschichte  der  österreichischen  Abgaben  oft 
der  Entwicklung  in  den  anderen  Staaten  voraneilte,  fremdes 
Recht  dem  eigenen  gut  angepaßt  und  in  der  Technik  Her- 
vorragendes geleistet  wurde.  Die  ewige  Finanznot,  erzeugt  durch 
schlechte  Politik  und  ewige  Kriege,  war  die  mächtige  treibende 
Kraft.  Und,  wenn  wir  die  Entwicklung  in  der  ganzen  ersten 
Hälfte  des  19.  Jahrhunderts  überschauen,  so  ist  der  allseitige 
Fortschritt  in  den  Gesetzesgedanken  und  in  der  Normbildung"  mit 
ihrem  Ideen-  und  Formenreichtum  bewunderungswert.  Diese  Schätze 
werden  in  der  Wissenschaft  nicht  genügend  gewürdigt.  Dies 
führt  durch  einen  zweiten  Umstand  zu  einer  ganz  einseitigen  Be- 
handlung der  Steuerlehre  für  die  erste  Hälfte  des  19.  Jahrhun- 
derts. Preußen  hatte  keine  hervorragenden  Finanzminister,  die 
sich  an  die  großen  Reformen  herangewagt  hätten.  In  seinen  Re- 
den von  1878  und  1879  kommt  Bismarck  auf  den  Stillstand  und 
die  Gründe  zurück:  »Nur  im  Anfang  des  Jahrhunderts  hat  Preußen 
wirklich  bedeutende  Männer  an  der  Spitze  des  Finanzwesens  gehabt. 
Aber  alle  späteren  von  Bodelschwingh  bis  zu  Hobrecht  hin  haben  sich 
keine  Verdienste  erworben«.  Und  so  ging  auch  die  deutsche  Theorie 
nach  Frankreich    und  England    und    fand    dort    ihr    Musterlager. 
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Für  die  deutschrechtliche  Fortentwicklung  war  die  Ware  un- 
brauchbar. Man  beurteilt  noch  heute  die  österreichische  Finanz  und 
ihre  Geschichte  nach  den  Ergebnissen,  nach  der  Not  und  nach  den 
Defiziten,  und  wird  der  Zeit  und  der  Sache  nicht  gerecht.  Das 
Unglück  liegt  nicht  in  der  Gesetzgebung,  sondern  in  der  Aus- 
führung, in  den  politischen  und  sozialen  Mängeln  und  Schwächen 
der  Regierungen  und  der  Völker.  Der  Staatsbankrott  von  181 1 
war  die  unausbleibliche  Folgeerscheinung.  Dieselbe  Mut-  und  Kraft- 
losigkeit finden  wir  in  den  50er  Jahren  und  nach  der  Krise  von 
1873.  Bei  Wagne}'  finden  wir  im  einzelnen  fast  allgemein  zu- 
treffende Urteile.  Daß  er  in  der  speziellen  Steuerlehre  Oester- 
reichs  Finanzen  nicht  zur  Darstellung  gebracht  hat,  verzeichne 
ich  geradezu  als  Mißgeschick.  Schmollers,  »Skizze«  ist  in  der 
Behandlung  Oesterreichs  nicht  von  jenem  Wurf  wie  in  der  der 
anderen  Staaten.  Und  für  die  Geschichtsschreibung  und  Dogmatik 
ist  die  Erkenntnis  der  Pathologie  der  Finanz  Voraussetzung  der 
richtigen  Therapie,  an  deren  Lehre  es  der  heutigen  Praxis  und 
Wissenschaft  fehlt.  Die  Geschichte  der  Abgaben  schreit  nach  einem 
Abschnitt  von  der  kranken  und  gesunden  Finanz ;  fast  müßte 
ich  nach  der  Spezialisierung  der  Lehren  und  Ausgestaltung  der 
Forschertätigkeit  nach  dem  Muster  der  Naturwissenschaften 
rufen. 

Eheberg  übersieht  in  seinem  Abschnitt  (§  69),  daß  die  »Ver- 
zehrungssteuer« von  1829  für  ihre  Zeit  eine  Großtat,  die  Unifizie- 
rung der  Konsumsteuern,  bedeutet,  daß  diese  ergänzt  wird  durch 
die  kaum  gewürdigte  Zoll-  und  Monopolordnung  von  1835,  durch 
die"  Entwicklung  der  Monopole,  nicht  bloß  des  Tabakmonopols, 
das  natürlich  erwähnt  wird,  auch  des  Lotto-,  Salz-  uud  Pulver- 
monopols ,  ein  Reichtum  an  Steuerformen  und  Steuerideen, 
den  wir  in  den  deutschen  Großstaaten  Deutschlands  vergebens 
suchen.  Eheberg  übersieht  vollständig  die  großartigen  Fort- 
schritte in  den  Gebühren  und  Verkehrssteuern,  über  die  Erb- 
steuer von  18 10  und  das  Stempel-  und  Taxgesetz  von  1840  zu 
der  glanzvollen  Kodifikation  des  Jahres  1850  und  der  Fortbil- 
dung im  Wege  der  Novellen.  Der  Stand  vor  Kriegsbeginn  ist 
durchaus  befriedigend,  die  Verkehrssteuern  sind  ertragreich  und 
gerecht,  allerdings  nur  für  den,  der  in  diesen  indirekten  Steuern 
die  Ergänzung  und  den  Ausgleich  im  System  der  Besteuerung 
für  eine  schwächliche,  direkte  Belastung  mit  ihrer  traurigen  Ver- 
anlagung erblickt. 
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Es  ist  nicht  richtig,  wenn  Eheberg  sagt,  daß  der  Grund-  und 
Häuserbesitz  unverhältnismäßig  hoch  beiastet  ist.  Die  Lüge  von 
der  hohen  Grundsteuer  ist  eine  der  interessantesten  im  Reiche  der 
Steuerunwahrheiten.  So  lange  haben  die  Agrarier  über  die  >  ex- 
orbitante« Höhe  der  Steuer  geschrien,  bis  sie  selbst  und  dann  die 
Wissenschaft,  z.B.  Stein,  Röscher,  von  den  neueren :  Heckel,  Myrbach, 
und  selbst  Wieser  es  geglaubt  haben.  Es  war  nicht  schwer,  das 
Märchen  zu  ersinnen  und  weiterzutragen.  Der  Steuersatz  betrug 
ja  262/3%  und  vom  Jahre  188322,7%!  Wovon.?  Vom  Katastral- 
reinertrage  natürlich !  Es  hat  ziemlich  lange  gedauert,  ehe  man 
in  der  Neuzeit  diese  Größe  untersucht  hat,  Wagner  und  Schäffle 
beginnen  an  der  Richtigkeit  der  Ertragsziffer  sehr  zu  zweifeln; 
sie  haben  den  gesetzlich  ermittelten  Reinertrag  als  eine  Fiktion 
bezeichnet,  der  weit  von  dem  wirklichen  einzelwirtschaftlichen  Rein- 
ertrage entfernt  ist,  und  der  Steuersatz  beträgt  nach  Wagner 
11/2-2-3-5-6%. 

In  Schviollers,  Jahrbuch  i)  habe  ich  aus  der  Geschichte  und 
der  Sache  nachgewiesen,  daß  die  heutige  Grundsteuer  quantitativ 
und  qualitativ  nichts  anderes  als  die  Besteuerung  des  stabilen 
Katasters  aus  dem  Jahre  1817  bedeutet.  Der  damaligen  Rein- 
ertragsermittlung lagen  die  Preise  der  Produkte  für  das  Normal- 
jahr, d.  i.  das  Jahr  1824,  zugrunde.  Und  dieses  Normaljahr  hatte 
die  Anormalität,  daß  seine  Preise  in  einer  50jährigen  Periode  die 
billigsten  waren.  Die  neue  Grundsteuerregulierung  der  80  er  Jahre 
erbrachte  gegenüber  der  des  stabilen  Katasters  eine  Reinertrags- 
summe von  165  Millionen  Gulden,  also  einen  Mehrertrag  von  17,4  %! 
Diese  Reinertragshauptsumme  war  so  gering,  daß  der  Steuerfuß 
auf  bloß  22,7  %  herabgesetzt  wurde,  von  dem  dann  noch  seit  1900 
ein  Nachlaß  von  15  %  der  Landwirtschaft  gewährt  worden  ist. 
Sie  trägt  also  heute  die  Steuer  des  stabilen  Katasters  von  1817 
und  bei  der  Differenz  der  Preise  für  landwirtschaftliche  Produkte 
von  1824  und  der  Zeit  vor  dem  Kriege  ist  die  Steuer  minimal. 
Das  gilt  auch  für  die  preußische  Grundsteuer,  die  nach  dem  Muster 
der  österreichischen  eingerichtet  ist  und  nicht  umgekehrt,  wie  Ehe- 
berg (S.  236)  meint.  Zu  einer  weiteren  Vergleichung  der  übrigen 
deutschen  Grundsteuern  bin  ich  nicht  gekommen.  Eine  Revision 
wäre  bei  den  bestehenden  Zusammenhängen  der  Gesetzgebungen 
dringend  nötig.     ScJianz^),  in  seiner  jüngsten  musterhaften  Studie 

1)  Jahrg.  XLI,    I,    1917,  S.   355  ^■ 

2)  Finanzarchiv,  XXXVI.  Jahrg.  1919,  i.   Bd.  S.  41. 
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über  die  bayrische  Steuerreform  von  191 8,  führt  an,  daß  die 
durchschnittliche  Belastung  durch  die  Grundsteuer  nach  den 
durchgeführten  Beispielen  ungefähr  i  %  des  Einkommens  beträgt. 

Was  die  Gebäude  betrifft,  so  sind  sie  auf  dem  flachen 
Lande  ganz  fraglos  niedrig  besteuert.  Hoch  ist  nur  die  Haus- 
zinssteuer in  den  Städten  und  größeren  Ortschaften.  Sie  trifft 
aber  nicht  den  Hausbesitz,  sondern  die  Mieter,  ist  also  eine  Steuer 
auf  den  Wohnungsaufwand,  die,  bei  den  Kleinen  drückend  und 
ungerecht,  bei  den  Großen  und  Größeren  als  Luxusbesteuerung 
gelten  muß.  Bei  der  Mietzinssteuer  und  bei  der  Besteuerung  der 
Aktiengesellschaften,  die  beide  mit  hohen  Steuersätzen  arbeiten, 
darf  man  aber  nicht  vergessen,  daß  es  in  Üesterreich,  wie  ander- 
wärts, nie  gelungen  ist,  das  flüssige  Kapital  halbwegs  zu  erfassen, 
nicht  durch  die  Kapitalrentensteuer,  nicht  durch  die  alte  und  neue 
Einkommensteuer,  auch  nicht  durch  die  Erbsteuer.  Die  Korrektur 
und  der  Ersatz  wird  durch  die  genannten  hohen  Steuern  herbei- 
gelührt.  Die  als  Torsteuer  erhobenen  Verzehrungssteuern  werden 
von  Eheberg  als  lästig  bezeichnet;  sie  sind  es  nicht  mehr  und 
weniger  als  alle  Zirkulationssteuern.  Sie  sind  ihrem  Umfange  nach 
nicht  von  Belang,  und  wenn  man  sie  tadeln  will,  so  kann  es  nur 
von  dem  Gesichtspunkte  der  besonderen  Belastung  der  städtischen 
Bevölkerung  geschehen.  Soweit  der  Tarif  Genußgüter  der  oberen 
Schichten  besteuert,  ist  er  eine  willkommene  Luxusbesteurung.  In 
dem  Einnahmsbudget  für  1912  fehlen  die  namhaften  Erträgnisse  des 
Lottos  und  der  Militärtaxe  (S.  145).  Unrichtig  ist  die  Behauptung^ 
(S.  182),  daß  in  Oesterreich  »die  Aktionäre  usw.  bestimmter  Ge- 
sellschaften keine  Steuer  zu  zahlen  haben«.  Kleinere  Unrichtig- 
keiten finden  wir  bei  der  Gebäude-  und  Rentensteuer. 

Vernünftige  Kritik  darf  natürlich  unvermeidlichen  Irrtümern  im 
einzelnen  kein  großes  Gewicht  beilegen.  Sie  festzustellen  ist  Pflicht, 
da  wirkt  die  Besprechung  produktiv.  Dort,  wo  wissenschaftliches 
Leben  blüht,  wie  in  den  Rechtswissenschaften,  ist  die  Kritik  An- 
regerin und  wissenschaftliche  Quelle.  Die  Zeiten  sind  lange  vorbei, 
wo  in  der  Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissenschaft  IVagncr,  Schäjfle, 
Vocke  die  Buchbesprechungen  schrieben.  Wer,  mit  Ausnahme  von 
Schanz,  schreibt  sie  jetzt  und  wie  schauen  sie  aus  ?  Einige  wenige 
Ausnahmen  bestätigen  diese  Regel.  Eine  Kritik  der  Kritik  in  unserem 
Fache  und  für  die  neue  Zeit  wäre  eine  lehrreiche  und  unterhal- 
tende Arbeit.  Eine  fast  vollständige  Teilnahmslosigkeit  der  Ka- 
thederdoktrin war  eingetreten,  die   sich    in    bedenklichster  Weise 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.     1919.     3.  20 
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zeigt  in  der  Unintcressiertheit  an  der  gesetzgeberischen  und  lite- 
rarischen Bewegung.  Aus  Tlieorie  und  Praxis  kommen  Erschei- 
nungen, Lehrmeinungen  von  Wert  und  Gehalt,  sie  bleiben  unbe- 
achtet oder  ungelesen.  Die  Wissenschaft  hat  die  Führung  und 
die  Kritik  der  Gesetzgebung  aufgegeben.  Die  Finanzpolitik  des 
Deutschen  Reiches  geht  ihre  Wege.  Dem  Reich  zu  geben,  was 
des  Reiches  ist,  beantwortet  sie  mit  der  Inkompetenz  des  Reich.s 
in  den  direkten  Steuern.  Und  da  von  den  indirekten  viel  nicht 
mehr  herauszuholen  ist,  kommen  die  Versuche  mit  dem  Zuwachs, 
Wertzuwachs-,  Besitzsteuern,  mit  der  Besteuerung  nach  dem  Ueber- 
schuß  und  mit  den  Errungenschaften  der  Kriegsperiode,  die  wir 
jetzt  erlebt  haben.  Das  habe  ich  schon  früher  oft  beklagt.  Ger- 
loff^  der  »die  Finanz-  und  die  Zollpolitik  des  Deutschen  Reiches 
nebst  ihren  Beziehungen  zu  Landes-  und  Gemeindefinanzen  von 
der  Gründung  des  Norddeutschen  Bundes  bis  zur  Gegenwart«^) 
uns  in  einem  großen,  lehrreichen  Buche  vorgeführt  hat,  urteilt 
über  die  Mitwirkung  der  Theorie  in  gleicher  Weise.  »Die  Literatur 
über  das  Reichsfinanzwesen  umfaßt  von  1878  bis  zur  Gegenwart 
eine  stattliche  Anzahl  von  Broschüren  und  kleineren  Abhand- 
lungen, von  denen  jedoch  nur  einzelne  wenige  finanzwissenschaft- 
liche Bedeutung  beanspruchen ;  die  weitaus  überwiegende  Mehrzahl 
ist  publizistischen  Charakters  und  ohne  jeden  fachwissenschaftlichen 
Wert«. 

Der  geschichtliche  Ueberblick  über  die  Entwicklung  in  Deutsch- 
land ist  in  unserem  Lehrbuch  dürftig  (§  70).  Es  kommt  dann  im 
Anhang  (S.  538  ff.)  ausführlicher  auf  die  Projekte  der  Reichsein- 
kommen, Vermögens-  und  Gewerbesteuer  zurück,  bezüglich  der 
ersten,  der  dringendsten  und  begründesten,  reserviert  mit  den 
bekannten  partikularistischen  Gesichtspunkten.  Eheberg  scheint 
jene  Bedenken,  die  gegen  die  bisherigen  Wege  der  Reichsfinanz- 
reform gehen,  zu  teilen.  Der  Besitzsteuer  weiß  er  zwar  gute  Sei- 
ten abzugewinnen  und  die  Ueberschußbesteuerung  lehnt  der  Text 
im  Vorbeigehen  (S.  195)  mit  gutem  Rechte  ab.  Mit  der  Wert- 
zuwachssteuer und  dem  ganzen  System  kommt  die  deutsche  Praxis 
auf  Abwege.  Das  große  Problem  blieb  unausgetragen.  Die  Frage 
der  Ergänzung  durch  Ertrags-  oder  Vermögenssteuer  muß  nach 
einer  langen  Versuchsperiode  revidiert  werden.  Es  ist  bezeichnend 
für  die  deutsche  Wissenschaft,  daß  sie  das  Urteil  Fuistings'')  kaum 

1)  Gustav  Fischer,  Jena   1913,  S.  553.     Vorwort,  S.  V  u.  VI. 

2)  Grundzüge  der  Steuerlehre,  Berlin,  Heymann  1902,  insbesondere  F) 
(§   162 — 169)  die  Fortbildung  des  Systems  der  direkten  Steuern. 
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würdigt.  Es  ist  kein  Zufall,  daß  er  und  Vocke  sich  dezidiert  für 
die  Ertragssteuern  entscheiden.  Wie  überzeugend  sind  die  Be- 
denken, die  Schanz  in  der  erwähnten  neuen  Arbeit  gegen  die 
Vermögenssteuer  vorbringt !  Mittlerweile  pfropft  die  Praxis 
200—300  %  Zuschläge  auf  die  alterschwachen,  ausgelebten  Objekt- 
steuern. Wo  die  preußische  Type  gilt,  ist  der  Zustand  geradezu 
unerträglich,  mit  der  primitiven  Technik  und  Unergiebigkeit  der 
Ertrags-,  Einkommen-,  Ergänzungs-  und  Erbschaftssteuer  unge- 
recht und  unzweckmäßig,  ein  guter  Gradmesser  des  Verfalles 
unserer  Steuerkultur! 

Solche  Uebersichten  über  den  Steuertypus  einzelner  Staaten 
haben  nicht  nur  einen  großen  Lehrwert  und  nicht  bloß  für  die 
studierende  Jugend.  Vielleicht  würden  sie  doch  bei  nötiger 
Objektivität  und  Schärfe  der  Volksvertretung  oder  der  Regie- 
rung das  Verantwortungsgefühl  rege  machen  und  den  Wählern 
die  Augen  öffnen.  Die  Wissenschaft  soll  nicht  Politik  machen 
und  keiner  Partei  dienen.  Aber  wahre  Staatswissenschaft  wird 
an  dem  Bestehenden  nicht  kritiklos  vorübergehen.  Wissenschaft- 
liche und  Parteien-Kritik  sind  zweierlei  Aeußerungen,  auch  wenn 
sie  im  Ergebnisse  übereinstimmen. 

Das  Lehrbuch  namentlich  hat  einen  vorzüglichen  Prüfstein  im 
allgemeinen  Teile.  Er  ist  die  wissenschaftliche  Frucht,  die  den 
Wert  des  Baumes  bestimmt,  auf  dem  sie  gewachsen  ist.  Er  ist 
die  große  Denkarbeit,  das  vorzügliche  Lehr-  und  Bildungsmittel, 
mit  dem  wir  das  Gebiet  erschließen,  kennen  und  beherrschen 
lernen.  Der  allgemeine  Teil  ist  die  eigentliche  wissenschaftliche 
Leistung.  Im  Verhältnis  dazu  ist  der  besondere  Teil  das  leichte 
und  kleine  Stück  der  Arbeit.  Da  ist  das  Material  aufzusuchen, 
zu  beschreiben  und  seinem  wirtschaftlichen  und  rechtlichen  Sinne 
nach  festzustellen.  Erst  bei  der  Destillation  dessen,  was  von  dem 
allgemeinen  im  besonderen  darin  steckt,  bei  der  logisch-sachlichen 
Verarbeitung  beginnt  das  höhere  Ziel  der  wahren  Erkenntnis. 
Indem  wir  nach  dem  Zweckgedanken  forschen  bei  der  Besteue- 
rung der  Einnahmen  und  Ausgaben,  des  Einkommens  und  Ver- 
mögens, des  Aufwandes  und  Verkehres,  wenn  wir  dann  zerlegen 
und  die  Stücke  und  Stückchen  zurückführen  auf  das  Einfache, 
das  Gewonnene  wieder  zusammenfassen  nach  oberen  und  höhe- 
ren Grundsätzen,  kommen  wir  mit  diesen  Methoden  in  zahllosen, 
scharfsinnigen  Gedankengängen  zu  den  Elementen,  zu  den  Haupt- 
und  Unterabteilungen,  dann  im  Systeme  auf  jene  Höhe,  von  der 
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wir  das  Ganze  und  die  Teile  überblicken  und  beherrschen  lernen.  Die 
Finanzwissenschaft  ist  im  engsten  Sinne  dogmatische  Finanz.  Das 
Erste  muß  die  Prüfung  des  Positiven  sein,  der  geschriebenen  Gesetze 
und  Verordnungen  einerseits  und  des  herrschenden  Zustandes  in  der 
lebendigen  Gegenwart  anderseits.  Aus  dem  Inhalte  des  Positiven  her- 
aus die  richtige  Vorstellung  von  dem  Grundgedanken,  den  Zielen 
und  Zvi'ecken  zu  entwickeln,  das  setzt  natürlich  gute  Vorarbeit,  be- 
sondere Schulung,  systematisches  Forschen  voraus.  Die  Tatsachen 
müssen  gewissenhaft  festgestellt  werden ;  wir  wissen  aus  unserer 
Wissenschaft,  daß  es  nicht  leicht  ist,  die  Wirklichkeit,  das  lebende 
Recht,  genau  zu  beobachten  und  festzustellen;  die  Einwirkung  auf 
den  Gesetzeswillen  durch  das  Verhalten  des  Volkes  und  der  Ver- 
waltung muß  untersucht  und  gekannt  sein.  Natürlich  auch  die 
verschiedenen  Anschauungen  darüber  im  Volke  und  in  der  Lite- 
ratur. Dann  können  wir  die  letzten  Schlüsse  ziehen,  das  höhere 
Gesetz  und  das  richtige  System  finden.  Das  sieht  nun  anders 
aus,  wenn  es  aus  strenger  dogmatischer  Schule  oder  aus  dem 
wirklichen  Leben  oder  aus  Stubenluft  kommt,  aus  » Advokaten- 
schriften»;  und  parteipolitischer  Presse.  Die  Finanz  und  die  Steuer 
haben  einen  großen  Feind:  das  Unrecht,  den  Egoismus,  die  Hab- 
und  Selbstsucht.  Das  antisoziale  Laster  beherrscht  die  Partei- 
politik; sie  ist  in  der  letzten  Periode  weder  moralischer  noch 
sozialer  geworden.  Parteien-  und  Klassenpolitik  kämpft  mit  dem 
alten  bekannten  Handwerkszeug  der  Phrase  und  Schlagworte,  die 
in  jeder  Frage  in  allen  Tönen  zu  vernehmen  sind.  Bei  jeder  Steuer, 
die  eine  bestimmte  Klasse  trifft,  hört  man  je  nach  der  Kraft  der 
Parteien  mehr  oder  weniger  laut  die  Klage  über  den  bevorstehen- 
den Niedergang  oder  das  Ende  des  bedrohten  Gewerbes,  Stan- 
des usw.  War  das  jüngst  ein  Geschimpfe  und  Geraunze,  als  im 
Deutschen  Reiche  die  Börsensteuer  endlich  um  ein  geringes  er- 
höht werden  sollte !  Da  wäre  es  eine  schöne  Aufgabe  für  die 
Wissenschaft,  Wahrheit  zutage  zu  fördern,  die  Strömungen  bis  zum 
Steuergesetz  und  zum  Steuersystem,  die  Strömungen,  die  hemmen- 
den und  befördernden,  unter  der  Herrschaft  des  geltenden  Rechts 
und  die  treibenden  Kräfte  in  Wirtschaft  und  Recht  zur  weiteren 
Erkenntnis  und  Entwicklung  zu  bringen.  Gute  wissenschaftliche 
Bildung  ist  für  die  Entwicklung  richtiger  Erkenntnis  und  guter 
sozialer  Moral  oberste  Voraussetzung.  Wie  arm,  wie  wenig  all- 
gemein ist  der  allgemeine  Teil  in  der  Finanzwissenschaft!  Aus 
der  Rechtslehre  wissen  wir  es  :   vor  und  hinter  dem  Recht  steckt 
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die  Politik.  Hinter  jeder  Beschränkung  staatlicher  Sphäre,  hinter 
jeder  Einschränkung  staatlicher  Macht  steckt  in  der  Steuer  die 
Politik  der  Partei,  der  Klasse.  Da  sollen  gute,  gerechte  Steuer- 
gesetze zustande  kommen,  gedeihlich  funktionieren,  die  Gerechtig- 
keit mitbilden,  da  sollen  friedliche,  gesunde  Verhältnisse  geschaffen 
werden  !  Es  wird  nach  vielem  Verhandeln  und  Feilschen  eine  Ein- 
kommensteuer geschaffen  ;  aber  in  die  Heiligkeit  des  Hauses,  der 
Bücher  darf  überhaupt  nicht  oder  nur  in  beschränkter  Weise  ein- 
gedrungen werden.  Wenn  die  Organe  der  Einkommen-,  Renten-, 
Erbsteuer  den  Erkenntnissen  nicht  glauben,  so  schreit  die  ganze 
Partei:  Fiskalismus;  der  angeklagte  Staat,  voll  von  Mißtrauen,  ant- 
wortet mit:  Steuerlüge,  und  glaubt  auch  dem  Ehrlichen  nicht  und 
dem  Verärgerten  erst  recht  nicht.  In  der  Wirklichkeit  tobt  eine 
Zeitlang  der  Kampf,  dann  kommt  die  Müdigkeit  und  Verdrossen- 
heit. Die  Wissenschaft  hätte  ihn  zu  erklären  und  das  Urteil  zu 
fällen.  Sie  ignoriert  ihn  oder  bezieht  die  Tatbestände  und  Kriegs- 
berichte aus  einem  Lager,  aus  der  am  Kampfe  mitbeteiligten  Par- 
teipresse. Aber  um  alle  Gerechtigkeit,  die  Wissenschaft  hat  doch 
bessere,  zuverlässigere  Quellen!  Die  Entscheidungen  der  obersten 
Verwaltungsgerichte  zeigen  uns  die  wahren  Kampfbilder,  die  rich- 
tige Kampf  läge,  die  Statistik  ergänzt  sie;  die  Wissenschaft  hat 
den  Stoff  zu  prüfen  und  die  Wahrheit  festzustellen,  die  Fehler 
der  Politik  der  Gesetze  und  der  Veranlagung.  Die  Wahrheit!  W^ir 
sind  kaum  bei  den  Tatsachen,  wir  haben  andere  Sorgen  als  die 
des  Lebens!  Wir  kommen  nicht  zur  Wahrheit,  nicht  zur  Ge- 
rechtigkeit ;  wir  bleiben  in  diesem  wichtigen  Abschnitte  an  der 
gleichen  Stelle,  auf  der  die  Theorie  fast  vor  einem  Menschen- 
leben gestanden  ist. 

Auch  der  allgemeine  Teil  der  Steuerlehre,  die  schwierigste  und 
wichtigste  Partie  der  Finanzwissenschaft,  ist  auf  demselben  P'leck  ge- 
blieben; seine  Type  steht  fast  allgemein  fest.  Man  kann  nicht  sagen, 
daß  der  Forschungsstandpunkt  höher  gelegt  und  durch  die  Unsumme 
des  Besonderen  in  der  neueren  Zeit  erbreitert  wurde.  Der  allge- 
meine Teil  der  Steuerlehre  ist  seit  Wagner  nicht  ausgebaut  und 
die  Aussicht  nach  allen  Seiten  nicht  frei  gelegt  worden.  Das  gilt 
auch  von  Eheberg.  Sein  Abschnitt  (S.  169 — 219)  ist  ungleichmäßig 
und  dem  Räume  nach  unverhältnismäßig  beschränkt,  die  Fragen 
der  Steuerverwaltung  erscheinen  nur  in  Umrissen  ^).    Er  hat  gute, 

i)  Auch  Esslen  (Neuere  finanzwissenschafil.  Literatur,  im  Archiv  f.  Sozial- 
wissenschaft,   25.  Bd.,   1907,    S.  507)  spricht  von  der  stiefmütterlicher    Behandlung 
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Übersichtliche,  leicht  faßliche  Teile.  Zu  diesen  gehören  die  all- 
gemeinen Grundsätze,  die  der  Gerechtigkeit  und  Volkswirtschaft 
und  das  Kapitel  über  das  Steuersystem.  Manche  Begriffsbildungen 
und  Begründungen  reichen  nach  meinen  Erfahnungen  für  die  Lehr- 
zwecke des  Buches  nicht  aus. 

Vielumstrittcn,  sagt  das  Lehrbuch,  ist  die  Frage  nach  dem 
> Rechtsgrunde  der  Steuerpflicht«.  Darauf  gibt  es  nur  eine  Ant- 
wort. Rechtsgrund  ist  in  aller  Regel  und  an  allen  Orten  das 
geschriebene  Gesetz,  ausnahmsweise  Gewohnheitsrecht,  Vertrag 
und  Uebereinkommen.  Das  Recht  des  Staates  und  die  Pflicht 
der  Steuersubjekte  hat  zu  verschiedenen  Zeiten  verschiedene  Er- 
klärung gefunden.  Davon  handelt  ein  paar  Seiten  später  der 
Paragraph  über  die  Gleichmäßigkeit  der  Steuer.  Hier  (S.  182)  wird 
richtig  vom  Steuergrund  und  von  den  Theorien  gesprochen,,  die  ihn 
erklären  sollen,  altes  imd  neues,  das  macht  die  Sache  nicht  klarer. 
Ist  es  so  schwer }  Wir  kommen  später  auf  das  neue  Büchlein 
von  Stammler  »Rechts-  und  Staatstheorien  der  Neuzeit«  ;  es  sind 
Leitsätze  zu  Vorlesungen.  Warum  wohl  die  deutsche  Finanzwis- 
senschaft solcher  Geistesarbeit  aus  dem  Wege  geht.!^ 

Nicht  ganz  zwei  Seiten  kommen  der  Terminologie  zugute.  Be- 
griffe, die  durch  das  ganze  System  gehen,  mit  denen  eine  jede  einzelne 
Lehre  arbeitet,  verlangen  eine  sichere  Grundlegung  und  eine  schärfere 
Herausarbeitung  der  Begriffe.  So  summarisch  —  auf  kaum  zwei 
Seiten  —  lassen  sich  die  Termini  nicht  abtun.  Wenn  der  Geübte 
die  Begriffsbestimmung  von  Steuereinheit,  Steuersatz  und  Steuer- 
fuß zwei-,  dreimal  lesen  muß,  um  das  zu  begreifen,  was  das  Buch 
lehren  will,  so  ist  es  eine  bedenkliche  Sache.  Wenig  scharf  und 
abgegrenzt  sind  die  Definitionen  von  Steuertarif,  Steuerkataster. 
Man  mache  nur  die  Probe  an  ein  paar  Steuergesetzen.  Hat  die 
Praxis  keinen  festen  Sprachgebrauch,  so  muß  ihn  die  Wissenschaft 
suchen.  Da  rächt  sich  die  Methode  des  Sichnichtkümmerns  um 
die  Vorarbeit  und  um  die  Gestaltung  einer  communis  opinio. 
Wo  stünde  mit  einer  solchen  Arbeitsweise  die  Rechtswissenschaft.^ 

Wie  schwer  das  aber  gerade  der  deutschen  Finanzwissenschaft 
wird,  sehen  wir  an  dem  alten  Schulstreit  über  direkte  und  indirekte 
Steuern.  Keiner  der  Grundbegriffe  ist  so  Gemeingut  der  politischen 
und  steuerlichen  Bildung  geworden;  er  geht  tief  hinein  ins  Volk,  er 
sitzt   zuoberst    im   wissenschaftlichen  Systeme,    in  der  staatlichen 

der  Finanzverwaltung  im  Rahmen  des  Handbuches  und  verweist  auf  Adams,  der 
der  Materie  etwa  ^jz  des  Buches  einräumt. 
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Praxis,  in  der  Volksvertretung  und  Selbstverwaltung,  in  der  Steuer- 
verwaltung und  in  den  Gerichtshöfen  des  öffentlichen  Rechts. 
Und  für  die  Arbeitsmethode  der  Doktrin  ist  es  überaus  interessant, 
daß  sie  heute  noch  nicht  zu  einer  festen  Begriffsbestimmung  ge- 
kommen ist,  sich  auf  eine  Definition,  auf  den  Begriffsinhalt  nicht 
einigen  kann,  während  das  Rechtsleben  es  zwingend  fordert, 
jeden  Augenblick  darüber  zu  entscheiden,  ob  eine  Steuer  zu  den 
direkten  oder  indirekten  gehört.  Und  noch  merkwürdiger,  daß 
im  allgemeinen,  im  großen,  Volk,  Praxis  und  Wissenschaft  weiß, 
was  das  eine  und  das  andere  ist.  Wir  können  uns  auf  den  Schul- 
streit hier  nicht  des  weiteren  einlassen.  Wir  referieren  ja  nur,  wo  die 
deutsche  Finanzwissenschaft  heute  steht.  Auf  eine  Lehrmeinung,  die 
die  Scheidung  ins  alte  Eisen  wirft,  kommen  wir  später  zurück.  Wir 
hätten  in  der  jetzigen  Zeit  bei  den  schweren  Finanzsorgen  mit  den 
verantwortungsvollen  Problemen  wichtigeres  zu  schaffen,  als  >die 
deutsche  Finanzwissenschaft  noch  weiter  mit  den  Haarspaltereien 
unfruchtbaren  Definitionenkrams  zu  behelligen«.  Was  wir  aber  ver- 
langen müssen,  ist,  daß  das  Lehr-  und  Handbuch  seine  Leser  und  ins- 
besondere die  wißbegierige  akademische  Jugend  objektiv  unterrichte, 
wo  und  wie  wir  stehen.  Dazu  gehört,  daß  sie  in  den  obersten 
Fragen  die  Meinungen  der  führenden  Männer  und  Geister  vor- 
führe und  die  Gründe  darlege,  warum  nur  die  eine  oder  die 
eigene  brauchbar,  die  fremde  und  die  andere  unbrauchbar  er- 
scheine. Die  Leuchtkraft  der  Schäffleschen  Begriffsbestimmung 
würde  es  insbesondere  erfordern,  sich  mit  ihr  auseinanderzusetzen. 
Was  geschieht  bei  den  Neueren,  auch  sogar  bei  Eliebenr}  Es  gibt 
keine  bessere  Antwort  als  die  von  Schaff le  in  den  »Steuern« 
(S.  63),  kein  Wort  ist  zu  ändern  oder  zu  verbessern.  »Daß  sich 
eine  Reaktion  gegen  die  Grundeinteilung  in  direkte  und  indirekte 
Steuern  nach  so  untergeordneten  und  nicht  durchgreifenden  Merk- 
malen geltend  machte,  konnte  nicht  ausbleiben,  und  so  gründlich 
ist  hiebei  verfahren  worden,  daß  man  den  Unterschied  der  direk- 
ten und  indirekten  Steuern  neuestens  ganz  abschaffte  und  teils 
durch  Bestreitung  des  Steuercharakters  für  indirekte  Steuern  über- 
haupt (Vocke),  teils  dadurch,  daß  man  den  bis  zur  Hälfte  ent- 
leerten Grundbegriff  als  unnötig  fallen  ließ,  wie  das  konsequent 
jüngst  Eheberg  getan  hat.« 

Aus  dem  Geist  der  Steuern  heraus  hat  Schäffle  realistisch  die 
Grenzlinie  zwischen  direkt  und  indirekt  gezogen.  Ergänzend  und 
individualisierend   tritt  die   indirekte  Steuer  zu  der  direkten  und 
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schafft  Korrektur  an  der  mancjelndcn  l^>fas.sung  der  Steuerkrait 
durcli  die  direkte.  Indem  eine  Steuer  direkt  auf  die  Steuerquelle 
losgeht  und  dort  direkt  die  Steuerkraft  mißt  und  bestimmt,  kann  sie 
bei  den  Mängeln  unserer  Mittel  und  Maßstäbe,  mit  denen  wir  heute 
noch  arbeiten  müssen,  nur  annähernd  das  richtige  finden.  Schließen 
wir  aus  gewissen  Vorgängen  im  Verbrauch  und  im  Verkehr,  also 
indirekt  auf  besondere,  auf  stärkere  Steuerkraft  und  besteuern  er- 
gänzend die  Akte  und  Vorgänge,  so  bewirkt  diese  Steuer  ein 
Korrektiv  zugunsten  der  Steuergerechtigkeit.  Besonders  deutlich 
wird  die  Wichtigkeit  dieser  Begriffsbestimmung  bei  einer  hohen 
Last  von  direkten  Steuern,  die  der  Krieg  diktiert  hat  und  die 
nach  dem  Frieden  lange  andauern  w^rd.  Das  direkt  hoch  ge- 
troffene Steuersubjekt  mit  gesundem  wirtschaftlichen  Sinn  wird 
Gebrauch  und  Verbrauch  von  Gütern  vermeiden,  die  neue  Steuer- 
opfer kosten.  Subjektiv  ist  das  Maß  der  Steuer  nicht  voll.  Indi- 
viduell werden,  wie  die  Erfahrung  zeigt,  weitere  Steuern  über- 
nommen ;  die  Steuerkraft  ist  direkt  nicht  erschöpft  und  ausgenützt. 
Hätten  wir  in  diesem  Kriege  Luxussteuern  gehabt,  die  den  hohen 
Preisen  der  Luxusobjekte  angepaßt,  entsprechend  hoch  gewesen 
wären,  so  hätten  wir  gerecht  die  Kriegsgewinner  einfach,  ergänzend 
und  gut  individualisierend  besteuert.  Der  kostbare  Pelz  wäre  um 
den  Steuerzuschlag  von  50  Vo  Steuer  teurer  und  der  Käufer  sich 
der  Steuer  bewußt,  das  sittliche  Bedenken  Voches  fiele  sofort  weg. 
In  den  Geist  der  Schäffleschen  Untersuchung  und  Definition 
und  in  den  Geist,  der  durch  die  »Steuerpolitik«  geht,  ist  die  neuere 
Finanzwissenschaft  nicht  eingedrungen.  Auf  die  Art,  wie  die  Steuer- 
kraft ermittelt  wird,  kommt  es  bei  dieser  Definition  an.  Niemand 
vor  und  nach  ScJiäffle  hat  das  Wesen  der  beiden  Steuergruppen 
nach  der  physiologischen  Seite  untersucht  und  ihre  Natur  fest- 
gestellt. Die  Funktion  der  beiden  Steuerarten  im  Steuerorganis- 
mus hat  Schaffte  geistvoll  und  bahnbrechend  aufgedeckt.  Da 
kommt  er  selbst  über  Wagner  hinaus,  da  überragt  er  hoch  seine 
Zeitgenossen.  Wenn  seine  Verkleinerer  seine  Ideen  nicht  würdigen 
können,  so  müßten  sie  fragen,  wie  die  Meister  der  Finanzwissenschaft 
die  Werke  und  Werte  eingeschätzt  haben.  Mir  wenigstens  ist  das 
Werturteil  Wagner?,,  die  Widmungsworte  z.  B.,  mit  denen  er  den 
4.  Band  seiner  Finanzwissenschaft  Schäffle  zueignet,  eine  volle  Be- 
ruhigung geworden  in  dem  Kampfe  der  Meinungen  um  Schäffles 
Lehren  und  deren  Wert.  Wenn  ein  Großer  den  anderen  und  gleich- 
alterigen  Lehrer  und  Meister  nennt,  so  kann  es  nur  sachliche  Unkennt- 
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nis  ein,  die  Schäjjle  ignoriert.  Sachliche  Kritik  haben  Schäffles  Lehr- 
ren wenig  gefunden,  vor  allem  keinen  Kritiker,  der  tiefer  veran- 
lagt war.  Neumann'^)  vielleicht  ist  da  auszunehmen.  Aber  er  hat 
Schaff le  nicht  verstanden,  wenn  er  gerade  den  direkten  Steuern 
die  Eignung  beilegt,  die  Belastung  nach  der  realen,  individuel- 
len Steuerkraft  herbeizuführen,  während  Schäjjle  diese  Eignung 
den  indirekten  beimißt.  Schäffle  wußte  und  hat  bewiesen,  daß 
auch  die  modernen  Personalsteuern  nur  die  durchschnittliche 
Leistungsfähigkeit  ermitteln  und  diese  von  der  Wirklichkeit  ab- 
weicht. Die  Erfahrungen,  die  wir  seit  den  letzten  Jahrzehnten 
mit  den  Einkommen-  und  Vermögenssteuern  gemacht  haben',  hat 
Schäfjle  nicht  erlebt.  Aber  intuitiv  hat  er  gefunden,  was  die 
heutigen  Ergebnisse  zeigen.  Nicht  nur  mit  unserer  Technik  sind 
die  direkten  Steuern  generalisierend  und  die  indirekten  die  indi- 
vidualisierenden in  jeder  Richtung.  Der  Satz  ist  >keine  bedenk- 
liche Uebertreibung«,  sondern  tiefe  Weisheit.  Ebenso  mißversteht 
Neumann  die  Einteilung  in  Steuern  auf  die  Entstehung  und  dann 
auf  die  Verwendung  des  Einkommens.  Nemnann  ist  eben  der  in 
konservativer  Richtung  grübelnde  Dogmatiker,  der  so  weit  kommt, 
als  man  mit  einem  großen  positiven  Wissen  und  mit  solider  dog- 
matischer Kritik  kommen  kann.  Seine  Kritik  ist  aber  wenig  fruchtbar. 
Sie  setzt  gleichmäßig  auch  beim  kleinen  und  kleinsten  an,  zerlegt 
und  zersplittert  und  versagt,  wo  die  eigene  Konstruktion  anfängt. 
Dietzel"^)  hat  recht,  wenn  er  von  Neumann  sagt,  er  beschäftige 
sich  gerne  und  erfolgreich  mit  dem  Niederreißen  der  üblichen 
Definitionen,  um  neue  an  ihre  Stelle  zu  setzen.  Ich  will  nicht  sagen, 
wie  es  Dietzel  X-Vi^,  daß  die  neuen  »Gift  für  die  Wissenschaft«  sind; 
aber  richtig  ist  es,  daß  sie  nur  den  Schein  der  Klarheit  an  sich 
haben  und  nur  ein  Minimum  von  bestimmten  brauchbaren  Mo- 
menten enthalten.  Schäffle  ist  der  Bahnbrecher,  der  große  Forscher 
>mit  schöpferischer  Kraft  und  Ursprünglichkeit«  [Bücher).  Es  ist 
zuzugeben,  daß  im  einzelnen  manches  zu  ergänzen  und  auszugestalten 
ist.  Die  Schäffleschen  »Steuergebühren«  z.  B.  bringen  keine  glück- 
lich gewählte  Bezeichnung  der  engeren  Verkehrssteuern.     Sie  soll 


1)  Vgl.:  Schwebende  Finanzfragen,  I.  Die  Unterscheidung  direkter  und  in- 
direkter Steuern,  Schmollers  Jahrbuch,  VI.  Jahrg.,  3.  u.  4.  Heft,  1882.  Sachlicher 
und  ruhiger  wird  die  Kritik  in  dem  Buche:  Die  Steuer  und  das  öffentliche  Interesse, 
Duncker  &  Humblot,    1887. 

2)  In  dieser  Zeitschrift,  39.  Bd.,  1883,  S.  49 :  Der  Ausgangspunkt  der  Sozial- 
wirtschaftslehre  und  ihr  Grundbegriff. 


402 


Franz  Meisel : 


an  ihren  älteren  Standort  in  den  Gesetzen  und  in  der  Doktrin  er- 
innern und  an  die  Eigenschaft,  die  sie  heute  noch  haben.  Aber  auch 
den  Freunden  Sc'/mff'/es  erscheint  die  iV>//;«^«ÄSche  Untersuchung  von 
Wert:  zeigt  sie  doch  die  große,  die  innere  Bedeutung  des  Schul- 
streites. Es  ist  ihr  Verdienst,  gezeigt  zu  haben,  daß  der  Streit 
sich  nicht  um  die  Namen,  sondern  um  die  Sache  dreht.  Die  gute  und 
richtige  Einteilung  der  Steuern  ist  für  die  finanzwissenschaftliche 
Behandlung  der  Steuern  von  höchstem  Wert.  Das  Wesen  der  Steuer, 
ihr  Charakter,  ihre  Funktion,  werden  in  unserer  Erkenntnis  wesent- 
lich gefördert,  wenn  wir  sie  nach  den  wichtigsten  Eigentümlichkeiten 
und  nicht  nach  Nebendingen  gliedern,  weil  durch  jede  gute  Glie- 
derung die  Sache  selbst  an  Vertiefung  und  an  Präzision  gewinnt. 
Auch  darin  ist  Neuviann  zuzustimmen,  daß  der  Schulstreit  eine 
erhebliche  juristische  Bedeutung  hat  und  gehabt  hat,  nicht  bloß  in 
der  Politik  und  in  der  parlamentarischen  Praxis.  Das  wird  jedoch 
dort  bei  der  Fragebeantwortung  übersehen,  daß  die  Bedeutung 
von  direkt  und  indirekt  in  der  anfänglichen  praktischen  Anwen- 
dung bei  den  Finanzbehörden  einen  Akt  der  guten,  sachlichen 
Organisation  bedeutet.  Für  die  bürokratische  Praxis  war  die  Frage 
eine  Erwägung  der  sachlichen  Arbeitsteilung.  Und  so  ist  es  zu 
erklären,  daß  die  Erbschaftssteuer  mit  der  Schenkungs-  und  der 
Rechtsgeschäftbesteuerung  und  den  übrigen  Stempelsteuern  beiden 
indirekten  behandelt  wurde,  während  heute,  nach  der  fortschritt- 
lichen sachlichen  Entwicklung  der  Einkommen-  und  Vermögens- 
steuern, die  Verarbeitung  der  Erbschaftssteuer  im  Interesse  der 
Sache  und  wegen  der  sachlichen  Zusammengehörigkeit  mit  den 
direkten  Steuern  erfolgen  sollte. 

Es  ist  eine  merkwürdige  Ironie  des  theoretischen  Schicksals, 
daß  der  Mann,  der  die  Bedeutung  des  Schulstreites  so  vorzüglich 
dargelegt,  das  Material  zu  ihr  mit  Bienenfleiß  zusammengetragen 
hat,  eine  so  inhaltslose,  blutleere  Definition  gegeben  hat,  mit  der 
auch  theoretisch  kaum  etwas  anzufangen  ist.  Und  noch  ein  Mo- 
ment ergibt  sich  aus  dieser  Kontroverse,  das  den  Stand  unserer 
Wissenschaft  gut  charakterisiert.  Gesetzt  den  Fall,  Schäffle  habe 
sich  geirrt,  Neiimann  wäre  im  Recht.  Möchten  wir  nicht  immer 
versuchen,  die  theoretische  Lösung  nachzuprüfen,  die  richtige  zu 
suchen  für  Gruppen,  die  alle  Welt  auseinanderhält.?  Troeltsch^) 
in  seiner  Besprechung  von  Schaftes  » Steuern  c  geht  nicht  weit 
und    tief  in    die  Sache    und  in  den  Streit  ein.     Und  doch  findet 


l)  Jahrb.  f.  Nationalök.  und  Statistik.     III.  F.     12.  Bd,j   1896,  S.  777  und  778. 
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auch  er  etwas  Wichtiges  und  Richtiges  in  SchäfJle'S,  Gedanken.  Er 
stellt  zunächst  fest:  Man  wird  nicht  sagen  können,  daß  die  Grund- 
sätze der  Steuerpolitik  und  die  schwebenden  Finanzfragen  Deutsch- 
lands und  Oesterreichs,  die  der  Verfasser  1880  herausgab,  auch 
nur  in  ihren  wesentlichen  Aufstellungen  tieferen  Einfluß  auf  die 
finanzwissenschaftiiche  Doktrin  der  letzten  15  Jahre  geübt  haben. 
Das  Buch  verlockte  mehr  zur  Kritik  als  zur  Nachfolge.  Troeltsch 
kommt  auf  Neumanns  Untersuchung  zurück  und  findet  deren  Er- 
gebnis in  formeller  Richtung  von  Wert,  didaktisch,  systematisch 
und  steuertechnisch.  Die  Schäfflesche  Einteilung  geht  auf  das 
Materielle,  auf  das  Wesen  und  die  Funktion  der  beiden  Gattungen. 
Er  sagt: 

»Will  man  gerecht  sein,  so  wird  man  zugeben  müssen,  daß 
die  zwar  schwer  durchzuarbeitende,  aber  mit  großer  Sachkenntnis 
geschriebene  und  mit  außerordentlicher  logischer  Schärfe  motivierte 
Einteilung  Neumatms,  nach  zwei  Richtungen  von  Bedeutung  ist. 
Seine  Betonung  der  steuertechnischen  Eigentümlichkeiten  der 
Steuern  hat  zunächst  große  pädagogische  Berechtigung,  besonders 
gegenüber  dem  angehenden  Finanzbeamten,  dessen  Blick  gerade 
durch  jene  Hervorhebung  geschärft  wird.  Zweitens  ist  die  Neu- 
matinsche  Scheidung  sehr  fruchtbar  für  die  spezielle  Steuerlehre. 
Dagegen  ist  freilich  zuzugeben  nicht  nur,  daß  jene  finanztechnische 
Abteilung  folgerichtigerweise  zwingt,  gewisse  Einzelsteuern  und 
Steuerkomplexe  zu  zerlegen  und  zu  zerreißen,  sondern  vor  allem 
auch,  daß  sie  in  nur  ungenügender  Weise  für  die  Lehren  der  all- 
gemeinen Steuerlehre  verwertbar  ist.  Z.  B.  für  die  allgemeinere 
Betrachtung  der  Funktion  der  direkten  wie  der  indirekten  Steuern 
treten  die  steuertechnischen  Momente  ganz  vor  den  steuerpoli- 
tischen zurück.« 

Ich  frage:  auf  welcher  Seite  sehen  wir  in  der  Sache  die  Ent- 
wicklung und  den  Fortschritt,  auf  der  Neumanns  oder  jener 
Schaff les }  Da  hat  doch  die  Nationalökonomie  ihre  großen  Streit- 
fragen anders  behandelt !  Und  die  Juristen !  Die  Literatur  über 
die  Grenzscheidung  von  privatem  und  öffentlichem  Recht,  über 
den  Besitz,  über  die  Strafrechtstheorien  usw. ! 

Es  ist  ein  grober  Fehler  und  ein  starker  Rückschritt,  wenn 
Eheberg  Viwd  dann  Lo^z  die  Schulfrage  direkt  und  indirekt  in  der 
Erklärung  vernachlässigen,  wenn  sie  mehr  oder  weniger  in  der 
besonderen  Steuerlehre  die  Einteilung  ganz  fallen  lassen.  Nach 
der  Vermögensbesitzsteuer    kommt   bei  Eheberg   ohne   Sang  und 
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Klang  das,  was  wir  die  indirekten  Steuern  nennen,  die  Vermögens- 
Verkehrsteuern  und  die  Aufwandsteuern.  Das  bedeutet,  daß  Wesen, 
Charakter,  Funktion  der  beiden  Steuergruppen  gerade  dort  ver- 
schwinden, wo  das  Andere  und  Besondere  der  direkten  und 
indirekten  Steuern  an  der  speziellen  Steuer  zu  zeigen  ist,  dann: 
daß  wichtige  und  interessante  Rechtsinstitute  der  indirekten  Steuern 
fast  bedeutungslos  würden.  Die  Zölle,  Monopole,  die  Stempel  als 
Erhebungsformen  indirekter  Steuern,  die  Abfindung,  Pauschalie- 
rung, die  heute  noch  geltende  Verpachtung  sind  doch  allgemeine 
Lehren,  verlangen  als  nur  der  indirekten  Steuer  eigentümlich  eine 
besondere,  zusammenfassende  Erklärung  und  Darstellung.  Das  ist 
die  ungeheuerliche,  unverständliche  Inkonsequenz,  die  Steuertech- 
nik in  dem  Hauptpunkte  zum  Einteilungsgrunde  zu  wählen  und  in 
der  Ausführung  dieselbe  Technik  bis  zur  Bedeutungslosigkeit 
herabzudrücken.  Die  Lehre  von  dem  Bekenntnis  greift  in  der 
Theorie  und  Praxis  in  das  Bereich  der  direkten  und  indirekten 
Steuern  ;  sie  ist  in  unserer  Zeit  besonders  wichtig  geworden  bei  der 
Veranlagung  der  direkten  Steuern.  Dieses  ganze  Kapitel  des  Lehr- 
buches (§  112)  über  die  Technik  ist  dürftig,  der  Leser  erfährt  kaum 
das,  was  zum  Verständnis  der  Lebensvorgänge  jedes  Tages  nötig  ist. 
Den  formellen  Steuerpflichten,  die  oft  drückender  und  härter  sind  als 
die  materielle  Steuerlast,  werden  ein  paar  Worte,  den  korrespon- 
dierenden staatlichen  Kontrollen  ein  paar  Zeilen  gewidmet.  Da 
findet  sich  auch  der  Satz,  der  in  den  meisten  Lehr-  und  Wörter- 
büchern zu  finden  ist,  daß  eine  *  wirklich  wirksame«  Kontrolle 
»am  besten  durch  eine  allgemeine  Erbschaftssteuer  geübt  werden 
könnte«.  Ja,  wenn  das  richtig  wäre,  könnten  wir  in  der  Steuer- 
Gerechtigkeit  und  Ergiebigkeit  einen  großen  Schritt  nach  vorwärts 
kommen.  Diese  Kontrolle  ist  nur  dort  vorhanden  und  möglich, 
wo  das  Erbvermögen  objektiv  voll  erfaßt  werden  kann.  Die  Fälle 
bilden  die  Ausnahme  nicht  bloß  in  Oesterreich,  auch  in  Frank- 
reich und  England,  in  der  Schweiz  und  in  Deutschland.  Das 
Gewissen  der  Erben  ist  nicht  besser  als  das  des  Erblassers. 

Das  Steuergewissen  und  die  öffentliche  Moral  behandelt  Ehe- 
berg kurz  und  gut.  Aber  das  Heilmittel:  »wirksame  Kontrollen 
und  Strafen«  verlangt  denn  doch  eine  Ausführung  nicht  bloß  für 
Lehr-  und  Bildungszvv'ecke,  sondern  für  die  erste  wissenschaft- 
liche Erkenntnis  und  die  Weiterbildung.  Von  dem  geltenden  Zu- 
stand, von  dem  üblichen  System  von  Kontrollen  und  Strafen  er- 
fahren wir  an  dieser  Stelle  nichts  und  in  der  besonderen  Steuer- 
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lehre  wieder  nur  Besonderes  ohne  System  in  der  Darstellung  und 
Würdigung.  Mit  meinen  Studien  stimmt  Ehebergs  Warnung  vor 
optimistischer  Auffassung  der  Selbstangabe.  Wie  dann  später 
(S.  293)  die  Behauptung  auftreten  kann,  >daß  die  Selbstangaben  im 
Laufe  der  Zeit  bei  der  Einkommensteuer  doch  schon  wesentlich  zu- 
verlässiger geworden  sind«,  i.stfür  den,  der  die  Ergebnisse  in  Preußen 
und  in  anderen  Ländern  kennt,  nicht  zu  verstehen.  Freilich  wird  die 
Anschauung  über  die  interessanten  Tatsachen  nicht  deutlicher, 
wenn  die  Zahl  der  in  den  Jahren  1900 — 1908  berichtigten  Be- 
kenntnisse in  eine  Summe  zusammengefaßt  wird  (S.  206).  Wür- 
den die  Ergebnisse  der  Beanstandungen,  wie  es  die  Statistik  tut, 
und  wie  ich  es  getan  habe,  für  die  einzelnen  Jahre  vorgeführt 
werden,  so  wäre  aus  der  Reihe  selbst  zu  entnehmen,  daß  jedes  dritte 
oder  vierte  Bekenntnis  mit  starkem  Erfolg  bemängelt  wird  und 
nicht  einmal,  vielleicht  bei  dem  ersten  gelegten  Bekenntnis,  son- 
dern wiederholt  in  mehreren  Jahren.  Das  ergibt  sich  daraus,  daß 
der  Zuwachs  an  neuen  Bekenntnissen  kleiner  ist  als  die  Zahl  der 
in  demselben  Jahre  beanstandeten  Bekenntnisse.  In  meiner  Unter- 
suchung: »Moral  und  Technik  bei  der  Veranlagung  der  preußischen 
Einkommensteuer«  habe  ich  mir  Mühe  gegeben,  die  oft  ausge- 
sprochene Meinung  zu  widerlegen,  daß  die  Unrichtigkeiten  in  den 
Bekenntnissen  auf  die  Unkenntnis  der  Steuersubjekte  von  Recht 
und  Tatsachen  zurückzuführen  sind.  Wenn  ich  auch  in  einem 
Lehrbuche  keine  Widerlegung  erwarte,  so  kann  man  doch  eine 
Begründung  für  den  eigenen  Lehrsatz  verlangen,  sobald  Tatsachen 
und  Statistik  gegen  ihn  sprechen,  zumal  das  Buch  in  der  Sache 
meiner  Auffassung  ist  (S.  293).  So  schleppen  sich  offenliegende 
Irrtümer  von  Auflage  zu  Auflage,  von  einem  Lehrbuch  ins  andere 
und  wir  kommen  in  wesentlichen  Stücken  nicht  vom  Fleck.  Auch 
der  Schlußsatz  dieses  Kapitels  (S.  217)  ist  unrichtig.  Die  Lehre 
ist  gerade  die  Ausnahme.  Irrtümer  und  Unrichtigkeiten  werden 
nicht  im  Rechtswege,  also  durch  »Klage  bei  den  gewöhnlichen 
Gerichten«,  sondern  im  Wege  der  Verwaltung  und  der  Verwal- 
tungsgerichtsbarkeit richtig  gestellt. 

Der  allgemeinen  Steuerlehre  kommt  die  Ruhe  und  An- 
spruchslosigkeit der  Darstellung  zugute.  Nicht  eine  Lehre 
oder  eine  neue  Feststellung  und  Beobachtung  habe  ich  gefun- 
den, die  geschrieben  wurde,  »damit  man  wisse,  daß  der  Verfasser 
etwas  gewußt  hat«.  Im  großen  und  ganzen  bringt  Eheberg  die 
herrschende  Lehre.     Das  gibt  dem  Werke  seine  Bedeutung  in  der 
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Literatur.  Es  ist  eine  Eigentümlichkeit  unserer  finanzwissenschaft- 
lichen Lehrbücher;  die  theoretischen  Streitfragen  verschwinden  im 
besonderen  Teil ;  es  ist  ein  friedlicheres  Gebiet,  der  Fleiß  und  die 
Spe/.ialisten  haben  das  Wort.  Die  Emsigkeit  des  Verfassers  wird 
zur  Hauptsache.  Es  haben  sich  gewisse  Typen  herausgebildet, 
die  wir  allgemein  vorfinden.  Die  zufällige  Beschäftigung  mit  einer 
Steuerart  bringt  da  und  dort  neue  Gesichtspunkte,  bei  der  anderen 
bleibt  der  alte  abgebrauchte  Leisten,  Es  ist  erstaunlich,  wie  nahe 
sich  solche  Partien  in  den  verschiedenen  Darstellungen  stehen. 
Sucht  man  nach  einer  neuen  wichtigen  Frage,  so  kann  man  sicher 
sein,  daß  die  Mühe  fruchtlos  ist.  Es  möchte  z.  B.  in  der  Frage 
der  Belastung  durch  die  Ertragsteuer  doch  ungefähr  bekannt  sein, 
wie  sie  die  Steuerträger  trifft,  bei  der  Grund-  oder  Gewerbesteuer, 
dann,  was  die  besondere  Steuersumme  für  den  Staat  bedeutet. 
Bei  Schaffte  und  Wagner  ist  die  Fragestellung  bei  der  Grund- 
steuer vorhanden.  Die  Antwort  erscheint  zu  unbestimmt.  Und 
doch  läßt  sie  sich  ebenso  bestimmt  erteilen  wie  bei  den  Konsum- 
steuern. Dafür  finden  wir  überall  über  dieTecknik  der  Grundsteuer 
viel  des  weiten  und  breiten,  bei  der  Einkommen-  und  Vermögenssteuer 
wiederum  kaum  das  Notwendigste.  Es  ist  doch  bezeichnend,  daß 
der  Streit  um  die  Veranlagung  der  preußischen  Einkommensteuer 
ein  sachverständiges  Urteil  über  die  sächsische  Einkommensteuer 
veranlaßt  hat,  das  friedliche  Verhältnisse  und  günstige  Ergebnisse 
bei  der  Veranlagung  feststellt^).  Meine  Nachforschungen  in  der 
finanzwissenschaftlichen  Literatur  über  die  Richtigkeit  der  Behaup- 
tung waren  erfolglos. 

In  den  finanzwissenschaftlich  gepflegten  Abteilungen  über  die 
Ertrags-  und  Aufwandsteuern  findet  der  Leser  bei  Eheberg  gute 
Uebersichten  über  den  Stoff,  sachverständige  Belehrung  und 
Würdigung,  Aber  in  den  Teilen,  in  denen  in  der  Gegenwart  das 
Leben  pulsiert,  kommt  die  Bewegung  und  eine  geschlossene 
Theorie  nicht  zum  Ausdruck.  Eine  ganze  Reihe  wichtigster  Tat- 
sachen kann  durch  statistische  Daten  beleuchtet  werden.  Die 
Steuerstatistik  ist  fleißig  an  der  Arbeit  und  hat  viele  wertvolle 
Untersuchungen  zutage  gefördert.  Die  Literatur  der  modernen 
Einkommen-  und  Vermögenssteuer  ist  in  unserer  Zeit  gewachsen. 
Ich  gebe  gerne  zu,  daß  das  Lesen  nicht  immer  Früchte  trägt  und 
sich    der  Lehrbuchtechnik    oft   nicht   lohnt.     Aber  das  ist  in  der 


l)  Vgl.  darüber:    Meisel,  Wahrheit  und  Fiskalismus  bei  der  Veranlagung  der 
modernen  Einkommensteuer,  Finanzarchiv  XXXI.  Jahrg.    1914,   S.   160. 
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Rechtswissenschaft  nicht  anders.  Nur  sondert  sie.  gut  und  genau 
Spreu  vom  Weizen  und  übt  auch  da  wohltätige  Erziehung.  Mit 
der  Erwähnung  einer  neuen  Arbeit  in  der  besonderen  Literatur- 
übersicht ist  nichts  getan,  das  Ergebnis  muß  verarbeitet  werden. 
Ist  es  wirklich  nichts  als  Zufall,  daß  die  moderne  Einkommen- 
steuer in  Deutschland  keine  finanzwissenschaftliche  Monographie 
besitzt.!'  Die  schwierigste  Vorarbeit  hat  in  vorzüglicher  Weise  die 
deutsche  Praxis  in  ihren  Kommentaren,  obenan  in  dem  Fuisting's,, 
geliefert. 

Aber  auch  die  Schöpfungen  unserer  letzten  Vergangenheit, 
die  Bewegung  in  der  Richtung  der  Wertzuwachs-  und  Besitz- 
steuer und  des  Wehrbeitrages,  verlangen  denn  doch  eine  Würdigung, 
wissenschaftliche  Analyse  und  Verarbeitung,  kritisch-dogmatisch  und 
dann  .systematisch.  Es  genügt  namentlich  dem  wißbegierigen  oder 
hilfsbedürftigen  Berufspraktiker,  dem  Politiker  und  Theoretiker  nicht, 
wenn  eine  Uebersicht,  eine  kurze  Sichtung  der  wesentlichen  Gesetz- 
bestimmungen geboten  wird.  Neben  der  Fortentwicklung  der  Wissen- 
schaft und  der  Bildung  gibt  es  kein  höheres  Streben  und  Ziel,  als  die 
Praxis  zu  beeinflussen  und  die  Praxis  mit  ihren  reichen  Erfahrungen 
aus  dem  Steuer-  und  Finanzleben  auf  die  Theorie  einwirken  zu  lassen. 
Unsere  heutigen  und  die  kommenden  Finanz-  und  Steuersorgen 
werden  das  Interesse  an  der  Finanzwissenschaft  und  ihren  Lehren 
wesentlich  steigern,  aber  auch  von  jedem  Buch  »tätigen«  Geist 
verlangen.  Wer  sich  heute  aus  unseren  Lehrbüchern  für  ein  Ur- 
teil über  die  Vermögensabgabe  Belehrung  holen  will,  findet  trotz 
Ergänzungssteuer  und  Wehrbeitrag  sehr  wenig  und  nichts  von 
einer  Theorie  der  Vermögenssteuer.  Aber  überall  finden  wir  ein 
paar  historische  Notizfen,  ein  paar  Bemerkungen  über  die  Ver- 
mögenssteuer in  Amerika,  in  der  Schweiz,  über  die  Type  der 
preußischen  Ergänzungssteuer,  von  der  Biologie,  trotz  Fuistings, 
langen  Beobachtungen  und  richtigen  Feststellungen,  kaum  einen 
Satz.  Und  die  andere  Erscheinung  unserer  Zeit:  bei  dem  immer- 
fort steigenden  Bedarfe  die  unwirtschaftliche  Ausnützung  und 
mangelhafte  Ausgestaltung  der  bestehenden  Steuern,  die  krank- 
hafte Sucht  nach  neuen!  Da  sitzt  das  schwere  Uebel.  Mir 
scheint,'  daß  es  die  Wissenschaft  gar  nicht  beachtet  hat.  Erz- 
berger  erklärt  bezüglich  des  Wehrbeitrags:  »Finanzwissenschaft, 
Steuertheoretiker  und  Nationalökonomen  mögen  ihr  Haupt  ver- 
hüllen ob  des  Prinzips  der  neuesten  Steuer;  der  Politiker  gibt 
bei   dieser  Steuer   mehr    als   sonst    den  Ausschlag«  ^).     Bei    dem 

i)  Der  Wchrbeitrag   1913,  Finanzwirtschaftliche  Zeitfragen,  Heft  2. 
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problematischen  Charakter  des  Wehrbeitrags  braucht  die  Theorie 
nicht  t^erade  ihr  Haupt  zu  verhüllen  und  der  Politik  nicht  ihren 
Erfolg^  zu  neiden.  Die  Schwächen  des  einmaligen,  »außerordent- 
lichen«: Experimentes,  »es  sind  die  alten  Mängel  der  Reichs- 
finanzpolitik*. Damit  hat  Gerloff^)  vollständig  recht.  In  meinem 
Zusammenhange  und  nach  meiner  Auffassung  habe  ich  nur  an- 
zufügen: es  sind  auch  die  alten  Sünden  der  neuen  deutschen 
Wissenschaft.  Die  Steuergeschichte  wird  beide  verurteilen.  Da- 
mit klage  ich  nicht  gerade  Eheberg  an,  sondern  die  Methode 
und  den  gegenwärtigen  Stand  der  deutschen  Finanzwissenschaft. 
Ihr  gegenwärtiges  Bild  gibt  ziemlich  getreu  Ehebergs  Werk. 
Durchgeistigter  ist  das  Bildnis,  das  uns  Cohjt  gegeben,  »mit  der 
vollen  Kenntnis  dessen,  was  ^eiz  und  Bedeutung  unserer  Wissen- 
schaft ausmacht«.  Doch  hat  das  Werk  leider  keine  weite  Ver- 
breitung und  auch  keine  Erneuerung  gefunden.  Größer  war  der 
Erfolg  von  Röschere  System  der  Finanzwissenschaft.  Doch  der 
Kreis  der  Leser  und  Lehrer,  »die  Röscher  so  nehmen,  wie  er  ist«, 
scheint  nicht  im  Wachsen  begriffen  zu  sein.  So  haben  wir  heute 
kein  erfolgreicheres  und  in  dem  Umfang  kein  besseres  Lehrbuch 
als  das  von  Eheberg. 


i)  Die  Reichsfinanzgesetzgebung  von  1913,  in  Annalen  für  soziale  Politik  und 
Gesetzgebung,  Bd.   III,  3.  u.  4.  Heft,   1914,  S.  304. 
(Fortsetzung  folgt.) 
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II.  MISZELLEN. 


»Wertfreiheit«. 

Von 

Karl  Eugen  Nickel,  Doktor  der  Staatswissenschaften. 

Dip  nachfolgenden  Ausführungen  ^)  wurden  durch  die  Abhandlung 
»Der  Sinn  der  »Wertfreiheit«  der  soziologischen  und  ökonomischen 
"Wissenschaften«  (von  A/ax  Weber,  Logos  VII,  i,  40  ff.i  veranlaßt  und 
betreffen  die  bekannte,  seit  mehr  als  einem  Jahrzehnt  erneut  so  lebhaft 
umstrittene  und  im  allgemeinen  in  der  heutigen  Volkswirtschaftslehre 
so  gefaßte  Grundfrage:  ob  die  Wissenschaft  die  volkswirtschaftlichen 
Erscheinungen  nur  naturalistisch  zu  erklären  oder  sie  auch  zu 
normieren  habe,  m.  a.  W.  ob  die  Volkswirtschaftswissenschaft  (im 
weitesten  Sinne)  nur  (naturalistisch)  explikativ  oder  auch  normativ 
sein  müsse.  Die  angeführte  Abhandlung  erscheint  um  so  willkommener, 
als  man  ihren  Verfasser  gewöhnlich  als  den  geistigen  Träger  der 
neuen  explikativen  Richtung  bezeichnet.  Die  Auseinandersetzungen 
aber  werden  kurzgedrängt  zeigen,  mit  welcher  Begriffsunklarheit,  Pseudo- 
Logik, Willkür  im  Setzen  von  unbewiesenen  Voraussetzungen,  reinen 
Machtsprüchen,  schließlich  auch  Widersprüchen  u.  ä.  die  grund- 
sätzliche Lehre  von  der  (m.  W.  zum  ersten  Male  hier  sogenannten) 
»Wertfreiheit« ,  die  in  dieser  Abhandlung  ungefähr  die  Hälfte  der 
Seitenzahl  einnimmt,  durchsetzt  ist. 

I.  Die   Grundfrage    im   Sinne   der   Abhandlung   (i.   S.  d.  A.). 

Die  Abhandlung  stellt  folgende  Grundfrage  auf:  »Ob  man  im 
akademischen  Unterricht  sich  zu  seinen  ethisch  oder  durch 
Kulturideale  oder  sonst  weltanschauungsmäßig  begründeten  praktischen 
Wertungen  »bekennen«  solle  oder  nicht«  (40).  Wir  müssen  uns,  um 
ein  An-einander-vorbeireden  zu  vermeiden ,  zunächst  klarzumachen 
versuchen,  was  die  einzelnen  Ausdrücke  i.  S.  d.  A.  eigentlich  bedeuten. 


1)  Bereits  vor  fast  zwei  Jahren  geschrieben. 
Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.     1919.    3-  27 
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Zunächst  sind  die  Worte,  »ob  man  .  .  sich  zu  seinen«  auffällig,  um 
so  mehr,  als  nämlich  i.  d.  A.  ein  orthodox  individualistisch-subjgktivisti- 
scher  Ausgangspunkt  in  der  »Wertungs« -Frage  vertreten  wird.  Sie 
haben  aber  in  diesen  Zusammenhängen  doch  offenbar  nur  dann  einen 
Sinn,  wenn  man  für  sie  »ob  die  Vertreter  der  Wissenschaft«  (vgl. 
auch  47)  oder  kurz  »ob  die  Wissenschaft«  setzen  kann,  aber  nicht 
z.  B.  »ob  der  [einzelne]  Wissenschafter«;  denn  es  ist  ja  ganz  selbst- 
verständlich, daß  der  einzelne  als  einzelner  sich  für  sich  zu  ent- 
scheiden hat,  ob  er  explikativer  oder  normativer  Gelehrter  sein  möchte, 
und  daß  diese  Entscheidung  des  einzelnen  auch  niemals  zum  grund- 
sätzlichen Problem  wird.  Einer  allein  macht  nicht  den  ganzen  Kreis 
der  Wissenschaft  samt  ihrer  Grenzen  und  Gesamtaufgaben  aus.  Es 
kann  sich  hier  nur  um  die  Gesamtheit  aller  Wissenschafter,  um 
die  ganze  Wissenschaft  handeln,  die  sich  mit  den  »soziologischen  und 
'  ökonomischen«  Erscheinungen  befaßt,  und  zwar  um  die  Tätigkeit  der 
Wissenschafter  ex  p r o f e s s o ,  m.  a.  W.  um  die  organisierte  Wissen- 
schaft als  Ganzes,  den  Universitätsbetrieb  und  was  zu  ihm  gehört,  was 
ja  auch  die  nachfolgenden  Worte  »im  akademischen  Unterricht«  be- 
kräftigen. Diese  letztgenannten  Worte  »im  akademischen  Unterricht« 
(vgl.  auch  »auf  dem  Katheder«  41)  stehen  hier  an  einer  Stelle, 
wo  sonst  gewöhnlich  immer  nur  unklar  von  der  »Wissenschaft« 
schlechthin  die  Rede  war  und  ist,  der  Wissenschafts-Begriff  aber  einer- 
seits bald  *rein  logisch«  (d.  h.  ideell  oder  normativ),  bald  rein 
.■) empirisch«  aufgefaßt,  anderseits  von  voku herein  alsbald  nur 
die  naturalistische  Explikation,  bald  aber  auch  als  selbstverständlich 
die  Normierung  der  Erscheinungen  mit  umfassend  gedacht  wird.  -  Aus 
diesen  ungeklärten  Auffassungen  des  Begriffs  »Wissenschaft«  ergaben 
sich  im  Streit  über  die  eingangs  erwähnte  Grundfrage  die  gröbsten 
Mißverständnisse.  Hier  ist  nun  klar  angedeutet,  daß  »Wissenschaft  ^ 
in  diesem  Zusammenhange  empirisch,  als  der  Wissenschaftsbetrieb,  der 
Universitätsbetrieb  mit  seiner  Forschung  und  Lehre,  als  die  organisierte 
Wissenschaft,  die  gesellschaftliche  (gesetzt  für  »staatliche«)  Einrichtung 
zu  verstehen  ist,  wie  sie  sich  in  den  Hochstätten  des  Denkens,  For- 
schens  und  Wissens,  den  Universitäten,  Hochschulen  u.  ä.  und  den 
diesen  zugehörigen  Professoren  und  Doctoren  verkörpert.  Dies  zu  er- 
kennen, ist  für  die  Entscheidung  der  Streitfrage  von  größter  Wichtig- 
keit. Die  bisher  besprochenen  Worte  lauten  also  klarer:  >0b  die 
Vertreter  der  Wissenschaft  ex  professo  oder  kurz:  die  (empirische) 
Wissenschaft  .  .  . 

Was  bedeutet  nun  weiter  das  Wort  »Wertung«  ?  Hier  muß  zu- 
nächst fest-  und  an  den  Pranger  gestellt  werden,  daß  eine  Lehre, 
deren  vermeintliches  A  und  O  Begriffe  wie  »wertfrei«,  «Wertfreiheit«, 
»Werturteil«  — neuestens  soll  dafür  besser  »Wertung«  stehen  (49)  —  »Sub- 
jektivität   der    Werte-     u.  ä.    sind,    und    die    in    ihrem    grundsätzlichen 
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Teile  sogenannte  >Averttheoretische  Ausführungen  =<  (58)  enthalten  will, 
den  Begriff  Wert  bzw.  hier  »Wertung«,  also  ihren  Grundbegriff, 
vollständig  im  Dunkeln  läßt,  und  über  diese  Begriffe  höchstens 
»räsonniert«,  fast  vollständig  unter  Uebergehung  der  (\Vert-)Philosophie 
als  Fachwissenschaft. 

Es  soll  sich  i.  d.  A.  »unzweideutig«  (49)  nur  um  »praktische 
Wertungen«  oder  >Bewertungen«  (40,  49)  handeln.  Bilden  die  andere 
Art  der  »Wertungen«  etwa  die  »unpraktischen  Wertungen«  ?  oder 
welche  sonst?  Das  Wort  »Werturteil«  wird  vermieden  (49);  doch 
sollen  »Wertungen«  etwas  als  »erfreulich  beurteilen«  (von  mir  ge- 
sperrt, 50):  sind  sie  damit  nicht  offenbar  wiederum  »Werturteile«? 
Ferner  sollen  diese  ^^praktischen  Wertungen«  nicht  unterscheidbar 
sein  »in  solche  »praktisch-politischen«  und  solche  anderen  Charak- 
ters« (41),  zerfallen  aber  z.  B.  doch  in  »eigene  religiöse  und  andere  (1) 
praktische  Wertungen«  (52)?  Es  soll  doch  auch  :>einen  bunten  Strauß 
von  »Kulturwertungen«  (43),  »letzte  Wertungen«  (78),  ^ technische 
Wertungen«  (78),  »Erziehungsideale«  u.  a.  geben.  Ist  das  keine  Unter- 
scheidung ? 

Diese  »Wertungen«  soHen  sich  ferner  auf  Erscheinungen,  »die 
durch  unser  Handeln  beeinflußbar«  sind  (40),  worunter  »soziale  Tat- 
sachen; verstanden  sein  sollen  (50),  beziehen.  Kommen  denn  nur 
soziale  Tatsachen  hier  in  Betracht  und  sind  alle  »sozialen  Tat- 
sachen; durch  unser  Handeln  beeinflußbar?  Sie  sollen  ferner  »ethisch 
oder  durch  Kulturideale  oder  sonst  weltanschauungsmäßig«  (40)  oder 
auch  mit  »anderen  Gründen«  (50)  begründet  sein:  also  doch  etwas 
mit  Logik  zu  tun  haben,  während  einmal  diese  »Wertungen«  Gefühls- 
sache im  besonderen  sein  und  mit  »Leidenschaftlichkeit«  eng  zu- 
sammenhängen (41)  —  als  ob  rein  Naturalistisches,  wie  z.  B.  Hypo- 
thesen über  die  chemischen  Vorgänge  bei  der  Assimilation  der 
Kohlensäure  oder  die  Deszendenztheorie  u.  v.  a.  nicht  mit  derselben 
»Leidenschaft«  vorgetragen  würden  oder  werden  könnten  — ,  ein  anderes 
Mal  aber  Sache  des  Willens,  der  Zweck-  und  Zielvvahl,  sein  sollen  (51). 

Sie  treten  einmal  unbedingt  als  Normen  (76:  ein  »heuristisches 
Mittel«  verwandelt  sich  in  eine  »Wertung«  »sobald  man  [von  mir 
gesperrt]  an  seiner  Hand  Postulate  des  Sein  so  Ileus  aufstellt)  oder 
als  »praktische  Imperative  als  Normen  (?)«  (51)  auf,  andererseits  aber 
soll  es  sich  um  ihren  Normcharakter  hier  gar  nicht  handeln  (51)?  — 
So  viel  wird  allerdings  zum  Ueberfluß  gesagt,  daß  sie  aussagen  sollen, 
ob  eine  Erscheinung  »verwerflich  oder  billigenswert«  (40),  »praktisch 
wünschenswert  oder  unerwünscht«  (50)  sei.  —  Kurz,  diese  soge- 
nannten »werttheoretischen  Ausführungen«  sind  über- 
haupt keine  werttheoretischen  Ausführungen. 

Nur  eins  kann  wohl  mit  einiger  Sicherheit  a.  d.  A.  festgestellt 
Averden,    nämlich    daß    sich    die  Grundfrage  nur   auf  die  sogenannten 
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individuell-subjektiven  »-Wertungen«,  d.  h.  solche,  die  grund- 
sätzlich nur  für  das  wertende  Individuum  vgelten«,  seine  »höchst- 
persönliche« Angelegenheit  sind,  beziehen  will,  oder  in  der  Sprache 
der  »Wertfreiheit«  geredet,  daß  es  sich  hier  nur  um  die  »subjektiven  Ge- 
schmacksurteile« (51),  »höchstpersönlichen  Lebensentscheidungen«  (42), 
»eigenen  religiösen  ....  Wertungen«  (52),  »subjektiven  Ansprüche 
an  die  Kultur«,  »Persönlichkeitsrechte«  (43,  45)  und  wie  es  in  der 
Grundfrage  auch  ausdrücklich  heißt:  »seine  (von  mir  gesperrt)  prak- 
tischen Wertungen«  (40,  dgl.  auch  50)  handeln  soll.  I.  S.  d.  A.  sind 
diese  individuell-subjektiven  Wertungen  dadurch  gekennzeichnet,  daß 
es  für  sie  keine  objektive  Richtigkeit  gibt,  daß  sie  auch  selbst 
bei,  ja  gerade  durch  ihre  »ethische«  u.  ä.  »Begründung«  stets 
irrational  sind.  Gibt  es  doch  wirklich  i.  S.  d.  A.  in  bezug  auf  sie 
überhaupt  keine  Logik  (»wissenschaftliche  Kritik«  [72,  51];  vgl.  dagegen 
oben),  so  daß  m.  a.  W.  der  wertende  Mensch  dem  anderen  gegen- 
über grundsätzlich  als  in  einem  Irrgarten  der  Mystik  irrend, 
sagen  wir  es  offen  heraus:  als  irrsinnig,  als  verrückt  erscheint; 
denn  jeder  Grund,  den  er  für  seine  Wertung  angibt,  erscheint  grund- 
sätzlich immer  wieder  als  gänzlich  willkürlich,  und  je  tiefer  seine  Be- 
gründung steigt,  etwa  in  die  Religion,  Ethik  oder  Weltanschauung 
hinein,  desto  unberechenbarer  wird  sie.  Ist  es  doch  grund- 
sätzlich seine  Religion  usw.,  mit  der  er  begründet,  also  schon  etwas, 
was  man  bei  dem  Worte  Religion  nicht  so  leicht  sich  zu  denken 
pflegt,  und  gibt  es  doch  in  der  Vorstellung  der  »Wertfreien«  grund- 
sätzlich so  viele  Ethiken  und  Religionen,  wie  es  Individuen  gibt. 

Es  ist  darum  doch  auch  ganz  gleichgültig,  ob  »Wertungen«  über- 
haupt, oder  wie  sie  »begründet«  sind,  und  es  möge  deshalb  in  die 
obige  Grundfrage  klarer  eingesetzt  sein:  »individuell-subjektive  Wer- 
tungen«. Die  Frage:  »ob  man  .  .  sich  zu  se  i  nen«  ist  im  höchsten 
Grade  typisch. 

»Bekennen«  kann  ferner  ohne  Anführungsstriche  doch  nur  »lehren« 
in  diesem  Zusammenhange  bedeuten,  so  daß  die  ganze  Grundfrage 
i.  S.  d.  A.,  wenn  wir  noch  beachten,  daß  dem  Lehren  stets  ein  Er- 
forschen vorausgehen  muß,  und  daß  es  sich  hier  nur  um  die  »sozio- 
logischen und  ökonomischen  Wissenschaften«  handelt,  klarer  so  lautet: 

»Ob  die  Vertreter  der  Wissenschaft  ex  professo 
bzw.  die  (empirische)  Wissenschaft,  inbezug  auf  die  sozio- 
logischen und  ökonomischen  Erscheinungen  individuell-sub- 
jektive Wertungen  zu  erforschen  und  zu  lehren  haben  oder 
nicht.« 

Diese  Grundfrage  —  sie  erscheint  m.  W.  zum  ersten  Male  in  diesem 
Sinne  in  der  Literatur  klar  so  gestellt  —  kritisiert  sich  selber;  denn 
sie  lautete  nach  den  obigen  Erörterungen  am  unzweideutigsten  eigent- 
lich   so:    »Ob    grundsätzlich   Irrsinnige,    Verrückte    auf   den  Katheder 
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gehören  oder  nicht. ^s  Es  ist  doch  gar  keine  Frage,  weil  es 
offenbar  dem  elementarstenWesen  der  Wissenschaft 
und  dem  akademischenUnterricht  widerspricht,  daß 
grundsätzlich  nur  für  ein  Individuum  Gültiges,  oder 
wie  d.  A,  sagt :  »persönliche  Angelegenheiten«  (45),  »persönlich  ge- 
färbte Professoren-Prophetie«  (43),  »Sentiments«  (44),  Einflößungen 
sogenannter  Weltanschauungen  (44),  »Kathedersuggestion«  (42),  »Propa- 
ganda« (44,  42),  Täuschung  (59),  >modischer  Persönlichkeitskult«  (45), 
priesterseminaristische  (46)  »Verbildung«  zur  »Konfusion«  (41)  u.  ä., 
nicht  indenKreis  d  e  r  W  is  se  n  s  c  h  a  f  t  geh  ö  r  en.  Diese 
Fragestellung,  die  die  Frage  der  Subjektivität  und  Objektivität  der 
Werterkenntnis  bzw.  der  relativen  und  absoluten  Werte  nicht  offen 
läßt,  ist  sinnlos  von  vornherein,  —  Im  allgemeinen  Streite  handelt 
es  sich  auch  im  Ernst  gar  nicht  unfHßdiese  individuell  subjektiven  »Wer- 
tungen«, sondern  gerade  im  Gegenteil  nur  darum,  ob  die  sogenannten 
(objektiven  und  absoluten)  normativ-teleologischen 
Werturteile  »möglich«  und  zu  erforschen  und  zu  lehren  seien  oder 
nicht. 

Mit  diesem  offenen  Widerspruch  in  der  Grundfrage  könnten  die 
weiteren  sogenannten  »werttheoretischen  Ausführungen«  abgetan  sein. 
Allein  zur  Kennzeichnung  der  grundsätzlichen  »Wertfreiheits«-Lehre 
ein  für  allemal  erscheint  es  doch  wichtig  genug,  gerade  auf  die  ange- 
führte Abhandlung  hier  noch  näher  einzugehen. 

II.    Die    Entscheidung    über    die    Grundfrage   i.   S.  d.  A. 

Drei  Entscheidungen  enthält  d.  A.,  eine  Vorentscheidung,  eine 
Uebergangsentscheidung  und  eine  unbedingte  Entscheidung. 

a)  Die  Vorentscheidung. 
Der  oben  gekennzeichneten  Grundfrage  folgt  auf  dem  Fuße  folgen- 
der Schluß  (40): 

Die    Beantwortung    dieser    Grundfrage    ist  von    »praktischer  Wer- 
tung« abhängig; 

alle  »praktischen  Wertungen«  aber  sind  »wissenschaftlich  unaustrag- 
bar«  (individuell-subjektiv;  irrational); 

also  ist  die  Beantwortung  dieser  Grundfrage   auch  »wissenschaftlich 
unaustragbar«. 

Angesichts  des  soeben  unter  I.  im  vorletzten  Abschnitt  Gesagten 
ist  dieser  Schluß  doch  eigentlich  unverständlich.  Kann  jemand  an  der 
absoluten  Richtigkeit  der  Behauptung  zweifeln,  daß  »persönliche  An- 
gelegenheiten« nicht  »aufs  Katheder«  gehören?  —  Der  Schluß  ist 
aber  auch  als  solcher  zweimal  falsch,  und  zwar  erstens  weil  der 
Obersatz  falsch  ist. 

Dieser  bedeutet  i.  S.  d.  A.  m.  a.  W.,  daß  die  allgemeine  Aufgabe 
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der  Wissenschaft  eine  individuell-subjektive,  d.  h.  letzten  Endes  eine 
»Privatangelegenheit«  des  Vertreters  der  Wissenschaft,  »s  eine  Sache«  (59) 
sei,  daß  der  einzelne  »von  s  e  i  n  c  n  Wertungen  aus«  den  Universitäten 
die  Aufgaben  zuweise  (von  mii:  gesperrt,  42,  gleich  »praktische  Uni- 
versitcätspolitik«  ?)  u.  ä.  Zu  dieser  Anarchie  ist  es  denn 
doch  noch  nicht  gekommen.  Unter  Hinweis  auf  das  oben 
über  den  empirischen  Begriff  Wissenschaft  Gesagte  sei  hier  nur  kurz 
folgendes  bemerkt.  Die  Wissenschaft  ist  eine  bewußte  gesell- 
schaftliche Einrichtung.  Infolgedessen  ist  ihr  auch  (wie  jedem 
bewußten  Menschenwerk)  ein  ganz  bestimmter  empirischer  Zweck 
inhärent,  nämlich  der  Grund,  aus  dem  heraus  sie  entstanden 
ist.  Ist  dies  aber  wirklich  so,  dann  ist  es  ganz  ausgeschlossen,  daß 
erst  ein  Vertreter  der  Wissenschaft  die  Aufgaben  der  Wissen- 
schaft individuell-subjektiv  bestimmt,  vielmehr  besteht  bereits  der 
Zweck  der  Wissenschaft,  ganz  unabhängig  von  den  einzelnen  Ver- 
tretern der  Wissenschaft.  Diese  treten  ja  auch  in  Wirklichkeit  nur 
als  Vertreter  der  Wissenschaft  (ex  professo !),  in  jenen  bestimmten 
objektiven  Kreis  von  Pflichten,  die  eben  durch  den  gegebenen 
Zweck  der  Wissenschaft  bestimmt  werden,  d.  h.  in  das  Amt,  den 
Beruf  des  Wissenschafters  ein,  setzen  also  bestimmte  Aufgaben  der 
Wissenschaft  geradezu  voraus.  Auch  d.  A.  sagt  doch  im  hellsten 
Widerspruch  zu  jenem  Obersatz  (45):  »und  es  heißt  den  »Beruf«  (!) 
seines  einzigen  heute  wirklich  noch  bedeutsam  gebliebenen  Sinnes  (1) 
entkleiden,  wenn  man  diejenige  spezifische  Art  von  Selbstbegrenzung, 
die  er  verlangt  (!),  nicht  vollzieht<,  sowie  (46):  »innerhalb  des  Hörsaals 
(hat  der  Wissenschafter)   nur  das  zu  tun,   was  »seines  Amtes«  (!)  ist«. 

Das  gerade  Gegenteil  des  Obersatzes  erscheint  somit  als  richtig. 
Es  wäre  auch  traurig,  wenn  der  Zweck  der  Wissenschaft  einerseits  so 
irrational  und  grundsätzlich  irrsinnig  sein  sollte,  wie  angeblich  jede 
»Wertung«,  und  wenn  er  andererseits  einem  bloßen  Launenspiel  der 
Wissenschafter  mit  buntestem  Wechsel  anheimgegeben  sein  sollte. 
Die  Wissenschaft  hätte  dann  in  Wirklichkeit  grund- 
sätzlich überhaupt  keinen  Zweck.  In  einem  solchen  Bilde 
aber  erscheint  die  sogenannte  »Wertfreiheit«,  wenn  sie  zu  Ende  ge- 
dacht wird. 

Nach  den  Regeln  der  Logik  ist  nun  ein  Schluß  schon  falsch, 
wenn  eine  seiner  Prämissen  falsch  ist;  es  gilt  jedoch,  die  Pseudo- 
Logik der  »Wertfreien«  noch  weiter  zu  kennzeichnen. 

Der  Untersatz,  der  übrigens  nicht  genug  wiederholt  werden  kann 
(43,  46,  57,  62,  64,  72,  78:  es  ist  ihm  damit  schon  das  typische  Kenn- 
zeichen aller  bloßen  »Machtsprüche «^  aufgeprägt),  ist  nur  bedingt 
richtig,  nämlich  nur  unter  der  Voraussetzung,  daß  es  wirklich  kein 
objektives  Richtigkeitskriterium,  keinen  objektiv  zureichenden  Grund 
für    eine    »Wertung«     oder   kein    absolut   allgemeingültiges   Werturteil 
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gibt.  Nach  dem  heutigen  Stande  der  Philosophie  aber  —  und  diese 
hat  hier  das  Wort,  wo  der  philosophische  Laie  »Nationalökonom«  nicht 
eine  selbständige  Forschung  bis  zu  den  letzten  Elementen  vorweist  -- 
ist  diese  Behauptung  durchaus  und  zum  mindesten  so  be- 
stritten, daß  wir  bei  einer  wissenschaftlichen  Be- 
weisführung nur  sagen  können:  es  gilt  die  eine  Be- 
hauptung nur  dann,  wenn  die  andere  nicht  gilt.  Im 
Näheren  kann  dies  hier  nicht  ausgeführt  werden.  Doch  d.  A.  er- 
schleicht den  Schlußsatz  durch  eine  gänzlich  unbewiesene,  aber 
kategorisch  behauptete  Voraussetzung.  Ist  das  die  »intellektuelle 
Rechtschaffenheit«,  die  sie  selber  als  »die  einzige  spezifische  Tugend^ 
preist  (41,  42)?  —  So  wäre  der  Schlußsatz  zum  zweiten  Male  als  kate- 
gorischer  Schlußsatz    falsch,    nämlich   höchstens    nur   bedingt  richtig. 

Zudem  vertritt  auch  die  Abhandlung,  wie  es  gewöhnlich  geschieht, 
diesen  subjektivistischen  und  relativistischen  Wertstandpunkt  nur  wider- 
spruchsvoll. Es  soll  bei  allen  »Wertungen«  letztlich  immer  zwi- 
schen »Gott«  und  dem  »Teufel«  zu  wählen  sein  (57).  Ja,  liegt  denn 
da  die  Wahl  für  jeden  vernünftigen  Menschen  nicht  unbedingt  auf 
der  Hand?  Ist  denn  jemals  der  »Teufel«  als  ein  absoluter  Wert  be- 
zeichnet worden?  Die  »unüberbrückbare«  Kluft  zwischen  beiden  (57) 
macht  eben  die  Wahl  mit  absoluter  Gewißheit  allgemeingültig.  — 
Anderswo  soll  die  eine  »Wertung«  aus  ebenso  vielen  verschiedenen 
letzten  Positionen  heraus  vertreten  werden  können  wie  die  andere  (42). 
Abgesehen  davon,  daß  dieser  Gedanke  dem  soeben  angeführten  wider- 
spricht, ist  diese  Behauptung  ganz  willkürlich.  Möchten  doch  die 
»Wertfreien«  es  einmal  unternehmen,  logisch  notwendig  bis  zum 
»Letzten«  die  »Wertungen«  zu  begründen;  es  würde  sich  ihnen  dann 
schon  offenbaren,  wo  Logik  endet  (87).  Es  kommt  aber  eben  gerade 
darauf  an,  daß  die  Begründung  der  »Wertungen«  wissenschaft- 
lich und  nicht  »willkürlich  (g?)  erfolge  und  nicht  bloß  »die  Weihe 
der  deutschenPhilosophie«  und  »Religion«  ->herabbeschworen«  werde  (88). 
D.  A.  läßt  ja  auch  selber  die  Frage  der  »normativen  Dignität«  der 
»Wertungen«  als  ein  Problem  der  Wertphilosophie  ausdrücklich  offen  (51). 
Woher  dann  dieser  obige  Machtspruch?  Die  Wertphilosophie  ferner 
schwört  doch  nicht?  —  Sollten  übrigens  die  »letzten  Axiome«  i'vgl.  60  u. 
passim)  nicht  übersubjektiv  sein?  Liegt  dies  nicht  gerade  im  Wesen  der 
Metaphysik,  Religion,  Ethik?  Spficht  doch  auch  d.  A.  von  »unzwei- 
deutig spezifisch  ü  bc  rpersünlichen«  »ethischen  Forderungen«  (42), 
sowie  von  »sehr  bestimmten  Prämissen«  (64)  und  von  »normativ 
gültigen  Wahrheiten«  (sie;  80,  von  mir  gesperrt). 

Schließlich  führt  d.  A.,  das  setzt  dem  Widerspruchvollen  die  Krone 
auf,  auch  selber  Beispiele  für  absolute  Werte  an,  nämlich 
»logisch  und  sachlich  gewertet  richtige  und  im  Sinne  des  wissen- 
schaftlichen Interesses    wichtige    Resultate«    der  Wissenschaft   (50), 
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ferner  als  objektive  Norm  und  ein/ige  Tugend  »das  Gebot  der  intellek- 
tuellen Rechtschaffenheit!:   (4r,  42)! 

Da  letzten  Endes  d.  A.  die  Frage  nach  den  »Mitteln«  zu  einem 
gegebenen  »Zweck«  auch  als  eine  rein  empirisch  wissenschaftliche 
Angelegenheit  betont  (66  u.  passim),  gibt  sie  selber  die  Worte  zur 
Verkehrung  des  Schlußsatzes  in  sein  gerades  Gegenteil  her;  denn  um 
eine  solche  Frage  handelt  es  sich  hier  für  die  Volkswirtschaftswissen- 
schaft (vgl.  oben  unter  II.  a). 

b)  Die  Uebergangsentscheidung. 

Angesichts  des  soeben  gekennzeichneten  Schlusses  erscheint  i.  d.  A. 
zunächst  eine  Entscheidung  über  die  gestellte  Grundfrage,  die  »merk- 
würdig schwach«  (vgl.  40  Anm.)  ist.  Da  »scheint  es,  dann  und  nur 
dann«  (41)  .  .,  da  soll  es  ein  »absolutes  Minimum  des  zu  Fordernden«  (42) 
sein  u.  ä.,  das  darin  bestehen  soll,  daß  der  Wissenschafter  »über  die 
absolute  Heterogenität  der  Probleme  nicht  unabsichtlich  (oder  auch 
aus  absichtsvoller  Pikanterie)  täusche«  (59),  und  daß  alle  Partei- 
wertungen Gelegenheit  haben,  sich  auf  dem  Katheder  Geltung  zu  ver- 
schaffen« (46).  Punkt  eins  bedeutet  eine  ganz  elementare  Selbstver- 
ständlichkeit (vgl.  auch  oben  unter  I);  Punkt  zw^ei  aber  geradezu  einen 
n  o  n  s  e  n  s.  Ganz  abgesehen  davon,  daß  »Parteiwertungen«,  d.  h.  grund- 
sätzlich Irrsinniges,  doch  i.  S.  d.  A.  unter  keinen  Umständen  in  den 
Kreis  der  Wissenschaft  gehören  (vgl.  oben),  erhebt  sich  die  Frage:  wie  soll 
es  denn  möglich  sein,  daß  die  Wissenschaft  grundsätzlich  alle  »Partei- 
wertungen« vertrete,  wenn  es  i.  S.  d.  A.  grundsätzlich  so  viele  »Partei- 
wertungen« wie  ^Individuen«  gibt,  und  jede  von  ihnen  grundsätz- 
lich ebenso  richtig  wie  unrichtig  begründet  ist ?  Soll  etwa 
die  Masse  über  die  Güte  der  »Wertungen«  entscheiden  ?  Aus  dem- 
selben Grunde  unhaltbar  ist  nebenbei  gesagt  auch  die  vermeintliche 
einzige,  weiteste  Aufgabe  der  Wissenschaft  der  »Politik«  gegenüber, 
die  »faktischen  Folgen«  bzw.  »Mittel«  u.  ä.  (vgl.  58,  60,  77,  85  und 
passim)  »einer  bestimmten  praktisch  wertenden  Stellungnahme«  bzw. 
für  einen  »bestimmten  Zweck«  festzustellen.  Ja,  für  welche  »Partei- 
wertung« oder  welchen  »Zweck«  soll  dies  die  Wissenschaft  tun 
müssen  ?  Soll  nun  jede  Partei  kommen  können  und  sagen :  Du  suchst 
mir  für  meinen  ganz  bestimmten  Erfolg  x  die  Mittel  und  die  Konse- 
(juenzen  y,  z? 

Mit  diesem  Standpunkt  würde  und  vnude  übrigens  auch  die  Kor- 
ruption, die  immer  lautere  Klagen  hervorruft,  geradezu  unmittelbar 
»wissenschaftlich  legitimiert«. 

c)  Die  unbedingte  Entscheidung. 

D,  A.  enthält  schließlich  auch  eine  unbedingte  Entscheidung  —  i  m 
Widerspruch  zum  ersten  Schluß  — ,  die  sich  in  folgendem 
Schlüsse  kundgibt  (5«if.,  42): 
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Die  »soziologischen  und  ökonomischen  Wissenschaften«  sind  »streng 
empirische«   »Fach«\vissenschaften; 

empirische    Fachwissenschaften    haben    mit    (normativen)    »Wer- 
tungen« nichts  zu  tun; 

also    haben    auch    die  »soziologischen  und  ökonomischen  Wissen- 
schaften« mit  (normativen)  »Wertungen«  nichts  zu  tun. 

Zunächst  besagt  der  Schluß  gar  nichts  neu  Erschlossenes,  wenn 
man  nämlich  die  Terminologie  der  »Wertfreien«,  und  was  sie  mit 
>empirisch«  meinen,  genau  kennt.  Der  Schluß  ist  nichts  weiter  als 
eine  bloße  Tautologie,  weil  er  nämlich  als  selbstverständlich  schon 
im  Obersatz  enthält,  was  erst  erschlossen  werden  sollte 
(vgl.  auch  52  f.,  68,  69). 

Was  aber  i.  d.  A.  noch  schwerer  wiegt,  ist  die  Tatsache,  daß 
dieser  Obersatz  den  zweiten  bloßen  »M  a  ch  t  sp  r  u  c  h« ,  die  zweite 
gänzlich  unbewiesene  Voraussetzung  und  damit  grobe  »intellek- 
tuelle U  n  rechtschaffenheit «  i.  d.  A.  darstellt.  Er  macht  sich  wie 
jener  erste  auch  bereits  dadurch  verdächtig,  daß  er  so  häufig  wieder- 
kehrt (48,  51,  52,  53,  58;  bezügl.  der  »Fachbildung«  42,  43,  45,  46; 
bezügl.  der  ganzen  Wissenschaft  49,  57,  62,  64,  85 ;  vgl.  dazu  auch 
unten).  Es  ist  ja  eben  ganz  ernsthaft  bestritten  und  dazu  noch 
die  hier  gegenwärtige  Streitfrage,  daß  diese  Wissenschaften 
»streng  empirisch«,  d.  h.  nur  naturalistisch  explikativ  und  nicht  auch 
normativ  seien.  Das  soll  doch  gerade  hier  erst  bewiesen  werden.  Während 
aber  diese  Behauptung  des  Obersatzes  nur  ganz  willkürlich  ist,  ist 
diese,  daß  alle  Wissenschaften,  normative  (sind  sie  dann  überhaupt 
noch  normativ ?)  und  empirische,  also  die  ganze  Wissenschaft 
nur  naturalistisch  explikativ  sei,  und  es  nur  »empirische  Fach- 
erörterungen« gäbe,  für  einen  »Nationalökonomen«,  wenn  er  dieses 
Problem  nicht  philosophisch  bis  zu  den  letzten  Elementen  selber  er- 
forscht, wahrscheinlich  eine  Anmaßung.  —  Schließlich  sprichtauch 
d.  A.  anderwärts  wiederum  ausdrücklich  von  einer  »sinndeutenden 
Betrachtung«  der  »echten  Wertphilosophie«  (57,  58;  51)  und  einer 
»realistischen«  Wissenschaft  vom  Ethischen  (52),  also  mittelbar  auch 
von  einer  anderen  Wissenschaft  (sie)  vom  Ethischen  (52);  das  kann 
doch  nur  die  normative  sein?  Gehört  die  echte  Wertphilosophie  übrigens 
nicht  auch  in  den  Gesamtkreis  der  Wissenschaft  und  sind 
Wertphilosophie  und  normative  Ethik  nicht  auch  »fachmäßig«  an  unseren 
Universitäten  vertreten  ? 

So  fällt  der  extreme  grundsätzliche  Standpunkt  der  heutigen 
(naturalistisch)  explikativen  Richtung  in  sich  selber  zusammen.  Es 
erfaßt  uns  ein  horror  vacui  vor  der  grundsätzlichen  Leere  der  soge- 
nannten » W ertfreiheit«,  wenngleich  sie  auch  ihre  Bedeutung 
im  übrigen  sehr  wohl  haben  mag. 
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Ueber  den  Einfluß  geographischer  Faktoren  auf  Großbritanniens 
Weltstellung. 

Von 

H.  F  e  h  1  i  n  g  e  r. 

Der  Mensch  ist  in  weitgehendem  Maße  von  den  Lebensbedingungen 
abhängig,  die  ihm  die  Umwelt  bietet.  Wenn  auch  diese  Abhängigkeit 
dank  des  wachsenden  Einflusses  des  Menschen  auf  seine  Umgebung 
lange  nicht  so  bedeutend  ist  wie  bei  anderen  Lebewesen  und  wenn 
sie  auch  namentlich  bei  den  modernen  Kulturvölkern  in  geschichtlich 
jüngster  Zeit  stark  abgenommen  hat,  so  treffen  wir  sie  doch  überall, 
ganz  besonders  die  Abhängigkeit  von  den  in  der  Regel  nur  langsamen 
Wandlungen  ausgesetzten  geographischen  Einflüssen. 

Die  Abhängigkeit  der  Entwicklung  des  britischen  Volkes  und 
seines  Staatswesens  von  geographischen  Faktoren  zeigt  Prof.  Dr. 
Alfred  Bettner  in  dem  Buche  »Englands  Weltherrschaft«  i).  Er  weist 
vor  allem  darauf  hin ,  daß  die  atlantische  Randlage  der 
britischen  Inseln  von  größter  Bedeutung  für  ihre  Besiedlung  und  die 
weitere  Entwicklung  der  sie  bewohnenden  Menschengemeinschaften  war. 
Doch  wirkte  diese  geographische  Lage  nicht  immer  in  gleichem  Sinne. 
Solange  die  Ozeane  vornehmlich  Schranken  des  Verkehrs  bildeten, 
namentlich  solange  der  atlantische  Ozean  eine  Wasserwüste  war,  be- 
deutete Randlage  dasselbe  wie  Endlage :  die  Welt  hörte  hier  auf. 
Damit  war  den  britischen  Inseln  einerseits  Freiheit  des  Rückens  ge- 
währt, die  Sicherung  bedeutet,  im  Vergleich  mit  einer  zentralen  Lage, 
wie  sie  Deutschland  und  in  gewissem  Mafie  auch  Frankreich  hat. 
Anderseits  waren  deshalb  auch  die  Kulturbeziehungen  einseitig.  Die 
britischen  Inseln  nahmen  im  Altertum  und  Mittelalter  in  der  europäischen 
Kulturwelt  die  Stellung  eines  abgelegenen  Randlandes  ein,  entwickelten 
sich  deshalb  langsam  und  standen  zur  Zeit  der  Entdeckung  Amerikas 
hinter  den  südlicheren  Ländern  des  Kontinents  weit  zurück. 

Erst  nachdem  die  Schiffahrt  auch  den  Ozean  bezwungen  hatte, 
als  immer  zahlreichere  Schiffe  ihn  durchfuhren,  als  überseeischer  Handel 
und  Kolonisation  immer  größere  Bedeutung  gewannen,  wurde  die 
Lage  am  Rande  des  Kontinents,  am  Ufer  des  Ozeans,  ein  Vorzug, 
durch  den  England  zu  einer  ozeanischen  Macht  wurde  und  seine 
heutige  Größe  erringen  konnte.  Handel  und  Schiffahrt  kamen  immer 
mehr  in  die  Hände  der  Engländer  und  am  Ende  des  i6.  und  17.  Jahr- 
hunderts konnte  deren  erstarkte  nationale  Macht  es  wagen,  den  fremden 
Kaufleuten,    zuerst    namentlich    den    Hansen    (1698),    dann    auch   den 


l)  Englands    Weltherrschaft    und    ihre    Krisis.      3.   stark    umgearb.    Auflage, 
Leipzig  19:7,  B.  G.  Teubner. 
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Niederländern  (durch  die  Navigationsakte  von  1651)  ganz  die  Türe  zu 
verschließen.  Gleichzeitig  verfiel  jedoch  der  Ackerbau,  und  die  land- 
wirtschaftliche Bevölkerung  nahm  ab,  weil  das  Aufblühen  der  Tuch- 
macherei  Vermehrung  der  Schafzucht  und  diese  wieder  wachsenden 
Uebergang  zum  Großbetrieb  und  Legen  der  bäuerlichen  Bevölkerung 
im  Gefolge  hatte.  Entscheidend  für  die  englische  Geschichte  war  erst 
die  seit  der  Entdeckung  Amerikas  und  des  Seeweges  nach  Ostindien 
gegebene  Möglichkeit,  über  Europa  hinauszugehen  und  in  der  ganzen 
weiten  Welt  zu  arbeiten.  Der  Reichtum  an  guten  Häfen  und  ihre 
bequeme  Verbindung  mit  dem  Hinterlande  zogen  nach  und  nach  den 
übergroßen  Teil  des  Volkes  in  die  maritime  und  überseeische  Ent- 
wicklung hinein. 

Die  Inselnatur  Großbritanniens  war  gleichfalls  von  bedeutendem 
und  wandelbarem  Einfluß  auf  die  Geschichte  des  Landes.  Die  Ein- 
wanderungen nach  Großbritannien  unterschieden  sich  von  den  fest- 
ländischen Völkerwanderungen  dadurch,  dalh  sie  mehr  ruckweise  er- 
folgten, daß  dauernder  Nachschub  nicht  stattfand  und  daß  der  Zu- 
sammenhang der  Einwanderer  mit  der  alten  Heimat  meist  verloren 
ging.  Die  Entwicklung  des  britischen  Volkes  und  seiner  Kultur,  ein- 
schließlich seiner  staatlichen  Einrichtungen,  zeigt  daher  gegenüber  der 
kontinentalen  eine  gewisse  Abschließung  und  Isolierung,  die  auch  auf 
den  Volkscharakter  eingewirkt  hat.  Für  den  friedlichen  Handelsver- 
kehr der  Neuzeit  hat  die  Trennung  durch  das  Meer  keine  Er- 
schwerung, sondern  eine  Vergünstigung  bedeutet,  weil  dadurch  zwar 
eine  Unterbrechung  des  Verkehrs  bewirkt,  seine  Schnelligkeit  und 
Leistungsfähigkeit  aber  nicht  beeinträchtigt  wird.  Staatliches  und  mili- 
tärisches Uebergreifen  Englands  auf  den  Kontinent  und  auch  feindliche 
Angriffe  werden  dagegen  durch  das  Meer  erschwert.  Nach  dem  Ab- 
schlüsse seiner  inneren  Kriege  ist  England  nie  Kriegsschauplatz  ge- 
wesen; es  ist  dadurch  von  Verwüstungen  bewahrt  geblieben,  wie  sie 
Deutschland  betroffen  haben,  und  das  bedeutete  einen  sehr  großen 
Vorteil. 

Mit  der  Entwicklung  des  Seeverkehrs  wurden  die  Hauptsitze  der 
Kultur  Großbritanniens  von  einer  Landschaft  zur  andern  verschoben, 
entsprechend  der  Lage  der  betreffenden  Landschaften  zu  den  wichtig- 
sten Verkehrsstraßen.  In  älterer  Zeit  führten  alle  Wanderungen  und 
Handelsbeziehungen  vom  Festlande  Europas  nach  Großbritannien  und 
zurück  ;  hierdurch  und  durch  sein  Klima  und  seine  Bodenverhältnisse 
wurde  Südostengland  begünstigt.  Diese  Landschaft  war  damals  das  aus- 
schließliche Kulturzentrum  während  Westengland  nur  in  der  Vermittlung 
der  Beziehungen  zu  Irland  Bedeutung  hatte.  Mit  dem  Aufkommen  des 
atlantischen  Verkehrs  hat  sich  das  geändert,  ist  die  atlantische  Seite 
gleichberechtigt  neben  die  kontinentale  getreten. 

Irlands  Geschichte  ist  in  sehr  bedeutendem  Maße  gleichfalls  durch 
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seine  Lage  bestimmt  worden.  Es  liegt  hinter  Großbritannien, 
gleichsam  in  seinem  Schatten,  und  seine  ganze  Geschichte  hat  sich 
im  Schatten  Großbritanniens  abgespielt.  Nur  wenige  flüchtige  Kultur- 
keime haben  Irland  unmittelbar  erreicht.  Die  meisten  wurden  durch 
die  Hauptinsel  abgefangen  und  kamen  erst  durch  großbritannischc 
Vermittlung,  abgeschwächt  und  abgeändert,  nach  Irland. 

Stark  begünstigt  wurde  der  Aufschwung  Großbritanniens  durch 
die  Gestaltung  seiner  Meeresküsten;  es  konnte  dank  der 
vorzüglichen  Gliederung  und  Beschaffenheit  seiner  Küste  die  anderen 
Länder  als  Seeverkehrsmacht  überflügeln,  so  auch  Frankreich.  Heitner 
schreibt:  »Ein  großer  Teil  der  Küsten  Frankreichs  ist  geschlossene 
Flachküste  oder  geschlossene  Steilküste  ohne  Buchten.  Auf'den 
britischen  Inseln  dagegen  fehlen  flache  Anschwemmungsküsten  so  gut 
wie  ganz  und  auch  Klippenküsten  treten  immer  nur  auf  kurze  Strecken 
auf.  Dazwischen  aber  dringen  tiefe  Buchten  ein,  die  durch  Unter- 
tauchen des  Landes  und  seiner  Täler  unter  den  Meeresspiegel  ent- 
standen und  die  in  Irland,  Schottland  und  Wales  fjordartig  sind,  an 
den  englischen  Küsten  aber  zum  Riastypus  gerechnet  werden  können, 
wie  wir  ihn  auch  an  den  Küsten  der  Bretagne  und  des  nordwestlichen 
Spanien  fmden.  Diese  Gunst  wird  noch  dadurch  vergrößert,  daß  die 
sehr  hohen  Gezeiten  weit  in  die  Flußmündungen  hinaufreichen.  An 
allen  diesen  Buchten  konnten  frühzeitig  Fischerei  und  Schiffahrt  auf- 
kommen und  auch  die  großen  Schiffe  der  Gegenwart  finden  in  vielen 
von  ihnen  vortreffliche  Häfen,  die  nur  verhältnismäßig  geringer  Nach- 
besserung bedürfen.  Da  die  meisten  von  ihnen  im  Flachlande  einge- 
senkt sind,  haben  sie  auch  bequeme  Verbindung  mit  dem  Hinterlande. <^ 

Die  geographische  Lage  Großbritanniens  ist  in  bedeutendem  Maße 
die  Grundlage  der  britischen  Kriegsmacht  zur  See.  In  der  Beziehung 
ist  es  von  der  Natur  weit  melir  begünstigt  als  Deutschland.  Die 
britischen  Inseln  liegen  vor  den  Meeren,  zu  denen  Deutschland 
unmittelbar  Zugang  hat.  Die  ozeanischen  Verkehrswege  Deutschlands 
führen  an  den  britischen  Inseln  vorbei  und  werden  von  ihnen  be- 
lierrscht.  Wenn  das  für  den  friedlichen  Verkehr  nicht  mehr  viel  zu 
besagen  hatte,  so  barg  es  dagegen  für  den  Kriegsfall  die  größte  Gefahr. 

Bodengestaltung,  Bodenbeschaffenheit  und  Klima  Großbritanniens 
sind  so  geartet,  daß  das  Land  mit  Ausnahme  weniger  Gebirgsgegenden 
ganz  besiedlungsfähig  ist.  Dadurch  wurde  eine  große  Bevölkerungs- 
dichtigkeit, die  Vorbedingung  industriellen  Aufschwungs,  ermöglicht, 
(jünstig  gestellt  ist  Großbritannien  ferner  durch  seine  mineralischen 
Bodenschätze.  An  der  Steinkohle  z.  B.  sieht  man  deutlich  die 
Wandelbarkeit  der  geographischen  Bedingungen.  Bis  ins  i8.  Jahr- 
hundert war  der  Kohlenreichtum  eine  ziemlich  gleichgültige  Tatsache ; 
heute  ist  er  von  der  größten  Bedeutung,  denn  auf  ihm  beruht  zwar 
nicht  die  Entstehung,   aber  doch  die  Größe  der  englischen  Volkswirt- 
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Schaft  und  auch  ein  großer  Teil  von  Englands  politischer  Macht.  Aber 
schon  hat  die  englische  Steinkohlengewinnung  ihre  Vorrangstellung 
eingebüßt  und  wird  von  andern  Ländern  übertrofFen,  in  denen  sie 
später  in  Angriff  genommen  worden  war,  und  es  mag  eine  Zeit  kom- 
men, in  der  sie  durch  Veränderungen  der  Technik  ihre  Bedeutung 
überhaupt  verliert. 

Die  Flüsse  Großbritanniens  sind  wegen  ihrer  reichlichen  und 
gleichmäßigen  Wasserführung  und  ihres  geringen  Gefälles  verhältnis- 
mäßig weit  landeinwärts  schiffbar.  Ueberdies  haben  sie  zumeist  gute 
Seehäfen  an  ihren  Mündungen.  Dank  der  geringen  Höhe  der  Wasser- 
scheiden konnten  auch  Binnenschiffahrtskanäle  leicht  hergestellt 
werden. 

Auf  die  Gunst  der  Verkehrslage  Großbritanniens  zurückzuführen 
ist  der  Umstand,  daß  dieses  Land  als  erstes  seine  Bevölkerungszahl 
weit  stärker  vermehren  konnte,  als  dem  vorhandenen  »Nahrungsspiel- 
raum« entspricht.  Die  Bevölkerung  hat  sich  durch  wertvolle  Arbeit 
für  andere  Länder  über  die  durch  die  einheimische  Nahrungsproduktion 
gesteckte  Grenze  erheben  können  und  sie  ist  einer  fast  unbegrenzten 
Vermehrung  fähig,  sofern  diese  Arbeitsleistung  und  der  Bezug  von 
Nahrungsmitteln  und  Rohstoffen  möglich  bleiben,  aber  sie  stellt  darum 
auch  an  die  Politik  Forderungen,  alles  daran  zu  setzen,  um  diese 
Möglichkeit  zu  wahren. 

Die  Ausnützung  der  Vorteile  der  geographischen  Lage  verschaffte 
Großbritannien  in  wirtschaftlicher  wie  politischer  Beziehung  große 
Macht  zur  See,  die  so  weit  geht,  daß  es  eine  Herrschaft  oder  doch 
einen  starken  Einfluß  auf  d  i  e  Länder  ausübt,  welche  vorzugsweise 
auf  dem  Seeweg  erreicht  werden.  Hettner  meint,  daß  deshalb  Groß- 
britannien die  Weltherrschaft  hat,  und  zwar  solange,  als  e*  die  See- 
herrschaft besitzt.  Außerdem  trugen  zur  W^eltherrschaft  Großbritanniens 
bei:  Sein  ausgedehnter  Kolonialbesitz  und  die  Herrschaft  des  angel- 
sächsischen Volkstums  in  großen  Teilen  der  Erde,  in  weiten  zusammen- 
hängenden Siedlungsgebieten,  wie  auch  in  Ausstreuung  über  fremde 
Volksgebiete.  Englische  Sprache  und  englische  Sitte  sind  über  die 
ganze  Erde  verbreitet:  wohin  der  Engländer  kommt,  kann  er  sich 
heimisch  fühlen. 

In  der  Gegenwart  ist  der  Verkehr  viel  weniger  von  bevorzugter 
Lage  am  Ozean,  Reichtum  an  Seehäfen,  kurzen  Entfernungen  im  Binnen- 
land usw.  abhängig,  als  er  es  in  der  eben  zu  Ende  gegangenen  »ozeani- 
schen Epoche«  war.  Hettner  nennt  die  Gegenwart  die  »universale 
Periode«.  In  dieser  sind  noch  viele  Reste  der  ozeanischen  Periode 
A-orhanden  und  manche  neue  Erscheinungen  fangen  erst  an,  sich  her- 
auszubilden. Das  allgemeine  geschichtliche  Gesetz  des  Wechsels  dieser 
beiden  Perioden  ist  dasselbe  wie  beim  Wechsel  früherer  Perioden. 
Die    großen    Kulturfortschritte    verbreiten    sich    von   ihren  Ursprungs- 
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Stätten  nach  andern  Ländern,  finden  hier  andere  Bedingungen  und 
nehmen  andere  Formen  an,  sie  können  verkümmern,  können  aber  auf 
dem  neuen  Boden  auch  bessere  Bedingungen  finden,  durch  sie  neu 
befruchtet  werden  und  sich  dabei  auch  in  anderer  Richtung  ent- 
wickeln. 

So  hat  die  Dampfschiffahrt  die  Bedingungen  der  Ozean- 
schiffahrt gründlich  geändert.  Auch  kommt  es  jetzt  nicht  mehr  so 
sehr  auf  die  Küstenlänge  und  den  Besitz  vieler  Häfen  als  auf  den 
Besitz  einzelner  großer  Häfen  an.  Da  Deutschland  diese  besitzt,  ist  es 
heute  nicht  mehr  so  sehr,  v/ie  einst,  gegenüber  England  natürlich  benach- 
teiligt. Es  kommt  ihm  auch  zugute,  daß  sich  die  heutige  Dampf- 
schiffahrt fast  mehr  noch  auf  Technik  und  Industrie  als  auf  eine  große 
seemännische  Bevölkerung  stützt.  Ebenso  große  Fortschritte  wie  der 
Seeverkehr  haben  Binnenschiffahrt  und  Landverkehr  gemacht.  Wenn- 
gleich ihre  Leistungsfähigkeit  für  Massentransporte  hinter  der  der  See- 
schiffahrt zurücksteht,  so  können  doch  die  Eisenbahnen  große  Trans- 
porte bewältigen  und  •  in  der  Schnelligkeit  und  Sicherheit  derselben 
übertreffen  sie  jene.  Darum  haben  auch  Gegenden  weit  im 
Binnenlande  in  den  Weltverkehr  eintreten  können ;  während  früher 
nur  Küstenländer  an  der  Weltwirtschaft  Anteil  hatten,  erfaßte  diese 
seitdem  auch  das  Innere  der  Kontinente.  Bedeutet  das  für  die  außer- 
europäischen Erdteile  hauptsächlich  eine  Erweiterung  der  Rohproduk- 
tion, so  ist  in  europäischen  und  auch  in  einzelnen  kolonialen  Binnen- 
landschaften dadurch  die  Ausbildung  einer  großen  Industrie  möglich 
geworden,  die  Rohstoffe  von  auswärts  bezieht  und  Fabrikate  nach 
auswärts  versendet.  Diese  kontinentalen  Industrien,  darunter  die 
deutsche,  sind  als  Konkurrenten  neben  die  englische  getreten. 

Wichtig  ist,  daß  die  insulare  Lage  nun  nicht  mehr  im  selben 
Maße  Schutz  bietet,  wie  ehedem.  So  ist  Großbritannien  nicht  mehr 
die  durchaus  sichere  Seefestung  die  es  noch  vor  wenigen  Jahrzehnten 
war.  In  wirtschaftlicher  Beziehung  haben  dagegen  Fesllands- 
staaten  den  Vorteil,  daß-  sie  sich  zu  größeren,  geschlossenen  Wirt- 
schaftsgebieten ausbilden  können,  womit  ihnen  die  Selbstversorgung 
leichter  gemacht  wird  als  bevölkerten  Inselstaaten. 

In  gewissem  Maße  bestehen  freilich  die  alten  maritimen  Vor- 
teile für  Großbritannien  noch  fort.  Eine  Machtstärkung^  erwächst  ihm 
außerdem  aus  der  nun  erfolgten  fast  völligen  Ausschaltung  Deutsch- 
lands vom  Seeverkehr  und  aus  dem  voraussichtlich  immer  stärker 
werdenden  Zusammenschluß  des  Mutterlandes  mit  den  Kolonien. 


Die  Vorbildung  der  Verwaltungsbeamten. 

Seit  Jahrzehnten  fordert   der  Verein  deutscher  Ingenieure  die  Be- 
seitigung   des   Juristenmonopols    in    der    staatlichen    und  kommunalen 
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Verwaltung.  Unter  dem  alten  Regierungssystem  sind  alle  Versuche 
in  dieser  Hinsicht  an  dem  starren  Widerstand  der  Bureaukratie  ge- 
scheitert, die  sich  grundsätzlich  ablehnend  verhielt.  In  der  Hoffnung, 
daß  die  neue  Zeit  neben  vielen  andern  auch  dieses  längst  veraltete 
Vorrecht  beseitigt,  hat  der  Verein  deutscher  Ingenieure  der  jetzigen 
(preußischen)  Regierung  seine  Wünsche  zur  Reform  der  Vorbildung 
der  höheren  Verwaltungsbeamten  erneut  unterbreitet.  Die  Vorschläge 
lauten  wie  folgt: 

1.  Die  Auslese  und  Ausbildung  der  höheren  Verwaltuijgsbeamten 
für  den  Dienst  in  den  deutschen  Staaten,  in  den  kommunalen  Körper- 
schaften und  in  vielen  anderen  Verbänden  entsprach  schon  seit  langem 
nicht  mehr  den  durch  die  allgemeine  Entwicklung  in  Deutschland  ver- 
änderten und  gesteigerten  Forderungen ;  sie  wird  in  Zukunft  den  von 
Grund  aus  veränderten  staatlichen,  wirtschaftlichen  und  sozialen  Ver- 
hältnissen auch  nicht  im  entferntesten  Rechnung  tragen  können. 

2.  Diese  allgemein  empfundene  Rückständigkeit  erscheint  als  eine 
Folge  der  künstlichen  Beschränkung  in  der  Auslese  der  Bewerber  und 
als  Ergebnis  der  gesetzlich  beschützten  Einseitigkeit  eines  einzigen 
Hochschulfachstudiums. 

3.  Es  ist  verfehlt,  den  ganzen  Nachwuchs  nur  dem  Kreise  der- 
jenigen jungen  Leute  zu  entnehmen,  welche  die  erste  juristische  Prü- 
fung bestanden  haben.  Um  die  Auslese  ergiebiger  und  die  wissen- 
schaftliche Vorbereitung  unserer  Führerschaft  in  der  Nation  lebens- 
frischer zu  gestalten,  müssen  die  Akademiker  aller  Hochschulen  zu 
der  Laufbahn  in  der  höheren  Verwaltung  und  der  Diplomatie  zuge- 
lassen werden;  entgegenstehende  gesetzliche  Schranken,  namentlich 
des  preußischen  Gesetzes  vom  10.  August  1906,  sind  schnellstens  zu 
beseitigen. 

4.  Es  ist  unbedingt  zu  fordern,  neben  den  aus  der  Universität 
liervorgegangenen  Anwärtern  auch  solche  aufzunehmen,  welche  sich 
staatswissenschaftlichen  Studien  im  Geiste  des  technischen  und  wirt- 
schaftlichen Fortschritts  gewidmet  haben.  Das  Studium  an  den  Tech- 
nischen Hochschulen,  an  Handelshochschulen,  an  Landwirtschaftlichen 
Hochschulen  usw.  sollte  deshalb  gleichfalls  als  Grundlage  der  wissen- 
schaftlichen Befähigung  anerkannt  werden,  sofern  die  für  den  eigen- 
artigen, Beruf  der  Verwaltung  erforderlichen  Kenntnisse  erworben  sind. 

5.  Akademiker  aller  Berufsklassen  sollen  zu  den  höheren,  bisher 
fast  ausschließlich  von  Juristen  bekleideten  Aerhtern  im  Staats-  und 
Kommunaldienst  dann  gelangen,  wenn  sie  entweder  in  ihrem  Wirkungs- 
kreis hervorragende,  in  jahrelanger  Tätigkeit  erprobte  Verwaltungs- 
befähigung nachweisen  oder  der  jeweils  für  höhere  Verwaltungsbeamte 
geltenden  praktischen  Ausbildung  sich  unterworfen  haben. 

6.  Um  bereits  jetzt  Kräfte,  die  in  dem  vreit  versprengten  freien 
Berufe  der  Technik  tätig  sind,  sich  aber  für  den  Dienst  in  der  höheren 
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Verwaltung  eignen,  zu  erkennen  und  richtig  einzuschätzen,  sind  be- 
sondere Einrichtungen  für  richtige  Auswahl  zu  treffen ;  eine  solche 
glauben  wir  mit  folgender  Forderung  vorschlagen  zu  können  : 

Auch  die  Provinzen,  Kreise  und  Gemeinden  vvie  überhaupt  alle 
öffentlichen  Körperschaften  sollen  gehalten  sein,  die  Amtsstellen  ihrer 
allgemeinen  Verwaltung  nicht  wie  bisher  nur  den  Akademikern 
der  Juristenschule,  sondern  soweit  überhaupt  akademische  Schulung 
verlangt  wird,  grundsätzlich  den  Akademikern  aller  Hochschulen  zu- 
gänglich zu  machen. 

Wir  erachten  es  als  besonders  erstrebenswert,  daß  technisch-wirt- 
schaftlich geschulte  und  in  der  Gemeindeverwaltung  erfahrene  Kräfte 
häufiger  zu  dem  Amte  des  Bürgermeisters  berufen  werden  und  daß 
mit  allen  Mitteln  auf  die  Gemeinden  eingewirkt  wird,  in  ihren  Stellen- 
ausschreibungen die  Möglichkeit  der  Bewerbung  nicht  auf  die  Aka- 
demiker der  Juristenschule  zu  beschränken. 
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Rosenthal,  Dr.  Jji  lius ,  lieber  den  reichsrechtlichen  Schutz  des 
Wahlgeheimnisses.  Abhandlungen  aus  dem  Staats-,  Verwaltungs-  und 
Völkerrecht,  herausgegeben  von  Geh.  Justizrat  Prof.  Dr.  Zorn  und 
Prof.  Dr.  Stier -Somlo.  Tübingen  J.  C.  B.  Mohr  (Paul  Siebeck) 
1918.  ög  S.  8 '  geheftet  M.  4. —  ohne  Teuerungszuschlag. 
Die  geheime  Abstimmung  verdankt  ihre  Einführung  dem  Streben, 
den  wahren  Ausdruck  der  Volksmeinung  zu  finden.  Ihr  unmittelbarer 
Zweck  ist  Schutz  der  Wähler,  ihr  mittelbarer  höherer  Zweck  dient 
dem  Interesse  des  Staates  an  dem  richtigen  Zustandekommen  eines 
seiner  wichtigsten  Organe.  Der  Verfasser  weist  an  der  Hand  des 
geltenden  Rechts  nach,  daß  sich  das  Deutsche  Reich  bisher  auf  den 
staatsrechtlichen  Schutz  des  Wahlgeheimnisses,  im  wesentlichen  auf 
Vorschriften  für  die  Geheimhaltung  des  Wahlaktes  selbst  beschränkt 
hat,  während  es  an  einem  straf-  und  zivilrechtlichen,  auch  prozessualen 
Schutze  bisher  mangelt.  Für  den  Prozeß  verlangt  er  ein  absolutes 
Verbot  der  Beweiserhebung  darüber,  wie  jemand  bei  einer  auf  Gesetz 
beruhenden  geheimen  Wahl  abgestimmt  habe.  Ein  Zeugnisverweige- 
rungsrecht hierüber  hatte  der  Reichstag  im  Wahlprüfungsverfahren 
bereits  ständig  zugebilligt.  Der  Verfasser  hält  ein  solches,  auf  das 
ja  verzichtet  werden  kann,  für  unzureichend.  Im  übrigen  schlägt  er 
—  nach  eingehender  Würdigung  des  ausländischen  Rechts  —  die  An- 
drohung einer  gerichtlichen  Strafe  gegen  denjenigen  vor,  der  sich 
durch  ein  rechtswidriges  Mittel  davon  Kenntnis  verschafft,  wie  einzelne 
Berechtigte  bei  einer  solchen  Wahl  abgestimmt  haben.  Nach  Erlaß 
einer  solchen  Strafbestimmung  würde  ein  zivilrechtlicher  Ersatzanspruch 
der  Wahlberechtigten  ohne  weiteres  aus  §  823  Abs.  2  des  Bürgerlichen 
Gesetzbuchs  —  Verstoß  gegen  ein  Schutzgesetz  —  herzuleiten  sein. 

Den  Vorschlägen  ist  beizutreten.  Soweit  sie  prozessualer  Natur 
sind,  überwiegt  doch  das  Bedenken,  es  möchte  die  Entdeckung  von 
Wahlfälschungen  in  vielen  Fällen  unmöglich  werden. 

Friedrich  Bücher. 


Zeitschrift  für  die  ges.  Slaatsvvissensch.         1919.     3.  28 


^26  Literatur. 

Ho  mm  eric  h  ,  August  (Dr.  rer.  pol.,  Hauptredakteur  der  Germania), 
Deutschtutn  und  Schiedsgerichtsbarkeit.  Ein  geschichtlicher  Beitrag  zu 
einer  großen  Gegenvvarts-  und  Zukunftsfrage.  Mit  einem  Vorwort 
von  Geh.  Justizrat  Prof.  Dr.  Philipp  Zorn.  (Das  Völkerrecht. 
Beiträge  zum  Wiederaufbau  der  Rechts-  und  Friedensordnung  der 
Völker.  Im  Auftrage  der  Kommission  für  christliches  Völkerrecht 
herausgegeben  von  Dr.  G o  dehar d  Jos.  Ebers,  Professor  der 
Rechte  an  der  Universität  zu  Münster  i.  W.  3.  Heft).  8°  (XIV  u. 
90  S.)    Freiburg  1918,  Herdersche  Verlagshandlung.     M.  2.50. 

Die  Schrift  zeigt,  wie  von  Alters  her  dem  Deutschen  der  Schicds- 
gedanke  eigen  war.  Bereits  die  Germanen  liebten  es,  an  Stelle  des 
Fehdegangs  den  Rechtsgang  treten  und  ihre  Streitigkeiten  durch  frei- 
gewählte Schiedsrichter  schlichten  zu  lassen;  die  Würde  eines  solchen 
wurde  wohl  in  frühester  Zeit  dem  Familienhaupt  zuteil.  Das  Auf- 
kommen des  Christentums  förderte  das  Schiedsweseu.  Im  Mittelalter 
brachte  es  die  Schwäche  des  Königtums  gegenüber  den  territorialen 
Gewalten,  zugleich  auch  die  Pflicht  des  Königs  zur  Wahrung  des 
inneren  Friedens  mit  sich,  daß  in  dem  schiedsgerichtlichen  Austrag 
von  Streitigkeiten  eine  der  willkommensten  Handhaben  des  deutschen 
Friedens  gesehen  wurde.  Verschiedenartige  Einungen  des  privaten 
und  öffentlichen  Rechts  wie  Gilden,  Schwurvereine,  Eidgenossenschaften, 
Bünde  sorgten  für  die  weitere  Entwicklung  bis  zur  Aufrichtung  des 
ewigen  Landfriedens  durch  Maximilian  I.  im  Jahre  1495  und  zur  Er- 
richtung des  Reichskammergerichts,  neben  dem  die  Austräge  —  von 
vornherein  durch  Vertrag  oder  Verleihung  festgelegte  Schiedsgerichte  — 
in  der  Weise  bestehen  blieben,  daß  ersteres  Appellationsinstanz  für 
diese  wurde.  In  der  Folgezeit  verloren  die  Austräge  durch  das  Er- 
starken der  ordentlichen  landesherrlichen  Gerichtsbarkeit  an  Bedeutung. 
Der  Schiedsgedanke  beschränkte  sich  immer  mehr  auf  das  politische 
Streitgebiet.  Die  Bundesakte  von  181 5  sah  Schiedsgerichte  und  als 
deren  Organ  die  Bundesversammlung  ausschließlich  für  die  Beilegung 
von  Staaten-  und  Verfassungsstreitigkeiten  vor.  Art.  76  der  Reichs- 
verfassung vom  16.  April  187 1  begründete  eine  ähnliche  Zuständigkeit 
des  Bundesrats  im  neuen  Deutschen  Reiche. 

Im  Völkerleben  hat  sich  Deutschland  zwar  im  einzelnen  in  den 
letzten  Jahrzehnten  einer  schiedsgerichtlichen  Regelung  von  Streitig- 
keiten unterworfen,  sich  aber  auf  den  Haager  Friedenskonferenzen 
der  Einrichtung  obligatorischer  Schiedsgerichte  für  alle  Streitfälle 
widersetzt.  Im  Verlaufe  des  Weltkriegs  ist  auch  in  der  Stellung  des 
offiziellen  Deutschland  ein  Wandel  eingetreten,  wie  er  insbesondere 
in  der  Friedens-Resolution  des  Reichstags  vom  19.  Juli  1917  und  in 
der  Antwort  der  deutschen  Regierung  vom  19.  September  1917  auf 
die  Friedensnote    von   Papst  Benedikt  XV  zum  Ausdruck    gelangt    ist, 
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nach    den  Worten    des  Verfassers   unter  Wiederaufnahme   einer  guten 
alten  deutschen  Tradition. 

Das  Erscheinen  der  Schrift  wird  wohl  bald  ein  Jahr  zurückliegen. 
In  der  Zwischenzeit  sind  wir  um  manche  Hoffnungen  ärmer,  aber  auch 
um  viele  Erfahrungen  reicher  geworden.  Wir  wissen,  welch  verhängnis- 
volle Rolle  im  Kampfe  der  Geister,  der  dem  Waffenkampfe  neben- 
herging, die  frühere  Stellung  Deutschlands  in  der  Frage  der  obligatori- 
schen Schiedsgerichte  gespielt  hat^).  In  jüngster  Zeit  —  bei  den 
Friedensverhandlungen  —  haben  wir  erneut  am  eigenen  Leibe  wahr- 
nehmen müssen,  wie  die  Ohnmacht  des  einen  und  die  Macht  der 
andern  über  die  gegenseitigen  Rechte  und  Pflichten  der  Völker  am 
Ende  des  großen  Krieges  entschieden  haben.  In  diesem  Sinne  regiert 
Mars  noch  die  Stunde  und  schwer  wird  es  uns,  an  einen  Völkerbund 
zu  glauben,  der  einmal  die  Interessen  der  in  ihm  vereinigten  Völker 
gerecht  gegen  einander  abwägen  wird. 

Friedrich  Bücher. 


Keup,  Dr.  Erich,  Innere  Kolonisation.  Berlin,  Deutsche  Landbuch- 
handlung, 1918.  43  S.  8".  (Schriften  zur  Förderung  der  inneren 
Kolonisation,  Heft  ag.) 

Eine  vortreffliche  Uebersicht  der  ganzen  von  seiten  des  preußischen 
Staates  und  für  diesen  Zweck  gegründeter  Privatgesellschaften  dem 
landwirtschaftlichen  Ansiedlungswesen  gewidmeten  Tätigkeit  und  ihrer 
seitherigen  Ergebnisse.  Der  Verfasser  beschränkt  sich  nicht  auf  den 
nationalistischen  Gesichtspunkt,  faßt  vielmehr  die  zu  lösende  Aufgabe 
auch  von  der  populationistischen  und  volkswirtschaftlichen  Seite  ins 
Auge  und  hebt  die  Vorteile  des  bäuerlichen  gegenüber  dem  Lati- 
fundien-Betriebe hervor.  Daß  der  ganze  Gang  der  Entwicklung  in 
historischer  Abfolge  vorgeführt  wird,  dient  wesentlich  zur  Erleichterung 
des  Ueberblicks.  Willkommen  ist  das  am  Schlüsse  beigegebene  Literatur- 
verzeichnis. Ist  die  Schrift  auch  unter  ganz  andern  politischen  Vor- 
aussetzungen geschrieben,  als  sie  zur  Zeit  obwalten,  so  wird  sie  doch 
auch  für  die  Würdigung  der  Siedelungspläne  der  gegenwärtigen  Regie- 
rung von  Nutzen  sein  und  denen,  welche  sich  über  den  ganzen  seit- 
herigen Verlauf  der  inneren  Kolonisation  unterrichten  wollen,  als  Weg- 
weiser dienen  können.  — r. 


Auslandszvegweiser.     Hrsg.    von    der    Zentralstelle    des    Hamburgischen 
Kolonialinstituts    (Weltwirtschaftsarchiv)    und    dem    Ibero-amerikani- 


i)  Zu  vgl.  n.  a.  Milhaud,  Du  droit  de  la  force  ä  la   force  du  droit.     Ge 
Atar   1915  S.  70  flg. 


428 


Lileialui 


sehen  Institut,     i.  Band:  Stichel,  Dr.  ß.,  Argentiineti.     Hamburg, 
Friederichsen  cS:  Co.,  1919.     171  S.  kl.  8**.     M.  5.50. 

Deutschland  geht  einer  starken  Auswanderung  entgegen,  und  es 
ist  überaus  dankenswert,  daß  die  beiden  im  Titel  genannten  Ham- 
burgischen Anstalten  es  übernehmen  wollen,  zuverlässige  Hilfsmittel 
für  die  Orientierung  über  die  einzelnen  Einwanderungsgebiete  herzu- 
stellen. Die  sachgemäfJe  Beratung  der  Auswandcrungslustigen  ist 
Reichssache;  es  wird  aber  den  herauszugebenden  »Auslandswegweisern«, 
die  auf  Grund  einwandfreien  Materials  über  die  wichtigsten  für  die 
deutsche  Auswanderung  in  Betracht  kommenden  Länder  Aufschluß 
geben  wollen,  noch  Raum  genug  zur  Belehrung  übrig  bleiben.  Das 
in  so  raschem  Aufschwünge  begriffene  Argentinien  dürfte  dabei 
in  vorderster  Linie  in  Betracht  kommen,  und  dies  um  so  mehr,  als 
es  während  des  Weltkrieges  die  neutrale  Haltung  uns  gegenüber  zu 
bewahren  gesucht  hat,  die  so  viele  andere  Länder  vermissen  ließen. 
So  gewinnen  die  wirtschaftlichen  Zukunftsmöglichkeiten  des  Landes 
eine  .unmittelbare  Bedeutung,  und  es  ist  für  den  praktischen  Zweck, 
den  das  Buch  verfolgt,  nicht  ohne  Wichtigkeit,  daß  ein  in  Argentinien 
geborener  Deutscher,  der  das  Land  aus  eigner  Beobachtung  kennt, 
das  Wichtigste  über  dasselbe  zusammenfaßt.  Dies  geschieht  aber 
nicht  im  Tone  eines  Auswanderer-Führers,  sondern  so,  daß  auch  der- 
jenige, welcher  allgemeine  Belehrung  sucht,  Befriedigung  findet.  Aller- 
dings wird  das  für  Auswanderer  Wichtige  (Einwanderungsgesetzgebung^ 
Ansiedelung  und  Landerwerb,  Aussichten  für  die  verschiedenen  Berufs- 
arten) besonders  berücksichtigt ;  aber  der  Wegweiser  unterscheidet 
sich  doch  wesentlich  von  den  durch  Konsulate  und  Gesandtschaften 
zur  Gewinnung  von  Auswanderern  verbreiteten  Hilfsmitteln.  Die  Dar- 
stellung ist  nüchtern  geschäftsmäßig;  hier  und  da  wünschte  man  einen 
besseren  deutschen  Stil.  Da  der  Verfasser  bemüht  gewesen  ist,  soweit 
möglich,  die  neuesten  Zahlen  zusammenzubringen,  so  dürfte  das  hand- 
liche Buch  weit  über  die  Kreise  hinaus,  für  die  es  zunächst  bestimmt 
ist,  willkommen  sein.  — r. 


Goldscheid,  Ritdolf,  Sozialisierimg  der  Wirtschaft  oder  Staats - 
bankerott.  Ein  Sanierungsprogramm.  132  S.  Wien  1919.  Anzen- 
gruber- Verlag. 

Goldscheid  vertritt  in  diesem  Buch  (wie  schon  in  seinem  vor  zwei 
Jahren  erschienenen  »Staatssozialismus  oder  Staatskapitalismus«)  den 
Gedanken,  die  Sozialisierung  der  Wirtschaft  durch  Abgabe  eines  Teils 
des  werbenden  Kapitals  an  den  Staat  einzuleiten.  Die  Darstellung  ist 
klarer  als  in  dem  erwähnten  älteren  Buch  und  auf  die  Höhe  der  Zeit 
gebracht.     Die  Schaffung  öffentlicher  Monopole  in  gewissen  Wirtschafts- 
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zweigen  durch  käufliche  Uebernahme  der  betreffenden  Unternehmungen 
seitens  des  Staates  oder  seiner  Unterorgane  erachtet  Goldscheid  nicht 
als  geeigneten  Anfang  der  Sozialisierung,  denn  dazu  benötige  man 
wieder  ungeheure  Mittel,  die  auf  dem  Wege  des  Kredits  beschafft 
werden  müßten.  Die  Entschuldung  des  Staates  würde  damit  auch 
nicht  erreicht;  es  müßten  nur  neue  Schulden  gemacht  werden,  um 
alte  zu  tilgen. 

Für  die  Sanierung  der  Staatsfinanzeu,  wie  zur  Ermöglichung  einer 
teilweisen  Sozialisierung,  wäre  nach  Goldsekeid?.  Meinung  eine  ein- 
malige Vermögensabgabe  in  natura  am  vorteilhaftesten.  Damit  würden 
dem  Staat  alle  erdenklichen  Formen  von  Eigentum  zufließen.  V/o 
unteilbare  Objekte  —  also  etwa  gewerbliche  Betriebe  —  in  Frage 
kämen,  hätte  er  sich  mit  den  bisherigen  Besitzern  über  die  gemein- 
same Verwaltung  zu  verständigen;  wo  das  nicht  möglich  oder  nicht 
erwünscht  ist,  müßte  er  oder  müfken  die  bisherigen  Besitzer  heraus- 
bezahlt, oder  müßte  das  Objekt  an  Dritte  verkauft  werden.  Der  Staat 
sollte  das  Recht  der  Entscheidung  darüber  haben,  welche  Unter- 
nehmungen oder  Wirtschaftszweige  er  ganz  in  seinen  Besitz  zu  bringen 
wünscht,  bei  welchen  er  sich  mit  Mitbesitz  und  Mitbestimmungsrecht 
begnügen  und  welche  er  ganz  in  privaten  Händen  lassen  will.  Wo 
das  letztere  zutrifft,  wäre  der  durch  die  Naturalabgabe  an  den  Staat 
gefallene  Betriebsanteil  zu  veräußern  (auch,  von  den  bisherigen  Be- 
sitzern zurückzukaufen);  der  Erlös  hieraus  würde  die  Mittel  liefern,  um 
durch  Zukauf  den  Anteil  an  jenen  Objekten  zu  vergrößern,  die  in  um- 
fassenderem Maße  öffentlicher  Bewirtschaftung  zugeführt  werden  sollen. 
Jeder  andern  Form  der  Vermögensabgabe  gegenüber,  sagt  Goldscheid, 
böte  die  Naturalabgabe  den  Vorteil,  daß  sie  in  beliebiger  Höhe  ge- 
fordert werden  kann,  ohne  daß  darunter  die  Wirtschaft 
irgendwie  zu  leiden  brauchte;  denn  für  einen  wirtschaftlichen 
Betrieb,  und  namentlich  den^Großbetrieb,  macht  es  keinen  Unterschied 
aus,  wer  die  Besitzer  des  in  ihm  angelegten  Kapitals  sind. 

Erheblich  mehr  als  sein  Vorschlag  in  sich  schließt,  hält  Gold- 
scheid gegenwärtig  in  bezug  auf  Sozialisierung  mit  friedlichen 
Mitteln  nicht  erreichbar  und  vor  gewaltsamem  Umsturz  warnt  er 
wegen  der  Zerstörungen,  die  dieser  im  Gefolge  haben  würde. 

In  einem  besonderen  Abschnitt  führt  Goldscheid  aus,  wie  er  sich 
die  demokratische  V/irtschaftskontrolle  vorstellt.  Die  Gefahren  der 
Verbeamtung  unterschätzt  er.  Beachtung  verdienen  die  Kapitel  über 
die  Krise  des  Parlamentarismus;  die  Arbeiterfrage  im  Sozialismus;  das 
Staatsschuldenproblem  und  die  Sozialdemokratie;  sowie  über  die  aller- 
dringlichsten  Aufgaben  der  Uebcrgangszeit.  Auch  wer  Goldscheidi, 
Vorschläge  ablehnt,  wird  sein  Buch  mit  Vorteil  lesen,  da  es  reichlich 
zum  Nachdenken   über   die   brennendsten  Fragen    unserer  Zeit  anregt. 

H.  F  e  h  1  i  n  g  e  r. 
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Das    Universiiätsstudiuni    der    Württemberger    seit   der   Reichsgründung. 

Gesellschaftswissenschaftliche    und    statistische    Untersuchungen    mit 

einer  Darstellung    und  Beurteilung   akademischer   Gegenwartsfragen. 

Von  Albert  Rienhardt ,  Universitätssekretär.    Tübingen,  J.  C.  B. 

Mohr,  1918.     122  S.  4*^. 

Diese  Arbeit  ist  die  Frucht  langjähriger  und  eingehender  Be- 
schäftigung des  Verfassers  mit  dem  Gegenstande;  die  GewiniTung  und 
Fertigstellung  der  zum  Teil  umfangreichen  Tabellenanhänge  schon 
allein  ist  sehr  dankenswert.  Rienhardt  stellt  den  württembergischen 
Ausschnitt  hinein  in  die  Entwicklung  des  akademischen  Studiums  im 
Deutschen  Reich  und  im  letzten  Menschenalter  überhaupt,  gliedert  die 
Entwicklung  zahlenmäßig  nach  den  Fakultäten,  bespricht  die  Frequenzen, 
die  soziale  Herkunft  der  Studierenden,  die  Vorbildung,  das  Lebens- 
alter, die  Religionsbekenntnisse,  die  Heimat,  die  akademischen  Frei- 
zügigkeitswirkungen und  geht  am  Schlüsse  noch  auf  akademische 
Gegenwartsfragen  wie  Studien-  und  Bedarfsstatistik,  Organisation  aka- 
demischer Berufsberatung  und  Umbildung  bzw.  Erweiterung  des  Sti- 
pendienwesens ein. 

Ich  habe  bei  meiner  vorübergehenden  Tätigkeit  an  der  staats- 
wissenschaftlichen Fakultät  in  Tübingen  mehrfach  mit  dem  Verfasser 
über  den  Inhalt  seiner  Arbeit  Besprechungen  gehabt  und  mich  über 
den  Eifer  und  die  Energie  gefreut,  welche  er  auf  den  Ausbau  seines 
Werkes  verwandte.  Es  schien  mir  angezeigt,  diese  Arbeit  nicht  etwa 
nur  als  landeskundlichen  Beitrag,  sondern  auch  als  Beitrag  zur  deut- 
schen, etwas  vernachlässigten  Universitätsstatistik  in  die  Württem- 
bergischen Jahrbücher  für  Statistik  und  Landeskunde  (Jahrgang  191 6, 
S.  160  ff.)  aufzunehmen,  wozu  ich,  nach  ihrer  Fertigstellung,  als  stell- 
vertretender Herausgeber  die  Möglichkeit  hatte ;  ich  habe  dort  auch 
eine  den  Umständen  entsprechende  kurze  Vorbemerkung  beigefügt. 

Die  Abhandlung  wurde  gleichzeitig  von  Rienhardt  auch  als  be- 
sondere Schrift  im  Verlag  der  Lauppschen  Buchhandlung  ausgegeben ; 
dort  ist  auch  ein  Vorwort  des  Herrn  Prof.  B.  Harms  (Kiel)  beigefügt, 
welcher  sich  während  seiner  Tätigkeit  als  Privatdozent  in  Tübingen 
mit  einem  Teil  der  einschlägigen  Tatsachen  ebenfalls  beschäftigt  hat 
(die  örtliche  Herkunft  der  evangelischen  und  katholischen  Geistlichen 
in  Württemberg.     Festgabe  für  Fr.  J.  Neumann,  Tübingen  1910). 

Der  Stein,  welchen  R.  schon  vor  der  Revolution  mit  seiner  Arbeit 
in  den  See  geworfen  hat,  erregte  und  erregt  Wellen  und  das  ist 
gut  so.  H.  Lose  h. 
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Eingesendete  Schriften. 

Zur  Beachtung.  Unter  dieser  Rubrik  werden  die  genauen  Titel  aller  vom 
Verlegern  oder  Verfassern  der  Redaktion  zugegangenen  Druckschriften  verzeichnet. 
Die  Redaktion  muß  sich  vorbehalten,  aus  ihnen  eine  Auswahl  derjenigen  Bücher  zu 
treffen,  welche  unter  >Literatur«  zur  Besprechung  gelangen  können  und  für  die 
sie  unter  den  Mitarbeitern  der  Zeitschrift  zur  kritischen  Würdigung  geeignete  und  be- 
reite Beurteiler  zu  finden  hofft.  Eine  Rücksendung  unverlangt  eingereichter  Bücher 
erfolgt  in  keinem  Falle. 

I.  Allgemeine  Staats-  und  Sozialw^issenschaft.     Geschichte. 

Schrörs,  Prof.  Dr.  Heinrich ,  Katholische  Staatscmffassung. 
Kirche  und  Staat,  nach  den  prinzipiellen  Grundlagen  dargestellt.  Frei- 
burg i.  B.,  Herdersche  Verlagshandlung,  1919.    loi   S.  8'.     M.  3.20. 

Arbeitsgemeinschaft  für  staatsbürgerliche  und  ivirtschaftliche  Bildung: 
Die  Grundgedanken  des  Sozialismus.  Kurz  und  gemeinverständlich  dar- 
gestellt. 16  S.  kl.  8^  30  Pfg.  —  Empörung!  Rede  von  Richard 
De  hm  et.  4  S.  8°.  —  Persius,  L.  (Kapitän  zur  See),  Wie  es  kam, 
daß  der  Anstoß  zur  Revolution  von  der  Flotte  ausging.  15  S.  8°.  — 
Vor  St.,  Hans,  Der  Bolschewismus  und  seine  Lehren.  14  S.  8°.  — 
Kautsky,  .Ä'.,  Das  Weitertreiben  der  Revolution.  155.8".  —  Bern- 
stein., Eduard,  Was  ist  Sozialismus?  Vortrag.  22  S.  35  Pfg.  — 
Bonn,  Prof.  Dr.  iJ/.  J.,  Wilson.  15  8.  8«.  35  Pfg.  —  Tiburtius, 
Dr.  Joachim,  Der  Offizier  im  neuen  Deutschland,   16  S.  8".  25  Pfg. 

Feldkeller,  Dr.  Paul,  Der  Patriotismus.  Eine  kulturphilo- 
sophische Monographie.  Erster  Teil :  Psychologie  des  patriotischen 
Denkens.  Buchenbach  in  Baden,  Dr.  Broder  Christiansen,  1918.  130  S.  8". 
M.  4.50,  geb.  M.  6.20. 

Derselbe,  Vaterland.  Eine  philosophische  Stellungnahme.  Buchen- 
bach, Dr.  Broder  Christiansen,  1919.    58  S.  8°-    ^I-  i-8o,  geb.  M.  3.30. 

Zur  europäischen  Politik  iSgy—jgi^.  Unveröffentlichte  Dokumente. 
Im  amtl.  Auftrage  hrsg.  von  B.  Schwertfeger.  Bd.  I:  1897 — 1904 
Zweibund,  englisch-deutscher  Gegensatz,  bearbeitet  von  W.  Köhler. 
129  S.  8*^.  —  Bd.  II:  1905 — 1907  Marokkokrisis,  König  Eduard  VIT, 
bearb.  v.  B.  Schwertfeger.  205  S.  8°.  —  Bd.  III:  1908— 191 1.  Bos- 
nische Krise,  Agadir,  Albanien,  bearbeitet  von  A.  Doreh.  285  S.  8".  — 
Bd.  IV:  1912 — 1914  Kriegsireibereien  und  Kriegsrüstungen,  bearbeitet  von 
A.  Doren.     212  S.  8».     Berlin,  Reimar  Hobbing,   1919. 
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Der  Waffenstillstand.  Europäische  Staats-  und  Wirtschafts-Zeitung 
Jahrg.  IV  Nr.  12  und  13.     Sonderheft.     93  S.  8°.     Berlin  M.  3. — . 

Materialien  betreffend  die  Friedensverhandlungen.  Amtlicher  Text, 
Teil  l'und  II:  Der  Notenkampf  um  den  Frieden  in  Versailles.  Reden 
und  Noten.  Teil  I  und  II.  Autorisierte  Ausgabe.  Mit  Ermächtigung 
des  Auswärtigen  Amtes.  Charlottenburg,  Deutsche  Verlagsgesellschaft 
für  Politik  und  Geschichte,  1919.     43  und  37  S.  8". 

Flugschriften  der  ^Stimmen  der  Zeit«-,  Heft  4 — 6:  Zimmermann, 
Otto  S.  J.,  Trennung  von  Kirche  und  Staat.  —  Pesch,  Heinrich, 
Sozialisierung.  —  Duhr ,  Bernhard,  Der  Bolschewismus.  Je  32  S.  8®. 
75  Pfg.     Freiburg  i.  B.,  Herdersche  Verlagshandlung,  1919. 

Die  deutsche  Nation.  Eine  Zeitschrift  für  Politik.  I.  Jahr,  Heft  1—6 
nebst  Sonderheft,  enthaltend  den  Entwurf  für  die  Verfassung  des  neuen 
Deutschen  Reiches.  Berlin,  Verlag  »Die  deutsche  Nation«,  1919.  Er- 
scheint seit  Januar  1919  monatlich,  jedes  Heft  von  3 — 4  Bogen  M.  i. — , 
Jahresabonnement  M.   10. — . 

Der  Geist  der  neuen  Volksgemeinschaft.  Eine  Denkschrift  für  das 
deutsche  Volk,  hrsg.  von  der  Zentrale  für  Heimatdienst.  Berlin, 
S.  Fischer,  o.  J.    167  S.  8». 

Heydner,  Georg,  Der  politische  Charakter  der  Deutschen. 
Offener  Brief  an  den  Herausgeber  des  »Kunstwarts«  nebst  2  Abhand- 
lungen: Deutschtum  und  Judentum  —  Die  entlarvte  Demokratie.  3.  Aufl. 
Leipzig,  Hammer- Verlag,  1919.     64  S.  8". 

Walt  her ,  Andreas,  Nette  Wege  deutscheji  Geistes.  Jena, 
E.  Diederichs,  1919.  31  S.  8".  M.  1.50.  Zuschlag:  30%.  (Tat- 
Flugschriften  31.) 

Rauecker ,  Dr.  Bruno,  Die  Erweiterung  der  Sozialpolitik  zur 
Kulturpolitik.    München,  Duncker  &  Humblot,  1919.    30  S.  8".  M.  1.20. 

Hanisch.,  Georg,  Freiheitlicher  Sozialismus.  Vorschlag  einer 
schnellen  uixi  gründlichen  sozialen  Umgestaltung  auf  friedlichem  Wege. 
Wien,  R.  Mück,  1919.     16  S.  8«.     K.   i.— . 

Herrfahr  dt,  Dr.  jur.  Heinrich,  Die  Einigung  der  Bertfs- 
siände  als  Grundlage  des  neuen  Staates.  Bonn,  C.  Georgi,  1919.  16  S.  8". 
40  Pfg.  (Schriften  für  Einigungsarbeit  zwischen  den  Berufsständen 
Nr.  I.) 

Ku  s  ke ,  Prof.  Dr.  Bruno,  Rheingrenze  und  Pufferstaat.  Eine 
volkswirtschaftliche  Betrachtung.  Hrsg.  vom  Freiheitsbund  der  deut- 
schen Rheinlande.     Bonn,  Marcus  &  Weber,  1919.     25  S.  8". 

Auslandswegweiser.  Hrsg.  von  der  Zentralstelle  des  Hamburgischen 
Kolonialinstituts  (Weltwirtschaftsarchiv)  und  dem  Ibero- amerikanischen 
Institut.  I.  Band:  Stichel,  Dr.  B.,  Argenti^iien.  Hamburg,  Friede- 
richsen  &  Co.,  1919.     171  S.  kl.  8».     M.  5.50. 

Pro  Palästina.  Schriften  des  deutschen  Komitees  zur  Förderung 
der  jüdischen  Palästina-Siedlung,     i.  Heft:    Cohen  (Reuß),   Die   poli- 
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tische  Bedeutung  des  Zionismus  32  S.  —  2.:  Bali  od,  Proi.  Dr.  C, 
Palästina  als  jüdisches  Ansiedlungsgebiet  32  S.  —  3.:  Eberhard,  O., 
Der  Zionsgedanke  als  Weltidee  und  als  praktische  Gegenwartsfrage. 
40  S.  —  4.:  Endres,  F.  C,  Die  wirtschaftliche  Bedeutung  Palästinas 
als  Teiles  der  Türkei.  28  S.  —  5.:  Blankenhorn,  Prof.  Dr.  M., 
Der  Boden  Palästinas,  seine  Entstehung,  Beschaffenheit,  Bearbeitung 
und  Ertragfähigkeit.  32  S.  —  6.:  Leo,  Dr.  i?.,  Das  Ostjudenproblem 
und  Palästina.  40  S.  —  7-/8.:  Trietsch,  Davis,  Palästina  und  die 
Juden.  Tatsachen  und  Ziffern.  64  S.  kl.  s"-  Berlin,  Selbstverlag, 
1918/ 19. 

Manes,  Prof.  Dr.  Alfred,  Staat sb anke r otle .  Wirtschaftliche  und" 
rechtliche  Betrachtungen.  2.,  veränderte  Auflage.  Berlin,  Siegismund, 
1919.     275  S.  8°.     M.  12. — ,  geb.  M.  15. — . 

Hirse hberg,  Dr.  Max,  Bolschewismus.  Eine  kritische  Unter- 
suchung über  die  amtlichen  Veröffentlichungen  der  russischen  Sowjet- 
Republik.     München,  Duncker  &  Humblot,  1919.     107  S.  8°.    M.  2.30. 

Konow,  Sten,  Ueber  die  Bedeutimg  Indiens  für  England.  Ham- 
burg, G.  Westermann,  o.  J.  79  S.  8".  M.  6.60.  (Hamburgische  For- 
schungen, hrsg.  von  Rathgen  und  Stuhlmann,  Heft  6.) 

Stegemann,  Dr.  He r bert,  Rettet  das  Saarland!  Ein  Aufruf. 
Berlin,  Puttkammer  &  Mühlbrecht,  1919.  40  S.  8".  60  Pfg.,  mit  eng- 
lischer Uebersetzung  M.  i. — . 

Ne  ur  ath  ,  Otto  und  Sc  hu  m  a  nn  ,  Wo  i  fga  ng ,  Können  ivir 
heilte  sozialisieren .-  Eine  Darstellung  der  sozialistischen  Lebensordnung 
und  ihres  Werdens.  Leipzig,  W.  Klinkhardt,  1919.  80  S.  kl.  8*^ 
^I-  I-35-     (3-  Band  aus  der  Sammlung  »Deutsche  Revolution«). 

B  or  gius ,  Dr.  Walt  her.  Zur  Sozialisierung  des  Buchzvesens. 
Berlin,  Verlag  Neues  Vaterland  (1919).     53  S.  8  ".     M.  3. — . 

Ste phin ger ,  Dr.  L u d 7V i g ,  Grundsätze  der  Sozialisierung.  l'ü- 
bingen,  J.  C.  B.  Mohr,  19 19.     131  S.  8". 

Schnizer,  Otto,  Gustav  Rümelms  politische  Ideen.  Tübingen, 
J.  C.  B.  Mohr,  1919.  III  S.  8».  (Beiträge  zur  Parteigeschichte,  hrsg. 
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II.  Rechts-  und  Verwaltungslehre. 

Sägmül  er,  Joh.  B apt..  Der  apostolische  Stuhl  und  der  Wieder- 
aufbau des  Völkerrechts  und  Völkerfriedens.  Freiburg  i.  B.,  Herdersche 
Verlagshandlung,  1919.  120  S.  S».  M.  3.80.  (Das  Völkerrecht,  hrsg. 
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Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissenscfi.     1919.     3. 
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Waldecker,  Prof.  Dr.  Ludwig,  Die  Kriegsenteignung  der 
Bundesratsverordnung  vom  24.  Juni  igiß-  Ein  Auftakt  zu  kommenden 
Dingen.     München,  Dunckcr  &  Humblot,   1919.     1498.8°.    M.  5. — . 

Rechte  und  Pflichten  der  Gemeindeverordneten  {für  Landgemeinden) 
in  den  deutschen  Bundesstaaten.  Berlin-Friedenau,  Deutscher  Kommunal- 
Verlag,  1919,  311  S.  8°,  kart.  (Verein  für  Kommunalwirtschaft  und 
Kommunalpolitik,  Vereinsschriften  Heft  12 — 15). 

m.  Allgemeine  Volkswirtschaftslehre. 

Adler ,  Prof.  Dr.  A.,  Leitfaden  der  Volkswirtschaftslehre  zum  Ge- 
brauche an  höheren  Fachschulen  und  zum  Selbstunterricht.  8.,  ver- 
besserte Auflage.     Leipzig,   J.  M.  Gebhardts  Verlag,  1919.     289  S.  8". 

Ausgewählte  Lesestücke  zum  Studium  der  Politischen  Oekonomie,  hrsg. 
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IV.  Spezielle  Volkswirtschaftslehre. 

I.   ]^  a  n  d  \v  i  r  t  s  c  h  a  t"  l. 

Pitsch.  Ernst  (Hauptmann  a.  D.),  Landzvirtschaftlicher  Groß- 
betrieb oder  Aufteilung  ?  Landarbeittr  oder  Bauer?  Berlin,  Deutscher 
Schriftenverlag,  1919.     24  S.  8°. 

Landxvirtschaftliche  Jahrbücher,  hrsg.  von  Dr.  G.  Oldenburg. 
LIL  Band,  Ergänzungsband  L  Berichte  der  Gärtnerlehranstalt  zu 
Dahlem,  der  Lehranstalt  für  Wein-,  Obst-  und  Gartenbau  zu  Geisen- 
heim  a.  Rh.  und  der  Lehranstalt  für  Obst-  und  Gartenbau  zu  Proskau 
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I.  ABHANDLUNGEN. 


DIE  HANDELSFORMEL. 

Von 

B.  LEMBKE-Essen,  Dr.  rer.  pol. 

Jeder  Handel  ist  Tauschhandel.  Dieser  Satz  folgt  aus  dem 
Wesen  des  Handels,  der  sich  aus  Hingabe  und  Empfang  von 
Wertnissen  (der  Kürze  wegen  als  Güter  bezeichnet,  obwohl  es 
auch  Leistungen  sein  können)  zusammensetzt.  Auch  beim  Bar- 
kauf liegt  Tauschhandel  vor;  eine  Kuh  kann  ebensogut  gegen 
hundert  Taler  verhandelt  werden  wie  eine  Ziege  gegen  eine  Näh- 
maschine. Da  nun  Tauschhandel  nichts  weiter  ist  als  Tausch, 
wird  auch  der  Handel  an  sich  nur  zu  einer  Erschei- 
nungsform des  Tausches,  und  es  gelten  für  ihn  gleich- 
falls alle  die  psychologischen  Grundsätze  der  Grenznutzen-  und 
Grenzwertlehre,  die  eine  Erklärung  der  Tauschvorgänge  über- 
haupt bezwecken, 

Kauf  ist  der  Einzelfall  des  Handels  und  jener  Sonderfall  des 
Tausches,  wo  eins  der  bewegten  Wertnisse  in  Geld,  dem  allge- 
mein geltenden  Zahlungsmittel  besteht.  Wenn  dies  nicht  von 
vornherein  festgestellt  wird,  können  die  Handelsgesetze  nicht  er- 
klärt werden.  Kauf  ist  hierbei  als  Einkauf  und  Verkauf,  als 
emtio  venditio  zu  verstehen.  Handel  ist  dem  Sprachge- 
brauch nach  der  gewerbsmäßige  Tausch  und  meistens  sogar 
der  gewerbsmäßige  Kauf. 

Tausch  setzt  voraus,  daß  dem  eingetauschten  Gut  ein  höherer 
Wert  beigelegt  wird  als  dem  hingegebenen.  Und  das  bewegte 
Gut,  d.  h.  Wertnis,  braucht  durchaus  kein  Sachgut  zu  sein;  mit 
Recht  spricht  man  vom  Arbeitsmarkt,  dem  Preis  der  Arbeit  usw., 
doch  gilt  im  folgenden  der  gewöhnlichen  Begriffsfassung  entspre- 
chend als  Tausch  nur  Gut  gegen  Gut. 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.     1919.    4-  29 
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Aus  einem  Tauschgeschäft  folgt,  daß  die  einzelnen  bewegten 
Güter  gleichen  Preis  haben.  Gibt  der  Bauer  für  die  Kuh  hun- 
dert Taler,  so  haben  Kuh  und  hundert  Taler  den  gleichen  Preis 
von  dreihundert  Mark.  Gibt  er  für  die  Ziege  eine  Nähmaschine, 
so  würde  er  dies  nicht  tun,  wenn  die  Ziege  für  neunzig  Mark 
feil  stände,  er  für  die  Nähmaschine  aber  anderswo  hundert  Mark 
erhalten  könnte.       Tausch  bedeutet  gleiche  Preise. 

Für  die  Betrachtung  des  Handels  als  einer  einfachen  Tausch- 
form gibt  es  immerhin  noch  vier  Möglichkeiten:  den  Innen- und 
Außenhandel,  den  Einzel-  und  Landeshandel.  Ueber  die  Begriffe 
Innen-  und  Außenhandel  ist  weiter  nichts  zn  sagen ;  als  Einzel- 
handel gilt  hier  der  durch  eine  Einzelwirtschaft  —  sogenannte 
Privatwirtschaft  —  betriebene  Handel;  Landeshandel  überbrückt 
Volkswirtschaft  und  Volkswirtschaft.  Den  Einzel-  oder  Privat- 
handel können  natürlich  auch  öffentlich-rechtliche  Körper  betrei- 
ben, z,  B.  eine  Domäne^  die  Getreide  verkauft.  Es  ist  nun  die 
Frage :  Bestehen  zwischen  Innen-  und  Außenhan- 
del, zwischen  Einzel-  und  Landeshandel  grund- 
sätzliche Unterschiede?  Mit  anderen  Worten :  Durch 
welche  Formeln  oder  Gesetze  werden  die  vier  Möglichkeiten : 
Innenhandel  der  Einzelnen,  —  des  Landes;  Außenhandel  der 
Einzelnen,  —  des  Landes  ausgedrückt,  und  haben  sie  vielleicht 
eine  gemeinsame  Basis? 

I. 

Nun  wird  der  Handel  als  solcher  nicht  von 
den  Volkswirtschaften,  sondern  von  den  Kauf- 
leuten betrieben.  Ehe  man  also  untersucht,  welcher  Vor- 
teil sich  für  die  Länder  aus  dem  Handel  ergibt,  muß  man  sich 
klar  darüber  werden,  welchen  Vorteil  die  Kaufleute  aus  ihm 
ziehen  müssen;  denn  ohne  Vorteil  für  den  Kaufmann 
kein  Handel.     Es  bleiben  also    zwei    grundsätzliche  Fragen: 

1.  Welcher  Nutzen  ist  nötig  für  den  Kaufmann? 

2.  Welche  Folge  ist  möglich  für  das  Land? 

Wenn  ein  Kaufmann  mit  Nachteil  arbeitet,  stellt  er  den  Ver- 
kehr ein.  Ein  Land,  d.  h.  eine  Volkswirtschaft  arbeitet  nur  in 
übertragenem  Sinne,  kann  also  den  Verkehr  in  Wirklichkeit  nicht 
abbrechen ;  das  tun  nur  die  Händler  und  daran  ändern  selbst 
Eingriffe  der  Staatsgewalt  nichts;  auch  Zollmaßnahmen  treffen 
erst    den  Kaufmann    und    in    ihm   die  Volkswirtschaft.     Selbst 
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dann,  wenn  der  Staat  als  solcher  Handeb"  treibt,  ist  es  immer 
noch  nicht  das  Land  als  Volkswirtschaft;  es  wird  dann  eben  der 
Staat  selbst  zum  Kaufmann,  wie  jede  andere  juristische  Person, 
nur  daß  ihm  bei  seinen  Machtmitteln  eine  größere  Monopolge- 
walt eignen  wird.  Wenn  also  zu  betrachten  ist,  welche  Umstände 
zunächst  den  Handel  für  den  Kaufmann  nützlich  machen  müssen, 
um  alsdann  Folgerungen  für  die  Volkswirtschaft  zu  gestatten, 
so  muß  man  zugeben,  daß  diese  Reihenfolge  nicht  immer  klar  er- 
kannt worden  ist,  vor  allem  unter  dem  Einfluß  der  englischen 
Klassiker  ^),  die  sich  als  erste  mit  diesen  Fragen  auseinander- 
gesetzt haben.  Dies  dürfte  sich  daraus  erklären ,  daß  die 
Engländer  wie  überhaupt  die  ältere  Nationalökonomie  von  den 
V  o  Iks  wirtschftlichen  Zuständen  ausgegangen  sind  und  deren 
Abhängigkeit  von  den  einzelwirtschaftlichen  Verhältnissen  nicht 
immer  klar  erkannten.  Heute  dürfte  aber  die  Voraussetzung : 
Keine  Volkswirtschaft  ohne  Einzelwirtschaft 
genügend  durchgedrungen  sein. 

Die  Frage,  welcher  Umstand,  d.  h.  welche  causa  movens  den 
Handel  bedingt,  ist  für  den  Außenhandel  durch  Torrens,  Ricardo 
und  Mill  beantwortet  worden  mit  dem  sogenannten  Gesetz  der 
komparativen  Kosten^}.  Streng  formuliert  —  wenn  auch  nicht 
als  Formel  gefaßt  —  ist  es  durch  Bela  F'öldes^)  wie  folgend : 
»Die  Länder  tauschen  jene  Waren,  bei  welchen  gegenseitig  die 
Differenz,  die  Spannung  der  Produktionskosten  mit  Berücksichti- 
gung der  Tauschmöglichkeit  die  größte  ist,  wenn  auch  de 
facto  nicht  immer  die  größte,  sofern  nämlich  die  vom  weniger 
begünstigten  Lande  angebotene  Ware  gerade  nicht  diejenige  ist, 
die  dort  mit   den    wenigsten    Kosten    produziert    werden    kann.« 

Man  sieht  an  dieser  etwas  schwierig  gehaltenen  Fassung  sofort, 
welche  Bedeutung  dem  Begriff  Kosten  zukommt,  ob  die  Auf- 
wendungen, die  tatsächlichen  Opfer  an  Arbeit,  Gütern  —  oder 
die  Auslagen,  die  geldlichen  Kosten  an  Arbeitslohn,  Preisen  usw. 
darunter  zu  verstehen  sind.  Es  ist  nun  die  Frage,  ob  dieses  Ge- 
setz tatsächlich  gilt,  welcher  Kostenbegriff  einzusetzen  wäre,  und 


i)  Warum  bezeichnet  man  übrigens  wohl  immer  nur  die  ältere  englische 
Freihandelsschule  als  klassisch  ?  Die  Deutschen  v.  Thiinen,  Gossen,  List  dürften 
vielleicht  noch  größeren  Anspruch  haben. 

2)  Ricardo,  Grundgesetze,  7.  Kap.  Mill,  Grundsätze,  drittes  Buch,  17.  Kap. 
und  folgende. 

3)  Jahrbücher  für  Nationalökonomie,    1915,    104.  Band,  S.   763  f. 
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B.  Lerabke: 


für  wieviel  der  vier  Möglichkeiten  des  Handels  es  überhaupt  in 
Betracht  kommt. 

Bei  den  folgenden  Ausführungen  ist  es  nun  gleichgültig,  ob 
Torrens  oder  Ricardo  die  Priorität  dieses  Gesetzes  zuzubilligen 
ist  ^).  An  einer  maßgeblichen  Formulierung  haben  es  die  Eng- 
länder jedenfalls  fehlen  lassen,  denn  Ricardo?,  Satz,  daß  es  >  nicht 
ein  Unterschied  hinsichtlich  der  absoluten  Produktionskosten  ist, 
welcher  den  Verkehrsaustausch  bestimmt,  sondern  ein  Unter- 
schied in  betreff  der  vergleichsweisen  Kosten«  kann  schwerlich 
als  solche  gelten.  Das  Verdienst  Ricardo?,  liegt  in  der  Setzung 
eines  bestechenden  Beispieles,  das  die  Grundlage  aller  betreffen- 
den Ausführungen  bildet  ^).     Es  sei  deshalb  hier  mitgeteilt : 

»England  kann  sich  in  solchen  Umständen  befinden,  daß  zur 
Hervorbringung  des  (gegen  Wein  getauschten)  Tuchs  die  Arbeit 
von  loo  Menschen  auf  ein  Jahr  lang  erforderlich  ist;  und  wenn 
es  den  Wein  selbst  zu  gewinnen  suchte,  so  möchte  ihm  die  Ar- 
beit von  120  Menschen  auf  dieselbe  Zeit  hinaus  nötig  sein.  Eng- 
land würde  es  daher  vorteilhaft  finden,  den  Wein  einzuführen 
und  ihn  durch  Ausfuhr  von  Tuch  zu  kaufen.  Die  Gewinnung  des 
Weines  in  Portugal  möchte  bloß  die  Arbeit  von  80  Menschen 
auf  ein  Jahr  lang  erfordern  und  die  Anfertigung  des  Tuches  im 
nämlichen  Lande  die  Arbeit  von  90  Menschen  auf  dieselbe  Zeit 
hinaus  erheischen.  Es  würde  deshalb  für  dasselbe  vorteilhaft 
sein,  Wein  gegen  Einfuhr  von  Tuch  auszuführen.  Dieser  Tausch 
würde  stattfinden,  trotzdem  daß  die  eingeführte  Ware  von  Por- 
tugal selber  mit  weniger  Arbeit  als  von  England  hervorgebracht 
werden  könnte.«  Wie  gesagt,  ein  bestechendes  Beispiel,  das  den 
Schluß :  der  Warenaustausch  zwischen  entlegenen  Plätzen  wird 
bestimmt  nicht  durch  den  Unterschied  in  ihren  absoluten,  son- 
dern in  ihren  vergleichsweisen  Produktionskosten  (so  mit  Mill), 
leicht  an  die  Hand  gibt.  Hält  dies  Beispiel  mit  seinen  Folge- 
rungen aber  auch  bei  arithmetischer  Betrachtung  stand? 

II. 

Es  sei  L  der  deutsche,  1  der  russische  Preis  für  ein  Meter 
Leinwand,  und  es  sei  W^  der  deutsche,  w  der  russische  Preis  für 
einen  Zentner  Weizen.    Vorausgesetzt  ist  dabei,  daß  beide  Länder 


i)  Siehe  darüber  Földes  a.  a.  O.  S.  776. 

2)  Z.  B.  Brentano,    Freihandelsargument,    Berlin-Schöneberg   1901,  S, 
Hier  zitiert  nach  der  Baumstarckschtvi  Uebersetzung. 
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mit  Leinen  und  Weizen  handeln  können,  d.  h.  der  Konkurrenz- 
tatbestand i). 

Der  Umstand  nun,  der  zwischen  beiden  Ländern  einen  Aus- 
tausch von  Leinen-Weizen  veranlaßt,  ist  der  den  Handelbetrei- 
benden auf  irdendeine  Weise  zufallen  müssende  Vorteil;  bei 
Nachteil  handelt  keiner;  wer  arbeitet  mit  Verlust? 

Dieser  Vorteil  kann  nun  bestehen  : 

1.  in  einem  Nutzen  am  Verkauf  durch  Gewinn  an  höhe- 
ren Fremdpreisen  bei  niedrigeren  Eigenpreisen ; 

2.  in    einem  Nutzen   am  Einkauf   durch  Ersparnis  an 
höheren  Eigenpreisen  bei  niedrigeren  Fremdpreisen. 

Dem  Nutzen  kann  gegenüberstehen  als  Nachteil : 

3.  ein  Schaden  am  Verkauf  durch  Verlu  st  an  niedrige- 
ren Fremdpreisen  bei  höheren  Eigenpreisen ; 

4.  ein  Schaden  am  Einkauf    durch  Zubuße    an   niedri- 
geren Eigenpreisen  bei  höheren  Fremdpreisen. 

Nutzen  und  Schaden  können  aber  zusammentreffen,  so  lange 
nur  der  Nutzen  größer  ist  als  der. Schaden.  Man 
kann  etwas  mit  Verlust  fortgeben,  um  von  der  andern  Seite  mit 
noch  größerer  Ersparnis  wiederzuerhalten;  und  man  kann  teuer 
einkaufen,  um  mit  noch  größerem  Gewinn  abzusetzen.  Die  Mög- 
lichkeiten ad  I  bis  ad  4  sind  also  derart  gelagert,  daß  ad  l  und 
ad  3,  sowie  ad  2  und  ad  4  sich  gegenseitig  ausschließen.  Un- 
möglich ist  weiter  ad  3  und  ad  4.  Möglich  sind  dagegen  nicht 
nur  ad  i  und  ad  2,  sondern  selbst  ad  i  und  ad  4  oder  ad  2  und 
ad  3,  sofern  nur  ad   i>  ad  4  und  ad  2>  ad  3. 

Es  soll  nun  deutsches  Leinen  gegen  russischen  Weizen  ge- 
handelt werden.  Dies  bedeutet  nach  den  drei  eben  erwähnten 
möglichen  Fällen 

1.  1  >    L  und  W  >  w 

2.  1  >    L  und    w  >  W,  aber     (1  —  L)  >  (w  —  W) 

3.  W  >    w  und    L  >    1,    aber  (W  —  w)  >  (L  —  1). 

Dieser  Handel  wird  nun  so  vor  sich  gehen,  daß  entweder 
in  Rußland  eine  Menge  a  des  deutschen  Leinens  gegen  eine 
Menge  b  des  russischen  Weizens  vertauscht  wird,  oder  aber 
in  Deutschland  eine  Menge  c  des  deutschen  Leinens  gegen 
eine  Menge  d  des  russischen  Weizens.  Da  nun  Tausch  gleiche 
Preise  bedeutet,  so  folgt  hieraus 


i)  Das    ist    von  Bedeutung.     Monopolpreise    entziehen  sich,    wie  die  Kriegs- 
erfahrung lehrt,  jeder  exakten  Erfassung. 
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A)  a  .   1  =  b  .  w,    d.  h.  a  :  b  =  w  :  I 

B)  c.L  =  d.W,  d.  h.  c:a  =  W:L. 

Mit  dem  russischen  Geschäft  beginnend,  ergeben  sich  als  die 
drei  obigen  Vorteilsmöglichkeiten  (V): 

Vi  =  a  (1  —  L)  +  b  (W  —  w)  I 

V  2  =  a  (1  —  L)  —  B  (w  —  W)  [  =  (a.  1  —  b.  w)  +  (b  .  W  —  I  .  L) 

V  3  =  b  (W  —  w)  —  a  (L  —    1) 

Da  nun  a  .  1  —  b .  w  und  b  ==  ~ — ^-  war,  so  beträgt  der  Vor- 
teil   einheitlich    —  ( 1.  W  —  L  .  w).     Diese  Größe  muß  positiv  sein, 

da  es  sich  sonst  um  keinen  Vorteil,  sondern  um  einen  Nachteil 
(mit  allen  seinen  Folgerungen)  handelt.  Positiv  kann  diese  Größe 
aber  nur  sein,  wenn  der  Klammerinhalt  positiv  ist;  es  muß  also 
sein 

(I)  (1 .  W  -  L  .  w)  positiv,  d.  h.  1 .  W  >  L.W. 

Zu  genau  dem  gleichen  Ergebnis  kommt  man  bei  einer 
Durchrechnung  des  deutschen  Geschäfts  (B)  mit  c .  L 
■=  d.W).  Hier  würde  der  Vorteil  V  in  seiner  zurückgeführten, 
einheitlichen   Form   (c  .  1  —  a  .  w)  -|-  (^  •  W^  —  v .  ])  betragen^    also 

c  •  c    L 

V  =  -r^  (1 .  W  —  L  .  w)  sein,  da  a  .  W  =  c  .  L  und    d  =  -^  ist. 

W  W 

Auch  hier  muß  der  Vorteil  positiv  sein  und  damit 

(II)  (1  .  W  —  L  .  w)  positiv,  d.  h.  1 .  W  >  L  .  w. 
Entgegengesetzte    Ableitungen    erhält    man    natürlich,    wenn 

nicht  deutsches  Leinen  gegen  russischen  Weizen,  sondern  russi- 
sches Leinen  gegen  deutschen  Weizen  gehandelt  wird.  Dann 
hat  man  die  drei  möglichen  Fälle. 

4.  L  >    1    und  w  >  W 

5.  L  >    1  und  W  >  w,  aber  (L  —     1)  >  (W  —  w) 

6.  w  >  W  und  1  >  L,  aber  (w  _  W)  >  (  1  —  L). 

Auch  hier  könnte  das  Geschäft  in  Rußland  oder  in  Deutsch- 
land erfolgen  und  ebenso  lassen  sich  die  drei  Möglichkeiten  auf 
eine  einheitliche  Größe  zurückführen ;  die  Durchrechnung  er- 
gibt dann 

(III)  (L.W  -I.W)  positiv,  d.  h.  L  .  w  >  1 .  W 

(IV)  (L  .  w  —  1 .  W)  positiv,  d.  h.  L  .  w  >  1 .  W. 
Nirgends  treten  also    auf  I.W:  —  L  .  w  oder  L  .  w  —  I.W 

gleich  Null,  d.  h.  nirgends  wird  1  .  W  =5  L  .  w.     Die  Bedingungen 
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zu  I/II  bzw.  III/IV  sind  diejenigen,  von  denen  das  Zustande- 
kommen des  Leinen-Weizenhandels  abhängt. 

Dieses  Verbot  I.W  =L.vv  und  das  Gebot  l.W^L.w 
lassen  sich  auch  auf  Verhältnisse  bringen. 

Verbot  1 :  w  =  L  :  W  und  Gebot  1 :  w  ^  L  :  W.  In  Worten 
lautet  dieses  abgeleitete  Gesetz  zunächst:  >Ein  Außenhandel 
kommt  nur  dann  zustande,  wenn  die  Produkte  aus  den  ver- 
schränkten Preisen  der  tauschbaren  Güter  und  damit  die  Pro- 
portionen der  gleichseitigen  Grundpreise  dieser  Güter  verschie- 
den groß  sind.«  Als  Grundpreise  gelten  hierbei  die  Preise  für 
gleiche  Mengen  gleicher  Ware. 

III. 

Ausgegangen  sind  diese  Betrachtungen  vom  Außenhandel. 
Es  fragt  sich  nun,  ob  für  den  Innenhandel  andere  Gesetze  gelten. 
Wenn  man  für  Deutschland:  Düsseldorf,  für  Rußland:  Rostock 
setzt,  kann  man  die  Ableitung  Buchstabe  für  Buchstabe 
wiederholen  !  Unter  den  gleichen  Voraussetzungen  wie  zwischen 
Deutschland  und  Rußland,  wird  auch  zwischen  Düsseldorf  und 
Rostock  gehandelt.  Zwischen  Innen-  und  Außenhan- 
del bestehen  keine  grundsätzlichen  Unter- 
schiede^). Das  gefundene  Gesetz  gilt  also  allgemein  für  den 
Handel  überhaupt! 

»Handel  wird  bedingt  durch  die  verschiedene 
Größe  der  Produkte  aus  den  verschränkten 
Grundpreisen  der  tauschbaren  Güter  und  damit 
durch  die  verschiedene  Größe  der  Proportio- 
nen der  gleichseitigen  Grundpreise.« 

IV. 

Man  könnte  hier  nun  entgegenhalten,  daß  so  von  einem 
deutschen  und  einem  russischen  Preise  schlechtweg  nie  die  Rede 
sein  wird,  weil  der  Kaufmann  vor  allem  auch  im  Lande  selbst 
irgendwie  einen  Vorteil  haben  muß,  es  deshalb  keine  einheit- 
lichen Marktpreise  geben  kann.  Hierauf  wäre  zu  erwidern,  daß 
als  die  Grundpreise  in  der  Formel  jeweils  die  Beschaf- 
fungskosten anzusehen  sind.     Diese  sind  beim  sogenannten 

i)  Leicht  erklärlich,  da  Handel  nur  eine  Form  des  Tausches  ist,  das  Be- 
zeichnende für  den  Außenhandel  erst  durch  juristische,  wirtschafts  politische 
oder  soziale  Eigenheiten  bedingt   wird. 
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Außenhandel  die  einheitlichen  einheimischen  Marktpreise,  falls 
es  solche  gibt.  Die  oben  eingeführten  Eigenpreise  sind  eben 
die  eigenen,  die  einheimischen;  wenn  man  also  Eigen- 
preise und  Grundpreise  durch  Beschaffungsko- 
sten ersetzt,  so  wird  die  Formel  schon  elastischer.  Weitere 
Ueberlegung  läßt  auch  erkennen,  daß  grundsätzlich  für  das  Ver- 
hältnis der  Beschaffungskosten  zu  den  Verkaufspreisen  nichts  an- 
deres gelten  kann  als  für  die  Eigen-  und  Fremdpreise.  Denn  da 
das  abgeleitete  Gesetz  für  jeden  Handel  gilt,  muß  es  auch  für 
die  V  orbereitenden  Geschäfte  gelten,  soweit  diese  als 
Handelsgeschäfte  anzusehen  sind.  Die  Bedingungen,  die  maß- 
gebend dafür  sind,  daß  Rostock  und  Düsseldorf  ein  Weizen- 
Leinen-Geschäft  machen,  sind  die  gleichen,  wenn  Rostock  mit 
Mecklenburger  Bauern  ein  Geld-Weizen-Geschäft  macht.  Daß 
hierbei  das  eine  der  getauschten  Güter  Geld  ist,  darf  nicht 
stutzig  machen,  da  schon  die  Einleitung  ausführte,  daß  auch 
Barkauf  nichts  anderes  als  Tauschhandel  ist.  Die  allgemeine 
Gültigkeit  des  Handelsgesetzes  bleibt  also  bestehen. 

Etwas  anderes  ist  es  natürlich,  wenn  darauf  hingewiesen 
werden  sollte,  daß  unter  dem  Druck  der  Konkurrenz  die  Be- 
schaffungskosten den  Preis  beeinflussen.  Es  sei  beispiels- 
weise angenommen,  ein  Bauer  verkauft  einen  Zentner  Weizen 
nach  Rostock  für  12  Mk.,  Rostock  nach  Düsseldorf  für  15  Mk., 
Düsseldorf  an  einen  Weber  für  20  Mk.  Umgekehrt  verkauft  der 
Weber  1  Meter  Leinen  nach  Düsseldorf  für  3  Mk.,  Düsseldorf 
nach  Rostock  für  3  Mk.,  Rostock  an  den  Bauern  für  5  Mk.  Dann 
läßt  sich  das  Geschäft  Bauer-Weber  auf  dem  Umweg  Rostock- 
Düsseldorf  zerlegen  in  solche,  für  die  das  Handelsgesetz  ohne 
Verwicklung  gilt.  Da  nun  Beschaffungskosten  bei  einer  derartig 
fortgeführten  Zerlegung  irgendwo  Eigenpreis  werden,  müssen 
sie  sogar  die  Preise,  d.  h.  den  Fremdpreis  beeinflussen,  aber 
nicht  isoliert,  sondern  innerhalb  der  Handelsformel  als  Fak- 
tor eines  Produkts  oder  Einzelglied  einer  Proportion ! 

Das  Beispiel  Weber-Bauer  ist  aber  noch  in  anderen  Be- 
ziehungen lehrreich.  Angefangen  mit  Düsseldorf-Rostock  ist  die 
Bedingung  l.W^  L.w  erfüllt  in  der  Form  1 .  W  >  L .  w.  Es 
ist  hier  nämlich  1  =  3,  W  =  15,  L  =  2,  w  =  12,  also  45  >  24. 
Das  Geschäft  kann  von  einem  Kaufmann  allein  gemacht  wer- 
den, der  in  Rostock  und  Düsseldorf  je  einen  Leinen-  und  einen 
Weizenspeicher  unterhält    und  der  dann  einen  Vorteil  a  (L  —  1) 


Die  Handelsformel. 


445 


-|-  b  (w  —  W)  zieht.  Nun  verhalten  sich  aber  hier  a  :  b  =  w  :  1 
wie  12  :  3,  es  muß  also  die  vierfache  Menge  Leinen  gegen  Weizen 
getauscht  werden,  z,  B.  4000  Meter  Leinen  gegen  1000  Zentner 
Weizen.  Dann  beträgt  der  kaufmännische  Gewinn  4000.  i 
+  1000  .  3  =  7000  Mk. 

Natürlich  könnten  sich  auch  ein  Rostocker  und  ein  Düssel- 
dorfer Kaufmann  in  diesen  Gewinn  teilen,  einer  mit  dem 
Weizengewinn  b  (w  —  W)  =  3000  Mk. ,  der  andere  mit  dem 
Leinengewinn  a  (L  —  1)  =  4000  Mk.  Nötig  ist  dies  aber  nicht, 
sondern  nur  möglich.  Und  in  gleicher  Weise  könnten,  wenn 
man  Rußland  und  Deutschland  einsetzt,  entweder  ein  russischer 
oder  ein  deutscher  Kaufmann  sich  beteiligen,  oder  aber  einer 
allein  —  ganz  gleich  welcher  —  das  Geschäft  machen. 

Der  Vergleich  der  einzelnen  Darlegungen  Weber-Düsseldorf, 
Düsseldorf-Rostock,  Rostock-Bauer  ergibt,  daß  die  Bedingung 
1 .  W  ^  L.W  hier  stets  in  der  Form  1  —  W  >  L  .  w  erfüllt  ist. 

Im  einzelnen  bildet  sich  folgendes  Schema : 

(A)  Weber  —  Düsseldorf 

L  W  1  w 

(2,66)  20  .  215 

(B)  Düsseldorf  Rostock 

L  W  1  w 

2  15  3   12 
_(C)       Rostock                                    Bauer 

L  W  1  w 

3  12  5  (19,99)- 

Die  Spalte  (B)  ist  schon  erledigt.  Zu  (Ä)  kennt  man  zwar 
L  nicht,  da  der  Weber  das  Leinen  selber  anfertigt;  doch  folgt 
aus  l.W>  L.W  notwendig,  daß  L  nicht  über  2,66  betragen 
darf.  L  sind  also  die  Selbstbeschaffungskosten  des 
Webers,  geldmäßig  ausgedrückt,  und  darüber  hinaus  sogar  seine 
Selbstherstellungskosten.  Obwohl  also  1  =  2  ist,  kann 
L  bis  2,  66  steigen,  der  Weber  also  unter  Herstellungskosten 
verkaufen  und  dennoch  Vorteil  dabei  finden.  Es  ist  ein  Beispiel 
zu  V  3  der  Vorteilsentwicklung  (siehe  oben),  wo  jemand  mit  Schaden 
(ad  3)  hingibt,  um  mit  desto  größerem  Nutzen  (ad  2)  einzu- 
tauschen. 

Gleichen  Fall  setzt  (C).  Hier  ist  w  nicht  bekannt,  aber  aus 
der  Notwendigkeit  1  .  W  >  L  .  w  als  <  20  d.  h.  bis  19,  99  zu  fol- 
gern.    Dann  würde  auch  der  Bauer  mit  Schaden   hingeben,    um 
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mit  desto  größerem  Nutzen  einzutauschen.  Solche  Möglichkeiten 
gelten  natürlich  nur  innerhalb  des  gegenseitigen  Geschäfts, 
also  nur  innerhalb  einer  Parallelreihe  in  obigem  Schema. 

Nicht  dagegen  darf  zu  (A)  L  =  2,  67  und  darüber,  oder  zu 
(B)  w  ==  20  und  darüber  werden,  weil  sonst  das  allgemeine  Ver- 
bot 1 .  W  =■  L  .  w  und  das  besondere  l.W<L.w  überschrit- 
ten wird.  Die  Maxima  der  Preise  liegen  also  hier  für  den  Han- 
del fest,  können  aber  als  Minima  beliebig  weit  heruntergehen, 
bis  Null.  Wenn  L  (zu  A)  das  Maximum  2,  66  und  w  (zu  C)  das 
Maximum  19,  99  überschreitet,  dann  wird  an  dem  Tatbestand  des 
Maximums  selber  nichts  geändert,  wohl  aber  das  Handelsgeschäft 
unmöglich  gemacht. 

Wird  also  irgend  eine  Gütermenge  gegen  irgend  eine  andere 
Gütermenge  verhandelt  d.  h.  vertauscht,  so  folgt  daraus  nach 
dem  Satz:  Tausch  bedeutet  gleiche  Preise,  daß  der  das  Zu- 
standekommen des  Geschäfts  bedingende  ge- 
samte Gewinn  bestehen  muß  in  dem  Unter- 
schiede der  Preise,  den  die  am  Verkehrsplatz 
eingehandelten  Mengen  am  Ursprungsort  haben, 
gegenüber  den  Heimatspreisen  der  hingegebenen 
Güter.  Man  vgl.  oben  Abschnitt  II :  (b  .  W  —  a  .  L)  und  (c  .  l 
—  d  .  w).  Das  hingegebene  Wertnis  kann  also,  wie  nachgewie- 
sen, am  Heimatsplatz  höheren  Preis  haben  als  am  fremden, 
und  umgekehrt  können  die  empfangenen  Güter  am  Eingangsplatz 
niedriger  stehen  als  am  Abgangsplatz.  Das  ist  möglich,  so  lange 
eben  noch  eine  dadurch  veranlaßte  Nutzens-  und  Schadensdiffe- 
renz positiv  ist,  also  ein  Vorteil  herauskommt.  In  dieser  Formu- 
lierung, die  nicht  von  den  Grundpreisen,  sondern  von  den  ge- 
tauschten Mengen  ausgeht,  wäre  dann  auch  der  Umstand  ein- 
gereiht, daß  erfahrungsgemäß  die  Preise  von  Gütern  sich  nach 
deren  Menge  richten. 


Im  wirklichen  Leben  ist  der  Handel  Gut  gegen  Gut  freilich 
erst  durch  die  Kriegsnot  in  einer  nicht  immer  einwandsfreien 
Weise  zum  Aufleben  gekommen;  beherrschend  ist  hier  der  Tausch 
Geld  gegen  Gut.  Das  macht  aber  grundsätzlich  keinen  Unter- 
schied, da  Geld  selber  Gut  ist  und  als  solches  Preis 
hat,  nicht  Preis  ist.  Ob  Düsseldorf  gegen  Rostock  die 
empfangenen    1000  Zentner    m.it    4000  Metern    oder    12  000  Mk. 
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anrechnet,  ist  derselbe  Vorgang ;  die  4000  Meter,  1000  Zentner 
und  12  000  Mk,  haben  hier  gleichen  Preis. 

Nun  waren  oben  schon  die  Grenzfälle  behandelt,  wo  eines 
der  bewegten  Wertnisse  nicht  mehr  angeschafftes,  sondern  selbst 
hergestelltes  Gut  war,  dessen  Preisgrenze  errechnet  wer- 
den konnte.  Wie  aber,  wenn  der  Betrefifende  zur  Selbstherstel- 
lung nicht  in  der  Lage  ist?  Der  Weber  hat  kein  Leinen  und 
kann  es  nicht  weben,  muß  aber  Weizen  haben.  Alsdann  muß 
er  eben  selber  kaufen,  um  tauschen  zu  können,  oder  aber  Geld 
geben.  Auf  jeden  Fall  ist  er  dann  nicht  mehr  Grenzfall,  son- 
dern Zwischenfall;  er  wird  zum  Kaufmann  und  ist  nicht  mehr 
Produzent. 

Gelingt  es  also  dem  in  der  Produktion  behinderten  Produ- 
zenten nicht  eine  Gegengutware  oder  Geld,  letzteres  vielleicht 
durch  anderweitige  Arbeit,  zu  schaffen,  so  kann  aus  dem  Handel 
nichts  werden  wie  bei  einem  Kaufmann  der  kein  Geld  hat.  Es 
kann  dann  nur  eins  helfen:  Kredit. 

Die  Einsetzung  der  Selbstkosten  in  die  Handelsformel  läßt 
aber  weiter  erkennen,  daß  auch  bei  äußerster  Zerlegung  (Weber- 
Bauer)  nur  die  Selbstkosten  des  hingegebenen  Gutes  von 
Bedeutung  sind,  während  W  =  20  und  1=5  die  verlangten  und 
bezahlten  Einkaufspreise  vorstellen.  Selbst  dann,  wenn  der  so- 
genannte Zwischenhandel  ausgeschieden  ist,  beim  marktfreien, 
unmittelbaren  Tausch  Weber-Bauer  treten  alle  vier  vergleichs- 
mäßigen Produktionskosten  nicht  in  Erscheinung.  Man  erhält 
zwar  1  .  W  >  L  .  w  =  5.  20  >  2,  66.  19,  99,  wo  L  und  w,  1  und  W 
aber  nicht  die  absoluten  und  die  vergleichsmäßigen  Produktions- 
kosten, sondern  die  verlangten    und   bezahlten    Preise   vorstellen. 

Der  Umstand  jedoch,  der  den  Weber  veranlaßt,  nun  gerade 
Leinen,  und  den  Bauer,  nun  gerade  Weizen  zu  produzieren,  ist 
eine  Frage  der  größeren  Rentabilität.  Es  seien  beispiels- 
weise H  die  Herstellungskosten  des  Webers  für  Leinen,  P  seine 
Produktionskosten  für  Weizen.  Die  entsprechenden  Kosten  des 
Bauern  seien  h  und  p.  Dann  hat  die  notwendige  Bedingung 
1  .  W  >  L.W  die  Form  1  .  W  >  H .  p,  da  L  =  H  und  w  =  p  wird. 
Sollte  nun  umgekehrt  der  Bauer  Leinen  an  den  Weber  gegen 
Weizen  geben,  dann  würde  die  Bedingung  lauten  l.W>  L.w 
oder  h  .  P  >  L.w.  Man  sieht  also,  daß  H  und  h,  P  und  p  sich 
nirgends  unmittelbar  gegenübertreten,  wenn  auch  nebeneinander, 
daß  ihr  Größenverhältnis  als  solches    (d.  h.  soweit    es   nicht 
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den  Preis  beeinflußt)  gleichgültig  bleibt.  Die  Rentabilität  selber 
wird  ermittelt  durch  den  Vergleich  der  eigenen  Selbstkosten  mit 
dem  geforderten  und  gebotenen  Fremdpreis,  nicht  durch  den 
Vergleich  der  eigenen  Selbstkosten  mit  den  fremden  Selbst- 
kosten. Diese  Tatsache  dürfte  so  einleuchtend  sein,  daß  es  wohl 
keines  weiteren  Hinweises  darauf  bedarf,  wie  das  Gesagte  natür- 
lich auch  gilt,  wenn  man  für  Weber  =  Deutschland,  und  für 
Bauer  =  Rußland  setzt.  Hätte  die  englische  Schule  samt  ihren 
Nachfahren  die  Notwendigkeit  des  Kaufmannsge- 
winnes, den  schon  Adam  Smith  als  merkantilistisch  bekämpft, 
als  Grundbedingung  für  jeden  Handel  erkannt,  und  hätte  sie  die 
Rentabilitäts-Kalkulation  erfaßt  in  ihrem  Ausgang  nicht  vom 
Vergleich  der  eigenen  Selbstkosten  und  fremden  Selbstkosten, 
sondern  vom  Vergleich  der  eigenen  Selbstkosten  und  der  ent- 
sprechenden Fremdpreise,  oder  der  Eigenpreise  und  der  fremden 
Selbstkosten,  so  wäre  vielleicht  auch  manche  politische  miß- 
verständliche Schlußfolgerung  unterblieben. 

Selbstkosten  gegen  Selbstkosten  werden  also  niemals  ver- 
glichen ;  nur,  wenn  die  Gegenpartei  als  ihre  Preise  ihre  eige- 
nen Selbstkosten  einsetzt,  kommen  die  Selbstkosten  beider  Par- 
teien zum  Vergleich.  Dann  sind  die  Selbstkosten  aber  schon 
Preise  geworden.  Und  das  ist  ja  auch  erklärlich,  weil  jeder  wohl 
seine  eigenen  Selbstkosten,  nicht  aber  die  der  Gegenpartei  kennt, 
und  selbst  wenn  er  sie  kennt,  sich  doch  immer  erst  über  Forde- 
rungs-  und  Angebotspreis  einigen  muß. 

Aus  der  Stellung  des  Staatsgeldes,  als  eines  Gutes,  das  allgemei- 
nen Preis  hat,  aber  nicht  selber  Preis  ist,  erklären  sich  auch  die 
Einflüsse  der  W  ä  h  r  u  n  g  s-  und  Valutaverhältnisse. 
Auch  Preise  müssen  erst  auf  einen  einheitlichen  Preis  umge- 
rechnet werden.  Wenn  mit  Papiermark  gegen  Papierrubel  ge-' 
rechnet  wird,  können  deren  sogenannte  innere  K  au  fk  r  a  ft,  der 
äußere  Wechselstand  ^),  die  verschiedenste  Bedeutung  er- 
langen. Maßgebend  ist  hier  bei  dem  aus  dem  Metallcharakter 
des  Geldes  hervorgegangenen  neuzeitlichen  Chartalcha- 
rakter  der  Kredit  des  Staates,  vor  allem  die  Golddeckungs- 
trage. Zehn  Mark  Gold  und  zehn  Rubel  Gold  haben  unter 
einander  unveränderliche  Preisbeziehungen,  denn  sie  stellen  G  e- 
wichtsteile  Gold  vor.     Wenn    im   täglichen  Leben  Geld  als 

i)  Dieses  ist  schon  von  Adom  Smith  überzeugend  beleuchtet,  Volkswohl- 
stand, viertes  Buch,   3.  Kapitel. 
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Preis  gilt,  so  hat  diese  Verkehrsanschauung  dem  gründlichen 
Praktikum  des  Krieges  gegenüber  nicht  standgehalten.  Geld  ist 
und  bleibt  Ware,  und  daher  ist  es  einleuchtend,  daß  Währungs- 
verschlechterungen des  Staates  als  Ausfuhrprämien  wirken  und 
im  Innern  die  Preise  erhöhen  müssen,  weil  die  den  Zwangskurs 
haltende  Staatsgewalt  nur  i  m  Lande  sich  durchsetzen  kann. 
Grundsätzhche  Unterschiede  zwischen  Außen-  und  Innenhandel 
ergeben  sich  aber  auch  hieraus  nicht,  ebensowenig  wie  aus  den 
Einflüssen  etwaiger  Zölle,  die  als  Rudiment  ja  noch  im  Binnen- 
verkehr vorkommen.  Grundsätzlich  bleibt  tür  den  Außenhandel 
das  Gesetz  der  verschiedenen  Größe  der  Produkte  aus  den  ge- 
kreuzten Grundpreisen  bestehen. 

Eine  Spaltung  des  Begriffs  »HandeK<  ist  auf  der  Basis  der 
Handels  formel  nicht  möglich.  Dazu  gehört  das  Hineintragen 
fremder,  vor  allem  juristischer  und  geographischer  Begriffe,  so  der 
des  Staates.  Dann  freilich  ergeben  sich  als  Ueberbau  die  ver- 
schiedensten Möglichkeiten,  bedingt  durch  die  erwähnten  Fak- 
toren Kredit,  Währung,  Valuta,  Zölle  usw.  Solche  Sonderbe- 
trachtungen müßten  aber  anderweitigen  Ausführungen  vorbehalten 
bleiben. 

VI. 

Daß  die  Volkswirtschaften  Handel  treiben  und  nicht  die 
Kaufleute,  dieser  Irrtum  dürfte  jetzt  erledigt  sein.  Die  Tatsache 
freilich,  daß  der  Handel  die  Volkswirtschaft  beeinflußt,  wie  auch 
umgekehrt  (wohl  gemerkt :  beeinflußt,  aber  nicht  bedingt !),  wird 
dadurch  natürlich  nicht  berührt.  Eine  schärfere  Auseinander- 
haltung der  Begriffe  Land  oder  Volkswirtschaft  gegenüber  der 
Einzel-  oder  Privatwirtschaft  würde  vielleicht  manches  Mißver- 
ständnis vermeidbar  machen. 

Die  Volkswirtschaft  hat  als  solche  unmittelbar  nichts 
mit  den  Preisen,  sondern  mit  den  Aufwendungen  zu  tun.  Nur 
auf  dem  Wege  der  Umrechnung  —  beim  Handel  also  über  den 
Kaufmann  —  erhalten  auch  die  Preise  für  sie  eine  Bedeutung. 
Das  schließt  natürlich  nicht  aus,  daß  Handel  und  Volkswirtschaft 
in  Beziehungen  zueinander  stehen,  obwohl  den  Ausschlag  (wie 
das  Schema  in  seiner  vorgeführten  Zerlegung  nachweist)  keines- 
wegs die  vergleichsmäßigen  Aufwendungen,  ja  nicht  einmal  die 
vergleichsmäßigen  Selbstkosten  geben.  Diese  Beziehungen  folgen 
daraus,    daß    bei    der    Ableitung    der    Formel    l.W^  L.w    die 


I  Co  1^5.  Lemhke: 

Konkurrenzmöglichkeit  angenommen  worden  ist,  indem  ausdrück- 
lich gesagt  war,  daß  in  beiden  Ländern  Weizen  und  Leinen 
hergestellt  werden  könnten.  Bei  Konkurrenz  aber  beeinflussen 
die  Aufwendungen  der  Herstellungskosten  und 
diese  den  Preis. 

Erzeugerkosten  sind  aber  nicht  dasselbe  wie  die  tatsäch- 
lichen Aufwendungen;  für  diese  fehlt  es  an  einem  Vergleichs- 
maßstab, den  erst  die  Umrechnung  in  Preise  an  die  Hand  gibt. 
Wenn  in  Ricardos  Beispiel  Portugal  für  die  getauschte  Wein- 
menge 80  Arbeiter  im  Jahr,  England  aber  120  braucht, 
und  für  die  entsprechende  Tuchmenge  Portugal  90  und  England 
100,  so  mag  es  vorteilhaft  sein,  Wein  gegen  Tuch  zu  tauschen, 
aber  es  muß  nicht.  Portugal  und  England  werden  vielleicht 
so  handeln,  weil  solches  Verhalten  vorteilhaft  sein  k  an n.  Dieser 
Vorteil  wird  aber  durch  ganz  andere  Umstände  bedingt,  schon 
gar  nicht  durch  die  Arbeitsstunden,  sondern  durch  die  Preise. 
Wenn  nämlich,  auf  Gewicht  Gold  umgerechnet,  diese  Weinmenge 
in  Portugal  auf  100  Kilo,  in  England  auf  120  Kilo,  und  umge- 
kehrt diese  Tuchmenge  in  England  auf  240  Kilo,  in  Portugal  auf 
200  Kilo  kommt,  so  wird  das  Verbot  der  Gleichheit  der  Pro- 
dukte der  gekreuzten  Grundpreise  übertreten  und  es  nicht  zum 
Handel  kommen.  Die  volkswirtschaftliche  Bilanz,  die  ja  keine 
Summe  der  Einzelbilanzen  ist,  sondern  eine  Aufrechnung 
der  wirklichen  Produktionsverfahren  vorstellt,  kann 
den  Außenhandel  nicht  bedingen,  sondern  nur  mittelbar  beein- 
flussen, wird  aber  durch  den  Handel  selber  unmittelbar  beein- 
flußt, indem  bei  etwaiger  Einfuhr  sich  die  Aufwendungen  für  die 
eingeführten  Güter  erübrigen,  die  Aufwendungen  für  die  dafür 
ausgeführten  Güter  verloren  gehen  ^). 

Solche  Aus-  und  Einfuhr  kann  natürlich  auch  im  Innenhan- 
del erfolgen  und  die  im  Schema  durchgeführte  Zerlegung  führt 
zu  Fällen,  wo  Aufwendungen  und  Kosten  in  einem  Vorgang 
zusammenfallen,  wenn  sie  auch  niemals  miteinander  identisch 
sind.  Die  tatsächlichen  Aufwendungen,  die  nur  in  ihrem  Aus- 
druck  als  Kosten    faßbar    sind,    richten    sich    nicht    nach    dem 


i)  Ebenso  läßt  sich  das  seltsame  von  Földes  a.  a.  O.  S.  778  gebrachte, 
sogar  stilistisch  unter  Ricardos  Einfluß  stehende  Beispiel  erledigen.  Auf  unsere 
Formel  gebracht,  würde  1  =  L  und  w  =  W  sein,  also  1  .  W  =  L  .  w,  was  schon 
die  Unmöglichkeit  erweist.  Dagegen  nimmt  Földes  mit  Recht  für  den  Außenhandel 
keine  grundsätzlichen  Besonderheiten  an  gegenüber  dem   Innenhandel. 
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Preise,  sondern  nach  dem  jeder  absoluten  Feststellbarkeit  ent- 
zogenen Werte.  Es  wäre  sonst  unsinnig,  daß  jemand  einen 
Korb  Erdbeeren,  an  dem  er  6  Stunden  gesammelt,  gegen  ein 
Rehgehörn  vertauscht,  das  die  Gegenseite  rein  zufällig  gefunden 
hat.  Tausch  bedeutet  gleiche  Preise,  aber  ungleiche 
Werte;  vielmehr  schätzt  jeder  das  empfangene  Gut  höher  als 
das  hingegebene,  sonst  hätte  er  sich  nicht  zum  Tausch  ent- 
schlossen. Die  Aufwendungen  betragen  hier  6  Stunden  gegen- 
über keiner,  die  Kosten  3  Mk.  und  o  Mk.,  wenn  man  die  Stunde 
des  Erdbeersammlers  zu  50  Pfg.  rechnet.  Demnach  wird  der 
Gehörnfinder,  falls  man  ihm  in  der  Stadt  nur  i  Mk.  für  den  Korb 
Erdbeeren  bietet,  zuschlagen,  weil  er  immer  noch  ein  gutes  Ge- 
schäft macht.  Die  Bilanz  der  Volkswirtschaft  besteht  hier  aber 
nicht  in  3  Mk.  oder  i  Mk.,  sondern  in  den  Erdbeeren  gegenüber 
der  Suchezeit.  Gewinn  und  Verlust  der  Volkswirtschaft  lassen 
sich  gar  nicht  einander  vergleihen,  nur  der  Ausdruck  als  Kosten 
und  Preise. 

Dem  Irrtum  der  englischen  Klassiker  und  ihrer  Nachfahren, 
daß  die  Arbeit  (besser  noch  die  Opfer)  den  Wert  schafft,  muß 
entgegengehalten  werden,  daß  gerade  umgekehrt  der  Wert 
die  Aufwendungen  bedingt,  wie  der  Preis  die  Ko- 
sten. Das  erläutert  jede  (nicht  nur  kaufmännische)  Kalkulation, 
deren  ständiges  Risiko  eben  darin  liegt,  daß  man  sich  für  etwas 
Zukünftiges  (den  möglichen  Preis,  den  wahrscheinlichen  Wert) 
schon  in  der  Gegenwart  zu  wirklichen  Opfern  (geldmäßige 
Kosten ,  tatsächliche  Aufwendungen)  entschließt.  Es  ist  be- 
kannt, wie  auf  diesem  Gegensatz  der  Gegenwarts-  und  Zukunfts- 
werte und  -preise  die  Lehre  von  der  Zinsberechtigung  als  Not- 
wendigkeit aufgebaut  ist  (vor  allem  durch  Böhm-Batuerk). 

Einzig  die  Verwechslung  von  Wert  und  Preis,  von  Aufwen- 
dungen und  Kosten,  konnte  zu  der  Auffassung  verleiten,  daß  die 
vergleichsmäßigen  Aufwendungen  den  Außenhandel  bedingen. 
Nur  insofern,  als  die  Aufwendungskosten  bei  Konkurrenz  die 
Selbstkosten,  diese  die  Beschaffungskosten  und  letztere  wieder 
den  Preis  beeinflussen,  kann  solche  Abhängigkeit  möglich 
werden.  Stuart  Mill,  der  kühlste  der  englischen  Klassiker,  hat 
diesen  Irrtum  der  Verwechselung  von  Möglichkeit  und  Not- 
wendigkeit zwar  nicht  geteilt,  sich  seinerseits  aber  zu  einer  ge- 
nauen formelhaften  Fassung  nicht  entschlossen^). 

i)  Er  hat  außer  im   17.  Kapitel  den  Außenhandel  noch  erörtert  im   18.  (von 
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Im  Gegenteil  hat  er  den  Irrtum  betreffs  des  Einflusses  der 
einfachen  vergleichsmäßigen  Faktoren,  der  als  solcher  durch 
obige  Fortführung  des  Rüaräoschen  Beispiels  erwiesen  sein  dürfte, 
durchaus  geteilt,  da  er  das  Rüaräosche  Beispiel  nicht  nur  an- 
standslos übernommen,  sondern  ihm  noch  ähnlich  geartete  des 
älteren  Mi//  an  die  Seite  gestellt  hat.  Wenn  er  schon  in  der 
Ueberschrift  (zum  §  4  des  17.  Kapitels  im  dritten  Buch)  schreibt, 
daß  die  unmittelbaren  Vorteile  des  Handels  nicht  im  Vorteil  des 
Kaufmanns  bestehen,  so  war  oben  gezeigt  worden,  daß  ohne  sol- 
chen Vorteil  ein  Handel  gar  nicht  zustande  kommt.  Freilich 
bleibt  zu  beachten:  Handelswirklichkeit  wird  durch  die  Han- 
delsformel, Erzeugung  durch  die  Handels  möglichk  e  it  bedingt. 
Denn  es  muß  klar  getrennt  werden  —  was  auch  nicht  immer 
der  Fall  ist  —  zwischen  wirklichem  (gegenwärtigen)  und  mög- 
Hchem  (zukünftigen)  Handel. 

Handel  bedeutet  gleiche  Tauschpreise  und  wird  bedingt 
durch  gekreuzte  Grundpreise.  Der  Satz  :  Tausch  bedeutet  gleiche 
Preise,  steht  mit  der  Handelsformel  natürlich  in  gar  keinem 
Widerspruch,  wie  aus  deren  Ableitung  hervorgeht,  wo  am 
Tauschplatz  die  getauschten  Mengen  gleichen  Preis  hatten. 
In  kleineren  Verhältnissen  kommt  die  Handelsformel  tagtäglich 
zur  Geltung,  z.  B.  in  der  Annahme  von  Handwerkern.  Ein  Buch 
selbst  zu  binden,  ist  schließlich  nicht  so  schwer,  doch  ist  es  vor- 
teilhafter, diese  Arbeit  dem  gewandteren  Buchbinder  zu  über- 
tragen, um  selbst  etwa  Brot  zu  backen,  worin  man  dem  Buch- 
binder überlegen  ist.  So  wird  die  Handelsformel  zur 
allgemeinen  Ta  u  seh  forme  1;  leicht  erklärhch,  da  Handel 
nichts  als  Tausch  ist;  nur  das  Dazwischentreten  mehr  oder  we- 
niger verwickelter  Marktverhältnisse  läßt  den  (gewerbs- 
mäßigen und  umfangreichen)  Handel  vom  Tausch  unterscheiden. 
Denn  das  Beispiel  Buchbinder-Bäcker  läuft  parallel  dem  Bei- 
spiel Weber-Bauer.  So  schrumpft  eine  gewaltige  wirtschaftliche 
Erscheinung  in  elementarste   Vorgänge  zusammen  ! 

VII. 

Aufwendungen  und  Wert  sind  nur  psychologisch  meßbar. 
Sie  entziehen  sich  einer  exakten  Berechnung  und  können  nur 
vergleichsweise  herangezogen  werden.  Als  endgültiges  Er- 
internationalen Werten)  und  im  19.  bis  22.,  wo  er  Wechsel-  und  Valutafragen 
behandelt. 
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gebnis  muß  demnach  festgehalten  werden,  daß  Handel  durch  die 
verschiedene  Größe  der  Produkte  aus  den  gekreuzten  Grund- 
preisen, d.  h.  bei  fortgeführter  Zerlegung  durch  die  verschiedene 
Größe  derPreise  und  derSelbstbeschaffungskosten  und  endlich,  unter 
Ausschluß  von  Zwischenakten,  durch  die  verschiedene  Größe  der 
Preise  und  der  Selbstherstellungskosten  bedingt  wird.  Dies  Ge- 
setz läßt  sich  auch  schreiben:  Handel  wird  durch  die  verschiedene 
Größe  der  Proportionen  der  gleichartigen  Grundpreise,  weiterhin 
also  der  gleichartigen  Preise  und  der  Selbstbeschaffungs-  und  zuletzt 
der  Preise  und  der  Selbsterzeugungskosten  bedingt^),  Oder  aber 
als  letztes :  Handel  wird  bedingt  durch  eine  positive  Dififerenz-der 
Preise  (Selbstbeschaffungs-  oder  Selbstherstellungskosten),  die  die 
eingehandelten  Fremdmengen  am  Ankunftsplatz  haben  gegenüber 
den  Eigenpreisen,  Beschaff"ungs-  oder  Selbstkosten  der  hingegebenen 
Güter.  Das  Gesetz  der  komparativen  Kosten  aber 
beruht  auf  einem  Irrtum,  entscheidend  sind  und 
bleiben  die  absoluten  Kosten-)  und  die  absolu- 
ten Preise. 

Man  kann  dies  ja  schon  ganz  deutlich  aus  dem  Schema  er- 
sehen. Dort  ist  die  Zerlegung  bis  auf  die  Erzeuger  durchge- 
führt. Aber  auch  hier  erscheinen  nur  die  absoluten  Kosten  des 
Webers  und  des  Bauern.  Die  komparativen  Kosten,  d.  h.  H  und  P, 
h  und  p  verglichen  miteinander,  treten  nirgends  zusammen  aut. 
Wie  viel  Kosten  der  Weber  an  die  Selbstgewinnung  des  Wei- 
zens, der  Bauer  an  die  des  Leinens  setzen  müßte,  ist  für  den 
Tausch  ohne  Belang. 

Aber  auch  für  die  Erzeugung }  Man  könnte  nun  meinen, 
wenn  auch  nicht  die  komparativen  Kosten  den  Handel,  so 
könnte  doch  der  Handel  die  Erzeugung  beeinflussen.  Obwohl 
hier  schon  vom  Tausch  in  das  Gebiet  der  Erzeugung  überge- 
treten wird,  muß  auf  diese  Frage  eingegangen  werden,  um  das 
Verhältnis  Handel-Volkswirtschaft  auch  hierin  klarzustellen,  wo 
von  vornherein  feststehen  dürfte,  daß  auch  die  Erzeugung  sich 
nach  der  größeren  Rentabilität  richtet,  genau  wie  der  Handel. 

i)  Bei  dieser  Produktenungleichung  stehen  also  auf  der  einen  Seite  die 
Produkte  der  gezahlten  Preise  der  Erwerber,  auf  der  andern  die  Produkte  der 
Selbstherstellungskosten  der  Erzeuger.  Niemals  treten  also  die  möglichen,  sondern 
immer  nur  die  wirklichen  Kosten  auf. 

2)  Auf  einem  doppelten  also.  Erstens  sind  bestimmend  nicht  die  Kosten, 
sondern  die  Preise;  zweitens  aber  hätten  diese  Kosten  nicht  als  Aufwendungen 
(Opfer)  aufgefaßt  werden  dürfen. 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.     1919.     4-  ^O 
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In  dem  fortgeführten  Beispiel  Weber-Bauer  war  nun 
als  Notwendigkeit  des  Handels  zwischen  den  Erzeugern,  d.  h. 
des  Tausches  Leinen-Weizen,  die  Formel  1  .  W  >  H  .  p  festge- 
stellt worden,  d.  h.  es  mußte  beim  Tauschhandel  zwischen  den 
Erzeugern  das  Produkt  der  (geforderten  und  gezahlten,  also 
vereinbarten)  Grundpreise  größer  sein  als  das  Pro- 
duktaus den  wirklichen  Selbstkosten.  Wenn  nun 
angenommen  wird,  daß  Weber  und  Bauer  völlig  gleiche  Selbst- 
kosten haben,  etwa  H  =  h  ^  5  und  P  =  p  =  10,  so  wird  den- 
noch ein  Handelsverkehr  auf  obiger  Basis  Zustandekommen,  so- 
bald nur  1 .  W  >  H  .  p  wird.  Dies  ist  schon  möglich  bei  1  =  5 
und  W  =  II.  Es  ist  also,  wie  ja  auch  das  fortgeführte  Ricardo- 
sche  Beispiel  erwies,  ganz  gut  möglich,  daß  trotz  gleicher 
Selbsterzeugungskostenein  Tauschhandel  statt- 
f  i  ndet.  Es  würde  also  hier  der  Weber  den  Zentner  Weizen,  den 
er  selbst  mit  10  Mk.  produzieren  konnte,  vom  Bauern  mit  11  Mk. 
eintauschen,  in  Gegenrechnung  für  sein  Leinen,  das  ihm  nur  mit 
seinen  Selbstkosten  angerechnet  wird.  Solch  Verhalten  mag 
denkbar  und  folgerichtig  sein,  wenn  etwa  der  Weber  zu  viel 
Leinen  auf  Lager  hat,  das  er  sonst  nicht  los  wird  —  wenn  der 
Wert  (Tauschwert)  seines  Leinens  sich  vermindert  hat.  Fälle 
solcher  Art  kommen  aber  auch  im  täglichen  Leben  vor,  wenn 
man  lieber  in  der  Konditorei  eine  Tasse  Kaffee  zu  50  Pfg.  trinkt, 
die  man  zu  Hause  um  die  zehntel  Kosten  haben  könnte.  Auch 
hier  ist  der  Wert  des  Konditoreikaffees  der  höhere,  so  daß  man 
sich  zu  den  größeren  Kosten  entschließt,  und  der  geschilderte 
Vorgang  entspricht  durchaus  dem  in  der  Einleitung  Gesagten: 
Tausch  bedeutet  gleichen  Preis,  aber  höheren  Wert. 

Man  sieht  also,  daß  es  nicht  angängig  ist,  mit  der  englischen 
Schule  für  die  Entstehung  der  Tauschvorgänge  den  Kosten  be- 
stimmenden Einfluß  einzuräumen.  Nun  beeinflußt  aber  der  Han- 
del, d.  h.  die  Tauschmöglichkeit,  die  Produktion  zweifellos  in  der 
Richtung,  daß  diejenigen  Güter  vorzugsweise  erzeugt  werden,  die 
i  m  Handel,  also  nicht  etwa  dem  Handel,  den  größtmöglichen 
Vorteil  bringen.  Welche  dies  sind,  läßt  sich  aber  nicht  durch 
vergleichsweise  Gegenüberstellung  sämtlicher  möglichen  Selbst- 
kosten feststellen.  Selbst  dann,  wenn  unmittelbar  zwischen 
Erzeugern  zu  ihren  Selbstkosten  getauscht  wird,  treten  nicht  alle 
Selbstkosten  auf,  sondern  nur  die  der  getauschten  Güter.  Dann 
sind  es  aber  schon  nicht  mehr  Selbstkosten,  sondern  Preise.  Ver- 
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gleichen  der  komparativen  Kosten  ist  also  ebenso  zwecklos,  wie  das 
Gesetz  der  komparativen  Kosten  verfehlt  ist. 

Wie  vermag  aber  jemand  die  für  ihn  vorteilhafteste  Erzeu- 
gung zu  ermitteln?  Dadurch,  daß  er  seine  etwaigen  Selbst- 
kosten mit  den  dafür  möglicherweise  zu  erzielenden  Preis  en 
vergleicht,  also  kalkuliert,  d.  h.  kaufmännisch  überlegt.  Es  muß 
also  auf  die  obige  Vorteilsableitung  zurückgegangen  werden, 
wo  für  Eigenpreise  Selbstkosten  zu  setzen  sind.  Der  benötigte, 
das  Geschäft  erst  rentabel  machende  Gewinn  ist  beim  Tausch 
Weberleinen  gegen  Bauerweizen  (I.W  —  H .  p).  Er  wäre  beim 
Tausch  Bauerleinen  gegen  Weberweizen  (L  .  a  —  h  .  P).  Beide 
Größen  müssen  positiv  sein,  um  einen  Gewinn  vorstellen  zu  kön- 
nen. Ein  Tausch  Leinen-Leinen  und  Weizen-Weizen  kommt  hier 
nicht  in  Frage,  selbst  nicht  in  der  Form  der  Hingabe  gegen- 
wärtiger Werte  gegen  Verpflichtung  zu  späterer  Rückgabe,  da 
das  Beispiel  für  Zug  um  Zug  gewählt  ist.  Es  liegt  die  Wahl 
also  zwischen  den  beiden  positiven  Größen  (I.W  —  H  .  p)  und 
(L  .  a  —  h  .  P).  Ist  die  linke  Klammer  größer,  so  wird  Weber- 
leinen gegen  Bauerweizen,  ist  die  rechte  größer,  so  wird  Weber- 
weizen gegen  Bauerleinen  getauscht  werden.  Mit  Worten:  Die 
Wahl  unter  zweiErzeugungsmöglichkeitenwird 
bestimmt  durch  die  größere  der  beiden  positi- 
ven Differenzen,  die  gebildet  werden  durch  ein 
Produkt  aus  den  Grundpreisen  der  jeweils 
tausch  baren  Güter,  sowie  dem  Produkt  der  ent- 
sprechenden Selbstkosten  dieser  Güter.  Viel  ein- 
facher läßt  sich  dies  Gesetz  leider  kaum  fassen,  da  es  sich  eben 
nicht  um   einfache  Vorgänge    handelt.     Als    Proportionsausdruck 

würde  das  Gesetz  lauten  ( r^:)  ^  It^ )  und      mit     Worten 

\p        W/        \P       w/ 

besagen,  daß  diese  Wahl  bestimmt  wird  durch  die  größte  der 
beiden  positiven  Differenzen,  die  sich  ergeben  durch  die  Pro- 
portion des  vereinbarten  Preises  des  einen  Gutes  zu  den  ent- 
standenen Selbstkosten  des  andern  Gutes,  abzüglich  der  Pro- 
portion der  Selbstkosten  dieses  einen  Gutes  zum  Preis  des  an- 
dern Gutes, 

Wenn  nun  einem  der  beiden  Erzeuger  mehrere,  also  mehr 
als  zwei  Erzeugungsmöglichkeiten  offen  stehen,  dann  lassen  sich 
auch  diese  durch  Zerlegung  immer  auf  einfache  Wahlverhält- 
nisse   zurückführen,    so    daß   diesem  Gesetz  der  Erzeuger- 
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wähl  die  gleiche  Allgemeingültigkeit  zukommt  wie  der  Handels- 
formel auch  bei  zusammengesetzten  Tauschakten.  Was  den 
Engländern  vorgeschwebt  hat,  als  sie  ihr  Gesetz  der  kom- 
parativen Kosten  aufstellten,  ist  freilich  leicht  erkennbar:  die 
Meinung,  daß  die  Kosten  den  Preis  bestimmen.  Und  da,  wie 
abgeleitet,  die  Preise  in  einer  gewissen  Stellung  den  Handel  be- 
dingen, so  hätten  die  Engländer  recht,  wenn  die  Kosten  in 
einem  sicheren  Grade  die  Preise  beeinflussen,  z.  B.  in  einem  un- 
abänderlichen Bruchteil. 

Nun  war  es  aber  schon  Adam  Smith  bekannt,  daß  die  Preise 
sich  nach  andern  Gesichtspunkten  als  den  alleinigen  Kosten  ge- 
stalten. Darüber  hinaus  ist  die  heute  wohl  herrschende  Meinung 
unter  M eJigerschem.  Einfluß  der  Ansicht,  daß  im  Gegenteil  erst 
der  Preis  die  Kosten  bedingt.  Bei  der  grundsätzlichen  Bedeu- 
tung dieser  Frage  muß  also  auf  das  Problem :  Bestimmt  der 
Preis  die  Kosten  oder  die  Kosten  den  Preis  >  näher  eingegangen 
werden. 

Ein  Beispiel :  Der  Verlag  V  will  Grimms  Märchen  heraus- 
bringen. Dann  kalkuliert  der  Verlag  V  folgendermaßen;  die 
P'irma  F  hat  das  Buch  schon  zu  3  Mk.  herausgebracht  ohne  Bil- 
der, die  Handlung  H  zu  5  Mk.  mit  Bildern.  Dann  hat  am  meisten 
Aussicht  eine  Ausgabe  zu  3  Mk.  mit  Bildern  und  zu  4  Mk.  mit 
oder  ohne  Bilder.  Der  Verlag  entscheidet  sich  für  die  Ausgabe 
zu  3  Mk.  mit  Bildern  und  überlegt  weiter :  2000  Stück  können 
abgesetzt  werden ,  33  Prozent  beträgt  der  Buchhändlerrabatt, 
a  1  s  d  a  n  n  darf  der  Druck  x  Mk.  den  Bogen,  das  Papier  y  Mk. 
das  Ries  nicht  übersteigen,    sonst  wird    mein  Gewinn    zu    gering. 

Ein  anderes  Beispiel:  Ein  Rentner  will  sein  Haus  streichen 
lassen,  geht  zum  Malermeister  M.,  den  er  stets  beschäftigt  hat 
und  erteilt  ihm  den  Auftrag,  fragt  nach  dem  Preis  und  gibt  sich 
zufrieden,  als  M.  erklärt :  das  könne  er  so  noch  nicht  sagen,  das 
gehe  ja  aus  der  Rechnung  hervor.  Das  Haus  wird  gestrichen,  die 
Rechnung  erscheint,  200  Gesellepstunden  zu  80  Pfg.  gleich  160  Mk. 
20  Meisterstunden  zu  i  Mk.  20  Pfg.  gleich  24  Mk.,  Farbe,  Gerüst 
usw.  alles  in  allem  300  Mk.  Der  Rentner  prüft,  es  stimmt, 
es  waren  wirklich  nur  10  Kilo  Schweinfurter  Grün  usw.  und  so 
bezahlt  er  denn. 

Diese  beiden,  im  täglichen  Leben  so  und  so  oft  vorkommen- 
den Fälle  scheinen  einander  doch  zu  widersprechen :  Beim  erste- 
ren  bestimmt  der  Preis  die  Kosten,  beim  zweiten  die  Kosten  den 
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Preis  1).  Ein  Widerspruch  liegt  aber  nicht  in  den  Vorgängen  des 
täghchen  Lebens,  sondern  nur,  wenn  diese  abgeleiteten  Theorien 
nicht  stimmen,  bei  letzteren.  Die  Frage  also,  ob  der  Preis  die 
Kosten  oder  die  Kosten  den  Preis  bestimmen  ist  zu  beant- 
worten :  Beide!  Und  zwar  je  nachdem  der  Preis  oder  die  Ko- 
sten als  erste  feststanden.  Hieraus  ergibt  sich  das  Prioritäts- 
gesetz: Bei  Größen,  die  wechselseitig  als  Ursache 
und  als  Wirkung  auftreten  können,  ist  für  den 
Verlauf  dieser-  Beziehungen  die  Priorität  ent- 
scheidend. 

Dieses  Gesetz,  das  wohl  einleuchtend  genug  gefaßt  sein 
dürfte,  um  auch  außerhalb  des  Gefildes  wirtschaftlicher  Streit- 
fragen einige  Geltung  zu  beanspruchen,  ist  ohne  weiteres  auf  ähn- 
liche Fragen  anzuwenden.  Wenn  ich  Durst  habe  —  d.  h.  der 
Wert  eines  Glases  Wasser  für  mich  schon  feststeht!  —  entschließe 
ich  mich  auch,  wenn  nötig,  sechs  Stunden  zu  laufen  um  meinen 
Durst  zu  erledigen.  Der  Wert  bestimmt  hier  die  Aufwendungen, 
die  tatsächlichen  Opfer  und  Mühen.  Umgekehrt  aber  wird  für 
mich  von  den  beiden  Rehkronen,  die  ich  zu  Hause  an  der  Wand 
hängen  habe,  diejenige  den  größeren  Wert  haben,  die  mir  die 
größeren  Opfer  an  Aufwendungen  verursacht  hat.  Hieraus  erklärt 
sich  z.  B.  die  Wertfähigkeit  wertloser  Gegenstände,  Kriegsandenken 
usw.  Auf  gleiche  Weise  löst  'sich  auch  die  Frage,  ob  der  Markt- 
preis durch  Angebot  und  Nachfrage  bedingt  wird  oder  umge- 
kehrt, worauf  die  Höchstpreispolitik  und  der  Schleichhandel  be- 
redte Antwort  gegeben  haben. 

Von  dem  bestechenden  Rzcaräoschen  Beispiel  bleibt  also 
nicht  viel  übrig  und  die  Freihandelsargumente,  soweit  sie  aus 
dem  Gesetz  der  komparativen  Kosten  geholt  sind,  können  nicht 
geltend  gelassen  werden  2).  Dazu  führt  freilich  schon  eine  andere 
Erwägung.  Da  Außenhandel  nur  ein  Sonderfall  des  Handels  und 
somit  des  Tausches  ist,  müßten  folgerichtigerweise  die  Freihänd- 
ler doch  auch  für  das  Geschehenlassen  im  Innenhandel  sein.    Es 


1)  Es  mag  darauf  hingewiesen  werden,  daß  es  sich  im  ersten  Fall  um  ein 
im  allgemeinen  Verlags  system ,  auf  Vorrat  hergestelltes  Monopol  gut 
handelt,  beim  andern  um  ein  im  A  u  ft  r  a  g  s  system,  nach  Bedarf  hergestelltes 
Konkurrenzwertnis.  Also  auch  bei  Monopolgütern  kann  erst  der  Preis  feststehen, 
und  nach  ihm  sich  die  Kosten  richten. 

2)  Zu  solchem  ablehnenden  Urteil  kommt  auch  Die^l  in  seinem  Ricardo- 
Kommentar,  wo  er  auch  das  oben  verwendete  Beispiel  aufführt,  aber  mehr  mit 
praktischen  Gründen  bekämpft  (3.  Band  S.  308). 


^Cg  B.  Lembke  : 

ist  jedenfalls  eine  merkwürdige  Erscheinung,  daß  die  freihändle- 
rischen Kreise  größtenteils  zusammenfallen  mit  solchen,  die  im 
Inland  Eingriffe  in  das  private  Wirtschaftsleben  billigen  oder  gar 
fordern.  Was  bedeutet  aber  etwa  die  behördlicherseits  unter- 
stützte sogenannte  gemeinnützige  Bautätigkeit  anderes  als  einen 
Schutzzoll  für  das  Baugewerbe,  soweit  es  auf  seinen  Er- 
werbscharakter verzichtet.  Was  sind  die  unentgeltlichen  Volks- 
bibliothken  in  den  Großstädten,  wo  es  doch  genug  Leihbibliothe- 
ken gibt,  anderes  als  ein  ähnlicher  Eingriff  in  das  laissez  faire  ? 
Sind  doch  gerade  die  als  freisinnig  gerühmten  Großstädte  Träger 
dieser  Maßnahmen  und  es  dürfte  dann  vielleicht  nur  eine 
Frage  der  Folgerichtigkeit  sein,  solche  Maßnahmen  auch  z  u- 
g  u  n  s  t  e  n  ganzer  Erwerbsschichten  nicht  aus  grundsätz- 
lich en  Erwägungen  abzulehnen.  Ob  solche  Maßnahmen  —  im 
kleinen  wie  im  großen  —  zwekmäßig  sind,  könnte  nur  von 
Fall  zu  Fall  entschieden  sein  und  nach  dem  Gesichtspunkte 
Philippovichs  dadurch,  daß  man  die  Belange  der  Verbraucher 
(z.  B.  Leser)  gegen  die  der  Erzeuger  (Leihbüchereien)  abwägt. 
Von  vornherein  sich  aber  auf  die  eine  oder  die  andere  Anschau- 
ung festzulegen,  dürfte  wohl  ebenso  verkehrt  sein,  wie  wenn  man 
von  vornherein  behauptet,  der  Preis  bestimmt  die  Kosten  oder  aber 
die  Kosten  den  Preis. 

VIII. 

Worin  besteht  nun  die  volkswirtschaftliche  Bedeutung  des 
Handels.?  Zweifellos  darin,  daß  er  Angebot  und  Nachfrage,  Vor- 
rat und  Bedarf  ausgleicht.  Worin  aber  seine  Stellung  im  Kreis- 
lauf Erzeugung-Verteilung- Verbrauch?  Hierüber  bestehen  doch 
noch  Meinungsverschiedenheiten,  die  für  die  soziale  Einschätzung 
des  Handelsstandes  immerhin  einige  Bedeutung  haben  mögen. 

Van  der  BorgJit  schreibt:  »Der  Konsument  ist  geneigt, 
Dingen,  die  er  zur  Befriedigung  seiner  Bedürfnisse  an  sich  als 
geeignet  erachtet  und  deshalb  begehrt,  einen  höheren  Wert  bei- 
zulegen, wenn  sie  in  seinen  Verfügungsbereich  gebracht  sind. 
Wer  Seefische  in  Berlin  konsumieren  will,  für  den  haben  die 
Fische,  die  in  der  Nordsee  schwimmen,  oder  die  in  Hamburg 
lagern,  noch  keinen  Wert,  nur  eine  ausgelöste  Wertfähigkeit. 
Werden  aber  die  Fische  durch  den  Handel  nach  Berlin  gebracht 
und  hier  dem  Konsumenten  bereitgehalten,  so  sind  sie  an  sich 
für  ihn  viel  mehr  geeignet  zur  Bedürfnis-Befriedigung  als   vorher, 
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haben  also  eine  viel  höhere  Wertschätzung  als  vorher  in  seinen 
Augen,  und  er  ist  noch  bereit,  sie  dementsprechend  höher  zu 
bewerten.«  Nur  nebenbei  sei  darauf  hingewiesen,  wie  ran  der 
Borght  hier  Gedankengänge  der  Böhm-Bawerkschen  Agiotheorie 
teilt  (den  höheren  Wert  der  Gegenwartsgüter).  Wenn  er  aber 
fortfährt,  daß  nur  die  Verwechslung  von  Wert  und  Wertfähigkeit 
den  Handel  als  unproduktiv  ansehen  kann,  so  ist  es  doch  viel- 
leicht die  Frage,  ob  er  nicht  selber  dieser  Verwechslung  unter- 
legen ist.  Fische,  die  in  Hamburg  zugänglich  sind,  haben  schon 
Wert,  ihre  Wertfähigkeit  ist  zur  Reife  gekommen.  Nach  van  der 
Borght  wäre  es  ein  Verdienst  des  Handels,  die  Wertfähig- 
keiten zu  mehren.  Wenn  man  sich  aber  mehr  daran  hielte, 
den  Handel  nur  als  eine  Sonderform  des  Tausches  zu  betrach- 
ten und  beachtet,  daß  Tausch  zwar  gleiche  Preise,  aber  höhere 
Werte  bedeutet,  so  kommt  man  ganz  ungezwungen  zu  der  An- 
sicht, daß  Handel  die  Werte  mehrt. 

Freilich,  Wert  und  Aufwendungen  sind  nur  subjektiv  schätz- 
bar, nicht  absolut  meßbar.  Nachdem  jedoch  die  Voraussetzungen 
für  den  Handel  entwickelt  eine  unmittelbare  Folge  für  die  Güter- 
erzeugung aber  nicht  nachgewiesen  werden  konnte,  ist  es  nur 
ein  Gebot  der  Gerechtigkeit,  auf  diese  einzig  sichere  volkswirt- 
schaftliche Folge  des  Handels  hinzuweisen,  dessen  Grundgedan- 
ken schon  Schiller  in  seinen  schönen  Worten  über  den  Kauf- 
mann Ausdruck  gegeben  hat. 

IX. 

Zum  Schluß  dürften  noch  einige  methodische  Bemerkungen 
damit  begründet  werden,  daß  der  neuerliche  Methodenstreit  in 
der  Volkswirtschaftslehre  ungemein  praktische  Bedeutung  für  die 
Auffassung  unseres  ganzen  Wirtschaftslebens  hat.  Wer  etwa  in 
den  Jahrbüchern  für  Nationalökonomie  die  Auseinandersetzungen 
von  Stolsmann,  Lief  mann  und  Diehl  mit  dem  Schatten  eines 
großen  Toten,  dem  1914  verstorbenen  ij^/^w^-^rt^tc^rX' verfolgt  hat, 
w'ird  bei  einem  jeden  der  vielen  Artikel  sagen  müssen :  Der 
Autor  hat  recht.  Und  in  etwas  hat  jeder  recht.  Alles  was 
ist,  muß  sein. 

Der  abstrakten  Richtung  steht  die  neuerdings  wieder  er- 
starkte historische  gegenüber.  Die  eine  will  die  Vorgänge  a  n 
sich  betrachten,  die  andere  die  Zusammenhänge.  Beides 
ist  nötig  und  nützlich. 


j^(5o  B-  Lembke :  Dje  Handelsformel. 

Was  helfen  die  Tauschgesetze,  fragt  der  eine,  wenn  die  Leute 
nichts  zu  tauschen  haben?  Was  bedeutet  die  ganze  SozialpoUtik, 
fragt  der  andere,  wenn  man  sich  über  die  einfachsten  wirtschaft- 
lichen Vorgänge  nicht  klar  ist?  Beide  haben  recht.  Die  Theorie 
fängt  immer  wieder  von  vorne  an,  und  der  angesammelte  histo- 
rische (soziale  oder  statistische)  Werkstoff  wird  immer  unüber- 
sehbarer. 

Vielleicht  kann  da  ein  Vergleich  mit  älteren  Wissenschaften 
die  Verständigung  erleichtern.  Auch  die  chemischen  Elemente 
kommen  fast  nirgends  isoliert  vor.  Dennoch  ist  keine  wissen- 
schaftliche —  d.  h.  gewissenhafte  —  Behandlung  der  Chemie 
möglich,  ohne  daß  die  in  der  Wirklichkeit  kaum  einzeln  vor- 
kommenden Elemente  im  Laboratorium  dargestellt  werden. 
Ein  solches  Laboratorium  dürfte  auch  die  psychologisch-mathe- 
matische Theorie  der  Oekonomie  vorstellen.  In  der  Chemie  geht 
es  aber  ganz  verträglich  zu.  Was  könnte  man  denn  wissenschaft- 
lich viel  mit  Wasser  anfangen,  wenn  man  seine  Formel  H2O 
nicht  kennt:  Gewiß  weiß  man,  daß  im  gewöhnlichen  Wasser 
außerdem  noch  viel  anderes  vorkommt,  aber  sind  denn  z.  B.  die 
Fallgesetze  deshalb  falsch,  weil  ein  aus  tausend  Meter  Höhe  ge- 
worfener Stein  niemals  genau  senkrecht  die  Erde  treffen  wird 
(abnehmende  Geschwindigkeit  der  Umdrehung  je  näher  der  Mittel- 
punkt der  Erde)? 

Die  Theorie  wird  also  eine  Analyse  geben  dürfen,  ohne 
welche  ein  tiefergehendes  Verständnis  ausgeschlossen  ist.  Wer 
in  die  Natur  umgestaltend  eingreifen  will,  muß  ihre  chemischen 
Zusammenhänge  genau  so  gut  kennen,  wie  ihre  geologischen. 
Wer  in  das  Wirtschaftsleben  neu-  und  umformend  eingreifen  will, 
darf  solcher  grundlegenden  Erkenntnisse  gleichfalls  nicht  ent- 
behren. Oder  sollten  die  großen  Wirtschaftsfragen  gerade  weil 
s  i  e  heute  alles  beherrschen,  deshalb  einer  auf  die  Wurzeln  des 
Geschehens  zurückgehenden  Ueberlegung  entzogen  sein? 
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WO  STEHT 
DIE  DEUTSCHE  FINANZWISSENSCHAFT? 

Von 

Dr.  FRANZ  MEISEL 

(Fortsetzung). 
II. 

Von  dem  »Grundriß  zum  Studium  der  politischen  Oekonomie« 
von  y.  Conrad  brachte  das  Jahr  1899  den  dritten  Teil,  die  Finanz- 
wissenschaft. Der  Erfolg  war  ein  großer.  Das  Jahr  1900  brachte 
die  zweite  vermehrte  und  verbesserte  Auflage,  das  Jahr  191 3 
die  sechste  erweiterte  und  ergänzte.  In  dem  Nachruft)  für 
Johannes  Conrad  gibt  uns  Diehl  die  kurze  Geschichte  des  Grund- 
risses. Als  Conrad  seine  Vorlesungen  in  Halle  begann,  ließ  er 
ein  kurzes  Diktat  drucken,  das  er  den  Zuhörern  bei  der  Anmel- 
dung einhändigte.  Aus  diesem  ergab  sich  sein  »Leitfaden«, 
später  in  erweiterter  Form  der  »Grundriß«.  Er  hatte  in  der 
ersten  Erscheinung  176  Seiten,  in  der  zweiten  206;  die  Gliederung 
und  Raumverteilung  des  Buches  ist  die  folgende,  wobei  die  Seiten- 
zahl der  ersten  Auflage  in  Klammern  beigesetzt  ist.  Eine  kurze 
Einleitung  in  den  Gegenstand  (8  Seiten)  und  fünf  Abschnitte,  die 
ungleich  sich  in  "den  Raum  teilen.  Der  erste  und  umfangreichste 
Abschnitt  behandelt  in  sechs  Kapiteln  die  Steuern  S.  9 — 118(112), 
der  zweite  die  Einkünfte  aus  Staatsbesitz  und  Staatsbetrieb 
S.  119 — 130  (114 — 125),  der  dritte  das  Schuldenwesen  von  Staat 
und  Gemeinde  S.  131  — 143  (126 — 138),  der  vierte  die  Staats- 
ausgaben und  den  Etat  mit  5  Seiten;  der  fünfte  bringt  einen  hi- 
storischen Rückblick,  in  der  ersten  Auflage  die  Geschichte  des 
Finanzwesens  in  Preußen  und  die  Entwicklung  desselben  im  bri- 
tischen Reiche  (S.   145  —  176).     Die  zweite  Auflage  erweitert  den 
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Abschnitt  mit  dem  Rückblick  auf  Frankreich  und  Oesterreich 
S.  150 — 200,  der  also  ein  Viertel  des  Buches  füllt.  Mehr  als  die 
Hälfte  kommt  auf  die  Steuerlehre,  der  im  Kapitel  VI  die  Ge- 
bühren (kaum  eine  Seite)  angegliedert  sind ;  ein  nicht  volles 
Viertel  des  Buches  fällt  den  Erwerbseinkünften,  dem  Schulden- 
wesen und  den  Staatsausgaben  zu.  Im  richtigen  Grundriß  heißt  es 
sich  bescheiden ;  dem  Ziele  entspricht  die  Aufteilung  des  Raumes 
bei  den  beiden  erstgenannten  Lehren. 

Die  Staatsausgaben,  das  große  Sorgenkind  der  Staatsmänner, 
das  wächst  und  frißt,  man  weiß  nicht  woher  das  Geld  zu  beschaffen, 
ist  in  der  modernen  Finanzwissenschaft  das  reine  Stiefkind  ge- 
worden. Am  liebsten  würde  man  sich  seiner  ganz  entledigen, 
nehme  es  sich,  wer  Lust  dazu  besitzt.  Bei  EJieberg  haben  wir 
es  gesehen;  man  möchte  sich  seiner  entledigen,  man  ist  zu  ge- 
wissenhaft, es  geht  nicht.  Conrad  hat  der  Lehre  in  der  Einleitung, 
in  der  Begriffsbestimmung  der  Finanzwissenschaft,  ihr  Schicksal  zu- 
gewiesen. In  einem  jeden  Haushalt  zerfällt  die  Tätigkeit  nach 
Conrad  »in  die  Aufgaben  des  Zusammenbringens,  der  Verwaltung 
und  der  Verausgabung,  sowie  des  Inverhältnissetzens  der  Ein- 
nahmen und  Ausgaben ;  und  diese  Tätigkeiten  hat  auch  der  Finanz- 
minister bis  zum  gewissen  Grade  im  Staatshaushalte  zu  über- 
nehmen«. Conrad  fragt  nun,  »ob  unsere  Wissenschaft  gleichfalls 
diese  Funktionen  in  derselben  Weise  zur  Untersuchung  zu  ziehen  hat  . 
Der  Vergleich  ist  gut.  Wie  steht  es  mit  der  Ausführung  da  und  dort  ? 
»Auch  der  Finanzminister«,  sagt  Conrad,  »kann  nur  den  verschie- 
denen Ressorts  die  Grenzen  ziehen  und  hat  sie  in  ein  angemes- 
senes Verhältnis  zu  setzen.  Ausgezeichnet,  aber  wie  \  Nach  Laune, 
Lust,  Unlust,  nach  der  Stimmung  der  Gesamtregierung  oder  der 
Volksvertretung.?  .>In  die  Details  der  Untersuchung  der  Berech- 
tigung der  einzelnen  Posten  im  Heeresbudget  usw.  kann  er  sich 
nicht  einlassen«,  sagt  Conrad.  Gewiß,  die  Notwendigkeit  hat  der 
Kriegsminister  zu  begründen,  so,  daß  der  Finanzminister  und  das 
Volk  die  Frage  der  Vermehrung  der  konkreten  Ausgaben  wür- 
digen können.  Der  uns  nicht  freundliche  Staat,  so  wird  er  sagen, 
und  wir  haben  es  so  oft  und  oft  gehört,  hat  eine  Bevölkerung 
von  Millionen  und  ein  Heer  von  hunderttausenden  Mann,  folglich 
haben  wir  im  Verhältnisse  um  so  und  so  viel  weniger.  Unsere 
Grenzen  sind  offen,  die  freundschaftliche  Hilfe  schwach  usw.  Und 
ähnlich  bei  der  Vermehrung  der  Flotte,  der  Spezialwaffen,  der 
Verpflegung,  der  Dienstzeit.   Der  Finanzminister  prüft  die  Gründe 
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und  die  verlangten  Aufwandssummen  und  antwortet,  wenn  alles 
Vorgebrachte  richtig  ist,  mit  der  Verhältnismäßigkeit  des-  Volks- 
und Staatsvermögens  in  den  beiden  Reichen,  mit  der  Steuer- 
belastung da  und  dort,  mit  den  Schulden  des  eigenen  und  des 
Musterlandes,  mit  den  anderen  Bedürfnissen,  die  dringend  sind 
mit  der  Stimmung  des  Volkes  usw.  Endlich  lehnt  der  Finanz- 
minister die  geforderte  Summe  ab  oder  bewilligt  die  Hälfte.  Das 
Spiel  wiederholt  sich  im  Parlamente,  das  seinen  prüfenden  Heeres- 
ausschuß und  Referenten  hat,  wenn  der  P'inanzminister  zugestimmt, 
oder  im  Ministerrat  die  Majorität,  wenn  der  Erstere  nicht  zuge- 
stimmt hat.  Und  so  geht  es  bei  der  Post  und  den  Eisenbahnen, 
bei  der  Justiz  und  der  inneren  Verwaltung,  bei  der  Vermehrung 
des  Personal-  und  Sachaufvvandes,  bei  ordentlichen  und  außer- 
ordentlichen Ausgaben.  Auch  das  lehrt  das  tägliche  Finanzleben 
und  die  Geschichte :  je  besser  und  ernster  der  Finanzminister 
und  sein  Stab  ist,  desto  mehr  gehen  seine  Denkschriften  und 
Gutachten  in  die  Hauptsache  und  in  die  Details.  Wie  jedes  Amt 
hat  auch  das  Finanzministerium  seinen,  auf  Referate  oder  Abtei- 
lungen aufgeteilten  Wirkungskreis  und  in  diesen  seine  Spezialisten. 
So  wie  es  in  Oesterreich  ist,  wird  es  in  anderen  Ländern  sein. 
In  der  Budgetsektion  fünf  Abteilungen,  die  nach  sachlichen  Ma- 
terien getrennt  arbeiten.  Das  lehren  wieder  die  Vorlagen  der  Regie- 
rung an  das  Parlament,  daß  das  tüchtige  Finanzministerium  »in 
die  Details«  eingeht  und  für  die  großen  Fragen  prinzipielle  Richt- 
linien und  Grundsätze  aufstellt.  Der  Vergleich  ist  gut.  A  minori 
ad  majiis  kann  auch  unsere  Wissenschaft  Grundsätze  aufstellen 
und  hat,  wie  wir  aus  der  Literaturgeschichte  wissen,  es  auch  ge- 
tan. Auch  das  haben  wir  bereits  gezeigt,  daß  »die  Volkswirt- 
schaftspolitik und  die  Spezialdisziplinen«,  die  nach  Conrads  Mei- 
nung kompetent  sein  sollen,  es  nicht  sind  und  diese  Zuständig- 
keit nicht  ausüben.  Der  Grundriß  bringt  auf  einer  Seite  Text 
(S.  144)  die  Scheidung  in  Betriebs-  und  Verwaltungsausgaben 
und  in  ordentliche  und  außerordentliche  und  zwei  Seiten  Stati- 
stik, die  in  Co7trads  Grundriß  fast  überall  gut  ausgewählt  ist.  Sie 
ermöglicht  dem  Schüler,  von  der  Sache  ein  Bild  zu  ge- 
winnen. 

An  die  Frage  der  Behandlung  der  Ausgaben  knüpft  ein  Satz 
an,  der  die  Verwaltungsseite  betrifft.  Die  Wissenschaft  hat  nach 
Conrads  Meinung  »bisher  zu  wenig  zu  leisten  vermocht«.  Das 
ist  zwar  nicht    ganz  richtig,    aber  der  Grundriß  ist  auch  mit  der 
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Frage  fertig  und  damit  die  Aufgabe  der  Finanzwissenschaft  be- 
stimmt.- Sie  ist,  wie  bei  Kaizl^  die  Lehre  von  dem  zweckmäßig- 
sten Mittel,  dem  Staate  und  sonstigen  öffentlichen  Körpern  die 
zur  Erfüllung  ihrer  Aufgabe  nötigen  Geldmittel  zu  verschaffen. 
Und  ähnlich,  wie  bei  Eheberg,  finden  wir  auf  derselben  Seite  die 
Eigenschaft  der  Ausgaben,  daß  sich  nach  ihnen  die  Einnahmen 
zu  richten  haben.  >Denn  es  soll  nur  ausgegeben  werden,  was 
sich  als  unumgänglich  notwendig  herausstellt;  was  als  solches  an- 
erkannt wird,  muß  dann  gedeckt  werden.« 

Der  allgemeine  Teil  ist  kurz  gehalten.  Nach  der  Begriffs- 
entwicklung der  Finanzwissenschaft  eine  Literaturgeschichte  in 
Namen  und  Büchertiteln.  Die  Ergänzung  erfolgt  durch  die  den 
einzelnen  Lehren  vorgesetzten  Spezialarbeiten.  Die  Auslese  ist 
kein  gutes  Muster.  Wohl  finden  wir  im  Text  wenigstens  das, 
was  notwendig  ist  und  wir  eindringlich  wünschen,  bei  den  haupt- 
sächlichen Lehrmeinungen  ihre  Begründer.  §  3  bringt  kurz  die 
Einnahmequellen  des  Staates,  §  4  Vorzüge  und  Nachteile  des 
Staatsbesitzes  und  -betriebes  als  Finanzquelle  und  §  5  nach  dem 
gleichen  Vorgang  in  der  Wertung,  Gutes  und  Böses  der  Mono- 
pole. Ebenso  kurz  ist  die  allgemeine  Steuerlehre,  oder  wie  sie 
Conrad  nennt,  die  Theorie  der  Steuern.  Es  ist  im  allgemeinen 
der  Stand  der  Theorie  in  den  zwei  letzten  Jahrzehnten  des  vori- 
gen Jahrhunderts.  Kein  besonderes  Steckenpferd,  keine  klein- 
lichen Originalitäten  stören  die  Gleichförmigkeit  der  Darstellung. 
Conrad  ist  in  der  Finanzwissenschaft  sowohl  in  seinen  Spezial- 
arbeiten als  in  dem  Grundriß  als  Bahnbrecher  nicht  zu  werten. 
Aber  in  jene  Kategorie  von  Lehrern,  die  ich  mit  Schmoller?,  Bei- 
spiel charakterisiert  habe,  gehört  er  in  besonderer  Weise.  Durch 
den  Grundriß  geht  die  volle  Beherrschung  des  Gebietes  und  die 
eminente  Führerqualität ;  er  führt  sicher  und  läßt  den  Schüler 
und  Leser  nicht  ratlos.  Conrad  kennt  das  Finanzleben ;  der  gute 
Statistiker,  der  vor  kleinen  Zweifeln  nicht  halt  macht  und  zu  sich 
und  der  Wissenschaft  Vertrauen  zeigt.  Er  bringt  die  herrschende 
Lehre  und  das  ist  für  die  Literatur  um  so  wichtiger,  als  aus  den 
Büchern  von  Kaizl,  Vocke,  auch  Hecket  schwer  zu  erkennen  ist, 
was  in  der  Wissenschaft  zu  dieser  Zeit  gegolten  hat.  Besondere  Ver- 
anlagung zur  Systematik  scheint  nach  dem  finanzwissenschaftlichen 
Grundriß  Conrads,  Kraft  nicht  gewesen  zu  sein.  In  einer  modernen 
Finanz  ist  kein  Platz  für  Regalien  ;  die  Kategorie  ist  ein  zu  weites 
Gefäß  mit  verschiedenartigen  wirtschaftlichem  Inhalt  und  das  Ge- 


Wo  steht  die  deutsche  Finanzwissenschaft  ?  465 

meinsame,  das  Band  um  das  Ganze,  das  Staats-  nnd  Vervvaltungs- 
rechtliche  ist  heute  nicht  haltbar.  Der  Systematiker  hat  dafür 
in  der  modernen  Einnahmenlehre  faßlichere  Einteilungsgründe : 
Oeffentliche  Unternehmungen,  Finanzmonopole,  Gebühren  —  und 
gewisse  Steuern.  Der  moderne  Staat  braucht  keine  vorbehaltenen 
Hoheitsrechte  ;  er  findet  und  nimmt  sie,  wenn  es  das  allgemeine 
Beste  verlangt.  Die  richtigen  Begriffsbestimmungen  waren  schon 
Knies  ganz  klar.  Und  wie  deutlich  hat  er  es  zu  sagen  verstanden ! 
Die  Zwecke,  die  der  Staat  verfolgt,  sind  bei  den  genannten  Ka- 
tegorien verschieden.  Führt  der  Staat  das  Unternehmen  und 
den  Betrieb  aus  öffentlichen  Interessen,  nicht  um  Steuereinnahmen 
zu  schaffen,  so  ist  doch  die  Aufgabe  des  Verwaltungsmonopoles  rück- 
sichtlich der  Betriebs-  und  Geschäftsführung  die  gleiche,  wie  beim 
Finanzmonopole.  Die  Vor-  und  Nachteile  sind  bei  beiden  Formen 
die  gleichen;  es  gibt  beim  Steuermonopol  nur  quantitativ  ver- 
schiedene Erscheinungsformen.  Systematisch  ist  die  Trennung 
der  Sache  im  §  4  und  5  nicht  haltbar.  Dagegen  stört  uns  die 
Wertung  des  einzelnen  Institutes  in  den  früher  üblich  gewesenen 
Formen  nach  den  guten  und  schlechten  Seiten  in  einem  Grundriß 
nicht.  Er  ist  nur  technischer  Lehrbehelf;  er  nimmt  aus  dem 
mündlichen  Vortrage  das  Wichtige,  Wissenswerte  heraus,  den 
Lehrsatz  und  die  kurze  Begründung,  mit  denen  sich  beim  Studium 
die  Worte,  die  Ausführung  des  Vortrages  reproduzieren.  Für 
die  Wissenschaft  hat  dann  der  Grundriß  eineh  weiteren  Wert. 
Ueber  den  positiven  Inhalt  hinaus  kommt  die  Art  zu  lehren  hervor 
und  für  den  gewissenhaften  Lehrer  erscheint  von  hohem  Interesse 
nicht  nur,  was  namentlich  der  große  Lehrer  bietet,  sondern  wie  er  es 
gibt.  Darin  ist  Wiedenfeld  ^)  beizustimmen,  der  in  seinem  Nach- 
ruf für  Conrad  den  Grundriß  damit  charakterisiert:  Conrads  Art 
zu  lehren,  tritt  in  seinem  Grundriß  entgegen.  Es  mag,  wie  wir 
gesehen  haben,  im  besonderen  Falle  der  Lehr-  und  Lernbetrieb 
der  äußere  Grund  für  die  Verfassung  eines  Grundrisses,  eines 
Lehrbuches  sein ;  dfe  Wissenschaft  ist  reich,  die  viele  gute  Bücher 
dieser  Art  besitzt.  Ein  Stück  Verantwortungsgefühl  und  ein 
Zeugnis  steckt  darin,  wie  der  einzelne  Lehrer  den  Stoff  meistert 
und  wie  er  ihn  seinen  Zuhörern  gibt.  Die  anderen  Segnungen 
des  Grundrisses,  namentlich  in  einer  Wissenschaft,  die  einen  brei- 
ten speziellen  Teil  besitzt,  brauche  ich  hier  nicht  auseinander- 
zusetzen. 

i)  In  Conrads  Jahrbuch,  49.  Bd.,   191 5,  S.  I— IV. 
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Der  wichtigste  Beurteilungsmaßstab  einer  Finanzwissenschaft 
ist  die  prinzipielle  Frage,  wie  sie  sich  zu  dem  Staate  stellt;  es  ist 
das  prinzipiellste  und  Conrad  stellt  es  an  die  erste  Stelle  seiner 
Steuertheorie.  Mit  der  Lehre  von  Leistung  und  Gegenleistung 
beginnt  der  Abschnitt,  der  uns  in  die  obersten  Grundsätze  des 
Steuerwesens  einführt.  Mit  der  Auffassung  von  Abwägen  und 
Abwerten,  was  der  Bürger  bekommt  und  was  er  dafür  zu  zahlen 
hat,  wird  »der  Staat  zum  Krämerladen  herabgedrückt«.  Nach- 
druck le^t  Conrad  auf  den  Satz:  »Der  Kulturmensch  genießt 
durch  den  Staat  weit  mehr  Wohltaten,  als  er  ihm  zurückzuzahlen 
vermag,  er  ist  nur  zu  wenig  daran  gewöhnt,  sich  diese  Wohltaten 
genügend  zu  vergegenwärtigen.«  »Aus  Bürgerpflicht  hat  jeder  zu 
bieten,  was  er  vermag«  und  der  Staat  hat  die  Aufgabe,  »die  Last 
möglichst  gleichmäßig  zu  verteilen,  so  daß  Niemand  anderen  gegen- 
über überbürdet  wird«.  Der  Maßstab  ist  Conrad  die  pekuniäre 
Leistungsfähigkeit.  »Die  praktische  Schwierigkeit  ist  zu  lösen, 
die  Leistungsfähigkeit  der  Einzelnen  festzustellen  und  dement- 
sprechend die  Abgaben  aufzulegen«.  Die  Feststellung  der  Leistungs- 
fähigkeit erfolgt,  indem  man  sich  an  das  Vermögen  oder  Ein- 
kommen hält.  Ich  kann  leider  nicht  referieren,  wie  Conrad  im 
einzelnen  arbeitet;  es  ist  interessant,  das  Ziel  immer  im  Auge;  der 
Zweck  des  Grundrisses  für  das  Studium.  Oder  ist  es  eine  be- 
sondere Gabe,  die  Dinge  zu  zeigen,  wie  sie  sind,  nicht  zu  kom- 
plizieren, die  Lehre,  die  Begründung,  kurz,  ein  gutes  Beispiel  da- 
zu, und  die  einfache,  nicht  gedrechselte  Darstellung.  Gewiß,  der 
oder  jener  Begriff  käme  schärfer  hervor,  wenn  der  Lehrsatz  prä- 
ziser formuliert  wäre.  Zu  mancher  Behauptung  würden  wir  eine 
weitere  Darlegung  brauchen.  Das  hat  wohl  in  der  Regel  der 
Vortrag  geleistet.  Einen  Beleg  im  größeren  Umfange  für  meine 
Charakteristik  geben  die  Ausführungen  für  die  obersten  Grund- 
sätze der  Steuergerechtigkeit.  Conrad  vermeidet  sogar  den  Aus- 
druck. Existenzminimum,  die  progressive  Besteuerung,  fundiertes 
und  unfundiertes  Einkommen  dienen  der  Ermittlung  der  Leistungs- 
fähigkeit, aber  auch  dies  wird  nicht  gesagt.  Der  denkende  Student 
kommt  auf  die  Zweckbestimmung  der  Institute,  wenn  unmittelbar  an 
sie  der  Paragraph  über  »die  Schwierigkeit  der  praktischen  Durchfüh- 
rung« und  an  diese  die  Lehre  von  der  Steuerüberwälzung  anschließt. 
Nur  als  Beleg  für  meinen  Bericht  zeigen  diese  Lehren  in  der 
Darstellung  des  Grundrisses,  daß  er  für  die  Kontroversen  und 
bei  diesen  für  die  eigene  Meinung  Raum  findet.    Conrad  ist  z.  B. 
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bei  dem  Schulstreit  der  Ueberwälzung  von  direkten  und  indirekten 
Steuern  der  Anschauung,  daß  die  Abwälzung  eine  einfache  Macht- 
frage ist;  er  und  die  anderen,  die  es  lehren,  sind  im  Rechte.  Die 
Uebernahme  der  Grundsteuer  samt  Zuschlägen  durch  den  Pächter 
macht  im  Leben  keine  Schwierigkeiten,  wohl  aber  schon  die 
Mietzinssteuer.  Der  Mieter,  der  die  Wohnung  notwendig  braucht, 
wird  sie  zur  Zahlung  übernehmen.  Jeder  Anwalt  wird  bestätigen, 
daß  es  eine  Regel  für  die  Tragung  der  Stempel  und  der  »Ge- 
bühren für  Miet-,  Pacht- und  Kaufverträge«  nicht  gibt.  Die  Lage 
der  Vertragsteile  wird  entscheiden  ;  so  wird  es  Regel,  daß  der 
Darlehensschuldner  sie  zahlt  vom  Vertrage,  ebenso  der  Grund- 
eigentümer, den  die  Verhältnisse  zwingen  zu  verkaufen,  zu  ver- 
pachten usw.  Ich  habe  in  der  Prokuraturspraxis  tausende  solcher 
Verträge  gesehen,  die  der  Fiskus,  Fonde  und  Stiftungen,  die 
Kirche  abgeschlossen  haben.  In  derselben  kleinen  Stadt  hat  der 
eine,  der  schwächere,  die  Verkehrssteuer  zur  Zahlung  übernommen, 
die  im  anderen  gleichen  Rechtsgeschäfte  der  andere,  der  stärkere 
Teil  nicht  übernahm.  Auffallend  und  unsystematisch  ist  es,  daß 
in  diesen  Kapiteln  von  direkten  und  indirekten  Steuern  ge- 
handelt wird  lind  daß  erst  zum  Schlüsse  der  Lehre  von  der 
Steuertheorie  die  Einteilung  der  Steuern  an  die  Reihe  kommt. 
Es  wird  zumeist  übersehen,  daß  die  Hilfsinstitute  der  Steuerlei- 
stungsfähigkeit, das  Existenzminimum  usw.,  in  aller  Regel  nur  für 
die  direkten  gelten  und  wir  bei  den  indirekten  mit  anderen  Mit- 
teln vorlieb  nehmen  müssen.  Für  meine  eigene  Darstellung  muß 
ich  hier  bemerken,  daß  es  gewiß  systematischer  gewesen  wäre, 
wenn  ich  den  Gegenstand  zum  Einteilungsgrunde  gewählt  hätte 
und  bei  der  Einteilung  der  Steuern  z.  B.  gezeigt  hätte,  wie  sich 
die  Autoren,  deren  Werke  vorgeführt  werden,  zu  der  Lehre  stellen. 
Darunter  hätten  aber  das  Werk  als  Ganzes,  das  Individuelle  des 
Autors,  die  schwachen  und  die  starken  Seiten  und  namentlich 
die  Zusammenhänge  der  Teile  eines  Werkes  mit  dem  Ganzen  und 
mit  den  leitenden  Gedanken  gelitten. 

Conrad  erklärt,  daß  die  Unterscheidung  von  direkten  und 
indirekten  Steuern  nach  Steuerzahler  und  Steuerträger  »nicht  halt- 
bar ist«,  weil  die  Frage  der  Ueberwälzung  im  einzelnen  Falle 
eine  unsichere  ist.  Das  ist  der  allgemeine  Zug  in  der  Literatur, 
die  Einteilung  bekommt  zumeist  eine  schlechte  Note.  Aber 
richtig  ist  an  dem  Wechsel  in  der  Wertung  nur  das  eine,  daß  es 
von  der  Regel,    die  bei    einer    großen  Zahl  der    möglichen  Fälle 
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und  da  gerade  wieder  bei  den  praktisch  bedeutsamen  zutrifft, 
Ausnahmen  gibt.  Der  Formenreichtum,  den  die  Dinge  bieten  und 
der  sich  im  Steuerleben  weiter  entwickelt,  verlangt  doch  auch  die 
Berücksichtigung  nach  der  Seite  der  häufigeren  und  selteneren  Er- 
scheinung. Und  die  Hauptsache :  diese  Einteilung  beruht  auf  der 
Technik;  die  Idee  der  indirekten  Steuern  in  dieser  technischen 
Richtung  ist  eine  der  segenreichsten  in  der  ganzen  Steuerentwick- 
lung, der  in  dieser  Bedeutung  kaum  eine  andere  der  neueren  Zeit 
gleichkommt.  Sie  lebt,  und  wir  fangen  langsam  an,  sie  für  die 
Verkehrs-  und  Luxusbesteuerung  auszugestalten.  Es  ist  ein  logi- 
scher und  sachlicher  Fehler,  die  Einteilung  mit  dem  Einteilungs- 
grund Steuerzahler  und  Steuerträger  zu  unterschätzen. 

Natürlich  langt  diese  Einteilung  nicht  zu,  wenn  wir  an  die 
Steuerlast  nach  der  Seite  der  Leistungsfähigkeit  denken,  die 
Conrad  gelten  läßt  und  von  der  er  den  Einteilungsgrund  herholt. 
Man  schließt  auf  Leistungsfähigkeit  direkt  aus  den  Einnahmen 
und  indirekt  aus  den  Ausgaben.  Die  nähere  Begründung  fehlt. 
Der  Tatsache,  die  Conrad  an  der  Stelle  anführt,  daß  in  den  sech- 
ziger Jahren  Georg  Hanssen  die  Einteilung  in  seinen  Vorlesungen 
gegeben  hat,  sollte  die  nächste  Untersuchung  der  Frage  nach- 
gehen. 

Die  Darstellung  der  allgemeinen  Eigenschaften  der  Personal-, 
Ertrags-  und  indirekten  Steuern  ist  in  den  §§  14 — 16  gegeben. 
Es  sind  zumeist  die  herrschenden  Lehren  und  Anschauungen; 
sie  müßten  gründlich  nachgeprüft  werden  an  der  Hand  der  Er- 
fahrungen, die  wir  mit  Einkommen-  und  Vermögenssteuern  in 
unserer  Zeit  erzielt  haben.  Die  Ergebnisse  der  Personalsteuern 
schwanken,  so  lehrt  Conrad,  »etwas«  nach  den  Konjunkturen. 
Ist  dies  richtig.?  Wenn  das  Ergebnis  der  Einkommensteuer  nach 
der  Statistik  in  ununterbrochener  Reihe  steigt  trotz  allgemeiner 
Krisen,  sich  wenig  kräftig  entfaltet  bei  Hochkonjunkturen,  wenn 
in  günstigen  Zeitläufen  das  Einkommen  aus  beweglichem  Kapital 
absolut  wenig  ansteigt,  relativ  sogar  zurückgeht,  fast  regelmäßig 
schon  in  den  der  ersten  Veranlagung  nachfolgenden  Jahren,  so 
sind  das  Symptome  dafür,  daß  die  Veranlagung  nicht  stimmt. 
Den  Einwand  von  der  Seite  der  UnvoUkommenheit  der  prak- 
tischen Durchführung  hebt  Conrad  hervor.  Das  muß  dann  kon- 
sequent zu  der  Lehre  führen,  daß  wir  die  anderen  direkten 
Steuern,  namentUch  die  Ertragssteuern,  noch  immer  nicht  ent- 
behren können.     Von  ihrer  Weiterbildung  ist  kaum  die  Rede.    Je 
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bedenklicher  die  Kritik  der  Personalsteuerergebnisse  sich  gestal- 
tet, desto  höher  steigen  wieder  in  unserer  Wertung  die  Ertrags- 
steuern. In  unserem  Zusammenhange  mit  guten  und  schlechten 
wirtschaftlichen  Zeiten  wirft  sich  die  Frage  von  selbst  auf,  ob 
wir  denn  heute  bei  der  Grund-  und  Gewerbesteuer  mit  einem 
Steuersatz  arbeiten  müssen,  heute,  wo  uns  die  Erntestatistik  doch 
in  dem  Punkte  genau  die  Kenntnis  vermittelt,  daß  die  Ernte- 
ergebnisse eines  Jahres  im  allgemeinen  gut  oder  mittel,  in  ein- 
zelnen Früchten  vorzüglich  waren.  Jedes  größere  Zeitungsunter- 
nehmen bringt  uns  am  Jahresschluß  Uebersichten  über  die  Ge- 
staltung der  Absatz-  und  Gewinnverhältnisse  bei  den  einzelnen 
Gewerben.  Die  Behelfe  hatte  die  Zeit  nicht  zur  Verfügung,  die 
die  Ertragssteuern  ausbildete.  Warum  soll  der  Staat  sich  durch 
lange  Epochen,  bis  zu  einer  neuen  Katasterrevisiori,  mit  dem  kläg- 
lichen Durchschnitt  der  Normaljahre  begnügen  müssen  und  auf 
jeden  Steuerzuwachs  bei  der  glänzenden  Konjunktur  oder  vor- 
züglichen Ernte  verzichten }  Nach  unseren  Erfahrungen  müßte  eine 
revidierte  Grundsteuer,  Kapitalrenten-  und  Gewerbesteuer  gleich- 
mäßiger die  Steuerkräfte  treffen,  als  es  diesen  Quellen  gegenüber 
die  Einkommensteuer  mit  allen  ihren  Zufälligkeiten  der  Veranla- 
gung heute  tut,  natürlich  nur  so  lange,  bis  wir  in  die  dritte  Pe- 
riode unserer  Idealsteuer  kommen  und  in  dieser  die  Ungleichheit 
und  Unvollkommenheit  des  individuellen  Steuerergebnisses  aufhören. 
Die  Ertragssteuern  sind  aus  der  Blüteperiode  unserer  Wissenschaft 
eine  ihrer  Lichtseiten.  Wir  sind  auch  bei  ihnen  stehen  ge- 
blieben, haben  sie  nicht  fortentwickeln  können  und  die  Gruppe 
viel  zu  früh  in  den  Ruhestand  geschickt.  Dem  Stande  unserer 
Gesetzgebungen  entspricht  die  Wertung  der  Ertragssteuern  bei 
Conrad.  Die  höhere  Kulturstufe  und  sittliche  Reife,  eine  geho- 
bene Ehrlichkeit  und  ein  besseres  Ehrgefühl,  die  Coyirad  für  die 
Personalsteuern  verlangt  und  derzeit  als  gegeben  erachtet,  haben 
wir  nicht.  Wir  sind  zwar  heute  nicht  mehr  auf  einer  »primitiven 
Kulturstufe«,  aber  lange  noch  nicht  auf  einer  befriedigenden.  Die 
Dinge  um  uns  haben  sich  vielfach  radikal  geändert;  wir  müssen 
die  Anschauungen  in  uns  immer  wieder  mit  den  Veränderungen 
in  Verbindung  setzen  und  nicht  aufhören,  die  Lebensvorgänge 
auf  unsere  Ansichten  prüfend  eihwirken  zu  lassen.  Conrad  be- 
rücksichtigt viel  zu  wenig  die  Tatsachen  wie  sie  sind  und  bleibt  bei 
den  früheren  Lehrmeinungen.  Die  Einhebung  der  Bier-,  Branntwein- 
und  Zuckersteuer  ist  namentlich  in  den  großen  Betrieben  durch  die 
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Besteuerung  der  fertigen  Ware  einfacher  und  billiger  geworden. 
Wo  bei  verschwenderischer  Ausgabewirtschaft  auf  die  Kosten  der 
Verwaltung  wenig  Rücksicht  genommen  wird,  da  bleibt  von  der 
früheren  Technik  der  Besteuerung  viel  zu  viel  übrig,  darunter 
auch  der  große  Stand  des  technischen  Kontrollpersonals,  Die 
Gesetzgebung  ist  unökonomisch,  die  unter  den  verschiedenen 
Erhebungsformen  in  den  kleinen  und  mittleren  Betrieben  die 
Wahl  den  Produzenten  freiläßt.  Alles,  was  unverhältnismäßig 
große  Kosten  macht,  muß  radikal  geändert  werden,  natürlich 
auch  eine  Luxussteuer,  die  nichts  einbringt  und  viel  kostet.  Die 
Ansicht  Conrads,  daß  diese  Steuer  > selten«  viel  einbringt,  ist  rich- 
tig; aber  der  Grund  liegt  nicht  in  der  Steuer,  sondern  in  der 
Art  der  Behandlung  in  der  Theorie  und  Praxis.  Es  ist  ein  ganz 
charakteristisches  Beispiel  für  die  Art  der  neueren  Arbeit  in  der 
Finanzwissenschaft.  Ueber  das  Buch  von  Graf:  »Das  Problem 
der  Luxussteuern«  schreibt  Heckel  im  Finanzarchiv  ^) :  Die  herr- 
schende Lehre  und  Praxis  haben  diesem  Steuergebiete  wenig 
Geschmack  abzugewinnen  vermocht.  Das  Fazit  war  stets:  Be- 
lästigung der  Steuerzahler,  umständliche,  kostspielige  Erhebungen 
—  unzureichender  Ertrag.  Ja,  wenn  die  Herren  ihren  Geschmack- 
sinn durch  gute  und  wohlschmeckende  Nahrung  nicht  bessern, 
dann  bleibt  der  Geschmack,  wie  er  ist.  Es  gehört  mit  zu  dem 
Besten  und  Eindruckvollsten  der  deutschen  Finanzwissenschaft, 
was  Schäffle  über  die  Notwendigkeit  der  Besteuerung  des  Luxus 
geschrieben  hat.  Auf  mich  hat  der  flammende  Ruf  Schäffles,  der 
zuerst  in  Hardens  Zukunft  erschien  und  in  den  »Kern-  und  Zeit- 
fragen« 2)  abgedruckt  ist,  den  stärksten  Eindruck  gemacht.  Es 
ist  nicht  nur  die  Gerechtigkeitsfrage  der  Besteuerung  des  großen 
und  mittleren  Kapitals,  sondern  die  tiefernste,  wie  der  Staat  aus 
den  sinnlos  gewachsenen  Ausgaben  des  Großkapitals  und  des 
Mittelstandes  bis  tief  herunter  für  Luxus-  und  Modetorheiten  seine 
Teil  erhält,  der  dann  zur  Pflege  von  Kulturnotwendigkeiten,  für 
die  dem  armseligen  Steuerstaat  die  Mittel  fehlen,  oder  zur  Ent- 
lastung der  unteren  Klassen  von  den  jeden  ihrer  Genüsse  treffenden 
Steuern  verwendet  werden  mag.  Natürlich  vergißt  Schäffle  auch 
nicht  die  steuertechnische  Ausgestaltung.  Die  Veranlagungsarbeit 
geschieht  der  Hauptsache  nacH  in  den  industriellen  Entstehungs- 
stätten oder  in  den  kaufmännischen  Betrieben,  die  dem  Vertrieb 


1)  XXIII.  Jahrg.,  2.  Bd.,   1906,  S.  408. 

2)  Bd.  I,  S.  423  ff. 
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der  Luxuserzeugnisse  dienen.  Und  auf  demselben  Wege  über 
Schaff le  ist  dann  ein  Mann  mit  hervorragendem  > Geschmacksinn« 
und  mit  starker,  wirtschaftlicher  und  wissenschaftlicher  Kraft, 
der  badische  Finanzminister  Buchenberger,  in  der  Studie^}:  »Die 
Steuerreform  im  Großherzogtum  Baden«  dazu  gelangt,  die  Luxus- 
steuer als  Reichssteuer  jeher  Zukunft  vorzubehalten,  in  der  größere 
finanzielle  Bedürfnisse  des  Reiches  eintreten.  Nun  ist  die  Zukunft 
zur  ernstesten  Gegenwart  geworden.  Trumpf  ist  aber  leider  die 
allgemeine  Umsatzsteuer! 

In  dem  §  ly  kommen  »allgemeine  Grundsätze  der  Besteue- 
rung«, Fragen  der  Steuergerechtigkeit  und  Steuerklugheit  zur  Er- 
örterung. Es  ist  richtig,  wenn  Conrad  lehrt,  es  gibt  kein  absolut 
bestes  Steuersystem;  aber,  meiner  Ansicht  nach,  das  unter  den 
gegebenen  einflußnehmenden  und  einschneidenden  Verhältnissen 
zustandegekommene  relativ  beste.  >Für  die  deutschen  Verhält- 
nisse ist  es  erklärlich,  daß  der  Schwerpunkt  des  Steuersystems 
für  das  Reich  in  die  indirekten  Steuern  verlegt  ist«,  daß  die  Bundes- 
staaten sich  hauptsächlich  an  die  Personalsteuern,  die  Gemeinden 
>in  erster  Linie«  an  die  Ertragssteuern  zu  halten  haben.  Es  ist 
erklärlich,  aber  es  gibt  kein  gutes  Steuersystem.  Die  deutsche 
Theorie  ist  überwiegend  der  Anschauung,  daß  das  Reich  nicht 
erhält,  was  des  Reiches  ist,  und  ohne  eine  Einkommensteuer  gesunde, 
ruhige  Entwicklung  sich  nicht  ergeben  kann.  Eine  Reichsein- 
kommensteuer, ein  Reichsgesetz  und  keine  partikulären,  müßte 
die  Bedürfnisse  besser  befriedigen,  wenn  wir  die  erworbenen  Rechte 
der  Gliedstaaten  mit  ihrem  letzten  Anteil  und  einem  natürlichen 
Zuwachsprozente  wahren  und  einen  Abbau  der  Zuschlags- 
berechtigung der  Gemeinden  in  Angriff  nehmen  würden.  Es 
unterliegt  keinem  Zweifel,  daß  durch  die  Zuschläge  die  deutschen 
Einkommensteuern  und  namentlich  die  preußische  ruiniert  wurden. 
Weil  das  »System«  der  Steuern  absolut  kein  bestes  sein  kann, 
müßte  die  Theorie  die  bestehenden  Systeme  der  einzelnen  Län- 
der gut  darstellen,  kritisch  prüfen  und  die  Grundlagen  zu  Ver- 
gleichen schaffen.  Der  >historische  Rückblick«  müßte,  die  ge- 
schichtliche Uebersicht  über  die  bestandenen  Systeme  in  einem 
Lande  bieten;  bei  der  Darstellung  der  Entwicklung  der  Steuern 
kommt  die  Hauptsache  nicht  heraus.  Von  jedem  Lehrbuche 
müßten  wir  verlangen,  daß  es  ein  Steuersystem  eines  Großstaates 
gründlich  vorführt.  Am  leichtesten  wird  diese  nicht  leichte  Arbeit 

i)  Zeitschr.  f.  d.  ges.   Slaatsw.  56,  Jahrg.   1900,  S.  207. 
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bei  jenem  erfolgen,  das  der  Autor  am  besten  beherrscht,  also 
gewöhnlich  bei  dem,  unter  dessen  Herrschaft  er  lebt.  Darüber  darf 
sich  der  einzelne  und  die  Wissenschaft  keinen  Illusionen  hingeben, 
daß  schon  diese  Darstellung  und  gar  erst  die  Würdigung  fremder 
Abgaben-  und  Steuersysteme  zu  den  schwierigen  Aufgaben  ge- 
hören, die  wissenschaftlichen  Wert  erst  dann  beanspruchen  kön- 
nen, wenn  der  lebendige  Zustand  die  Erkenntnisquelle  bildet. 
Die  genaue  Kenntnis  des  positiven  Rechts,  die  gute  finanzwissen- 
schaftliche Beherrschung  der  Natur  und  Struktur  einer  Steuer, 
das  Vertrautsein  mit  der  einschlägigen  Statistik  und  der  Wirt- 
schafts- und  Kulturzustände  eines  Landes  genügt  nicht,  wenn 
man  die  viel  verschlungenen  Wege  der  Technik  nicht  kennt.  Es 
genügt  nicht,  daß  wir  die  wichtigen  Steuern  im  Systeme  kennen. 
Gerade  das  gute  System  arbeitet  mit  einer  großen  Zahl  von 
kleinen  Rädern,  die  bewirken,  daß  der  Effekt  ein  besserer  wird, 
wenn  das  Hauptrad  nicht  vollständig  richtig  läuft.  Das  System 
ist  ein  kompliziertes  Werk ;  wer  nur  die  Hauptsachen  kennt,  kann 
es  nur  oberflächlich  würdigen.  Und  obenauf  liegen  gerade  die 
kleineren  Mechanismen  nicht.  Im  vorigen  Abschnitte  haben  wir 
bei  der  Würdigung  des  österreichischen  Steuersystems  erwähnt, 
daß  selbst  hohe  Steuersätze  einzelner  Steuern  nicht  isoliert  be- 
trachtet und  gewertet  werden  dürfen.  Mit  der  Tatsache,  daß  es 
dem  Kapital  immer  gelungen  ist,  sich  auch  der  gerechten  Steuer 
zu  entziehen,  wollte  der  Gesetzgeber  aus  Gründen  der  Steuer- 
gerechtigkeit und  der  Unzureichendheit  der  Steuerdeckungen  auf- 
räumen. Der  hohe  Steuersatz  der  Besteuerung  der  Aktiengesell- 
schaften war  so  ein  Versuch,  den  die  Reform  des  Jahres  1896 
nicht  aufgegeben  hat.  Die  Vermögensbesteuerung  der  toten  Hand 
war  ein  Gedanke  der  ausgleichenden  Gerechtigkeit;  sie  steuert  nicht, 
da  sie  nicht  sterblich  ist.  Faßt  man  rechtlich  und  wirtschaftlich  die  Ak- 
tiengesellschaft als  eigene  juristische  Persönlichkeit,  dann  als  den 
hauptsächlichen  Sitz  der  kapitalistischen  Macht  auf,  so  war  es  nur 
ein  konsequenter  weiterer  Schritt,  die  Gesellschaften  unter  die 
schärfere  Besteuerungsform  zu  stellen.  Denkt  man  an  die  Versuche, 
das  bewegliche  Kapital  gleich  dem  unbeweglichen,  wo  es  sich  im 
Verkehr  zeigt  und  auf  wenig  oder  gar  nicht  erfaßte  Steuerkraft  hin- 
deutet, ergänzend  und  individualisierend  zu  fassen,  so  bietet  das 
österreichische  Steuersystem  in  dem  Gebührenäquivalent,  in  der 
Besteuerung  aus  Anlaß  des  Gesellschaftsvertrages,  der  Firma- 
protokollierung,  der  Firmaänderung  bei  den  Handelsgesellschaften 
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USW.  in  der  Hauptsache  richtige  und  interessante  Formen  der  Be- 
steuerung, die  die  Unzureichendheit  der  Erfassung  des  beweglichen 
Besitzes  ausgleichen  sollen.  Aus  IVzesers  gelungener  Kategorisie- 
rung  kommen  neben  der  bekannten  Gruppe  von  Steuern  auf  den 
Verkehr  mit  xA-nlagepapieren  (Effektenumsatzsteuer,  Emissions- 
und Kuponstempel,  Stempel  auf  ausländische  Anlagepapiere  und 
Lose),  die  Steuern  der  Gruppe  auf  Antritt  und  Betrieb  von  kauf- 
männischen und  gewerblichen  Unternehmungen,  auch  der  Ver- 
sicherungs-,  Bank-  und  Transportverkehr  hauptsächlich  in  Betracht. 
Den  Punkt,  das  gute  Steuersystem  als  Forderung  der  Steuerge- 
rechtigkeit zu  verlangen,  hat  die  deutsche  Finanzwissenschaft  fast 
allgemein  gut  hervorgehoben.  Conrad  fordert,  da  es  kein  absolut 
bestes  Steuersystem  und  auch  keine  absolut  besten  Steuern  gibt, 
keine  Steuer  isoliert  zu  kritisieren,  sondern  nur  als  Teil  des  ge- 
schlossenen Steuersystems.  Nach  unserer  Meinung  ist  jenes 
Steuersystem  gut,  das  mit  der  Gesamtheit  der  bestehenden 
Steuern  die  bestmögliche  Leistungsfähigkeit  der  vorhandenen 
Steuerkräfte  zu  erschließen  imstande  ist,  das  die  Mängel  und 
Schattenseiten  der  einen  Steuer  ausgleicht,  durch  kluge  Ergänzung 
und  durch  systematisch  getroffene  Einrichtungen  das  Ineinander- 
greifen des  ganzen  Räderwerkes  bewerkstelligt  und  mit  dem  gan- 
zen die  Erreichung  des  obersten  Zweckes,  eine  wahre  Steuer- 
gerechtigkeit, vermittelt.  Und  weil  Oesterreich  in  seiner  großen 
Finanznot  immer  auf  neue  Einnahmen  denken  mußte,  hat  es 
durch  die  vielen  Ergänzungen,  namentlich  mit  seinen  Verkehrs- 
steuern ein  hervorragendes  System  geschaffen.  Als  zu  Beginn 
des  Weltkrieges  Männer  unserer  Wissenschaft  im  Deutschen 
Reiche  die  Besorgnis  hegten,  ob  Oesterreich  finanziell  den  Anfor- 
derungen gewachsen  sein  wird,  haben  wir  in  unserm  Schriftchen 
festgestellt:  Oesterreich  hat  die  Steuerkraft,  hat  ein  gutesSteuer- 
system  und  hat  noch  mehr,  es  hat  die  reichfließenden  Steuer- 
erträge selbst.  Zu  dem  letzten  Punkte  genügt  die  Vergleichung 
der  wichtigsten  Steuerergebnisse  der  Jahre  1898  und  191 2  auf 
S.  34  von  >Oesterreichs  Finanzen  und  der  Krieg«.  Ein  strenger  Kri- 
tiker des  Schriftchens  tritt  unserer  Klassifikation  des  Steuersystems 
entgegen.  Vogel'^)  meint,  —  es  wird  gut  sein,  seine  eigenen  Worte  zu 
gebrauchen:  »Daß  das  Steuersystem  Oesterreichs  ein  finanzwissen- 
schaftlich »gutes«    ist,    hätte    ich    in    dieser    emphatischen    Form 

i)  Oesterr.  Zeitschrift  f.  öffentliches  Recht,    II.  Jahrg.  2.  Heft,    Wien,    1915 
S.  262—268. 
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wohl  nicht  zu  behaupten  gewagt,  —  zumal  wenige  Seiten  weiter 
mit  einer  scharfen  und  größtenteils  berechtigten  Kritik  eingesetzt 
wird«.  Ueber  den  Widerspruch  und  Tadel  haben  wir  uns  nicht 
gewundert.  Wer,  wie  Vogel,  eine  fast  gleich  weite  Frage  über 
»die  rechtliche  Natur  der  Finanzobligation  im  österreichischen 
Abgabenrechte«  so  an  der  Oberfläche  herum  angreift  und  dem- 
entsprechend weit  kommt,  von  dem  darf  man  nicht  erwarten, 
daß  er  über  das  Ganze  und  Große  ein  zutreffendes  Urteil  fällen 
kann.  Die  von  mir  eben  herangezogenen  Beispiele  für  die  Aus- 
gestaltung des  Steuersystemes  stammen  aus  dem  ^Gebühren«- 
Gesetz  und  dessen  Novellen.  Dieses  ist  die  Hauptquelle  für  die 
wahren  Gebühren  und  die  Verkehrssteuern,  welch  letztere  um  die 
Zeit  der  Verfassung  und  Veröffentlichung  des  Gesetzes  als  eigene 
Kategorie  in  der  Wissenschaft  nicht  festgestellt  waren.  Nun  hat 
der  bekannte  Nationalökonom  und  Vertreter  der  österreichischen 
Schule  Freiherr  v.  Wieser  die  steuerpolitische  Analyse  dieser 
Verkehrssteuern  in  einer  feinen  Studie  über  das  Gebührengesetz 
im  österreichischen  Staatswörterbuche  die  charakteristischen  Grup- 
pen herausgearbeitet  und  dann  ihre  Natur  und  funktionelle  Be- 
stimmung meisterhaft  dargelegt.  Wieser  hat  gezeigt,  daß  die 
»Gebühr«  auf  Besitzwechsel  und  Anlageverkehr  nichts  anderes 
ist,  als  die  Steuer  auf  das  Vermögen,  die  nur  einmal  und  nicht 
wieder  bei  der  günstigen  Gelegenheit  des  Erbanfalles,  der  Ver- 
mögensrealisierung usf.  gefordert  wird,  und  daß  sie  in  ihrer 
Wirkung  für  den  Steuerzahler  einer  fortlaufenden,  ihm  schwerer 
fallenden  Steuer  auf  die  Rente  gleichkommt.  Weiß  man  das,  so  ge- 
staltet sich  die  Frage  nach  Ergänzung  des  Steuersystems,  z.  B.  durch 
eine  Vermögenssteuer  preußischen  Musters,  nicht  schwer.  Das  Ge- 
bührengesetz ist  eben  »in  seinen  Grundbestimmungen  vollkom- 
men eingelebt,  und  der  Gedanke,  daß  Erwerb  und  Besitz  nicht 
bloß  direkt,  sondern  auch  indirekt  bei  den  Akten  des  Umsatzes, 
des  Anfalles  und  der  Anlage  zu  steuern  haben,  ist  dem  öster- 
reichischen Steuersystem  dauernd  einverleibt«.  Hat  also  das 
österreichische  Gebührengesetz  »die  überaus  schwierige  Materie 
in  der  Hauptsache  nach  richtigen  steuerpolitischen  Grundsätzen« 
gelöst,  so  muß  es  den  Kenner  altösterreichischer  Gesetze  freuen, 
wenn  ein  »ruhiger«  und  berufener  Beurteiler  das  »vielgeschmähte 
Gesetz«  auch  als  »eine  hervorragende  Leistung  der  Gesetzes- 
technik« charakterisiert.  Wie  weit  hinaus  und  tief  hinein  in  den 
großen  Verkehr,   in  das  Ganze    des  Steuersystems   der  Gesichts- 
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kreis  des  Gesetzgebers  gereicht  hat,  das  erkennt  man  aus  der 
Unsumme  von  Rechtsfragen,  welche  das  tägliche  Steuerrechts- 
leben ständig  durch  fast  70  Jahre  vorführt. 

Diese  wertvolle  Untersuchung  habe  ich  im  Finanzarchiv*) 
mit  anderen  neuen  gebührenrechtlichen  Arbeiten  angezeigt.  Sie 
ist  in  der  Finanzvvissenschaft  kaum  dem  Titel  nach  bekannt;  das 
Ergebnis  der  Forschung  ist  dem  Inhalte  nach  der  Doktrin  fremd 
geblieben,  so  auch  Vogel.  Wie  weit  die  bereits  charakterisierte 
Methode  der  Literaturverwertung  zum  Schaden  der  Fortentwick- 
lung der  wissenschaftlichen  Erkenntnis  eingerissen  ist  und  wie 
weit  die  Literaturunkenntnis  und  Oberflächlichkeit  geht,  das  zeigt 
vorzüglich  Vogel.  ■»Robert  Meyer  und  sein  Wirken  auf  dem  Ge- 
biete der  Finanzwissenschaft«,  ist  der  Titel  eines  Nachrufes,  den 
er  dem  viel  zu  früh  verstorbenen  Volkswirtschaftler  und  Finanz- 
politiker im  Finanzarchiv-)  gewidmet  hat.  Und  gerade  die 
hervorragenden  finanzwissenschaftlichen  Arbeiten  über  öster- 
reichische Einrichtungen  kennt  er  gar  nicht  oder  nur  so  wenig, 
daß  er  sie  nicht  nennt.  Die  weit  über  den  Rahmen  und  die 
Bedeutung  eines  Wörterbuchartikels  hinausreichenden  Unter- 
suchungen 3Iej/ers  über  die  österreichischen  » Abgaben  <,  der 
im  Grundriß  gut  einen  allgemeinen  Teil  bilden  könnte,  mit 
seiner  Ergänzung  »Finanzwesen«  und  »Zuschläge«,  über  den 
geschichtlichen  Werdegang  der  Reform  der  direkten  Steuern 
und  des  Gesetzgebungswerkes  der  Personalsteuern  mit  den  Grund- 
zügen und  den  allgemeinen  Gesichtspunkten  der  Steuerreform 
vom  Jahre  1896  als  Einleitung  zu  dem  Artikel  Personalsteuern, 
diese  Arbeiten  wären  in  einer  gut  gepflegten  Literatur  der  An- 
fang und  das  Ende  jeder  neuen  Untersuchung. 

Und  das  andere,  daß  unser  Schriftchen  »wenige  Seiten 
weiter«  —  es  hat  nur  36  —  mit  einer  scharfen  und  größtenteils 
berechtigten  Kritik«  einsetzt?  Damit  kommen  wir  wieder  zum 
System;  es  ändert  sich,  wie  Conrad  richtig  lehrt,  »wie  die  Ver- 
hältnisse sich  ändern«  und  mit  ihnen  »die  Bedeutung  der  einzelnen 
Steuern  und  ihre  Stellung  in  dem  Steuersystem  und  damit  das 
ganze  Steuersystem  selbst«.  Das  gute  Steuersystem  ist  mit  der 
guten,  zweckentsprechenden  Maschine  zu  vergleichen.  Vor  allem 
nützt  die  gute  Konstruktion  wenig,  wenn  die  Maschine  nicht  sach- 
gemäß sorgfältig  gepflegt  und  bedient  wird,    und  namentlich  ab- 

i)  XIV.  Jahrg.,   i.  Bd.,   1897,  S.  460  flF. 
2)  XXXII.  Jahrg.  1915,  S.  77. 
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genützte  oder  nicht  gut  funktionierende  Teile  nicht  sofort  er- 
neuert oder  ersetzt  werden.  Da  hat  die  österreichische  Verwal- 
tung, obenan  das  Finanzministerium  gesündigt,  dagegen  richtet 
sich  unsere  Kritik!  Nicht  die  Forderungen  der  Gerechtigkeit, 
der  Klugheit,  des  Systems,  sondern  die  der  Politik  und  der 
augenblicklichen  Lage  waren  die  entscheidenden  Gesichtspunkte. 
Egoistische  Parteipolitik  diktiert  bei  den  maßlosen  Ausgaben  und 
bei  der  unmoralischen  Art  der  Bedeckung !  Namentlich  seit  die 
Männer,  die  an  der  2.  Auflage  des  Staatswörterbuches  mitge- 
arbeitet haben,  von  ihren  Plätzen  teils  durch  den  Druck  der  ins 
Persönliche  gehenden  Nationalitätenpolitik  und  des  selbstsüch- 
tigen bürokratischen  Nachwuchses  von  ihren  Plätzen  im  Finanz- 
ministerium verdrängt  wurden,  beginnt  eine  Periode  des  Rück- 
ganges des  Finanzwesens,  eine  Ratlosigkeit,  die  das  Alte,  Gute 
nicht  kennt  und  schätzt  und  weiterbildet  und  bei  dem  Mangel 
an  eigenen,  neuen  Gedanken  mit  fremden  schlechten  Mustern 
zu  arbeiten  versucht.  So  steuergerecht  wie  die  Kohlen-  und  auch 
die  allgemeine  Umsatzsteuer  sind  die  Ertragssteuern  vielleicht 
denn  doch!  Ein  Zwei-  oder  Dreifaches  hätte  eine  entsprechende 
Summe  gebracht,  ohne  neue  Arbeit  und  Kosten,  mit  sicherem 
Erfolg,  mit  Belastung  der  Konsumenten  natürlich  da  und  dort. 
Was  wurde  bei  aller  Spekulation  dem  Konsum  zugemutet  und 
was  getragen?  Und  die  Steuerkunst.?  Das  kleine  Einmaleins: 
Bier,  Branntwein,  Tabak,  Eisenbahn-  und  Posttarife,  aus  dem 
großen  —  die  Kriegsgewinnsteuer  mit  der  traurigen  Moral  und  der 
kläglichen  Technik !  Der  Schandfleck  des  ausbeuterischen  Wuchers 
bleibt  auf  dem  Erwerbsleben,  soweit  die  Geschichte  reichen  wird, 
sitzen  und  die  Kopflosigkeit  der  Steuerregierungen  sucht  vergebens 
nach  einer  gleichgroßen  Unfähigkeit  in  den  Annalen  der  bösen  Zeiten 
in  der  Vergangenheit.  Die  Revolution  mußte  kommen  mit  all 
dem  Traurigen,  das  uns  das  letzte  Viertel  des  Jahres  191 8  ge- 
bracht hat.  Die  Steuergeschichte  Deutschlands  und  Oesterreichs 
während  der  Kriegsjahre  wird  uns  auf  traurigen  Blättern  dartun,  daß 
der  Geist  und  die  Lehren  der  guten  deutschen  Finanzwissenschaft 
vergessen  waren  und,  in  der  Praxis  und  vielfach  in  der  Theorie, 
jene  Steuerscheu  und  jene  kleinliche  Steuerkritik  geherrscht  hat, 
die  stets  negiert,  die  Fehler  der  eigenen  Gedanken  und  Vor- 
schläge nicht  sieht  und  sehen  will.  Das  Steuersystem  der  kom- 
menden Lehrbücher  wird  als  Abstraktion  der  traurigen  Lehren 
der  Kriegszeit  eine  wesentHche  Erbreiterung  nach  der  analytischen 
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Seite  bringen  und  auf  diesem  Wege  zu  dem  System  anormaler 
Zeiten  kommen  müssen. 

Daß  in  einem  Kriege,  in  dem  alle  Berufe  so  herangezogen 
und  an  der  Kriegsdienstleistung  so  beteiligt  waren,  daß  nur  ge- 
ringe Bestände  im  Hinterlande  verblieben,  diesen  nicht  ganz  neue 
Aufgaben  zugemutet  werden  dürfen  und  daß  von  diesem  Ge- 
sichtspunkte jede  alte,  eingelebte  Steuer  die  Vernunft  und  die 
neue  gute,  wenn  sie  neue,  nicht  einfache  Arbeit  schafft,  Unver- 
nunft bedeutet,  soviel  hätten  wir  aus  der  deutschen  Finanzwissen- 
«chaft  denn  doch  wissen  müssen!  Experimente  mit  kleinem  Be- 
amtenstande an  einem  verhungernden,  verzweifelnden  Volke, 
Kohlensteuer  in  Zeiten  größter  Kohlennot  und  Kohlenpreise, 
Warenumsatzsteuer   in   Zeiten   einer  nie   dagewesenen  Teuerung! 

Es  gibt  auch  in  der  Finanz  das  Einmaleins,  das  jeder  im 
Volke,  selbstverständlich  jeder  Volksvertreter  und  Regierungs- 
beamte kennen  und  so  beherrschen  müßte,  daß  er  es  gegen  Unver- 
nunft ohne  Vielüberlegen  augenblicklich  anwenden  könnte.  Einst- 
weilen beherrschen  die  einfachsten  fundamentalen  Lehren,  nament- 
lich die  der  Technik,  nicht  einmal  jene  Gebildeten,  die  von  der 
Hochschule  kommen.  Mir  ist  es  keine  Frage,  daß  daran  der 
Unterricht  und  die  Erziehung  schuld  trägt.  Selbst  Cojtrad,  der 
gewiß  nicht  antisozial  gesinnt  ist,  lehrt,  wie  so  viele  Lehrbücher, 
daß  jede  Steuer  mehr  oder  weniger  die  Volkswirtschaft  beein- 
trächtigt. Es  fehlt  bei  dem  an  und  für  sich  richtigen  Satz  der 
Hinweis  auf  andere,  die  gleiche  Wirkung  übenden  Ausgaben, 
wie  es  die  notwendigen  Genußgüter  sind.  Richtig  und  klar  ist 
die  unmittelbar  folgende  Lehre:  die  Beschränkung  der  Steuer 
auf  das  Notwendigste  und  dazu  die  schöne  Mahnung  von 
y.  G.  Hoffviann  von  der  Erwägung,  >wo  jeder  Heller  der 
Volkswirtschaft  den  meisten  Nutzen  bringt,  ob  in  der  Hand 
des  Staates  oder  des  Privatmannes.«  Unmittelbar  zuvor  sehen 
wir  unter  den  »Allgemeinen  Grundsätzen  der  Besteuerung«  in  den 
Lehren  vom  Steuersubjekte  die  Regel  für  die  Besteuerung  der 
Ausländer.  Sie  bezieht  sich  aber  nur  auf  die  Einkommensteuer 
und  vergißt  die  Ertrags-  und  indirekten  Steuern  und  das  diese 
beherrschende  Territorialprinzip.  Daß  dieser  allzu  kurze  Para- 
graph wenig  von  den  Fragen  der  Steuerverwaltung  enthält,  er- 
scheint uns  weniger  von  Gewicht,  weil  Conrad  von  den  prak- 
tischen Hemmungs-  und  Förderungsgründen  der  Besteuerung  bei 
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den  Dingen  spricht,  in  deren  Zusammenhängen  sie  auftreten.  Der 
Fehler  ist  also  ein  bloß  systematischer. 

Viel  breiter  ist  der  Rahmen  für  den  besonderen  Teil  der 
Besteuerung.  Im  allgemeinen  darf  man  sagen,  dafS  der  Grundriß 
den  Studenten  einen  Behelf  gibt,  der  ihn  kurz  und  gut  informiert. 
Weil  er  an  das  Lebende  nicht  vergißt,  findet  auch  der  Fachmann 
manche  gute  Beobachtung  und  Auffassung.  So  ist  es  von  wei- 
terem Interesse,  daß  Conrad  bei  der  englischen  Einkommensteuer 
mitteilt,  sie  habe  trotz  ihrer  Ansätze  als  Ertragsteuer  durch  die 
Art  der  Handhabung,  von  der  sich  Coyirad  an  Ort  und  Stelle 
überzeugte ,  weit  mehr  den  Charakter  einer  Einkommensteuer 
als  es  z.  B.  Vocke  annehme.  Freilich  geht  dies  aus  der  Dar- 
stellung nicht  hervor.  Es  stimmt  nicht  mit  anderen  Darstel- 
lungen, wenn  Conrad  lehrt :  von  einem  jeden  Steuerpflichtigen 
wird  Selbstdeklaration  verlangt.  Das  dürfte  wohl  erst  nach  der 
Reform  von  1909  anzunehmen  sein,  mit  der  Einführung  der  super- 
tax  und  mit  der  Zurückdrängung  der  Erhebung  an  der  Quelle 
des  Einkommens.  Will  man  in  einer  Frage,  bei  der  es  Zweifel 
zu  erledigen  gibt,  sichergehen,  muß  man  die  verschiedenen 
Lehrbücher  zu  Rate  ziehen,  während  in  der  Rechtswissenschaft 
bei  der  Art  der  Literaturverwertung  an  derselben  Stelle,  die  die 
Frage  behandelt,  die  eigenen  und  die  fremden  Lehrmeinungen 
beieinander  stehen.  Diese  Methode  ist  auch  die  beste  Eigen- 
kontrolle des  Autors. 

Die  Type  der  preußischen  Einkommensteuer  und  ihre  Ent- 
wicklung kommen  zur  übersichtlichen  Darstellung.  Conrad  bringt 
die  Ziffern  bei  den  Beanstandungen,  auch  die  der  Straffälle,  letz- 
tere ohne  jede  Bemerkung,  die  ersteren  kurz  mit  der  Auslegung 
der  Regierung.  Die  Meinung,  daß  die  Kommissionen  die  Angaben 
der  Erklärung  »mit  großer  Sorgfalt  prüfen <',  ist  durch  die  neueren 
Untersuchungen  überholt.  Eigentümlich  ist  Conrads  Lehrmethode, 
daß  der  vorgestellten  Darlegung  der  konkreten  Besteuerung  der 
Länder  >die  allgemeinen  Grundsätze«  nachfolgen;  es  folgt  also 
die  theoretische  Würdigung  der  Vorführung  des  praktisch  Gel- 
tenden. Im  Grundriß  wird  man  die  Methode  gelten  lassen  können. 
Für  die  Einkommensteuer  sind  »die  Grundsätze«  durch  die 
neueren  Untersuchungen  veraltet.  Theorie  und  Praxis  haben 
neue  Sorgen  und  Schmerzen.  Ob  unser  Notstand  uns  über  die 
Lücken  des  Gesetzes  und  die  Fehler  der  Veranlagung  hinüber 
bringen  wird.^     Viel    dürftiger   ist  die  Vermögenssteuer    auf  zwei 
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Seiten,  während  auf  die  Grundsteuer  acht  entfallen.  Das  ist  ein 
allgemeines  Uebel;  eine  richtige  Theorie  der  Vermögenssteuer 
besitzen  wir  nicht.  Die  wirtschaftliche  Kategorie  Vermögen 
müssen  wir  steuerlich  untersuchen,  wie  es  Schmoller  mit  dem 
Einkommen  getan  hat.  Unserer  herrschenden  Lehre  erscheint  die 
Vermögenssteuer  als  eine  veraltete  Form.  Ob  es  gelingen  wird, 
»durch  die  Form  auf  das  Wesen  zu  dringen«,  will  ich  nicht  in 
Frage  stellen.  Aber  die  Schwierigkeiten  der  Technik  lassen  sich 
heute  schon  übersehen.  Sie  sind  zum  Teile  die  gleichen,  wie  bei 
der  Einkommensteuer;  die  Moral  wird  keine  andere  sein,  die 
Technik  läßt  sich  bessern,  wenn  es  gelingt  die  Vermögen  objektiv 
zu  fassen.  Dafür  sind  aber  die  Schwierigkeiten  der  Schätzung 
ungeheuere.  Wo  »die  Korruption  des  Einschätzungswesens  und 
die  Verkommenheit  in  sittlich-politischen  Verhältnissen«  so  groß 
ist,  wie  nach  Cohns  Zeugnissen  in  Amerika,  da  ist  natürlich  nicht 
zu  begreifen,  »wie  Amerikas  Vermögenssteuer  durch  eine  Ein- 
kommensteuer eine  wesentliche  Reform  herbeiführen  soll«  ^).  Auch 
in  Europa  wird  eine  richtige  Vermögenssteuer  durch  die  Fehler 
der  vorangegangenen  Versuche  auf  ein  starkes  Hindernis  stoßen. 
Geradeso  wie  die  moderne  Einkommensteuer  nicht.hinwegkommt 
über  die  großen  Uebel,  die  sich  fast  unausrottbar  festgewurzelt 
haben  in  der  Bevölkerung  und  in  der  Veranlagung  aus  der  alten 
Einkommensteuer  Englands  von  1842,  Preußens  von  1850  und 
Oesterreichs  von  1849,  ebenso  wird  die  Type  der  preußischen 
Ergänzungssteuer  mit  ihrer  primitiven  Technik  und  der  durch 
sie  beeinflußten  Moral  ein  schwer  und  nur  langsam  überwind- 
bares Hemmnis  für  die  richtige  Entwicklung  bilden. 

Die  Vorführung  der  amerikanischen  Vermögenssteuer  und 
der  preußischen  Type  der  Ergänzungssteuer  in  Conrads  Darstel- 
lung spitzen  sich  zur  Entfaltung  des  Prinzipiellen  erst  am  Schlüsse 
in  den  allgemeinen  Grundsätzen  zu.  Selbstverständlich:  Selbst- 
deklaration, Schuldenabzug,  Progression,  gemeiner  Wert,  subsidiär 
kapitalisierter  Ertragswert,  keine  Befreiung  irgendeiner  Art  der 
Vermögensanlage,  »damit  das  Kapital  sich  nicht  durch  diese 
Lücke  flüchten  und  damit  einen  Druck  auf  die  übrigen  Kate- 
gorien ausüben  kann«.  Wäre  die  Finanzwissenschaft  nicht  stehen- 
geblieben, so  hätten  wir  aus  dem  großen  Stoffe  der  Erbschafts- 
steuer, aus  der  einzigen  Vermögenssteuer,  die  zu  größeren  For- 
schungen angeregt  hat,  der  Theorie    der  Vermögenssteuer  näher 

I)   Cohn,  in   Conrads  Jahrb.,  III.  F.,   i.  Bd.,   1891,  S.  574. 
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kommen  müssen.  Die  Ergebnisse  von  Schanx^s  Forschungen  haben 
trotz  der  reichen  Anregungen  zur  monographischen  Verarbeitung 
nicht  geführt  und  es  entbehrt  nicht  der  heiteren  Seite,  wenn 
Conrad  in  seiner  Besprechung  von  Heckeh  Lehrbuch  i)  sich  dar- 
über freut,  daß  es  bei  der  Einteilung  der  Steuern  die  Fest- 
stellung der  Leistungsfähigkeit  zum  Ausgang  nimmt  und  die  Erb- 
schaftssteuer der  Vermögenssteuer  anfügt,  sie  damit  als  Personal- 
steuer auffaßt  und  den  direkten  Steuern  zuweist.  Nach  Conrads 
Einteilung  von  direkten  und  indirekten  Steuern  wäre  die  Stellung 
der  Erbschaftssteuer  im  System  richtig.  Merkwürdigerweise  stützt 
sich  der  Grundriß  darauf,  daß  die  Erbschaftssteuer  heute  als 
Steuer  aufgefaßt  wird,  und  nicht  als  Gebühr.  Das  ist  richtig ; 
damit  beweisen  wir  doch  nicht  die  Zugehörigkeit  zu  den  direkten 
Steuern.?  Aber  die  Verhältnisse  des  Erben:  Nähe  des  Verwandt- 
schaftsgrades, Größe  des  Vermögenszuwachses,  absolut  und  dann 
relativ  gemessen  an  der  eigenen  Leistungsfähigkeit  und  der  Bedeutung 
der  Erbportion  oder  des  Vermächtnisses  für  die  wirtschaftliche  Lage 
des  Erben.?  Das  sind  Gründe  für  den  verschiedenen  Steuerfuß. 
Und  schließlich  der  Haupteinwand  :  Vermögensübertragung!  Diesen 
will  Conrad  l^eseitigen  durch  das  Beispiel  des  Beamten,  dessen 
Einkommen  gewachsen  ist  durch  den  Anteil  am  Reingewinn,  den 
er  aus  dem  Unternehmen  des  Besitzers  unregelmäßig  bezieht. 
Da  hätte  also  Eheberg  recht  mit  seiner  Lehre :  fort  mit  der  Ein- 
teilung! Die  prinzipielle  Lösung  bringt  doch  wieder  nur  die 
Frage  nach  den  Verkehrssteuern  und  dort  wieder  die  Stellung 
des  Vermögenszuwachses  durch  Vermögensübertragung.  Conrads 
Einteilungsgrund  der  Steuern,  je  nachdem  man  auf  sie  aus  Einnahmen 
oder  Ausgaben  schließt,  versagt;  er  bildet  eine  neue  Gruppe,  die 
Ergänzungssteuern  (Kapitel  V),  aus  denen  die  Erb-  und  Schenkungs- 
steuer verschwindet,  während  die  anderen  üblichen  Glieder:  Besitz- 
wechselabgabe, Quittungs-  und  Wechselsteuern  und  sonstige 
Stempelsteuern  (Zeitungen,  Annoncen,  Karten,  Kalender),  Börsen- 
steuer unverändert  in  der  neuen  Gruppe  darinbleiben.  Und  zum 
Schlüsse  der  Vater  des  Gedankens,  »der  beachtenswerte  Versuch 
der  Rechtfertigung  und  Einreihung  der  Verkehrssteuern  in  ein  ge- 
schlossenes Steuersystem  zur  Ergänzung  der  Ertrags-  und  Perso- 
nalsteuern von  Heckeh-.  :» Beachtenswert«  ist  der  Versuch  der 
^aktiven  und  passiven  Betätigung  des  Verkehres*,  aber  er  ist 
mißlungen,    auch    in    der  modifizierten  Form,    die  später  Heckeh 

I)  Conrads  Jahrb.,  35.  Bd.,    1908,  S.  688. 
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Lehrbuch  brachte.  Erstens  sind  nicht  nur  die  Verkehrssteuern 
ergänzender  Natur.  In  dem  gleichen  Sinne  sind  es  die  Aufwands- 
steuern, also  die  ganze  Kategorie  der  indirekten  Steuern.  Ich 
könnte  wieder  nur  Schäjfles  Gedankengänge  und  Beweise  vor- 
führen. Mit  den  zwei  Zeilen,  die  Heckel  der  Schäfflesch&n  Lehre 
im  Lehrbuche  (S.  457)  widmet,  wird  doch  die  Theorie  nicht  ent- 
kräftet. Es  ist  nichts  Neues  und  wir  kommen  damit  nicht  weiter, 
wenn  wir  Heckeis  modifizierte  Lehre  in  dem  §  i  Wesen  und  Be- 
deutung der  Verkehrssteuern  (S.  448)  akzeptieren.  Die  Katego- 
risierung  Heckeis,  die  sich  auf  die  Verkehrsvorgänge  bezieht,  und 
das  ist  das  zweite,  ist  gründlich  mißraten.  Aktiver  Verkehr : 
aktive  Betätigung  des  Willens  des  Subjektes,  bewußter  Wechsel 
im  Vermögensbesitz,  also  Vermögensübertragung;  passiver  Ver- 
kehr: passive  Lebensäußerungen  des  Verkehrs,  »ohne  Zutun  und 
ohne  wesentliche  Verdienste <  des  leitenden  Wirtschaftssubjekts, 
»das  sich  vielmehr  passiv  verhält,  wie  bei  Erbschaft,  Schenkung«, 
also  Vermögensübergang.  Das  könnte  man  bis  zu  einem  gewissen 
Grade  von  der  Erbschaft  nach  gesetzlicher  Erbfolge  gelten  lassen, 
nur  darf  man  sich  an  die  Annahme  und  Ausschlagung,  an  die 
Enterbung  und  den  Pflichtteil  nicht  erinnern;  aber  der  Erbver- 
trag, die  testamentarische  Erbeinsetzung  und  das  Legat,  mit  dem 
der  Erblasser  werktätige  Liebe  und  Freundschaft  letztwillig  ent- 
lohnt.? Und  daher  dann  wohl  die  » wesentliche <■  Modifikation, 
>die  Einengung  des  Umfanges  dieser  Steuern«,  »nur  im  Sinne 
des  aktiven  Verkehres  kommen  diese  Vorgänge  für  die  Verkehrs- 
steuern in  Betracht«.  Und  die  Erbschafts-  und  die  Schenkungs- 
steuer.? In  einem  oder  dem  anderen  Falle,  den  wir  angedeutet 
haben,  liegt  gewiß  auch  ein  aktiver  Verkehr  vor,  diese  Steuern 
finden  wir  bei  Heckel  unter  den  ergänzenden  Vermögenssteuern 
und  das  andere  des  Verkehrs,  aktiv  oder  passiv,  dann  aktiv 
und  passiv  beim  Wechsel-  und  Rechnungsstempel  unter  den  Ver- 
kehrssteuern. 

Novarum  rerum  cupidi.  Neues  um  jeden  Preis!  Es  ist  nicht 
haltbar,  gerade  so  wie  die  Einschachtlung  der  Gebühren  in  die 
Verkehrssteuern  von  Kleinwächter  und  Myrbach  ^).  Darüber  hat 
schon  Knies  in  seinen  »Finanzpolitischen  Erörterungen«  (1871) 
klar  abgeurteilt:  solange  man  über  die  Hauptsache,  (d.  i.  über 
die  richtige  Erkenntnis  und  genaue  Charakterisierung  der  beson- 

I)  Vgl.    meine    Ausführung    im    Finanzarchiv,     XXV.    Jahrg.,    2.  Bd.,   1908, 

S.  387. 
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deren  Sache  für  den  Terminus  technicus,  in  Ungewißheit  ist), 
^kann  der  vollkommen  prinziplosen  Behandlung  wirklicher  Ge- 
bühreneinnahmen nicht  abgeholfen  werden«. 

So  bringt  auch  das  Neue  bei  Conrad  keinen  Fortschritt  und 
diese  »Ergänzungssteuern«  sind  gerade  für  das  Studium  eine  un- 
klare Partie. 

Die  Darbietungen  im  besonderen  Teil  gehen  über  die  An- 
forderungen, die  wir  an  einen  Grundriß  stellen,  hinaus.  Es  ist 
kein  Fehler.  Was  dem  Hörer  im  Vortrage  aus  irgendeinem 
Grunde  nicht  geboten  wird,  findet  er  im  Grundriß,  fast  mit  der 
gleichen  Ausführlichkeit  wie  im  Lehrbuche.  Gleichmäßig  in  der 
Raumverteilung  wie  in  der  Darstellung  der  Sache  sind  die  ein- 
zelnen Steuern  nicht  verarbeitet.  Die  Grundsteuer,  wie  bei  den 
meisten  Darstellungen  zu  weit;  die  Ungleichmäßigkeit  der 
Schätzungen  und  mit  ihnen  der  Belastungen  ist  durch  ein  gutes 
Beispiel  veranschaulicht,  die  lehrreichen  Preise,  die  der  Veranlagung 
zugrunde  liegen,  fehlen ;  der  Rückblick  auf  die  Ertragssteuer  ent- 
spricht zwar  der  herrschenden  Meinung;  doch  bricht  sich  immer 
mehr  die  richtige  Anschauung  durch,  daß  sie  auch  für  das  Kom- 
munalsteuersystem zu  verwerfen  sind,  wenn  sie  tatsächlich  ver- 
altet und  unbrauchbar  sind.  Die  Lösung  der  Frage,  die  wir  so 
oft  in  der  Literatur  finden,  Zuspitzung  zu  Personalsteuern  ist 
zwar  ein  Programm,  aber  ohne  Ausführung  ein  fast  inhaltloses, 
und  das  Auskunftsmittel,  die  »Steuersätze,  solange  dies  nicht  geht, 
mehr  und  mehr  herabzumindern«,  ist  einer  der  Irrtümer,  die  wir 
in  der  deutschen  Wissenschaft  mitführen.  Mit  Ausnahme  der 
Hauszinssteuer  sind  die  Ertragssteuern  nicht  hoch.  Die  Reform 
haben  wir  angedeutet.  Die  große  Not  wird  sie  leicht  ausgestal- 
ten, daran  zweifle  ich  nicht.  Dem  allgemeinen  Beispiel  folgt 
Conrad  auch  in  der  Salzsteuer.  Der  Rahmen  ist  zu  weit;  er 
stammt  noch  aus  einer  Zeit,  in  der  die  Bedeutung  dieser  Steuer 
eine  viel  größere  war.  Was  bedeutet  heute  die  Salzsteuer.?  Der 
Fortschritte  unserer  Zeit  in  den  indirekten  Steuern  sind  wir  uns 
gar  nicht  bewußt,  sowohl  in  der  Belastung  wie  in  dem  Ergeb- 
nisse. 

Der  Darstellung  der  modernen  Aufwandssteuern  fehlt  es 
systematisch  und  didaktisch  an  den  allgemeineren  Lehren,  ins- 
besondere über  die  Erhebungsformen.  Die  Bedeutung  der  gel- 
tenden Branntweinbesteuerung  für  die  Landwirtschaft  ist  zwar 
hervorgehoben,  der  Begriff  >der  landwirtschaftlichen  Brennereien« 
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und  der  Kampf  um  die  »Liebesgabe«  nicht  genügend  festgelegt. 
Ehe  das  Deutsche  Reich  des  Branntweinmonopols  richtig  froh 
werden  wird,  werden  manche  Novellen  die  Lücken  des  Gesetzes 
ausfüllen  müssen,  die  manchen  Kampf  und  Verwaltungsarbeit 
kosten  werden. 

Dürftig  ist  der  Abschnitt  VII  über  die  Einkünfte  aus  Staats- 
besitz und  Staatsbetrieb,  namentlich  das  ^Allgemeine«  (§  61).  Was 
der  Staat  prinzipiell  leisten  kann,  hängt  natürlich  zusammen  mit 
dem,  was  er  tatsächlich  geleistet  hat,  —  und  dort,  wo  seine  Wirt- 
schaft nicht  befriedigt,  mit  der  Untersuchung  der  Ursachen.  Es 
genügt  nicht,  wenn  Conrad  bei  der  Post  und  Eisenbahn  auf  die 
Forderungen  der  Freihandelsschule  hinweist,  der  Lotterie  den 
dreifachen  Raum  der  Berg-  und  Hüttenwerke,  den  Domanial- 
gütern  den  doppelten  der  Eisenbahnen  gewährt.  Es  ist  also  auch 
Conrad  in  dem  Kapitel  stehen  geblieben,  wie  die  übrige  Wissen- 
schaft. 

Bezüglich  der  historischen  Rückblicke  ist  Preußen  und  Eng- 
land reichlicher  berücksichtigt  als  Frankreich  und  Oesterreich. 
Das  Grundsätzliche  wegen  der  Darlegung  des  Steuersystems  haben 
wir  besprochen.  Der  Vergleich  mit  Schmollers  Skizze  der  Finanz- 
geschichte dieser  Länder  ist  untunlich;  er  drängt  sich  auf  im 
einzelnen  und  in  der  Geschichtsauffassung.  Doch  wir  freuen  uns 
mit  beiden  und  der  Statistiker  Conrad  bringt  uns  lehrreiche  Ueber- 
sichten  mit  Verhältniszahlen  nach  mannigfachen  Richtungen,  die 
beim  Studium  anregen  und  ebenso  lehren  wie  der  Text.  Die 
rechtsgeschichtlichen  und  rechtsvergleichenden  Studien  in  der 
Richtung  der  Rechtsentwicklung  nach  fremdem  Muster  und  der 
eigenen  Fortbildung  im  Lande  geben  der  Wissenschaft  Aufgaben, 
deren  Lösung  notwendig  ist,  soll  die  Finanzwissenschaft  sich  mit 
anderen  Zweigen  messen  können. 

Freilich  müssen  wir  dogmatisch  auf  festerer  Grundlage  stehen. 
Je  weniger  die  Meinung  über  die  Dinge  feststeht,  desto  größer 
müssen  die  Fehler  sein,  die  die  Steuergeschichte  begeht,  wenn 
sie  nicht  einfache  Rechtsformen  in  ihrer  Entwicklung  findet.  Wenn 
erst  jeder  Lehrer,  namentlich  der  der  großen  Universitäten,  von 
der  Ueberzeugung  durchdrungen  ist,  daß  ein  guter  Grundriß  un- 
schätzbare Bedeutung  für  die  Bedürfnisse  des  Studiums  und  für 
den  Fortschritt  der  Wissenschaft  und  die  eigene  Erkenntnis  be- 
sitzt, dann  braucht  man  um  die  Zukunft  unserer  Wissenschaft 
nicht    zu    bangen.     Ist   wieder    das  Interesse    da,    so    zwingt  das 
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System,  gleichgültig,  ob  Grundriß  oder  Lehrbuch,  die  bestehen- 
den Zweifel  und  die ,  die  neu  auftauchen,  monographisch  zu 
erledigen.  Die  Pflichten  der  deutschen  Wissenschaft  wachsen  in 
allen  Richtungen  nach  dem  schweren  Schicksalsschlag! 

Wir  haben  nur  noch  die  Aufgabe  kurz  darzustellen,  wie  unser 
Grundriß  sich  fortentwickelt  hat.  In  der  letzten  Auflage  (191 3)  ist 
der  Umfang  ohne  Register  gerade  auf  das  Doppelte  angewachsen 
und  zu  einem  stattlichen  Bande  von  413  Seiten  angewachsen.  Diese 
6.  Auflage  ist  von  Gehrig  besorgt  und  ist  nach  dem  Vorwort 
gegen  die  vorige  um  fünf  Bogen  gewachsen. 

Wir  können  natürlich  im  einzelnen  nicht  untersuchen,  ob  und 
wo  der  Zuwachs  notwendig  oder  wo  er  wünschenswert  und  will- 
kommen erscheint.  Gerade  der  allgemeine  Teil  ist  ziemlich  un- 
verändert geblieben.  Die  Einleitung  ist  um  eine,  die  Theorie  der 
Steuern  um  zwei  Seiten  vermehrt.  Der  jetzige  Umfang  und  die 
eigentliche  Erbreiterung  kommt  auf  Rechnung  des  besonderen 
Teils,  und  man  muß  fragen,  ob  dadurch  die  Erreichung  der 
Zweckbestimmung  und  des  eigentlichen  Zieles  gewonnen  oder 
verloren  hat.  Es  ist  mir  kein  Zweifel,  daß  bei  einem  so  weiten 
Stoffe  die  Tendenz  der  Zunahme  auch  im  Grundriß  immer  ob- 
walten wird.  Bei  einzelnen  Lehren,  in  denen  die  Entwicklung 
im  Flusse  ist,  wäre  der  Stillstand  Rückschritt.  Gerade  für  den 
Grundriß  ist  jede  größere  Aenderung  aber  eine  Lebensfrage.  Ist 
die  Erbreiterung  ungleichmäßig  und  umfangreich,  so  hört  er  auf 
Grundriß  zu  sein  und  fängt  an  Lehrbuch  zu  werden  und  zwar, 
sagen  wir  es  gleich,  ein  zu  Lehr-  und  Lernzwecken  nicht  zu  em- 
pfehlendes Buch.  Beim  Lehrbuch,  wie  beim  Grundriß  ist  das 
Ziel,  das  Wesentliche  und  Wissenswerte  so  vorzutragen,  daß  über 
das  Ganze  und  Einzelne  das  Notwendige  geboten  wird.  Bei  bei- 
den Arbeiten  gibt  es  keine  Lieblingsfragen,  keine  besonderen 
Partien,  die  bevorzugt  werden  um  eines  anderen  Grundes  willen  als 
um  den  des  Notwendigen.  Beide  sollen  vollständig  sein  und  es  unter- 
scheidet beide  voneinander,  welches  Maß  an  Theorie  und  Stoff 
sie  bringen.  Gut  sind  dann  jene  Bücher,  die  das  Wesentliche 
und  Notwendige  gleichmäßig  bringen,  keine  Bevorzugung,  keine 
Rückstellung  und  Vernachlässigung;  ein  gutes,  klares  System  mit 
der  gleichmäßigen  Eindringung  und  Darstellung,  das  vermittelt 
uns  die  leichte  Uebersicht,  schafft  richtige  Einsicht  und  Beleh- 
rung. Mehr  vielleicht  als  beim  mündlichen  Vortrage  gehört  zum 
Lehrbuch  ein  eutes  Stück  erzieherischen  Talents.  Und  wenn  das 
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Werk  einmal  in  den  Hauptsachen  gelungen  ist,  beginnt  die  Klein- 
und  Feinarbeit  des  Abschleifens,  des  Bessersagens,  der  Zurück- 
stellung des  Veralteten  und  Ueberflüssigen  und  Ergänzung  durch 
neue  oder  wichtig  gewordene  Erscheinungen.  Hat  der  Autor 
einmal  den  Erfolg,  so  verbessert  und  vereinfacht  die  erworbene 
Technik  und  wir  haben  in  der  Rechtswissenschaft  Bücher,  die 
von  Auflage  zu  Auflage  besser  werden  und  ihrem  Zwecke  immer 
besser  entsprechen.  Von  der  6.  Auflage  von  Conrads  Grundriß 
läßt  sich  dies  leider  nicht  behaupten.  Es  werden  ein  paar  Bei- 
spiele die  Behauptung  begründen. 

Die  Fortentwicklung  der  Einkommensteuer  in  der  Praxis  muß 
verfolgt  werden,  weil  es  sich  um  ein  Problem  der  Zukunft  der 
Besteuerung  handelt.  Die  6.  Auflage  bringt  eine  erfreuliche  Er- 
breiterung  der  Statistik  in  einer  Auswahl  und  Uebersichtlichkeit, 
die  das  Interesse  weckt  und  zu  eigenem  Nachdenken  anregt. 
Warum  die  Ergebnisse  nach  den  Einkommensquellen  nur  für 
Sachsen  gegeben  werden,  und  da  nur  in  absoluten  Zahlen,  ist 
nicht  zu  verstehen.  In  meiner  Studie  »Wahrheit  und  Fiskalismus 
bei  der  Veranlagung  der  modernen  Einkommensteuer  <- ^)  konnte 
ich  die  überaus  interessanten  Ergebnisse  in  Sachsen,  Baden, 
Württemberg,  Oesterreich  genauer  ins  Auge  fassen.  Die  P^nt- 
wicklung  in  Bayern  war  damals  noch  von  zu  kurzer  Dauer,  jene 
von  Preußen  erlaubt  den  direkten  Vergleich  nicht,  weil  die  preu- 
ßische Statistik  nur  das  Einkommen  berücksichtigt,  das  sich  aus 
den  Bekenntnissen  ergibt.  Aus  dem  veröffentlichten  Stoffe  war 
der  Vergleich  Preußens,  in  dessen  Veranlagung  wir  am  besten 
hineinsehen,  mit  der  der  genannten  Staaten  leider  nicht  möglich. 
Unter  den  vielen  lehrreichen  Ziffern  der  Einkommensteuerstatistik 
erscheinen    mir    diese    Verhältniszahlen    von     größtem    Interesse. 

Wird  die  Vergleichsmöglichkeit  eine  größere  und  bessere,  so 
dürften  wir  zu  einem  Mittel  kommen,  mit  dem  die  Veranlagung 
als  Ganzes  beurteilt  werden  kann.  Es  scheint  mir  bedeutungs- 
voller als  die  Ziffern  über  die  Beanstandungen  der  Bekenntnisse. 

Daß  die  6.  Auflage  die  Literatur  über  die  von  Delbrück  gegen 
die  Ünterdeklaration  in  den  Preußischen  Jahrbüchern  eingeleitete 
Fehde  und  die  daran  anknüpfende  Kritik  der  Steuerveranlagung- 
vollständig  übersieht  und  sich  mit  der  Beurteilung  der  preußischen 
Regierung  begnügt,  erscheint  mir  charakteristisch  in  der  Frage 
der    Literaturverwertung.     Aus  der  Schrift  von  Strutz,  Die  Neu- 

I)  Finanzarchiv,  XXXI.  Jahrg.,  2.  Bd.,   IQ14,  S.    144—168. 
Zeitschrift  für  die  ges.  Slaatswissensch.         1919.     4.  -2  2 
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Ordnung  der  preußischen  direkten  Steuern,  die  der  Grundriß 
nennt,  kann  man  sehen,  daß  die  > Frage«  besteht.  Freilich  drückt 
Strtitz  sich  zu  ängstlich  um  sie  herum.  Da  heißt  es  Farbe  bekennen 
und  zu  den  Anschauungen  der  anderen  Seite,  zu  den  Lehrmeinungen 
Fuistings  Stellung  nehmen!  Auch  seine  bekannten  zwei  Spezial- 
arbeiten  und  meine  Bedenken  kennt  der  Grundriß  nicht,  für  die  »all- 
gemeinen Grundsätze«  nur  die  von  Laicfer  über  die  deutschen  Ein- 
kommensteuertarife!  Von  lo  Seiten  der  2.  Auflage  ist  die  Ein- 
kommensteuer auf  27  gewachsen,  die  Erbsteuer  von  3  auf  13. 
Diese  ist  im  Deutschen  Reiche  aktuell  geworden.  Die  Theorie 
erhält  von  dem  Zuwachs  wenig,  die  Technik  nichts.  In  die  klei- 
neren Veränderungen  als  Arbeitsertrags-  und  VVarenhaussteuer 
und  anderes«  kann  ich  nicht  eingehen.  Neu  ist  auch  die  Be- 
steuerung der  Beleuchtung  mittelst  Elektrizität,  Gas  und  der  Zünd- 
hölzer, die  antisoziale  des  Petroleums  fehlt.  Die  Ergänzungs- 
steuern, mit  dem  Firmazusatz  »insbesondere  die  Verkehrssteuern« 
bringen  gegenüber  der  2.  Auflage  neu  die  Besteuerung  des  Wert- 
zuwachses, die  Wehr-  und  die  Anzeigensteuer. 

Bei  der  Bedeutung,  die  dem  Wertzuwachse  in  der  neuen  Ent- 
wicklung Deutschlands  beigelegt  wurde,  muß  am  richtigen  Orte  das 
Prinzip  erörtert  werden.  Wenn  im  System  die  Einkommensteuer  mit 
der  ergänzenden  Vermögenssteuer  das  wesentliche  Glied  darstellt, 
so  kommen  die  Zuwächse  an  Einkommen  und  Vermögen  in  der 
Veranlagung  hervor,  sie  müssen  sich  gutwillig  durch  die  Steuer- 
subjekte oder  amtswegig  durch  die  Steuerorgane  der  Versteue- 
rung stellen.  Wozu  dann  die  Besitzsteuer,  wozu  die  besondere 
Wertzuwachssteuer,  was  sind  ihre  Aufgaben  und  Funktionen  in 
der  organischen  Lehre.?  Und,  wenn  man  dann  zum  Begriffe  des 
ordentlichen  und  außerordentlichen  Zuwachses  kommt,  steht  man 
vor  der  großen  Frage  der  Besteuerung  der  Konjunktur-  und  Bör- 
sengewinne und  schließlich  vor  der  Tatsache  des  einseitigen  Zu- 
griffes auf  den  Wertzuwachs  von  Grund  und  Boden.  Bequem 
und  sicher  ist  der  neue  Weg,  das  unbewegliche  Gut  läßt  sich 
nicht  verheimlichen. 

Wegen  der  einseitigen  Erfassung  und  Freilassung  oder 
ungenügender  Heranziehung  der  Gewinne  bei  beweglichem 
Vermögen  war  ich  grundsätzlich  gegen  die  im  Deutschen 
Reiche  so  beliebt  gewordene  Steuerart.  Sieht  man  aber  in 
die  Steuerbelastung  der  Landwirtschaft  durch  Einkommen  und 
Ertragssteuer  tiefer  herein,    lernt  man    aus    den    traurigen  Erfah- 
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rungen  der  Kriegszeit,  wie  bei  all  dem  Elend  und  Hunger  die 
Landwirtschaft  ihr  Monopol  ausgebeutet  hat,  ohne  daß  es  der 
Staat  wagen  konnte,  diese  Konjunktur  steuerlich  auszunützen, 
dann  bleibt  nichts  übrig  als  gegen  alle  Bedenken  der  Steuerge- 
rechtigkeit die  einseitige  Wertzuwachssteuer  anzunehmen,  wie  es 
Neumatm'^)  getan  »zur  Ausgleichung  der  Versäumnisse  der  Ein- 
kommensteuer und  der  durch  Steuerbevorzugungen  bei  den 
Katastersteuern  hervorgerufenen  Ungleichheiten. « 

Auf  diese  Begründung  hat  auch  Gerloff  \n  seiner  kleinen,  ver- 
dienstvollen Studie  :  Die  Wertzuwachssteuer  in  Literatur  und  Ge- 
setzgebung in  Schmollers  Jahrbuch  *)  hingewiesen.  Ich  stimme  ihm 
zu,  wenn  er  behauptet,  daß  diese  Steuer  zu  einem  »Prüfstein«  ge- 
wisser Aufgaben  der  Steuertheorie,  zu  einer  tiefgehenden  Kritik  der 
Steuersystematik  hätte  benutzt  werden  können.  Unsere  Theorie 
über  das  neue  »Reichsbesitzsteuersystem«  ist  noch  arm  und  die 
Kritik  der  Lehrbücher  über  die  Wertzuwachssteuer  und  über  die 
übrigen  Glieder  des  Systems  ist  sehr  zaghaft.  Conrad-Gehrig 
bringt  eine  ziemlich  breite  Darstellung  über  die  Entstehung 
und  den  Ausbau  der  Steuer ;  er  kommt  auf  sie  bei  den  Auf- 
gaben der  Kommunalbesteuerung  zurück,  betont  dort  richtig,  daß 
der  wirtschaftliche  Steuergrund  und  damit  die  Abgabe  in  vielen 
Kommunen  überschätzt  wurde,  auf  welchen  Grund  nach  meiner 
Ansicht  auch  die  mißglückte  Einführung  im  Reich  zurückzuführen 
Aväre.  Striitz^)  drückt  es  glimpflich  so  aus,  daß  die  Wertzu- 
wachssteuer als  Reichssteuer  keine  Vorzüge  hat,  »die  es  verlohn- 
ten, unser  verfahrenes  sogenanntes  Reichs-Besitzsteuersystem  durch 
sie  zu  bereichern.« 

Viel  zu  wenig  wird  betont  und  oft  in  der  reichen  Literatur 
ganz  vergessen,  daß  keine  der  neuen  Steuern  die  Judikatur  und 
mit  ihr  die  kasuistische  Literatur  in  der  weiten  Ausdehnung  in 
Anspruch  genommen  hat,  wie  die  Wertzuwachssteuer;  es  ist 
dies  eine  Folge  der  Sorglosigkeit  und  Kurzsichtigkeit  der 
Steuersatzungen  und  des  fruchtbaren  Bodens  für  die  »juristisch- 
logische«*) Arbeitsmethode,  die  den  Advokaten  Arbeit  und 
Einkommen,  den  Steuersubjekten  große  Kosten  und  Sorgen 
schafft.     In  diesen  beiden  Richtungen  ist  diese  Steuer    das   rich- 


i)  Die  Wehrsteuer,  Finanzarchiv,  IV.  Jahrg.,   i.   Bd.,   1887,  S.    109. 

2)  37.  Jahrg.,  3.  Heft,    1913,  S.  401  tf. 

3)  Betrachtungen  zur  Reichszuwachssteuer,  Berlin,  Carl  Heymann  19 10,  S.  57. 

4)  Vgl.  meine  Gebührenliteratur:  Finanzarchiv  XIV.  Jahrg.  1897,  i.  Bd.,  S.  465 
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tige  Bild  für  das  kommunale  I<'inanzwesen  Deutschlands.  Die  bit- 
tere, zum  Teil  selbstverschuldete  Not  und  die  neue  Erscheinung 
des  rücksichtslos  darauf  losgehenden  Kommunalsteuerfiskalismus, 
der  nach  dem  alten  Muster  nimmt,  wo  er  etwas  findet,  je  bequemer 
desto  willkommener  und  schärfer,  haben  eine  Unzahl  von  Steuer- 
methoden und  Steuerzuständen  geschaffen,  die  es  gewiß  recht- 
fertigen, der  Sache  auch  im  Lehrbuche  Raum  zu  geben,  meinet- 
wegen in  einem  besonderen  Abschnitt.  Die  großgewordene  Kom- 
munalsteuertheorie vergißt,  daß  die  Finanzen  und  die  Steuern 
als  die  weiten  Kategorien  erscheinen,  in  denen  bei  den  Prinzipien 
und  einzelnen  Lehren  die  Frage  nach  den  einzelnen  aktiv  berechtigten 
Steuersubjekten,  unter  diesen  nach  den  kommunalen  Verbänden  sich 
von  selbst  ergibt.  Wenn  wir  das  Wesen  der  Steuer  und  Ge- 
bühr, ihre  wirtschaftlichen,  sittlichen,  rechtlichen  Gründe,  die  Na- 
tur und  Größe  der  Steuer  als  Last  untersuchen  und  darstellen, 
so  ist  es  in  der  Hauptsache  gleichgültig,  wessen  Einnahmen  die 
Schuld  zufließt.  Ob  das  öffentliche  Unternehmen,  das  Monopol, 
die  öffentlichen  Abgaben  den  Staat  oder  einen  engeren  Verband 
nähren,  ändert  im  Wesen  wenig  an  den  wesentlichen  Dingen. 

Kommen  wir  in  der  systematischen  Forschung  auf  sachliche 
Unterschiede,  die  anders  im  Staat,  anders  in  einem  anderen  so- 
zialen Körper  geartet  sind,  so  hat  die  Wissenschaft  die  Diffe- 
renzierungen zu  untersuchen  und  festzustellen.  Wir  streiten  um 
das  Vorherrschen  des  Grundes  von  Leistung  und  Gegenleistung 
in  der  Gemeindebesteuerung.  Schanz  hat  in  seiner  Untersuchung 
zur  Frage  des  Steuerprinzips  bei  den  Gemeindesteuern  i)  die 
Sache  erledigt.  Seit  der  Miquelschen  Ordnung  der  direkten 
Steuern  in  Preußen  wird  vielfach  aus  den  Tatsachen  eine  Theorie 
gemacht,  die  Ertragssteuern  gehören  den  Kommunalverbänden. 
Die  ältere  Theorie  hat  mit  vieler  Berechtigung  die  Luxussteuer 
den  Gemeinden  zugewiesen.  Die  städtischen  Grundstückssteuern 
und  Unternehmungen  spielen  heute  eine  große  Rolle  in  der 
großgewordenen  Kommunalsteuertheorie.  Im  Systeme  und 
namentlich  im  Lehrbuch  und  Grundriß  leugne  ich  ihre  selbstän- 
dige Stellung  im  besonderen  Teil.  Wir  haben  an  dem  Beispiel 
von  Wagne)'  davon  gesprochen  2),  daß  der  besondere  Teil  auch  in 
der  Form  darstellbar  ist,  was  in  den  einzelnen  Großstaaten  an 
Steuern  und  Einrichtungen  gilt. 

i)  Finanzarchiv,  32.  Jahrg.,    i.  Bd.,    1915,  S.  54  ff. 

2)  In  meiner  Untersuchung:  Stand  und  Wert  der  deutschen  Finanzvvissen- 
schaft,  a.  a,  O.  S.   356  ff. 
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Dort  wird  man  konsequent  auch  von  den  im  einzelnen 
Staate  herrschenden  Kommunalsteuersysteme  und  den  ein- 
zelnen Gliedern  handeln.  Diese  Methode  hat  gewiß  manchen 
Vorteil.  Das  Beispiel  hat  aber  keine  Nachahmer  gefunden, 
meiner  Ansicht  nach  mit  Recht,  weil  in  den  üblichen  Systemen 
der  besondere  Teil  mit  den  einzelnen  Steuern  als  Einteilungs- 
grund die  wissenschaftliche  Aufgabe  entschieden  besser  löst. 
In  dieser  Systematik  gehört  also  dem  Wesen  und  den  Grund- 
sätzen nach  die  Lehre  von  den  kommunalen  Finanzen  in  den 
allgemeinen  Teil,  in  das  Kapitel  der  aktiven  Steuersubjekte  und 
die  Ausführung  in  den  besonderen  Teil  bei  den  einzelnen  Steuern 
und  Einrichtungen.  Ich  kann  zugeben,  daß  die  gegenwärtige 
sachliche  Bedeutung  und  die  Unübersichtlichkeit  des  weiten 
Anwendungsgebiets,  also  rein  praktische  Gründe  zu  einer  an- 
hangartigen Zusammenfassung  an  einer  Stelle  verlocken. 

Im  Lehrbuch  und  erst  recht  im  Grundriß  heißt  es  dann  ein  System 
der  Darstellung  und  namentlich  der  Gliederung  schaffen,  das  Klar- 
heit und  Uebersichtlichkeit  darbietet.  Die  6.  Auflage  setzt  sich 
über  das  Gebot  der  Selbstbeschränkung  und  der  Raumbeachtung 
hinweg,  bringt  über  den  Gegenstand  39  Seiten,  die  man  in  einer 
Zeitschrift  als  Studie  über  das  kommunale  Finanzwesen  gelten 
lassen  möchte,  die  aber  didaktisch  ungenügend  ist,  weil  die  Prin- 
zipien zu  wenig,  die  Einzelheiten  zu  viel  hervortreten,  die  Beherrschung 
über  die  Sache  dem  Leser  nicht  erleichtert  und  vermittelt  wird.  Und 
in  der  Technik  greift  plötzlich  der  Abschnitt  zu  Anmerkungen 
und  Verweisungen  auf  frühere  und  spätere  Bezugsstellen,  der 
Auswahl  aus  der  Statistik  fehlt  der  Conrad%c\\&  Blick  für  das 
Wichtige  und  Interessante  und  Charakteristische,  und  den  Gegen- 
stand selbst  finden  wir  dann  noch  einmal  im  historischen  Rück- 
blick, z.  B.  die  Einnahmen  der  Kommunalverbände  (S.  386  ff.), 
wie  denn  der  Zuwachs  in  diesem  Abschnitt,  der  Sachsen,  Bayern 
und  das  Deutsche  Reich  betrifft,  reichlich  Verweisungen  auf  die 
frühere  Darstellung  und  Wiederholungen  bringt,  vielleicht  nach 
der  Sache  bringen  muß. 

Dieser  Abschnitt  ist  auf  100  Seiten  angewachsen,  ist  kein 
Anhang  mehr,  sondern  ein  zweiter  besonderer  Teil.  So  einen 
Luxus  kann  sich  auch  das  Lehrbuch  nicht  bieten  und  man 
darf,  wenn  für  die  Vergangenheit  ein  Viertel  des  Buches  von 
100  Seiten  in  Anspruch  genommen  wird,  mit  Berechtigung  eine 
wirkliche  Steuergeschichte    verlangen.     Und    wie    in    der  Anlage 
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an  dem  ursprünglichen  Plane  des  Grundrisses  nicht  mehr 
festgehalten  wurde,  so  geschah  es  auch  bei  der  Ausführung. 
Was  der  gewiß  verdiente  Stadtrat  Boldt  in  der  Frage  des  ge- 
meinen Wertes  bei  der  Grundsteuer  oder  bei  einer  anderen  ge- 
sagt hat,  interessiert  den  Studenten  nicht,  es  kann  nicht  den  ge- 
wünschten Eindruck  machen;  wohl  könnte  die  wissenschaftliche 
Lehrmeinung  von  Wagne7'  oder  Schanz  an  einer  Stelle,  an 
der  mit  dem  Raum  zu  sparen  ist,  manche  weitere  Auseinan- 
dersetzung überflüssig  machen.  Der  Autorität  wohnt  ein  gutes 
Stück  Beweiskräftigkeit  inne.  Die  gute  Ueberlieferung  des 
Grundrisses  hat  die  6.  Auflage  aufgegeben,  wenn  sie  die  Seiten 
mit  absoluten  Zahlen  spickt,  die  den  Leser  in  der  Menge  gar 
nicht  anregen  können.  Was  der  Student  oder  der  wenig  Geübte 
mit  dem  Ergebnisse  einer  speziellen  privaten  Untersuchung  in  der 
Frage  der  Steuerbelastung  für  Halle  (auf  S.  387)  anfangen  wird, 
läßt  sich  im  allgemeinen  nur  so  sagen,  daß  der  Denkende  wohl 
einwenden  wird,  der  eine  Fall  könne  doch  nicht  Beweis 
machen,  der  Bequeme  sich  gewöhnen  wird,  die  Statistik  zu 
ignorieren. 

Volks-  und  staatswirtschaftliche  Erziehung  und  Bildung  in 
der  Führerschaft,  in  den  breiten  Volksschichten  sind  erstes  Er- 
fordernis, um  über  die  entsetzliche  Katastrophe  hinauszukommen, 
in  die  der  Novembersturm  das  Deutsche  Reich  und  dessen  Volk 
erbarmungslos  gestürzt  hat.  Auf  lange  hinaus  werden  staats- 
bürgerliche Pflichten  und  Lasten  das  Volk  schwer  bedrücken. 
Weisheit  in  der  Führung,  Bildung  im  Volke  werden  den  Sinn  für 
soziale  Pflichten  heben  und  mit  ihm  den  großen  unausbleibbaren 
Druck  der  steuerlichen  Opfer  mildern.  Hierzu  brauchen  wir 
obenan  gute  Lehrer  und  gute  Bücher.  Der  Grundriß  von  Con- 
rad in  den  ersten  Auflagen  erscheint  mir  als  ein  gutes  Bildungs- 
mittel. Auf  ihn  kann  die  Kritik  das  schöne  Gleichnis  des  Dich- 
ters aus  dem  West-östlichen  Divan  anwenden : 

Herr,  laß  dir  gefallen 
Dieses  kleine  Haus ! 
Größre  kann  man  bauen, 
Mehr  kommt  nicht  heraus. 

Die  nächste  Auflage  steht  vor  der  schwierigen  Wahl,  die  ursprüng- 
liche Aufgabe  und  das  nicht  leicht  erreichbare  erste  Ziel  wieder  auf- 
zunehmen oder  den  weiteren  Schritt  zu  versuchen,  anstelle  des 
Grundrisses    unter  Benützung    des   gut    verwertbaren    besonderen 
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Teiles  und  Ausgestaltung  der  Richtlinien  für  einen  grundlegenden 
allgemeinen  Teil  ein  neues,  gutes  Lehrbuch  zu  schaffen.  Die 
neue  schwere  Zeit  wird  gebieterisch  die  stärkere  Betonung  des 
Moralischen  und  Sozialen  verlangen.  Das  wird  nach  den  Forschungen 
und  Richtungen  der  deutschen  Finanzwissenschaft  in  der  Blüteperiodc 
nicht  schwer  werden.  Nicht  weniger  muß  das  Werk  das  wirkliche, 
das  reale  Finanzleben  mit  seinen  Riesenaufgaben  pflegen.  Große 
Arbeit  ist  da  zu  leisten.  Der  Weg  ist  aber  vorgezeichnet.  Für 
das  gute  Werk  brauchen  wir  obenan  die  Liebe  und  den  Fleiß, 
die  unseren  Meistern  in  so  hohem  Grade  eigen  waren. 

III. 

Dem  »Handbuche  des  öffentlichen  Rechts«  verdanken  wir 
das  bekannte  Werk  von  Philippovich,  den  >  Grundriß  der  poh- 
tischen  Oekonomie«,  dessen  I.  Band,  Die  allgemeine  Volkswirt- 
schaftslehre, bereits  1893  erschienen  ist.  Der  Volkswirtschafts- 
politik I.  Teil  kam  1899,  der  2.  Teil  im  Jahre  1907.  Die  Ver- 
breitung dieses  Werkes  ist  bekanntlich  eine  sehr  große,  die  ein- 
zelnen Bände  haben  mehrfache  Neuauflagen  erlebt.  Auf  die  Er- 
gänzung, auf  die  Finanzwissenschaft  haben  wir  lange  gewartet. 
Lotz  hat  sie  geschrieben,  im  Kriegsjahre  1917  ist  sie  zur  Welt 
gekommen.  Wahrscheinlich  wäre  ihre  Beurteilung  eine  andere 
gewesen,  wäre  sie  früher  gekommen,  zu  einer  Zeit,  da  die  Finanz- 
sorgen noch  nicht  in  der  fürchterlichen  Größe  vor  uns  standen. 
Wir  können  uns  denken,  daß  wir  in  Friedenszeiten  mit  der  ins 
einzelne  gehenden  Gelehrsamkeit  und  mit  dem  Leitmotiv  nicht 
gehadert  hätten,  das  die  Finanzpolitik  und  das  Seinsollende  aus 
dem  Tempel  der  Wissenschaft  jagt.  Aber  heute,  wo  wir  Weis- 
heit, Klarheit,  Tatkraft  und  Tüchtigkeit,  neue  Ideen  und  Gedan- 
ken brauchen,  die  uns  den  richtigen  Weg  weisen  sollen,  läßt  uns 
das  Buch  ratlos  stehen;  heute,  da  bei  der  schwierigen  Aufgabe  uns 
Glaube  und  Vertrauen  auf  die  Leistungen  der  deutschen  Finanz- 
wissenschaft auf  unseren  Wegen  stützen  sollen,  können  wir  uns 
nicht  mit  unfruchtbarem  Methodenstreit,  negativer  Kritik  und 
mit  Steinwürfen  auf  die  deutsche  Wissenschaft  freuen. 

Es  ist  ja  nicht  ganz  neu,  dieses  sichere  Drahtseil  zur  Erklimmung 
reinster  und  höchster  Höhen  der  »reinen«  Theorie.  In  der  National- 
ökonomie ist  eine  breite  Literatur  vorhanden.  Um  die  Finanz- 
wissenschaft als  richtige  Wirklichkeitswissenschaft  hat  sich  der 
deutsche  Methodenstreit  in  der  Hauptsache  nicht  gedreht.    Selbst- 
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verständlich  hat  es  auch  in  der  Blüteperiode  keine  Einigkeit  ge- 
geben. Ich  erwähne  nur  als  Beispiel  das  Buch  von  Sax:  »Die 
Grundlegung  der  theoretischen  Staatswirtschaft«  (1887),  das  eine 
Vervollständigung  der  Doktrin  durch  eine  Theorie  der  Staats- 
wirtschaft exakter  Richtung  versucht  hat.  Dieser  und  andere 
Versuche  sind  in  der  deutschen  Wissenschaft  im  großen  und 
ganzen  ergebnislos  geblieben.  Um  diese  Zeit  haben  sich  die 
Nichtdeutschen  in  bunter  Gesellschaft  zusammengefunden,  um 
der  deutschen  Finanzwissenschaft  überlegen  am  Zeug  zu  flicken 
und  die  nirgendswo  erreichten  Leistungen  mit  Methodenfehlern 
kritisch  herabzusetzen,  und  in  welcher  Weise  !  Es  ist  sehr  lehrreich, 
in  Kaizh  Finanwissenschaft  die  als  Anhang  zum  §  3  abgedruckten 
Angriffe  und  Verspottungen  Lorias  nachzulesen,  die  alle  schönen 
Eigenschaften  ausweisen,  nur  nicht  die  der  Richtigkeit.  Und  noch 
charakteristischer  ist  es,  daß  Kaizldie.  temperamentvolle  K.x\X\\iLorias 
abdruckt  als  wirkungsvollen  Beweis  für  die  eigene  Anschauung; 
aber  an  anderer  Stelle,  in  einer  selbständigen  Kritik  ^)  kommt 
er  dazu,  nicht  nur  von  >den  zahlreichen  ausgezeichneten  Eigen- 
schaften« Lorias  zu  sprechen;  sie  werden,  so  heißt  es  dort, 
»vielleicht  nur  durch  einen  Fehler  geschmälert,  und  der  ist  die 
Folge  seines  jugendlichen  Alters«.  Man  kann  bezüglich  des  Ur- 
teiles  Lorias  über  die  deutsche  Finanzwissenschaft  mehr  sagen, 
als  Kaizl  in  der  Kritik  anführt.  Mir  genügt  die  Betonung  »der 
rücksichtslosen  Verallgemeinerung  mit  Hintansetzung  der  gebo- 
tenen Vorsicht  und  Ruhe«.  Starke  Uebertreibung  macht  die 
Kritik  wirksamer,  aber  nicht  wahrer  und  ehrlicher.  Und  die  Ent- 
deckung der  Lehre  von  der  Abhängigkeit  alles  Geschehens  war 
wohl  vor  dem  jungen  Loria  da.  Noch  ein  paar  Jahre  zuvor  hat 
Kaizl  festgestellt,  was  die  Finanzwissenschaft  der  deutschen  Arbeit 
verdankt;  es  ist  wohl  etwas  mehr  als  der  Stoff  zu  billigen  Kritiken. 
Die  Veränderlichkeit  der  Anschauungen  in  der  Finanz  und  mit 
ihr  der  Gesetze,  die  Bedingtheit  von  wirtschaftlichen  und  gesell- 
schaftlichen Verhältnissen  und  Zusammenhängen  hat  nicht  erst 
Wagner  gelehrt  und  die  Geltung  des  Historisch-relativen  finden 
wir  fast  in  jedem  Kapitel  der  Wagnerschen  Steuerlehre.  Und, 
wenn  Masao  Kannte  später  im  Finanzarchiv  (XXV.  Jahrg.  2.  Bd 
1908,  S.  I  ff.)  an  die  Schwächen  der  deutschen  Finanzwissenschaft 
und  an  die    genannte  Kritik    anknüpft  und    »Betrachtungen  über 

i)  lieber    Lorias    la    theoria     economica    della    costitutione    politica,     Jahrb. 
f.  Nationalük.  und  Statistik  N.  F.    15.  Bd.,  Jhrg.    1887,  S.  427. 


Wo  steht  die  deutsche  Finanzwissenschaft?  ^qj 

das  Prinzip  der  Steuer«  anstellt,  die  zu  dem  großen  Lehrsatz 
führen:  >Das  Steuersystem  soll  in  einer  Weise  aufgebaut  sein, 
die  am  besten  geeignet  ist,  das  gesamte  Interesse  des  Staates  (?) 
zu  fördern«  —  alles  andere  sind  Unterprinzipien,  also  auch  die 
bisher  gebrauchten  Prinzipien,  welche  auf  der  Gerechtigkeit  usw. 
als  grundlegendes  Moment  aufgebaut  sind,  so  ist  jetzt  das  oberste 
Prinzip  klargestellt,  der  gründliche  Logiker  und  Systematiker 
mußte  erst  aus  Japan  den  Deutschen  zur  Hilfe  kommen !  Ich 
möchte  den  Herren  Kritikern  dieser  Art  einen  kleinen  Spruch 
ins  Stammbuch   schreiben,    den    ich    unserem  Goethe    verdanke: 

>Und  warum  geht  es  nicht 

In  solchen  Sachen  ? 

Es  meint  jedermann, 

Er  könn'  es  machen. 

Und  wenn  er's  machen  soll, 

Kann  er's  nicht  machen.« 

Dies  ist  auch  mein  Urteil  über  die  Finanzwissenschaft  von  Lotz. 

Hören  wir  nun  den  neuen  Ankläger  in  den  einzelnen  Punk- 
ten! In  dem  §  2,  der  von  der  >Methode«  handelt,  werden  einige 
Grundsätze  gelehrt,  die  auch  die  verlästerte  Methode  teilen  kann 
und  befolgt:  »Die  Verwaltung  eines  öffentlichen  Haushaltes  ist 
eine  Kunst,  ohne  technische  Kenntnisse  sind  die  Probleme  dieser 
Kunst  nicht  zu  lösen.«  »Aber  auch  der  Finanzpolitiker  bleibt 
ohne  Genie  mit  bloß  technischer  Schulung  ein  mittelmäßiger 
Routinier.«  Ganz  richtig,  das  zeigt  die  Geschichte  von  Theorie 
und  Praxis  der  Finanz  für  die  letzte  Vergangenheit  und  die 
iüngste  Gegenwart.  »Voraussetzung  einer  wissenschaftlichen  Be- 
wältigung des  technischen  Stoffes  ist  in  der  Finanz,  ebensogut 
wie  in  der  angewandten  Chemie  oder  Maschinenbaulehre  oder 
Forstwissenschaft,  daß  Tatsachen  und  praktische  Erfahrungen  ge- 
sammelt, geprüft  und  zu  Schlüssen  verwertet  werden.«  Richtig 
ist  zu  einem  Teile  noch  der  Satz:  >Es  gibt  keine  ewig  gültigen 
Rezepte  in  der  Finanzwissenschaft.«  Das  Subjekt  der  Finanz- 
wissenschaft, die  gesellschaftliche  Organisation,  ändert  sich  fort- 
während. Die  Kunstlehre  steht  in  Wechselbeziehungen  zu  ande- 
ren Erscheinungen,  die  sich  ebenfalls  verändern.  Lotz  deutet  hin 
auf  den  Zustand  des  privaten  Erwerbslebens,  dann  auf  die  poli- 
tischen und  sozialen  Klassenschichtungen;  diese  sind  natürlich  in 
jedem  Staate  verschieden  und  so  müßte  man  zu  der  Folgerung 
kommen,    daß  es  nicht  eine  Finanzwissenschaft  schlechthin,  son- 
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dern  nur  eine  deutsche,  englisclie  usw.  gebe.  >In  Wahrheit  ist 
es  sehr  wohl  möglich,  wissenschafthche  Gesetze  von  internatio- 
naler Geltung  aufzustellen.  Aber  diese  müssen  als  Erfahrungssätze 
unter  Berücksichtigung  der  wirtschaftlichen,  politischen  und  so- 
zialen Entwicklungsstufe  formuliert  werden.«  Die  Würdigung  der 
Zusammenhänge,  die  Vergleichung  der  Einzelvorgänge  kommt  zu 
allgemeinen  Ergebnissen.  Für  eine  gegebene  Stufe  der  Kultur 
lassen  sich  dann  auf  Gebieten,  in  denen  große  Gleichartigkeit 
der  Bedingungen  herrscht,  Lehrsätze  gewinnen,  die  ohne  weiteres 
in  verschiedenen  Ländern    für    die    gleiche  Zeit   anwendbar  sind. 

Den  Sätzen  kann  man  zustimmen;  sie  bringen  auch  nichts  Neues, 
die  Lehrbücher  gehen  in  der  Regel  davon  aus  oder  befolgen 
diese  Regeln.  Viel  richtiger  ist  es,  vom  idealen  Typus  und  dann 
von  der  Durchschnittstype  auszugehen.  Aber  für  die  Haupt- 
sache, die  Lots  am  Herzen  liegt,  kommt  etwas  anderes  in  Be- 
tracht. Die  nächste  Seite,  auf  der  die  letzten  Sätze  stehen,  be- 
ginnt mit  einem  Ausspruche,  der  mit  dem  vorgetragenen  Pro- 
gramm nicht  mehr  übereinstimmt.  Unmittelbar  an  die  Wechsel- 
beziehungen zwischen  politischen  Zuständen  und  den  Möglichkeiten 
der  Besteuerung  anschließend  finden  wir  den  wesentlichen  Punkt: 
»Die  Gerechtigkeit  ist  zwar  ewig  und  kann  sich  nicht  mit  ihren  Postu- 
laten  zu  Kompromissen  nach  Zeitumständen  herbeilassen.«  Also 
gibt  es  doch  etwas,  —  und  noch  dazu  Ewiges  und  Großes  — 
das  wir  kennen,  das  wir  nicht  besitzen,  das  wir  dann,  je  nach 
Temperament,  wünschen  oder  fordern.  Wem  Gerechtigkeit,  Wirt- 
schaftlichkeit kein  bloßes  Wort  ist,  der  wird  sie  fordern,  so  oft 
ihm  Ungerechtigkeit  und  Mißwirtschaft  begegnet.  Ich  fordere  die 
Steuergerechtigkeit,  weil  Steuerunrecht  der  verschiedenen  Art 
Uebel  schlimmer  Art  ist,  weil  es  meiner  inner.sten  sittlichen  Ueber- 
zeugung  entgegensteht  und  jede  Ordnung  stört.  Nun  weiß  ich 
allerdings  nicht,  wie  nach  Lots  Meinung  die  wahre  und  ewige 
Gerechtigkeit  der  Methode  nach  gefunden  wird,  ob  nach  seiner 
vorgetragenen  Methode  oder  nach  einer  anderen. 

Lots  anerkennt,  —  und  das  ist  das  Betrübende  und  das  Be- 
zeichnende —  daß  es  eine  Gerechtigkeit  in  diesen  Dingen  gibt  von 
einer  Wichtigkeit,  daß  man  sich  nicht  einmal  »zu  Kompromissen« 
in  den  Postulaten  herbeilassen  kann.  Ein  schärferer  Logiker  und 
Sprachmeister  als  Lots  es  ist,  würde  bei  der  Größe  dessen,  was 
in  Frage  steht,  natürlich  sagen,  daß  man  in  solchen  Fragen  zu 
»Kompromissen«   sich  nicht  herbeilassen    darf. 
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Wir  werden  auch  in  vielen  Abschnitten  des  Werkes  offen 
und  versteckt  Postulate  des  Autors  finden.  Wem  die  ewigen 
Wahrheiten  etwas  Heiliges,  das  letzte  große  Ziel  sind,  der  müßte 
einmal  lehren,  wie  die  Menschheit  zu  ihnen  gelangt  ist,  und  dann, 
unter  welchen  Bedingungen  sie  ausführbar  sind  und  warum  sie 
uns  immer  noch  unerfüllbar  bleiben.  An  die  ewige  Gerechtigkeit 
knüpft  Lota  den  Satz  unmittelbar  an:  >Gewisse  Postulate  der 
Gerechtigkeit  lassen  sich  jedoch  von  schwachen  Regierungen 
nicht  durchführen.«  Wie  wenn  es  niemals  starke  Regierungen 
gegeben  hätte,  wie  wenn  nicht  auch  die  Volksvertretungen  eine 
Macht  besessen  hätten,  die  die  Gerechtigkeit  durchzuführen  im 
Stande  gewesen  wäre !  Aber  zugegeben,  es  wäre  die  Methode 
des  PostuUerens,  des  Seinsollenden  so  schlecht  und  so  unzu- 
lässig, wie  Lotz  meint,  so  hätte  er  beweisen  müssen  und  nicht 
bloß  behaupten  dürfen,  daß  die  Erbsünde  aller  politischen  Wis- 
senschaften sich  in  der  deutschen  Finanzwissenschaft  so  oft  und 
in  solchem  Umfange  zeigt,  und  daß  dieses  Uebel  für  den  gegen- 
wärtigen Zustand  verantwortlich  zu  machen  ist.  Lotz  beweist 
nichts,  er  übertreibt  da,  wo  er  zu  einem  Teile  recht  hat.  Es  ist 
nicht  wahr,  daß  es  »kaum  ein  Gebiet«  gibt,  »auf  welchem  die  Ver- 
wilderung, welche  aprioristischer  Betrachtung  entspringt,  so  gefähr- 
lich ist  als  gerade  das  der  Finanzen«.  Wie  war  es  und  wie  ist 
es  in  der  Staatslehre.^  Wie  stand  es  und  wie  steht  es  mit  den 
Rechts-  und  Staatstheorien.?  Wie  wäre  es  geworden,  wenn  Lotz 
über  diese  Frage  Jellinek  oder  Stammler  nachgelesen  hätte  ?  Von 
seiner  Methode  wäre  nicht  viel  übrig  geblieben.  Alle  Vorstellung 
von  der  Finanz  und  der  Steuer  geht  vom  Recht  aus,  das  war,  das 
ist,  und  vom  Rechtsbildungsprozesse,  der  nicht  stillsteht.  Ein  Bei- 
spiel, das  Lotz  sonst  liebt,  ein  paar  Namen  und  Fälle,  wären  da  doch 
am  Platze,  wenn  man  keine  anderen  Beweise  erbringt.  Es  sind  ja 
die  meisten  Leser,  namentlich  die  jüngeren,  über  die  unerfreulichen 
Sünden  gegen  die  »reine«  Wissenschaft  nicht  unterrichtet.  Und 
die  große  Gefahr,  die  leugne  ich  für  die  Finanz,  und  Lotz  zeigt 
sie  nicht.  Die  »Verwilderung«,  soweit  sie  besteht,  hat,  wie  ich 
zeige,  ganz  andere  Gründe.  Wirkliche  »aprioristische  Betrach- 
tung« mag  man  mit  Recht  ans  Kreuz  schlagen,  aber  gefährlich 
ist  sie  nicht,  namentlich  auch  nicht  für  Lotz,  wenn  ich  die  Stelle 
richtig  verstehe.  Die  Würdigung  der  Zusammenhänge,  über  die 
ich  vorhin  referiert  habe,  ist  nach  unserem  Buche  »allerdings 
weit  schwieriger  als  ein  Spekulieren  über  aprioristische  Thesen«. 
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Und  daran  schließt  der  Satz  an:  Einfache  Rezepte,  die  man  ohne 
Nachdenken  überall  anwenden  kann,  kommen  nicht  heraus.  Ich 
weiß  nicht:  liegt  der  Nachdruck  auf  dem  i.,  auf  dem  5.,  6.  oder 
7.  Worte?  Aber  das  ist  doch  gewiß:  wenu  die  Rezepte,  die  man 
ohne  Nachdenken  überall  anwenden  könnte,  nicht  zu  erzielen 
sind,  so  ist  das  Fabulieren  in  aprioristischen  Thesen  doch  nicht 
so  gefährlich.  Aber  diese  Thesen  kommen  immer  wieder  und  es 
macht  Mühe,  Neues  herauszuschälen  über  die  Methode,  die  Lotz 
gelten  läßt.  Keine  Leidenschaft,  kein  Wollen,  das  Hauptziel : 
die  Wahrheit  dessen,  was  ist. 

Das  ist  hübsch.  Wir  andern  glauben  an  unsere  ernste, 
ehrhche  Wahrheit;  mit  schönen  Worten  ist  da  nichts  getan. 
Der  alte  Philosoph,  der  einmal  sagte,  daß  nicht  die  Dinge 
die  Erkenntnis  schwer  machen,  sondern  die  Meinungen  über 
die  Dinge,  hat  auch  in  unserem  Falle  recht.  »Wir  wollen 
es  ehrlich  versuchen,  Politik  und  Wissenschaft  streng  auseinander 
zu  halten.  Denn  es  kann  nicht  Aufgabe  der  Wissenschaft  sein, 
aprioristische  Forderungen zum  Ausgangspunkt  der  Beur- 
teilung staatlicher  Einrichtungen  zu  machen.«  Das  Erforschen 
der  Zustände,  insbesondere  das  der  Wirkungen  positiver  Gesetze, 
unberührt  von  unbewiesenen  Konstruktionen  und  persönlichen 
Meinungen,  der  Zusammenhänge  zwischen  den  Zuständen  im 
öffentlichen  Haushalt  und  im  gesamten  Leben  der  Völker,  das 
ist  so  ungefähr  das,  was  nicht  ist,  das  ist  das  neue,  löbliche  Ziel! 
Und  die  natürlichen  Folgerungen  für  die  Darstellung .?  Unzulässig 
ist  es,  Definitionen  aufzustellen,  die  nichts  anderes  als  ein  Pro- 
gramm, eine  bestimmte  Lehrmeinung  des  Verfassers  sind.  »Es 
muß  darauf  verzichtet  werden,  ein  Lehrgebäude,  luftig  und 
schwankend,  auf  Solldefinitionen  aufzubauen,  auf  Begriffen,  die 
nicht  aus  Erfahrung,  sondern  aus  irgend  w^elchen  Wünschen,  aus 
irgend  welchen  Meinungen  über  das,  was  sein  sollte,  abgeleitet 
worden  sind.«  Bis  auf  die  vielfachen  Wiederholungen  würde  auch 
das  Programm  recht  vernünftig  und  gut  klingen,  aber  Loria  hat 
es  ganz  anders  gesagt !  Für  den  aber,  der  seine  Wissenschaft 
und  namentlich  ihre  Mängel  und  Lücken  kennt,  stellen  sich  bei 
jedem  Satze  Fragen  und  Zweifel  ein.  die  die  Erwartung  auf  die 
Lösung  des  Programms  steigern.  Wir  werden  ja  sehen,  wie  Lotz 
seine  Grundsätze  anwendet  und  was  im  großen  und  kleinen  her- 
auskommt. 

Die  erste  praktische  Bedeutung  seiner  Methodenlehre  lernen 
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wir  bald  kennen.  Am  Schlüsse  des  Abschnittes  über  »Die 
finanzpolitische  Literatur  seit  Beginn  des  19.  Jahrhunderts« 
kommt  die  Nutzanwendung  bei  der  Würdigung  der  deutschen 
Finanzwissenschaft  unter  den  Gesichtspunkten  des  Autors  hervor. 
Auf  S.  58  heißt  es:  »In  der  Literatur,  die  sich  unter  dem  Ein- 
drucke der  politischen,  wirtschaftlichen  und  sozialen  Umwälzung 
der  letzten  Jahrzehnte  entwickelte,  war  zweierlei  möglich:  ein 
Streben,  auf  Grund  der  Beobachtung  der  Tatsachen  die  Wirkun- 
gen der  finanziellen  Maßregeln  auf  das  Erwerbsleben  und  auf  die 
einzelnen  Schichten  der  Gesellschaft,  insbesondere  die  Arbeiter- 
klasse, mit  allen  Hilfsmitteln  der  Forschung  zu  untersuchen  und 
zu  kritisieren,  und  zweitens  eine  mehr  publizistische  Richtung,  d.  h. 
ein  Postulieren  von  Reformen.  Das  letztere  ist  als  Anregung  der 
Politik  von  großer  Bedeutung  gewesen,  —  speziell  in  Deutschland 
ist  auf  diesem  Gebiete  der  Einfluß  von  Aä.  Wagnei-,  Schäjfle, 
Vocke^  Cohn,  G.  v.  Mayr  und  vielen  andern  auch  äußerst  wichtig 
und  wertvoll  gewesen,  —  aber  je  mehr  die  Betrachtung  sich  dem, 
was  sein  soll,  zuwendete,  um  so  mehr  entfernte  sie  sich  von  der 
Aufgabe,  die  Tatsachen  in  ihren  Ursachen  und  Wirkungen  zu 
analysieren.« 

Ich  muß  denn  doch  einfügen,  daß  diese  Aufgabe  auch  — 
und  gerade  von  den  Genannten  —  in  hervorragender  Weise  ge- 
pflegt und  gelöst  wurde,  und  daß  es  nach  dem  Sinne  dieses 
Satzes  und  nach  seinem  Gefüge  keinem  Zweifel  unterliegt,  daß  die 
angeklagte  »Betrachtung«  den  Genannten  zur  Last  fallen  soll. 
Gerade  sie  haben,  wo  sie  nach  dem,  was  sein  soll,  gesucht 
haben,  die  Tatsachen  in  ihren  Ursachen  und  Wirkungen  unter- 
sucht und  unsere  Erkenntnis  wesentlich  weiter  gebracht.  Diese 
Männer  waren  nicht  nur  gute  Politiker,  sie  waren  auch  mehr 
oder  minder  hervorragende  Dogmatiker. 

An  diese  Stärke  vergißt  Lotz  und  an  die  Politik  glaubt 
er  nicht.  Seine  Stärke  ist  die  Dogmatik  nicht;  das  wirkliche 
Finanzleben  kennt  er  nicht  und  so  ruft  er  an  allen  möglichen 
Stellen  des  Buches  nach  vollkommenen  Forschungsmitteln,  nach 
dem,  was  bewiesen  ist.  Da  tatsächlich  manches  erst  zu  er- 
forschen und  nachzuprüfen  ist,  vieles  aber  überhaupt  mit  unseren 
Mitteln  nicht  festgestellt  werden  kann ,  klagt  unser  Verfasser 
an  allen  möglichen  Stellen  über  das  Unerforschte,  über  Mangel 
an  Beweisen  und  Uebereinstimmung.  So  kommt  Lotz  zu  seiner 
Schlußfolgerung,     daß    ^die    Finanzwissenschaft    sich    zurzeit    in 
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Deutschland  mehr  als  in  anderen  Ländern  in  einem  Uebergangs- 
stadium  befindet«. 

Wie  richtig  meine  Anschauung  über  die  Gründe  ist,  die  Lotz  zu 
seiner  Meinung  gebracht  haben,  ersehen  wir  deutlich  auch  schon 
an  dieser  Stelle,  an  der  über  die  Literatur  gesprochen  wird.  Aus 
unserem  großen  Schatze  werden  nur  die  Monographien  von  Schanz, 
Newnann,  Gerloff,  Sehott,  Laspeyres  genannt.  Es  handelt  sich,  wie 
man  nur  vermuten  kann,  um  die  gewiß  vorzüglichen  Untersuchungen 
über  Steuerbelastungsfragen.  Aber  auch  sie  haben  ihre  Gegner, 
—  und  alles  andere  in  der  deutschen  Finanzwissenschaft?  So 
wie  Lotz  den  Zustand  als  Uebergangsstadium  ansieht,  »bei  wel- 
chem es  sehr  schwierig  ist,  objektiv  jeden  Autor  zu  charakteri- 
sieren«, verzichtet  er  darauf,  »die  Schriftsteller  seit  Anfang  des 
19.  Jahrhunderts  anders  als  in  einem  namentlichen  Verzeichnis 
aufzuführen ;  es  werden  hier  die  so  sehr  wertvollen  monographi- 
schen Untersuchungen  der  deutschen  und  ausländischen  Literatur 
noch  nicht  aufgeführt,  sondern  später  bei  den  einzelnen  Materien 
genannt,  dagegen  seien  einige  bekannte  zusammenfassende  Werke 
aufgeführt,  ohne  daß  dabei  Anspruch  auf  Vollständigkeit  ge- 
macht wird«.  Und  nun  folgen  1V2  Seiten  im  Kleindruck  die 
Werke  mit  Namen  des  Autors  und  Erscheinungsort  und  -jähr. 
Das  ist  die  Würdigung  der  deutschen  Finanzwissenschaft;  das  ist 
die  Anerkennung  und  der  Dank  für  ruhmreiclie  Forschung  einer 
Generation  genialer,  schafifensfreudiger  Männer  mit  einer  liebe- 
vollen Hingabe  für  die  Sache,  mit  eisernem  Fleiß  und  starker 
Schaffenskraft  in  einem  Maße,  das  unserer  Zeit  auf  diesem  Gebiete 
versagt  ist.  Röscher,  der  große  Kenner  der  deutschen  und  frem- 
den Literatur,  sagt^):  »Deutschland  ist  gegenwärtig  in  ähnlicher 
Weise  Hauptsitz  der  Finanzwissenschaft,  wie  zu  Anfang  unseres 
Jahrhunderts  die  allgemeine  Volkswirtschaftslehre  ihren  Hauptsitz 
in  Großbritannien  hatte.  Den  Meisterwerken  von  Rau,  L.  v.  Stein, 
Ad.  Wagner,  Schäffle  hat  das  Ausland  eine  ebenbürtige  Leistung 
wohl  nur  in  P.  Leroy-Beaulieu ,  Science  des  finances^),  gegen- 
überzustellen, eine  Folge  der  Deutschland  eigentümhchen  hohen 
Ausbildung  des  Staatsbeamtentums  wie  des  Universitätswesens, 
und  der  engen  Verbindung  zwischen  beiden,  welche  gleichfalls 
zu  den  deutschen  Eigentümlichkeiten  gehört.«  In  der  engsten  Aus- 


i)  System  der  Finanzwissenschaft,  4.  Aufl.   1894  S.   15. 

2)   Wagner  ist  bezüglich  dieses  Buches  anderer  Meinung;  vgl.   insbesondere; 
Finanzwissenschaft,  II.  Bd.  S.  143. 
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wähl,  die  wir  oben  wörtlich  angeführt  haben,  hat  Lot^  Röscher 
gar  nicht  genannt.  Das  »Verdienstvolle«  an  Röscher  als  Vertreter 
der  historischen  Schule  registriert  das  Kapitel  II  dieses  Abschnit- 
tes: >Die  historische  Schule«  mit  diesem  einzigen  Worte.  Bei  jedem 
neuen  Buche  ist  es  nicht  nur  interessant,  es  ist  ein  Teil  der 
Sache  und  der  Sachlichkeit,  wie  es  sich  zu  den  Vorgängern 
stellt.  Lots  wirkt  in  seiner  Subjektivität  nicht  anziehend,  viel 
mehr  abstoßend.  Seiner  Richtung  und  Methode  mag  er  über- 
all den  Vorzug  geben.  Aber  die  Bedeutung  eines  Stein  und 
Röscher  heißt  es  objektiv  anerkennen.  Wer  objektiv  genug  ist,  sagt 
Wagner  ^)  gerade  bei  den  Fragen,  die  ihn  von  Stein  und  Röscher 
trennen,  das  Berechtigte  und  Gute  anderer  Richtungen,  Metho- 
den und  Behandlungsweisen,  wenn  sie  nur  in  der  ihnen  eigen- 
tümlichen Art  wissenschaftlichen  Anforderungen  entsprechen,  an- 
zuerkennen, der  wird  mit  Dank  zu  Stein  und  Röscher  emporsehen, 
vorbehaltlich  aller  Selbständigkeit  seiner  Kritik. 

Für  die  subjektive  Auffassung  unseres  Autors  in  der  Frage 
des  Wertes  der  deutschen  Finanzwissenschaft  haben  wir  zwei 
Urteile  von  Gelehrten  ausgesucht,  die  von  Lotz  unter  den  Auser- 
lesenen angeführt  werden.  Vocke,  der  durch  sein  Werk  über  die 
britische  Besteuerung  seinen  Namen  zuerst  begründet  hat,  be- 
schränkt seine  schon  erwähnte  Uebersicht  über  die  Finanzlite- 
ratur in  der  Hauptsache  auf  die  deutsche.  Denn  es  ist  bekannt, 
so  sagt  Vocke'^)^  daß  es  eine  Finanzwissenschaft  doch  eigentlich 
nur  im  Gebiete  der  deutschen  Sprache  gibt.  An  einer  späteren 
Stelle  zollt  er  ,der  Gruppe  des  reinen  Liberalismus'  trotz  seines 
anderen  prinzipiellen  Standpunktes  Anerkennung,  weil  die  Ver- 
treter der  liberalen  Richtung  (Behr,  Krehl,  Jacob,  Bier  sack, 
Wirth,  V.  Hock,  Pfeiffer)  »durch  scharfsinnige  Kritik,  durch  das 
Bestreben,  die  rohe  Praxis  mit  einem  wissenschaftlichen  idealen 
Geiste  zu  beieben  und  zu  reinigen  und  durch  die  Betonung  ver- 
nünftiger und  sittlicher  Sätze  Verdienste,  und  zwar  zum  Teile 
sehr  bedeutende,  erworben  haben.«  Das  ist  wohl  auch  etwas.? 
>Die  Gründlichkeit,  wie  der  ideale  Zug  und  die  Folgerichtigkeit 
machen  die  Wissenschaft  und  durch  sie  ist  es  gekommen,  daß 
eine    Finanzwissenschaft    bekanntlich    eigentlich    nur    in  Deutsch- 


1)  Finanzwissenschaft  und  Staatssozialismus  mit  einer  Einleitung  über  Sterns 
und  Roschers  Finanzwissenschaft.  Zeitschrift  für  die  ges.  Staatsw.,  43.  Bd.  Jhrg. 
1887,  S.  63. 

2)  Die  Abgaben,  Auflagen  und   die  Steuer  usw.  S.  7  u.   19. 
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land  vorhanden  ist<.  Und  der  andere,  Georg  v.  Mayr,  der  ein 
guter  Kenner  und  aufmerksamer  Beobachter  des  Finanzlebens 
in  Theorie  und  Praxis  ist  und  gewissenhaft  mit  Mut  und  ge- 
rechtem Sinn  vor  > Abwegen«  gewarnt  hat,  sagt  in  der  Fest- 
schrift für  Albert  Schaff le:  Wesentlich  deutscher  Geistesarbeit  ist 
es  zu  danken,  daß  der  eine  Zweig  der  Haushaltlehre,  nämlich  die 
Lehre  vom  öffentlichen  Haushalte  oder  Finanzwissenschaft,  sich 
zu  einer  wohlausgebildeten  nationalökonomischen  Disziplin  ent- 
wickelt hat. 

In  der  Periode  des  Stillstandes  und  der  Ideenlosigkeit  un- 
serer Wissenschaft  hätte  man  uns  auf  ziemlich  bequeme  Weise 
überzeugen  können  von  dem  besseren  Stande  des  Gegenstandes 
in  anderen  Ländern.  Ein  alter  deutscher  Fehler  war  und  ist  es, 
das  Eigene  herabzusetzen,  zu  unterschätzen,  das  Fremde  zu  über- 
schätzen. Vom  Auslande  haben  wir  nur  Negationen,  kritische 
Exkurse  über  unsere  Leistungen,  nichts  von  großen  eigenen 
Schöpfungen,  Gedanken  und  Ideen  gehört.  Wir  hören  warmes 
Lob  der  Fremden  auch  in  unserem  neuen  Handbuch ;  wir  haben 
fleißig  nachgelesen,  aber  für  die  Gegenwart  und  in  wesentlichen 
Dingen  wenig  gefunden,  das  Deutsche  nicht  besser  oder  minde- 
stens ebensogut  gesagt  und  dargestellt  hätten.  Wie  liebevoll  Lotz 
Englisches  und  Italienisches  behandelt!  Dafi  England  dem  Frei- 
händler Ideal  wird,  können  wir  verstehen.  Objektiv  haben  wir, 
wenigstens  theoretisch,  da  nichts  zu  lernen,  praktisch  manches, 
was  sich  nicht  lernen  läßt.  Vergleichen  wir  englische  F'inanz  mit 
der  deutschen,  so  müssen  wohl  die  Tatsachen  in  erster  Linie 
berücksichtigt  werden :  der  alte  Reichtum,  der  praktische  Sinn 
des  Kaufmannes,  dem  Steuern  Spesen  sind,  und  die  ererbten, 
politischen  Eigenschaften,  gerade  und  ungerade.  Die  Finanz- 
theorie hat  da  leicht  zu  erklären,  hauptsächlich  dann  auch  dies  : 
die  finanziellen  Einrichtungen,  die  Steuern,  das  Steuersystem 
machen  es  nicht  allein.  Mit  Anbetung  und  Nachahmung  der 
Muster  ist  es  nicht  getan.  Das  Paradestück,  die  englische  Ein- 
kommensteuer, würde  in  einem  ärmeren  Lande  versagen.  Die 
Theorie  würde  erklären  :  mit  einem  Konglomerat  von  disparaten 
Prinzipien,  in  einem  unlogischen  System  von  Bestimmungen,  die 
einander  nicht  ergänzen  und  fördern,  kann  eine  Einkommensteuer 
nicht  gut  funktionieren.  Die  englische  Steuermoral  ist  meines 
Wissens  nicht  untersucht  worden.    Aus  den  Tatsachen,  die  jüngst 
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das  Gutachten  der  Fabian-Society^)  in  London  zutage  gefördert, 
kann  der  Fachmann  mit  Bestimmtheit  aussagen,  daß  die  Steuer- 
moral  bei  der  Einkommensteuer  alles  andere  als  beispielgebend 
erscheint.  Von  der  Erbsteuer  wissen  wir  es  länger.  Auch  der 
italienischen  Liebe  begegnen  wir  vielfach  und  werden  nicht 
unterlassen,  auf  diese  subjektive  Zuneigung  gelegentlich  aufmerk- 
sam zu  machen. 

Wir  haben  in  dem  methodischen  Hauptpunkt  von  Lotz  Be- 
gründung nur  soviel  wiederholt,  um  den  Lesern  die  Frage  nach 
der  Darstellung  der  strengen  Kritik  selbst  vorzulegen.  So  ge- 
winnen wir  auch  die  Kenntnis  von  den  Mitteln  der  Darstellung 
und  Argumentation  des  Autors.  Der  Gründe  gibt  es  wenige,  mehr 
ein  starkes  Postulieren,  ein  kategorisches  Soll,  das  durch  sein 
häufiges  Auftreten  nicht  beweiskräftiger  wird. 

»Dem  Ausweisungsbefehle  gegen  die  Steuerpolitik  vermögen 
wir  keine  Folge  zu  geben«,  antwortet  Schaff le  seinen  Richtern 
in  den  »Steuern«.  Er  ist  im  Recht.  Wir  haben  obenan  einen  ein- 
fachen Grund.  Wer  immer  die  Theorie  und  Praxis  der  Besteue- 
rung um  die  Mitte  mit  dem  Ende  des  19.  Jahrhunderts  ver- 
gleicht, der  muß  mir,  auch  wenn  er  Freihändler  ist,  zugestehen, 
daß  die  Fortschritte  qualitativ  und  quantitativ  bedeutende  sind. 
Vielleicht  besinnt  sich  der  Ankläger  an  mancher  Stelle,  und  wäre 
es  nur  im  besonderen  Teile,  daß  in  der  deutschen  Wissenschaft 
eine  geraume  Zeit  fleißig  und  ehrbar,  auch  kritisch  und  dog- 
matisch gearbeitet  wurde,  und  daß  es  bei  den  ärgsten  Ketzern 
in  manchem  schönen  Kapitel  sachliche  Fortschritte  gibt  und 
wir  doch  heute  etwas  klarer  in  den  Stoff  hineinschauen  als  selbst 
Rau.  Die  strengen  Gegner  vergessen  vor  allem,  daß  das  ganze 
Beobachtungsgebiet  im  wirklichen  Leben  liegt  und  Leben  hat. 
Auf  der  ganzen  Linie  der  Rechtswissenschaften  beruht  der  un- 
geheuere Fortschritt  des  19.  Jahrhunderts  auf  der  de  lege  ferenda 
Tätigkeit  der  einzelnen  Rechtsdisziplinen.  Mit  dem  vorzüglichen 
Rüstzeug  juristischer  Forschung  setzt  der  Dogmatiker  kritisch 
ein,  prüft,  lobt  und  tadelt,  immer  den  Fortschritt  im  Auge  und 
das  eine  Ziel:  Recht  und  Gerechtigkeit.  Aus  dem  Rechtsbegrifif 
oder  Rechtsinstitut,  aus  dem  System,  aus  der  Beobachtung  des 
Lebens,  aus  der  Statistik,  aus  der  Rechtsvergleichung  kommt  er 
zum  Urteile    über    geltendes    Recht.     Die   lex    lata    ist   gut  oder 

i)  Wie  bezahlen  wir  den  Krieg?,  übersetzt  von  E.  Jafc-Richt/w/en,  Duncker  & 
Humblot  191 8. 

Zeitschritt  für  die  ges.  Staatswissensch.     1919.     4.  33 
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schlecht.  Das  befriedigt  nicht,  das  genügt  nicht.  Das  wäre  eine 
traurige  Wissenschaft,  die  das  Uebel  feststellt  und  nicht  heilen 
will,  wo  sie  es  kann. 

Die  traurigen  Erfahrungen  mit  persönlichen  Steuern  führten 
zu  Objektsteuern.  Die  Ertragssteuern  haben  fast  das  ganze 
19.  Jahrhundert  beherrscht.  Genaue  Beobachtung  hat  gezeigt, 
daß  sie  nicht  ergiebig  für  den  Staat,  viel  zu  starr  und  in  ihrer 
Wirkung  auf  die  Steuersubjekte  ungleich  sind.  Damit  hätte  die 
Doktrin  ihre  Arbeit  beendet?  Wenn  man  die  Weiterbildung,  auf 
die  es  wohl  ebenso,  vielleicht  noch  mehr  ankommt  als  auf  wis- 
senschaftliche Beschreibung,  Analyse,  Abstraktion,  Bildung  theo- 
retischer Lehrsätze,  besonders  behandelt  und  mit  der  besonderen 
Art  der  Prüfung,  mit  der  tätigen  Kritik,  besonders  bezeichnet  und 
Politik  nennt,  so  ist  formal  nichts  dagegen  einzuwenden. 
Man  übersieht  dabei  das  Sachliche,  vor  allem  dies:  Das,  was 
heute  wirklich  ist  und  gilt,  war  der  Vergangenheit  ein  Seinsollen- 
des. Die  Theorie  ist  mangelhaft,  die  die  schrittweise  Fortent- 
wicklung der  Idee  zur  Tat  und  von  der  Tat  zur  neuen  Idee  nicht 
aufzeigt.  Und  wenn  wir  glauben,  daß  die  Menschheit  durch 
Wissenschaft  und  Arbeit  fortschreitet  zur  Wahrheit  und  Gerech- 
tigkeit, dann  erscheint  es  gegen  den  Sinn  dieses  Fortschrittes, 
bei  der  Gegenwart  Halt  zu  machen.  Der  Teil  der  geistigen  Ar- 
beit, die  zeigt,  was  im  einzelnen  und  im  System  anders,  besser 
sein  soll,  ist  wissenschaftliche  Arbeit  mit  einer  anderen  Auf- 
gabe, aber  der  gleichen  Art,  mit  dem  gleichen  Geisteskapital 
und  Hilfsmitteln.  Das  haben  wir  gehört;  selbst  der  tüchtige 
Dogmatiker  versagt,  wenn  sein  Genie  und  seine  Phantasie  ver- 
sagt. Und  praktisch  das  Wesentlichste !  Fehlt  eins  oder  das 
andere,  praktische  oder  theoretische  Kritik  wird  mit  dem  Unzu- 
länglichen fertig.  Die  Theorie  geht  über  haltloses  Aprioristisches 
und  über  schiefes  Seinsollendes  zur  Tagesordnung  über,  wie  sie 
die  inhaltlosen,  rein  äußerlichen  BegrifTe  der  »reinen«  Theorie 
von  Lotz^  wie  seine  Einteilung  der  Steuern  und  den  Verkehrs- 
steuertyp, in  dem  die  Gebühren  Platz  finden,  ohne  Sang  und 
Klang  begraben  wird. 

Ueber  die  ja  nicht  neue  Strömung  in  der  Wissenschaft  hat 
Schäffles'^)  Genie  kurz  und  gut  gesagt:  sie  habe  ihm  soeben 
Nasenrümpfen    und   offene  Verweise    derer  eingebracht,    die  sich 


1)  Zeitschr.  f.  die  ges.   Staatsw.   1S83,  Jhrg.  39,  2.  Heft  S.  274. 
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selbst  als  Priester  der  »reinen  Wissenschaft«  ordiniert  haben. 
Schäffle  ist  trotz  alledem  der  Meinung,  daß  sämtlichen  Disziplinen 
der  Sozialwissenschaft  nicht  bloß  das  Wissen  vom  » naturnotwen- 
digen« Geschehen  und  Zusammensein,  sondern  auch  und  ent- 
schieden vorwiegend  das  Wissen  vom  zweckbewußten  Handeln 
und  Machen,  vom  Wollen  und  Sollen,  vom  selbsttätigen  Zusam- 
mensein in  sittlicher  Gemeinschaft  obliegt.  Teleologie  gewinnt 
neben  der  Kausalforschung  breiten  Raum  in  jeder  Sozialwissen- 
schaft, wie  man  bald  wieder  allgemein  zugeben  wird.  Schäffle 
wenigstens  kann  nicht  von  der  Ansicht  lassen,  daß  jene  »reine« 
Wissenschaft,  welche  dem  teleologischen,  also  auch  dem  poli- 
tischen Forscher  auf  dem  sozialwissenschaftlichen  Gebiete  die 
wissenschaftliche  Dignität  abspricht,  nur  in  der  Verzweiflung 
ihrer  Unklarheit  sich  selbst  abschätzt.  Ist  teleologisches  For- 
schen auf  Staats-  und  volkswirtschaftlichem  Gebiete  wirklich  eine 
der  Hauptaufgaben,  so  kann  das  Interesse  für  die  erwähnten 
praktischen  Probleme  dem  Ernst  und  der  Tiefe  theoretischer 
Betrachtung  nur  zugute  kommen. 

Der  stiefmütterlichen  Behandlung  der  deutschen  Literatur 
geht  eine  eingehendere,  liebevollere  Darstellung  der  fremdländi- 
schen Literatur-  und  Finanzgeschichte  voraus.  Dopsch'^)  versucht 
den  Nachweis,  daß  Lotz'  Urteil  an  » einer  heute  kaum  mehr 
gerechtfertigten  Ueberschätzung  der  englischen  und  französischen 
Einrichtungen«  und  auch  der  fremden  Finanzliteratur  leidet. 
Manche  Uebersichten  und  Einzelheiten  sind  mit  der  f^ots  eigenen 
Gründlichkeit  und  mit  dem  ganzen  gelehrten  Apparat  gearbeitet 
und  bilden  gute  abgeschlossene  Bilder.  Ich  kann  nicht  entschei- 
den, ob  diese  Teile  so  anders  als  manche  andere  sind,  weil  es 
um  einen  Inhalt  geht,  der  Lot::  besonders  nahe  liegt,  sei  es 
wegen  seiner  subjektiven  Zuneigung,  sei  es,  weil  er  sich  mit  dem 
Gegenstande  eingehender  und  länger  beschäftigt  hat.  Vieles 
spricht  wieder  dafür,  daß  ein  Werk  von  diesem  Umfange  nicht  in 
einem  Gusse  vollendet  wird,  vielmehr  in  verschiedenen  Abschnit- 
ten zu  verschiedenen  Zeiten  und  unter  verschiedenartigen  Ein- 
wirkungen einer  ganzen  Reihe  von  Umständen.  Und  so  mag  es 
gekommen  sein,  daß  manche  Teile  auf  Grund  von  abgeschlosse- 
nen Forschungen  einheitlich  durchdacht  und  durchgearbeitet  der 
Sache  und  Form  nach,  die  gute,  volle  Leistung  bringen  und  uns 


i)  A.  a.  O.  .S.  515,  516,  518-. 
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erfreuen,  andere  im  Stoß"  und  in  der  Form  nicht  in  Ruhe  durch- 
dacht, verarbeitet  und  niedergeschrieben,  beeinflußt  durch  die 
jeweiligen  Umstände,  einen  guten  Eindruck  nicht  erzeugen 
können. 

Namentlich  im  allgemeinen  Teile  kann  man  Abschnitte  un- 
terscheiden, die  einer  günstigen  Schaffensperiode  und  andere,  die 
einer  ungünstigen  entstammen.  Und  noch  eins:  das  oberste 
Leitmotiv  in  der  Finanzwissenschaft  richtet  sich  immer  danach, 
wie  der  Autor  zum  Staate  steht  und  wie  zur  Gesellschaft.  Nun 
hat  die  Freihandelsschule,  wie  ich  glaube,  einen  besonderen 
Typus  des  Staates,  den  »Nachtwächterstaat«,  aufgestellt,  der  rein 
nicht  existiert ;  aber  auf  dem  Wege  nachsichtiger  Spekulation 
ist  sie  genügsam  dazu  gekommen,  englische  Einrichtungen  und 
Erscheinungen  als  ihr  Ideal,  folgerichtig  als  den  Zustand  zu  er- 
klären, der  angestrebt  und  durchzusetzen  ist.  Da  wären  wir  für 
Länder,  die  dem  Maßstab  der  Schule  nicht  entsprechen,  bei  dem 
Seinsollenden  und  es  ist  für  die  Sache  ganz  gleichgültig,  ob  direkt 
gefordert  oder  das,  was  in  einem  Lande  nicht  ist,  im  Vergleiche 
mit  einem  zweiten,  das  den  Wünschen  entspricht,  als  das  gute 
und  richtige  hingestellt  wird.  Da  kann  es  natürlich  nicht  aus- 
bleiben, wenn  mit  dem  Maßstab  der  Freihandelsschule  gemessen 
wird,  daß  die  Dinge  in  England  entsprechen  und  die  deutschen 
zu  verwerfen  sind.  Das  bedeutet  doch  in  der  Sache  die  Hinstel- 
lung eines  guten,  die  Aufstellung  eines  idealen  Staatstypus.  Das 
Ideal,  das  Lotz  sonst  verwirft  und  bekämpft,  ist  bei  den  Ver- 
gleichen, mit  denen  er  operiert,  auf  einmal  wieder  vorhanden.  Das 
englische  ist  das  Leitmotiv,  es  geht  durch  das  Buch.  Und  wieder 
kommt  der  Fehler,  den  Lota  mit  seiner  Methode  verwirft,  in 
seiner  Darstellung.  Nicht  die  Tatsachen  des  Finanzlebens  werden 
vorgeführt,  sondern  angewandte  Politik,  Exkurse  aus  englischer 
Geschichte,  die  auf  die  Finanz  bestens  ganz  allgemein  Bezug 
haben.  Da  bekommen  wir  ein  ganzes  Kapitel  über  die  britische 
Freiheit  (S.  46)  vorgesetzt. 

Wie  dankbar  müßte  eine  solche  Ermittelung  begrüßt  werden, 
die  die  Freiheitsgrundsätze  und  ihre  Durchführung  im  englischen  und 
deutschen  Steuerleben  untersucht !  Die  deutsche  Type  der  Ein- 
kommensteuer ist  doch  ein  reines  demokratisches  Ideal  gegenüber 
der  unfreien  englischen,  die  ein  freies  Wollen  und  Können  gar  nicht 
aufkommen  läßt,  stopping  at  source  ist  die  Methode  und  das  Prinzip. 
Wie  viele  Lügen  würden  sich  hierbei  nachweisen  lassen,  das  Märchen 
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»vom  Lug  und  Trug«  der  preußischen  Einkommensteuer  und  der 
Steuerspionage  und  die  Wahrheit  von  der  Rücksichtslosigkeit 
enghscher  ZollpoUzei  und  der  Korruption  der  amerikanischen  und 
die  Wahrheit  von  der  großen  Verlogenheit  und  Heuchelei  bei 
Begründung  der  Ablehnung  der  Einkommensteuer.  Diese  Steuer 
ist  undemokratisch,  unamerikanisch!  Denn  unser  Volk,  sagt  der 
Bericht  der  kalifornischen  Steuerkommission  aus  dem  Jahre  1905, 
hat  soviel  Respekt  vor  der  Arbeit,  daß  alles,  was  durch  ehrlichen 
Fleiß  ervv^orben  ist,  als  heilig  (sacred)  angesehen  wird  und  nicht 
durch  direkte  Besteuerung  vermindert  werden  darf.  Und  ameri- 
kanische Moral.?  16  Staaten  haben  es  mit  der  Einkommensteuer 
versucht.  Immer  war  es  ein  Mißerfolg.  Dazu :  das  veraltete,  gegen- 
wärtige Steuersystem,  erklärt  der  Bericht,  ist  eine  Schule  des 
Meineids,  legt  eine  Strafe  auf  Ehrlichkeit  und  zahlt  eine  hohe 
Prämie  für  Unehrlichkeit.  Es  ist  amerikanisch,  Steuerinquisitoren 
zu  bestellen,  die  kein  Gehalt  für  ihre  Mühe,  dafür  Prozente  von  den 
durch  ihre  Nachforschungen  gewonnenen  Steuererträgen  beziehen. 
Unsere  Quelle  berichtet,  daß  in  England  lange,  bis  in 
die  neue  Zeit,  ein  prozentuales  Entgelt  für  die  bei  der  Veran- 
lagung beschäftigten  lokalen  Beamten  bestand,  bis  1891  an 
deren  Stelle  Gehälter  eingeführt  wurden.  Meine  Quelle  ist  Gustav 
Cohn.  »Die  Charakterzüge  des  amerikanischen  Steuerwesens« 
und  »Die  Einkommensteuer  in  den  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika«^)  sind  Abhandlungen  auf  Grundlage  amerikanischer 
Literatur,  aus  denen  ein  gutes  Lehr-  oder  Lesebuch  vieles  lernen 
könnte,  und  die  das  Forscherwerk  nicht  übersehen  darf.  Eine 
Fülle  von  Tatsachen,  keine  aprioristischen  Theorien.  Aber  Cohn 
ist  einer  der  Forderer  und  noch  dazu  ein  mutiger  Verteidiger 
der  mißbilligten  Methode.  Er  ist  erfüllt  von  Idealen  für  die 
Aufgaben  des  Staatslebens.  Er  kennt  genau  die  Zusammen- 
hänge der  sittlichen  Voraussetzungen  und  bekämpft  die  hem- 
menden »Fesseln  der  Alltagsinteressen«  und  die  »Knechtschaft 
des  Parteiwesens«.  Aber  er  postuliert  und  Ketzerbücher  darf 
man  nicht  lesen;  man  benützt  sie  nicht,  auch  im  Tatsäch- 
lichen nicht,  weil  man  sie  nicht  gelesen  hat.  Und  so  kommen 
Lotz  und  die  anderen,  die  wieder  aus  anderen  Gründen  Bücher 
anderer  nicht  lesen,  um  die  interessante  Vergleichung,  wie  denn 
das  Exempel  auf   die  Lehren    unserer  Finanzwissenschaft  sich  in 

l)  Beide  in  dem  Buche:    Betrachtungen    über  die  Finanzreform  des  Reiches 
und  über  Verwandtes.     Stuttgart,  Enke,   1913  S.  245  ff.  u.  327  ff. 
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der  neuen  Welt  stellt.  Da  hätte  Lotz  auch  seine  Methode  prak- 
tisch überprüfen  können,  so  z,  B.  »die  Bedeutung  der  Politik  in 
den  Zvvecksetzungen  des  öffentlichen  Lebens«  und  seine  schöne 
Maxime  von  der  Finanz,  wenn  Regierte  mit  den  Regierenden 
übereinstimmen.  So  doch  in  den  Vereinigten  Staaten  von  Ame- 
rika? Und  der  dortige  Zustand  ?  Den  erfährt  man  bei  Cohn  aus 
amerikanischer  Literatur,  also  aus  objektiven  Quellen.  Der  Geist 
ist  der  gleiche  wie  bei  uns,  so  würde  der  Laie  sagen,  wenn  er 
die  Tatsachen  sprechen  hört.  In  Wahrheit  ist  er  viel  schlechter 
als  in  unserer  Rechtskultur,  Das  Uebel  sitzt  natürlich  trotz  der 
imponierenden  politischen  Uebereinstimmung  in  der  Steuermoral 
des  Großkapitals  und  des  Volkes  und  noch  mehr  in  dem  Elende 
der  amerikanischen  Verwaltung ,  in  der  Verkommenheit  des 
Beamtentums.  Geht  man  der  Sache  an  den  Leib,  hilft  durch 
Inquisitoren  und  Denunzianten,  dann  jagt  die  Steuer  und  ihr 
System  das  Kapital  außer  Land,  natürlich  Hunderte  von  Mil- 
lionen ,  und  die  einzigen  Leute ,  die  Vorteil  davon  gehabt 
haben,  sind  die  bezahlten  Denunzianten  und  die  Steuerbeamten 
gewesen.  So,  natürlich  das  Urteil  des  wissenschaftlichen  Be- 
arbeiters des  Falles,  das  selbstverständlich  schließt  mit  dem 
Klagerufe,  »wie  abschreckend  solch  ein  System  für  den  Geist  der 
Freiheit  ist,  den  wir  ererbt  haben  von  unseren  Vätern!« 

Der  Theoretiker,  der  seine  Steuern  und  die  unausbleiblichen 
Steuerkämpfe,  dazu  die  öffentliche  und  die  Meinung  vieler  Dok- 
trinäre kennt,  urteilt  dann  wohl  mild :  Phrasen  fast  wie  bei  uns, 
wichtiger  aber  die  Tatsachen :  Unmoral  von  einer  Stärke,  wie 
nie  bei  uns.  Und  der  Geist,  dann  die  Kampfmittel  der  Parteien? 
Wie  bei  uns!  Altes  Handwerkszeug,  alte  Freiheitsphrasen  aus 
dem  Schlagwörterschatz  der  verschiedensten  Zeiten!  Und,  »wie 
man's  treibt,  so  geht's <. 

Ein  großer  Teil  der  Doktrin  da  drüben  wendet  sich  ab  von 
den  Personalsteuern  und  bleibt  bei  den  Realsteuern  oder  in- 
direkten Steuern.  Die  einen,  wohl  die  Mehrzahl,  sagt  Cohn, 
scheinen  darin  nur  einen  Notbehelf  zu  sehen,  der  nach  der  Lage 
des  amerikanischen  Staatslebens  unvermeidHch  war.  »Andere 
sehen  darin  etwas  viel  Größeres.  Sie  machen  aus  der  Not  eine 
Tugend  und  eine  Theorie  obenein.  Und  nicht  bloß  eine  Theorie 
für  Amerika,  sondern  eine  Theorie  für  die  Welt.  Die  Steuer- 
wissenschaft muß  umkehren.«  Die  undemokratische  Einkommen- 
steuer kam  spät  aber  doch,  in  Frankreich  und  Amerika!    Also  mit 
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der  erklärenden  Politik,  mit  einseitiger  Geschichtsauffassung  und 
mit  den  Regeln,  die  wir  bei  Lotz  finden,  mit  der  Uebereinstim- 
mung  von  Volk  und  Regierung,  mit  dem  mitarbeitenden  und 
opferbereiten  Patriotismus  in  den  Fragen  der  gerechten  Besteue- 
rung stimmt  es  nicht,  nicht  in  den  Tatsachen,  nicht  in  der 
Erklärung.  Es  stimmt  nicht  mit  den  Tatsachen  in  der  Schweiz, 
die  Colin,  Wolf  und  Eßlen  aufgedeckt  haben ;  den  Fall  kennt 
Lotz,  da  gilt  halt  die  Regel  nicht,  sondern,  wie  wir  sehen  wer- 
den, eine  andere.  Es  stimmt  nicht  in  England.  Die  günstigen 
Urteile  über  die  englische  Einkommensteuer  werden  beeinflußt 
durch  das  Ergebnis,  das  imponiert.  So  war  es  auch  in  Preußen, 
bis  Delbrück  mit  seiner  Anklage  kam  und  zu  dem  Umschwung 
der  Meinung  die  erste  Veranlassung  gab.  Zuerst  war  es  allge- 
meine Meinung,  der  über  die  Erwartungen  gehende  große  Ertrag 
sei  das  Ergebnis  der  scharf  arbeitenden  Steuerschraube,  heute 
weiß  dieselbe  öffentliche  Meinung,  daß  das  versteuerte  Einkom- 
men nur  bei  den  Festbesoldeten  mit  dem  wirklichen  überein- 
stimmt. Und  endlich,  ein  Amerikaner,  Josef  A.  Hill,  hat  nach 
unserer  Quelle  ^)  festgestellt,  daß  das  Steuerproblem  weitaus  ein 
Problem  der  Verwaltung  ist,  für  welches  viel  zu  lernen  wäre  aus 
einem  Studium  der  Steuersysteme  vieler  Länder.  Aber  in  eng- 
lischer Sprache  ist  darüber  wenig  geschrieben  worden.  Vielleicht 
erklärt  dieser  Umstand  mehr  als  die  nationale  Selbstzufriedenheit, 
warum  die  Steuerkommissionen  und  die  gesetzgebenden  Körper- 
schaften in  den  Vereinigten  Staaten  der  Erfahrung  anderer  Län- 
der so  wenig  Aufmerksamkeit  geschenkt  haben.  Es  läßt  sich 
viel  sagen  zugunsten  der  englischen  Veranlagungsweise  der  Ein- 
kommensteuer auf  die  Quellen  des  Einkommens,  der  Art  der 
Steuererklärung,  des  Systems  der  Kontrolle  durch  geschulte  Staats- 
beamte usw.  Dann  wird  die  Verwaltung  der  Steuer  geschildert, 
die  unabhängig  ist  nach  oben  und  nach  unten,  Kontrollen, 
Strafen  und  Prämien,  die,  in  Deutschland  angewendet,  unenglisch 
wären.  Es  ist,  sagt  Cohn,  bemerkenswert  und  anziehend,  wie 
Hill  die  Vorzüge  und  Reize  dieses  echt  bureaukratischen  Systems 
schildert.  Der  Erfolg  der  Veranlagung  der  Steuer  gebührt  in 
hohem  Grade  der  Tüchtigkeit  dieser  Beamten,  ein  wohlorgani- 
sierter Stab  von  geschulten  erfahrenen  Männern.  Also  auch  der 
Amerikaner  weiß  nichts  von  der  Lotzsch^n  Lehre  von  der  Harmonie 


i)   Cohn,  a.  a.  O.  S.  281. 
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zwischen  Regierung  und  Regierten,  die  an  und  für  sich  schon 
deshalb  sehr  bedenklich  ist,  da  in  Geldsachen  die  Liebe  aufhört 
und  die  sittlichen  Triebe  nicht  anfangen.  Wir  haben  nichts  da- 
gegen einzuwenden,  wenn  die  Freihandelsschule  und  Lotz  für 
englisches  Wesen  schwärmen.  Es  ist  auch  für  die  Finanz  in  der 
deutschen  Literatur  nicht  neu,  und  was  ihr  früherer  Vertreter 
Gneist  in  dieser  Richtung  geleistet,  schon  fast  vergessen.  Es  ist 
gut,  auch  einmal  daran  zu  erinnern,  auch  an  die  Dogmen.  Noch 
um  1870  herum  hat  Gneist  im  preußischen  Landtag  »von  dem 
Gifte  der  Progression«  gesprochen,  dessen  Gefährlichkeit  mittler- 
weile die  Tatsachen  wohl  kaum  erwiesen  haben. 

In  diesem  furchtbaren  Kriege  haben  jedoch  die  besten  Köpfe 
und  Geister  des  deutschen  Volkes  und  der  Wissenschaft  in  zahl- 
reichen hervorragenden  Schriften  den  wahren  Geist,  die  Wahrheit 
und  die  Sittlichkeit  im  deutschen  und  englischen  Wesen  unter- 
sucht und  aufgedeckt.  Leider  wurden  die  Gerechtigkeits-  und 
Gleichheitsbestrebungen  in  der  Finanz  und  in  der  Steuer  ver- 
gessen. Wie  dies  in  Frankreich ,  in  den  Vereinigten  Staaten 
praktisch  ausschaut,  wissen  wir;  von  dieser  demokratischen  Freiheit 
haben  wir  Deutsche  nichts  zu  lernen  in  den  Ideen  und  in  der 
Ausführung.  Nicht  die  Politik  und  schöne  Worte  vom  Verhält- 
nisse der  Regierten  zur  Regierung  usw.  sind  in  den  Fragen 
wahrer  sozialer  Besteuerung  maßgebend,  sondern  die  besonderen 
sittlichen  und  unsittlichen  Grundsätze  und  Kräfte  eines  Volkes 
gegenüber  dem  Staate  und  der  Gemeinschaft.  Die  Tatsachen 
muß  man  kennen  und  sie  sprechen  lassen,  nicht  die  Schlagworte 
der  Volks-  oder  Regierungsvertreter.  Wie  wir  mit  unserem  Ge- 
rechtigkeitssinn rein  aus  den  Tatsachen  der  Steuerwelt  unsere 
obersten  Grundsätze,  unser  Steuerideal  in  der  Wissenschaft  her- 
ausgebaut haben,  das  gehört  zu  dem  lehrreichsten  aus  der  Ge- 
schichte unserer  Wissenschaft.  In  der  Staatslehre  lehrt  Jellinek 
in  dem  Kapitel  Methodik:  »Das  Suchen  und  Finden  idealer  Typen 
entspricht  einem  tiefen,  unabweislichen  Bedürfnis  der  menschlichen 
Natur,  das  namentlich  praktisch  von  der  größten  Bedeutung  ist.« 

Die  Ideale  und  Ziele  der  Freihandelsschule  haben  in  deut- 
scher Theorie  und  Praxis  keinen  festen  Fuß  gefaßt,  vielmehr 
in  der  letzten  Zeit  den  Boden  fast  verloren.  Es  wäre  aber  ge- 
wiß von  Interesse  gewesen,  vielleicht  auch  von  Wert,  wenn  ein 
so  recht  überzeugter  Anhänger  der  Schule  eine  Finanzwissen- 
schaft   mit    festem    Manchesterprogramm    offen    und    ehrlich    ge- 
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schrieben  hätte.  Ein  Buch,  das  nach  der  Methode  der  reinen 
Theorie  arbeiten  und  die  Ideale  beiseite  schieben  will,  darf  nicht 
unter  fremder  Flagge  fahren  und  die  englischen  Anschauungen 
und  Ziele  verherrlichen,  die  deutschen  herabsetzen.  Wenn  die 
Gerechtigkeit  zu  den  ewigen  Gesetzen  gehört,  dann  hat  die 
deutsche  Finanzwissenschaft  sich  um  höchste  Güter  verdient  ge- 
macht, da  sie  die  Steuergerechtigkeit  mit  dem  Prinzip  des  glei- 
chen Opfers  für  jeden  und  alle  aufgebaut  hat.  Es  ist  eine  Er- 
rungenschaft der  festgestellten  Zusammenhänge,  daß  wir  bei  den 
einzelnen  Steuerarten  und  hauptsächlich  im  Steuersystem  diesen 
obersten  Grundsatz  verwirklichen.  Ich  weiß  nicht,  soll  es  Ironie 
oder  phiHströse  Schulmeisterei  oder  gar  methodischer  Ernst  sein, 
wenn  Lotz  in  dem  Kapitel  Finanzliteratur  und  sonst  wieder  do- 
ziert: »Von  jeher  hat  in  der  deutschen  Literatur  das  Streben, 
die  Besteuerungsfragen  unter  dem  Gesichtspunkte  der  verteilen- 
den Gerechtigkeit  zu  würdigen,  eine  große  Rolle  gespielt.  In 
einem  Beamtenstaate  tritt  bisweilen  der  Gesichtspunkt  mehr  als 
alle  anderen  in  den  Vordergrund,  daß,  nachdem  so  viele  andere 
Leute  belastet  seien,  auch  bisher  geschonte  Schichten  herange- 
zogen werden  müßten ;  es  scheint  tröstlich  für  die  bisher  Be- 
lasteten, angesichts  ihres  geringen  politischen  Einflusses,  wenn 
wenigstens  andere  Leute  nun  auch  ebenso  Lasten  auferlegt  be- 
kommen. Man  spricht  von  Lücken  im  Steuersysteme,  die  not- 
wendig aus  systematischen  Gründen  ausgefüllt  werden  müßten.« 
Die  Rücksicht  auf  die  Arbeit,  die  in  dem  Buche  steckt,  und  auf 
den  Mann  verbieten  weitere  Charakterisierung  dessen,  was  der  An- 
wurf  enthält.  Nicht,  um  einen  freundlichen  Abschluß  zu  gewinnen, 
rein  aus  Gründen  der  Objektivität  verzeichnen  wir,  daß  Freunde 
antiquarisch-historischer  Gelehrsamkeit  in  dem  ersten  Buche  und 
in  dem  reichhaltigen  Anmerkungsstoffe  Interessantes  und  Neues 
kennen  lernen.  Wenn  Lotz  für  seine  Leitmotive  Plelden  aus  der 
Vergangenheit  sucht  und  sprechen  läßt,  so  geschieht  diese  Klein- 
malerei in  deutscher  Liebe  zum  Gegenstande  mit  sichtlichem 
Behagen  und  ausgewählten  Worten,  allerdings  wieder  mit  ge- 
ringem Raumsinn  und  wenig  Gleichmäßigkeit  denen  gegenüber, 
die  nicht  zu  seinen  »Lieblingen«  gehören.  William  Petty,  Fortes- 
cue  oder  Carafa  gehören  dazu,  natürlich  nicht  Seckendorf,  J7(sti, 
Sonnenfels,  selbst  nicht  Pufendorf,  der  nach  Röscher  das  fest- 
stellte, was  später  Szuift  das  Steuer-Einmaleins  nannte.  Uiesen 
und  dessen  Erfindung  bekommen  wir  fünfmal  vorgesetzt. 
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Wenn  man  will,  so  kann  man  in  der  Anmerkung  8  (S.  42)  eine 
Begründung  der  Darstellungsart  finden.  Der  Gang  der  Entwicklung 
auch  in  der  nichtdeutschen  Literatur  zeigt  drei  Stufen :  Die  erste, 
»die  juristisch-systematische  Aufzählung  der  Einnahmsquellenc ; 
die  zweite,  »die  Zeit  des  Rezepteaufstellens  entweder  vom  Stand- 
punkt der  Regierenden  oder  von  dem  der  Gerechtigkeit« ;  die 
dritte,  zu  der  man  erst  später  gelangt,  »wenn  an  Einzelfällen 
auf  Grund  der  Erfahrung  gesetzmäßige  Zusammenhänge  unter- 
sucht werden«.  Nach  der  Anschauung  des  Buches  an  späteren 
Stellen  befindet  sich  die  deutsche  yteratur  auf  der  zweiten  Stufe. 
Das  ist  für  jeden  objektiven  Kenner  der  Blüteperiode  einfach 
unrichtig.  Die  dritte  Richtung  haben  unsere  deutschen  Meister 
nicht  nur  hinreichend,  sondern  ausgiebig  gepflegt.  Wir  kennen 
den  Lehrsatz  und  die  Gründe  für  ihn,  daß  gute  Finanzen  einen 
gerechten,  starken  Staat  und  eine  große,  richtige  und  gesunde 
Politik  voraussetzen,  daß  unter  den  Bedingungen  die  Freiheit 
einen  wesentlichen  Faktor  bedeutet,  aber  »die  Freiheit,  die  wir 
meinen«.  Nirgends  haben  wir  aber  bei  Lotz  die  Gründe  und  Be- 
weise gefunden,  daß  seine  zweite  Stufe  überall  der  dritten  vor- 
angeht und  vorangegangen  ist.  Das  ist  rein  aprioristisch.  Die 
Entwicklung  ist  vielmehr  die  gleiche,  wie  sie  uns  die  Geistes- 
wissenschaft lehrt,  die  gleichzeitig  Wirklichkeitswissenschaft  ist. 
Landsberg  hat  uns  in  der  Geschichte  der  deutschen  Rechtswissen- 
schaft aus  der  Vorführung  der  Männer,  der  Werke,  der  Ideen 
und  der  Lehren  gezeigt,  daß  die  Entwicklung  gegangen  ist  und 
richtig  gehen  mußte  über  die  formal-logische  Begrififssystematik, 
die  formalistisch  denkt  und  verfährt,  zum  Geist  des  deutschen 
Rechts,  den  Gerber  gezeigt  hat,  und  zum  Geist  des  römischen 
Rechts,  den  Ihering  aufgedeckt,  endlich  zur  produktiven  Juris- 
prudenz, wie  sie  das  Rechtsleben  der  Gegenwart  zwingend  ver- 
langt, zu  praktischen  Neubildungen. 

Die  Stufen  sind  nur  die  Vorarbeiten,  sie  schaffen  das  Fun- 
dament und  das  technische  Hilfsgerüst.  Den  Geist  der  Finanz 
und  Steuer  haben  unsere  deutschen  Großen  und  Meister  gelehrt. 
Lotz  hat  von  ihnen  wenig  gelernt  und  ist  in  den  Geist  nicht 
tief  eingedrungen.  Ob  große  allgemeine,  nationale  Kulturströ- 
mungen ihren  Ursprung  am  Katheder  haben  oder  dem  Kopfe 
des  Volksmannes,  des  Staatsmannes  oder  der  breiten  Volks- 
stimmung entspringen,  das  ist  unwesentlich.  Die  wahre,  moderne 
Wissenschaft   hat   die   Strömungen    zu    untersuchen    und    zu  ver- 
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arbeiten,  sich  nicht  abzuschließen  unter  Berufung  auf  unnatür- 
liche, unsachliche  Kompetenzgrenzen.  Ob  wir  das  Kommende, 
meinetwegen  das  Seinsollende,  nicht  das  dilettantische,  sondern 
das  wissenschaftliche  Folgerichtige  unter  einem  besonderen  Namen 
in  den  theoretischen  Disziplinen  führen,  ist  ganz  Nebensache. 
In  den  Lehr-  und  Handbüchern  ist  das  Kommende,  die  voraus- 
sichtliche gesetzmäßige  Entwicklung,  kostbarer  Lehrbehelf  ebenso 
wie  das  Gewesene.  Die  Ergebnisse  der  angewandten  Methode 
sind  kläglich;'  wir  werden  sie  kennen  lernen.  Tatenfordernd  steht 
vor  uns  die  neue,  furchtbar  ernste  Zeit.  Sie  wird  gewiß  nicht 
dazu  beitragen,  diese  reine  Wissenschaft  populär  zu  machen. 
Feinere,  ganz  reine  Theorie  wäre  willkommen ;  auf  sie  heißt  es 
warten  und  prüfen ! 

Das  zweite  Buch  ist  der  Finanz  Verfassung  und 
Finanzverwaltung,  der  »sogenannten  formellen  Ordnung 
des  öffentlichen  Haushalts«  gewidmet  (S.  63 — 152).  Wir  können 
uns  kürzer  fassen.  Dieses  Gebiet  war  die  Stärke  und  Glanzseite 
des  Suinschen  Werkes.  Die  Materie  hat  für  die  Finanzwissen- 
schaft ihre  überragende  Bedeutung  verloren,  in  der  Praxis  der 
Staaten  und  durch  die  neue  Entwicklung  und  Gestaltung  des 
Staats-  und  Verwaltungsrechtes.  So  oft  ich  diese  Partie  in  einer 
neuen  Finanzwissenschaft  in  der  üblichen  Gestalt  wiederfinde, 
kann  ich  der  Empfindung  nicht  Herr  werden,  es  habe  die  Theorie 
und  Praxis  in  den  Jahren  von  1860  an,  in  der  Jugend  unserer  Volksver- 
tretungen, die  \''erfassungseinrichtungen  wesentlich  überschätzt.  Die 
öffentliche  Meinung  und  auch  die  Doktrin  scheinen  des  Glaubens 
gewesen  zu  sein,  daß  mit  der  ganzen  formellen  Ordnung  die  ganze 
Gerechtigkeit  und  Vernunft,  Sparsamkeit  und  Wirtschaftlichkeit  iri 
die  Staatswirtschaft  einziehen  und  die  Regierung,  der  es  an  diesen 
Tugenden  gebricht,  durch  Budget  und  Kontrolle  des  Parlamentes  an 
die  gesunden  Prinzipien  und  die  vorgezeichnete  Richtung  gebun- 
den sein  werde.  So  sollten  wir  zu  der  idealen  Wirtschaft  im 
Staate  gelangen.  Es  ist  anders  gekommen ;  wir  haben  sehen  ge- 
lernt und  sind  realistischer  geworden.  Der  Unterschied  gegen 
die  Zeiten  des  alten  Regimes  liegt  nach  den  treffenden  Worten 
Stourms  darin,  daß  der  wilde  Lauf  der  überschwellenden  Aus- 
gaben sich  in  geordneten,  d.  h.  bewußten  Bahnen  bewegt,  daß 
aber  die  Innehaltung  des  Formalismus  bisher  keine  Hemmung 
bedeutet;  vielleicht  veranlaßt  sogar  die  Glätte  der  Bahn  das 
Ges^enteil.     Volks-    und   Staatsinteressen    wurden    in    der    Praxis 
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nicht  verbunden,  gingen  vielmehr  oft  und  stark  auseinander, 
haben  einander  bekämpft;  bald  siegtd  das  eine,  bald  das  andere 
Interesse,  »Alle  Völker  haben  zeitweise  über  Heer,  Flotte  und 
Bureaukratie  geseufzt  und  gemurrt;  alle  —  auch  die  mit  freiester 
Verfassung  —  haben  sie  immer  vermehrt«  ^),  auch  in  den  Staaten 
mit  zwei  Parteien;  die  formelle  Ordnung  war  da,  aber  auch  die 
starke  Verschuldung  und  die  große  Steuerlast.  Dort,  wo,  um 
mit  Lol::  zu  sprechen,  Regierung  und  Regierte  nicht  überein- 
stimmen, ein  Patriotismus,  der  mitarbeitet  und  opferbereit  ist, 
nicht  vorhanden  ist,  wo  es  Exzesse  gibt,  bald  die  der  Regierung, 
noch  öfters  der  Volksvertreter,  schert  man  sich  nicht  um  ge- 
schriebene Verfassung  und  schöne  Theorien.  Wie  so  oft  in  der 
Geschichte  geht  dann  die  Naturnotwendigkeit  und  die  Vernunft 
ihren  eigenen  Weg,  begründet  ihr  eigenes  Recht.  Die  Reiche 
stürzen  nicht  ein,  wenn  die  Volksvertretung  das  Budget  ver- 
weigert, der  Staat  kann  nicht  still  stehen,  bis  sich  die  Streitenden 
einigen,  und  die  unabhängigen  Gerichtshöfe  des  öffentlichen  Rechts 
verurteilen  ruhig  die  Steuerschuldner  zur  Zahlung  trotz  des  Klage- 
grundes des  nicht  bewilligten  Budgets.  Die  deutsche  Staatslehre, 
das  deutsche  Staats-  und  Verwaltungsrecht  hat  in  der  letzten 
Periode  große  Fortschritte  gemacht. 

Wir  sind  über  Siein  stark  hinausgewachsen  und  die  Finanz- 
wissenschaft hat  jetzt  noch  weniger  die  Befähigung  und  Berechtigung, 
die  Theorien  über  die  rechtliche  Nattir  des  Staates,  der  Verfas- 
sung, der  Gesetze,  des  Budgets,  der  Steuerpflicht  in  Vorlesungen 
und  Darstellungen  zu  entwicklen.  Was  da  herauskommt?  Ent- 
weder überflüssige  Wiederholungen  oder  das  halbe,  das  schiefe 
und  diliettantische  als  die  natürliche  Folge  der  Nichtbeachtung 
fremder  Grenzen  und  des  Gesetzes  der  Arbeitsteilung.  Da  wegen  der 
eingerissenen  Uebung  die  Bücher  der  Finanzwissenschaft  sich  um  die 
legitime  Wissenschaft  nicht  kümmern  und  Theorie  auf  eigene  Faust 
treiben,  kümmern  sie  sich  nicht  um  den  verarbeiteten  Stoff,  der 
für  die  Finanz  Hilfslehre  ist;  sie  übersehen  auf  der  anderen  Seite, 
daß  im  Rechte  Errungenschaften  ausgebaut  wurden,  die  für  das 
Wesen  der  Sache  in  den  verschiedenen  Richtungen  erfreulichste 
Fortschritte  bieten,  z.  B.  die  ganze  Verwaltungsrechtsprechung, 
den  Sprung  zur  unabhängigen  Verwaltungsgerichtsbarkeit.  Wie 
das  mit  dem  Innersten-  der  Dinge  zusammenhängt,  natürlich  auch 
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theoretisch!  Fuistin^  klagt  in  seinen  Schriften  über  das  unfreund- 
liche Verhältnis  der  preußischen  Regierung  zum  Oberverwaltungs- 
gerichte. Im  preußischen  Abgeordnetenhause  wird  über  die  Ein- 
kommensteuer und  die  Steuermoral  verhandelt  und  namentlich 
geklagt,  daß  sich  das  flüssige  Kapital  der  Besteuerung  entziehe. 
Der  Finanzminister  antwortet  und  die  Abgeordneten  stimmen  zu, 
daß  ein  Teil  der  Schuld  in  der  Rechtsprechung  des  Oberver- 
waltungsgerichtes liege,  das  im  Veranlagungsverfahren  über  das  Vor- 
handensein der  Steuerquelle  der  Regierung  die  Beweislast  aufbürde. 
Co/m  und  Geor£-  von  Mayr  greifen  den  interessanten  und  inhalts- 
reichen Streitfall  auf  und  nehmen  Stellung  gegen  Fuisting  und 
das  Oberverwaltungsgericht,  das  Gerlach  verteidigt.  Ein  neuer 
Faktor  in  dem  Ergebnis,  fast  so  wichtig  wie  die  Verwaltung 
selbst,  und  die  Finanzwissenschaft  hat  mit  dem  alten  Faktor  noch 
nicht  recht  begonnen. 

Nun  sucht  jeder  Nichtanfänger  die  erste  Information  in 
dem  Kapitel,  das  im  Titel  den  Gegenstand  enthält.  Nun 
bitte  ich  den  Leser,  den  §  10  der  »moderne  (!)  Finanzminister 
und  seine  Untergebenen«  nachzulesen.  Da  kommt  endlich  C) 
die  Funktion  des  Finanzministers  als  grundsätzlicher  Vorge- 
setzter der  Einnahmevervv'altungen,  des  Kassen-  und  Rechnungs- 
wesens. Auf  die  erste  entfällt  eine  ganze  Seite ;  in  der  wird  ge- 
handelt, wde  Post,  Telegraphen,  Eisenbahn,  Forsten  und  Domänen 
von  der  Finanz  abgetrennt  wurden  und  zum  Schlüsse  heißt  es : 
Ueberall  verblieben  ist  dem  Finanzminister  die  Steuerverwaltung. 
Dann  kommt  der  doppelte  Raum  für  die  beiden  anderen  Auf- 
gaben des  Finanzministers,  vier  Zeilen  über  die  Finanzleitung  in 
den  Gemeinden,  zu  diesen  fast  Il^  Seiten  Literatur,  aus  der  sich 
der  Leser  aussuchen  kann,  was  er  gerade  braucht,  für  Oester- 
reich  alles  andere  als  die  versprochenen  ersten  Quellen. 
Dafür  als  Ersatz  41  Seiten  auf  das  Budget  und  zwar  §  11, 
Wesen,  Geschichte  und  politische  Bedeutung  des  Budgets 
(S.  'J'J — 94)  davon  drei  Seiten  auf  die  beiden  ersten,  über  sechs  auf 
die  Politik,  der  Rest  auf  Anmerkungen  mit  Exkursen.  Es  folgen : 
Durchführung  und  Ende  des  Budgets  (§  12);  moderne  Grundsätze 
der  Budgettechnik  (§  13,  S.  102 — 113);  Budgetreformfragen  (§14, 
S.  113 — 118),  also  wieder  etwas  von  dem  Andersseinkönnenden. 
Und  der  §  15  bringt  eine  Abhandlung  von  15  Seiten  über  das 
öffentliche  Kassawesen,  die  §§  16  und  17  eine  umständliche  Be- 
lehrung über  das  öffentliche  Rechnungswesen  und  die  Budgetkon- 
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trolle,  nur  i8  Seiten.  Nehmen  wir  hier  vorweg,  daß  ein  beson- 
derer Abschnitt  über  die  anderen  Aufgaben  der  Steuerverwaltung 
nicht  gegeben  wird,  so  daß  Allgemeines  über  diesen  Gegenstand 
nur  im  §  26  über  die  Steuererhebungsformen  geboten  wird,  im  ganzen 
II  Seiten  im  Anschluß  an  die  2.-4.  Steuerregel  Adatn  Smiths, 
daß  der  ganze  allgemeine  Teil  der  Steuerlehre  60  Seiten,  die 
Lehre  vom  Budget  41,  so  sind  wir  wieder  bei  einem  Beispiel 
für  das  Subjektive  dieses  Buches,  für  die  Liebhabereien  des  Ver- 
fassers, für  die  großen  Ungleichheiten  des  Buches.  Dem  Kassen- 
und  Rechnungswesen,  diesem  unergiebigen  und  spröden  Stoffe 
von  rein  formeller  und  untergeordneter  Bedeutung,  wird  eine  Sorg- 
falt und  eine  Summe  von  Arbeit,  ein  Raum  zugewendet,  der 
dem  Wesentlichen,  dem  Wissenswerten,  dem  Unerforschten  ent- 
zogen wird.  Den  Gelehrten  verstehen  wir,  der  sich  vergräbt  in 
eine  Untersuchung  über  den  Ursprung  des  Staatsvoranschlages 
mit  einer  Gründlichkeit,  Quellenforschung  und  Literaturbehand- 
lung, die  nicht  zu  überbieten  sind.  Drei  volle  Seiten  in  Klein- 
druck dienen  der  diesbezüglichen  Anmerkung  5,  einer  Frage,  die 
nichts  als  antiquarisches  Interesse  besitzt.  So  viel  Mühe  und 
Raum !  Und  wenn  wir  die  Anmerkung  6  dann  lesen  von  dem 
Voranschlag  einer  Stiftung  des  Eudemos  für  milesisches  Schul- 
wesen, müssen  wir  doch  fragen :  sonst  in  der  Kultur  von 
Griechenland  und  in  dem  Weltreich  des  alten  Roms  hat  es  solche 
und  ähnliche  Einrichtungen  nicht  gegeben?  Zur  Behandlung  als 
theoretische  Probleme  gibt  das  Kassa-  und  Rechnungswesen, 
Einrichtungen  mit  offenen  praktischen  Zwecken,  geringe  Veranlas- 
sung und  zu  einer  theoretischen  Entwicklung  sind  sie  nur  in  we- 
nigen Punkten  geeignet. 

Die  finanzielle  Organisation  eiaes  Landes,  sagt  Schmoller,  ist 
der  wichtigste  Teil  seiner  volkswirtschaftlichen  Organisation, 
Erfahren  wir  aber  in  einer  Untersuchung  nichts  oder  wenig, 
wie  die  Organisation  der  staatlichen  Erwerbseinkünfte  beschaffen 
ist,  v^ie  jene  konstruiert  ist,  die  uns  sagt,  wie  der  Staat  zu  seiner 
Steuer  kommt,  welche  Mittel  die  Steuerverwaltung,  welchen 
Schutz  der  Staat  und  die  Steuerträger  genießen,  dann  kehrt  die 
Frage  nach  der  wissenschaftlichen  Qualität  einer  Darstellung,  die 
nicht  unterscheidet    die  Haupt-   und  Nebensache,   immer   wieder. 

In  der  Lehre  von  den  Staatsausgaben  ist  Lotz 
konservativ  geblieben,  trotz  starker  Zuneigung  zu  Leroy-Beatiheu. 
Dieser  zählt,    wie  wir  wissen,  in  diesem  Kapitel  die  Seiten ;    bei 
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Lotz  sind  es  bloß  fünfzig,  geteilt  in  zwei  Gruppen:  der  öffent- 
liche Bedarf  A)  unter  finanztechnischen  und  dann  B)  unter 
volkswirtschaftlichen  Gesichtspunkten. 

Die  erste  Abteilung  scheint  unter  unrichtiger  Fahne  in  die 
Oeffentlichkeit  zu  gehen.  Vielleicht  ist  ein  Druckfehler  schuld- 
tragend, an  welchem  Uebel  das  Werk  stark  leidet.  Mit  der  Technik 
haben  die  aufgeworfenen  Fragen  kaum  etwas  zu  tun.  Die  Haupt- 
punkte dieser  Spezialtechnik  sind  Budget,  Kassen-  und  Rechnungs- 
wesen. Die  sind  erledigt.  Der  Abschnitt  dreht  sich  ja  vorerst  um 
Kollektiv-  und  Individualbedarf,  also  nicht  um  Finanztechnik,  son- 
dern um  die  Sache,  um  Kollektivwillen  und  Kollektivverfassung. 
Dem  Abschnitt  ist  der  Lehrsatz  vorangestellt :  Kollektivbedarf  ist 
nicht  notwendig  gleichbedeutend  mit  Bedürfnissen  aller  einzelnen 
Bürger  des  Gemeinwesens.  Er  ist  natürlich  richtig.  Er  kann 
nach  der  bisherigen  geschichtlichen  Entwicklung  des  Verhältnisses 
zwischen  Kollektiv-  und  Individualtendenzen  und  des  Gemein- 
schafts- und  Einzelwillens  nicht  anders  lauten.  Die  Lehre  ist 
nicht  der  Wirtschaft  eigentümlich.  Sie  durchdringt  das  Recht  in 
allen  Teilen,  in  dem  einen  stärker,  in  dem  anderen  minder  emp- 
findlich. Darüber  hinaus  ist  die  Kulturwelt  nicht  gekommen ;  die 
daraus  fließenderi  Tatsachen  sind  vorhanden  und  es  ist  nur  die 
Frage,  wie  weit  der  Dissensus  in  Recht  und  Wirtschaft  Anerken- 
nung findet  und  tatsächlich  wirkt.  In  einem  Zeitabschnitt,  in  dem 
der  Liberalismus  und  die  Freihandelsschule  die  Köpfe  der  Mehr- 
heit beherrschen,  könnte  man  es  verstehen,  daß  die  Frage  an  die 
Spitze  der  Ausgabenlehre  gestellt  wird,  was  haben  wir  vom 
Staate  und  was  kostet  er  uns.  Nicht  erst  in  dieser  schweren 
Zeit  scheint  die  Frage  die  oberste  geworden  zu  sein,  kann  das 
Individuum  in  unserer  Epoche  ohne  Staat  und  staatliches  Leben, 
kann  es  seine  vielfachen  Bedürfnisse  ohne  Kollektivgesellschaft 
befriedigen  ?  Da  kommt  der  gemeine  Verstand,  nicht  erst  die 
Staatswissenschaften,  zu  einer  verneinenden  Antwort.  Aus  ihr 
ergibt  sich  dann  logisch  und  zwingend  die  soziale  Pflicht  zur 
Beitragsleistung  der  Einzelwirtschaft  zu  den  Ausgaben  des  Staates. 
Aber  nicht  als  erste  und  höchste! 

In  einer  kleinen  Schrift  dieses  Jahres  hat  Fleiner  die 
>Politik  als  Wissenschaft«  behandelt.  An  der  Hand  reicher 
geschichtlicher  Tatsachen  zeigt  er,  welche  Bedeutung  diese 
Politik  für  das  Gemeinwesen  hat,  welche  »lebendige  Wir- 
kung   am   Lernenden,    am    einfachen  Bürger«    sie    entfaltet.     »In 
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einem  ethischen  Moment«  Hegt  die  Bedeutung.  »Sie  lehrt  uns, 
daß  die  Hingabe  an  das  Gemeinwesen,  in  dem  die  Wurzeln  un- 
serer Kraft  ruhen,  der  politischen  Tugenden  größte  ist.«  Es  ist 
kein  Zufall,  daß  in  dem  letzten  Menschenalter  die  Sozialwissen- 
schaft intensiv  gepflegt  wurde.  Es  ist  keine  Laune  und  es  hat 
seinen  tiefen  Sinn,  daß  Ad.  Wagner  und  Schaffte  für  die  sozialen 
Gesetze  in  der  Finanz  kämpfen.  Wognei'  zeigt  in  seiner  Unter- 
suchung: -> Finanzwissenschaft  und  Staatssozialismus <,  daß  wir  in 
eine  neue  Geschichtsperiode  eingetreten  sind,  die  man  wohl  die 
»soziale«  nennen  darf,  weil  in  ihr  bestimmte  soziale  Ideen  hin- 
sichtlich der  volkswirtschaftlichen  Produktions-  und  Verteilungs- 
ordnung und  der  davon  in  erster  Linie  mit  bedingten  ökonomi- 
schen und  demgemäß  sozialen  Lage  der  Bevölkerung  zur  Herr- 
schaft kommen,  zuerst  in  der  öffentlichen  Meinung,  dann  im  öf- 
fentlichen Recht  und,  soweit  notwendig,  selbst  im  Privatrecht. 
So  eine  »soziale«  Epoche  kommt  durch  den  Staatssozialismus 
auf  dem  Wege  von  Reformen  zum  vollen  Durchbruch.  Das  kostet 
finanzielle  Mittel. 

Jeder  Schritt  auf  dem  Boden  des  Staatssozialismus,  sagt 
Wagner,  führt  in  den  Verhältnissen  der  öffentlichen  Ausgaben 
wie  Emnahmen  neue  finanzielle  Aufgaben  mit  sich.  Die  neuen 
Aufgaben  der  Praxis  wie  der  Wissenschaft  sind  damit  ge- 
geben. »Positive  Sozial-,  Wirtschafts-,  Finanz-,  Steuerpolitik«  und 
»prinzipielle«  Stellungnahme  zu  den  durch  die  geschichtliche  Ent- 
wicklung der  Dinge  heraufgeführten  großen  theoretischen  und 
praktischen  Fragen  fordert  Wagner;  »nicht  die  einzige«,  aber 
nach  seinem  Ermessen  »die  vornehmste  der  heute  für  die  Finanz- 
wissenschaft vorliegenden  Aufgaben  in  der  »sozialen  Phase«  der 
Entwicklung  dieser  Wissenschaft«.  Seit  dieser  Zeit  (1887)  sind 
wir  im  Sozialen  der  Finanz  vorwärts  gekommen  und  soziale  Wirt- 
schafts- Finanz-,  und  Steuerpolitik  hat  selbst  in  England  Wurzeln 
gefaßt.  Nichtsdestoweniger  hat  für  die  Finanz  Wagner  auch  in  dieser 
Richtung  wenig  Schule  gemacht.  Das  beweist  nichts  gegen  das 
Programm.  Es  hat  in  den  Jahren  des  neuen  Jahrhunderts  über- 
haupt wenig  Schüler  gegeben.  Es  wäre  nun  ein  dankenswertes 
Thema,  zu  untersuchen,  wie  sich  im  einzelnen  die  Literatur  in 
Deutschland  zu  dieser  Politik  gestellt  hat.  Daß  die  modernen 
Finanzfragen  immer  deutlicher  den  sozialen  Charakter  tragen,  hat 
Stein  anerkannt,  den  Staatssozialismus  und  das  Prinzipielle  der 
Sache  für  die  Finanz  und  die  Wissenschaft  abgelehnt. 
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In  diesen  Fragen  war  Boscher,  mit  dem  Wagner  sich  auch 
auseinandersetzt,  »zaghafter«,  also  kein  Rufer  im  Kampfe,  kein 
Parteimann ;  dafür  ist  er  ein  Gelehrter,  der  auch  seine  Spätzeit  und 
ihre  Strömungen  würdigt,  zu  verstehen  und  zu  erklären  versucht ; 
er  urteilt  ganz  im  Sinne  der  großen  Bewegung.  Die  relative  Bedeu- 
tung der  Finanzwissenschaft  im  jüngsten  Menschenalter  sei  ge- 
steigert worden  durch  einen  neuen  wichtigen  Grund,  durch 
den  »sozialen«.  Wie  sich  überhaupt  die  gemeinwirtschaftliche 
Seite  des  Volkslebens  vorzugsweise  in  den  Finanzen  äußert,  so 
bilden,  nach  Roschers'^)  Meinung,  jetzt  eben  die  Finanzen  eins  der 
wichtigsten  Felder,  worauf  die  sozialen  Kämpfe  zur  Entscheidung 
kommen.  Sowohl  die  erste  Frage,  was  und  wofür  Staat  und  Gemeinde 
ausgeben  sollen,  als  die  zweite,  wie  die  Mittel  zu  diesen  Ausgaben 
aufgebracht,  unter  die  verschiedenen  Gesellschaftsklassen  verteilt 
werden,  sind  im  eminentesten  Sinne  des  Wortes  soziale  Fragen. 
Röscher  schließt  diesen  Punkt,  der  sich  im  Kapitel  Finanzwissen- 
schaft (§  5)  findet,  mit  Worten,  die  die  wichtige  Bedeutung  wie- 
dergeben, die  er  selbst  der  Sache  beilegt.  »Welch  ein  Unter- 
schied von  der  Zeit,  wo  man  die  St§.uerbewilligung,  abgesehen 
von  ihrem  unmittelbar  ökonomischen  Zwecke,  höchstens  noch  als 
Schauplatz  politischer  Kämpfe  zwischen  Regierung  und  Volks- 
vertretung ansah«. 

Um  die  Zeit  sind  auch  schon  andere  Stimmen  der  Finanz- 
doktrin zu  verzeichnen,  die  den  sozialen  Charakter  der  Finanz- 
frage anerkennen,  natürlich  Schaffte,  aber  auch  Neiimann, 
Schmoller  und  Scheel.  Und  nun  bitte  ich,  den  Abschnitt  unseres 
Handbuches  zur  Hand  zu  nehmen.  Es  gehört  zu  seinen  Cha- 
rakterzügen, daß  es  an  die  großen  Probleme  mit  kleinen  Mitteln 
herantritt,  daß  es  in  den  Tatsachen,  die  wir  kennen,  Perspekti- 
ven öffnet,  die  dem  Sehvennögen  des  eigenen  Auges  entspre- 
chen. Zu  seinem  Ergebnisse,  »daß  der  Kollektivbedarf  nicht  iden- 
tisch ist  mit  Sonderbedürfnissen  aller  einzelnen  Bürger  und  daß 
schon  sehr  viel  erreicht  ist,  wenn  die  große  Mehrzahl  der  Bürger 
eines  Gemeinwesens  allen  Aufwand,  der  für  Kollektivzwecke  nach 
Entscheidung  der  kompetenten  Organe  beschlossen  wird,  als  im  Ge- 
samtinterresse  liegend  anerkennt«,  braucht  es  nicht  einer  langen  und 
breiten  Untersuchung.  Die  Frage  ist  eine  allgemeine  der  Rechts- 
ordnung, nicht  bloß  der  Finanz ;  sie  bezieht  sich  auf  die  Ge- 
sellschaftsordnung einer  Gemeinschaft.    Schon  zu  der  Rechtssatz- 
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ung  und  anderen  Willensakten  der  öffentlichen  Vertretungen,  der 
kollegial  arbeitenden  Regierungen,  Richterkollegien  ist  nicht  volle 
Uebereinstimmung,  sondern  in  der  Regel  eine  Mehrheit  notwen- 
dig. Allen  diesen  Willensäußerungen  ist  es  gemeinsam,  daß  die 
Minderheit  gebunden  ist  an  den  Mehrheitsbeschluß,  auch  wenn 
der  kleinere  Teil  einer  anderen,  vielleicht  der  richtigen  Meinung 
ist.  Das  allgemeine  Gesetz  der  größeren  Zahl  gilt  auch  in  der 
Finanz  und  bei  den  Ausgaben,  soweit  als  nicht  eine  besondere 
Regel  es  ausschließt. 

Die  Ausgaben  in  unserer  Zeit  zeigen  fast  überall  ein  starkes 
Ansteigen,  wir  sprechen  von  einem  Gesetze  oder  von  der  Ten- 
denz des  zunehmenden  öffentlichen  Bedarfs.  Das  Buch  bringt 
uns  einleitend  die  Gründe,  die  natürliche  Entwicklung  der  Staats- 
wirtschaft in  den  modernen  Staaten  (S.  156).  Bei  Lotz  finden 
wir  die  Sache  in  der  Fragestellung  zur  Erörterung  gestellt:  Ist  in 
der  Zunahme  des  öffentlichen  Bedarfs  eine  Entwicklung  zum  Kom- 
munismus zu  erkennen.?  Wenn  wir  Lotz  richtig  verstehen,  hat 
das  Wort  »Kommunismus«  bei  der  Darstellung  den  Sinn,  für  den 
die  Deutschen  Gemeinwirtschaft  gebrauchen.  Wagner  ist  vorsich- 
tiger und  klarer.  Er  bringt  das  zweideutige  Fremdwort  auch  als 
Adjektiv  unter  Anführungszeichen.  Kommunistisch  wirkt  die 
öß'entliche  Tätigkeit  dann,  lehrt  Lotz,  wenn  Sachgüter  und  Lei- 
stungen vom  öffentlichen  Körper  dargeboten  werden  im  Ver- 
hältnis zum  Bedürfnisse  der  einzelnen  ohne  Versuch  eines  dem 
Interesse  der  einzelnen  entsprechenden  Spezialentgeltes.  Voraus- 
setzung ist  die  Meßbarkeit  des  Interesses ;  im'  nächsten  Absätze 
die  weitere,  daß  dagegen  nicht  konkrete  Gründe  sprechen.  Also 
*reiner  Kollektivbedarf«  :  bei  »den  Kosten  für  Militär,  auswärtigen 
Dienst,  Verzinsung  der  Staatsschuld,  für  Bureauräume  der  Ver- 
waltung und  für  Unterhalt  der  verfassungsmäßigen  Organe  der 
öff"entlichen  Körper«,  nicht  aus  kommunistischen  Tendenzen,  ja 
nicht  aus  Gründen  und  Erklärungen  des  Staates,  aus  den  Staats- 
zwecken, die  jedem  Staate  eigen  sind  und  die  jedem  Bürger 
zugute  kommen,  sondern  fein  exakt,  je  nachdem  man  »genau« 
ermitteln  kann.  Diese  materialistische  Auffassung  hat  leider 
enge  Grenzen.  Sie  ist  bedingt  davon,  ob  ^>genau«  ermittelbar 
erscheint,  daß  »irgendwelche  Sonderbedürfnisse  dabei  mitbe- 
friedigt werden,  und  ob  die  Interessenten  entsprechend  herange- 
zogen werden  können«.  Die  »technische  Unmöglichkeit«,  es  beim 
Militär  usw.  ermitteln  zu  können,    entscheidet  für  den  Kollektiv- 
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bedarf.  Und  zur  Erklärung  noch  ein  kluges,  den  Lehrsatz 
beweisendes  Beispiel:  »Es  ist  nicht  ganz  ausgeschlossen, 
daß  man  einmal  in  Zukunft  erwägt,  ob  Gläubiger  eines  auslän- 
dischen Staates,  in  deren  Interesse  eine  Flottendemonstration 
unternommen  wird,  oder  Grundbesitzer  einer  Kolonie,  zu  deren 
Schutze  eine  kostspielige  Militärexpedition  unternommen  wird, 
zur  Kostendeckung  herangezogen  werden  könnten.«:  Wenn  in- 
folge der  Flottendemonstration  der  fremde  Staat  seinen  Gläubi- 
gern aus  dem  demonstrierenden  Staate  die  Schulden  ordentlich 
zahlt,  so  müßte  man  theoretisch  aus  klaren  rechtlichen  und  wirt- 
schaftlichen Gründen  sagen:  der  Staat  hat  im  Sonderinteresse  der 
eigenen  Bürger,  die  Gläubiger  des  fremden  Staates  sind,  einen 
Aufwand  gemacht,  der  zur  Bezahlung  der  Schuld  führt.  Das  In- 
teresse ist  gut  meßbar  nach  der  Höhe  des  dem  einzelnen  zustehen- 
den Teiles  der  ganzen  Schuld,  daher  nach  der  eigenen  Lehre  der 
Fall  des  Spezialentgeltes  gegeben,  das  auch  im  bürgerlichen  Recht 
gerechtfertigt  wäre.  Und  nun  die  Entscheidung  des  Falles 
durch  Lotz:  »Solange  aber  die  Betreffenden  nicht  vorher  gefragt 
wurden,  ob  sie  mit  dem  Eingreifen  zu  ihren  Gunsten  und  mit  der 
nachherigen  Deckung  der  Kosten  aus  ihrer  Tasche  einverstanden 
sind«  —  was  regelmäßig  nicht  einmal  das  Zivilrecht  fordert  — • 
»würde  es  unbillig  und  oft  auch  unklug  sein,  sie  zahlen  zu  lassen, 
um  so  mehr,  da  häufig  die  staatliche  Politik  noch  andere  Zwecke 
als  den  in  den  Vordergrund  gestellten  Schutzzweck  verfolgen  kann.« 
Da  begegnen  wir,  so  recht  handgreiflich,  dem  Werte  der 
gepriesenen  richtigen  Methode.  »Feststellung  der  Zusammen- 
hänge« heißt  die  Richtung;  festgestellt  wird  jedoch  nur  ein  Tat- 
bestand und  die  urteilsmäßige  Folgerung  ist  schief  Wenn  die 
Meinungen  über  das  justum,  aequum  und  bonum  so  ausein- 
andergehen, daß  ein  im  besonderen,  ureigenen  Interesse  einer 
Zahl  von  leistungsfähigsten  Personen  unternommener  Akt  und 
der  daraus  entstehende  Aufwand  nicht  verpflichtet,  der  Ersatz 
>unbillig«  ist,  so  können  wir  zu  keiner  Verständigung  kom.men. 
Unbillig  wäre  der  Ersatz  vielleicht  erst  in  dem  Falle,  der  im  Tat- 
bestande des  Beispiels  nicht  gegeben  erscheint,  wenn  also  das 
Gläubigerinteresse  eine  Million,  die  Kosten  der  Expedition  zwei- 
oder  dreimal  so  viel  betragen.  Es  fehlt  eben  an  der  notwen- 
digen, gemeinsamen  Grundlage,  von  der  bei  der  Beurteilung  aus- 
zugehen ist.  Wir  gehen  vom  Recht  aus  und  von  dessen  Erklä- 
rung und  Auslegung,  Lotz  von  seinem  Gefühl,  von  seinem  Staats- 
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begriffe,  von  den  Staatszwecken,  wie  sie  sich  die  Freihandels- 
schule denkt.  Sein  Sehen  und  Wollen  in  Wirtschaftssätzen  bringt 
Fragestellungen,  Konstruktionen  und  Antworten,  die  uns  befrem- 
den, wenn  man  es  nicht  anders  ausdrücken  will.  Der  Staat  ge- 
währt den  Soldaten  Ernährung  und  Bekleidung  ohne  spezielles 
Entgelt!  In  Friedenszeiten  verpflegt  und  bekleidet  das  Deutsche 
Reich  »mehr  als  eine  halbe  Million  im  besten  Erwerbsalter  stehen- 
den Personen,  denen  die  Sorge  für  ihren  Unterhalt  erspart  wird«. 
»Sonderbedürfnisse  einzelner«  werden  ohne  spezielles  Entgelt 
befriedigt.  Um  alle  Vernunft,  Lotz  spricht  selbst  von  Dienst- 
zeit,  allgemeiner  Dienst  pflicht  und  die  Antwort  auf  die  über- 
flüssige Frage  ist  doch  gerade  wirtschaftlich ;  wir  entlohnen  die 
geleisteten  Dienste  der  Soldaten  mit  einem  kargen  Geldlohn  und 
mit  der  vollen  Verpflegung  und  Bekleidung,  die  nur  der  Wohl- 
habende aus  eigenem  beschaffen  könnte.  Des  Mittellosen  Erwerbs- 
tätigkeit ist  unterbunden,  direkt  untersagt  oder  unmöglich,  der 
Staat  nimmt  die  Kraft  für  den  Dienst  durch  die  Dienstzeit  aus- 
schließlich für  sich  in  Anspruch.  Da  das  Entgelt  ein  so  geringes 
ist  im  Verhältnis  zu  den  Opfern  an  Arbeit  und  der  ausgeschlos- 
senen Erwerbsmöglichkeit,  kann  der  Volkswirt  mit  gerader  Den- 
kungsweise  an  alles  andere  als  »an  kommunistische  Bestrebungen 
zugunsten  einzelner  Interessenten«   denken. 

In  die  gleiche  Kategorie  schiebt  Lotz  den  Volksschulunter- 
richt und  die  soziale  Zwangsversicherung  ein,  und  das  Gesetz 
lautet:  Das  Prinzip  der  speziellen  Kostendeckung  kann  konse- 
quent nicht  durchgeführt  werden,  »sofern  ein  großer  Teil  der 
Interessenten  zu  arm  hiefür  ist«.  Der  Grund  liegt  aber  nach 
unserer  Staatsauffassung  darin,  daß  die  Sorge  um  die  wirtschaft- 
lich Schwachen,  um  ihre  Existenzmöglichkeit  Staatsaufgabe  ist. 
Wir  rechnen  nicht,  wie  die  Freihandelsschule,  was  wir  geben ; 
wir  fragen  gerade  in  der  Epoche,  die  der  Sozialpolitik  gehört, 
was  müssen  wir  sittlich  unseren  Bedürftigen  geben.  Wir  lassen 
sie  nicht  verkommen,  weil  es  ein  spezielles  Entgelt  in  der  Theorie 
und  Praxis  gibt,  wenn  sie  krank  und  anstaltsbedürftig  die  für  die 
Gemeinschaft  errichteten  Anstalten,  die  Gebär-,  Findel-,  Kranken-, 
Siechen-  und  Armenhäuser  aufsuchen  müssen.  Der  Fiskus  übt 
nicht  Wohhaten,  sondern  Pflichten  aus,  selbstverständlich  bewußt 
und  gerecht  im  Steuerstaate  »auf  anderer  Leute  Kosten«. 

In  der  weiteren  Darstellung  kommen  unter  2.  und  3.  weitere 
Kategorien  bunt  durcheinander  ohne   jeden  systematischen   Sinn. 
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Wir  können  uns  nicht  des  weiteren  in  die  Kritik  einlassen  und 
berichten  zum  Beweise  unserer  Charakteristik  von  Gruppe  2,  daß 
es  nach  Lotz  Fälle  gibt,  wo  die  Einhebung  des  speziellen  Ent- 
geltes unwirtschaftlich  wäre.  Gewiß,  das  haben  uns  wohl  auch 
andere  Bücher  gelehrt.  Wir  verstehen  es,  wenn  die  Stelle  die 
Erhebung  unzulässig  findet,  weil  sie  zu  kostspielig  wäre.  Mög- 
lich, daß  es  Fälle  von  Willkür  gäbe;  aber  die  Unsicherheit  in  der 
Wirkung  wegen  Weitervvälzung  der  Kosten  auf  andere  wirtschaft- 
lich Schwache,  ein  neues  Leitmotiv,  das  wir  Lotz  verdanken  und 
dem  wir  noch  oft  im  Buche  begegnen,  als  einer  Generalklausel  der 
*alia  justa  causa«,  müßte  hier  denn  doch  dargelegt  werden.  In 
dieser  Gruppe  finden  wir  Beispiele:  freie  Nutzung  an  Parks,  öffent- 
lichen Plätzen  und  Straßen,  —  alle  drei  Motive,  die  Lotz  anführt, 
passen  nicht  darauf.  Die  Bibliotheken,  Kunstsammlungen,  Kin- 
derspielplätze kehren  wieder  in  der  Gruppe  3.  Warum  aber  der 
Schulfall  keine  Erörterung  in  der  Einreihung  findet,  daß  der 
moderne  Staat  besonders  bei  den  Vermögensdelikten  die  Straf- 
polizei und  Strafjustiz,  die  anderen  Leistungen  der  Verwaltung 
kostenfrei  für  den  Sonderinteressenten  besorgt,  bei  der  Zivil- 
justiz sich  die  Kosten  gebührenartig  decken  läßt,  daß  es 
ein  Armenrecht  im  Zivilprozesse  gibt ,  das  es  dem  Dürftigen 
ermöglicht,  vom  Staate  Recht  kostenlos  oder  vorschußweise 
zu  erhalten,  das  kann  ich  nicht  ermitteln.  Gruppe  3 :  »Durch 
den  Gang  der  allgemeinen  Politik«  können  »Entscheidungen 
getroffen,  Kollektivbedürfnisse  anerkannt  werden«,  nach  denen 
»Sonderinteressenten  bereichert«,  die  Lasten  von  der  Gesamt- 
heit getragen  werden.  Beispiele:  Aufwendungen  »im  Sinne 
der  Landeskulturpflege,  Zuschüsse  zu  den  Kosten  der  höheren 
Unterrichtsanstalten,  Aufwendungen  für  Schiffbarkeit  der  Ströme 
und  zur  Verbesserung  der  Seehäfen,  Aufwendungen  für  Assanie- 
rung  einer  Stadt«. 

Auch  der  Laie  in  Verwaltungssachen,  der  gewöhnliche 
Zeitungsmensch  würde  als  Motiv  der  Assanierung,  an  die 
allein  Lotz  eine  Erklärung  anknüpft,  erwarten,  ihr  Zweck  sei 
die  Herbeiführung  guter  sanitärer  Verhältnisse.  Weit  gefehlt; 
materiell,  wie  schon  die  Freihandelsschule  denkt,  steht  hinter  dem 
guten  Werke  die  Absicht,  daß  »daraufhin  der  Zufluß  reicher  (!) 
Steuerzahler  und  industrieller  Unternehmungen  erwartet«  wird. 
Ja,  das  wäre  schon  eine  Zweckausgabe,  hinter  der  bestimmte, 
nicht  gerade  ideelle  Wünsche  und  Bestrebungen  stecken.    Es  sind 
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nicht  gerade  die  schlechten  Staatsmänner,  die  einen  großen,  star- 
ken Staat  erstrebt  haben;  es  sind  nicht  die  schlechten  Söhne 
einer  Stadt,  die  zu  ihrer  Blüte,  Ausdehnung  und  Bedeutung  bei- 
getragen haben.  Die  großen  Ziele  haben  im  öffentlichen  Leben 
die  Eigentümlichkeit,  daß  andere  Menschen  als  die  strebenden 
zu  dem  von  anderen  Erstrebten  beitragen  müssen.  Die  Zwecke 
des  Staates  und  der  Stadt  bestimmen  die  Aufgaben,  die  uns  die 
Staatslehre  entwickelt.  So  können  wir  in  demselben  Satze,  an 
den  wir  hier  anknüpften,  ein  neues  Motiv  finden.  Lotz  nennt  es  wie 
alle  Welt  erziehliche  Schutzpolitik.  An  diese  reihen  sich  in  der- 
selben Zeile:  »Die  Ueberlassung  von  Bibliotheken,  Kunstsamm- 
lungen, Volksbädern,  Kinderspielplätzen  usw.  zu  unentgeltlicher  Be- 
nutzung.« Lotz  meint,  sie  »gehören  nicht  unmittelbar  her«.  Das 
glauben  wir  wohl  auch.  Unter  i.  spricht  das  Buch  vom  Volks- 
schulunterricht, unter  2.  von  der  Nutzung  der  Parks,  unter  3.  kommen 
die  Bibliotheken  und  die  anderen  schönen  Einrichtungen.  Das 
moderne  Staats-  und  Verwaltungsrecht  kennt  gute,  systematische 
Einteilungen  nach  der  Art  der  Zwecke.  Die  braucht  ein  syste- 
matischer Kopf  nicht.  Wie  die  Systematik  und  Gruppierung  aus- 
sieht, das  zeigen  wir  ja  hier.  Die  Bibliotheken  und  das  andere, 
die  nicht  hergehören,  gehören  doch  her:  »Aber  doch  in  einem 
weiteren  Sinn.«  Nun  kommt  für  den  Leser  die  Erklärung  der 
Zusammenhänge,  nicht  ganz  neu  und  nicht  gerade  am  richtigen 
Ort.  Hier  unter  3a)  kommt  es  heraus:  »Nicht  gerade  gestei- 
gerte Leistungsfähigkeit,  aber  körperliche  und  geistige  Hebung 
des  Volkes  und  damit  gesteigerte  Leistungsfähigkeit  der  arbei- 
tenden Bevölkerung  rechtfertigen  hier  die  Politik.« 

Eine  richtige,  schöne  Politik,  schade  nur,  daß  sie  uns  Deutschen 
nicht  ganz  neu  ist  und  —  daß  sie  »fordert«:  gewisse  erfreuliche  Zu- 
stände unddamit  Ausgaben  »auf  anderer  Leute  Kosten«.  Ganzrichtig: 
>Höhere  Kultur  des  Geistes  und  Körpers  der  breiten  Massen«, 
das  ist  unser  Ziel  in  der  Sozialpolitik,  der  »Gesichtspunkt  der 
Finanzleiter«  hat  sich  darauf  einzustellen.  »Hebung  der  Lebens- 
haltung, der  Aufwandsbedürfnisse  der  einzelnen  Bürger,  ganz 
richtig;  es  steht  das  auf  S.  160,  und  der  arme  Wagner  mit  seiner 
Einkommensverteilungstheorie  wird  als  aprioristischer  Rezepte- 
schmierer in  Acht  und  Bann  gelegt.  Und  die  reine  Theorie  mit 
ihrer  Erklärung  der  Zusammenhänge  hat  uns  oben  auf  S.  159 
auseinandergesetzt,  daß  die  staatlichen  Zuschüsse  zu  Versiche- 
rungszwang und  Zwangsversicherungskassen   erfolgen,  weil   sonst 


Wo  steht  die  deutsche  Finanzwissenschaft " 


523 


das  Institut  nicht  durchführbar  ist.  Wir  wollten  diese  sozialpoli- 
tischen Einrichtungen ;  sie  sollten  sein  und  sind  es  geworden  aus 
den  Gründen,  die  Lotz  auf  S.  160  gibt.  Die  Staatszwecke  sind 
eben  zu  Ende  des  vorigen  Jahrhunderts  weitere  als  in  der 
Mitte. 

»Ein  ganz  anderer  Fall«  erscheint  es  Lotz,  »wenn  auf  allge- 
meine Kosten  an  leistungsfähige  Unternehmer  oder  auch  an  nie- 
dergehende Unternehmerschichten  Zuwendungen  gemacht  oder 
zu  ihren  Gunsten  durch  das  fiskalische  System  Lasten  für  die 
breiten  Schichten  verursacht  werden.«  Hier  kein  Beispiel  und 
es  wäre  um  so  nötiger,  als  die  Stelle  sich  kurz  faßt.  Gewiß  fin- 
den wir  Fälle  von  wirtschaftlichem  Unrecht,  von  Unwirtschaftlich- 
keit.  Wenn  der  Staat  Grundsteuern  zurückstellt,  bald  weil  es  zu 
viel,  das  anderemal  weil  es  zu  wenig  geregnet  hat  und  der  Rein- 
ertrag deshalb  kleiner  sein  soll,  so  erscheint  es  als  ungerecht- 
fertigte Bereicherung  der  Landwirte,  wenn  im  Ertragsteuersystem 
Handel  und  Industrie  in  Zeiten  schlechter  Geschäftsgänge  ihre 
Gewerbesteuer  ganz  oder  zum  Teile  nicht  zurückerhalten.  Den 
Fall  Schutzzoll  können  wir  nicht  hier  unterbringen ,  weil  die 
Aussicht  in  der  Regel  besteht,  daß  »die  Begünstigten  das  Emp- 
fangene in  höheren  Steuern  zurückzahlen«.  Ob  diese  Bedingung 
Voraussetzung  der  kommunistischen  Tendenz  ist,  müßte  erst 
untersucht  werden.  Der  unrechtmäßig  bereicherte  leistungsfähige 
Unternehmer  wird  doch  reicher?  Dann  wird  er  doch  höhere 
Steuern  zahlen  vom  Vermögen  und  Einkommen. 

Doch  haben  wir  keinen  Zweifel,  daß  es  eine  Kategorie  3  b 
in  der  Vergangenheit  und  Gegenwart  gegeben  hat  und  gibt.  Es 
ist  unsere  Lehre,  Lotz  hat  nichts  neues  gefunden,  wenn  er  sagt: 
Die  »politisch  Mächtigen  entscheiden,  ihr  Sonderbedürfnis  im  Er- 
werbsleben sei  Kollektivbedarf;  ein  Präzedenzfall  einer  kommu- 
nistischen Tendenz  der  öffentlichen  Wirtschaft  liegt  dann  vor«. 
Ob  die  Sache  besser  gekennzeichnet  wird,  wenn  statt  von  Unw^irt- 
schaft  oder  wirtschaftlicher  Ungerechtigkeit  von  kommunistischen 
Bestrebungen  gesprochen  wird,  weiß  ich  nicht.  Das  ist  aber  sicher, 
die  Frage,  die  an  der  Spitze  des  Abschnittes  steht,  wird  allge- 
mein nicht  beantwortet.  Und  sicher  ist  endlich,  daß  der  letzte 
Satz  dieses  Abschnittes  keine  volle  Wahrheit  bringt.  Dort  steht: 
-»Stets  bleibt  bei  solchem  eklektischen  Kommunismus  die  heutige 
Wirtschaftsordnung  mit  ihrer  ungleichen  Verteilung  des  Eigen- 
tums und  der  aus  dem  Eigentum  entspringenden  Macht  der  Be- 
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sitzenden  erhalten.«  Wahr  ist  vielmehr,  was  die  Geschichte  auch 
unserer  Tage  lehrt,  nicht  stets  bleibt  sie  erhalten,  sondern  nur 
solange,  bis  sie  zusammenbricht.  Bleibt  sie  aber  nicht  auch  er- 
halten, wenn  der  Staat  keinen  eklektischen  Kommunismus  treibt 
und  sich  um  diese  Dinge  nicht  kümmert?  Prinzipiell  bringt  uns 
Lotz  der  Lösung  der  Frage,  wann  Kollektivbedarf,  wann  Indi- 
vidualbedarf  gegeben  ist,  nicht  näher.  Darüber  waren  wir  uns 
in  Politik  und  Wissenschaft  vor  Lotz  klar  :  die  politisch  Mächti- 
gen entscheiden,  ob  irgend  ein  Bedürfnis  zum  Kollektivbedarf 
erhoben  werden  soll;  selbstverständlich  auch  dann,  wenn  das 
Sonderbedürfnis  in  das  Erwerbsleben  der  Mächtigen  hineinspielt. 
Nur  bezeichnet  der  Sprachgebrauch  des  täglichen  Lebens  und 
die  große  Lehrmeisterin  Geschichte  »Vorgänge,  bei  denen  die  Masse 
2ahlt«  für  Zuwendungen  an  die  besitzenden  Klassen  anders  als 
»Kommunismus«.  Bei  dem  hier  mitspielenden  Leitmotiv:  »Fis- 
kus als  Wohltäter«,  der  Wohltaten  stets  übt  auf  anderer  Leute 
Kosten,  gilt  das  gleiche.  Das  Leben  und  die  Geschichte  spricht 
nicht  von  Wohltaten,  sondern  von  Mißbräuchen  und  Ausbeutungen. 
Wir  wissen  heute  genau,  daß  die  imperialistische  Welt-  und  Rü- 
stungspohtik  vor  dem  Kriege  mit  dem  Großkapital  Hand  in  Hand 
gegangen  ist,  daß  trotz  der  durch  den  Riesenbedarf  hervorge- 
rufenen Steuerlast  gerade  die  Plutokratie  der  obersten  Schichte 
sich  fortentwickelt  hat  in  einer  Weise,  wie  es  die  Welt  in  diesem 
Umfang  und  in  dieser  Stärke  und  in  ihrer  Vermehrungstendenz 
nie  gesehen  hat«.  Wenn  Wagner,  der  dies  behauptet  hat,  erst 
die  Entwicklung  in  diesem  furchtbaren  Kriege  miterlebt  hätte ! 
Zweifelhaft  erscheint  es  mir,  ob  nach  Lotz?,  Auffassung 
auch  die  Fälle  unter  die  Schlußlehre  des  Abs.  3  b  einzubeziehen 
sind,  wenn  ausnahmsweise  auf  Kosten  des  Kapitals  Zuwendungen 
»mit  kommunistischer  Tendenz«  für  die  gesteigerte  Leistungsfähig- 
keit der  arbeitenden  Bevölkerung  gemacht  werden.  Ist  dann  die 
treibende  Kraft  der  richtige  Kommunismus  oder  »die  politisch 
Mächtigen«  ?  Sie  sind  es  in  beiden  Fällen.  Sind  die  politischen 
Machtfaktoren  recht-  und  pflichtbewußt,  besitzen  sie  sittliches 
Verantwortungsgefühl,  dann  stellt  sich  die  Antwort  auf  unsere 
Lehrbuchsfrage  anders  als  im  entgegengesetzten  Falle.  Bei  der 
Art  der  Darstellung  kommt  alles  eher  zum  Vorschein  als  Klar- 
heit und  Wahrheit.  Man  vergleiche,  es  ist  überaus  interessant, 
die  Führung  des  Autors  in  unserer  Frage.  Fast  überall  das  Bei- 
spiel statt  einer  einheitlichen  Lehre,  bei  jedem  Beispiel  die  Her- 
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Vorkehrung  eines  Punktes,  den  der  folgende  vergißt;  der 
Zusammenhang  ergibt  sich  gerade  noch,  und  das  auch  nicht  im- 
mer, mit  dem  letzten  Gedanken,  nicht  mit  der  ganzen  Sache. 
Die  Führung  versagt,  man  muß  sich  selbst  zu  orientieren  trachten. 
Das  Buch  geht  in  der  Darstellung  planlos  hin  und  her,  vor  und 
zurück,  Nebensächliches  wird  weit  und  breit  getreten,  an  Haupt- 
sächlichem wird  vorbeigegangen,  ohne  auch  nur  auf  Kommendes 
zu  verweisen.  Schon  ist  der  Leser  der  Anschauung,  Lotz' 
Rechts-  und  Wirtschaftsgefühl  gehe  auf  entgeltliche  Rechtsge- 
schäfte, Leistung  um  Leistung,  keine  Unentgeltlichkeit  und  Wohl- 
tat, da  kommt  das  Beispiel  von  der  Flottendemonstration  zugun- 
sten der  Gläubiger  eines  fremden  Staates.  Beim  ersten  Lesen 
habe  ich  angenommen,  daß  mit  dem  Beispiel  das  Profitprinzip 
ironisiert  wird.  Da  das  Prinzipielle  nicht  durchgreift,  muß  man 
annehmen,  daß  es  der  Entscheidung  um  die  fehlende  Zustimmung 
der  Gläubiger  und  um  die  Eventuahtät  ernst  ist,  der  Staat  könne 
>noch  andere  Zwecke  als  den  in  den  Vordergrund  gestellten 
Schutzzweck  verfolgen;-.  Wenn  Lotz  jedoch,  wie  bei  den  Zu- 
schüssen zu  nicht  rentierenden  Eisenbahnen  ernst  nach  dem 
ganzen  Komplexe  der  Gründe,  die  uns  bekannt  sind,  suchen  soll, 
greift  er  einen  behebigen,  nicht  den  stärksten  und  besten  heraus. 
Und  während  fast  in  allen  Kulturstaaten  die  Ausgaben  be- 
ängstigend in  die  Höhe  geschossen  sind  und  in  der  Selbstver- 
waltung in  Stadt  und  Land  der  öffentliche  Bedarf  absolut  und 
relativ  in  einem  kaum  glaublichen  Tempo  und  mit  einer  Sorg- 
losigkeit gestiegen  ist  und  fortwährend  steigt,  die  Steuern  und 
Schulden  steigen,  daß  Wissenschaft  und  Leben  schreien,  so  geht 
es  nicht  weiter,  wirft  Lotz  das  Schäfflesch^  Grundgesetz  der  Ver- 
hältnismäßigkeit der  Bedürfnisse  öffentlicher  und  privater  Wirt- 
schaft ins  alte  wissenschaftliche  Eisen  und  spielt  mit  kleinen 
Untersuchungen,  mit  Fällen  und  Formen  kommunistischer  Tendenz, 
inzwischen  die  Kriegskosten  und  Kriegsschulden  die  bestandenen 
Staatsschulden  verfünf-,  verzehnfachen,  die  Not  und  die  Preise  so 
steigen,  daß  die  Kriegsfronten  nicht  aufrecht  zu  halten  sind,  die 
Revolutionen  in  die  Länder  einziehen.  Throne  stürzen  und  die 
alte  kapitalistische  Wirtschaftsordnung  ins  Wanken  bringen.  Die 
i heutige  Wirtschaftsordnung«  wird  nicht  »stets«  erhalten  bleiben, 
auch  wenn  echter,  praktischer  Sozialismus  und  Kommunismus 
das  Kampffeld  nicht  behaupten  würden.  Jede  ehrliche  Volksver- 
tretung   und  Staatsverwaltung   muß   mit  Schutzmaßregeln   gegen 
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die  Ausbeutung  der  Staats-  und  Volkswirtschaft  durch  das  Ka- 
pital beginnen  und  das  Programm  dieser  Zukunft  läge  darin,  die 
heutige  Wirtschaftsordnung  ohne  blutige  Mittel  zu  verbessern. 
Schon  da  wird  die  Freihandelsschule  und  die  reine  Theorie  Lotz- 
scher  Richtung  an  die  Idee  glauben  lernen,  daß  die  Finanz  die 
Kraft  und  Aufgabe  hat,  in  die  Einkommensverteilung  gerecht  ein- 
zugreifen. Viel  zu  viel  und  viel  zu  einseitig  wurde  bereits  vor  dem 
Kriege  und  während  des  Krieges  und  jetzt  wieder  von  der  Steuer- 
politik, viel  zu  wenig  von  der  Ausgabenpolitik  gehandelt.  Gute, 
scharfe  Prägung  gibt  Plenge  diesem  Gedanken.  In  der  Abhandlung: 
Zur  Diagnose  der  Reichsfinanzreform ^)  ruft  er:  »Daß  wir  für  not- 
wendige Staatsausgaben  die  Mittel  haben  und  haben  müssen,  be- 
darf keines  Beweises.  Beweist  mir  lieber,  daß  wir  in  Deutsch- 
land sparsam  sein  müssen,  damit  die  beängstigende  Vergeudung 
aufhört,  die  bei  uns  eingerissen  ist.  Das  gibt  die  Grundgesin- 
nung, die  wir  für  unsere  Finanzreform  brauchen.« 

Für  die  großen  Staaten  mit  dem  riesigen  Heer-  und  Flotten- 
bedarf kann  man  von  weltpolitischen  Entwicklungen  und  Gründen 
sprechen.  Was  daneben  an  Entgelten  in  den  verschiedensten  Aus- 
gabeformen gezahlt  wurde  an  Majoritäten  und  Minoritäten,  um 
die  erforderliche  Summe  bewilligt  zu  erhalten,  was  den  Völkern 
Europas  aus  diesem  Anlasse  beschert  wurde,  was  also  die  Mili- 
tärkredite extra  kosten,  das  gäbe  eine  interessante  statistische 
Studie.  Und  was  wäre  herauszuholen  aus  den  gedankenlosen 
planlosen  Ausgaben  des  Kommunalfiskalismus,  die  uns  jede  Sta- 
tistik zeigt!  Nach  seinem  eigenen  Lehrziel  hätte  sie  Lotz  zu  er- 
klären. Viel  wichtiger  als  die  Untersuchung  nach  Grenzen  des 
Individualbedarfs  erscheint  uns  der  Vergleich  zwischen  der  Be- 
darfsbefriedigung des  öffentlichen  Körpers  und  des  Volkes.  Ein 
Staat,  dessen  Volk  darbt  und  über  die  nackten  Existenzbedürf- 
nisse nicht  hinauskommt,  muß  zufrieden  sein,  wenn  die  Staats- 
notwendigkeiten gedeckt  sind.  An  den  Armenportionen  mäkeln, 
an  gesunder  kommunaler  Sozialpolitik  sparen  und  kostbare  Rat- 
häuser und  Schulpaläste  bauen,  das  gibt  eine  schlechte  Harmonie. 
Das  einfache  Gebot,  mit  Volkseinkommen  und  Volksvermögen 
sparsam  zu  wirtschaften,  ist  aus  der  Uebung  gekommen.  Mit 
fremdem  anvertrautem  Gut  vornehm  tun,  müßte  als  schimpflich 
gelten.  Statt  das  Verantvvortlichkeitsgefühl  des  öffentlichen  Amtes 
zu  vergrößern,  ist  es  im  modernen  Staate  fast  verloren  gegangen. 

l)  System  der  Finanzwissenschaft  a.  a.  O.  S.   15. 
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Die  Altliberalen,  so  große  Fehler  ihnen  eigen  waren,  gute,  spar- 
same Verwalter  waren  sie  ;  die  Tugend  haben  sie  ins  öffentliche 
Amt  mitgebracht  aus  der  Verwaltung  der  eigenen  Wirtschaft. 
Gut  und  sparsam  verwaltete  Staaten  und  Städte  haben  es  zu  sein 
aufgehört.  Der  Zug  der  Zeit  geht  durch  die  ganze  öffentliche 
Wirtschaft,  durch  die  Stiftungen,  die  gemeinnützigen  Anstalten 
und  Vereine.  Wer  für  die  Vorgänge  ein  offenes  Auge  und  ein 
größeres  Beobachtungsgebiet  hatte,  dem  konnte  es  nicht  ent- 
gehen. Der  wirtschaftliche  Sinn  ist  zurückgegangen,  vielleicht 
auch  in  suis,  gewiß  auch  wegen  des  mangelnden  Sinns  der  Re- 
gierten, wegen  des  fehlenden  Bewußtseins  von  den  Aufgaben  der 
Kontrollen  in  der  öffentlichen  Wirtschaft.  Noch  im  Kriege  kam 
von  Seiten  der  österreichischen  Staatsschuidenkommission  ein 
ernster  Tadel  der  Mißwirtschaft  der  Heeresverwaltung  in  dem 
furchtbaren  Kriege ;  für  Deutschland  habe  ich  die  traurige  Tat- 
sache zuerst  bei  Striitz  ausgesprochen  gefunden.  Auch  wer  nicht 
mitten  drin  war,  dem  mußten  sich  die  Tatsachen  aufdrängen, 
aus  den  großen  und  kleinen  Erscheinungen,  aus  den  Massenvor- 
gängen, die  wir  aus  toten  Ziffern  und  aus  den  lebenden  Bildern 
und  Geschichten  jedes  Tages  in  diesen  schrecklichen  Kriegs- 
jahren entnehmen  mußten.  Von  den  ungeheueren  Gewinnen  der 
Kriegsindustrie,  die  wir  schon  nach  dem  ersten  Kriegsjahre  bei 
den  Aktiengesellschaften  einwandfrei  feststellen  konnten,  von  der 
Massenverschwendung  von  kostbarem,  in  der  Privatwirtschaft  feh- 
lendem Material  an  Stoffen  und  Menschen  in  den  Hinterlands- 
anstalten und  Formationen,  die  die  Kasernenhöfe  beschäftigungs- 
los füllten,  bis  zu  den  kleinen  schmutzigen  Künsten  der  Zulagen- 
Kommissions-  und  Reisediätenschinderei,  von  hoher  Stelle  bis  zur 
niedrigen,  tritt  uns  der  auf  das  eigene  Ich  gestellte  Sinn  entgegen, 
der  dem  großen  und  ganzen  kaum  das  entgegenbringt,  was  die 
gemeine  Pflicht  erfordert,  von  einem  höheren  Streben,  von  einer 
Rücksicht  auf  das  Volk,  das  die  Kosten  im  letzten  Ende  zahlen 
muß,  gar  nicht  zu  reden. 

Dieser  ganz  eigentümliche  unwirtschaftliche  Sinn  hat  sich  in 
der  Kriegswirtschaft  als  Massenerscheinung  genau  so  gezeigt,  wie 
im  Frieden  bei  der  Staatswirtschaft.  Er  ist  nicht  eine  Eigentüm- 
lichkeit der  zivilen  Organe,  des  Staates  und  der  Selbstverwaltung, 
er  hat  die  Aktiven  und  die  Reserveoffiziere  beherrscht,  gleichgil- 
tig,  aus  welchen  Friedensberufen  diese  kamen.  Dieser  verschwen- 
derische Sinn  beherrschte  die  Kriegszentrale  mit  der  gleichen  Ver- 
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geudung-  von  Menschen,  Lokalitäten,  Einrichtungsmaterial.  Die 
Erhebung  der  Anbauflächen  fiir  das  Jahr  1917  forderte  einen 
Kostenaufwand  von  12 — 15  Millionen,  die  die  Kriegs-Getreide- 
Verkehrsanstalt  zu  tragen  hatte '^)!  Die  Kosten  des  Krieges  und  der 
Versorgung  waren  überall  einfach  Nebensache.  Ich  kann  hier  nicht 
auseinandersetzen,  wie  diese  traurigen  Dinge  den  Ausgang  der 
Hauptsache  mit  beeinflußt  haben,  wie  sie  die  ungeheuere  Teue- 
rung, die  Not  und  endlich  jene  Stimmung  erzeugt  haben,  die 
fortzeugend  das  Böseste  mußte  gebären,  den  Zusammenbruch 
der  inneren  und  mit  ihr  der  äußeren  Front.  An  den  furchtbaren 
Sünden  und  Fehlern  der  Kriegswirtschaft  sind  wir  zugrunde  ge- 
gangen. Der  wirtschaftliche  Sinn  in  seinen  Beziehungen  zu  der 
Gemeinwirtschaft  hat  in  seiner  gesunden  und  kranken  Form  seine 
tiefliegenden,  in  die  innerste  Natur  der  Gegenwartsmenschen  hinein- 
reichenden Gründe  verschiedenster  Art  und  Mischung.  Dieser 
Gemeinsinn  ist  in  der  Praxis  nicht  gepflegt,  von  der  Theorie 
nicht  untersucht  worden.  Er  ist  ganz  vernachlässigt  in  der  Tech- 
nik der  Staatswirtschaft,  trotzdem  er  im  Staatsorganismus  Funk- 
tionen wichtigster  Art  zu  besorgen  hat.  Es  ist  seine  wesentliche 
Eigenschaft,  daß  er  die  Aufgabe  im  Organismus  nicht  erfüllen 
kann,  wenn  er  das  ganze  nicht  beherrscht.  Es  nützt  nichts  oder 
wenig,  wenn  der  Sinn  sich  sporadisch  da  oder  dort  zeigt,  in 
einzelnen  Teilen  der  Verwaltung,  in  einzelnen  Gebieten.  Von  der 
höchsten  Stelle  muß  der  Geist  der  ehrlichen,  sachverständigen 
Wirtschaftlichkeit  ausgehen  und  bis  in  die  letzten  dienenden 
Glieder  herabgehen  zum  Wohle  des  Ganzen. 

Auf  den  weiten  Schlachtfeldern  Europas  liegen  Millionen  von 
Toten  und  Milliarden  von  schwer  erworbenem  Volksvermögen. 
Waren  wir  zu  reich  an  Menschen  und  Kapital }  War  der  furcht- 
bare Aderlaß  notwendig  zur  Gesundung?  Ob  und  wann  sich 
die  schmerzlichen  Lücken,  die  das  furchtbare  Morden  in  die 
Reihen  gerissen  hat,  schließen  werden,  kann  heute  niemand  sagen. 
Sicher  ist  aber  dies:  die  wirtschaftlichen  Verhältnisse  der  einzelnen 
Staaten  und  Völker  werden  in  der  Hauptsache  mit  entscheiden. 
Die  Milliarden  haben,  wie  der  Krieg  deutlich  gelehrt  hat,  die 
Eigenschaft,  daß  sie  bei  Befriedigung  von  Riesenbedürfnissen 
rasch  verfliegen  und  zum  größten  Teil  unrettbar  und  hoffnungslos 
verloren    sind    und    auf   der    anderen   Seite   insbesondere    für    die 


i)  Kassowitz :    Neue  Methoden    der  Erntestatistik,  im  Oesterr.  Volkswirt  vom 
20.   Oktober   191 7,  S.  38. 
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Staatswirtschaft  auch  mit  der  größten  Anstrengung  und  Aus- 
nützung aller  Kräfte  schwer  zu  erneuern  sind,  und  daß  die 
Schwierigkeit  steigt  mit  der  wachsenden  Zahl  der  Milliarden,  die 
zurückzuzahlen  oder  zu  verzinsen  sind.  Bis  zu  10  Milliarden  war 
es  191 5  unserem  Schriftchen  >  Oesterreichs  Finanzen  und  der 
Krieg«  nicht  schwer,  vorzusorgen,  die  Anforderungen  an  die 
Volkswirtschaft  waren  noch  keine  großen  Opfer.  Bei  der  15.  Mil- 
liarde wird  die  Anspannung  der  Kräfte  schon  eine  große,  bei 
der  20.  Milliarde  in  einem  nicht  reichen  Lande  eine  ungeheuere 
sein  müssen.  Menschen  und  Kapital  müssen  mehr  produzieren, 
und  wir  haben  an  beiden  so  ungeheuer  viel  verloren!  Völker- 
friede, Völkerbund  mit  all  ihren  Segnungen  und  Erscheinungen 
ein  neues,  kostbares  Land,  das  wir  nicht  kennen,  kann  viel  Gutes 
bringen.  Wie  es  den  kleinen  Staaten  und  den  unterlegenen 
Mächten  bei  freier  Konkurrenz,  bei  der  nicht  aus  der  Welt  ge- 
geschafiften  Profit-  und  Mehrwertsucht  der  großen  Sieger  wirt- 
schaftlich ergehen  wird?  Der  Friedensstaat  hat  bei  unserer  Wirt- 
schaftsverfassung keine  Aussichten,  ein  freies,  sorgenloses  Leben 
führen  zu  können. 

Im  Gegenteil,  ich  micine,  daß  wir  in  der  öffentlichen  Wirt- 
schaft moralischer,  sozialer  und  ökonomischer  werden  müssen, 
daß  gemeine  Not  den  Staat  endlich  dazu  bringen  wird,  zu  tun, 
was  er  als  hervorragendste  wirtschaftliche  Persönlichkeit  immer 
hätte  tun  müssen  aus  ethischen  und  wirtschaftlichen  Gründen: 
sparen,  sparen  und  wieder  sparen.  Da  müssen  wir  noch  von 
der  gesunden  Privatwirtschaft  lernen,  so  weit  sind  wir  weder  in 
der  Theorie  noch  in  der  Praxis  mit  unserer  Rezeptenlehre.  Steht 
der  gesunde  Privathaushalt  vor  einem  großen  Vermögensverlust 
oder  vor  einer  dauernden  Minderung  des  Einkommens,  ohne 
Möglichkeit  eine  Vermehrung  zu  erlangen,  so  gibt  es  bei  gesun- 
dem Sinn  nur  die  Antwort :  einschränken  in  den  Ausgaben,  an 
dem  Wohnungsaufwand,  sparen  am  Dienstpersonal,  an  den  Reisen 
und  entbehrlichem  Luxus;  es  heißt,  mit  festem  Vorsatze  beginnen 
und  an  ihm  dauernd  festhalten.  Natürlich  war  vom  Sparen  in 
der  konkreten  Staatswirtschaft  im  Laufe  der  letzten  30  Jahre 
manchesmal  die  Rede;  es  wurde  auch  an  verschiedenen  Orten 
und  Stellen  begonnen,  und  das  Ende  war  ein  höheres  Budget. 
Wer  so  einen  modernen  großen  Staatsbetrieb  oder  einen  größe- 
ren Ausschnitt  nicht  bloß  aus  Zeitungen  und  amtlichen  Berichten 
kennt,  der  weiß,   wie  unökonomisch,  unvernünftig  der  öfTentliche 
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Haushalt  geführt  wird  und  welche  unglaubliche  Summen  bei  den 
Ausgaben  zu  erübrigen  wären.  Natürlich  muß  man  den  Geist  der 
Sache  sprechen  lassen,  nicht  die  für  den  Kenner  so  töricht  klin- 
genden Redensarten  von  der  kaufmännischen  Buchführung  und 
Geschäftsführung,  von  der  Reform  der  Verwaltung,  die  sich  an 
irgendeine  Form  und  ein  paar  Phrasen  hängt.  Selbstverständ- 
lich setzen  gute  Finanzen  eine  gute  Verwaltung  voraus,  sachlich, 
sozial  und  wirtschaftlich  von  Grund  aus  geschult.  Dazu  brauchen 
wir  eine  Wissenschaft  mit  diesen  Zielen  und  Richtungen. 

Davon  sagt  Lotz  nichts.  Er  hält  noch  immer  beim  Fiskus  als 
Wohltäter.  Wie  Lotz  die  große  Frage  formell-doktrinär  anfaßt,  wollen 
wir  in  kurzen  Strichen  zeigen :  die  Gliederung  des  öffentlichen 
Bedarfes  vom  Standpunkte  der  Deckung  der  Kosten.  Die  Frage- 
stellung geht  nach:  Eigen-  und  Hilfsbedarf,  ordentlichem  und 
außerordentlichem  Bedarf,  beim  ordentlichen  nach  Gleichmäßig- 
keit der  Ausgabehöhe  und  nach  dem  versteckten  Bedarfe.  Ein 
paar  neue  Striche,  das  Bild  wird  nicht  plastischer;  ein  paar  neue 
Gedanken,  man  denkt  an  andere,  die  wir  aus  anderen  Bü-' 
ehern  kennen  und  die  hier  fehlen.  Warum  der  Leser  gerade  die 
»Ausgaben  aus  der  Verfassung«  auf  mehr  als  acht  Seiten  mit 
Daten  aus  aller  Herren  Ländern,  auf  die  wichtigen  und  interessanten 
»aus  der  Erhebung  der  Einnahmen,  der  Verwaltung  und  dem  Betrieb 
der  öffentlichen  Unternehmungen«  ein  paar  Zeilen  vorgesetzt  be- 
kommt, die  bei  den  »Ausgaben  aus  der  Verwaltung«  im  Text  ver- 
doppelt kaum  eine  Seite  einnehmen,  und  dies  nur,  um  darzu- 
legen, daß  eine  vergleichende  Darstellung,  was  in  den  einzelnen 
Zweigen  der  Verwaltung  für  die  einzelnen  Staatszwecke  verwen- 
det wird,  nach  dem  Stande  der  Forschung  derzeit  nicht  möglich 
ist.  Wir  hätten  vorlieb  genommen,  wenn  ein  systematischer  Aus- 
blick über  die  Ausgaben  des  Deutschen  Reiches,  meinetwegen 
Englands,  oder  der  Ansatz  zu  einer  Theorie  gegeben  worden  wäre. 
Und  zu  den  Schwierigkeiten,  die  Lots  überall  findet,  wo  er  nichts 
sagen  kann  oder  will,  ein  für  allemal  eine  kurze  Feststellung. 
Es  gibt  auf  allen  Gebieten  ein  Wissen  von  staatlichen  und  ge- 
sellschaftlichen Dingen,  das  auf  ehrlicher  Beobachtung  eines  weit 
und  scharf  sehenden  Auges  beruht,  auf  empirischen  Feststellungen 
aus  den  mannigfachsten  Quellen,  die  aus  der  Oeffentlichkeit,  aus 
engerem  und  weiterem  Kreise  ohne  Statistik  fließen.  Die  Quelle, 
die  Beobachtung  muß  verläßlich  sein,  das  Urteil  wird  die  Sache 
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und  die  Zusammenhänge  genau  prüfen  und  ohne  das  Gesetz  der 
großen  Zahl  das  richtige  finden. 

Wie  Ott  bringt  namentlich  der  Wirtschaftshistoriker  eine 
Wahrheit  aus  einem  einzigen  Zeugnisse  über  eine  wirtschaftliche 
Tatsache  vor.  Aber  der  Mann,  der  sie  äußert,  die  Summe  seines 
Wissens,  seine  geübte  Seh-  und  Urteilskraft,  der  Zustand  des 
Wirtschaftsgebietes  und  die  Unmöglichkeit,  ihn  anders  zu  er- 
klären, das  alles  sind  vielleicht  nur  Indizien,  keine  vollen  Beweise. 
Trotzdem  haben  solche  Arbeiten  zu  mancher  neuen  Lehre  und 
Anschauung  geführt,  die  für  unser  Wissen  und  unsere  Erkenntnis 
wertvoll  sind.  Nach  dem  jeweiligen  Stande  der  Wissenschaft 
geben  uns  die  Forscher  das  Ergebnis  ihrer  Arbeiten.  Wir  glau- 
ben und  danken  ihnen  ;  alle  Nachprüfungen  und  Richtigstellungen 
bleiben  natürhch  vorbehalten.  Für  die  Wandlungen  und  Fort- 
schritte der  Finanzgeschichte  ist  die  bereits  erwähnte  kritische 
Arbeit  von  Alfons  Dopsch  von  besonderem  Wert ;  sie  ist  ein  vor- 
zügliches Mittel  für  die  Erkenntnis  des  Werdeganges  einer  Wis- 
senschaft, die  von  Haus  aus  nicht  vor  eine  so  reiche  Tafel  an 
Tatsachenmaterial  gesetzt  ist,  wie  die  allgemeine  Rechtsgeschichte. 
»Die  reellen  Forschungsergebnisse«  der  modernen  Wirtschafts- 
geschichte wurden  unter  ganz  anderen  Schwierigkeiten  zutage 
gefördert,  als  sie  Lotz  für  die  Lehre  von  den  Verwaltungsaus- 
gaben (S.  182)  darstellt.  Mit  den  Bedenken  und  Befürchtungen 
wären  die  Wirtschaftshistoriker  nicht  weit  gekommen  und  müß- 
ten heute  die  schwierige  Arbeit  liegen  lassen.  Dopsch  macht  den 
großen  Handbüchern  der  Finanzwissenschaft  den  Vorwurf,  daß  sie 
immer  noch  zu  wenig  der  neueren  wirtschaftsgeschichtlichen  Li- 
teratur entsprechen,  daß  sie  in  den  historischen  Partien  als  rück- 
ständig zu  bezeichnen  sind.  Ich  möchte  einen  Schritt  weiter 
gehen.  Haben  nicht  auch  die  Lehrbücher  gewöhnlichen  Um- 
fanges  die  Pflicht,  den  Lesern  die  neuen  »reellen  Forschungs- 
ergebnisse« der  Wirtschafts-  und  Steuergeschichte  vorzuführen? 
W^enn  wir  bei  dem  Wünschen  sind,  was  müßte  erst  ein 
sachkundiger  Statistiker  sagen,  der  das  Finanzmaterial  und  die 
Literatur  kennt,  wenn  er  kritisch  eines  der  modernen  Lehr-  und 
Handbücher  durchgeht.?  So  oft  ich  in  den  letzten  Jahren  einen 
Statistiker  zu  einer  analytischen  Untersuchung  einer  Frage  aus 
dem  modernen  Steuerrecht  bestimmen  v/ollte,  erhielt  ich  die 
Antwort,  das  wird  kaum  gelesen,  geschweige  denn  gewürdigt. 
Das    hat    dann   wieder    den    bedauernswerten    Zustand   gezeitigt. 


1-^2  P'ranz   Meisel : 

daß  der  jetzigen  Finanzvvissenschaft  die  hervorragenden  Statistiker 
fehlen,  die  die  Blüteperiode  besessen  hat.  Es  geht  noch  bei  den 
statistischen  Arbeiten,  die  eine  Ueberprüfung  einer  in  der  Finanz- 
vvissenschaft aufgestellten  Lehrmeinung  vornehmen.  Wir  haben 
es  in  der  Einleitung  dieses  Abschnittes  hervorgehoben,  daß  Lotz 
die  Untersuchungen  über  die  Steuerbelastung  als  die  hauptsäch- 
lich wertvollen  gelten  läßt.  Und  gerade  sie,  die  »exakten«  haben 
ihre  Gefahren.  Ich  will  durchaus  nicht  in  dem  Streit  Krüger 
contra  Gerloff  mich  für  den  Ankläger  entscheiden ;  aber  Krügers, 
Arbeit :  Zur  Frage  des  Verbrauches  und  der  Verbrauchsbelastung 
bei  großen  im  Gegensatze  zu  kleinen  Einkommen^),  eine  kritische 
Betrachtung  über  einen  derartigen  Vergleich  und  die  Vergleichs- 
möglichkeiten, beweist  es,  daß  solche  Arbeiten  ihre  allgemeinen  und 
ihre  besonderen  Schwierigkeiten  haben,  die  bei  der  Gewinnung  und 
Verarbeitung  von  Wirtschaftsrechnungen  anfangen  und  dann,  das 
andere,  das  subjektive  Moment  bei  diesen  Untersuchungen !  So- 
lange es  Menschen  mit  verschiedenen  Weltanschauungen  gibt, 
sagt  Krüger^  wird  auch  die  nackteste  wissenschaftliche  Beweis- 
führung bei  weitem  nicht  immer  zu  den  vernunftsgemäßen  prak- 
tisch politischen  Tendenzen  führen.  In  den  meisten  Fällen  wird 
es  nur  möglich  sein,  auf  das  wahrscheinliche  Vorliegen  bestimm- 
ter Tendenzen  aufmerksam  zu  machen. 

Solange  die  heutige  Wirtschafts-  und  Rechtsordnung  gilt, 
können  wir  in  gewisse  Teile  der  privaten  Wirtschaft  exakt  nicht 
eindringen  und  einwandfreies  feststellen,  so  bezüglich  des  Volks- 
vermögens und  -einkommens,  der  Spekulationsgewinne,  der  Volks- 
ausgaben, des  Luxusaufwandes.  Wir  kennen  bis  auf  eine  kleine 
Fehlergrenze  den  Aufwand  in  Kaffee,  Tee,  in  fremdländischen 
Stoffen.  Die  Kriegszeit  hat  gelehrt,  wie  wir  uns  oft  geirrt 
haben,  in  der  Menge  des  Getreides,  der  Kartoffel,  des  Fleisches. 
In  der  großen  Frage  der  Steuerbelastung  gibt  es  so  und  so  viele 
Unbekannte.  Wenn  bei  der  Ermittlung  der  Steuerlasten  mittlerer 
und  großer  Einkommen  und  Vermögen  behauptet  wird ,  daß 
der  Reichtum  direkt  von  einer  gewissen  Stufe  lO,  14%  vom  Steuer- 
einkommen trägt,  so  wäre  es  richtig,  wenn  er  nur  von  der  be- 
treffenden Summe  steuern  würde.  Das  ist  ja  die  bekannte 
Selbsthilfe ;  die  Steuern  sind  zu  hoch,  man  steuert  nicht  von  den 
richtigen  20000,  sondern  von   10  oder   15000. 

Also  die  Bedenken  auf  Z^fe's  Seite  rechtfertigen  nicht,  was 
1)  Zeitschr.  f.  d.  ges.  Staatsw.  66.  Jhrg.,  (1910)  S.  462  ff. 
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er  nicht  bringt.  Zur  Kenntnis  der  Sache,  für  unsere  Bildung  ist 
schon  etwas  gewonnen,  wenn  uns  ein  Buch  sagt,  daß  die  Aus- 
gaben der  Staaten  für  das  Heer,  die  Justiz,  die  Post  den  so  und 
sovielten  Teil  der  Gesamtausgaben  betragen,  daß  auf  den  Kopf 
der  Bevölkerung  so  und  soviel  entfällt,  daß  sich  dies  in  einer 
gewissen  Zeit  so  und  so  verändert  hat  usw.  Das  Buch  beschränke 
sich  auf  methodisch  einwandfreie  Untersuchungen,  aber  es  darf 
nicht  bloß  bei  den  negativen,  bei  formalen  Begriffen  verharren. 
Der  »versteckte  Bedarf«  der  Einjährigfreiwilligen,  selbst  die  Ko- 
sten der  Selbstverwaltung,  die  diese  für  das  Heer  aufbringen  müssen, 
werden  uns  nicht  abhalten,  nach  Maß  unseres  Wissens  über  die 
Ausgaben  für  das  Heer  zu  sprechen  und  von  der  Wissenschaft 
Aufklärung  zu  verlangen. 

Wenn  uns  Lot::  im  nächsten  Abschnitt  über  den  öffent- 
lichen Bedarf  von  Staat  und  Gemeinde  an  Arbeitsleistungen, 
und  da  wieder  speziell  in  dem  Teile  über  die  Grujidsätze 
der  Bezahlung  der  Beamtenarbeit  Lehren  zuführt,  die  auf  keinen 
vollen  Tatsachen ,  auf  keiner  oder  einer  einzigen  statisti- 
schen Untersuchung  beruhen,  so  fehlt  nicht  bloß  die  Anschaulich- 
keit, sondern  nach  der  eigenen  Methode  die  Grundlage,  die  nach 
Lotz  gegeben  sein  will.  Wir  finden  trotzdem  in  diesem  Abschnitt 
eine  Wahrheit,  die  bei  jeder  Untersuchung  der  Schätzung  im- 
materieller Güter  und  Dienste  gilt  und  obenan  stehen  sollte. 
Das  Werturteil  lautet:  »Das  wertvollste  in  der  Beamtentätigkeit 
ist  in  Geld  und  auch  in  Qualifikationslisten  kaum  zu  messen : 
sachliche,  pflichtgetreue  Führung  mit  Mut,  eigener  Verantwor- 
tung, ohne  Rücksicht  auf  persönliche  Vorteile  nach  oben  und 
unten,  und  ohne  Rücksicht,  ob  es  gesehen  wird  oder  nicht <. 

Das  ideelle,  das  in  der  Wahrheit  liegt,  beherrscht  die  richtigen 
Staatsausgaben  un*d  indirekt  die  Steuerlehre.  Der  Wert  solcher  un- 
schätzbarer Leistungen  ist  in  Geld  nicht  zu  messen,  d.  h.  man 
kann  an  diese  Leistungen  und  Dienste  keinen  ökonomischen 
Maßstab  anlegen,  man  darf  und  kann  die  staatlichen  Dienste, 
die  Macht-,  Recht-,  Kultur-  und  Wohlfahrtsdarbietungen  nicht 
wirtschaftlich  bestimmen.  Der  Segen  einer  guten  Verfassung, 
weiser  Gesetze,  einer  gerechten  Justiz  und  klugen  Verwaltung 
lassen  sich  in  Geld  nicht  ausdrücken,  den  allgemeinen  Schaden, 
den  unvollkommene  oder  schlechte  Einrichtungen  dieser  Art 
bringen,  nicht  in  Geld  veranschlagen. 

Der  Volksmund  drückt  den  Gedanken  anders  aus  ;   die  guten 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.     1919.     4.  '\t. 
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Dinge  Sind  nicht  ZU  bezahlen.  Auf  die  Beamtenbesoldung  angewendet 
hieße  das,  gute  Beamte  und  Lehrer  so  hoch  zu  besolden,  als  es  geht. 
Das  kann  der  moderne  Staat  bei  den  Massen  der  Beamtenschaft 
weniger  als  seine  Vorgänger.  Es  ist  auch  nicht  notwendig.  Bei  einer 
guten  Auslese  aus  dem  zuströmenden  Angebote,  bei  einer  guten 
Erziehung  und  Ausbildung  wird  die  tüchtige  Führung  nicht  nur 
sachlich  geschulte  und  »charaktervolle«  Beamte,  auf  welche  auch 
Lotz  Gewicht  legt,  sondern  auch  berufs-  und  arbeitsfreudige  Män- 
ner ohne  reiches  Entgelt  finden,  weil  die  Freude  an  dem  sozial- 
sten Berufe  mit  der  Aussicht,  zum  Wohle  der  Allgemeinheit  bei- 
zutragen, nur  mit  der  Schaffensfreude  des  sorgsamen,  liebevollen 
pater  familias  oder  des  Künstlers  verglichen  werden  kann.  Solche 
soziale  Stellungen,  die  in  der  sittlich  entwickelten  Gesellschaft 
auch  Anerkennung  finden,  brauchen  zu  voller  Entfaltung  ihrer 
Wirksamheit  keine  glänzende  Lebensführung;  sie  bescheiden  sich 
froh  mit  dem  Bewußtsein,  sozial  gutes  und  höchstes  zu  stiften, 
und  mit  der  gesellschaftlichen  Anerkennung  ihres  Wirkens,  mit 
der  sozialethischen  Einordnung  ohne  wesentliche  Hemmungen  in 
ihrer  Lebenssphäre.  Daß  der  moderne  Staat  mit  seinen  neuen, 
großen  Aufgaben,  mit  dem  immer  mehr  wachsenden  Organismus 
nicht  nur  hohe,  sachliche,  auch  sozial  sittliche  Bildung  von  seinen 
Organen  verlangen  und  daher  insbesondere  »charaktervolle«  Männer 
suchen  muß,  lehrt  eindringlich  die  Geschichte  unserer  Zeit,  und 
lehren  namentlich  die  Stürme  nach  der  Kriegszeit.  Jeder  Staat  hat  die 
Beamtenschaft,  die  er  sich  auswählt;  er  hat  sie  so,  wie  er  sie 
erzieht,  wie  er  namentlich  für  die  richtige  Wahl  bei  dem  verant- 
wortungsvollen Posten  sorgt.  Ein  Volk  erziehen,  ist  eine 
schwierige  Aufgabe;  aus  dem  Volk  das  gute  herausnehmen, 
diesen  Teil  gut  bilden,  systematisch  erziehen  und  verwenden, 
ist  eine  wesentlich  leichtere  Pflicht.  Daher  hat  jeder  Staat  die 
Organe,  die  er  verdient. 

(Schluß  folgt.) 


535 


II.  MISZELLEN. 


Die  Entwicklung  der  Bergarbeiterlöhne  in  Sachsen  und  kurzer 
Ueberblick  über  den  Stand  des  sächsischen  Bergbaus. 

Von 

Bruno  Simmersbach,  Wiesbaden. 

An  der  Statistik  der  Bergarbeiterlöhne,  wie  sie  für  die  wichtigsten 
deutschen  Bergbaugebiete  allgemein  veröffentlicht  wird,  ist  das  bisherige 
Königreich  Sachsen  deshalb  nicht  beteiligt,  weil  hier  die  statistischen 
Aufnahmen  auf  einer  etwas  anderen  Grundlage  beruhen,  die  es  daher 
auch  nicht  ermöglichte,  die  erhaltenen  Werte  mit  jenen  für  die  übrigen 
Bergbaugebiete  Deutschlands  in  strengen  Vergleich  zu  bringen. 

Die  Statistik  der  Bergarbeiterlöhne  im  sächsischen  Staate  erstreckt 
sich  nur  auf  die  durchschnittlichen  Jahreslöhne ,  nicht  aber  auch 
auf  die  Schichtlöhne,  wie  sie  durch  die  Statistik  der  Bergarbeiter- 
löhne, besonders  der  preußischen  Bergbaugebiete,  so  präzis  erfaßt  wer- 
den. Während  ferner  die  Lohnstatistik  Preußens  und  der  anderen 
Staaten  außer  den  Arbeitskosten  auch  noch  die  Knappschafts-  und 
Invalidenversicherungsbeiträge  an  den  Löhnen  in  Abzug  bringt,  tut 
dies  die  sächsische  Lohnstatistik  nicht.  Diese  teilt  also,  im  Gegen- 
satz zur  übrigen  Statistik  der  Bergarbeiterlöhne,  die  die  reinen 
Arbeitslöhne  bringt,  nur  die  Roh  löhne  mit.  Im  Vergleich  mit  ihren 
Jahresverdiensten  müssen  also  die  statistischen  Angaben  der  übrigen 
Bergbaugebiete  etwas  zu  niedrig  erscheinen,  ein  Umstand,  der  bei 
einem  Vergleiche  der  Arbeitsverdienste  der  beiden  Erhebungen  mit  in 
Rechnung  zu  stellen  ist.  Die  nachfolgenden  Lohnübersichten  ent- 
stammen den  einzelnen  Jahresberichten,  wie  sie  im  >Jahrbuch  für  das 
Berg-  und  Hüttemvesen  im  Königreich  Sachsen«  jeweils  mitgeteilt 
werden. 
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Entwicklung  der  Bergarbeiter  löhne  seit   1 900. 


Jahr 

beim  Steinkohlen- 
bergbau 

beim  Braun- 
kohlenbergbau 

beim  Erzbergbau 

M. 

M. 

M. 

1900 

1207,20 

924,34 

839,  - 

1901 

1157.90 

949,92 

834,56 

1902 

1084,23 

889,54 

805,98 

1903 

1093,48 

906,14 

790,- 

1904 

1094,06 

960,33 

801,2c; 

1905 

1128,49 

1004,58 

803,56 

1906 

1234,08 

1061,53 

817,92 

1907 

1341,27 

1137.04 

849," 

1908 

1348,08 

1130,25 

865,17 

1909 

1326,76 

"63,98 

876,20 

1910 

1323 

"75 

893 

1911 

1363 

1215 

925 

1912 

1436 

1287 

978 

1913 

1472 

1312 

986 

1914 

1429 

1287 

998 

1915 

1636 

1389 

1028 

1916 

1880 

1464 

1199 

1917 

2271 

1782 

— 

191S 

2827 

2297 

— 

Entwicklung  der  Löhne  im  Stein  kohlenbergbau  Sachsens. 


Durchschnittliche 

Jahresarbeitsverdienste 

Zu-  oder  Abnahme  d. 
durchschnittl.  Ar- 

„ 

.- 

Erwachsene  männliche 

S-^ 

c^£ 

Jahr 

""«  « 

£Ä 

Arbeiter 

Arbeiter  gegen  das 

liehe 

Gesa 

durchs 

M 

Jugend 
männI 
Arbe 

Erwacl 

weibl. 

beiteri 

M 

Jahr  vorher 

über  Tage 
M. 

unter  Tage 

M. 

unterTage 
% 

über  Tage 
% 

1908 

25726 

1348 

1234 

I413 

;  476 

61S 

1909 

26597 

1327 

1242 

1385 

i  465 

615 

-h  0,7 

2, 

I9IO 

26667 

1323 

I22I 

1383 

469 

608 

—  1,7 

—   0,1 

I9II 

26  107 

1363 

1263 

1424 

468 

622 

-f  3,5 

+  3,- 

I912 

24917 

1436 

1323 

1506 

[  499 

630 

-f  4,7 

+  5,7 

I9I3 

26007 

1472 

1350 

154I 

!  509 

653 

+  2,— 

+  2,3 

I9I4 

24  648 

1429 

1347 

1490 

502 

650 

—  0,2 

191 5 

19  753 

1636 

1500 

1770 

678 

739 

+  11.4 

+  i8,S 

1916 

18976 

1880 

1742 

2090 

849 

844 

+  16,1  i+i8,i 

1917 

24358 

2271 

2157 

2476 

1  971 

1039 

1 

1918 

26718 

2827 

2756 

3032 

1034 

1218 

• 

im  Braun  kohlenbergbau. 


1908 

4930 

II 30 

1029 

1337 

553 

454 

1909 

4563 

1164 

1095 

1314 

S6i 

477 

+  6,4 

—  1,7 

I9I0 

5374 

"75 

1098 

1341 

535 

531 

-f-  0,3 

I9II 

5483 

1215 

"34 

1430 

639 

528 

+  3,3 

+  6,6 

I9I2 

6172 

1287 

1252 

1449 

610 

S48 

+  10.4 

+.  1,3 

I9I3 

6768 

1312 

1271 

1520 

S87 

541 

+  1.5 

+  4,9 

I9I4 

5962 

1287 

1268 

1436 

699 

S76 

—  5,5 

I9I5 

4954 

1389 

1380 

1756 

842 

881 

+  8,8 

+  22,3 

I9I6 

4672 

1464 

1520 

1908 

809 

873 

+  10,1 

+  8.7 

I9I7 

5119 

1782 

1856 

2189 

933 

1022 

I9I8 

5423 

2297 

2381 

2762 

1095 

•1237 
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M. 
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über  Tage 

unter  Tage 
M. 

unterTage 

% 

über  Tage 
% 

1908 

2I9I 

865 

855 

886 

1    377 

— 

1909 

1989 

876 

857 

902 

:    353 

322 

— 

— 

IQIO 

1774 

893 

874 

920 

350 

349 

■  — 

— 

I9II 

1463 

925 

911 

952 

400 

367 

— 

— 

I9I2 

1354 

978 

967 

1004 

i    391 

476 

— 

— 

I913 

1202 

986 

963 

1024 

414 

535 

—     0,4 

-(-      2, 

19I4 

877 

998 

949 

1056 

447 

502 

—    1.5 

+    3.1 

1915 

739 

1028 

1032 

1108 

:    492 

677 

+   8,7 

+    4,9 

I916 

779 

II99 

1216 

1304 

:    501 

605 

+  17,8 

-Li7>7 

Für  die  Masse  der  Bevölkerung  des  Staates  Sachsen  ist  die 
Industrie  in  immer  steigendem  Maße  die  Erwerbsquelle  geworden  und 
Sachsen  somit  zu  einem  ausgesprochenen  Industriestaat  ausgewachsen, 
der  als  solcher  in  hohem  Maße  auf  den  Weltmarkt  angewiesen  ist. 
Die  Landwirtschaft  tritt  als  Erwerbsquelle  immer  mehr  zurück.  Im 
Bergbau  nimmt  die  Steinkohlenförderung  die  erste  Stelle  ein.  Ihr 
Hauptgebiet  ist  das  Erzgebirgische  Becken  mit  den  beiden  Revieren 
von  Zwickau  und  Lugau-Oelsnitz;  ein  drittes  liegt  im  Plauenschen 
Grunde  bei  Dresden.  Die  Steinkohlenbergwerke  sind  meist  im  Besitz 
von  Aktiengesellschaften;  im  Jahre  1903  beschäftigten  sie  24790  Ar- 
beiter, erreichten  dann  im  Jahre  1910  ihre  höchste  Belegung  mit  26667; 
durch  den  Krieg  ging  die  x\rbeiterzahl  auf  rund  19000  zurück.  Die 
Braunkohlengruben  in  der  Leipziger  Tieflandsbucht  und  bei  Zittau 
beschäftigten  1903  an  3217  Bergleute,  also  den  größten  Teil  sämtlicher 
im  sächsischen  Braunkohlenbergbau  überhaupt  tätigen  Arbeiter. 

Das  Bild  des  sächsischen  Erzbergbaus  ist  wenig  erfreulich.  Noch  im 
Jahre  1903  beschäftigte  er  neben  252  Beamten  rund  3050  Arbeiter  und 
erreichte  eine  Produktion  von  25  000  t  verschiedener  Erze  im  Werte 
von  2  Millionen  M.  Bis  kurz  vor  Beginn  des  Krieges  wurde  indessen 
der  Freiberger  althistorische  Erzbergbau  völlig  abgerüstet,  weil  der  Be- 
trieb dieser  Erzbergwerke  jährlich  anderthalb  Millionen  Mark  Zubuße 
erforderte.  Am  lohnendsten  ist  der  Abbau  der  Steinkohle,  denn  bei 
ihm  kommen  im  mehrjährigem  Durchschnitt  auf  einen  Arbeiter  für  2072  M. 
geförderte  Steinkohle,  beim  Braunkohlenbergbau  für  1429  M.,  beim 
Erzbergbau  nur  noch  für  668  M.  Erze.  Binnen  eines  knappen  Jahr- 
zehnts ist  Menge  und  Wert  der  Ausbeute  beim  Erzbergbau  um  die 
Hälfte  gesunken ,  während  beim  Steinkohlenbergbau  der  Wert  der 
Förderung  um  ein  Viertel  gestiegen  ist  und  in  derselben  Zeitspanne 
Menge  und  Wert  der  geförderten  Braunkohle  sich  nahezu  verdoppelt 
haben. 
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Werfen  wir  noch  einen  kurzen  Blick  auf  die  einzelnen  Bergbau- 
bezirke im  bisherigen  Königreich  Sachsen. 

Da  ist  zunächst  die  Lausitz  mit  ihren  Braunkohlenvorkommen  zu 
nennen,  die  hier  auf  Granit  aufliegen  in  Lagern,  die  stellenweise  20  m 
mächtig  sind  und  den  Anlaß  zum  Bergbau  gegeben  haben.  Zwar 
überwiegt  in  der  Lausitz,  besonders  in  ihrem  nördlichen  Teile,  die 
Landwirtschaft  noch  alle  andern  Erwerbszweige,  doch  wird  im  Zittauer 
Becken,  wo  sich  die  abbauwürdigen  Braunkohlenflöze  befinden,  ein 
lebhafter  Bergbau  betrieben.  Das  Becken  von  Zittau  kann  als  die 
nordöstliche  Fortsetzung  der  Braunkohlenablagerungen  in  Böhmen 
zwischen  dem  Erzgebirge  und  dem  böhmischen  Mittelgebirge  betrachtet 
werden,  welche  sich  in  südwestlicher  Richtung  bis  nach  Bayern  hinein 
strecken.  Zahl  und  Mächtigkeit  der  Flöze  ist  hier  eine  außerordent- 
lich wechselnde,  ebenso  die  Mächtigkeit  der  jedoch  meist  nicht  sehr 
bedeutenden  diluvialen  Bedeckung  der  Braunkohlenformation.  Der 
Aschengehalt  ist  verhältnismäßig  gering,  er  beträgt  im  Mittel  1,3  bis  2% 
bei  100''  getrockneter  Braunkohle. 

Im  Elbegebiet  wird  Bergbau  auf  Steinkohlen  im  Plauenschen  Grund 
und  auf  den  umgebenden  Höhen  betrieben ;  er  hat  dort  und  in  Dresden 
eine  bedeutende  Großindustrie  hervorgerufen.  Die  Steinkohlenab- 
lagerung des  Plauenschen  Grundes ,  auch  Döhlener  Becken  ge- 
nannt, erfüllt  ein  Becken  zwischen  dem  Erzgebirge  und  dem  Eibge- 
birge in  II  km  größter  Länge  und  bei  4V2  km  größter  Breite.  Man 
kennt  hier  jeweils  3  —  5  Flöze,  von  denen  das  oberste  das  Hauptflöz 
ist,  auf  das  sich  der  dortige  Bergbau  fast  allein  beschränkt.  Die 
Mächtigkeit  dieses  Flözes,  im  Durchschnitt  4,5  m,  wächst  nach  der 
Mitte  der  Lagerung  zu  bis  auf  ein  Maximum  von  9  m.  Im  Kohlsdorf- 
Pesterwitzer  Nebenrevier  besitzt  das  Hauptflöz  ebenfalls  große  Mächtig- 
keiten, stellenweise  6,7  und  g  m,  wohl  nirgends  jedoch  unter  4  m. 
Die  andern  Flöze  im  Plauenschen  Grunde  sind  0,2 — 0,5 — 2,0 — 2,5  m 
mächtig  und  weit  weniger  rein;  sie  finden  daher  auch  nur  lokalen  Abbau. 
Die  Kohle  selbst  ist  meist  harte  Schieferkohle  mit  recht  hohem  Asche- 
gehalt von  16  bis  zu  30%  und  nur  bei  den  besten  Sorten  weniger 
als  10%. 

In  der  Leipziger  Tieflandsbucht  wurden  in  der  Tertiärzeit  Tone 
und  Sande  abgelagert  und  zugleich  auch  zahllose  Baumstämme  an- 
geschwemmt, aus  denen  dann  später  die  Braunkohle  entstand. 
Diese  tertiären  Ablagerungen  treten  namentlich  südlich  von  Leipzig 
auf.  Die  Braunkohlenlager  erreichen  jenseits  der  Grenze,  in  Altenburg 
nnd  in  der  Provinz  Sachsen  ihre  größte  Ausdehnung.  Bei  Leipzig 
sind  sie  bis  zu  lO  m  mächtig.  Bei  Kieritzsch  hat  man  in  mehr  als  70  m 
Tiefe  bis  zu  3  m  mächtige,  sanft  geneigte  Buntsandsteinbänke  mit  zwei 
eingebetteten  Braunkohlenflözen  von  6  und  15  m  Mächtigkeit  erbohrt. 
Die  Braunkohle    wird   in   vielen  Gruben    zutage  gefördert,   namentlich 
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in  der  Nähe  der  Altenburger  Grenze.  Im  bisherigen  Königreich  Sachsen 
ist  in  der  braunkohlenführenden  Schichtenfolge  im  Leipziger  Gebiet  das 
Hauptflöz  m  einer  Mächtigkeit  von  3,5  bis  15,3  m  fast  überall  ver- 
breitet, besonders  in  der  Gegend  von  Markranstädt,  auch  östlich 
Leipzigs;  bei  Liebertwolkwitz  ist  es  in  40  m  Tiefe  in  einer  Mächtig- 
keit von  8 — 17  m  erschlossen;  bei  Zwenkau  ein  oberes  Flöz  von  7,7 
und,  nur  durch  eine  1^12  m  starke  Tonbank  davon  getrennt,  ein 
unteres  Flöz  von  15  m  Mächtigkeit.  Dieses  untere  Flöz  erreicht 
bei  Borna  Mächtigkeiten  von  10 — 18  m,  weiter  schließen  sich  dann  die 
Vorkommen  der  Altenburger  Gegend  an. 

Als  nächstes  Kohlcngcbiet  wäre  dann  hier  kurz  das  Erzgebirgischc 
Becken  zu  erwähnen,  wo  Steinkohlenvorkommen  die  Hauptschätze  des 
Landes  liefern.  Die  beiden  Hauptkohlenreviere  liegen  bei  Zwickau, 
bis  nach  Cainsdorf  hin,  und  bei  Lugau.  Dieses  größte  sächsische 
Kohlengebiet  ist  für  die  Industrie  des  Landes  von  höchster  Wichtig- 
keit, hat  doch  die  Kohle  viele  Industriezweige  erst  ermöglicht; 
ohne  seine  Steinkohlen  würde  das  Erzgebirgischc  Becken  nicht  ein 
solcher  Hauptsitz  der  Großindustrie  Deutschlands  geworden  sein. 
Bergbau  und  Industrie  haben  das  Erzgebirgischc  Becken  zu  einer  der 
am  dichtesten  bevölkerten  Gegenden  der  Erde  gemacht.  Am  Austritt 
der  Mulde  aus  dem  sächsischen  Erzgebirge,  hat  sich  Zwickau,  der 
Hauptort  des  bedeutendsten  sächsischen  Kohlenreviers,  zur  größten 
Stadt  des  westlichen  Beckens  entwickelt.  Die  Kohlenschächte  reichen 
hier  bis  in  das  Weichbild  der  Stadt  hinein.  Im  Muldental,  oberhalb 
der  Stadt,  wo  die  Kohle  in  geringer  Tiefe  lag  und  vielfach  schon 
erschöpft  ist,  haben  sich  infolge  des  allmählichen  Einbruchs  der  alten 
Baue  oft  genug  Einsturztrichter  gebildet.  Die  günstige  Verkehrslage 
macht  Zwickau  zum  wirtschaftlichen  Mittelpunkt  für  ein  weites  Ge- 
biet; dementsprechend  groß  ist  auch  sein  Güterbahnhof,  auf  dem  die 
Kohlenzüge  von  allen  Schächten  des  Reviers  gesammelt  werden.  Man 
unterscheidet  das  Zwickauer  Kohlenfcld  und  das  Lugau-Oelsnitzer. 
Die  Zwickauer  Kohle  ist  meist  flach  gelagert,  man  kennt  sicher  zehn 
Flöze  von  sehr  wechselnder  Stärke  bis  über  4V/2  m  reiner  Kohle.  Im 
Gebiet  des  Lugauer  Beckens  sind  etwa  sechs  Flöze  als  bauwürdig  erkannt, 
deren  Mächtigkeit  bis  zu  2  m  steigt,  doch  scheinen  die  abbauwürdigen 
Flöze  auf  die  Umgegend  von  Oelsnitz,  Hohndorf  und  Lugau  sowie  den 
Südteil  von  Gersdorf  beschränkt  zu  sein. 

Wenden  wir  uns  schließhch  noch  zum  Erzbergbau,  der  ehemals 
in  hoher  Blüte  stehend,  dem  Erzgebirge  überhaupt  den  Namen  ge- 
geben und  Sachsen  in  vergangenen  Zeiten  reich  gemacht  hat.  Jetzt 
ist  der  Erzbergbau  gegen  den  Kohlenbergbau  im  Erzgebirgischen  Becken 
und  im  Plauenschen  Grunde  ganz  zurückgetreten  und  vielfach  ver- 
bleibt nur  noch  die  historische  f:rinnerung  an  die  Besiedlung  jener 
Gegenden  durch  deutsche  Bergleute  im  Jvlittelalter.     Der  Silberbergbau 
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war  schon  lange  nicht  mehr  lohnend  infolge  des  Preissturzes  des 
Silbers  durch  die  nordamerikanische  und  mexikanische  Ueberproduktion. 
Der  Betrieb  der  Silbergruben  bei  Freiberg  mußte  darum  aus  ökonomi- 
schen Gründen  eingestellt  werden.  Auch  die  Ältenberger  Zinngruben 
konnten  in  Friedenszeiten  bei  den  normalen  Metallpreisen  gegen  den 
überseeischen  Wettbewerb  nicht  mehr  aufkommen  und  sind  heute  nur 
noch  durch  ihre  Wolframerze  haltbar.  Im  Schneeberger  Revier  wird 
der  Bergbau  jetzt  auf  Kobalt,  Wismut  und  Nickel  betrieben.  Sechs 
Siebentel  des  Ausbeutewertes  der  westlichen  erzgebirgischen  Gruben 
entfallen  auf  die  Kobalterze,  deren  Verarbeitung  zum  größten  Teile  in 
den  Blaufarbenwerken  von  Oberschlema  und  Niederpfannenstiel  er- 
folgt, zwecks  Gewinnung  von  Kobaltfarbe,  der  sog.  Smalte.  Der 
Bergbau  auf  Eisenerze  ist  jetzt  nur  noch  vereinzelt  in  Betrieb. 
Verfallene  Eisenerzgruben  zeigen  seine  frühere  größere  Ausdehnung. 
Bei  Klingental  werden  jetzt  i,6  bis  2,5  m  mächtige  Lagerstätten  von 
Kupfererzen  abgebaut,  die  bis  zu  3,75  %  Cu  besitzen.  Die  Gewinnung 
der  Erze  erfolgt  auf  böhmischer  Seite,  doch  liegen  die  Stollenmün- 
dungen zum  Teil  auf  sächsischem  Boden.  Im  sächsischen  Staate 
fanden  sich  die  hauptsächlichsten  Eisenerzvorkommen,  Roteisenerze 
und  Manganerze,  im  Erzgebirge  und  im  Vogtlande,  doch  hat  die 
früher  lebhafte  Gewinnung  fast  ganz  aufgehört.  Es  sei  zur  Illustra- 
tion hier  nur  kurz  angeführt,  daß  im  Jahre  187 1  in  ganz  Sachsen 
überhaupt  an  Eisenerz  15836  t  im  Werte  von  226464  M.  gefördert 
wurden ;  im  Jahre  1903  in  den  Bergrevieren  Johanngeorgenstadt  und 
Schneeberg  zusammen  87,8  t  Eisenerz  im  Wert  von  755  M.  und  auf 
der  Kiesgrube  des  Vitriolwerks  Geyer  im  Bergrevier  Marienberg  noch 
^o  t  Eisenocker  im  Werte  von  1600  M.  Bei  Freiberg  und  Johann- 
georgenstadt wurde  früher  auch  Zinkblende  gewonnen;  ebenso  auch 
Kupferkiese,  die  sich  in  der  ganzen  Ausdehnung  des  Erzgebirges  vor- 
fanden. Der  Freiberger  Silberbergbau  wurde  bereits  erwähnt;  er  hatte 
seine  größte  Blütezeit  im  Jahre  1884,  wo  35  057  kg  Silber  gewonnen 
wurden,  seither  ist  infolge  der  andauernden  Entwertung  des  Silbers 
dieser  Bergbau  immer  mehr  zurückgegangen.  Bei  einem  Durchschnitts- 
;;ehalte  der  verarbeiteten  Erze  von  0,063  %  Silber  erforderten  allein 
die  fiskalischen  Gruben  schon  seit  den  ersten  Jahren  dieses  Jahr- 
hunderts einen  staatlichen  Zuschuß  von  rund  anderthalb  Millionen  M. 
jährlich,  weshalb  man  ihre  Einstellung  denn  auch  für  das  Jahr  19 13 
beschlossen  hatte.  Man  schätzte  vor  einigen  Jahren  das  in  den  Frei- 
bergischen Gruben  seit  dem  Jahre  11 63  gewonnene  Silber  auf  rund 
5,4  Millionen  kg  im  Werte  von  über  900  Millionen  i\I. 
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Die  Finanzen  der  Einzelstaaten  der  nordamerikanischen  Union. 

Von 
Dr.  Ernst  Schnitze. 

Ein  kürzlich  veröffentlichter  Bericht  des  Statistischen  Amts  (Census 
Bureau)  der  nordamerikanischen  Union  beschäftigt  sich  mit  den  Finanzen 
der  48  Einzelstaaten,  in  die  dieses  Staatswesen  zerfällt.  Der  Bericht 
stellt  im  ganzen  fest,  daß  die  Ausgaben  der  Einzelstaaten  ihre  Ein- 
nahmen übersteigen,  daß  sie  jedoch  aus  letzteren  noch  immer  alle 
laufenden  Ausgaben  sowie  die  Zinsen  der  Staatsschulden  und  ferner 
mehr  als  V0  der  Auslagen  für  Meliorations-Arbeiten  bestreiten.  Anderer- 
seits stellen  sich  die  Finanzen  und  die  Verschuldung  mancher  Einzel- 
staaten, namentlich  das  schnelle  Wachstum  beider,  nicht  übermäßig 
günstig  dar. 

Die  Ein  nahmen  betrugen  im  Jahre  191 5  insgesamt  458  232  597  Dol- 
lars, die  Ausgaben  494907O84  Dollars,  sodaß  letztere  die  ersteren 
um  36674487  Dollars  (oder  37  Cents  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung) 
überstiegen. 

Indessen  weisen  nicht  alle  Einzelstaaten  einen  UeberschulS  der 
Ausgaben  über  die  Einnahmen  auf.  Vielmehr  ist  dies  auf  29  Einzel- 
staaten beschränkt,  die  55  283  404  Dollars  im  ganzen  oder  0,86  Dollars 
für  den  Kopf  der  Bevölkerung  mehr  Ausgaben  als  Einnahmen  hatten, 
während  die  19  übrigen  Staaten  insgesamt  18  605917  Dollars,  oder 
auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  0,54  Dollars  mehr  Einnahmen  als  Aus- 
gaben erzielten. 

Von  den  Einnahmen  von  458  232  597  Dollars  kamen  365  543  797 
Dollars  durch  Steuern  ein,  das  heißt  etwa  *A-)  der  Gesamtsumme. 
Von  den  Steuereinnahmen  entfielen  185  876  319  Dollars  oder  etwas 
mehr  als  die  Hälfte  auf  die  allgemeine  Vermögenssteuer,  die  sich  aus 
der  Grundsteuer  und  der  Vermögenssteuer  zusammensetzt.  Es  traten 
hinzu  besondere  Eigentumssteuern  und  andere  ähnliche  Abgaben  im 
Gesamtbetrage  von  82870882  Dollars.  Gewerbesteuern  —  mit  Aus- 
nahme der  Alkoholsteuern  —  brachten  57931  116  Dollars  ein.  Die 
Alkoholsteuern  ihrerseits  betrugen  20799671  Dollars,  während  die 
Zinsabgaben  14868254  Dollars,  die  Wahlsteuern  (poll-taxes)  3  198  155 
Dollars  ergaben.  Gebühren  und  Sportein  aller  Art  ließen  in  die  Kassen 
der  Einzelstaaten  50  222  748  Dollars  fließen,  während  die  Zinseinnahmen 
sich  auf  22105396  Dollars  stellten  \md  verschiedene  andere  Ein- 
nahmen, einschließlich  Schenkungen,  Renten,  öffentlichen  Verkehrsein- 
nahmen usw.  20  360  656  Dollars  ergaben. 

Berechnet  man  diese  Ziffern  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung, 
so  ergibt  sich  durchschnittlich  eine  Vermögenssteuer  im  Betrage  von 
4,72  Dollars,    Steuern    anderer  Arten    in   Höhe  von  0,98  Dollars,  Ein- 
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nahmen  aus  allgemeinen  Regierungsämlern  0,51  Dollars  und  Einnahmen 
aus  allen  anderen  Quellen  0,43  Dollars. 

Unter  den  Ausgaben  von  insgesamt  494907084  Dollars  stehen 
an  der  Spitze  die  Aufwendungen  für  öffentliche  Verkehrsunternehmungen 
im  Betrage  von  379  030094  Dollars.  Die  Auslagen  sind  mit  95  192  799 
Dollars  verbucht,  während  der  Zinsendienst  18  545  955  Dollars,  die 
öffentlichen  Verkehrsunternehmungen  2  128  236  Dollars  erforderten. 

Unter  der  erstgenannten  Summe  von  379030094  Dollars  für  ver- 
schiedene Regierungsämter  und  Behörden  wird  —  ein 
ehrenvolles  Zeugnis  für  Nordamerika  —  der  Hauptbestandteil  von 
147  164  247  Dollars  von  dem  Bildungswesen  einschließlich  der 
Schulen  und  Bibliotheken  beansprucht.  An  zweiter  Stelle  stehen 
89189400  Dollars  für  Wohltätigkeit  und  Krankenpflege 
sowie  für  Gefängniswesen.  An  dritter  Stelle  folgen  44508417  Dollars 
für  »allgemeine  Regierungsausgaben«  einschließlich  der  Aus- 
gaben für  die  Parlamente,  für  die  Exekutive  und  für  die  Rechtspflege. 
Dann  kommen  26294691  Dollars  für  den  Schutz  von  Personen 
und  Eigentum,  einschließlich  der  Kosten  für  Polizei  und  Feuer- 
wehr, Milizen  und  Zeughäuser.  Für  Bau  und  Unterhaltung  von  Straßen 
wurden  22767766  Dollars  verausgabt,  für  verschiedene  Zwecke 
(einschliefSlich  Pensionen  und  ähnlicher  Bewilligungen)  22  214  569  Dol- 
lars. Weiter  verwendeten  die  Einzelstaaten  16558685  Dollars  für  die 
Erhaltung  und  Entwicklung  von  Natur  Schönheiten.  Für  das  Ge- 
sundheitswesen wuiden  9453673  Dollars  ausgegeben,  für  Er- 
holungszwecke (einschließlich  Parken  und  Reservationen)  878646 
Dollars. 

Unter  den  Staaten,  die  einen  Ueberschuß  der  Ausgaben 
über  die  Einnahmen  verzeichnen,  steht  wie  gewöhnlich  New  York 
an  der  Spitze,  das  unter  einer  fabelhaften  Schuldenlast  seufzt;  der 
Ausgabenüberschuß  betrug  125  461  557  Dollars.  An  zweiter  Stelle 
kommt  Kalifornien  mit  9  480 116  Dollars,  an  dritter  Stelle  Marjdand 
mit  4057316  Dollars. 

Berechnet  man  den  Ueberschuß  der  Ausgaben  über  die  Ein- 
nahmen auf  den  Kopf  der  Bevölkerung,  so  steht  Kalifornien  mit 
3,38  Dollars  an  erster  Stelle,  worauf  Maryland  mit  3,03  Dollars  und 
New  York  mit  2,81  Dollars  folgen. 

Unter  den  Staaten,  die  einen  Ueberschuß  der  Einnahmen 
über  die  Ausgaben  verzeichnen,  kommt  unter  Berücksichtigung 
des  Gesamtbetrages  an  erster  Stelle  Illinois  mit  einem  Ueberschuß 
von  7303267  Dollars,  an  zweiter  Stelle  Minnesota  mit  2912396  Dol- 
lars, an  dritter  Stelle  Texas  mit  2  359  076  Dollars.  Legt  man  die  Be- 
rechnung auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  zugrunde,  so  kommt  an  erster 
Stelle  Neumexiko  mit  einem  Ueberschuß  von  1,47  Dollars,   an  zweiter 
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Minnesota  mit  1,32  Dollars,  an  dritter  Illinois  mit  einem  solchen  von 
1,22  Dollars. 

Von  den  Meliorations-Ausgaben  -  oder  wie  der  Amerikaner  sich 
ausdrückt  denen  für  »dauernde  Verbesserungen»  —  im  Gesamt- 
betrag von  95  192  799  Dollars  wurden  30  247  799  Dollars  oder  beinahe  V^ 
für  den  Bau  oder  die  Verbesserung  schon  bestehender  Straßen  ver- 
wendet. Weitere  12  476  122  Dollars  wurden  durch  die  Einzelstaaten 
an  Grafschaften,  Gemeinden  und  andere  kleinere  Verwaltungskörper 
zum  Bau  oder  zur  Verbesserung  des  Straßenwesens  beigesteuert.  Die 
bedeutendsten  Straßenausgaben  wurden  von  den  3  Staaten  gemacht, 
die  die  größten  Ueberschreitungen  der  Einnahmen  durch  die  Ausgaben 
verzeichnen:  New  York  zahlte  (immer  im  Jahre  1915)  für  Straßenbau 
und  Straßenausbesserung  3c  247  593  Dollars,  Kalifornien  6575260  Dol- 
lars, Maryland  3773223  Dollars.  Auf  den  Kopf  der  Bevölkerung 
waren  die  Ausgaben  des  Straßertwesens  am  größten  in  Maryland  mit 
2,82  Dollars. 

Merkwürdig  ist,  daß  nicht  weniger  als  14  Einzelstaaten  Auslagen 
oder  Bewilligungen  für  Straßenverbesserung  verrichteten;  in  einem 
Lande,  das  der  Straßen  in  so  hohem  Maße  entbehrt  wie  die  Union, 
ist  dies  besonders  eigenartig.  — 

Recht  lehrreich  sind  ferner  die  Angaben  über  die  Verschuldung 
der  Einzelstaaten.  Sie  beläuft  sich  —  unter  Zusammenrechnung 
der  fundierten  und  der  schwebenden  Schuld,  aber  unter  Abrechnung 
der  Tilgungsfonds  —  auf  424  154647  Dollars.  Der  Löwenanteil  dieser 
Summe  entfiel  mit  125  461  557  Dollars  auf  New  York,  das  mithin  bei- 
nahe 30%  der  Gesamtsumme  aufweist.  Auf  den  Kopf  der  Bevölkerung 
berechnet  stellte  sich  die  Verschuldung  der  Einzelstaaten  auf  4,31  Dol- 
lars. 12  Staaten  haben  eine  Schuldsumme  von  weniger  als  i  Dollar 
auf  den  Kopf  der  Bevölkerung ;  3  darunter  —  New  Jersey,  Pennsylvanien 
und  Kansas  —  sogar  von  weniger  als  0,04  Dollars  auf  jeden  Kopf. 

Die  Zunahme  der  Verschuldung  der  Einzelstaaten  be- 
lief sich  1915  auf  64464944  Dollars.  Auch  davon  entfiel  wieder  der 
Löwenanteil  und  zwar  mehr  als  -/s  auf  New  York,  das  seine  Schulden- 
last um  42430918  Dollars  vermehrte. 

20  Einzelstaaten  vermehrten  ihre  Schulden  während  des  Rechnungs- 
jahrs, in  den  übrigen  9  trat  keine  Veränderung  ein.  Mehr  als  i  Mil- 
lion Dollars  fügten  ihrer  Schuld  außer  New  York  noch  8  andere 
Staaten  hinzu. 

Vergleicht  man  die  Kosten  der  E  i  n  z  e  1  s  t  a  a  t  c  n  mit  denen 
der  Stadtverwaltungen,  so  ergibt  sich,  daß  die  letzteren  die 
größeren  Ausgaben  verzeichnen. 

Beispielsweise  beträgt  der  Durchschnitt  der  Ausgaben  für  die 
204  Städte  mit  mehr  als  30 000  Einwohnern  in  der  Union 
auf   den  Kopf  34,65  Dollars,    während    die  Einzelstaaten    im    gleichen 
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Jahre,  wie  erwähnt,  nur  5,03  erforderten.  In  den  genannten  Städten 
betrugen  die  Einnahmen  aus  Vermögenssteuer  18,72  Dollars,  in  den 
Einzelstaaten  dagegen  nur  2,73  Dollars. 

Der  Grund  ist  darin  zu  suchen,  daß  der  Aufgaben-  und  Wirkungs- 
kreis der  Einzelstaaten  in  der  Union  verhältnismäßig  beschränkt  ist. 
Zwar  genießen  sie  gegenüber  der  Bundesregierung  sehr  bedeutende 
Rechte,  über  denen  sie  eifersüchtig  wachen.  Andererseits  ist  die 
Selbstverwaltung  so  weit  entwickelt  und  wird  mit  solcher  Eifersucht 
gewahrt,  daß  der  Wirkungskreis  der  Einzelstaaten  durch  die  Stadt- 
und  Gemeindeverwaltungen  bedeutsam  eingeschränkt  wird.  Zieht  man 
allerdings  Gemeinde-  und  Einzelstaats-Steuern  zusammen,  um 
sie  den  direkten  Steuern  des  Bundes  gegenüberzustellen,  so 
ergibt  sich  scheinbar  für  die  letzteren  ein  recht  geringer  Betrag.  Doch 
ist  dies  eben  nur  Schein.  Allerdings  war  das  nicht  immer  so:  Ur- 
sprünglich hatte  man  die  feste  Absicht,  die  Verwaltung  des  Bundes  so 
billig  wie  möglich  zu  gestalten.  Wenn  der  erste  Beamte  der  Nation 
noch  gegen  Ende  des  19.  Jahrhunderts  nur  50  000  Dollars  Gehalt  und 
75  000  Dollars  Repräsentationsgelder  erhielt,  so  geschah  dies  nicht  nur, 
um  dem  monarchischen  Europa  zu  zeigen,  wie  billig  die  Regierung 
einer  Republik  sei,  sondern  auch,  weil  man  die  Ausgaben  für  den 
Bund  so  klein  wie  möglich  zu  halten  wünschte,  um  seine  Macht  gegen- 
über den  Einzelstaaten  nicht  zu  sehr  wachsen  zu  lasseh. 

Indessen  stellte  sich  ganz  von  selbst  ein  so  unaufhaltsames  Wachs- 
tum der  Aufgaben  und  der  Tätigkeit  der  Bundesregierung  auf  den 
allerverschiedensten  Gebieten  ein,  daß  man  notgedrungen  die  Mittel 
dafür  bewilligen  mußte.  Nur  geschieht  ^ies  auf  dem  Wege  der  Zoll- 
einnahmen und  indirekten  Steuern,  um  den  Bürger  nicht 
fühlen  zu  lassen,  wie  viel  er  tatsächlich  für  die  Bundesregierung  zahlt. 
Einfuhi-zölle  und  Abgaben  auf  alkoholische  Getränke  und  Tabak  sind 
die  Haupteinnahmequellen,  von  denen  der  Bund  lebt.  Man  glaubt 
sie  nicht  zu  fühlen,  wenn  sie  auch  einen,  namentlich  im  20.  Jahrhundert, 
recht  bedeutenden  Betrag  auf  jeden  Kopf  der  Bevölkerung  ausmachen. 

Weit  fühlbarer  pflegen  dagegen  die  Steuern  der  Einzel- 
staaten, der  Grafschaften  und  der  Gemeinden  zu  sein. 
In  ganz  Nordamerika  werden  sie  unmittelbar  auf  Grund  der  A  b- 
schätzung  von  bev/eglichem  und  unbeweglichem 
Eigentum  erhoben.  Ferner  machen  alle  Einzelstaaten  und  die 
meisten  Gemeinden  noch  Gebrauch  von  dem  Recht,  in  Form  von 
Lizenzerteilungen  bedeutende  Abgaben  zu  erheben  :  alle  Laden- 
besitzer, auch  die  Handwerker,  die  zugleich  einen  Laden  haben,  und 
viele  andere  Gewerbetreibende  müssen  Lizenzscheine  lösen,  die  häufig 
durchaus  nicht  billig  sind.  Außerdem  erheben  fast  alle  Einzelstaaten 
noch  Kopf-  und  Straßensteuern  von  allen  wiitschaftlich  selbständigen 
Personen. 
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Einzelstaaten,  Grafschaften  und  Gemeinden  haben  für  Verkehrs - 
einrichtungen,  Schul-  und  Rechtswesen,  Irrenanstalten,  Armen-  und 
Waisenhäuser  und  manche  anderen  staatlichen  und  städtischen  Be- 
dürfnisse nicht  nur  mit  reichlicher,  sondern  häufig  mit  v  e  r  s  c  h  w  e  n- 
derischer  Hand  versorgt.  Man  hört  beinahe  in  allen  Teilen  der 
Union  die  Fachleute  immer  wieder  klagen,  daß  beispielsweise  die 
Schul-  und  Bibliotheksgebäude  mit  außerordentlichen  Kosten  errichtet 
sind,  während  an  Gehältern  und,  Betriebsausgaben  unvernünftig  ge- 
spart wird.  Die  Korruption  der  Beamtenschaft  und  der  Abge- 
ordneten und  Senatoren  tut  das  ihrige  zur  Erhöhung  der  Kosten  auch 
der  Einzelstaaten.  So  ergab  sich  um  das  Jahr  1880,  daß  der  Staat 
Massachusetts  für  den  Kopf  der  Insaßen  seiner  Irrenanstalten  jährlich 
3166  Dollars,  also  mehr  als  12  000  Mark,  ausgab,  der  Staat  J'owa 
2000  Dollars,  Wisconsin  und  Kalifornien  je  iioo  Dollars,  Minnesota 
960  Dollars.  Da  das  Leben  in  einem  eleganten  Hotel  damals  durch- 
schnittlich jährlich  1500  Dollars  kostete,  so  verbrauchte  jeder  Geistes- 
kranke in  den  Irrenhäusern  bestimmter  Einzelstaaten  mehr  als  diesen 
Betrag,  ja  zum  Teil  über  das  Doppelte!  Das  ist  bis  heute  nicht  viel 
anders  geworden. 

Audi  von  einer  Abnahme  d  e  r  V  e  r  s  c  h  u  1  d  u  n  g  ist  heute 
nichts  mehr  zu  spüren.  Vor  einem  Menschenalter  durchlebten  die 
Amerikaner  einen  Zeitraum,  der  ihnen  diese  seltene  Erscheinung 
brachte.  Es  betrugen  nämlich  die  Staatsschulden  der  Union  1880 
1922  517  364  Dollars,  1890  915962  112  Dollars,  die  Schulden  der 
Einzelstaaten  und  Territorien  1880  290326643  Dollars,  1890  223  107883 
Dollars,  die  Schulden  der  Grafschaften  1880  124  105  027  Dollars,  1890 
141  950  845  Dollars. 

Es  entfielen  somit  auf  den  Kopf  eines  Einwohners  von  den  Schul- 
den der  Union  1880  38,33  Dollars,  1890  14,63  Dollars,  von  den  Schul- 
den der  Einzelstaaten  1880  5,7g  Dollars,  1890  3,56  Dollars,-  von  den 
Schulden  der  Grafschaften  1880  2,47  Dollar,  1890  2,27  Dollar. 

Die  bedeutendste  Abnahme  der  Verschuldung  zeigte  damals  also 
die  Union,  nach  ihr  die  Einzelstaaten  und  Territorien.  Unter  den 
9  atlantischen  Staaten,  von  Maine  bis  Pennsylvanien  einschließlich, 
hatte  nur  New  Jersey  eine  Steigerung  von  649  248  auf  i  022  642  Dol- 
lars aufzuweisen,  während  in  den  übrigen  Staaten  meist  eine  bedeutende 
oder  gar  eine  sehr  große  Abnahme  eintrat,  z.  B.  in  New  York  von 
7659222  auf  2308229  Dollars  und  in  Pennsylvanien  von  13392405 
auf  4090792  Dollars.  In  den  s  südatlantischen  Staaten  und  dem 
Bundesdistrikt  Columbia  war  das  Sinken  im  allgemeinen  nicht  so 
bedeutend;  aber  auch  hier  trat  nur  in  Florida,  Südkarolina  und  West- 
virginien  eine  ganz  unbedeutende  Steigerung  ein,  während  in  Nord- 
karolina ein  Sinken  von  15422045  auf  7  703  loo  Dollars  stattfand. 
In    den  12  nördlichen    und    den  8  Südzentralstaaten    war  zwar  im  all- 
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gemeinen  gleichfalls  ein  Sinken  bemerklich ,  doch  hatten  von  den 
ersteren  Indiana  eine  Steigerung  von  4998178  auf  8  540  615  Dollars 
und  Michigan  eine  solche  von  3  252  758  auf  5  308  294  Dollars  zu  ver- 
zeichnen. Allein  es  war  in  beiden  Staatengruppen  hier  und  da  auch 
eine  beträchtliche  Schuldenverminderung  zu  beobachten:  so  ging  die 
Schuld  von  Tennessee  von  29031378  auf  17492474  Dollars,  die  von 
Louisiana  von  23437640  auf  16008585  Dollars  zurück.  In  den 
1 1  Einzelstaaten  und  Territorien  des  Gebietes  am  Stillen  Meer  endlich 
ergab  sich  meist  eine  Steigerung  der  Staatsschulden,  weil  diese  Gegen- 
den nun  erst  besiedelt  und  wirtschaftlich  tatkräftig  aufgeschlossen 
wurden. 

Heute,  bei  der  unaufhörlichen  Zunahme  der  Verschuldung  des 
größeren  Teils  der  Einzelstaaten,  mag  man  sich  nach  diesen  glück- 
licheren Zeiten  zurücksehnen. 


Lagerhausgenossenschaften  in  den  Vereinigten  Staaten. 

Im  Jahre  191 1  soll  es  in  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika 
nahezu  1500  im  Besitze  von  landwirtschaftlichen  Vereinigungen  befindliche 
Getreide-Elevatoren  gegeben  haben,  die  sich  in  der  Mehrzahl  in 
den  nördlichen  Zentralstaaten  befanden.  Die  Geschichte  der  Entstehung 
und  Entwicklung  dieser  Einrichtungen  ist  aus  verschiedenen  Gründen 
sehr  lehrreich.  Die  Landwirte  vereinigten  sich,  um  sich  von  den  un- 
billigen Bedingungen  zu  befreien,  die  ihnen  von  einer  kleinen  Zahl 
von  Getreidehandelssyndikaten  auferlegt  wurden,  welche  vor  25  oder 
30  Jahren  die  Kontrolle  über  den  Getreidehandel  in  den  nördlichen 
Zentralstaaten  in  ihre  Hand  gebracht  hatten.  Die  Getreidehandels- 
syndikate suchten  natürlich  die  Errichtung  unabhängiger  Elevatoren 
jeder  Art  zu  verhindern,  und  sie  widersetzten  sich  der  Errichtung  von 
Elevatoren  seitens  der  Earmer  selbst  mit  einer  Heftigkeit,  die  vielleicht 
in  der  Geschichte  des  Genossenschaftswesens  einzig  dasteht.  Diesen 
Kampf  zwischen  den  großen  Getreidehandelsgesellschaften  —  den  »line« 
companies,  wie  man  sie  nannte  ■ —  und  den  landwirtschaftlichen  Ele- 
vatorgesellschaften schildert  ein  Aufsatz,  der  in  der  vom  Internationalen 
Landwirtschaftsinstitut  herausgegebenen  Internationalen  Agrarökonomi- 
schen  Rundschau  (Märzheft)  veröffentlicht  ist. 

Der  Verfasser  des  Aufsatzes  beschreibt  zunächst  die  Art  und 
Weise,  wie  das  in  Illinois,  Jowa,  Nord-  und  Süd-Dakota  und  den  an- 
deren Staaten  des  Getreidegebiets  gewachsene  Getreide  in  den  Handel 
gebracht  wird.  Der  Absatz  des  Getreides  im  großen  ist  für  Amerika 
eigentümlich  und  dort  zu  einer  hohen  Vervollkommnung  gebracht 
worden.  Der  Farmer  bringt  —  wenn  er  sein  Getreide  nicht  am  Orte 
selbst  absetzt  —  seine  Ernte  nach  der  nächsten  Eisenbahnstation,  wo 
er  mit  höchster  Wahrscheinlichkeit  eine  Anzahl  von  Käufern  vorfindet. 
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welche  Vertreter  von  Gesellschaften  oder  Firmen  sind,  die  an  jenem 
Punkte  Elevatoren  besitzen  (line  companies,  selbständige  Händler  oder 
landwirtschaftliche  Elevatorgesellschaften).  Der  eine  oder  andere  dieser 
Käufer  erwirbt  das  Getreide,  lagert  es  vielleicht  für  eine  längere  oder 
kürzere  Zeit  in  dem  Elevator  am  Orte  selbst  und  sendet  es  dann  nach 
Chicago,  Minneapolis,  St.  Louis  oder  irgend  einen  anderen  der  Haupt- 
handelsplätze für  Getreide  (sogenannten  primary  markets).  Die  Käufer 
an  diesen  Plätzen  sind  die  Lagerhaus-  oder  Elevatorgesellschaften 
(terminal  elevator  companies)  und  die  Müller.  Die  Elcvatorgesellschaft 
kauft  das  Getreide  im  großen  und  lagert  es  dann,  wobei  sie  es  gewöhn- 
lich mischt,  trocknet  und  reinigt.  Schließlich  verkauft  sie  es  an  die 
Händler  in  den  Seeplätzen  wie  New  York  und  Philadelphia,  die  es 
entweder  exportieren  oder  an  die  Händler  in  den  östlichen  Staaten 
verkaufen. 

Bis  einige  Zeit  nach  isyo  scheinen  die  Farmer  in  den  nördlichen 
Zentralstaaten  mit  den  Preisen,  die  sie  für  ihr  Getreide  erhielten,  zu- 
frieden gewesen  zu  sein.  In  der  Tat  beklagten  sich  in  jener  Zeit  die 
Händler  über  den  vernichtenden  Wettbewerb,  der  die  Preise  verdarb. 
Um  sich  dagegen  zu  schützen,  schlössen  sie  sich  zu  Vereinigungen 
zusammen.  Diese  beschränkten  sich  anfangs  auf  die  Verwirklichung 
gewisser  völlig  zweckmäßiger  Ersparnisse  beim  Getreidehandel;  aber 
bald  fingen  sie  an,  die  Konkurrenz  unter  ihren  Mitgliedern  zu  regeln 
und  zu  versuchen,  den  Wettbewerb  von  außenstehenden  Händlern  zu 
unterdrücken.  Dies  gelang  ihnen  in  hohem  Maße,  und  als  dieser  Er- 
folg errungen  war,  etwas  vor  1890,  erkannten  einige  Elevatorenbesitzer 
an  den  Hauptplätzen  und  einige  Finanzleute,  daß  der  Getreidehandel 
ein  günstiges  Feld  für  die  Errichtung  starker  Kontrollsyndikate  war. 
So  wurden  die  Getreidehandelsgesellschaften  (line  companies)  gegründet. 
Diese  Gesellschaften,  von  denen  einige  bis  zu  600  Landelevatoren  be- 
saßen, erlangten  die  vollständige  Kontrolle  über  die  Getreidehändler- 
vereinigungen in  den  verschiedenen  Staaten  und  leiteten  den  Handel 
zu  ihrem  eigenen  Nutzen.  Sie  bestimmten  den  Preis,  den  die  Land- 
wirte in  dem  ganzen  Getreidegebiet  erhalten  sollten :  sie  unterdrückten 
jedes  unabhängige  Getreidegeschäft  und  verteilten  das  Feld  -unter  die 
Händler,  die  ihren  Befehlen  gehorchten,  indem  sie  jedem  eine  gewisse 
Menge  von  Getreide  zuwiesen,  die  er  kaufen  durfte. 

Diese  Verhältnisse  wurden  bald  unerträglich,  und  schon  im  Jahre 
1890  gründeten  deshalb  die  Landwirte  des  Dorfes  Rockwell  im  Staate 
Jowa  die  erste  landwirtschaftliche  Elevatorgesellschaft.  Aber  es 
dauerte  aus  verschiedenen  Gründen  bis  zum  Jahre  1890,  bis  zwei 
weitere  Gesellschaften  entstanden.  Im  Jahre  1903  gab  es  deren 
bereits  mehr  als  zwanzig,  und  im  folgenden  Jahre  bestanden  in  Jowa 
und  Illinois  nicht  weniger  als  120.  Bald  dehnte  sich  die  Bewegung 
auch  außerhalb   dieser  beiden  Staaten  aus.     Im  Jahre  1906   waren  im 


ca^  Miszellen. 

ganzen  in  fünf  Staaten  Ö35  landwirtschaftliche  Elevatoren  in  Tätigkeit. 
Im  Jahre  iQio  war  die  Zahl  auf  1234  gestiegen,  und  im  Jahre  1913 
soll  es  1756  landwirtschaftliche  Lagerhausgenossenschaften  gegeben 
haben,  die  sich  auf  die  sieben  Staaten  Illinois,  Jowa,  Minnesota,  Nord- 
Dakota,  Süd-Dakota,  Nebraska  und  Kansas  verteilten. 

Die  Getreidehandelsgesellschaften  bekämiiften  die  Landwirte  mittels 
der  Getreidekommissionäre  in  den  Hauptplätzen,  indem  sie  drohten, 
jeden  Händler  zu  boykottieren,  der  mit  einer  Farmergenossenschaft 
Geschäfte  machte,  wie  ferner  mittels  der  Eisenbahngesellschaften,  in- 
dem sie  diese  letzteren  veranlaßten,  in  verschiedener  Weise  die  Ge- 
schäfte der  Farmergenossenschaften  zu  erschweren. 

Die  Kommissionäre  ertrugen  jedoch  natürlicherweise  die  Ein- 
mischung der  Getrcidehandelsgcsellschaften  in  ihren  Geschäftsbetrieb 
nur  ungern,  und  verschiedene  von  ihnen  gewährten  den  Landwirten 
ihre  kräftige  Unterstützung,  da  sie  einsahen,  daß  jedes  Monopol  ihren 
Interessen  nachteilig  war.  Dies  erklärt  zum  Teil  das  rasche  Wachs- 
tum der  Elevatorgenossenschaftsbewegung. 

Die  Elevatorgesellschaften  werden  in  der  Regel  nach  den  Vor- 
schriften der  allgemeinen  Gesetze  über  die  Handelsgesellschaften  des 
Staates,  in  dem  sie  bestehen,  eingetragen.  Einige  sind  als  Genossen- 
schaften organisiert,  und  selbst  wenn  .sie  rechtlich  als  gewöhnliche 
kapitalistische  Gesellschaften  errichtet  sind ,  so  bemühen  sich  die 
meisten  doch,  die  Gewinne  nach  genossenschaftlichen  Grundsätzen 
unter  die  Mitglieder  zu  verteilen. 


549 


IIL   LITERATUR. 

Der  Friedensvertrag  zwischen  Deutschland  und  der  Entente.  Im  Auftrage 
des  Auswärtigen  Amts.  VIII  und  246  S.  Charlottenburg  1919. 
Deutsche  Verlagsgesellschaft  für  Politik. 

Der  Kampf  inn  den  Rechts  frieden.  Die  Urkunden  der  Friedensver- 
handlungen. 295  S.  —  Das  Ultimattim  der  Enteilte.  95  S.  Berlin 
1919.     H.  R.  Engelmann. 

Die  vorliegende  deutsche  Uebersetzung  des  Friedensvertrages,  die 
sehr  gut  ausgeführt  ist,  verdient  weite  Verbreitung.  Sind  doch  hierin 
die  Lebensbedingungen  des  deutschen  Volkes  für  die  nächste  Zukunft 
festgelegt.  Beigegeben  sind  das  6  Punkte  umfassende  ergänzende 
Protokoll  vom  28.  Juni  19 19  und  die  Vereinbarung  betreftend  die 
militärische  Besetzung  der  Rheinlande. 

In  den  beiden  Heften  »Der  Kampf  um  den  Rechtsfrieden«  und 
Das  Ultimatum  der  Entente«  sind  die  seit  der  Vorlage  der  Friedens- 
bedingungen bis  zur  Unterzeichnung  des  Friedensvertrages  zwischen 
den  Vertretern  der  deutschen  Regierung  und  der  verbündeten  Gegner 
gewechselten  Schriftstücke  in  deutscher  Uebersetzung  abgedruckt.  Sie 
sind,  wie  der  Friedensvertrag  selbst,  für  die  Beurteilung  der  zukünftigen 
wirtschaftlichen  und  politischen  Entwicklungsmöglichkeiten  von  größtem 
Wert.  Die  Antwort  der  Verbündeten  auf  die  deutschen  Gegenvor- 
schläge bringt  die  Gründe  der  Unnachgiebigkeit  und  den  großen  Gegen- 
satz in  den  beiderseitigen  Auffassungen  deutlich  zum  Ausdruck.  Dieser 
Gegensatz  ist  nicht  erst  infolge  des  Krieges  entstanden ;  er  ist  ein 
Ergebnis  langer  geschichtlicher  Entwicklung. 

H.  F  e  h  1  i  n  g  e  r. 


M  amelo  k ,  A.,  R  iie  gg  er,  P.,  und  G  r  oßni  a  n  n  ,  E. :  Die  Staats- 
angehörigkeit der  Juristischen  Personen.  3  Hefte.  60,  5g  u.  31  ?. 
Zürich  1918.     ürell  Füßli.     M.  8.—. 

Diese  drei  Schriften  behandeln  die  Frage  der  Staatsangehörigkeit 
juristischer  Personen  von  verschiedenen  Gesichtspunkten  aus.  Aus- 
führlich befassen  sie  sich  besonders  mit  der  Gesetzgebung  und  Recht- 

Zeitschrift  für   die  ges.  Staatswissensch.     1919.     4.  3^ 
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sprechung  während  des  Krieges,  soweit  sie  mit  dem  Gegenstand  in 
Beziehung  steht.  Mamelok  stellt  folgende  Leitsätze  auf:  i.  Juristische 
Personen  haben  keine  echte  Staatsangehörigkeit,  wohl  aber  ist  die 
Eigenschaft  einer  juristischen  Person  als  einer  inländischen  dem  Ver- 
hältnis der  Staatsangehörigkeit  einer  körperlichen  Person  analog 
2.  Das  Kriterium  der  inländischen  juristischen  Person  ist  der  tatsäch- 
liche Sitz  der  zentralen  laufenden  Verwaltung  im  Inland.  3.  Eine  Aen- 
derung  dieses  Kriteriums  aus  wirtschaftspolitischen  Gründen  empfiehlt 
sich  grundsätzlich  nicht.  Immerhin  ist  bei  der  Beurteilung  der  Frage, 
ob  einer  inländischen  juristischen  Person  Schutz  im  Auslande  zu  ge- 
währen ist,  nicht  allein  auf  ihren  Sitz,  sondern  auch  auf  ihre  Bede  u- 
tung  für  die  inländische  Volkswirtschaft  abzustellen.  4.  Der 
Erlaß  gesetzlicher  Vorschriften  auf  diesem  Gebiete  ist  nicht  zu  emp- 
fehlen, vielmehr  soll  mit  Rücksicht  auf  die  im  Fluß  befindliche  wirt- 
schaftliche Entwicklung  im  einzelnen  Fall  das  durch  den  Grundsatz  der 
Rechtsgleichheit  beherrschte  Ermessen  der  Behörden  entscheiden. 

Ruegger  betrachtet  die  völkerrechtlichen  Grundlagen  der  Staats- 
angehörigkeit juristischer  Personen.  Er  vertritt  die  Ansicht,  daß  eine 
Beseitigung  der  Widersprüche  in  der  Auffassung  der  Staatsangehörig- 
keit von  Personenverbänden  einzig  auf  überstaatlicher  Grundlage  er- 
folgen kann.  Nur  das  Völkerrecht  kann  die  Frage  beantworten,  ob 
jeder  Staat  befugt  sein  soll,  bei  der  Bestimmung  der  Nationalität 
fremder  Verbände  ganz  nach  freiem  Ermessen  zu  verfahren.  Der  Verf. 
geht  den  Völkerrechtsregeln  nach,  welche  die  Freiheit  der  Staaten  im 
Erlasse  ihres  Nationalitätsrechtes  einengen,  die  größtenteils  erst  aus 
der  diplomatischen  Praxis  zu  ergründen  sind.  Ohne  Zweifel  ergibt 
sich,  daß  der  Staatsangehörigkeit  auch  der  juristischen  Personen  eine 
territoriale  Beziehung  zugrunde  liegen-  muß.  Wenn  ein  Staat  einen 
Personenverband  als  national  betrachtet,  der  seiner  Macht  nicht 
unterworfen  ist,  so  handelt  er  gegen  das  Völkerrecht,  Im  Gegensatz 
zu  den  körperlichen  Personen ,  die  ein  Staat  sowohl  kraft  seiner 
Personal-  wie  auch  kraft  seiner  Territorialhoheit  beherrschen  kann,  ist 
die  Unterworfenheit  der  Verbände  einzig  und  allein  unter  die  Gebiets- 
hoheit eines  Staates  denkbar.  Diese  Unterworfenheit  endet  mit  der 
Trennung  vom  Staatsgebiet.  Schließlich  wird  noch  gezeigt,  unter 
welchen  Bedingungen  eine  juristische  Person  tatsächlich  unter  die  Ge- 
bietshoheit eines  Staates  kommt. 

Großmaii7i  stellt  wirtschaftspolitische  Betrachtungen  über  die  Staats- 
angehörigkeit juristischer  Personen  an.  Er  warnt  vor  Maßnahmen, 
welche  — -  zum  Zweck  des  Mißbrauches  der  Staatsangehörigkeit  er- 
griffen —  ausländisches  Kapital  von  der  Betätigung  im  Inlande  fern 
halten  könnten.  Ueberdies  empfiehlt  er  gewisse  Aenderungen  der 
schweizerischen  Aktiengesetzgebung  und  eine  weitere  Ausdehnung  dex* 
Publizität  des  Handelsregisters. 
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Wer  sich  mit  der  auch  nach  Friedensschluß  wichtigen  Angelegen- 
heit der  Staatsangehörigkeit  von  Verbänden  zu  befassen  hat,  wird 
diese  Schriften  mit  Vorteil  benutzen. 

H.  F  e  h  1  i  n  g  e  r. 


Manes,  Professor  Dr.  phil.  et  iur.  Alfred,  Staatsbankrotte.  Wirt- 
schaftliche und  rechtliche  Betrachtungen.  Berlin,  Karl  Siegismund, 
191 8.     VIII  und  302  S.  8". 

Das  bisher  kaum  je  zusammenfassend  behandelte  Thema  wird  vom 
Verfasser  in  zehn  Abschnitten  an  fland  der  historischen  Beispiele  und 
unter  reichlicher  Benutzung  der  verstreuten  Literatur  von  allen  Seiten 
betrachtet.  Behandlungsart  und  Urteil  lassen  vielfach  erkennen,  daß 
das  Buch  noch  während  des  Krieges  unter  der  damals  üblichen  Ein- 
stellung geschrieben  worden  ist.  Heute  würde  der  Verfasser  wohl 
manches  anders  sehen,  vielleicht  auch  die  Grundfragen  etwas  mehr 
aus  der  historischen  Beleuchtung  lösen  und  theoretisch  vertiefen. 

Der  Staatsbankrott  unterscheidet  sich  in  seinem  Wesen  vom  Privat- 
bankrott ebenso  wie  der  Staatskredit  vom  Privatkredit.  Während 
Privatbankrott  vorliegt,  wenn  der  Schuldner  nicht  mehr  zahlen  kann, 
ist  für  das  Eintreten  des  Staatsbankrotts  bestimmend,  ob  der  Staat 
nicht  mehr  zahlen  will.  Den  Zeitpunkt  zu  bestimmen,  wo  die  Ver- 
bindlichkeiten vom  Staate  nicht  mehr  voll  erfüllt  werden,  liegt  im  Er- 
messen des  Staates  selbst.  Der  Verfasser  berücksichtigt  als  Staats- 
schulden im  wesentlichen  nur  die  fundierten  Schulden,  er  gibt  eine 
kurze  historische  Uebersicht  über  die  Entwicklung  des  öffentlichen 
Kreditwesens  sowie  der  Bankrotte  und  sieht  den  Staatsbankrott  immer 
als  vorhanden  an,  »sobald  die  ursprünglich  versprochene  Verzinsung 
und  Rückzahlung  zum  Nachteil  der  Gläubiger  ohne  deren  Einwilligung 
geändert  wird«.  Daraus  ergeben  sich  ihm  drei  Hauptarten  des  Bank- 
rotts: Verletzungen  der  Zinszahlungspflicht,  Verletzungen  der  Kapital- 
rückzahlungspflicht und  Verletzungen  der  Zinszahlungs-  und  zugleich 
der  Kapitalrückzahlungspflicht.  Innerhalb  dieser  Einteilung  sind  mannig- 
fache Differenzierungen  unterzubringen,  je  nach  Form  und  Grad  der 
Verletzungen.  Für  alle  Spielarten  werden  Beispiele  gegeben,  von  der 
Zinsherabsetzung  angefangen  bis  zu  der  völligen  Streichung  der  Ver- 
zinsungs-  und  Kapitalrückzahlungspflicht,  der  Repudiation.  Diese 
schärfste  Bankrottform  ist  im  vergangenen  Jahrhundert  von  verschie- 
denen amerikanischen  Unionstaaten  gewählt  worden,  und  aus  deren 
Terminologie  ist  auch  der  kurze  Fachausdruck  dafür  entnommen.  Daß 
die  Zahl  der  Staatsbankrotte  während  der  letzten  Jahrzehnte  abge- 
nommen hat,  schreibt  der  Verfasser  vornehmlich  der  weltwirtschaft- 
lichen Hochkonjunktur  zu.  Es  sei  jedoch  überhaupt  irrig  anzunehmen, 
daß   Anhäufung   von    Staatsschulden    immer    eines    Tages    mit    Staats- 
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bankrott  enden  müßte.  Das  lehrreichste  Beispiel  für  das  Gegenteil 
bildet  England,  dessen  Schuldenlast  während  der  kritischen  Periode 
der  französischen  Revolution  und  des  Kampfes  gegen  Napoleon  von 
22S  Millionen  auf  annähernd  900  INIillionen  Pfund  Sterling  angewachsen 
ist,  ohne  daß  dadurch  der  Aufstieg  dieses  Staates  irgendwie  gehemmt 
worden  wäre. 

Was  über  Ursachen  und  Vermeidung  und  über  Folgen  und  Be- 
endigung der  Bankrotte  gesagt  wird,  hält  sich  in  der  Hauptsache  auch 
an  Zitate  und  Beispiele,  wobei  eine  ganze  Fülle  an  möglichen  Ge- 
sichtspunkten aufgedeckt,  leider  aber  theoretische  Durchdringung  kaum 
angestrebt  wird.  Vor  allem  ließe  sich  der  Zusammenhang  eines  solchen 
Staatsaktes,  wie  ihn  der  Bankrott  darstellt,  mit  der  Volkswirtschaft 
noch  eingehender  erörtert  denken.  Die  großen  Fragen  allerdings,  in 
welcher  Weise  mißliche  Finanzführyng  oder  eine  erschöpfte  Volks- 
wirtschaft notwendig  ztmi  Staatsbankrott  geführt,  welche  Finanzformen 
sich  als  verderblich,  welche  Mittel  sich  als  heilsam  erwiesen  haben, 
hätten  das  Heranziehen  einer  größeren  Menge  eigentlichen  Quellen- 
materials erfordert,  wozu  wohl  der  Verfasser,  wie  er  auch  im  Geleit- 
wort- andeutet,  in  Anbetracht  der  Umstände,  unter  denen  im  Kriegs- 
jahr 191 8  die  Arbeit  geschrieben  wurde,  nicht  in  der  Lage  war. 

Nach  zwei  Abschnitten  über  die  Behandlung  des  Themas  in  der 
Staats-  und  Finanzwissenschaft  und  in  der  Rechtswissenschaft  folgen 
drei  Spezialkapitel,  in  denen  der  Schutz  der  Auslandsgläubiger,  der 
russische  Staatsbankrott  und  das  Problem  der  finanziellen  Staaten- 
sukzession bei  Veränderungen  des  Staatsgebietes  abgehandelt  werden. 
Diese  letztere  Frage,  die  für  unser  Vaterland  in  bezug  auf  die 
abgetrennten  Gebietsteile  jetzt  schmerzliche  Bedeutung  erlangt  hat, 
wird  vom  Geschehen  des  vergangenen  Jahrhunderts  nicht  einheitlich 
beantwortet.  Während  einige  Friedensschlüsse,  in  denen  die  Besiegten 
Gebiete  abtreten  mußten,  nicht  den  Uebergang  eines  entsprechenden 
Teils  der  Staatsschulden  auf  den  Sieger  mit  sich  brachten,  ist  in  andern 
eine  derartige  Schuldübernahme  vereinbart  worden.  Die  Fälle  werden 
angeführt  und  die  verschiedenen  Beurteilungen  der  Frage  dargelegt 
und  abgewogen. 

Leipzig.  M  a  x  M  u  ß. 


Remme,    Dr./.,    Die   Vollendung  des  Mittellandkanals.     192  S.  8«  und 
2  Karten.     Magdeburg,  K.  Peters.     M.  6. — . 

Im  Kriege  wurde  der  Mittellandkanal  bis  Misburg  bei  Hannover 
ausgebaut.  Seiner  Weiterführung  zur  Elbe  stehen  mancherlei  Hinder- 
nisse entgegen,  deren  größtes  vielleicht  das  Auseinandergehen  der 
Meinungen  über  die  Linienführung  des  Kanals  ist.  Es  liegen  zwei 
Projekte  für  Nordlinien  von  Misburg  über  Fallersieben  und  Neuhaldens- 
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leben  zur  Elbe  vor,  die  sich  in  der  Hauptsache  nur  dadurch  unter- 
scheiden, daß  bei  dem  einen,  dem  Rehderschen,  der  Kanal  näher  an 
]\Iagdeburg  herangeht.  Ueberdies  wurde  eine  Südlinie  über  Braun- 
schweig und  Oschersleben  vorgeschlagen  und  eine  Mittellinie,  die  bis 
Braunschvveig  ungefähr  der  Südlinie  folgt  und  sich  von  da  gegen 
Fallersleben  nach  Norden  wendet.  Allgemein  wurde  schon  bisher  zu- 
gegeben, daß  in  technischer  Hinsicht  eine  nördliche  Linienführung  den 
Vorzug  verdiene,  weil  sie  kürzer  ist  und  weniger  große  Höhenunter- 
schiede aufweist,  doch  wurden  mancherseits  vom  Bau  der  Südlinie 
größere  wirtschaftliche  Vorteile  erwartet.  Dieser  Auffassung  tritt  die 
Schrift  Remmes  entgegen,  in  der  die  wirtschaftlichen  Interessen  der 
einzelnen  als  Häfen  in  Betracht  kommenden  Orte  und  die  Hauptver- 
kehrsgüter des  nördlichen  wie  des  südlichen  Kanalgebietes  ausführlich  be- 
handelt werden.  Der  Verfasser  kommt  zu  dem  Schluß,  daß  vom  volks- 
wirtschaftlichen Standpunkt  aus  keine  zwingenden  Gründe  vorliegen, 
welche  die  Wahl  der  südlichen  Linienführung  erforderlich  machten. 
Im  Gegenteil,  zwingende  wirtschaftliche  Gründe  sprechen  für  einen 
Bau  der  nördlichen  Linie.  Von  den  Nordlinien  verdient  die  Rehdersche 
den  Vorzug,  weil  sie  bei  mindestens  gleicher  technischer  Leistungs- 
fähigkeit und  annähernd  gleicher  Länge  und  bei  gleichen  Kosten  einen 
kürzeren  Anschluß  zur  Saale  gestattet  und  Magdeburg  als  den  ge- 
gebenen mitteldeutschen  zentralen  Binnenschiftahrtshafen  günstiger  an- 
schließt. Die  Mittellinie  bietet  zwar  nicht  die  gleichen  Vorzüge  wie 
die  Rehdersche  Nordlinie,  ist  der  Südlinie  aber  wirtschaftlich  weit 
überlegen.  Sie  ist  als  Kompromiß  gedacht  und  ist  schließlich  für  alle 
wesentlichen  Verkehrsbezirke  annehmbar,  was  bei  der  Südlinie  nicht 
/.utrilift.  An  dieser  verkehrswirtschaftlich  interessiert  ist  nur  das 
Oschersleben-Halberstädter  Gebiet,  das  einen  Gebietsverkehr  von  4 — 8% 
gegenüber  dem  Durchgangsverkehr  zu  erwarten  hat.  Die  Hauptver- 
kehrsgüter im  Kanalgebiet  haben,  von  verschwindenden  Ausnahmen 
abgesehen,  kein  ausgesprochenes  Interesse  an  der  Südlinie. 

Das  gewerbliche  Leben  im  eigentlichen  Kanalgebiet  wird  bei  jeder 
Linienführung  im  gleichen  Maße  gefördert  werden  können.  Ueberall 
ist  nahe  der  Wasserstraße  reichlich  Raum  zur  Ansiedlung  industrieller 
Betriebe ,  die  mit  Massengütern  zu  rechnen  haben ,  gegeben.  Das 
von  der  Nord-  oder  Mittellinie  erschlossene  Gebiet  bietet  aber  den 
Bestrebungen  neuzeitlicher  Boden-,  Siedlungs-,  Industrie-  und  Bevölke- 
rungspolitik ein  besseres  Feld  zur  Betätigung  als  das  südliche. 

H.  Fehlinger. 


Braun,    Adolf,    Die  Anonymität  in  der  Fresse.     Berlin,  J.  Springer, 
1918.     38  S.  8».     M.  1.60. 
Da  die  Frage  der  Anonymität  in  der  Tagespresse  den  Gegenstand 
eines   Aufsatzes    in  Jhrg.  72  (S.  289—327)    dieser    Zeitschrift   gebildet 
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hat,  so  sei  auf  diese  den  entgegengesetzten  Standpunkt  vertretende 
kleine  Schrift  ausdrücklich  aufmerksam  gemacht.  Der  Verfasser  ist 
Hauptschriftleiter  der  »Fränkischen  Tagespost«  und  verfügt  über  eine 
reiche  journalistische  Erfahrung.  Es  berührt  deshalb  eigentümlich,  daß 
er  nicht  aus  dieser,  sondern  aus  der  blassesten  Theorie  seinen  Stand- 
punkt zu  begründen  sucht.  Die  Anonymität  soll  »eine  Erscheinungs- 
form  in  der  modernen  kapitalistischen  Wirtschaft^ 
sein.  Die  Produzenten  der  Waren,  mit  denen  wir  unsere  Bedürfnisse 
decken,  bleiben  uns  nach  Ansicht  des  Verfassers  unbekannt.  Wenn 
man  das  liest,  greift  man  sich  erstaunt  nach  der  Stirn  und  sagt  sich 
dann,  daß  da  eine  durchaus  unzureichende  Beobachtung  zugrunde 
liegen  muß.  Ja,  die  Tendenz  nach  einem  namenlosen  Warenmarkt  hat 
einmal  existiert.  Aber  seit  mehr  als  zwei  Jahrzehnten  haben  die 
Produzenten  selbst  erkannt ,  wie  wenig  ein  solcher  ihren  eigenen 
Interessen  entspricht.  Und  seitdem  sehen  wir,  wie  von  Jahr  zu  Jahr 
die  Zahl  der  Markenartikel  wächst,  d.  h.  von  Waren,  welche  aus- 
drücklich die  Firma  des  Herstellers  zur  Kenntnis  des  Käufers  bringen 
und  für  diesen  eine  für  Güte  und  Preiswürdigkeit  der  Ware  verant- 
wortliche Person  schaffen.  Es  ist  dies  also  ein  Bruch  mit  der 
Namenlosigkeit,  wie  er  gar  nicht  schärfer  gedacht  werden  kann. 

Ueberdies  kann  die  Vergleichung  des  redaktionellen  Inhalts  einer 
Zeitung  mit  den  Erzeugnissen  der  Industrie  doch  kaum  als  zulässig 
erscheinen.  Der  Zeitungsverleger  bringt  denn  doch  nicht  die  Artikel 
seines  Blattes  als  verkäufliche  Ware  auf  den  Markt.  Was  er  ver- 
kaufen will,  ist  der  Anzeigenraum,  dessen  Preis  am  Kopfe  des  Blattes 
angegeben  ist.  Nur  weil  dieser  ohne^einen  redaktionellen  Teil  nicht 
absetzbar  ist,  belastet  er  seine  Ware  mit  diesem  kostensteigerndeu 
Element.  Es  wäre  seinen  Interessen  besser  gedient,  wenn  derselbe 
entbehrt  werden  könnte.  Für  den  Anzeigenteil  Anonjanität  zu  fordern, 
fällt  ihm  gar  nicht  ein.     Im  Gegenteil. 

Muß  so  der  dieser  ganzen  Abhandlung  zugrunde  gelegte  Gedanke 
abgelehnt  werden,  so  gilt  dies  nicht  weniger  von  den  meisten  aus  der 
Praxis  des  Redaktionsbetriebes  geschöpften  Ausführungen  der  Schrift, 
welche  das  Bestehen  einer  kollektiven  Produktionsweise  für  den  Zei- 
tungsinhalt  voraussetzen,  wie  sie  in  Wirklichkeit  nirgends  besteht. 
Völlig  widersprochen  werden  muß  dem  S.  21  der  Schrift  geltend  ge- 
machten Grunde  gegen  die  Namensnennung,  dafS  die  Anonymität  es 
der  Redaktion  einer  Zeitung  ermögliche,  durch  > irreführende  Datierung 
oder  Chiffrierung  eines  Artikels  den  Verdacht  der  Täterschaft  sofort 
abzulenken«.  Dem  Herrn  Verfasser  ist  dabei  wohl  nicht  gegenwärtig 
gewesen,  zu  welchen  Verwicklungen  und  Verdächtigungen  gänzlich 
Unschuldiger  ein  solches  auch  sittlich  recht  bedenkliches  Verfahren 
führen    kann    und    daß  er  damit  einen  Mißbrauch  zugibt,    zu  dem  das 
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herrschende  System  führt  und  auf  dessen  Beseitigung  Bedacht  genom- 
men werden  sollte.  — r. 


J^  c  i  n ,     G.    K.,    Abessinien.      Eine    Landeskunde.      Nach    Reisen    und 
Studien   in    den  Jahren    1907    bis    1913.     Bd.   i:    Geschichte,  Diplo- 
matie,   Religion,    Recht;    Bd.    2:    Handel,    Verkehr,    Landwirtschaft. 
XII  u.  495,  XIX  u.  358  Seiten,  28  Tafeln,   i  Karte.     Berlin  1918  bis 
1919,  Dietrich  Reimer. 
Abessinien   ist   in  Deutschland   bisher  wenig  bekannt  und  deshalb 
meist  nicht  richtig    bewertet  und  gewürdigt  worden.     Das  vorliegende 
Werk  Rein^    sucht    dem  Mangel    abzuhelfen    und    uns  mit  dem  Lande 
luid    seinen    Bewohnern    vertraut    zu    machen.      Der    Verf.    gibt    im 
1.    Bande    vor    allem    eine    recht    anschauliche    Darstellung    der    Ge- 
schichte Abessiniens,  dann  werden  dessen  diplomatische  Verhandlungen 
und    Verträge    mit    den    Großmächten,    die    religiösen    Zustände    und 
schließlich  die  Rechtsverhältnisse  behandelt.     Der  Gedanke  der  staat- 
lichen Rechtspflege    sitzt    bereits    tief   im    Volksbewußtsein    fest.     Am 
höchsten    entwickelt    ist    das    Zivilrecht ;    es    lehnt    sich    eng   an    das 
semitische  und  das  römische  Recht  an.     Das  Strafrecht  entspricht  am 
"wenigsten    europäischen  Anschauungen,    namentlich    was    die   Art    der 
Strafen  betrifft ;  doch  ist  nicht  außer  acht  zu  lassen,  daß  auch  in  Straf- 
sachen  ein  geregeltes  Gerichtsverfahren    stattfindet  und  überdies,    daß 
sich    die  Zustände    bei    so    abweichender   Allgemeinkultur    nicht    ohne 
weiteres  mit  unseren  heimischen  vergleichen  lassen.  Der  Volkscharakter, 
Tradition    und  Erziehung    bedingen    schon    ganz  andere  Strafen  als  in 
Europa. 

In  Godjam,  Gondar,  Schoa  und  in  dem  Wiegenlande  der  abessini- 
schen  Nation,  in  Tigre,  ist  die  Bevölkerung  längst  seßhaft  geworden. 
In  den  mittleren  Provinzen  kommt  Wohnsitzwechsel  noch  oft  vor,  so 
daß  man  die  Bewohner  als  Halbnomaden  bezeichnen  kann;  auch  in 
den  neuerworbenen  östlichen  Gebieten  wird  sich  allem  Anschein  nach 
■der  Uebergang  vom  Nomaden  zum  Ackerbürger  bald  vollziehen. 
Abessinien  ist  Agrarstaat  und  jeder  Abessinier,  der  noch  keinen  Besitz 
hat,  strebt  danach,  Kleinbauer  zu  werden. 

Die  Vorbedingungen  und  den  Betrieb  der  Landwirtschaft,  sowie 
die  Kultur  der  wichtigsten  Nutzpflanzen,  schildert  R.  im  2.  Bande 
recht  ausführlich.  Fast  zwei  Drittel  des  Umfanges  dieses  Bandes  aber 
sind  der  Entwicklung  des  Handels  und  des  Verkehrswesens  von  der 
ältesten  bis  in  die  neueste  Zeit  gewidmet.  Angesichts  der  zu  er- 
wartenden neuerlichen  Betätigung  Deutschlands  auf  dem  Weltmarkte 
ist  die  eingehende  Behandlung  der  wirtschaftlichen  Beziehungen  Abes- 
siniens zum  Auslande  sehr  zu  begrüßen.  Besondere  Abschnitte  be- 
treffen den  Handel  Deutschlands  mit  Abessinien,    die  französisch-abcs- 
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sinische  Eisenbahnlinie  von  Dschibuti  nach  Addis -Abeba,  die  Handels- 
straßen, Post,  Telegraph  und  Telephon  usw. 

Mit  dem  abessinischen  Staatswesen  wird  der  Leser  auf  S.  210 
bis  237  des  2.  Bandes  vertraut  gemacht.  Bemerkenswert  ist  die  in 
jüngster  Zeit  erfolgte  Entwicklung  zu  verstärkter  Zentralisation.  Die 
kaiserliche  Macht  erfuhr  eine  ganz  ausgiebige  Steigerung,  während  die 
Macht  der  örtlichen  Fürsten  verringert  wurde.  Unter  Menelik  IL 
wurden  u.  a.  die  Gebiete  der  früher  praktisch  unabhängigen  Galla- 
stämme  dem  Reiche  fest  angegliedert  und  ihre  Bevölkerung  geht  wohl 
in  kürzester  Zeit  auch  der  bisherigen  kulturellen  Sonderarten  verloren - 
Die  Häuptlinge  sind  heute  nichts  als  einfache  Verwaltungsbeamte  der 
Zentralregierung.  —  Ein  eigentlicher  Adel  ist  nicht  vorhanden,  doch 
hebt  sich  ein  bevorzugter  Herrenstand  von  der  Volksmasse  ab.  —  Die 
Einkünfte  des  Reichs  setzen  sich  zusammen  aus  Steuern  und  Zollein- 
nahmen. Ueber  diese  Einkünfte  verfügt  der  Kaiser  ohne  Kontrolle 
seiner  Regierung,  auch  ist  er  zur  Rechnungslegung  nicht  verpflichtet. 
Ueberdies  zieht  der  Staat  Einkünfte  aus  der  Beteiligung  am  HandcL 
Besonders  hingewiesen  sei  auf  die  Verbindung  von  richterlicher  und 
militärischer  Gewalt,  die  i?.  in  dem  Abschnitt  »Verwaltung«  beschreibt. — 
In  dem  Werke  ist  eine  große  jMenge  von  Tatsachenmaterial  zusammen- 
getragen, das  von  bleibendem  Werte  für  alle  ist,  die  irgendein  Interesse 
an  dem  eigenartigen  afrikanischen  Reiche  haben. 

H.  F  e  h  1  i  n  g  e  r. 
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Eingesendete  Schriften. 

Zur  Beachtung.  Unter  dieser  Rubrik  werden  die  genauen  Titel  aller  von 
Verlegern  oder  Verfassern  der  Redaktion  zugegangenen  Druckschriften  verzeichnet. 
Die  Redaktion  muß  sich  vorbehalten,  aus  ihnen  eine  Auswahl  derjenigen  Bücher  zu 
treffen,  welche  unter  >Literatur«  zur  Besprechung  gelangen  können  und  für  die 
sie  unter  den  Mitarbeitern  der  Zeitschrift  zur  kritischen  Würdigung  geeignete  und  be- 
reite Beurteiler  zu  finden  hofft.  Eine  Rücksendung  unverlangt  eingereichter  Bücher 
erfolgt  in  keinem  Falle. 

I.  Allgemeine  Staats-  und  Sozialwrissenschaft.     Geschichte. 

Brink  m  ann ,  Privatdozent  Dr.  Karl,  Versuch  einer  Gesell- 
schaftswissenschaft München,  Duncker  &  Hurnblot,  1919.  138  S.  8". 
M.  6. —  mit  25%  Teuerungszuschlag. 

Schumpet er ,  Joseph,  Zur  Soziologie  der  Imperialismen.  Tü- 
bingen, J.  C.  B.  Mohr,  1919.     76  S.     M.  3.—. 

Kr  abbe,  Prof.  Dr.  H.,  Die  moderne  Staats-Idee.  Deutsche,  2.  ver- 
mehrte Ausgabe.     Haag,  Martinus  Nijhoff,  1919.     311  S.  s"- 

Schmitt,  Dr.  Jos.,  Staat  und  Kirche.  Bürgerlich-rechtUche  Be- 
ziehungen infolge  von  Säkularisation.  Freiburg  i.  B.,  Herdersche  Ver- 
lagsh.,  1919.     139  S.  8°.     M,  6.—. 

Wu ndt ,  Wilhelm,  Die  Zukunft  der  Kultur.  Leipzig,  A.  Kröner, 
1920.     71  S.  8°.     (Schlußkapitel   aus  Band  10  der  Völkerpsychologie.) 

Bernatzik,  Prof.  Dr.  Edmund,  Republik  und  Monarchie. 
2.  Aufl.  Tübingen,  J.  C.  B.  Mohr,  19 19.  54  S.  8».  M.  2.40,  zuzügl. 
50%  Teuerungszuschlag. 

Geistige  Arbeit  als  Beruf.  Vorträge  aus  dem  Freistudentischen 
Bund.  Erster  Vortrag  Prof.  Max  Weber,  Wissenschaft  als  Beruf. 
München,  Duncker  &  Humblot,  1919.  37  S.  8".  M.  1.50  mit  25% 
Teuerungszuschlag.  —  Derselbe,  Politik  als  Beruf.  67  S.  8^.  ]M.  2. — 
mit  25%. 

Bonsens,  Fritz,  Zehn  politische  Briefe.  Eine  volkstümliche 
Einführung  in  allgemeinpolitische  Fragen.  Breslau,  W.  G.  Korn,  1919. 
61  S.  kl.  8».     M.  2.50  und  10%  Teuerungszuschlag. 

Per  kühn,  Wa  Iter  ,  Durch  Gerechtigkeit  zum  Weltfrieden.  Grund- 
züge zu  einer  Organisation  der  Menschheit  nach  den  Prinzipien  der 
Gerechtigkeit.     Leipzig,  O.  Wiegand,  1919.     44  S.  8°- 
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JaenscJi,  Prof.  Dr.  E.  R.,  Die  Friedensfrage  im  Zusammenhang 
mit  Bildungs-  und  Kulturproblemen  der  Gegenwart.  Leipzig ,  Joh. 
Ambr.  Barth,  19 19.   16  S.  80  Pfg.  (»Wissenschaft  und  Leben«  Heft  i.) 

Hamburger,  Dr.  Ernst  und  Mosich,  Ernst,  Die  Er- 
öffnungsbilanz der  deutschen  Friedenswirtschaft.  Statistische  Materialien 
mit  Erläuterungen  in  allgemeinverständlicher  Darstellung.  Oldenburg, 
G.  Stalling,  1919.     34  S.  8«. 

Pott  hoff,  Dr.  Heinz,  Aufgaben  und  Rechte  der  Betriebs- Rate. 
Nach  einem  Vortrage  in  der  Versammlung  der  Betriebs-Räte  Münchens. 
Münchener  Volksbuchhandlung,  1919.     20  S.  8". 

G  r  af ,  Georg  Engelbert,  Die  Landkarte  Europas  gestern 
und  morgen.     Berlin,  Paul  Cassirer,  1919.     271  S.  8". 

Ostdeutschland.  Sonderheft  der  Europäischen  Staats-  und  Wirt- 
schafts-Zeitung. Herausgeber:  Anton  Hofrichter.  (IV.  Jhg.  Nr.  19— 21.) 
64  S.  8".     M.  2.—. 

Ztir  europäischen  Politik.  Unveröff.  Dokumente  hrsg.  von  B.  Schwert- 
feger,  Bd.  5 :  Revanche-Idee  und  Panslavismus.  Belgische  Gesandt- 
schaftsberichte zur  Entstehungsgeschichte  des  Zweibundes.  Li  amtl. 
Auftr.    bearbeitet    von    W.    Köhler.      Berlin,    Reimar    Hobbing,    1919. 

335  S.  s«.  .    .    .       !  . 

Kat  zen  el  so  n ,  Hans ,  Was  ist  in  Rußland  sozialistisch  r  Berlin, 
Vereinigung  zur  Bekämpfung  des  Bolschewismus  (1919).     12  S.  8°. 

Täubl er ,  Alexander,  Eine  Verteidigtmg  der  Bolschewiki. 
Politische  Betrachtungen  eines  österr.  Sozialdemokraten  in  der  russischen 
Kriegsgefangenschaft.     Wien,  W.  Müller,  1919.     48  S.  8".     M.  2.80. 

Mu  ekle.  Fr  ie  drich  ,  Das  Kulturideal  des  Sozialismus.  München, 
Duncker  &  Humblot,  1919.  239  S.  s"-  M.  12.^  mit  25%  Teuerungs- 
zuschlag. 

G  i  a  c  omett  i ,  Dr.  Zaccaria,  Die  Genesis  von  Cavours  Formel: 
Libera  chiesa  in  libero  stato.  Aarau,  Sauerländer  &  Co.,  1919.  114S.  S**. 
M.  4.20.     (Züricher  Beiträge  zur  Rechtswissenschaft  LXXIL) 

Fbigschriften  der  „Stimmen  der  Zeit"  7.  Heft:  Demokratie  und 
Weltanschauung  von  H.  Sierp  S.  J.  23  S.  —  8.  Heft:  Um  die  Zukunft 
der  deutschen  Missionen  von  A.  Väth  S.  J.  25  S.  —  9.  Heft :  Der 
deutsche  Rätegedanke  und  dessen  Durchführung  von  C.  Noppel  S.  J. 
29  S.  —  10.  Heft:  Der  Dekalog  die  Grundlage  der  Kultur  von  Bernh. 
Duhr  S.  J.  31  S.  —  II.  Heft:  Die  Erblichkeitsforschung  und  die 
Wiedergeburt  von  Familie  und  Volk  von  Herrn.  Muckermann  S.  J. 
24  S.  —  12.  Heft:  Die  soziale  Revolution  von  C.  Noppel,  32  S.  8®- 
Freiburg  i.  B,,  Herdersche  Verlagsh.,  1919.     Jedes  Heft  75  Pfg. 

Studies  in  History,  Economics  and  Public  Law  ed.  by  the  Faculty 
of  Political  Science  of  Columbia  University.  Vol.  LXXXH  Nr.  2 : 
Murchison,  C.  T.,  Resale  price  maintenance.  202  p.  8".  $  1.50.  — 
Vol.    LXXXIV   Nr,  2:    Caldwell,    W'.  E.,    Hellenic    conceptions    of 
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peace.  13Q  S.  S».  $  1.25.  —  Vol.  LXXXVIII  Nr.  i:  Carman,  N.  J., 
The  Street  surface  railway  franchises  of  New  York  City.  259  S.  8  '. 
S;  2. —  New  York,  Longmans,  Green  &  Co.,  19 19. 

IVeber,  Marianne,  Frauen/ragen  und  Frauengedanken.  Ge- 
sammelte Aufsätze.  Tübingen,  J.  C.  B.  Mohr,  1919.  279  S.  8".  M.  8. — 
und  50%  Teuerungszuschlag. 

II.  Rechtswissenschaft. 

Radbruch,  Prof.  Dr.  Gustav,  Einführung  in  die  Rechtswissen- 
schaft. 3.  Aufl.  Leipzig,  Quelle  &:  Meyer,  1919.  205  S.  8».  Geb. 
M.  3. —  (»Wissenschaft  und  Bildung«  79.) 

Flugblätter  für  Deutschüsterreichs  Recht,  hrsg.  von  Dr.  J.  Wotavva. 
Nr.  38:  Dr.  W.  Winkler ,  Die  Gemeindewahlen  in  Deiüschböhmen  — 
eine  Volksabstimmung.  Nr.  39 :  De  r  s.,  Die  Tschechen  in  Wien.  Wien, 
A.  Holder,   1919.     19  u.  32  S.  8". 

Ratz,  Y)v.  Ediü  in,  Der  internationale  Rechtshof.  Berlin,  Walther 
Rothschild,  1918.     97  S.  §'•     ^^-  4--0. 

Ni  edner ,  Reichsgerichtsrat  Alexander,  Sozialisierung  der 
Rechtspflege.     Leipzig,  Werner  Klinkhardt,  o.  J.  53  S.  S**.     M.   1.35. 

Schilling,  Otto,  Das  Völkerrecht  nach  Thomas  von  Aquin. 
Freiburg  i.  B.,  Herdersche  Verlagsh.  1919.  58  S.  8".  M.  2.20.  (Das 
Völkerrecht,  hrsg.  v.  Godehard  Jos.  Ebers,  7.  Heft.) 

Schmidt,  Prof.  Dr.  Richard,  Die  Grundlinien  des  deutscher. 
Staatswesens.  Leipzig,  Quelle  &  Meyer,  1919.  229  S.  8°-  M.  3. — 
(;> Wissenschaft  und  Bildung«    153.) 

Stier-Somlo,  Prof.  Dr.,  Die  Vcffasswtg  des  Deutschen  Reichs 
vom  II.  August  191g.  Bonn,  Marcus  &  Weber,  1919.  160  S.  8". 
}.I.  6. — .  mit  Teuerungszuschlag  M.  6.60. 

Zorn,  Dr.  F h. ,  Die  deutsche  Reichsverfassung.  3.,  verbesserte 
Aufl.  Leipzig,  Quelle  &  Meyer,  1919.  133  S.  8".  geb.  M.  1.50.  (>  Wissen- 
schaft und  Bildung-;<   lO.") 

Festgabe  der  Bonner  Juristischen  Fakultät  für  Karl  Bergbohm  zum 
yo.  Geburtstage.  Bonn,  Marcus  &  Webers  Verlag,  19 19.  287  S.  8. 
M.  15.-. 

Albert  Hänel,  Drei  akademische  Reden  zu  seinem  Gedächtnis 
von  den  Proff.  O.  Baumgarten,  M.  Liepmann,  W.  Jellinek.  Kiel, 
Lipsius  &  Tischer,   1919.     30  S.  8^. 

Bendix,  Dr.  Ludwig,  Obrigkeitsstaat,  Richtertum  tmd  Anwalt- 
schaft unter  bes.  Berücksichtigung  des  Strafrechts.  Vortrag.  Berlin, 
Spaeth  &  Linde,  1919.     42  S.  8«. 

III.  Allgemeine  Volkswirtschaftslehre. 
Kaulla,    Prof.    Dr.  Rudolf,    Ueber   das   Verhältnis    der    Volks- 
zuirtschafislehrc   zur  Rechtswissenschaft  und  zur  Politik.     Ist  die  Volks- 
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wirtschaftslehrc  eine  selbständige  Wissenschaft?  Berlin,  W.  Rothschild, 
1919.     51  S.  8"'     M.  2.40. 

PI  enge,  Die  Zukunft  Deutschlands  und  die  Zukunft  der  Staats- 
züissenschaff.  Ein  Weckruf  an  den  staatswissenschaftlichen  Nachwuchs. 
Essen,  G.  D.  Baedeker,  19 19.     67  S.     M.  3.—. 

Spann,  Prof.  Dr.  Othmar,  Vom  Geist  der  Volksivirtschaftskhre. 
Antrittsrede.     Jena,  G.  Fischer,  1919,  48  S.  8".     M.  3.—. 

Lief  mann ,  Robert,  Grundsätze  der  Volkswirtschaftslehre . 
11.  Band:  Grundlagen  des  Tauschverkehrs.  Stuttgart.  Deutsche  Ver- 
lagsanstalt, 1919.     858  S.  8". 

Ha  i  ni  s  c  h ,  Dr.  Michael^  Ist  der  Kapitahins  berechtigt .-  Vor- 
aussetzungen und  Grenzen  des  Sozialismus.  Wien,  F.  Deuticke,  19 19. 
100  S.  8». 

Schneider,  Alexander,  Geldreform  als  Voraussetzung  der 
Wirtschaftsgesundung.  München,  Becksche  Verlagsbuchh.  1919.  93  S.  8'. 

Neuere  Erhebungen  von  Wirtschaftsrechnungen  im  In-  und  Auslande. 
Bearbeitet  im  Statistischen  Reichsamte,  Abt.  für  Arbeiterstatistik.  Berlin, 
C.  Heymanns  Verlag,  191 9.  41  S.  4".  (20.  Sonderheft  zum  Reichs- 
Arbeitsblatt.) 

Schriften  des  Vereins  für  Sozialpolitik.  Bd.  151:  Monographien  aus 
dem  Konsumvereinswesen.  3.  Teil:  Der  Stand  der  Gesetzgebung  über 
Erwerbs-  und  Wirtschaftsgenossenschaften  in  den  wichtigsten  Kultur- 
ländern bei  Kriegsausbruch  1914  von  Dr.  L.  Waldecker.  162  S.  8^.  — 
Bd.  157:  Englische  und  preußische  Steuerveranlagung  von  H,  Dietzel. 
62  S.  —  Bd.  158:  Wirtschaftliche  Verhältnisse  Deutsch-Oesterreichs 
hrsg.  von  Dr.  Michael  Hainisch.  171  S.  S».  München,  Duncker  & 
Humblot,  19 19. 

IV.  Spezielle  Volkswirtschaftslehre. 
A.  Allgemeines. 

Ha  cks  ,  Dr.  Ja  hob.  Die  wichtigsten  volkszvirtschaftlichen  Probleme 
der  bürgerlichen  Gesellschaft.  Breslau,  Priebatschs  Verlagsbuchh.  o.  J. 
144  S.  8». 

Schiff,  Emil,  Vergesellschaftung,  Regelung  und  Besserung  der 
Wirtschaft.     Stuttgart,  F.  Enke,  1919.     89  S.  8^ 

Schulz-Mehrin,  Otto,  Sozialisierung  und  Räteorganisation  als 
Mittel  zur  Verbesserung  der  Gütererzeiigung  und  -Verteilung.  Berlin, 
Verlagsabteilung  des  Vereins  deutscher  Ingenieure,  1919.  32  S.  80  Pfg. 
(Ausschuß  für  wirtschaftliche  Fertigung  Nr.   i.) 

Rie ke s ,  Hu g 0  ,  Sozialismus  ist  gemeinwirtschaftlicher  Kapita lis- 
mus.  Eine  Einführung  in  das  Wesen  zukünftiger  Volkswirtschaft. 
Leipzig,  O.  Wiegand,  1919.     116  S.  8^     ^I-  2. — . 

Müller ,    Dr.    August,    Sozialisierung   oder    Sozialismus ?      E i n e 
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kritische  Betrachtung  über  Revolutionsidealc.  Berlin,  Ullstein  (S:  Co. 
1919.     169  S.  kl.  8^ 

Lechtape,  Heinrich,  Der  christliche  'Sozialismus,  die  Wirt- 
schaf tsver fassung  der  Zukunft.  Nach  Heinrich  Pesch  S.  J.  Freiburg 
i.  B.,  Herdersche  Verlagsh.,  1919.     49  S.  8".     M.  1.50. 

Ha  nisch  ,  Georg,  Weder  Privatkapitalismus  noch  Kommunismus. 
Programm  des  »Freiheitlich  sozialistischen  Volksvcreins<:.  Wien, 
W.  Müller,  1919.     20  S.  8».     M.  i.— . 

Wisse  l ,  R  u  d 0  If  ('Reichswirtschaftsminister  a.  D.),  Praktische 
Wirtschaftspolitik.  Unterlagen  zur  Beurteilung  einer  fünfmonatlichen 
Wirtschaftsführung.  Berlin,  Verlag  Gesellschaft  und  Erziehung,  191Q. 
137  S.  8^     M.  5.-. 

Brandt,  Dr.  Otto,  Planwirtschaft.  Berlin-Friedenau,  Verlag 
Freie  Wirtschaft,  o.  J.     (Gegen  die  Zwangswirtschaft,  Heft  3.) 

B.  Landwirtschaft. 

Bücher,  Dr.  H.  imd  Fickendey,  Dr.  E.,  Die  Oelpalme  (Elaeis 
guineensis).  124  S.  8°  und  46  Abbildungen.  Berlin,  1919.  (Auslands- 
wirtschaft in  Einzeldarstellungen,  hrsg.  vom  Auswärtigen  Amt  Bd.  2.1 
M.  20. — . 

Untersuchungen  betreffend  die  Rentabilität  der  schiveiz.  Landwirtschaft 
im  Erntejahr  igiJliS.  Bericht  des  Schweiz.  Bauernsekretariats  an  das 
Volkswirtschaftsdepartement.     Luzern,  Keller  &  Co.,  1919.     179  S.  8». 

Maßnahmen  zur  Bekämpfung  der  Entvölkerung  der  Berg-  und  Land- 
gemeinden. Gutachten,  erstattet  vom  Schweiz.  Bauernsekretariate  Brugg 
1919.     144  S.  8^. 

Hartig,  \^\^\.-\\\g.  Er  n  s  t  S  i  e  gf  r  i  d ,  Landstädte  und  Land- 
gemeinden sowie  ländl.  Genossenschaften  als  Träger  und  Mittelpunkte 
technischer  Kultur  und  zweckmäßiger  Energiewirtschaft.  Leipzig,  A. 
Deichertsche  Verlagsbuchh.,  1919.     70  S.  8". 

Jahresbericht  des  Generalverbandes  der  dentscheii  Raifeiseji- Genossen- 
schaften für  igi8  und  Ergebnisse  der  Statistik  für  191 7  oder  191 7/18. 
Berlin,  Selbstverlag,   1919.     185  S.  Fol. 

Siegel,  Dr.  Wilhelm  (Rechtsanwalt),  Das  Recht  des  Gemiise- 
ziichiers.     Wien,  W.  Frick,   191 9.     54  S.   12". 

C.  Gewerbe. 

Die  Hauptindustrien  Belgiens  Teil  II:  Industrien  der  Metallverarbeitung. 
Hrsg.  von  der  Landesstelle  Belgien  für  Rohstofferhebung.  München, 
<.'.)ldenbüurg,   1919.     235  S.  4". 

LIaenger,  Dr.  Wilhelm,  Die  Musikinstrumenten- Luhistrie.  Tü- 
bingen, J.  C.  B.  Mohr,  1919.  43  S.  8°-  M.  2.—  zuzügl.  50%  Teue- 
rungszuschlag. (Ueber  den  Standort  der  Industrien  von  Alfr.  Weber, 
Heft  4). 
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B or giu  s ,  Dr.  Walther ,  Z.iir  Sozialisierung  des  Bückerivesens . 
Berlin,  Verlag  Neues  Vaterland,  1919.  (S.-A.).  53  S.  S».     M.  3. — . 

Jahresberichte  der  sächsischen  Gewerbeaiifsichtsbeamtenfür  1^14 — ig  18 
nebst  Berichten  der  sächs.  Berginspektoren.  Sonderausgabe  nach  den 
vom  Reichs-Arbeitsministerium  veröffentlichten  Jahresberichten  der 
Gewerbe-Aufsichtsbeamten.  Dresden-N.,  Druck  von  C.  Heinrich,  iqio. 
625  S.  8«. 

Jahresberichte  der  Gewerbeauf sichtsbeamten  des  Staates  Württemberg 
für  igi4 — igi8.     Stuttgart,   H.  Lindemanns   Buchh.    1919.     139  S.  s''- 

Jahresbericht  des  Badischen  Gewerbeaufsichtsamtes  für  die  Kriegs- 
jahre igi4 — 1918.  Erstattet  an  das  Arbeitsministerium.  Karlsruhe, 
F.  Gutsch,  1919.     119  S.  8". 

D.   Handel    und    Verkehr. 

Friedrich ,  Prof.  Dr.  E.,  Die  geographische  Verbreitvng  der  wichtig- 
sten Bandeisobjekte.  Frankfurt  a.  M.,  H.  Keller,  1919.  286  S.  s".  (S.-A. 
aus  Andrees  Geographie  des  Welthandels.) 

Henr.  Stephanies ,  Der  Frankfurter  Markt  oder  die  Frankfurter 
Messe.  In  deutscher  Uebersetzung  hrsg.  von  J.  Ziehen,  mit  13  Ab- 
bildungen und  dem  Marktschiff-Gedicht  von  1596.  Frankfurt  a.  INI., 
M.  Diesterweg,  1919. 

Wormser ,  Dr.  Otto,  Die  Frankfurter  Börse,  ihre  Besonderheiten 
und  ihre  Bedeutung.  Ein  Beitrag  zur  Frage  der  Börsenkonzentration. 
Tübingen,  J.  C.  B.  Mohr,  1919.  233  8.  8".  M.  12. —  zuzüglich 
50  %  Teuerungszuschlag. 

Verband  deutscher  Handlungsgehilfen  zu  Leipzig :  Rechenschaftsbericht 
über  das  Jahr  igi8  mit  besonderer  Berücksichtigung  der  Kriegsarbeiten. 
Leipzig,  Selbstverlag,   1919.     48  S.  8«.    60  Pfg. 

E.  A  rb  e  i  t  e  rf  r  a  ge. 

Werne  bürg,  Rechtsanwalt  Dr.,  Streik,  Aussperrung  {Boykott)  und 
Lieferungsverträge.  Berlin,  L.  Siniion ,  191 9.  32  S.  8".  M.  1.40. 
(Volkswirtschaftliche  Zeitfragen,  Heft  304.) 

Kulemann,  W.,  Der  Gewerkschaftsgedanke  in  der  Beaintenbewegung. 
Berlin,  L.  Simion,  1919.     62,  S.  8°.     M.  2.80. 

Die  Verbände  der  Arbeitgeber,  Angestellten  und  Arbeiter  i.  J.  igid 
und  igij.  Bearbeitet  im  Statistischen  Reichsamte,  Abt.  für  Arbeiter- 
statistik.    Berlin,  C.. Heymann,   1919.     65  S.  Fol.     M.  8.40. 

F.  Z  e  i.t  11  n  g  s  k  u  n  d  e. 

Mohr.,  Dr.  Martin,  Zeitung  7ind  Nette  Zeit.  München,  Duncker  vV 
Humblot,  1919.     96  S.  8'- 

Jöhlinger,  Dr.  Otto,  Zeitungswesen  und  Hochschnlstudiutn.  Jena, 
"r.  Fischer,  1919.     179  S.  80. 
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Braun,  Adolf,  Die  Anonymität  in  der  Presse.  Berlin,  J.  Sprin- 
ger, 1918.     38  S.  8". 

Hansen,  Ferdinand,  An  open  letter  io  an  engiish  officer  and 
incidentalty  to  the  engiish  people.     Hamburg,  1919.     86  S.  8". 

Bücher,  Karl,  Lebenserinnerungen.  I.  Bd.  (1847 — 1892).  Tü- 
bingen, H.  Lauppsche  Buchh.,  1919.  462  S.  8.  M.  15.—  zuzügl, 
50  %  Teuerungszuschlag,  geb.  M.  20. — . 

V.  Finanzwissenschaft. 

Pi  Star  ins,  Dr.  z».,  Unser  Steuerrecht.  Eine  Vortragsreihe.  Stutt- 
gart, W.  Kohlhammer,   1919.     274  S.  8".     M.  %.—.  . 

Fleisc  hma  n  n  ,  Dr.  Julius  ,  Die  genaue  Erfassung  des  steuer- 
pflichtigen Vermögens  und  Einkommens  durch  Anzvendung  wirksamer 
Kontrollen.     Stuttgart,  Metzlersche  Verlagsbuchh.  o.  J.    36  S.  8°. 

Günther,  Dv.  E.,  Progressivstetier  oder  Konfiskation?  Versuch 
einer  Tarifkonstruktion  auf  wissenschaftlicher  Grundlage.  Berlin,  Putt- 
kammer &  Mühlbrecht,  1919.     68  S.  8». 

Finanz-  und  volkswirtschaftliche  Zeitfragen  hrsg.  von  Schanz  und 
J.  Wolf.  Heft  58:  O.  Schwarz,  Fitianzpolitik  in  Reich,  Staat  und  Ge- 
meinde. 106  S.  M.  4.20.  —  Heft  59:  Elster,  Karl,  Die  deutsche 
Valutapolitik  nach  dem  Kriege.  68  S.  M.  2.80.  —  Heft  60:  Zimmer- 
mann, Dr.  F.  W.  R.,  Die  Zivilliste  in  den  deutschen  Staaten.  103  S.  8'^. 
M.  3.—.  Heft  61 :  Guradze,  Dr.  Ha  ns,  Die  Bevölkerungsentwicklung 
nach  dem  Kriege.  37  S.  M.  1.80.  —  Heft  62:  Schmidt,  Axel 
(I.andesgeologe),  Die  Steinkohlen  in  Oberschlesien  und  an  der  Saar,  die 
Bedeutung  ihres  Besitze?,  und  die  Folgen  ihres  Verlustes  für  Deutschland. 
40  S.  M.  2.—.  Heft  63:  Rheinboldt,  Dr.  Joseph,  Zur  Kritik  der 
großen  Vermögensabgabe  (Reichsnotopfer).  64  S.  8".  M.  3,40.  Stutt- 
gart, Ferd.  Enke,  1919. 

VI.  Statistik. 

Mombert,  Prof.  Dr.  Paul,  Die  Gefahr  einer  Uebervölkerung  für 
Deutschland.  Tübingen,  J.  C.  B.  Mohr,  1919-  76  S.  8".  M.  2.—  zu- 
züglich 50%  Teuerungszuschlag. 

Beiträge  zur  Kenntnis  der  Lebenshaltung  im  vierten  Kriegsjahre. 
Auf  Grund  einer  Erhebung  des  Kriegsausschusses  für  Konsumenten- 
interessen bearbeitet  im  Statistischen  Reichsamte,  Abt.  für  Arbeiter- 
statistik.    Berlin,  C.  Heymanns  Verlag,  1919.     76  S.  Fol.    M.  7-.—. 

Kaplan-Kogan,'Dr.  Wlad.  W.,  Die  jüdischen  Wanderbewegungen 
in  der  neuesten  Zeit  (1880— 1914).  Bonn,  Marcus  &  Weber,  1919- 
80  S.  8".     M.  4.50. 

Sächsischer  Normalkalender  für  das  fahr  igzo  mit  astronomischen, 
kirchlichen  und  bürgerlichen  Erläuterungen  und  Mitteilungen  bearbeitet 
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von  B.  Pattenhausen.     Hrsg.  vom  Sachs.  Statist.  I.andesamte.    Dresden, 
C.  Heinrich,  o.  J.     74  S.  8"-     M.   1.50. 

Jahresbericht  des  Frankfurter  Vereins  für  Geographie  und  Statistik. 
81. — 83.  Jhg.  1916 — 1919.  Hrsg.  von  Prof.  Dr.  H.  'IVaut.  Frank- 
furt a.  M.,  Gebr.  Knauer,  19 19.     219  S.  8". 

Ergänzungsheft  zu  den  Tabellarischen  Uebersichten  betreffend  den 
Zivilstand  der  Stadt  Frankfurt  a.  AI.,  enthaltend  die  llauptzahlen  aus 
den  Jahren  1^14 — igiS.  Bearbeitet  vom  Direktor  des  Statistischen 
Amtes  Dr.  A.  Busch.     Frankfurt  a.  M.,  1919.     16  S.  Lex.  g"- 

Oesterreichische  Statistik.  Neue  Folge.  Hrsg.  von  der  Statistischen 
Zentralkommission.  Bd.  II,  Heft  3  und  Bd.  IV,  Heft  3 :  Ergebnisse 
der  Volkszählung  vom  31.  XII.  1910  in  Oesterreich,  3.  Heft  des  II.  Ban- 
des: Die  Oesterreicher  im  Auslande  und  3.  Heft  des  IV.  Bandes: 
Haushaltungsstatistik.  103  und  166  S.  4".  —  Bd.  XVIII,  Heft  2: 
Statistik  der  Banken  1914  und  1915.  61  S.  4'^'.  Wien,  K.  Gerolds 
Sohn,   1918. 

Damnarks  Statistik,  Tabelvaerk  V.  R.  Litra  A  Nr.  13:  aegteskaber, 
fodte  og  dode  i  aarene  I911 — 1915.  97  S.  4".  Kr.  3. —  Litra  D 
Nr.  32/6:  Danmarks  vareindforsel  og  udforsel  i  aaret  1914.  233  S.  4". 
Kr.  4. —  191 5:  288  S.  4".  Kr.  4. —  191 6:  234  S.  4".  Kr.  4.—  191 7: 
210  S.  4".  Kr.  4. —  Litra  E  Nr.  10:  Vurderingen  til  ejcndomsskyld 
pr.  I.  Juli  1916.  226  S.  4".  M.  4.50.  —  Nr.  11:  Kommune  =  og 
havneregnskaber  1910/11  —  1914/16.  Udg.  af  det  statistiska  departe- 
ment.    Kobenhavn,  Gyldendalske  Boghandel,  1919.    120  S.  4".    Kr.  4.50. 

Statistisk  Arsbok  för  Sverige  sjätte  argangen  1919.  Utg.  av  kungl. 
statistiska  centralbyran.    Stockholm,  Norstedt  &  Söner,  1919.    316  S.  8». 

Statistische  Vierteljahrs- Berichte  des  Kantons  Basel-Stadt  hrsg.  vom 
Statistischen  Amt.  9.  Jhg.  Nr.  2.  32  S.  8^. 

Mitteilungen  des  Statistischen  Amtes  des  Kantons  Basel-Stadt  Nr.  35: 
Bautätigkeit  und  Wohnungsmarkt  191 8.  Basel,  C.  F.  Lendorff,  1919. 
30  S.  8«. 

Die   Hausbesitzverhältnisse   der   Stadt  Basel.     Aus   den   Ergebnissen 
der  Häuserstatistik  von  1910.     Bearbeitet  von  Dr.  C.  Higg.     16  S.  4". 
(S.-A.  aus  der  Ztschr.  f.  Schweiz.  Statistik  und  Volkswirtschaft.) 
(Abgeschlossen  den  8.   November   1919.) 
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